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Vorwort. 


Hiine  Monographie  über  das  Recht  eines  Handelszweiges 
von  der  Bedeutung  des  Commissionshandels  bedarf  wohl  keiner 
besonderen  Rechtfertigung.  Eine  befriedigende  Lösung  meiner 
Aufgabe  schien  mir  unmöglich,  wenn  nicht  einerseits  trotz 
der  abweichenden  Begrenzung  des  Hgb.  von  dem  weiteren, 
die  Spedition  in  sich  schliessenden  Begriffe  der  Commission 
ausgegangen  und  andererseits  behufs  passender  Ausfüllung 
der  vom  Hgb.  offen  gelassenen  Lücken  das  handelsrechtliche 
Institut  stets  an  seine  Basis,  das  Mandat,  angeknüpft  wurde. 

Da  in  einem  allgemeinen  Theile  alle  jene  Rechtssätze 
zusammengefasst  sind,  welche  auf  jede  handelsrechtliche 
Commission,  soweit  es  die  Natur  des  aufgetragenen  Geschäftes 
überhaupt  zulässt,  Anwendung  finden,  so  konnte  der  beson- 
dere ,  der  Barstellung  der  wichtigsten  einzelnen  Commissionen 

gewidmete  Theil  um  so  knapper  gehalten  sein.  Die  Versicherungs- 
Commission  wurde,  obwohl  bereits  ausgearbeitet,  mit  Rück- 
sicht darauf,  dass  das  V.  Buch  des  Hgb.  in  Oesterreich 
gesetzliche  Geltung  vorläufig  noch  nicht  erlangt  hat,  ganz 
weggelassen. 


^^£vSr3i 

em. 

»**  ■ 

i'    -  f,  •   . 

•  t      •    ,  .- 

^-'K,"        , 

^■'-■. 


f 


.1 


t 


—    VI   — 

Manche  noch-  im  Slass  befindliche,  anfertige  Frage,  z.  B. 
die  Frage,  inwieferne  der  Committent  das  Recht  habe,  das 
Geschäft  als  nicht  für  seine  Rechnung  geschlossen  zuräck- 
znweisen  (§.  22  d)  etc.  Oi  glaubte  ich  eingehender  behandeln  zu 
dürfen ,  um  sie  von  allen  Seiten  zu  beleuchten  und  das  Princip, 
das  ich  gegenüber  den  bisherigen  Schwankungen  in  der  Theorie 
und  Praxis  aufzustellen  versuchte,  in  seinen  Consequenzen 
zu  erproben.  Um  den  Geist  mancher  Bestimmungen  des  Hgb. 
richtig  zu  erkennen,  durfte  es  nicht  verschmäht  werden, 
tiefer  zu  den  Quellen  derselben  hinabzusteigen  und  die  Vor- 
arbeiten des  Hgb.,  insbesondere  die  in  diesem  Theile  besonders 
lehrreichen  Protokolle  der  Nürnberger  Conferenz,  nutzbar 
zu  machen.  Die  Mittheilungen  aus  diesen  Vorarbeiten  — 
ebenso  die  Hinweise  auf  die  fremden  Gesetzgebungen,  die 
gerichtlichen  Entscheidungen  und  die  Citate  aus  den  Schrift- 
stellern —  habe  ich  übrigens  in  die  eben  deshalb  zuweilen 
sehr  umfangreich  gewordenen  Noten  und  Anmerkungen  zu 
jenen  Stellen  des  Textes,  in  welchen  sich  meine  Ansicht  über 
die  betreffenden  Fragen  ausgesprochen  findet,  verwiesen 
und  so  den  Leser  in  den  Stand  gesetzt,  auf  Grund  eigener 
Kennt niss  des  vollständigen  Interpretationsmaterials  meine 
Ansicht  nachzuprüfen  oder  die  Schwierigkeiten  selbstständig 
zu  lösen. 

Ich  war  von  dem  Bestreben  geleitet,  nichts  Wichtiges, 
das  in  den  juristischen  Rahmen  der  Commission  hineingehört, 
ungesagt  zu  lassen  und  nichts  Bedeutenderes,  das  über  die 
einschlägigen  Fragen  in  der  mir  zugänglichen  älteren  (be- 
sonders in  Casaregis)  und  neueren  Literatur  geschrieben 
worden,  zu  vernachlässigen.  Dass  ich  die  Entscheidungen  des 


1)  Es  bedarf  der  Hervorhebang,  das.s  die  Namerirang  des  §  22  a  nicht 
auf  einem  systematischen  Eintbeilongsgraude,  sondern  einfach  darauf  beruht, 
dass  nur  auf  diese  Weise  ein  —  leider  zn  spät  entdeckter  —  Drackfehler  in 
der  Paragraphen-Namerirung  einigerma^S'.n  corrigirt  werden  konnte. 


—    VII    — 

Reichsoberhandelsgerichtes*)  in  Leipzig,  diese  viva  vox  des 
Handelsrechtes,  sorgfaltig  zu  verwerthen  bemüht  war,  dürfte 
als  selbstverständlich  erscheinen ,  da  ja  diese  Entscheidungen 
in  den  meisten  Fällen  den  Stempel  einer  in  glücklichster 
Weise  erfolgten  Verbindung  einer  genauen  Kenntniss  der 
Praxis  und  der  wissenschaftlichen,  juristischen  Principien  in 
sich  tragen. 

Der  kosmopolitische  Charakter  des  Handelsrechtes, 
welches,  wie  kein  anderer  Theil  des  Privatrechtes,  die  Tendenz 
hat,  die  individuelle  Färbung  einer  besonderen  Nation  abzu- 
streifen, macht  es  noth wendig,  in  jeder  handelsrechtlichen 
Arbeit  auch  die  fremden  Rechte  in  den  Kreis  der  Betrachtung 
zu  ziehen;  dies  muss  umso  mehr  rücksichtlich  des  wirthschaft- 
lieh  vorwiegend  in  die  Ferne  wirkenden  Commissionshandels 
geschehen.  Das  mit  dem  deutschen  Hgb.  beinahe  durchaus 
übereinstimmende  ungarische  Hgb.  ist  meist  in  den  Text 
selbst  aufgenommen  worden;  die  anderen  in  den  Noten  und 
Anmerkungen  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Aus- 
landes sind  rücksichtlich  der  wichtigeren  europäischen  Länder, 
nm  die  Uebersichtlichkeit  und  praktische  Brauchbarkeit  zu 
erleichtern,  in  dem  Gesetzregister  zusammengestellt.  Die 
fremden ,  gesetzlichen  Bestimmungen  glaubte  ich  übrigens  im 
Original  mittheilen  zu  sollen,  da  eine  üebersetzung  doch 
immer  mehr  oder  weniger  den  Makel  der  Unzuverlässigkeit 
trägt,  daher  namentlich  für  den  Praktiker  unbrauchbar  bleibt, 
da  ich  ausserdem  zugleich  bemüht  war,  für  den  Sprach- 
unkundigen den  Inhalt  aus  dem  Zusammenhange  deutlich 
hervortreten  zu  lassen.  Bei  der  Vergleichung  der  fremden 
Rechtssätze  unter  einander  und  mit  den  einheimischen  zeigt 
sich    übrigens,     dass    das   Commissionsgeschäft    im    Ganzen 


^  Dieselben  sind  anter  der  Abkürzung :  B.  0.  H.  G.  nach  der  von 
den  BAthen  des  Gerichtshofes  herausgegebenen  Sammlung  citirt  und  bis 
Band  XXIII  incl.  benfitzt. 
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eselbe  jariatische  Physiognomie  trägt  —  faci«s  non 

na,    nee  diveraa    tarnen    —    eine   TJebereinstimmnng, 

ä  Ueberzeugung  weckt,    dasa  dieses  —  in  unserem 

rdings  in  manchen  ßicbtangen  mit   schöpferisclier 

igestaltfite  —  ßeuhtsinstitat  aus  gesunden  Wurzeln 

t. 

die  Ausarbeitung  der  Register  bin  ich  Herrn  Dr.  jr. 

iteralicht  zu  Dank  verpflichtet. 

3  dieser  Beitrag  für  die  rastlos  vorwärts  strebende 

aft  des  Handelsrechtes  und  für    die  praktische  Be- 

desselben  nicht  ohne  Nutzen  sein. 

:ii,  im  März   !S70. 


Einleitung. 

§.  1. 

M 

Skizze  der  geschichtlichen  Entwicidung  des  Commissions- 
geschäftes;  Rechtsquellen;  Literatur. 

J/as  Bedürfniss,  die  Besorgang  von  Geschäften,  welche 
man  selbst  weder  ausführen  will,  noch  aas  führen  kann  ,  in 
fremde  Hände  zu  legen,  ist  im  Bechtsleben  die  Entstehnngs  - 
quelle  des  Mandatsvertrages ;  im  Handelsverkehre  insbesondere 
musste  sich  die  Nothwendigkeit  eines  solchen  Vertrages  noch 
gebieterischer  geltend  machen ;  hier  musste  die  Unmöglichkeit, 
überall,  wo  Geschäfte  zu  besorgen  waren,  persönlich  zu  er- 
scheinen, besonders  häufig  fühlbar  werden.  Vermag  doch  der 
Kaufmann  nur  selten  seine  Waarenvorräthe  dort  anzuschaffen, 
wo  er  seinen  Sitz  hat,  und  wo  ihm  die  Möglichkeit  geboten 
ist,  sie  wieder  zu  veräussern;  ist  doch  der  Fabrikant  nicht 
immer  im  Stande,  den  Rohstoff  dort  zu  erlangen,  wo  er 
etablirt  ist,  oder  sich  daselbst  einen  genügenden  Absatz  für 
seine  Fabrikate  zu  sichern.  Auch  gehört  es  schon  an  und  für 
sich  zur  Tendenz  eines  jeden  Handelsverkehres  in  seiner  Ent- 
wicklung die  Grenzen  eines  Landes  zu  überschreiten  und  die 
Erzeußrnisse  des  einen  Gebietes  dem  andern  zu  vermitteln. 

Der  Mandatsvertrag  musste  depinach  im  Handelsverkehre 
von  jeher  eine  grosse  Rolle  spielen;  es  ist  klar,  dass  die 
häufige  Bestellung  von  Mandataren,  denen  die  Aufgabe  zu 
Theil  wurde,  bei  Geschäftsabschlüssen  in  der  Fremde,  ins- 
besondere auf  den  Productions-  und  Consumtionsmärkten^  die 
Auftraggeber  za  vertreten,  wesentlich  dazu  beitragen  musste, 
den  Handelsverkehr  zu  erleichtern  und  die  Geschäftsabschlüsse 
zu  vervielfachen;  denn  nun  erst  wurde  es  Käufern  oderVer- 

Grünhat,  Recht  des  Com  nÜBsions-Handels.  1 


äglich,  ohne  aelbst  zur  Stelle  zu  sein,  geschäftticbe 
>n  anzuknüpfen  und  zu  pflegen. 

anflelsreclitliche  Mandatsvertrag  unterscheidet 
on  dem  civil  rechtlichen  Mandatsvertrage  wesentlich 
LS9  jener  auf  die  Besorgung  eines  Geschäftes  gerichtet 
,  das  sich  für  den  Mandanten  als  ein  Handels- 
i.rt.  271—273  H.  G.  B.)  darstellt.')  Trotz  der  sehr 
I  juristischen  Berührungspunkte,  welche  diese  heiden 
1  des  Mandates,  als  zu  demselben  Gattungsinstitut 
Ibstverständlich  darbieten,  fehlt  es  doch  auch  nicht 
ihieden  in  den  Rechtawirkungen.  So  z.  B.  erlischt 
chtliche  Mandat  im  Zweifel  in  Folge  des  Todes  des 
'),    das   handelsrechtliche  Mandat  dauert  dagegen 

fort  (Art.  297,  54  H,  G.  B.)*),  jenes  ist  präsumtiv 
ch  *),  dieses  entgeltlich.^} 

besonders    wichtige    Abart  des   handelsrecht- 

andatsver träges  ist  der  Commlasions vertrag; 

ungewöhnlich   verbreitet ,     die    Ausdehnung    und 

Handelsverkehrs  mächtig  beeinflussend,  ja  zu  einem 
QOthwendigen  Hülfsmittel  des  modernen  Handels- 
itwickelt,  war  der  Commissionshandel  als  solcher  den 
es  Alterthume  unbekannt.  Bei  den  Kömern  gab  es 
tständigen  Kaufleute,  deren  Berufes  gewesen  wäre, 
issig   für   fremde  Rechnung,   sei   es  ausschliesslieli, 

gleichzeitigem  Betriebe  eines  Handelsgewerbes  für 
:hnung,  Handelsgeschäfte  ahzuschliessen.  Im  AlL 
and  der  roraiache  Handelsverkehr  in    der  Verwen- 

portog.  H.  G.  B.  beatimmt  aaaserdem,  dass  beide  Theile  £aaf- 
Igsen  ;   Art.  772;     Dd-ee  o  maiidalo  mercanlil,    quando  eiilre 
im  uhjecio  merconlii  o  commiitario    coutrahe,    üäo   eia    aeii 
e  do  cammxtteiüe. 

Ä2  österr.  bUrgl.  G.  B.,  §.  186  I.  13  preoas.  Lacdr.,  §.  1324 
.,  An.  a003  franz.  code  civil,  Art.  1757  «1.  4  ital.  cod.  cirile. 
portug.  H,  G.  B.  besteht  in  diesem  Punkte  eine  Antinomie  zvi- 
B,  624  einerseits  nnd  Art.  823,  839,  152  andererseits;  die  Fort- 
dels rechtlichen  Mandates  anerfaemit  de  Sampajo  in  dem  auf  S.  34 
etke  Bd.  II.  S.  263,  264. 

004    österr.    hürgl.  G.  B.,    §.  74—79  1.13    preuss.  Landr., 
t  Sachs.  G.B.,    Art.  1986.  1999   franz.  code  th-ii,    Art.  1737. 
'd.  civile. 
770  portug.  H.  G:   0  inaiidato  pödt  aer  graluilo  .  .  . 
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dung  der  Hauskinder  und  Sklaven  als  Institoren  fpraeposifi 
loco  l.  11  §.  6,  D,  de  inst,  act,  14.  3)  die  volle  Befriedigung 
seines  Bedürfnisses  nach  Führung  und  Beschleunigung  der 
Geschäfte.  ®)  Neben  diesen  natürlichen  und  unentgeltlichen 
Agenten  konnte  die  Verwendung  von  anderen  ausserhalb  der 
Familie  stehenden  Personen  als  Gehülfen  des  Handelsgewerbes 
nur  hie  und  da  vorkommen,  jedenfalls  nicht  häufig  genug, 
um  das  Bedürfniss  nach  berufsmässigen  Commissionären  ent- 
stehen zu  lassen  und  deren  Thätigkeit  einen  genügenden 
Spielraum  zu  geben.  Wenn  aber  auch  die  Römer  den  Com- 
missionshandel  als  solchen,  in  der  Art,  wie  er  im  modernen 
Handelsverkehre  geübt  wird,  nicht  gekannt  haben,  so  finden 
sich  dessen  ungeachtet  die  juristischen  Umrisse  des  heutigen 
Commissionsgeschäftes  schon  im  römischen  Rechte  vorge- 
zeichnet. Bei  der  principiellen  Unzulässigkeit  der  Stellver- 
tretung, von  welchem  Principe  man  nur  mannigfache  Aus- 
nahmen^) zuliess,  war  durch  das  Mandat  nach  römischem 
Rechte  eine  Stellvertretung  nicht  gegeben.  Der  Mandatar 
handelte  als  Mittelsperson,  ökonomisch  im  Interesse  des  Man- 
danten, juristisch  aber  selbstständig  ^) ;  er  schloss  zwar  nicht 
für  eigene  Rechnung,  aber  in  eigenem  Namen  das  Rechts- 
geschäft ab,  in  der  Absicht,  hinterher  die  Wirkungen  auf 
den  Mandanten  zu  übertragen.  Daraus  ergibt  sich  aber,  dass 
der  moderne  Commissionär  dem  römischen  Mandatar  in  dem 
juristischen  Typus  sehr  nahe  verwandt  ist.  Bei  dem  einen, 
wie  bei  dem  andern  wird  der  Begriff  einer  Obligation  zwischen 
dem  Auftraggeber  und   dem   Beauftragten   ohne   den   Neben- 


<')  Vgl.  Goidschmidt  Handb.  2.  Anfl.  §.  4L  S.  420,  Note  4:  „Noch  das 
röm.  Recht  hatte  za  solcher  Sonderung  (der  Hülfsgeschäfte  von  dem  eigentlichen 
Handel)  weniger  Anlass,  weil  die  Arbeitstheilang  überwiegend  innerhalb  der 
jamilia,  des  zur  Einzel wirthschaft  gehörigen  Sklavenkreises  stattfand.^ 

^)  Solche  Ausnahmen  waren  bei  dem  Erwerb  des  Besitzes  nnd  Eigen- 
thnma  anerkannt  (Windscheid  Pand.  §.  155,  Anm.  9  [4.  Anf].],  gegen 
Brinz  jetzt  wieder  vertheidigt  von  Zimmermann  Stellvertretende  Neyo- 
tiorum  Gestio  [S.  90 — 102,  vgl.  dazu  Stein  lechner  in  Zeitschr.  f.  Priv.  n. 
öffentl.  Becht  IV.  S.  357,  858],  bei  dem  Pfanderwerb  für  Darlehensford erangen 
[1.2,  C.  4,  27,  Zimmermann  1.  c.  S.  314],  bei  dem  Abschlans  obligatorischer 
Verträge  [Zimmermann  S.  102—122]). 

«)  ünger  System  II,   §90,   N.  26,    Ihering   in  s.  Jahrb.  I.  S.   317, 
Sehen  rl  in  Jahrb.  II,  N.  1. 

1* 


1    einer    Stellvertretung    festgehalten;     für    die    in    • 
m  Mandatsobligation  gegründeten  Rechtsbezieliungen  . 

Committenten   und  Commissionär   änden  daher  auch 
idsätze  des  römischen  Rechtea  volle  Verwerthung. 
ch  im  Mittelalter  lassen  sich  nur  Keime  des  Com- 
[Landels    erkennen,    deren   Entwicklang    erst     einer 

Zeit  vorbehalten  bleiben  sollte.  Lange  Zeit  scheint 
imenda  Aocomandita  oder  Commenda  ')  (eine  Art  der 
ibetheiligang),  den  Zweck  des  Commisionsgeschäftes 
u  haben;  sie  bestand  darin,  dasa  Waaren  von  dem 
dator  einem  Commendatarius  (insbesondere  auch  einem 
Lpitän)  anvertraut  wurden,  damit  dieser  überseeischen 
treibe,  die  "Waaren  in  der  Ferne  verkaufe  und  ent- 
ndere  einkaufe  oder  den  Erlös  in  Geld  mitbringe.  Der 
Gewinn  wurde  je  nach  Uebereinkunft  getheilt;  der 
idatarius  bezog,  gleichsam  als  Commissionär,  eine  ge- 
rovision  und  der    Commendator ,    gleichsam  der  Com- 

hatte  bei  der  Rückkehr  manche  Torrechte,  um  zu 
ligen  zu  gelangen.  Auch  Geldcommenden  (gewöhnlich 
im  genannt) ,    kommen   früh   im   Mittelalter    vor ;    sie 

namentlich  den  Campsoren  gemacht,  um  au  dem  Gre- 
res  Geschäftes  Theil  zu  nehmen.'«) 
ich    den  G^nueser   Statuten'')   war  diese  Accomenda 
cietätsvertrag,  (vgl.  gegen  die  verbreitete,  aber  durch 


Casaregis  DUcurm»  legales  de  comTnereio  (VeneliU  1760}  duc  29 
omendae  denominalio  ab  eodem  verbo  comvtendaTe  procetsii  eo  tanteii 
yroprio ,    quod    stt/nißcat  aliquid    commütere  seil  alieiiae  fidei  crcdsrel 

D.  d«  ■Btrh.  signif.  50,  IS.  Commendare  nihil  aliud  est  quam  de- 
rgl.  Goldachmidt  de  socieCale  eii  commaTulite  3.  4,  Biener 
chtlicha  AbhandlnngeD  S.  Sl,  Neamann  Oeachichte  de»  Wuchers 
ote  3,  FrAmSry  Budes  de  droit  cjmmireial  p.  17.  33  ff.,  182  ff. 
laroni  dizionario  dl  glurlspr.  marit.  e  di  commertiy.  I.  p.  85 — 114, 
]  verwandte  inEbeEiondere  aas  der  tabula  amatphilana  bekknote  Yer- 
litDisB  doT  Oiilonna  oder  Colaatnic  Laband  ia  Goldschmidt 
f.  d.  geB.  Handelar.  VU.  S.  Ji96,  305  ff. 

Ecdemaun  Stadien  in  der  romaaiscb-cauoiiistUchea  Wirthscbafts- 
tslebre.  S.  361  ff.,  Lästig  Entwicklangsveg«  n.  Qaellen  des  Haadels- 
.  2i9,  ders.  in  Goldschmidt  Ztschr.  Bd.  23,  S.   151. 

Vgl.  Härtens    Ursprang    des    Wechselrechts    S.   26    und    Aohang 
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das    Genueser   Statut    geradezu    ausgeschlossene   Auffassung 

als     sodetas     oder    soctetas    tmpropria    oder     soctetas    restricta 

ad  solum    quaestum    aut    lucrum    sine    communtcattone  Cajntalts, 

Casaregis    düc.  29,   N.  1,    2,   3),   sondern    ein    lunominat- 

contraet  (Casaregis  1.  c.  Nr.  8)  durch  den  der  Accomendant 

oder  Accomendator   den  Accomendatar  zum  Institor  bestellte, 

um  Geld  oder  Waaren  zu  übernehmen  uod  damit  gegen  einen 

Gewinnantheil  für  Rechnung  des  Accomendators  Geschäfte  zu 

machen,  einzukaufen   und  zu  verkaufen. 

Vergl.  Casaregis  diso.  29 ^  N,  4.  Accomendae  contradm  .  .  . 
nuüam  societoHs  speeiem  in  se  continet  sed  potius  contradus  specialis 
instUoriae,  in  qua  accomendator  praeponU  accommdatarium  ad  deferen- 
das  pecunias  seu  merces  ad  aliquem  locum  sive  alienum  Emporium  pro  Ulis 
vendendis  ac  implicandis  arhiirio  suo  ad  majorem  vMUtaiem  Äccomen- 
dantis,  quarum  mercium  processum  sive  valorem  in  aliis  mercibus,  vel 
in  pecunia  ad  accomendaiorem  reportare  debeat. 

Wesentlich  gleichartig  war  die  Implicita  i^)^  durch  welche 

der  Implicitans  Gelder   zum  Waareneinkauf  gegen  Provision 

einem  Implicitar  zuwendete. 

Casaregis  JDisc.  29,  N.  6,  7,  El  similiier  dicendum  de  Im- 
plicäay  in  qua  impUcÜans  commiUit  suas  pecunias  implidtario  pro 
emptione  rerum  sive  mercium  ad  majorem  sui  uiüitaiem  et  nuUa  id- 
Circo  inier  hos  duos  contradus  apparet  notdbiUs  differentia^  licet  stände 
forsan  super  rigore  juris  viderdur,  quod  accomenda  sit  potius  con-  * 
iradus  institoriae  specialis  ei  implicita  magis  assimildur  mandato  uni- 
versali;  accidentäliter  tarnen  inier  eos  in  hoc  differunt,  nempe  quod 
accoTnendatarius  pro  mercede  aUft-  sälario  ejus  curae  ac  administraiionis 
hahd  aUquam  quotam  seu  partem  super  lucris  juxia  convenia-^  Impli- 
cäarius  auiem  suas  tantum  capit  provisiones  usque  ad  duo  pro  singulo 
cenienario.  Verschieden  war  die  Flore^ntineT  Äccomandita  sive 
soddaa  inüa  per  viam  accomanditae;  sie  war  eine  communis  negoiiatio 
inier  accomandanies  d  accomandatarium  pro  capitalibus  respedive  ab  eis 
in  negoUo  exposiüs,  in  quo  non  expendiiur  nom^n  accomandantium  sed 
accomandaiarii  dumiaxat  d  sie  jus  formMe  ipsius  negotii  residet  penes 
accomandatarium  qui  habd  totale  exerciiium  d  administraiionem  d 
proprio  nomine  conträkii  d  didrahit  ei  accom^andans  habd  tantum  interesse 
per  participatimem  pro  rata  capitäUs  immissi,  non  vero  per  proprie- 
iaiem  in  jure  formaU  ipsius  negotii  iia  ut  dici  nequeat  quod  vel  ex 
mandato   expresso  vel  tacito   accomandantium   contrahentes   cum  negoOo 


")  Casaregis  1.  c.  N.  9.  Implicita  a  verho  implicare^  impiegare^  sie 
igitur  vulgariter  impietta^  impiego^  ex  qtio  mercatores  nostri  fori^  quando  eis 
ttiUi^nmuni  negotium  contingit,  solerU  cominuniter  dicere  ho  fatto  una  buona 
impietia. 


'  fidem  et  personam  didorum  acarniandaniium.  Caaaregia 
N.24—29;  Über  die  Beohtsverhältniaae  Nr.  25— 29.  VergL 
HB  de  Ansaldia  Dise.  legaks  de  commercio  et  mercalura 
ÄllobrogumMDCCXVIII)  disc.98,  N.58—69.  Primus  (casus) 
do  agitur  de  vera  et  formali  accomandigia,  quia  nimirum  aliqui 
lam  peeuniam  tradiderint  tertiae  personae  seu  Jnsiäori  (von 
auch  ComplemenlfB'ius  genannt J,  qui  sub  proprio  nomme  vel 
iodi  raiionem  adminislret,  tum  aulem  sub  nomine  accomandan- 
cque  cerlum  est ,  quod  ildem  luxomandantes  »on  possunt  teneri 
I  ejusdem  Inslitoris  uUra  quam  posueritü  in  illo  negocio,  cum 
lans  dicalttr  depon^is  et  accomandita  nihil  aliud  significel  quam 
i  pro  negociatione  ineunda  et  sie  idem  accomandans  fiat  quidem 

<  Interesse,  quod  habet  in  illo  deposUo,  sed  per  modunt  partiei- 
non  proprietaiis  aui  verae  et  propriae  societalis.    Varg].  auch 

ard  tract.  de  jure  mereatorum  et  comma^ciorum  singulari 
urti  1662)  Lib.  n,  Cap.  XI,  p.  303,  N.  25—26.  „Ist  auoli 
9in  itüer  m&catores  .  .  .  Grelder  sociäli  nomine  et  negoliatione 
imen  nnd  eine  Partei  Waaren  ,  .  .  dafür  einznkaufFen  nnd 
iter  diesen  sociis  particularibus  die  Waaren  zn  verbandeln  an 
d  am  gtückligsten  nnd  nähesten  gerathen ,  derselbe  seine 
cbe  Provision  davon  berechne". 

ne  und  dieselbe  Person  pöegte  übrigens  mit  ver- 
len  Kauäeutea  Accomendae  oder  ImpUcitae  einzugehen, 
der  Accomendatar  dfinn  za  gesonderter  Bechnungs- 
verpflichtet  war. ") 

CaaaragiB  1.  c.  K.  19.  Der  innsre  Zosaaimaulians  zwidcheo  Com- 
eachäft  nnd  Accomendareap.Implicita  hat  noch  importngieeischen 

isetzbnclie  deatlich  nachgewirkt.  Dasselbe  regelt  im  XIII.  Titel:  Tom 
von  der  Commisaion  nnd  von  der  Consigoation  in  Sect.  5;  Dia  Conaig- 
Participation  und  die  in  CommiBaioa  Art  826 — 839;  erstare  entspricht 

lenda,  letztere  der  Iniplicita;  jene  iit  d&nn  vorhanden,  wectf  ein  Eanf- 
nandem  Geld  oder  Waare  übergibt,  nm  fQr  aeine  Bachnnng  überseei- 
ndel  xa  treiben  nnd  mit  der  Verpflichtung,  das  Geld  oder  die  AVaare 
;ebeD,  resp.  mit  ihm  den  Gewinn  gemäsB  der  Vereinbarnag  za  theilea 
:  Da-te  o  eoniraeto  d«  cmuigna^la  eru  eonta  de  participa(^t)  ijuando 
^rctants  eii're^a  a  um  indieidtm  uma  «oninm  de  dinheiro  ou  faxendaa 
lavegar  por  nonia  do  coniii/nante ,  e  dar-lltei  saJiida  alem-mnr,  e  o 
trio  se  ohrija  a  volver-lh»  o  retomo  em  fazendaa  an  dinheiro  quin- 
Ol  lucroa,  que  reaultareni  da  t>p>ev.laiß,o,  nos  terjiioi  da  convem^o  eon- 
dieae  dann,  weno  an  Stelle  des  Gewinnaatheils  eine  Provision  je 
I  Werlhe  ohne  Etickaicht  auf  den  Erfolg  tritt  (Art.  8^:  IM-ae  o  eon- 
COiiaig-tta<i&o  d  commiaiS.o  ,  TXos  iermoa  do  artigo  piecedente,  com  a 
'jue   em   vez   de   unin  /lor^So  o  conaijnalario  estiimla  e  percebe  wna 

<  de  laTÜoi  por  ceato  do  valor  do  producta  da  eapecida^Üo ,  te'/imdo  o 


In  den  Handel  der  Italienischen  Kepubliken, 
quelle  ihres '  Beichtliams  and  ihrer  Machet,  bracht 
Krenzziige  einen  verhältnissmässig  grossen  Aufsch 
der  Handel  war  und  blieb  seinem  Charakter  i 
(Eigen-)  Handel  '*) ;  in  keinem  Falle  war  schon  z^ 
der  Commiasionshandel  als  solcher,  als  ein  eige 
Zweig  des  kaufmännischen  Gewerbebetriebes,  zur 
gekommen.  In  der  That  setzt  die  Existenz  de3  ( 
bandeU  ausser  einem  lebendigen  Handelsverkehre 
Bedingungen  voraus,  vor  Allem  einen  ansgebildef 
credit,  ferner  Leichtigkeit  und  Sicherheit  der  Comn 
Ein  eigentlicher  Handelscredit  bestand  aber  zi 
noch  nicht;  es  gab  einen  solchen  kaum  unter  den  Ht 
den  eines  und  desselben  Ortes,  geschweige  unter 
treibenden  verschiedener  Orte  oder  gar  verschieden' 
was  aber  die  Communicationen  betrifft,  so  war 
zu  Wasser  und  zu  Lande  schwierig  und  von  Gr 
geben;  am  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  gela 
viele  von  den  dem  Handelsverkehre  im  Mittelaltei 
Fesseln  abzustreifen  ^'•) ;  die  einzelnen  Staaten  su 
kräftige  Handhabung  der  Grut  und  Blut  beschützet 
Kahe  und  Ordnung  herzustellen  und  die  räuberisi 
der  Mächtigen  zu  brechen,  allein  sichere  Sporen 
ständigen  Commissionshandels  lassen  sich  nicht  < 
dieses  Verhältuiss    änderte  sich    auch  dann  nicht 


um  ou  coiirenj^o  expreaaa ;  Art.  831  '■  ^a  eo-aä;ina'^i  d  eommii 
tario  Vena  ent  iodo  o  ca»o  a  eommiiallo  timnl  au  pnciuaiia,  i^, 
/or  o  reguliado  da  eapeculaqSio)  \  die  einzelnen  Rechtasitie  ( 
832—839)  Bind  beioahe  wortltcb  aas  Caearagia  Disc.  39  g 
X.  B.  Art.  339  (o»  eoniracioa  de  cjniijiia^li')  em  eonia  de  jiartiii^ 
mitiio  fiSo  lermhtam  pela  viorie  do  comignanle,  ainda  que  eiU 
tempo  que  o  negocio  ettiveste  integro).  welcher  bestimmt,  dass 
noch  die  andere  Consignation  dnrcb  den  Tod  des  Cooslgnantei 
Trenn  der  Tod  re  adhitc  inteyTa  erfolgt  mit  der  ansfährlichea  Ei 
Pnnktea  b«i  Casaregia  1.  o.  Nr.  10—17,  und  den  ächluss 
praedidii  iijitUT  et  -non  e  aolu,  consuetudim  patriae  noilrae  rea 
aecoraenda  liee  implieüa  pont  morlem  Praeponeatia  no;i  explrat, 
ctiti  oTaniito  initgra  .... 

»)  Biener  1.  c.  S.  lö,  Endemann  1.  c.  S.  95. 

"']  Eichhorn  dentscbe  Staats-  n.  Rechts  geschiebte  II, 


Italien  ans  gegebenen  Impulsen  im  Norden  die  dentache 
gegründet  worden  war  und  Kord  und  Süd  nunmehr  in 
Handelsbeziehungen  traten,  zu  deren  Vennittlung  die 
als  groasartige  Sammelplätze  der  damaligen  Handels- 
ithtet  wurden.  Nur  im  Wecheelverkehr  der  Messen 
s  CommissioDsgeschäft  bald  in  wachsender  Bedeutung 
die  Ertheilung  der  Tracte  und  der  Remisse,  die  Man- 
zablen  und  zu  empfangen,  erfolgten  regelmässig  an 
imässige  Banquiers,  die  fiir  ihre  Mühewaltung  ent- 
wurden, '*) 
as  aber  den  Wa  arenhandel  betrifft,  so  musste  sich 
fmann,  um  Waaren  entweder  in  entfernten  G-egenden  zu 
an  oder  zusammenzukaufen  oder  die  zusammengekauften 
in  andere  Länder  zu  übertragen,  den  Mühseligkeiteu 
fahren  einer  grossen  Reise  in  der  Regel  selbst  unter- 
er pflegte  persönlich  seiner  Waare  auf  der  Land- 
zu  folgen  oder  sich  mit  ihr  einzuschifPen ,  sich  auch 
im  Zwecke  mit  anderen  Kaufleuten  zu  vereinigen,  am 
jänder  (in  Karawanenart)  mit  grösserer  Sicherheit  za. 
?hen,  und  konnte  oft  erst  nach  langer  Zeit  zurück- 
bis  der  Verkauf  resp.  der  Einkauf  besorgt  und  das 
:  realisirt  war.") 

Ibstverständlich  konnte  der  mit  seinen  Waaren  ziehende 
nn  in  eigener  Person  weder  alle  Details  eines  solchen 
besorgen,  noch  denselben  in  einiger  Ausdehnung  be- 
daher  begab  er  sich  auf  diese  Reisen,  namentlich  zu 
ossen  Messen,  in  Begleitung  von  Gehülfen  und  ver- 
ausserdem  die  Bewohner  jener  Orte,  durch  welche 
del  durchging,  zu  gewissen  speditionsähnüchen  Kiilfe- 
en ,  deren  er  der  Natur  der  Sache  nach  für  seine 
ladnng  bedurfte. 

Endemanu  1.  c  3.  248  ff. 

„Bei  der  ünsicberheit  der  StraBsen  und  Heere  war  der  Handel  za 
rillen  noteTWorfen,  als  daas  mau  seine  Waaren,  ao  «rie  jetzt,  einem 
itie  aiiverirBneii  können,  den  deren  Verlnat  nicht  eigentlicb  inter- 
lieB  geschieht  auch  noch  jetzt  in  allen  Gegenden  des  Erdboden«, 
b  Ibniicbe  Gefahren  Kibt,  das  Fuhrwesen  nicht  in  Ordnung  ist  Dnd 
lenk  'Wege  zur  Debersendnag  des  Geldes  itattbaben.  In  diesen 
kennt  man  auch  keine  andere  als  die  Propre-B  and  lang."  Bosch 
B.,  Cap.  1,  §,  3,  S.  194. 
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Als  sich  mit  dem  Aufschwünge  des  Handelsverkehrs  die 
Speculationen  des  Kaufmannes  immer  mehr  in  fremde  Länder 
erstreckten,  so  ersparte  er  sich  eine  längere  schadenbringende 
Abwesenheit  von  dem  Sitze  seiner  Hauptniederlassung  da- 
durch, dass  er  auf  wichtigen  Handelsplätzen  in  der  Ferne 
Niederlassungen  errichtete  und  die  Geschäfte  durch  Institoren, 
Factoren  betreiben  Hess. 

Diese  Institution  hatte  aber  neben  unbestreitbaren  Vor- 
theilen  manche  Ilebelstände  und  Gefahren  im  Gefolge.  Der 
Principal  musste  einerseits  dem  Factor  grosses  Vertrauen 
gewähren  ;  denn  der  letztere  hatte  das  wirthschaftliche  Schick- 
sal des  ersteren  in  seiner  Hand  und  konnte  durch  missbräuch- 
liches  Gebahren  die  Stellung  und  das  Vermögen  desselben 
gefährden;  andererseits  musste  dem  Factor,  da  er  dauernd 
angestellt  war,  der  vereinbarte  Lohn  entrichtet  werden,  wie 
immer  der  Erfolg  und  die  Bedeutung  der  für  das  Haus  ab- 
geschlossenen Geschäfte  beschaffen  gewesen  sein  mochte,  selbst 
dann,  wenn  das  Resultat  dieser  Geschäfte  hinter  den  aufge- 
wendeten Kosten  zurückgeblieben  war.  Verdoppelte  Erwä- 
gungen der  Sparsamkeit  und  Vorsicht  mussten  darauf  führen, 
ein  Mittel  zu  finden,  das  geeignet  war,  einerseits  die  mit  der 
Institution  der  Factoren  verknüpften  Vortheile  zu  erhalten, 
andererseits  die  von  derselben  untrennbaren  Gefahren  und 
NachtheUe  vermeiden  zu  lassen,  und  dieses  Mittel  bot  sich 
darin  ^  dass  der  Kaufmann  seine  Geschäfte  an  entfernten 
Orten,  statt  durch  einen  Institor,  Factor,  durch  einen  daselbst 
angesessenen,  der  dortigen  Verhältnisse  kundigen  Correspon- 
denten  besorgen  liess,  welcher  als  ein  für  jede  Geschäfts- 
operation besonders  bestellter  Mandatar  ineigenemNamen 
contrahirte,  den  speciell  ihm  ertheilten  Instructionen  zu  ge- 
horchen verpflichtet  war  und,  da  er  von  verschiedenen  Kauf- 
leuten solche  Aufträge  entgegennahm,  sich  mit  einer  massigen, 
im  Verhältniss  zu  den  ausgeführten  Geschäften  bemessenen 
Vergütung   (Provision)   begnügen  konnte.  ^^)    So   kam  in  An- 


^^)  „Als  der  Kanfmann  sich  entschloss,  die  AasrichttiDg  seiner  eigenen 
Handelsgeschäfte  dem  Einwohner  eines  entfernten  Handelsplatzes  aufzutragen, 
konnte  er  den  Lohn  dieses  Auftrages  nicht  etwa  so  mit  ihm  behandele,  wie 
mit  einem  Bedienten,  der  sein  tägliches  Brod  bei  ihm  isst.  Er  konnte  ihn  nicht 
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an  den  Wechaelverkehr  und  nachdem  es  im  15.  Jahr« 
so  ziemlich  gelangen  war,  Ruhe  und  Ordnung  inner* 
'  Grenzen  fast  alier  Staaten  zu  handhaben,  die  Laud- 
zu  Bichern  (in  Deutschland  erst  gegen  Ende  des 
7h.  [1495]  durch  den  Landfrieden)  und  der  Seeräuberei 
1er  afrikanischen  Völker  war  noch  nicht  entstanden 
j]nde  zu  machen,  der  selbstständige  Commissionsbandel 
ahme. 

Italien  scheint  man  sich  neben  den  Institoren  schon 
h  der  eigentlichen  Commissionäre ,  wenn  auch  lange 
le  die  technische  Bezeichnung  aU  Commissionäre  "),  be- 
1  haben.  Der  Mandatar  des  genuesischen  und  venetia- 
Handelsverkehres  handelte  wenigstens  in  der  Regel 
len  Namen. 

saregts  disc.  56,  N.  13,  p.  194,  195.  Essendo  stile  de' 
mtrodotlo  per  motivo  di  prttdema,  ä  cotUraUare  sema  spi&- 
ersona,  per  eui  fantw  il  negosio,  nelqual  caso  il  Procuratore 
ii  obbligato  a  nome  proprio,  come  principale  ConiraetUe,  verso 
cui  ha  contrallido,  ma  risp^la  al  Mandanie,  quesla  omissioM 
nel  contraito,  niente  dUera  la  natura  del  conlrnlto  di  Mandaio, 
a  ü  Procuratore  e  il  Mandanie;  disc.  76,  JV.  J,  p.  25i.  Quando 
ius  simpUcUer  cotUrahil  non  eJ^resso  mandaio,  tideo  in  so  radi' 
traetus,  vi  mandanti  amplius  contra  lertium  emptorem  nulia 
possU  actio,  quare  cum  ille  repulelur  läi  verus  Domintts  o»»- 
\edum  polest  exigere,  sed  etiam  compensare,  nam  respectw  habilo 
i  terliwai  emptorem   -man^ns    consideralur    al   persona   pmilus 


tniis  der  aa  Beine  QeEchifte  gewaadten  Mühe  nnJ  Zeit  ablohnen, 
ia  der  Ferne  nicbt  wissen  oder  schStzen  konnte.  Kurz,  der  Lohn 
sich  bald  nach  dem  Werth  des  Gegenstandes  von  jedem  solchen 
Es  Teriteht  sich,  dasa  er  alle  in  dem  GeichKfte  entataadenen  Ans- 
mit  eiaigem  Srnnde  zu  berechasade  Kosten,  z.  B.  die  AnflieirahTung 
in  in  seinem  eigusn  Speicher  dem  Committenten  aarechnau  darfe." 
c.  g.  i,  S.  209,  210. 

Doch  gebraucht  Aasaldns  den  Aaadrack  Cwnmisaio,  Commiiaariua 
'7.  33,  34,  37,  Caaaregis  den  Aasdrack  commi-th  v;l  »inniaCnm 
iUc.  176,  N.  28,  Comntis'aTius.  Coraiiiitaionariaa  dlie.  128,  Cmiaittinte 
V.  9,  p.  194  n.  a.  m.  Straccha  (is  tuiecural.  p.  34,  i/l.  XI.,  N.  1. 
■uidim  gejiua  liierarum  mandaloTUm ,  ipiod  viUgo 
.  Card,  dt  Ltica  (Fenttii  1734)  VIJ.  Lib.,  Part.  II  de  e 
Düc.  5,  Ö  (comBtittens,  comini»axo}.  Für  DentschUnd  vgl.  Mar 
().  -Y,  p.  30e,  N.  1,  1  44.     MandtUuiit  in  /oi 


1 
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exiranea,  licet  respeäu  ad  mcmdantem  retineat  semper  figuram  manda- 
iarii;  ebd.  N.  5.  Eo  magis  quia  mercatores  non  soknt  tarn  propria 
quam  cUiena  negoiia  prqpalare  sed  ea  secreto  suoque  sub  proprio  nomine 
agere,  nusquam  eocprimmdo  nomen  committefUis ,  vel  sui  corresponsalis 
cui  forte  quoque  escpedii  ob  motiva  prudentialia  sub  (üieno  nomine  sua 
negoiia  peragere  .  .  .  quinimo  nemini  licet  rimari  et  penelrare  secretti  et 
arcana  negotianiium.  Ansaldus  disc.  30 y  N.  32^  p.  98,  Solumque 
respeäu  Mandantis  et  Mandatarii  inter  Mercatores  admitiitur  de  styh, 
quod  Ucet  Mandataritcs  emat  ad  favorem  alierius ,  in  emptione  tarnen  id 
non  soleai  exprimere^  sed  emat  nomine  proprio 

Damit  scheint  auch  die  Praxis  des  französischen  Handels- 
verkehrs übereingestimmt  zu  haben. 

Jacqaes  S  a  v  a  t  y  Parfait  negociant  (IL  ed.  Paris  1679)  II.  Theil 
lU.  Buch,  Cap.  2,  S.  211.  II  /aut  sgavoir  que  les  Marchands  et 
Manufacturiers  Scrivent  en  irois  maniöres  sur  leiirs  livres  journaux  les 
marchandises  qu'ils  vendent  aux  commissionaires ;  la  premiere  est  ecrire 
purement  et  simplement  en  ces  mois:  Doit  le  sieur  Jacques  Pra- 
dier  pour  payer  par  exemple  dans  trois  mois,  II  est  certain 
qu'au  terme  que  ce  debit  est  ecrU,  quil  vly  a  que  le  commissio* 
naire  qui  soit  obligd  au  payement  des  marchandises  vendues  et  que  le 
presteur  n^a  aucune  aciion  directe  et  per  sonneile  ä  VencorUre  du  com- 
mettunt;  la  raison  en  est^  qu'il  ne  reconnoist  pour  son  debiteur  en  oen- 
dant  la  marchan^e^  que  le  commissionaire  qui  a  negociS  avec  luy  en 
son  propre  et  privS  nom;  .  ...  La  seconde  est,  grand  Von  dit:  Doit 
le  sieur  Frangois  Picard  Marchand  ä  Bordeaux^  livrS 
au  sieur  Jacques  Pradier  son  facteur  ou  son  commis- 
sionaire, Cette  disposition  marque  et  designe  le  debiteur  qui  est  Fr. 
Picard  et  non  pas  Pradier^  qui  est  le  commissionaire,  La  iroisidme 
mani^e  (Skrire  sur  le  Journal  est  en  ces  wx>is:  Doit  le  sieur  Jac- 
ques Pradier  pour  le  compte  de  Frangois  Picard,  Cette 
disposition  marque  deux  debiteur s,  sgavoir  le  commissionaire  et  le  com- 
metiant 

Savary  stellte  auch  als  die  erste  Verhaltangsmaxime, 
welche  der  Einkaufs-Commissionär  zu  beobachten  habe,  die 
Regel  hin,  dass  er  die  Kaufleute,  für  welche  er  Einkäufe 
machen  wolle,  genau  kennen  müsse,  um  beurtheilen  zu  können, 
ob  er  ihnen  mit  Sicherheit  die  eingekauften  Waaren,  rück- 
sichtlich deren  er  sich  selbst  den  dritten  Verkäufern  gegen- 
über als  Schuldner  verpflichtet  habe,  überschicken  könne. 
Dieser  Rath  wäre  offenbar  überflüssig,  wenn  der  Commissionär 
stets  im  Namen  des  Committenten  gehandelt  und  daher  nur 
diesen  und  nicht  sich  selbst  verpflichtet  hätte.  Doch  fügt 
Savary  allerdings  als  zweite  Maxime  den  Rath  hinzu,   der 
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ionär  möge,  wenn  möglich,  nur  im  Namen  des  Com- 

1  handeln. 

.  cap.  tl,  p.  211.  Autant    quil    (le  Commtssionaire)    pourra 

poini  se  constituer  debileitr  en  son  nom  envers  cewx  de  qui 
1  les  marchandises.  Mais  il  doü  prendre  pour  le  campte  des 
s,  en  leur  faisant    dotiner    debil    sur  les    Uvres  journaux  des 

afin  de  ne  point  s'engager  acec  eux  ix  auire  garanlie  qu'  ä 
les  marchandises  par   luy   achäies   sont   effedivement  pour  le 

ceux  potir  qui  il  a  declarS  les  avoir  aehetSes. 
Lnn  der  Commissionshandel  eigentlich  entstanden  und 
lUmählig  ausgebildet  wordea  sei,  lässt  sich  nicht  mit 
keit  angeben;  sehr  wahrscheinlich  ist  es,    dass  seine 

Entwicklang  mit  der  Einführung  und  Ausbreitung 
fpost  im  16.  Jahrhunderte  in  nahem  Zusammenhange 
wenigstens  durch  die  letztere  wesentlich  unterstützt 
irdert  worden  i3ti">),  denn  nun  hatten  die  Kaufleute, 
n  den  entfernten  Handelsplätzen  Geschäft©  zu  führen 
in  bequemes  Mittel  erlangt,  dieselben  andern  daselbst 

7^1.  Holtin»  I,  181,  Johann  GeorgBüsch  Thecwtisch-Praktiscie 
;  der  Handlang  in  deren  mannigfalügen  GeBcl]&ft«n  (Hambnrg  1792) 
ri.  Büch,  Cap.  2,  §.  1,  S.207,  g.  2,  S.  207,  208,  Bender  Handel»- 
S.  SO.  Deber  die  Gescbicbte  des  FostweaeDS  Tgl.  insbesondere 
n  Entiricklnngsgeachicbte  der  Posten  (Leipzig  1868),  Sux.  die 
ittel  (Wien  1878)  p.  313  ff-,  Meili  Haftpflicht  der  PogUnstaltea 
877).  Schon  Cyrn«  hatte  poBtalischs  Einrichtangen  getroffon, 
dass  er  reisende  BoMn  nnd  Stationen  organisirte.  Während  bei 
en  keine  Spar  von  FostanHtalten  zn  finden  Ist,  so  lassen  sieh 
:j>mBni  FaBteinHchtangen  schon  ans  der  Zeit  nach  dem  zweiten 
Kriege,  eine  organisirte  Postaustalt,  Ourtui  publkv$,  aber  blos  fBr 
iir  der  Behörden  nntereiaander  erst  ans  der  KaJBerzeit  nachweieen. 
m  S.  44 — 122).  Im  Mittelalter  gab  es  keine  regelmässigen  Post- 
en. Dia  erste  staatlich  organisirte  Postanstait  beruht  auf  der  fran- 
Terordnung  Ludwig  XI.  t.  ]9.  Juni  1464.  (Hartmann  S.  225, 
lig  nnd  Stein  franz.  Staats-  n.  ßechtsgeschichte ,  L,  p.  464); 
idete  dem  Strassenban  besondere  Anfmerksamkeit  za  nnd  im  Jahre 
1  von  Pari»  ans  Poitwagen  bis  in  einen  Umkreis  von  HO  Weg- 
as  Regal  für  den  Brieftransport  datirt  am  dem  Jahre  1681.  In 
land  wnrde  im  16.  Jahrb.  das  Hans  Thnm  n.  Taxis  mit  der  Post- 
eben.  In  Zflrich  engagirlen  die  Eanflente  im  J.  1630  anf  eigene 
isboten ,  welche  nach  Lyon  geben  mnasten;  es  wnrde  sogar  ein 
itamt  in  Hailand  errichtet,  allerdings  mit  eidgenüasischer  Hfllfe 
1  1662—1798  war  das  Post-  nod  Botenwesen  im  Canton  Zürich  in 
der  Eanfm annschaft.  (Heili  S.  G.) 
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wohnenden  Kaufleuten  zur  Besorgung  aufzutragen  ;  sie  konnten 
auf  eine  sichere  Beförderung  der  Briefe  wenigstens  auf  den 
Hauptwegen  des  Handelsverkehres  rechnen.  Dadurch  dass  der 
schriftliche  Handelsverkehr  unter  den  verschiedenen  Emporien 
des  Handels  erleichtert  war,  fand  sich  eine  flauptbedingung 
für  den  lebhaften  Aufschwung  des  Commissionshandels  ver- 
wirklicht. «0 

Der  Kaufmann  war  nun  der  Noth wendigkeit  enthoben, 
zum  Abschluss  seiner  Geschäfte  selbst  in  die  Ferne  hinzu- 
gehen oder  einen  eigenen  Stellvertreter  hinzuschick  en ;  in 
Folge  der  Posteinrichtung  zumal  konnten  in  vielen  Fällen 
die  verkauften  resp.  eingekauften  Waaren  ohne  grosse  Kosten 
übersendet  werden,  und  wenn  sich  bei  der  Versendung  die 
Noth  wendigkeit  herausstellte,  mitten  auf  dem  Wege  den 
Fuhrmann  zu  wechseln,  so  wendete  man  sich  daselbst  an 
Handelsfreunde,  welche,  in  der  Hoffnung  dass  ihnen  gelegent- 
lich der  gleiche  Gegendienst  geleistet  werde,  die  Mühe  der 
Zwischenversendung  umsonst  übernahmen.  Mit  de  r  Erweiterung 
des  Handelsverkehrs  und  dem  Aufblühen  des  Commissions- 
handels vermehrten  sich  die  Gelegenheiten  zu  Waaren- 
sendungen;  die  bis  dahin  freundschaftlich  übernommene 
Empfangnahme  und  WeitervÄ'sendung  fremder  Ladungen, 
welche  nunmehr  den  Geschäftsfreunden,  namentlich  wenn  sie 
selbst  solche  Gegendienste  nicht  beanspruchten ,  beschwerlich 
zu  werden  anfangen  mussten,  zeigten  nun  Anderen  Aussicht 
auf  Gewinn  und  wurde  somit  zu  einem  besonderen  Gewerbe- 
betriebe, der  Spedition,  umgeschaffen,  welche  in  Folge  der 
grossen  Vortheile,  die  es  für  den  Handelsverkehr  haben 
musste,  wenn  sich  überall,  auch  an  unbekannten  Orten,  Per- 
sonen öffentlich  dazu  erboten,  die  Empfangnahme,  Versendung 
und  Weiterschaffung  der  in  der  Ferne  gekauften  oder  zu  ver- 
kaufenden Waaren  gegen  Provision  zu  besorgen  und  den 
Transport    derselben    durch   verschiedene  Emporien    zu    ver- 


**)  „Der  Kaufmann  konnte,  wenn  er  darcli  einzelne  Reisen  in  den  Handels- 
plätzen sich  Bekannte  erworben  hatte,  seine  Aufträge  an  sie  durch  Briefe  in 
einer  mit  mehrerer  Vollendung  der  Posteinrichtungen  sich  genau  bestimmenden 
Zeit  gelangen  lassen  ,  er  konnte  durch  Wechsel  Bezahlung  empfangen  und 
leisten  und  fär  beides  konnte  eine  bestimmte  Frist  gesetzt  werden,  in  welcher 
die  Posten  sie  unfehlbar  zur  Stelle  brachten.«  (Busch  L  c.  §.  2,  S.  208.) 
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besonderer  Zweig  der  Commission ,  bald  in 
amkeit  treten  und  scbnelles  Waehsthuia  er- 
Der  EinflusB,  welchen  das  Speditionsgewerbe 
wuDg  des  inneren  Handelsverkebrs  nnd  den 
)b]stand  äusserte,  veranlasste  Staaten  und 
I  durch  verschiedene  Einrichtungen  (Packhöfe, 
d  Lagerhäuser,  beeidigte  Güterbestätter  u.s.w.) 
in  Schutz  zu  nehmen  nnd  es  vielfach  obrig- 
»mentiren  *'),  zugleich  aber  auch  durch  Zölle 
den  darcbgehenden  Handel  gelegte  Lasten 
und  Brückengelder,  Äccise  u.  s.  w.)  zu  einer 
azquello  zu  gestalten.  Nun  machte  sich  allent- 
reben  geltend,  durch  gewisse,  von  einzelnen 
nd  kaiserlicher  und  landeshei'rlicher  Privilegien 
chtsame ,  den  diirchgebenden  Handel  an  sich 
n  seinem  Grange  aufzuhalten  und  die  Noth- 
Vermittlung   durch  Spediteure   künstlich    zu 

len  viel  umworbenen ,  gegen  oft  ungeheure 
ilten  Vorrechten  ragte  insbesondere  das  schon 
:oBsen)  bestehende  Stapelrecht,  Staffelreoht 
(jus  stapulae,  droü  d'&ape,  estable)  hervor, 
tiousrecht,  Umachlagsrecht  (droit  de 
IT  blos  darin  bestand,  dass  alle  oder  gewisse  in 
Stadt,  resp.  wenn  das  Vorrecht  sich  auch  ausser- 

dn.  des  UagiBtT.  zd  Lüneburg,  der  Btärksten  Speditions- 
utham  Celle  v,  1747  a.  1750,  welche  die  in  berochnan- 
reDaeodaDgen  nach  den  meisten  Hanptorten ,  'Rohin  von 
idet  norde,  beBtimmte,  nnd  anf  die  Berechnting  gerisgerer 
letzte.  Verord.  v.  169^,  1747  n.  1774,  wonach  es  Wirthen, 
■ren  inr  Fftctorey  nicht  antorieirlen  Personen  verboten 
en  Id  ihren  Behaasnugen  anfznnehmen  oder  eine  weiters 
rgen.  Herzogl.  Brannschweig-Wolfenb ü 1 1 el'sche 
khe  bestimmte,  dass  kein  auswärtiger  Kanfmann  sein« 
zu  veFEendenden  Messgüter  an  solche  Kandente  daselbst 
e  mit  solchen  Waaren  selbst  Handel  treiben,  sondern  dasB 
jfngter  Speditenre  bedienen  müsse.  (Mänter  Fracht- 
i.  88-91). 

Stapel  oder  Staffel,  dem  Gestelle,  an  welchem  die  Ladung 
stellt,  anfgestaJTelt  wnrde. 
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halb  des  Umkreises  der  Stadt  und  ihrer  Mauern  auf  einen 
genau  abgegrenzten  Bezirk  erstreckte,  als  Strassenfahrt- 
reeht,  Strassenzwang,  darin  bestand,  dass  alle  oder  ge- 
wisse in  den  bevorrechteten  Bezirk  gelangenden  Waaren,  sog. 
staffelbare  Güter 2*)  in  der  Stadt  anhalten,  gegen  gewisse 
Gebühren  umgeladen  und  auf  anderem  Geschirr  durch  die  Bürger 
des  bevorrechteten  Gebietes  weitergeführt  werden  mussten  oder 
auch,  als  gezwu^ngener  Umschlag,  darin,  dass  diese 
Waaren,  ehe  sie  weitergehen  durften,  einige  Zeit  in  der  Stadt 
zum  Verkauf  ausgestellt  und  feilgeboten  werden  mussten, 
oder  als  Stadteinlagerrecht,  Niederlagsrecht  {jm 
emporii)  darin,  dass  die  eingeführten  Waaren  gar  nicht  an  Fremde 
sondern  blos  an  Bürger  verkauft,  dieselben  daher  nach  dem  Ab- 
sätze nicht  aus  dem  bevorrechteten  Orte  verführt  werden  durf- 
ten, bevor  sie  der  einheimische  Käufer  wieder  verkauft  hatte. 

Vgl.  Leuber  Bisquisüio  planaria  Stapülae  Saxomcae  adversus 
Magdeburgensium  Privilegium  Otlhonicum  {1658)  Num.  490,  „Wo 
schlechte  Jahrmärkte  und  Messen  seyn  ohne  Niederlagen  und  Stapel- 
gerechtigkeit, da  mag  ein  jederman  Wahren  zu  und  wieder  abführen, 
feil  haben,  verkaufen  und  nicht  verkanffen ,  wie  er  will.  Wo  aber 
Stapelrecht  ist,  da  mag  man  wol  die  Wahren  zuführen,  allein  man 
muss  sie  auch  feil  haben,  einsetzen  und  niederlegen  und  hat  solche 
Ereyheit  in  Sauffen  nnd  Yerkaaffen  nicht.  Das  Jus  Emporii  aber 
erstrecket  sich  noch  weiter  und  ist  vom  Jure  Nundinae  ac  Jure 
Siapulae  derogestalt  unterschieden,  dass  wo  ermelte  Nundinarum  und 
Stapülae  seyn,  da  mag  anch  ein  frembder  Wahren  zuführen  und  ein 
anderer  frembder  Handelsman  von  solchem  frembden  Handelsman  ied 
Wahren  abkaufen  nnd  haben  dabey  die  Einwohner  nnd  Burger  des 
Orts,  da  Jahrmärckte  nnd  Stapel  gehalten  werden,  mehr  nichts  denn 
gute  bequeme  Gelegenheit  zu  handeln  und  dass  der  Obrigkeit  Zolle, 
Wahrgelt,  Marckgelt  nnd  Aocisen  vermacht  wird  und  dass  die  Ein- 
wohner und  Bürger  etlicher  Orten  den  Yorkauff  vor  andern  haben. 
Aber  wo  das  Jus  Emporii  in  vollem  Flor  ist,  da  mag  ein  frembder 
wohl  frembde  Wahren  zuführen,  solche  niederlegen  und  des  Orts  ver- 
handeln oder  verkaufen  und  zwar  alleine  den  Bürgern :  Aber  an 
solchem  Orte  dürffen  frembde  von  frembden  keine  Wahren  erhandeln, 
sondern  die  frembden  müssen  diejenige  Wahren,  so  sie  erhandeln  und 


^*)  Ab  bis  Staffelgüter  distinguuntur  die  Messgüter,  so  nicht  staffelbabr, 
dann  der  staftelbabren  Güter  halber  muss  man  sich  der  Stadt  Speyer  Staffel- 
freyheiten  gemeess  halten  und  StafPelrecht  halten.  Mit  den  Messgätern  aber 
so  man  berechtigt,  mag  man  nnausgeladen  vorüberschiffen.  Wehner  observ. 
praet.  verbo  Staffelrecht  bei  M  a  r  q  u  a  r  d  u  s  1.  c.  p.  237. 
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erkauffen  wollen,  alleine  von  den  Bürgern  des  Orts  kauffen,  erlangen 
und  handeln."  Vgl.  Kauffmans  Ordnung  der  Stadt  Lübeck  v.  1607, 
art.  7 :  Und  ale  dann  auch  mit  üurchßchleiffung  der  verbottenen 
und  unfreyen  Wahren,  so  auss  der  See  hier  ankommen,  dieser  Stadt 
Bürgerschaft,  welche  gleich wol  alle  onera  civilia  tragen  müssen,  grosser 
!Nachtheil  zugefüget  wird,  derowegen  damitt  jedermäniii glicher  wissen 
möge,  welche  Wahren  von  Alters  her  frey  oder  nicht  frey  durch- 
gestattet werden ,    so  sollen  erstlich  die  Wahren ,    so  aus  dem  Keiche 

Dennemark  angebracht  werden nicht  durchpassiren    sondern  an 

Bürger  verkauffet    werden  oder    aber    nach  Verlauff    der    freyen  Zeit 
wiederumb  zurücke  gehen  u.  s.  w.    (Marquardus  lib.  I,  cap,  XVII, 
p.  159).  Lübecker  SatuL  de  Emt.  et  vendU.  art.  7    beiMarquardus 
p.  239:    „Ein    ankommender    Gast   mit    seinem    Gute  in  unsre  Stadt, 
der  kan  dasselbe  niemand  anders  dann  unsere  Bürger  verkauffen.  Will 
er  auch  dasselbe  Gut  oder  Wahren  allhier  aufPlegen,    so  hat  er  doch 
die  Macht  nicht  solche  als  den  Frembden  zu  verkauifen,    wie  unsere 
Bürger,  denen  diese  Freyheit  alleyn    zusteht.**  Vgl.  tabtUa  de  Ämalfa 
art.  65:  Item  de  qualunque  mercantia^  che  si  vende  alle  cUiäy  il  cUiadino 
sopravenga  al  mercato,  puö  et  deve  Jiavere  quella  mercantia  per  qudlo 
prezzo  proprio  per  lo  quäle  Vhave  havuto  lo  mereante  quando  e  neces- 
sario  per  suo  uso  et  de  sua  fameglia.  La  band  1.  c.  S.  336.  Vgl.  über 
solche,     dem    Geiste    der    mittelalterlichen   Stadtrechte    entsprechende 
Vorkaufsrechte  der  Bürger  gegen  fremde  Kaufleute  La  band    in    der 
Ztsohr.  f.  deutsches    Eecht   Bd.  XX,    S.    32.      Die   drei   Staffel    am 
Rhein  waren  Köln ,     Mainz  und  Speyer.     Von  ihnen  berichtet  Cbristo- 
phorus   Lehmann    in    Speyr.     Chron.    lib.    4,    Cap.    22:      Dass   sie 
haben  die  Gerechtigkeit  I.  dass  die  SchifPe,  so  den  Eheinstrohm  auff- 
und  abfahren  ihre  Wahren  daselbst  aussladen,    ins  Kauffhauss  führen, 
niederlegen  und  davon  die  Schuldigkeit  zahlen  müssen,     welche  nach 
entrichteten  gebürliohen  Accis  überschlagen,    das  ist  in  andere  Schiffe 
oder  auff  die  Axe    geladen    oder    in  die  Ober  böhmische  Lande    ver- 
führet werden.  Wie  dann  die  Stadt  Speyer  und  deren  Sohiffleute  von 
alters  die  Schifffahrt  auff  Strassburg  gehabt  und  davon  vermöge  Keyser 
Friedrichs  I.  privüegü  de  dato  1182  nicht  mehr  dann  13  Heller  haben 
dürffen  geben.  II.  Die  andere  Eigenschafft  oder  Gerechtigkeit  der  Staffel 
ist  vor  alters  gewesen  und  noch  nemlich  Kauffhauss,  Kranne,  Schiffer 
und  Kärcher,    dergleichen    Kauffhauss    Obherrn ,    Krahnenmeister  und 
Kauffhaussknecht.  IIL  Die  dritte,  dass  die  Kauffhauss  verordnete  über 
die  aussgeladene   und   niedergelegte    Staffel  wahr,     ob  sie  von  Würden 
oder  nicht,  erkennen  und  richten    und   die  so  unfertig    verwerffe    und 
den  Fahrten  zu  Schiff  und  der  Axt-Ordnung  aussagen.  IV.  Die  4.  Ge- 
rechtigkeit ist  secundum  quosdarrij  dass  die  zugeführteu  Güter  daselbst 
nicht  allein  aussgeladen  sondern  auch  zu  feilen  Kauff  gegeben  werden 
müssen.  Vgl.  Marquardus  p.  237,  238.     An   der  Donau  besassen 
Regensburg,  Ingolstadt    und  Passau    das  Stapelrecht.     Vgl.  überhaupt 
Marquardus  Lib»  11,  cap,  VI  de  jure  singidari  Emporiorum  eorunt^ 
qne  aediam,  jure  slaptdae  etc.  p.  232 — 244,    Eichhorn    deutsches 


---.■• 
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Privatrecht  5.  Ausg.,  §.  388,  S.  917,  Beseler  deutsch.  Privatr. 
§.  220  D.,  S.  909,  Bender  I.  §.179—181,  S.  399— 405  und  die 
daselbst  S.  399  cit.  Verschieden  von  dem  Stapelrecht,  wenn  auch  oft 
damit  verbunden ,  war  das  zunächst  die  wirksame  Erhebung  der  zur 
Vermehrung  der  öfiFentlichen  Einkünfte  auf  den  Handel  gelegten  Zölle 
bezweckende  Erahn  re  cht  ^^)  d.h.  die  Befugniss,  sämmtliche  in  den 
bevorrechteten  Ort  gelangende  Waaren  gegen  gewisse  Gebühren  zu 
wiegen ,     worauf   der   Transport    sogleich    fortgesetzt    werden    konnte. 

Jus  ff  er  an  ii  procid  dubio  ab  instrumento  iUo  traciorio  ad'-flumina 
ei  porlus  coUocato,  quo  facill  negotio  vasa  mercibm  repleta  nwibus  exiro' 
hunlur  Uerumque  imponun'ur ;  a  prioilegio  stapulae  diversum,  cum  hoc 
principaUter  respiciai  commercia  et  ufililafem  Emporü  seu  oppidi ,  cui 
hoc  jus  Stapulae  concedäur;  per  Qeranil  aiäem  et  emensuratümis  onera 
aliasque  provislones  uüliiaii  vectigalium  adcersus  fraudes  mercaiorttm 
providäur,  non  mpedUxir  iramilus  aut  navigaiio  sed  uüliiaii  et  principis 
et  reipublicae  prospiciiur  et  ad  magis  conservandam  jusiitiam  in  com- 
mercifs  et  ad  removendas  fraudes  hae  provisiones  perlinent  et  expedU 
mtdlls  de  causis  in  provincia  Imnc  geranii  ac  me>isurationis  rationem 
constitui,  (Marquardus  Üb,  11^  cap.  VI,  N,  11^  p.  236.  Vergl. 
Bender  S.  182,  p.  405—407. 

In  Folge  dieser  Einrichtungen  und  Privilegien  bedurfte 
der  Kaufmann,  der  seine  Waaren  selbst  nicht  mehr  begleitete, 
noth wendig  der  Mitwirkung  fremder  Personen  als  Spedi- 
teure, gewöhnlich  eines  Bürgers  des  bevorrechteten  Ortes 
selbst,  der  die  von  dem  Absendungs-  oder  dem  nächsten 
Speditionsorte  her  bezahlten  Zölle,  die  sonstigen  Kosten  nebst 
Fracht,  sowie  die  an  dem  Orte  selbst  erforderlichen  Kosten 
vorzuschiessen  und  den  Weitertransport  der  Waare  zu  be- 
sorgen hatte. 

Wo  es  fremden  Kaufleuten  unmöglich  gemacht  war,  selbst 
oder  durch  Factoren  ihre  Waare  ausserhalb  der  Messzeit  zu 
verkaufen,  wo  ferner  das  Stapelrecht  in  der  härtesten  Ge- 
stalt des  Stadteinlagerrechts  (jus  emporü)  bestand,  mussten  sich 
die  Kaufleute,  wenn  sie  einen  Vorrath  von  Waaren  zu  ver- 
silbern wünschten,  eines  an  dem  Orte  befindlichen,  zur  betref- 
fenden Innung  gehörigen  Kaufmannes  als  Verkäufers  bedienen; 
es  war  ihnen  daher  wie  die  Verwendung  von  Spediteuren,  so 
auch  die  Bestellung  gewisser  Bürger  des  bevorrechteten  Orts 
als  Verkaufscommissionäre  künstlich  auferlegt. 


'*)  Sog.  von  der  Maschine,   um  die  zu  Wasser  ankommenden  oder  ab- 
gehenden Waaren  ans-  und  ein  zulieben. 

Grünhut,  Recht  des  Commissions-Handels.  ^ 
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Die  Berechtigung  zum  Betriebe  der  Commissions-  und 
Speditionsgeschäfte  war  manchmal  in  enge  Grenzen  einge- 
schränkt. 

Vgl.  Sa  Vary  1.  c.  Cap.  II,  p.  210:  II  est  permis  ä  iouies 
sories  de  personnes,  soit  MarcJiands  ou  aiäres  cCestre  cammissionaires 
j^bur  ach  et  er  des  marchandises  pour  le  compte  d'aidruy  et^  il  nest 
jpoint  necessaire  pmir  cela  d^estre  receus  maisires  Marchands  dans  les 
viUes  oü  il  y  a  maislrise.  Cap.  Ill,  p.  217.  Mols  il  tCest  pas  permis 
ä  toutes  sortes  de  personnes  de  vendre  par  commisslofi.  .  .  .  Dans  la 
plupart  des  villes  oii  il  y  a  Mcusirlse^  il  est  loisible  ä  ceux  qui  sont 
receus  Maisires  Marcliands,  de  vendre  par  commission  des  marchandises 
pour  le  compte  d'atUres  Marchands  et  Manufacturlers ,  mals  il  y  en  a 
aussi  d'autres  oü  il  nest  pas  permis  de  vendre  par  commission,  JPar  exemple 
ä  FarlSj  il  est  difendu  aux  Marchands  du  corps  de  la  Mercerle,  suioant 
les  Beylemenis  des  mois  d'Octohre  1601  et  Janvier  1613  d'estre  courllers 
et  commlsslonalres  pour  aucuns  Marchands  etrangers  ou  foralns,  ä  pelne 
de  prlvailon  de  leurs  Maisiriscs  et  d'amende  arhliralre  ....  In  folgenden 
zeigt  Sa  Vary  eingehend  (p.  218 — 222)  die  Haltlosigkeit  dieses  Ver- 
botes, welches  übrigens  in  der  Praxis  des  Handelsverkehres  nur  wenig 
Beachtung  fand  (p.  217). 

So  bestimmen  auch  die  Leipziger  Cramer-Innungsartikel  1692, 
Art.  9 :  Sonst  sollen  die  Fremden  insgesammt,  wie  auch  Einheimische, 
welche  Handwerker  seyn,  und  also  ihre  besonderen  Gewerbsmittel  für 
sich  hahen,  zu  Vermeidung  schädlicher  Confusionen  bei  der  Mercatur 
sich  dergleichen  Handlungsnegozien  mit  Commlssionären  und  Factoren 
gänzlich  enthalten.  Ebenso  Leipziger  Tuchhändlerinnungsartikel  1698, 
Art.  26.  Vgl.  Püttmann  S.  166,  ßiccius  §.  23,  Würtemb. 
Handelsordnung  v.  1728,  Art.  8,  S.  39.  Ueber  andere  Beschränkungen 
vergl.  Faber  §.  14.  Breuls  §.  6,  S.  12.  In  Lüneburg  waren 
nur  gewisse  einem  Collegium  angehörige  Personen  als  Spediteure 
privilegirt  (Verordn.  des  Magistr.  v.  25.  Jan.   1694,   14.  Aug.  1747, 

22.  Nov.  1774),    ebenso  in  Braunschweig    (herzogl.  Verord.  v. 

23.  Aug.  1768);  in  Hamburg,  wo  der  Spedition« verkehr  wahr- 
scheinlich schon  im  16.  Jahrb.  seit  der  Vernichtung  des  Handels  von 
Antwerpen  eine  sehr  grosse  Bedeutung  erlangte  (Poehlsl,  §.  125) 
waren  nach  der  Transito -Verordnung  v.  J.  1727  und  dem  Mandat  v. 
1747  besondere  Spediteure  für  Kaufmannsgüter  und  besondere  für 
Weine,  Brand  wein,  £ssig ;  sie  wurden  in  Eid  genommen  und  mussten 
sich  in  einem  eigenen  Buch  verschreiben,  dass  falls  sie  der  geringsten 
Contravention  überführt  werden  sollten,  sie  neben  dem  Ersatz  des 
doppelten  Werthes  der  unrichtig  angegebenen  Güter  auf  ewig  des 
Beneficii  verlustig  sein  wollen.  G.  C.  Bohn  wohlerfahrener  Kauf- 
mann 5.  Aufl.  1788,  S.  593.  Munter  Frachtfahrerrecht  (Hannover 
1810)  S.  84,  88,  90,  91.  Guenther  §.  7,  Heinecke   §.  16. 

Das  älteste  Statutarrecht ,    in  welchem    sich    die  ersten 

sichern  Spuren  einer  Normirung  des  Commission shandels  finden, 
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sind  die  Statuten  von  Genua  aus  dem  Jahre  15892«);  es 
wäre  offenbar  unbegründet,  daraus  die  Folgerung  zu  ziehen 
dass  der  Commissionshandel  erst  zu  dieser  Zeit  entstanden  sei  • 
es  darf  vielmehr  angenommen  werden,  dass  das  Commissions- 
geschäft  schon  lange  vorher  in  der  Praxis  des  italienischen 
Handelsverkehrs  geübt  worden  sein  musste,  bevor  sich  das 
Bedürfniss  geltend  machen  konnte,  jene  Normen,  welche  sich 
für  dasselbe  zunächst  auf  dem  Wege  des  Gewohnheitsrechtes 
gebildet  hatten,  gesetzlich  zu  fixiren. 

Lib,  lY.^  cap.  14   der  Gen.  Stat,  bestimmt  über  das  Vorzugs- 
recht des  Einkanfscommissionärs  an  dem  Commissionsgat,  das  Eetentions- 
recht  des  Commissionärs  und  des  Committenten  und  den  Widerruf  der 
Commission :   Si  quis  mandarä  alicui  in  aliqua  mundi  parte   seu  man- 
datum  aut  orcUnem  daret  de  emendis  mercibtts  vel  älüs  rebus  mobili-' 
bus  et  non  solveret  sed  sohl  ruyn  fecisset  consteum   vel  preUum     ita  ut 
qui  emissel  remaneret  creditor  de  dicto  präio^  seu  äUqua  ejus  parte   ipse 
qui  emisset  et  prelium  solvisset ,    sit   et  esse  debeat  in  diclis  mercihus  et 
rebus  potior,  et  anterior  quibuscunque   credäoribus  mandantis,  seu  ordi' 
nantis,  comprehensis  eüam  dotibus  et  nemine   excluso,    ubicunque   dictae 
merces  et  res  reperiantur  et  penes  quemvis;    dum   tarnen  per  actum  et 
modum  verum  validum  et  legalem  non  mutaverint  dominium :  sed  si  ven- 
däor  diäarum  mercium  seu   rerum   nondum   fuisset   satlsf actus  de   toto 
preiio  seu  parte  ^    donec   dictae   merces   et  res  non  pervenerint  in  man- 
dantem  seu  commitientem  aut  alium  pro  eo  in  terra  ad  locum,  ad  quem 
deberent  deferri,  pratferaiur ,   et  praeferri   debeat   dictus  venditor  ceteris 
Omnibus   creditoribus    ut    supra^    mandatario   et    emptore    etiam    com" 

prehensis 

Si  merces,  res,  cambia,  credita  aut  aliquid  aliud  fiierit  transmissum 
alicuiy  per  aliquem,  sive  suo  nomine  simpliciter,  sive  ex  parte  et  mittens 
efficeretur  ruptus,  mandaiarius  pro  eo,  de  quo  vere  fuerit  credUor  miüentis, 
possii  reiinere  et  compensare  pro  cmcurrenti  quantitafe,  non  obstante 
quod  dictae  res,  et  alia  spectarent  aliis  et  non  mittenti;  quatenus  vero 
iUe,  ad  quem  spectarent ,  efficeretur  rupfus,  mittens  possit  pro  eo ,  de 
quo  remaneret  creditor  dicli  rupti  compensare  pro  concurrenti  quantJtate 
fion  obstante  quod  eorum  possessio  esset  iranslaia  in  mandatarium ,  et 
sie  ut  supra  respecUve  praeferantur  in  diäis  mercibus  et  aliis  et  etiam 
in  eorum  processu,  et  in  debitoribus  ab  eis  causatis. 

Dans  mandatum,  vel  ordinem  occasione  aliquarum  mercium  seu 
rerum  mobilium,  aut  faciens  appocam  onerationis  dictarum  mercium  vel 
rerum  ad  lioc,  ut  de  eis  serveiur  voluntas  alicujus,  seu  de  eis  fiat  con- 
signatio  alicui  in  quovis  loco,  possit  non  obstante  quod  datum  fuerit 
mandatum   seu   ordo   vel  facta   appoca,    variare  mandatum,   ordinem  et 

**)  JI  arte  na  Versuch  einer  historischen  Entwicklung  des  wahren 
Ursprungs  des  Wechselrechts,  Anhang  S.  45,  46. 
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ntnodo  id  faciai  aniequam  res  el  mo-ces  ipsae  fueritU  ex- 
rram  nomine  mandalarÜ,  ske  de  CfS  faäa  fuerit  mani- 
jana,  seit  cabelUs  itomine  dicU  mandatam;  quae  habearU 
»  mandatis  el  ordibtis  pecuniarum    et    remissnrum,    dum- 

el  variatio  fiai  tempore  congruo  et  anlequa/m  mandatarius 
uam  obUffoHonem  seit  onus  sub  .spe  ex/gendi  didas  peca- 
ssasi  et  haec  intdUganlur  sine  pra^HtUcio  jurium  illhis, 
modum  fuissä  dalum  primum  mandatum,  seu  daius  ordo 
ü  appoca  oiwatimis  faäa  contra    eum,   qui   sie   variasset, 

et  pariter  sine  pra^udteio  jurium  ülius,  cui  fuerat  daius 
mo  loco,  seu  mandatum  pro  sua  cautione. 

berühmten  französiscben  Ordonanz  von  1673  findet 
lommissionär  als  solchen  (im  Titel  von  der  Com- 
lannt;  allerdings  beschrankt   aich  der  Gresetzgeber 

der  HandeUgerichtsbarkeit  zu  unterwerfen. 
lutschland  finden  sich  die  ältesten  Bestimmungen 
ommissionshandel    und   zwar   unter  dem  Gesichta- 

rümischen  Mandats  im  Hamburger  Statut  von 
'heil,  Titel  12,  Art.  3—10).") 
icbe  Bestimmungen,  wie  im  Genueser  Statut,  vor- 
är  das  Vorrecht  des  Commissionärs  an  den  zum 
ingesendeten  Commissionsgütern,  wenn  er  zugleich 
r  seinen  Committenten  acceptirt  hat  und  dieser  in 
rathen  ist,  sind  in  Decreten  nnd  Statuten  vieler 
ite,  insbesondere  in  den  Wechselordnungen  ent- 
■gends  findet  sich  der  Commissionahandel  ausführ- 
rt ;  ea  ist  nur  gelegentlich,  insbesondere  im  Wechael- 
ir  gewisse  ßechtsverhältnisae  Vorsorge   getroffen, 

häufigsten  zu  Eechtaatreitigkeiten  Veranlassung 
ben  dürften.  In  der  Regel  wird  in  diesen  Bestrm- 
1  Commissionär  die  ßefugnisa  ertheilt,  Gommissions- 
älche  er  von  einem  insolventen  Committenten  in 
t,  bis  zu  seiner  Befriedigung  zu  behalten,  aich 
ihlt  zu  machen  und  blos  den  Ueberrest  der  Con- 
ibzuliefern,  alao  ein  Eetentions-,  Pfand-  und  Com- 
3cht  des  Commissionärs  anerkannt.  Das  Vorrecht 
''echselforderungen  des  Verkaufs-Commissionärs  als 
1    nach  geschehener   Bezahlung  der  Wechsel  zur 

dam  Poehls  §.  117  S.  270,  dagegen  Härder  S.  45. 
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Wiedererlangung   der  Wechselzahlung  bei  dem  Committenten 
al3  Trassanten  verliehen. 

So  bestimmt  die  ernenerte  Wechselordnung  der  Stadt  Frank- 
furt a.  M.  vom  J.  1666  (Siegel  corp.  jur,  camb.  1.  S.  385,  Leip- 
zig 1742)  §.  19 :  Weil  auch  der  sti/his  mercanlUis  mit  sich  gebracht^ 
dass,  falls  einer  von  einem  iertto  vor  seine  eigene  Eechnung  und  dann 
vor  andern  absonderlich  zu  fordern  hat,  der  iertius  aber  keine  völlige 
Zahlung  thut,  ein  jeder,  er  sei  einheimisch  oder  fremd,  zuvörderst 
von  demjenigen,  was  scontriert  oder  bezahlt  worden,  sein  eigenes  Conto 
za  Saldiren  befugt  sei,  so  lassen  wir  es,  wenn  die  Scontrierung  vor 
Ansbrechnng  eines  Fallimentes  bereits  geschehen  wäre,  dabei  bewenden» 
§.  20 :  Wie  denn  schltisslich  derjenige,  so  von  einem  anderen  Waaren 
in  Commission  zu  verkanfPen,  empfangen,  dabeneben  aber  von  demselben 
mit  Wechsel  und  sonsten  chargiret  und  belästiget  worden,  wegen  seines 
Yorschusses  an  denen  empfangenen  Waaren  sich  bezahlt  zu  machen  Fug 
und  Macht  haben,  auch  da  in  Fallimenten  und  sonsten  solche  Waaren 
mit  Arrest  oder  Verlot  beleget  würden,  mehr  nicht  als  das  restduiim 
oder  die  Ueberbesserung  herauszugeben  schuldig  sein  soll. 

Die  Frankfurter  Wechselordnung  vom  J.  1739,  (Siegel 
1.  c.  1.  Fortsetzung  v,  Uhl  S.  86,  Riccius  §.  26,  Scherer  Hdb. 
des  Wechselrechts  I.  Bd.  S.  397,  Treitschke  Encycl.  der  Wechsel- 
rechte (Leipzig  1831)  I.  Bd.  S.  226)  §.  54:  Jst  derjenige,  welcher 
von  einem  anderen  Waaren  zu  verkaufen  in  Commission  empfangen, 
oder  demselben  zugehörige  Effecten  und  Gelder  sonsten  rechtmässiger 
Weise  in  die  Hände  und  Verwahrung  bekommen  hat  und  dabenebst 
von  dem  Committenten  oder  Eigenthilmer  mit  Wechsel  oder  sonsten 
chargirt  und  belästigt  worden,  befugt ,  wegen  seines  Torschusses  von 
denen  empfangenen  Waaren  und  Geldern  sich  bezahlt  zu  Inachen,  und 
da  in  Fallimenten  und  Concurssachen  solche  Waaren  und  Gelder  mit 
Arrest  beschlagen,  oder  in  Verbot  gelegt  würden,  mehr  nicht  als  da 
residuum  oder  Ueberbesserung  herauszugeben  schuldig." 

Der  Chursächsisohe  Decisivbefehl  vom  4.  September 
1669,  (Siegel  1.  c.  S.  64,  65  C,  Abs.  6,  Scherer  L  o.  I.  S.  416, 
Treitschke  1.  c.  I.  S.  226):  Drittens  wollen  wir  es  wegen  derer  Güther 
welche  einem  oder  dem  andern  in  Comission  gegeben,  allerdings,  wie 
in  an  dern  Handel  sstäd  ten  eingeführet  und  üblich  sein 
soll,  nicht  weniger  bei  unserer  Stadt  Leipzig  dergestalt  hinführo 
gehalten  und  in  Acht  genommen  wissen ,  dass  derjenige ,  so  von 
einem  andern  Waaren  in  Comission  zu  verkaufen,  empfangen,  dabe- 
neben aber  von  demselben  mit  Wechsel  beleget  worden,  wegen  seines 
Vorschusses  an  denen  empfangenen  Waaren  sich  bezahlet  zu  machen 
berechtiget;  auch  da  in  Fallimenten  und  sonsten  solche  Waaren  mit 
Arrest  oder  Verbot  beladen  würden,  er  mehr  nicht,  als  das  residuum^ 
so  nach  seiner  Befriedigung  übrig  verbleibet,  herauszugeben  schuldig 
sein  soll."  Vgl.  ürtheil  der  Schoppen  v.  1718,  Siegel  II.  Theil> 
S.  204  S.  S.  S. 
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Die  Leipziger  Wechselordnung  von  1682,  (Siegel  1.  c.L  S.  57, 
Eiccius  §.30,  Scherer  1.  c.  I.  S.  43,  Treitschke  I.  S.  227) 
§.  34 :  Wenn  einer  Wechselbriefe  acceptiret  und  bezahlet  hätte ,  der 
Trassant  aber  vor  geschehener  Zahlung  in  lilisscredit  und  Abfall  der 
Nahrung  gerathen  wäre,  und  'deswegen  ein  concursus  creditorum  sich 
ereignete,  so  soll  es  billig  wegen  der  Güter,  welche  dem  Acceptanten 
in  Commission  oder  sonst  in  Verwahrung  gegeben  worden,  wie  bisher, 
also  noch  femer,  nach  Inhalt  des  Churfiirstl.  Sächsischen  gnädigsten 
Decisivbefehls  de  cmno  1669  dergestalt  gehalten  und  in  Acht  ge- 
nommen werden,  dass  derjenige,  so  von  einem  Andern  Waaren  in 
C  Omission  zu  verkauffen,  oder  auch  sonsten  zu  verwahren  empfangen, 
dabeneben  aber  von  demselben  mit  Wechsel  beleget  worden,  wegen 
seines  Vorschusses  an  denen  empfangenen  Waaren  sich  bezahlt  zu 
machen  berechtiget,  auch,  wenngleich  in  Fallimenten  und  sonsten 
solche  Waaren  mit  Verbot  beschlagen,  oder  Hypothecen  vorhanden 
wären,  er  dennoch  mehr  nicht  als  das  residuum^  was  nach  seiner  Be- 
friedigung übrig  bleibet,  herauszugeben  schuldig  sei."  Das  sächsische 
EinfÜhrungsges.  zur  allg.  deutschen  Wechselordnung  vom  24.  April 
1849  lie3s  es  bei  dieser  Bestimmung.  (Vgl.  Ackermann  in  Busches 
Archiv,  Bd.  VI,  S.  309.)  In  dem  Leipziger  Parere  v.  1735,  K  128 
(Siegel  II.  S.  165)  ist  ausgesprochen,  dass  der  Decisivbefehl  sich 
nur  auf  den  Commissionär  und  nicht  auf  den  Spediteur  beziehe,  daher 
den  Forderungen  des  Spediteurs  rücksichtlich  der  Speditions waaren 
ein  solches  Vorrecht  nicht  zuerkannt  werden  dürfe.  Dagegen  meint 
Treitschke  1.  c.  I.  S.  228,  dass  nach  Art.  34  der  Leipziger  W.  0. 
den  Spediteuren  unzweifelhaft  gleiches  £echt  zustehe  mit  den  Commis- 
sionären,  da  das  Gesetz  ganz  allgemein  von  in  Verwahrung  gegebenen 
Waaren  spreche. 

Die  Danziger  Wechselordnung  v,  1701  (Siegel  I.  S.  377, 
Seh  er  er  L  S.  43,  Treitschke  L  S.  225),  Art.  34:  „Da  auch 
jemand  Waaren  von  einem  andern  zu  verkaufen,  oder  zu  verwahren 
in  Comis^ion  empfangen,  und  von  demselben  hingegen  mit  Wechsel 
bezogen  worden,  soll  derselbige  billig  auch  aus  den  Waaren  sich  be- 
zahlt zu  machen  berechtiget  sein ,  und  demnach ,  da  bey  den  Falli- 
menten ,  oder  sonsten ,  die  Waaren  mit  Arrest  oder  Verbot  beleget, 
oder  mit  Hypotheken  beschweret  wären ,  mehr  nicht ,  als  was  nach 
seiner  Befriedigung  übrig  bleibet,  herauszugeben  schuldig,  was  aber 
seine  Anforderung  betrifft,  für  allen  andern  Creditoren,  wie  sie  auch 
privilegirt    sein  mögen,  seinen  Kegress  daran  zu  behalten  befugt  sein.** 

Die  Hamburger  Wechselordnung  v.  1711  (Siegel  I. 
S.422,  Scherer  I.  S.  417,  Treits  chke  L  226)  Art.  46 :  „Wenn 
jemand  mit  Wechseln  bezogen  würde,  und  derselbj  hätte  Waaren  oder 
andere  Effecten  von  dem  Ausgeber  in  Händen ,  der  muss  zwar  bei 
sich  ereignendem  Concurs,  wenn  ein  mandatum  arrestaforium  affigiret, 
solche  Effekten  beym  Gerichte  mit  anzeigen,  er  behält  aber  daran, 
in  vim  ht/pothecae  specialis^  die  Priorität  vor  allen  andern  Creditoren, 
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um  sich  daraus  bezahlt  zu  machen,   und  gibt  nur  den  übrigen  Credi- 
toren  den  Ueberrest  heraus." 

Die  Bremer  Wechselordnung  v.  1712  (Siegel  I.  S.  276, 
Scherer  I.  S.  417,  Treitschke  I.  225)  Art.  56:  „Wenn  einer 
einen  Wechselbrief  acceptirt,  oder  auch  wirklich  bezahlet  hätte,  und 
der  Trassant  nachgehends  in  Abgang  der  Nahrung  gerathen,  und  fallit 
werden  sollte,  derselbe  aber  Waaren  von  demselben  in  Comission, 
oder  sonsten  in  Händen  hätte,  mag  er  von  den  empfangenen  Waaren 
sich  wohl  bezahlt  machen;  jedoch  muss  er  bei  dem  p.  t.  präsidirenden 
Herrn  Bürgermeister  oder  dem  Herrn  Richter,  nachdem  es  die  Summe 
erfordert,  verlangen,  dass  solche  durch  einen  Mäkler  mögen  verkauft, 
da  ihm  dann-  sein  Yorschuss  aus  denen  gelöseten  Geldern  soll  unge- 
säumt eingehändigt  werden,  das  übrige  aber  dem  Concurs  zu  gute 
kommen. " 

Mit  der  Leipziger  W.  0.  stimmt  die  Breslauer  Wechsel- 
ordnung V.  1716,  §.  35  (Siegel  I.  S.  292,  Scherer  II.  S.  608, 
Treitschke  I.  225)  im  Wesentlicheii  überein,  doch  ist  das  Wort 
^bezahlet ^  nach  „acceptiret"  weggelassen ,  so  dass  schon  die  Accep- 
tation  genügen  und  es  nicht  auch  der  Zahlung  bedürfen  soll.  Da- 
gegen ist  in  der  übrigens  wörtlich  tibereinstimmenden  schlesischen 
W.  0.  V.  1738  (Siegel  I,  S.  311,  312)  Art.  34  das  Wort  „bezahlet« 
wieder  hergestellt. 

Die  Oesterreichische  Wechselordnung  v.  10.  Sept.  1717 
(Siegel  I.  S.  161)  Art.  44:  „Weil  auch  der  KaufFmann  Stylus  mit 
sich  bringet,  das»,  falls  einer  von  einem  terfio  Effecten  in  Händen  und 
vor  seine  eigene  Rechnung,  dann  auch  vor  andern  von  demselben  ab- 
sonderlich zu  fordern  hat,  der  terfius  aber  keine  völlige  Zahlung  th  ut, 
ein  jeder,  er  sei  einheimisch  oder  fremd,  zuvörderst  von  demjenigen, 
was  er  in  Händen,  auch  sonsten,  wenn  er  es  vor  Ausbrechung  eines 
Failimentes  an  sich  zu  ziehen  weiss,  seinen  eigenen  Conto  zu  saldiren 
befugt  sei,  so  lassen  wir  auch  fernerhin  es  noch  dabey  bewenden. 
Art.  45 :  Wie  dann  derjenige,  so  von  einem  andern  Waaren  in  Comis- 
eion  zu  verkauffen  empfangen,  dabei  aber  von  demselben  mit  Wechsel 
und  sonsten  bezogen  und  belästigt  worden,  wegen  seines  Vorschusses 
an  den  empfangenen  Effekten  sich  zablhafft  zu  machen,  Fug  und 
Macht  haben,  auch  da  in  Fallimenten  und  sonsten  solche  Waaren  mit 
Arrest  oder  Verbot  beleget  würden,  mehr  nicht,  als  das  residuum 
oder  die  TJebermaass  herauszugeben  schuldig  sein  solle."  In  der 
österreichischen  W.  0.  v.  1763  (Siegel  I.  S.  19,  Scherer  I. 
S.  397,  Treitschke  I.  S.  227)  stimmt  Art.  43  mit  dem  cit.  Art. 
44  (nur  dass  nach  den  Worten:  „seinen  eigenen  Conto"  die  Worte 
folgen :  „jedoch  unbeschadet  des  einem  anderen  etwa  zustehenden 
Eigenthums  oder  ehevor  hierauf  geführten  Sperre  oder  Ansatzes**), 
Art.  44  mit  dem  cit.  Art.  45  überein.  Aehnlich  die  Braun- 
schweiger W.  0.  V.  1715  (Siegel  S.  260,  261,  Eiccius 
§.  29,  Scherer  III.  S.  311,    Treitschke  I.  224)  Art.  53:  Auch 
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haaren  oder  andere  Effecten  von  einem  oder  au- 
Dcler  zu  verwahren  in  CommiBeion  hat  und  von 
mit  Wecbaeln  oder  anderem  VorschoBS  beladen 
es  mit  Protest  lurück gekehrten  oder  nach  der 
len  Wechselbriefs  einige  Effecten  zum  Unterpfand 
I,  deraelbe  zwar  bey  entatehendem  Concura  eolche 
i  dem  judicio  mit  anzeigen  nnd,  wenn  der  Ver- 
hter  Zeit  mit  Erstattung  des  Capitals  nnd  In- 
:,  gerichtlich  sie  taziren  zu  lasseci ,  im  Übrigen 
uit  Arrest  oder  Verbot  belegt  oder  mit  Hypo- 
roD,  dennoch  die  Priorität  vor  anderen  Crediforilus 
ein  niehrerea  davon  herauezugeben  nicht  achnldig 
eeiner  völligen  Befriedigung,  davon  Überbleibt, 
ger  Wechselordnung  v.  1722,  Cap.  VIII.  Vom 
Betentionsrecht    (Siegel  I.  S.  360,    Kiocine 

S.  608,  Treitachke  I.  8.  227)  §.  2:  In- 
Handelsmann  alibier  von  einem  Ansländiachen 
Effetti  in  Banden  oder  unter  Wegs  —  darlegen 
als  acceptirte  oder  auch  mit  Prolest  zarUck- 
triefe,  auch  eonsten  liqaide  Forderungen  hätte, 
!S  Fremden  ausbrechenden  Falliment,  aowobl  für 
;u  gewarten  habende  Effetti  das  Coiopensations- 
zu    geniessen    haben    und  weiter  nichts    ale  was 

der  Etfetten  nach    Abzug    seiner   liquiden   For- 
herauszu geben  schuldig  aeyn. 
Izische    W.  0.   T.    1726    (Siegel  I.  S.   -104, 

Art.  60:  Wenn  Jemand  auf  einen  Wechsel 
uod  von  dem  Trassanten  Commisaionswaaren  zu 
Bn  Waaren  nnd  Effekten  in  Händen  hat,  mag  er 
»eben  und  solle  nicht  mehr  als  den  Ueberschuas 
ig  sejn.    Gleichlautei d    die    Jülich-Berg'sche 

r  Wechselordnung  v.  llbS  (Siegel  ILI.  Forta. 
erer  I.  S.397,  Treitschke  1.  S.  225)  Arl.56: 
Waaren  von  einem  andern  zu  verkaufen  oder  zu 
iasion  empfangen,  und  wäre  von  demselben  mit 
ogen  worden,  so  soll  der  Commisaionair  sich  billig 
ahlt  zu  machen  berechtigt  seyn  und  falls  bei 
.usendera  der  Waaren  dieselben  mit  Arrest  be- 
lotheken  beschweret  wären,  soll  der  Empfänger 
licht,  als  was  nach  aeiner  Befriedigung  übrig 
1  schuldig  sein,  und  seiner  Anforderung  wegen 
en  andern  Creditoren,  wie  sie  auch  privelegirt 
1  den  Vorzug  haben.  Auch  wenn  die  Waaren 
zogenen  Verwahrung  sind,  sondern  bey  Belegung 
mit  Fuhr  oder  Schilfen  arrivirlen,  behält  dennoch 
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der  Be20gene  die  PrioritSt,  sich  ans  den  Waaren  erstlich  sein  Cupital 
abiiiEieheD,  und  nur  den  Ueberreet  heraoszagebeo". 

Die  Breslaoer  Ueea-  und  Wechselordnung  y.  1742  [nachdem 
ßreslan  preaasisch  geworden  wer]  {Siegel  erste  Forts.  S.  73,  Scherer 
I.  S.  552}  §.  40:  „Im  Fall  ein  Bresalaner  EHrger  von  jemand  Guter 
oder  Waaren  In  Commiseion  zu  verkaufen  oder  auch  nur  zu  ver- 
wahren empfangen,  daneben  aber  von  demselben  mit  Wechsel  beleget 
worden,  so  ordnen  und  wollen  wir,  dass  derselbe  wegen  seines  Tor- 
schusses an  den  empfangenen  Waaren  sich  bezahlt  zu  machen  berech- 
tigt, auch  da  in  Fallimenten  und  eonsten  solche  Waaren  mit  Arrest 
oder  Verbot  beladen  würden ,  er  mehr  nicht ,  als  das  Residuum ,  so 
nach  seiner  Befriedigung  Übrig  bleibt,  heraaszu geben  schuldig  sein 
solle-. 

Auch  die  schwedisohe  W.  0.  v.  1748  (Siegel  erste  Forts. 
S.  2,3,  Scherer  III.  S.  312,  Treitschke  I.  S.  227}  Cap.  5,  N.  9. 
anerkennt  das  Vorrecht  desjenigen  (also  auch  des  Commissionärs), 
welcher  einen  auf  sich  gestellten  Wechsel  für  Rechnong  des  Wechsel- 
gebers wegen  der  Güter  und  Waaren ,  welche  derselbe  bey  sich  hat 
oder  an  ihn  abgesandt  worden,  angenommen  hat. 

Die  Angabnrger  Wechselordnung  v.  1778  (Siegel  IV. 
Forts.  V.  ühl  S.  100,  Scberer  I.  S.  413,  Treitschke  I.  8.  224) 
Cap.  XIV,  §.  1 ;  „Wer  bey  ausbrechenden  hiesigen  oder  auswärtigen 
Fallimenten  Wecbselbriefe ,  Geld,  Silber  oder  Gold-Wnaren  oder  an- 
dere £ffet1i  von  Eolcben  Falliten  in  Händen  ,  oder  bei  dem  Ausbrach 
des  Falliments  hier  oder  auswärts,  Pfund  ,  Commisuions-,  Kpeditions- 
verkanfs  oder  was  immer  andere  Weis  überwiesen  worden,  oder  wer 
deren  selbsten  vor  Anabrnoh  des  Falliments  an  sich  gebracht  oder 
sich  versichert  bat,  hingegen  an  den  Falliten  irgend  eine  schon  liq^ui- 
dirte  oder  erst  iiquidirliche  Forderung  hat,  der  kann  nnd  mag  sich 
seiner  Fordemng  halber  an  solchen  Effekten  hatten,  und  an  denselben 
das  Compensalions-  und  Retentionsrecht  dergeetalien  sieb  zueignen, 
daes  wenn  die  in  Händen  habende  Waaren  seine  Forderungen  Über- 
steigen, er  nur  den  Ueberrest  ad  massam  hinauszahlen,  im  Gegentheil, 
wenn  seine  Forderung  grösser ,  von  dieser  den  Betrag  der  in  Händen 
habenden  Effetten  abziehen ,  nnd  sodann  für  den  Ueberrest  bei  der 
Hasse  anstehen  solle.  Die  Beslimmnng  des  Preises  der  redimirten 
Waaren,  somit  des  bich  ergebenden  Ueberrestes,  beruhet  entweder  anf 
einem  Einverständnis  gesammter  Credit orschaft,  oder  auf  gerichtlicher 
Taxation   nnd  Verkaaf." 

Durch  diese  Bestimmungen  der  Wechselordnungen  über 
das  dem  Oommissionär  nur  für  gewisse  Forderungen  zustehende 
fietetitiona-  und  Compensationsrecht  ist  zugleich  anerkannt, 
dass  der  Committent  berechtigt  ist,  die  zum  Verkaufe  über- 
sandten Güter  im  Falle  des  Concurses  des  Commissionärs  als 
sein  Eigenthum  in  Anspruch  zu  nehmen. 
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Das  Corpus  jurü  Friderwianum  (Soherer  L  S.  443,  444)  setzt 
dergleichen  Commissionswaaren  in  die  erste  Classe  (Theil  IV,  Tit.  XII, 
§.  21,  Y):  „Diejenige  welche  dem  Gemeinschuldner  Waaren  oder 
Effekten  zum  Verkauf  in  Comission  gegeben,  oder  zur  weiteren  Spedi- 
tion anvertraut  haben,  wenn  entweder  diese  Waaren  oder  Effekten 
zur  Zeit  des  eröffneten  Concurses  annoch  in  des  Gemeinschuldners  Ge- 
wahrsam existiren,  oder  zwar  von  ihm  verkauft,  die  Kaufgelder  aber 
noch  nicht  eingezogen,  oder  vom  Gemeinschuldner  mit  der  ausdrück- 
lichen Yermerkung,  dass  solche  seinem  Committenten  gehören,  besonders 
aufbewahrt  worden.  In  diesen  Fällen  sind  den  Committenten  die 
Waaren  und  Effekten,  oder  die  daraus  erlöseten  Kaufgelder  zu 
Überlassen,  sobald  sie  die  schuldige  Provision  und  Auslagen  ept- 
richtet  haben.** 

Die  Frankfurter  Wechselordnung  v.  1739  (Siegel  1.  c.  erste 
Forts.  S.  86,  Scherer  L  S.  395,  Koch-Mettingh  §.  7)  §.  52: 
„Die  einem  znr  Insolvenz  gerathenen  debitori,  um  die  Provision  zu 
verkaufen,  in  Commission  gegebene  und  annoch  vorhandene  Waaren  und 
Guter  betreffend,  bleiben  dieselben  dem  Committenten  nach  wie  vor  sein 
Eigenthum,  und  ist  er  ohne  Widerrede  solche  wieder  zurückzunehmen 
wohl  befugt,  wie  dann  auch  in  dem  Falle,  da  derjenige,  so  die  Waaren 
zu  verkaufen  in  Commission  bekommen,  und  nicht  del  creikre  stehet, 
sondern  die  Waaren,  so  gut  er  kann,  verhandelt,  vor  die  Bezahlung 
aber  nicht  gut  ist,  solche  zwar  wirklich  verkaufet,  den  Preis  davor 
aber  noch  nicht  erhoben  hat,  derselbe  nicht  ihm,  oder  wenn  er  etwa 
in  Insolvenz  geräth,  seinen  Creditoren  zustehen,  sondern  dem  Com- 
mittenten vor  dem  Käufer  verabfolgt  werden  soll."  §.53:  „Damit  aber 
in  dergleichen  Begebenheiten  nicht  allein,  sondern  auch  in  dem  casu^ 
dass  derjenige,  so  solche  Commissions waaren  erkaufet,  fallit  werden, 
aller  Streit,  Verdacht  und  Zweifel  verhütet  werde ,  ob  die  dem  Com- 
mittenten angewiesene  insolvente  und  andere  debitores  in  der  That 
diejenige  eeyn ,  welche  seine  Waaren  bekommen ,  so  sollen  in 
Zukunft  alle  Commissarii ,  welche  nicht  del  credere  stehen ,  so  oft  sie 
vor  100  oder  mehrere  Ethlr.  Commissionswaaren  auf  Zeit  verkaufen, 
ihrem  Committenten  nebst  der  Fattura  sothaner  verkauften  Waaren 
den  Namen  dessen,  der  solche  erhandelt,  in  einem  verpetschirtem  Zettel, 
bey  Strafe,  dass  die  Zahlung  sonst  an  sie  gefordert  werden  solle, 
zusenden,  die  Committenten  aber  solchen,  solange  kein  Falliment  dar- 
zwischen  gekommen,  oder  ihnen  von  ihren  Commissariia  berichtet 
worden,  zu  eröffnen  nicht  befugt,  sondern  damit  sie  der  Commissariorum 
Auswege  nicht  auskundschaften ,  und  an  sich  ziehen ,  bey  richtigem 
Eingang  der  Gelder  jedesmal en  ohnerbrochen  zurückzuschixjken  ange- 
wiesen, auch  dafern  sie  diesen  zuwider  handeln  würden,  denen  Com- 
missariis  billigmässige  Satisfaktion  zu  thun  schuldig  seyn."  Bei  der 
Yerkaufscommission  kann  der  Committent  das  Eigenthum  der  Com- 
missionswaare  in  Anspruch  nehmen ,  auch  im  Concurse  des  Commis- 
sionärs;  anders  aber,  wenn  er  sie  in  einem  Anschlage  aufgerechnet 
und  übergeben  hat,  so  dass  der  Commissionär  del  credere  steht.  ** 


Ueber  das  dei  credere  verordnet  die  Aogsborger  "V 
ordnuDg  v.  1778  (Siegel  1.  c.  IV.  FortB.  S.  93,  Seht 
S.  520)  Cap.  Viri,  §.  4:  ^Del  credere  ateheD,  will  sagen,  fU 
girirten  Weohselbriof  haften,  denn  für  selbst  ausgestellte  T 
briefe  haftet  man  ohnedies.  Wer  nun  sich  nicht  aasdrUcklich  to 
nicht  dcl  credere  za  stehen,  der  haftet  stillschweigend  für  sein« 
hiDgegen,  wo  dcl  credere  nicht  zu  stehen  bedungen  wird,  hi 
derjenige,  mit  dem  also  contrahiret  worden,  keinen  Regress  an 
Giranten,  wenn  er  ßäralieh  in  conUnenU  erweisen  kann,  dass  i 
dcl  credere  gestanden  sey ,  ei  kann  aber  doch  gegen  weiter 
stehende  Giranten  der  executionsmässigen  Zahlung  sich  in  Kraf 
Giro  nicht  entledigen,  und  bliebe  ihm  nnr ,  falls  er  mittelst 
Übergangenen  Giranten  die  Zablnng  hätte  leisten  müssen,  der  \ 
mit  der  nämlichen  Executionsscharfe  gegen  den  mit  welchen  ( 
dd  credere  zu  stehen  ausdrllcklirh  contrahirt  bat",  nnd  di« 
hurger  Wechselordnung  (Siegel  I,  S.  420,  Scherer  T,  E 
Art.  36:  „Wenn  einer  einig  Geld  per  Wechsel  an  einem  andi 
eines  Dritten  Ecchnang  gibt,  und  den  Wechsel  an  sich  seiht 
Ordre  stellen  lässt,  der  wird  vermöge  seines  Iniloasamenta  be 
nendem  Fallissement,  zwar  mit  dcbilor,  jedoch  nicht  seinem  Pri 
ea  wäre  dann,  dass  er  demselben  dafür  del  credere  zu  stehe 
verpflichtet  habe." 

Soweit  es  an  positiven  gesetzlichen  oder  gewohi 
rechtlichen  ^^)  Normen  über  das  Commissionsgeaeliäft  mai 
■wurden  in  der  Praxis  die  gewühnÜchen,  civil  rechtlichen  ] 
über  das  Mandat  zur  Anwendung  gebracht"),  obwoh 
allerdings  dabei  nicht  selten  in  Widerspruch  mit  de 
sichten  und  Bedürfnissen  der  Handelswelt  gerieth. 

Die  erste ,  nähere ,  gesetzliche  Regelung  des  Comm 
geschäftes  findet  sich  in  der  Handelsordnnng  {Ordenauzan 
vniversidad  y  Cma  de  Corttratacioii)  v.  Bilbao  v.  1737  (Ja 
Art,  1 — 20.   Von  den  umfassenden  Codificationen  der  neueren  Z 

'"')  Eiae  ausführliche  Darstellnng  des  Häuilelsgebraachea  id  Comn 
gescL.ftfteo,  insbesundete  in  Beziehang  auf  Wechxelcominiasion  findet 
J.  PhDODSen  {WU'tl-Stijl  tot  Amttenlam,  Rotterdam  1677)  Amat 
■ffecluelgebranch,  Cap. 25-29.  Tgl. die  Uebersatinng  liei  Siegel  1.  c.  II. 
")  Vgl.  Dccleioim  Botae  Genutie  —  für  deren  Wichtiglieit  Casi 
Zengniss  »biegt  in  dac.  36,  N.3;  Sola  Genutn,  de  mtrcvt.  in  caiuit 
tilibua  naximae  est  aictoritali«:  wörtlich  stimmt  damit  Sberein  / 
rj,2i.3inSd.  /r.der  ohen  S.4  cit.  Ansgabe  ynn  Casaregis  S.  174  — 
calura  et  pertinentilui  ad  eam  (VeatlUs  JJÖä.)  Dec.  IX,  X.  I,  p.  39.  (\ 
de  vendendU  mereibm  (consiffnaiio  im  Texte  der  Entscheidnng  geuaan 
rfoio  naiurae  cinrejiü;  vgl.  anch  dec.  1,  X.  2S  p.  6,  da.  II,  X.  .'J(  p. 
HO  X.  7  u.  36'. 
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preuBt).  Landrecbt  nnd  die  allgem.  Gerichtsordnung 
'euigen  Stellen  und  nnr  beiliiafig  des  CommisaioDBgBBchäftes 
lg  getban  (Ällg.  Landr.  IL  8,  §§.  698—701,  2070,  2105, 
19;  ÄUg.  Ger.  0.  Tit.  50,  §.  300—304).  Dagegen  hat  der 
ieche  Code  de  commerce  dem  kaufmänniBchen  Com- 
[indel  eine  BelbBtständigere  BerUcbsichtigaDg  geschenkt;  er  ent' 
i  eigenen  vom  CommiesioDSr  handelnden  Titel  (Titre  VI. 
mmiissionaires)  deesen  Vorschriften  doh  freilich  darauf 
en,  in  Seet.  1  (Dex  commiasionaires  en  fj&n4ral) 
ff  des  CommissionärB  festzuBtellen,  und  demselben  ein  Vorzngs- 
:nränmen  (Art.  91—95)  und  ausserdem  in  Sect.  2  gewisse 
«sc  der  Spediteure  als  der  Commissionäre  flir  Frachten  (com- 
iiaires  pour  len  1 1- iinupo  rt.i  par  emi-  et  par 
in.  96—102)  zu  regeln.  Durch  das  Ges.  v.  23.  Mai  1863 
itel  YI.  die  Ueberschrift :  iJw  ffoge  et  des  commia- 
'es;  als  erste  Section  wurde  dieaem  Titel  der  specielle  Ah- 
ber  das  Hendelspfsnd  (du  ffoijp)  Art.  91 — .93  hinzugefügt; 
erwHhnte  Sect.  1  des  Code  de  commerce  wurde,  in  2  Ar- 
rt.  94,  95)  znsammengefaBBt,  zur  Sect.  2,  die  Sect.  2  des 
commerce  zur  Sect.  3  mit  der  alten  Numerirung.  Anob  für 
1»")  Bind  an  Stelle  des  VI.  Tit.  Sect.  1,  Art.  91—95  des 
commerce  y.  1808  neue  Bestimmungen  durch  das  dem  franz. 
i3.  Mai  1863  nachgebildete  Ges.  v.  5.  Mai  1872  getreten, 
Tit.  II,  Sect.  I  (fes  coinmissiouaires  en  gdneral  Art,  12,  13, 
es  coviminsio naives  ou  conaiiptataires  Art.  14 — 18,  während 
Jes  commiasionairea  poiir  lea  transportu  pdf  eau  et  2Xir 
VI.  Tit.  Ata  Code  de  commerce  unverändert  geblieben  ist. 
n  Code  de  commerce  folgt  —  abgesehen  von  dem  badischen 
1809,  welches  aber  in  seinen  der  Artikelfolgs  des  Code  de 
:  sieh  anseblieBsenden  Art.  92  nir,  92«'),  92  nc,  92  od., 
2  ff/;  92  ag,  99  a,  100  a,  102  a  ebenfalls  Kchon  eigentbUm- 
iätie  hat,  femer  von  dem  Codice  per  !o  regno  de/te 
'ie  V.  1819,  Tbeil  V,  Buch  I,  Tit.  V,  Cap.  I,  Art.  87  bia 
>  dem  franz.  code  weichen  nur  Art.  91 — 93  ab),  von  dem 
n  Regolamenlo  provotaorio  dt  comniercio  v.  1821,  Titel  VI, 
—103  (d<r  mit  dem  Code  de  commerce  ganz  überein- 
voo  dem  cod.  dl  cotn.  per  gli  Statt  Üardi  v.  1842, 
Art.  97—110  (von  dem  franz.  code  weichen  Aft.  97 — 99, 
1,  105  ab)  —  der  sehr  eingebende  epaniache  Cödigo  de 
v.  J.  1829,  I,  Buch,  III.  Titel:  Von  dem  Hüif« personale  des 
[de  los  oficios  auxidares  del  coviercio) ,  II.  AbBcbnitt: 
CommiBsionären,  {de  los  comisionlxtna)  Art,  116 — 172,  IV. 
,  Art.  232,  233  icsp.  die  das  FrachtgeBCbäft  (dt  loa 
•es)    nonnirtnden     Art.     20-1 — 231     von     dm     S[iedi  teuren, 

ks  Hnnrlplsreditcfi  in  Belgien  (Beilapelieft 
ei(schrift)  .=!.  38-43. 
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(eojuisiomstas  de  trasportes  y  conducciones);  ebenso  der  portu- 
giesische Cocligo  commercial  v.  J.  1833,  I.  Bach,  Titel  I,  See- 
tion  2  von  Commissionären  (dos  negociatites  de  commtssäd)  Art.  36 
bis  86,  Titel  II,  Sect.  4,  Art.  170—202  von  Transport  -  Com mis- 
eioTiären  und  Frachtführern  (dos  commissarios  de  transportes  e  dos 
recoveiros)  und  II.  Buch,  Titel  XIII:  Vom  Mandat,  von  der  Commis- 
sion  und  Consignation,  {do  mandato,  da  commtss^o  e  da  co)istgnagäo), 
Sect.  1,  Art.  762 — 771  von  den  verschiedenen  Arten  des  Mandates 
(/las  diversas  especies  de  mandato)^  Sect.  2,  Art.  772 — 787  von  dem 
handelsrechtlichen  Mandat,  (do  mandato  mercatüil),  Sect.  3,  Art.  788 
bis  825  von  der '  Commission  (da  commissHo),  Sect.  4,  Art.  818  bis 
825  von  den  Erlöschungsgründen  des  Mandates,  Sect.  5,  Art.  826 
bis  839  von  der  Consignation  in  Participation  und  in. Commission  (da 
consig7ia(ßio  em  conta  de  participag^o  e  d  commüsäo) ;  vgl.  oben 
S.  6,  Note  13;  ebenso  das  niederländische  Hgb.  (Wetboek  van 
Koophandel)  v.  J.  1838,  Titel  Y:  Von  Commissionären,  Spediteuren, 
Frachtführern  u.  s.  w.  (Van  covimissionairs,  expedxteurs,  voerlieden 
en  van  schij^j^ers,  rivieren  en  binnenwateren  bevarende),  Abth.  1 : 
Von  Commissionären  Art.  76 — 85,  Abth.  2:  Von  Spediteuren  Art. 
86 — 90,  doch  sind  an  Stelle  der  Art.  79 — 85  durch  das  Ges.  v.  4. 
Juli  1874  neue  Bestimmungen  über  das  Pfandrecht  des  Commissionärs 
u.  zw.  unter  Beibehaltung  der  Artikelfolge  des  Hgb.  getreten ;  ebenso 
der  ital.  Godice  di  commercio  v.  1865,  I.  Buch,  IV.  Titel,  Cap.  1, 
(dei  commissionari  in  genere)  Art.  68 — 76,  Cap.  2  (dei  commis- 
swnari  di  traspoHi  per  terra  e  jper  acqua),  Art.  77 — 81.  An  das 
span.  u.  portug.  Hgb.,  namentlich  an  das  letztere,  schliesst  sich  das 
brasil.  Hgb.  v.  1850  (Godigo  commercial  do  imperio  do  Brasil) 
Tit.  VII,  Art.  165 — 190  von  dem  kaufmännischen  Auftrage  (com- 
miss^o)  und  Tit.  III,  Cap.  6  von  den  Frachtführern  und  Spediteuren 
Art.  99 — 118;  mehr  an  das  span.  Hgb.  lehnen  sich  das  Hgb.  von 
Venezuela  v.  1862,  Buch  I,  Tit.  3:  Von  Commissionären  und 
Spediteuren,  und  das  Hgb.  von  Chile  v.  1865  (Godigo  de  comercio 
de  la  republica  de  Ghile  II.  Buch ,  Tit.  6 :  Vom  Handelsauftrag. 
Vom  Commissionsgeschäft.  Von  den  Spediteuren.  Das  Hgb.  f.  d. 
argen t.  Republik  (codigo  de  comercio  per  la  Nacion  Argen- 
tina)  normirt  das  Commisdionsgeschäft  in  Buch  II,  Tit.  2 :  Von  dem 
Mandat,  den  Commissionen  oder  Consignation  en ;  damit  stimmt  fast  voll- 
ständig überein  der  Godigo  de  comercio  para  el  estado  oriental  dei 
Uruguay  v,  1865.  Im  wesentlichen  Anschluss  an  den  franz.  Gode 
de  commerce  handelt  das  serbische  Handelsgesetzbuch  v.  1860, 
im  IV.  Hauptstück,  2.  Abtheilnng :  Von  den  Commissionären  oder 
Gesohäftsbesorgern,  3.  Abtheilung:  Von  den  Versendern  oder  Expedi- 
toren  sowohl  zu  Wasser  als  zu  Lande.  ^^) 

*^)  Vgl.  Blodig,  Handelsgesetzbuch  für  das  Fürstenthum  Serbien 
(Separat- Abdruck  aus  HaimerTs  österr.  Vierteljahrschrift  f.  Rechts-  und 
Staatswissenschaft,  Bd.  VI  u.  VII.)  S.  12—14  u.  S.  41—43. 
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lentachen  Legislation  war  vor  dem  allg.  deutschen 
lissions-  nnd  Speditionsgescliäft  dnrch  äae  privatrechtliche 
den  Canton  Zürich  v.J.  1855,  IV.  ßnch,  IX.  Äbschn. 
Bsion  §§.  1615— 16il,  YI.  Cap.  Spedition  §§.  Iß42  bis 

worden.  Mit  dem  deutschen  HandelsgcBctcbuche 
garische  Hgb.  XXXVII.  Ges.  Art.  v.  J.  1875,  II. 
it.  Commiesionegeschäft  §§.  368 — 383  und  IV.  Tit. 
Sft  §§.  384—392  vollständig  übarein. 
m  Entwürfen  sind  hervorzuheben ,  abgesehen  von  den 
itechenHgb.,  der  mit  Berücksichtigung  des  französischen, 

Epanischen  und  portigiesischen  Handelsgesetzbttchee 
leitete  WUrtem  berg'scbe   Entw.  eines  Hgb.  v.  1839, 

I,  Commissionsgesehäft  Art.  131 — 171,  Cap.  2.  Spe- 
Art.  172 — 177  nnd  der  sich  ihm  meist  wörtlich  an- 
Etssauisohe  Entw.   einer  Handels-  u.  Wechselordnnng 

II,  Cap.  1,  Art.  38 — 59  Commiasionsgeschäft  u.  Cap.  2, 
leditionsgeschäft,  ferner  der  Entw.  eines  allgemeinen  Hgb. 
ind  V.  1849,  Titel  V.  Von  dem  Commissionär,  dem 
lem  Fracht (Ubrer.   1.  Abschnitt:  Von  dem  Commissionär. 

2.  Abschnitt.  Vom  Spediteur.  Art.  24 — 35  (dazu 
88 — 212);  der  schweizerische  Entw.  v.  1864  (von 

Art.  261—283  (dazn  Motive  S.  260—279),  der 
hweiz.  Obligationenreohtea  v.  1876,  Art.  373 
ission)  Art.  391,  391a— 39IÄ  (Spedition);  der  ital. 
{Progetto  preUnimare  par  la  riforma  del  codtce  di 

regno  dUtalta  (Lib.  I,  Tit.  XI:  del  matulato  com- 
'la  commwaionf,  Capo  II:  della  commissione  e  del 
ue  1:  della  commissione,  Art  400 — 439,  dazu  die  atti 
'one  incaricata  di  studiare  le  modificaztoni  da  inlro- 
,  di  comm.  del  Eegno  d'Italia.  Parte  lerza,  Nr.  853, 
ch  der  von  I)iogo  Pereira  Forjaz  de  Samp'ajo 
md  durch  Miniaterial-Decret  vom  17,  Juni   1871    einer 

aus  welcher  Übrigens  der  Verfasser  selbst  am  16.  Ang. 
eden  ist  —  als  Basis  der  Beratbnng  zagewiesene  Entw. 
i  portug.  Hgb,  Buch  I.  Tit.  VI,  dos  commissarlos 
IS  commissarios  de  tramjx/rtex  em  capecinl  Art.  47 
VIU,  Cap.  VII  da  commiss^io  Art.  241—265;  dazn 
Verfassers  in  Bd.  IV  seines  auf  S.  34  citirten  Werkes 
.  p.  240—245. 

Literatur  des  Commissions- und  SpaditionsgeBchäftea 
rden  cinzeloe  Prägen  aus  dem  Commtssiousgeschäfte, 
handelsrecbtlioben  Tractaten  von  Straccba,  Ansal- 
rdns,  Casaregis  n.  a.  w.  von  H.  B.  Roth  als 
r  dixs.  de  commerciis  rnsläoris,  vuhjo  factorey  oder 
ilungen  von  Storck  (Jenae  1736,  39  p.)  —  so  über 
des  CommiBsionärs  und  über  excessus  mandati  p.  30, 
atum  liberum  p.   32,  über  Creditge Währung  p.   36  — 


■>  /. 
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ferner  von  Koch  als  praeses  in  der  düs,  de  mercibus  in  commü- 
sionem    datis,    von  Commissionswaaxen    {Oissae  1766,  20  p.  ed,  2. 
1782)^  —  80  über  £igenthani  an  dem  YerkaofscommiBsionsgat  und  an 
dem  von  den  Käufern   noch    geschuldeten  Preise    (§§.   1,  6,  7)    über 
del  credere  des  Commissionärs    (^§§.  8,   11),  über  das  Eecht   an  dem 
vom  Commissionär  erlösten  Kaufpreise  (§§.  9,  10)  — ;  von  Eiccius  in 
seinen  Exercitationes  juris  cambialis,  Ex.  XI,  sect.  2 ;  de  mercihtcs 
in  cornmissionem  mercatorl  ad  vendendum  datis  .quae  Commissions- 
waaren  nuncupantur   (Ooettingae  1781)  -^ —  so  die  Frage  nach    dem 
Separations-  und  Yindicationsrechte  im  Concurse  des  Commissionärs  — 
und    von   Püttmann    in   Miscellaneorum    Über  singularis  (Lipsiae 
1793)  Cap.  XX,    p.  163 — 182  —  so  über  die  Befugniss  zur  Credit- 
ge Währung  p.  167,    über  das    del   credere   stehen   p.   172,   über  das 
Vindicationsrecht  des  Yerkaufscommittenten  p.   173,    den   Eigenthums« 
er  wer  b  des  Committenten  p.  177  u.  s.  w.  —  erörtert;    doch  verstehen 
diese  Schriftsteller  unter  Commissionshandel  auch  den  in  fremdem  Kamen 
und  fremdem  Auftrag  betriebenen  Handel;  vgl.  Eothp.  7,  11;    Pütt- 
mann p.  163;  Koch  §.  1.    Eine  systematische  Darstellung  der  Eechts- 
verhältnisse ,     speciell    bei    der    Einkaufscommission,     in    drei 
Capiteln   gibt  Hermann  Breuls   in  diss.  de  contractu   commissionis 
ad    merces   coemendas   datae    (vom    Commissions-Einkaufs-Contracte) 
{Ooettingae  1800,  39  p.)»    Das  gesammte  Eecht   des   Commissionsver- 
kehres    wurde   in    seinen    allgemeinen    Grundsätzen    zuerst   von    Gust. 
Fried.    Faber   in   der  diss,    exhibens  partem   generalem   doctrinae 
de    mercatura  procurai,oria  (Tubingae  1829,   99  p.\    hierauf    von 
Georg  Carl  Treitschke    in  seiner  Monographie:    ^Eechtsgrundsätze 
vom  Commissionshandel'*   (Leipzig  1839,  104  p.),    auseinandergesetzt; 
gegen  den  letzteren  ist  die  Schrift  von  F.  Eisenberg   diss.  inaug. 
de  natura  et  indole  mercaturae  procuratoriae,  Cass,  1844  gerichtet 
(darüber  vgl.  Schneider  und  E i c h  t  e r  krit.  Jahrbücher  f.  Eechts w. 
1847,  XII,    S.   358  ff).    Sehr  beachtenswerth  ist  die    kurze  Abhand- 
lung:   ^Commissionshandel^'    in  Weiske^s    Eechtslexicon  (1840),  IL 
Bd.,  p.   707 — 719  von  Wilda.    Für  das  Eecht  vor  dem  allg.   deut- 
schen   Handelsgesetzbuch    kommen    ausserdem    in  Betracht    Martens 
Grundriss  des  Handelsrechtes  (Göttingen  1820)    §.   18:    Commissions- 
und  Speditionshandel  p.  27 — 29,    Bender  Grundsätze  des  deutschen 
HandluDgsrechtes  (Darmstadt  1824)  Bd.  I,  §.  91—106,  p.  206  —  231, 
Poehls    Darstellung    des   gem.    deutschen    Handelsrechtes    (Hamburg 
1828)  Bd.  I,  §.  110  bis  117,  p.  248—277,  Brinkmann  Lehrb. 
des   Handelsrechts   fortg.    (von    S.  410    angefangen)    v.    Endemann 
§.  107 — 112,  p.  389 — 420,  Heise  Handelsrecht  §.18:  Commissions- 
und  Speditionshandel  p.  38 — 49,  für  Oester reich  Sonnleithn  er 
Lehrb.  des  Österreich.  Handels-  und  Wechselr.,    Fischer-EUinger 
Lehrb.  des    Österreich.  Handelsrechtes   (4.  Aufl.  von    Blöd  ig),    vgl. 
auch  die  Handb.  des  deutschen  Privatr.,    bes.  von   Mittermaier  u« 
Maurenbrecher. 

Ueber  das  Eecht  des  Commissionsgeschäftes  nach  dem  deutschen 
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Hdgb.,  vgl.  Endemann  Handelsrecht  §.  166—171,  S.  790—810, 
(III.  Aufl.),  Gad  Handelsrecht  §.  128—135,  p.  262—282,  Dern- 
burg  preuss.  Privatr.  II.  §§.  185  —  187,  die  auf  Avi.  360—376  be- 
züglichen Commentare  von  v.  Hahn,  Anschütz,  Piichelt, 
Keyssner  u.  s.  w.;  dasselbe  ist  bisher  noch  nicht  Gegenstand  einer 
zusammenfassenden  monographischen  Darstellung  geworden ;  doch  sind 
einzelne  Kechtsfragen  in  besonderen  Abhandlungen  erörtert  worden. 
Hierhergehören:  Härder  Zum  Commissionsgeschäfte  (Hamburg  1870) 
(vgl.  dazu  Goldsohmidt  in  s.  Ztschr.  Bd.  XV,  S.  622);  Mar- 
cinowski  das  kaufmännische  Commissionsgeschäft  (Busch  Arch. 
Bd.  I,  S.  358),  Ackormann  Commissionshandel  (ebd.  Bd.  VI, 
S.  282);  Auerbach  Sabstitutionsbefugniss  des  Commissionärs  (ebd. 
Bd.  VI,  S.  326);  Voigt el  Lieferungs vertrag  oder  Einkau tscommission 
(^bd.  Bd.  VI,  S.  442  ff.);  Kräwel  Der  Commissionär  als  Selbst- 
käufer oder  Selbstverkäufer  (ebd.  Bd.  VIII,  S.  464,  Bd.  XI,  S.  110); 
Ders.  über  das  Kündigungsrecht  des  Commissionärs  u.  s.  w.  (ebd. 
Bd.  XI,  S.  350);  Siebenhaar  Begriff  des  Commissionsgeschäftes 
in  seinem  Arch.  N.  F.  Bd.  I,  S.  113 — 128;  Ders.  Interpretation 
des  Art.  368  Hgb.  ebd.  Bd.  II,  S.  1— 10;  Ders.  Widerruf  beim 
Commissionsgeschäfte  ebd.  Bd.  II,  S.  236 — 247;  La  band  Das  kauf- 
männische Pfand-  und  Eetentionsrecht  in  Goldschmidt's  Zeitschr. 
für  das  ges.  Handelsrecht  Bd.  IX,  S.  225  ff.,  425  ff.;  Anschütz 
Die  Eechte  des  Einkaufscommissionärs  als  Selbstverkäufer  (Gold- 
schmidt's  Zeitschr.  Bd.  XVII,  S.  1—15);  Gad  Hat  der  Com- 
missionär, wenn  er  als  Eigenhändler  auftreten  will,  dies  in  der  An- 
zeige über  Ausführung  des  Auftrags  auszudrücken  ?  (Goldschmidt's 
Zeitschr.  Bd.  XIV,  S.  234—256);  Meier  üeber  die  Verbindlich- 
keiten des  Commissionärs  bei  der  Einkaufscommission  (Centr.  -  Org. 
f.  d.  H.  U.W.  E.  N.  F.  Bd.  VIII,  S.  314—319);  Ders.  Zur  Lehre 
vom  Commissionsgeschäfte  (Busch  Arch.  Bd.  XXX,  S.  51 — 54); 
Ders;  Abweichung  vom  Limitum  (ebd.  Bd.  XXXI,  S.  352 — 356); 
Anders  Eechtliche  Stellung  des  Verkaufscommissionärs  del  cre- 
clere  insbesondere  dem  Entwender  der  Commissionswaaren  gegenüber 
(Gruchot  Beiträge  Bd.  VI,  S.  14—37;  über  das  Pfandrecht  des 
Commissionärs,  vorzüglich  auch  Goldschmidt  Handbuch,  U.  Abth. 
§.   96,  97,  S.  996—1028). 

Vor  dem  deutschen  Hgb.  wurde  das  Eecht  des  Speditions- 
geschäftes von  Püttmann  de  negotiatione  quae  accipiendis  custodien- 
dis  et  transmittendis  ffiercihus  alienis  exercetur  {vulgo  vom  Spedi- 
tionshandel) in  der  oben  cit.  Sammlung  Cap.  II,  von  B  ü  1  o  w  und  Hage- 
mann Erörterungen  IV.  N.  78,  S.  435 — 447  von  den  Eechten  und 
Verbindlichkeiten  der  Spediteure,  von  Erhard  Gonjectanea  ex  vario 
jurespec,  III ^  Lips.  1805y  von  Karl  Friedr.  Guenther  Gommentatio 
de  expeditoribxis  mercium  per  varia  eniporia  transpoHandarum  (Spe- 
diteurs) (Leipzig  1808,  24  §§.)  und  von  Friedr.  Wilh.  Heine  ken 
diss.  de  negotiatione  quam  vocant  speditoriam  (Heidelberg  1811, 
38  p.)  dargestellt;  ausserdem  sind  zu  vergl.  die  oben  cit.  Märten s 
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§.  18,  Bender  §.107—112,  p.  232—241,  Poehls  §.  118—125, 
p.  277 — 289,  Endemann  in  Fortsetzung  des  Brin  km  an  naschen 
Handelsrechtes  §.  113,  p.  420—431,  Fischer-Ellinger  §§.  154 
bisl57,  Wengler  Beiträge  znr  Lehre  vom  Speditionsgeschäft  (Chemnitz 
1860)  (vgl.  daza  Goldschmidt  in  seiner  Ztschr.  Bd.  IV,  S.  481), 
Heise  §.18,  Gelpcke  über  den  Umfang  der  Haftbarkeit  des  Spedi- 
teurs für  den  Frachtführer  und  für  den  Zwischenspeditear  in  seiner 
Zeitschr.  f.  Handelsr.  I,  S.  84 — 48,  Voigt  im  Neuen  Arcb.  f.  Handelsr. 
III.  (1861)  S.  249  £f.  ZweiUrtheile  Zürichscher  Gerichte  und  Rechts- 
gutachten der  Jnristenfacultät  Halle- Wittenberg.  Ein  Beitrag  zur  Lehre 
vom  Speditionsvertrage,  Zürich  1847,.  Ueber  das  Eecht  nach  dem 
dtsch.  Hgb.  vgl.  Endemann  1.  c.  §.  172,  S.  810—817,  Gad 
L  c.  §§.  136—140,  S.  282—288,  Dernburg  1.  c.  §.  188;  die 
auf  Art.  379 — 389  Hgb.  bezüglichen  Commentare  von  v.  Hahn, 
Anschütz,  Puchelt,  Keyssner  u.  s.  w.,  ferner  Gadl.  c.  §.  136 
bis  140,  S.  282 — 288,  Härder  zum  Speditionsgeschäfte  (Hamburg 
1870),  (vgl.  dazu  Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  Bd.  XV,  S.  622), 
Frank  Eetentionsrecht  des  Spediteurs  in  Sieben haar's  Arch. 
Bd.  XUI,  S.  225,  Koch  Speditionsgeschäft  in  Busch  Arch.  Bd.  II, 
S.  447,  Ders.  über  das  Spedition sgeschäfi  in  Centr.  Org.  Bd.  III, 
X.  11,  Ackermann  Spedition  in  Busch  Arch.  Bd.  III,  S,  1  ff,, 
Keyssner  ebd.  Bd.  III,  S.  244.  (Der  letzte  Spediteur,  welcher  dem 
Zwischenspeditenr  die  Nachnahme  gezahlt,  das  Frachtgut  dagegen  ohne 
Erstattung  derselben  und  Wahrung  des  Pfandrechts  an  den  Empfänger 
ausgeliefert  hat,  ist  dadurch  des  Bückgriffs  an  die  Vormänner,  nament- 
lich an  den  ersten  Spediteur  als  Auftraggeber,  nicht^  unbedingt  ver- 
lustig); Gott  er  im  Centr.  Org.  N.  F.  Bd.  III,  S.  471  über  das  kauf- 
männische Zurückbehaltungsrecht  (Art.  313 — 316  Hgb.)  d.  Spediteurs; 
Gar  eis  Speditionsgeschäft  im  Centr.  Org.  N.  F.  Bd.  VII,  S.  257 
bis  287;  Meier  Haftungspflicht  des  Spediteurs  in  Busch  Arch. 
XXX,  S.  57 — 60,  Wolff  Speditionsgeschäft  in  Siebenhaar's 
Arch.  Bd.  XVEII,  S.  171—206  ;  über  das  Pfandrecht  vgl.  insbesondere 
Lab  and  1.  c.  und  Goldschmidt  1.  c. 

Was  das  Ausland  betrifft,  so  ist  die  französische  Eechts- 
literatur  besonders  reichhaltig  an  ausführlichen  monographischen  Dar- 
stellungen des  Commissionsgeschäftes ;  zu  erwähnen  sind  :  Pe  r  s  il 
et  Cr  oissant  des  cominissionaii^es  et  des  achats  et  ventes  ou 
com,  sur  les  titres  VI  et  VII  du  lAv,  I  du  Code  de  commerce 
(Paris  1844);  Chahaud,  contrat  de  mandat  et  coimnission  (Tou- 
louse 1854):  Louis  Pouget  des  droits  et  des  obligfltions  des  divers 
commtssionaires  ou  de  la  commission  en  mati^re  d^achats  et  ventes, 
Operations  de  hanque  etc.,  4  vol.  (Paris  1858);  3/.  Delam^arre 
et  M,  Lepoitvin  traitS  de  droit  commercial  (in  der  früheren 
Auflage  unter  dem  Titel  trait6  du  contrat  de  commission  (Paris  1861) 
in  6  Bänden,  von  denen  besonders  Bd.  II,  III  hieher  gehören;  M, 
Domenget  et  Ch,  de  Peyronny  du  mandat,  de  la  com- 
mission et  de  la  gestion  d^ affaires    (Paris  1870)    in    zwei   Bänden ; 

Grünhut,  Recht  des  Commissions-Handels.  3 
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vgl.  anaserdem  die  handelarecht  liehen  Gesammt werke  von  Par- 
desaua  cours  de  droit  commei-cial  (0.  ei.  Paria  I856\  II.  Bd. 
N,563— 583;  Mongalvy  et  Germain  Analyse  rai»onnie  du  code. 
de  commerce  p.  132 — 148;  B ed arride  convmentaire  du  code  de 
commerce  (iure  VI.  des  commissionatres)  Paria  1863,  p.  1—252; 
Bravard-  Veyrüres-D emanqeat  traü4  de  droit  commtrcial 
(Paris  1868)  II.  Bd.,  p.  227 — 316;  Alaueet  commentaire  du  code  de 
commerce  (Paria  1868)  II.  Bd.  p.  243—444;  Boistel  cours  de 
droit  commercial  (Paria  1875)  p.  341—353;  Riviire  ripäitions 
Scrites  eur  le  code  de  commerce  (Paris,  1870)  p.  238—280;  für 
das  apan.  Eecht  vergl.  Pedro  Gomez  de  la  Serna  y  Jose 
Reue  y  Garcia  Codigo  de  coniercto,  (Madrid  1878),  p.  97 — 110, 
p.  119— 125  ;  für  das  portng.  Kecht  vergl.  Diogo  Pereira 
Forjaz  de  Bampaio  Pimentel  Annotagöes  ou  Syntfiese  anno- 
tada  do  Codigo  do  commercio  (Cotmhra  1875,  Nova  edi^fLo)  Tomo  II, 
p.  191 — 265.  Aas  der  ital.  Literatur  Tgl.  die  haudelarechtlichen 
Geaammtwerke  von  Borsart  Codtee  dt  commercio,  I,  Bd.,  p.  202  ff., 
N.  228— 269;  Ercole  Vidari  Corso  di  diritto  commerciale  {lS77) 
I.  Bd.,  p.  424 — 570.  Ana  der  reieben  hoUfind.  Literatur  aiod  zu 
erwähnen:  F.  Frets  over  het  regt  van  den  lastkehher  in  koop- 
mansxak-en,  Rott.  1824;  Haumann  de  procuralorihis  mercatontm 
gui  commissionarii  appettaniur  (Lovanii  1827J;  Schoher  de  pro- 
curatoribus  mercalorum ,  qui  commissionarii  appellantur  (Schoon- 
hov.  1839J;  J.  H.  van  Engelen  de  üs  qui  procuratorio  nomine 
mercaturam  faciunt.  Gron.  1828;  A.  J.  E.  Rynbende  de  com- 
missionarns.  X/udg.  Bat.  1835;  Berlage  de  com,missionariorum 
privüegiis  Jure  nostro.  Lugd.  Bat.  1848;  J.  Zylstra,  Bijdrage 
tot  de  leer  van  den  Commissiehandel,  Leyd.  1801 ;  A.  M.  de  Cook 
Bijdrage  tot  de  kennis  van  den  expedittehandel.  Leyd.  1863; 
femer  die  h  and  elarechtli  eben  Gesammt  werke  von  Holtius  voorle- 
zingen  over  kandels-en  zeeregt  (Utrecht  1861),  I,  p.  18I — 214, 
De  Wal  het  nederlandsche  liandelsregt  (Leiden  1869)  I,  p.  145 
bis  167,  Kist  heginsden  van  handelaregt  III.  Bd.,  p.  65 — 115, 
Diephuia  Nederlandach  handelsregt ,  I,  p.  113 — 125,  Aaser 
Kchets  van  het  nederlandsche  handelsregt  (Haarlem  1873)  p.  62 — 67, 
Levy  het  duitscke  handelsweiboek ,  p.  314 — 352.  Für  das  eng- 
liiohe  nnd  amerikani  ache  Recht  vgl.  W.  Paley  a  treattse 
on  the  law  of  principal  and  agent,  chiefly  witk  reference  to  mer- 
cantile  transactions,  III.  ed.  London  1833,  /,  W.  Smith  A  com- 
pendium  of  mercantUe  law  (8.  ed.  London  1871)  Cap.  IV,  p.  104 
bis  165,  Stör  ff  commentariea  on  the  law  of  agency  (VII.  ed. 
Boston  1869),  Kent  Commentariea  on  American  law,  vol.  II,  Lec- 
ture  XLI  Of  principal  and  agent  (ed.  XII,  hy  0.  W.  Holmes, 
BoBton  1873,  p.  612—647),  Th.  Parsona  the  elemenls  of  mer- 
cantUe law  (II.  ed.  Boston  1862),  Cap.  X,  p.  134—163;  Leone 
Levi  International  commercial  law  (London  1863)  I.  Bd.,  p.  136 
bia  188;    für  Schottland   vgl.  Bell    Comm^ntaries  on   the   law 
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o/  Scotland,    ed.    VII,    1870,    Vol.    I,    p.  505—545,    vol.   II, 
p.  109  ff. 

§.  2. 

Die  ökonomischen  Vortheile  des  Commissionsgeschäftes. 

Der  Abschluss  von  Handelsgeschäften  durch  A'ermitt- 
lung  eines  Commissionärs  bietet  mannigfache  Vortheile  dar^ 
die  sich  insgesämmt  als  Folgen  des  ümstandes  ergeben,  dass 
-der  Commissionär  in  eigenem  Namen  und  nicht  als  Stell- 
vertreter handelt,  .also  eines  Ümstandes,  der  an  und  für  sich 
-anscheinend  geringfügig,  in  Wahrheit  aber  wichtig  genug  ist, 
um  dem  Commissionsgeschäfte  seine  bedeutungsvolle  E;olle  im 
Handelsverkehre  zu  sichern  und  den  grössten  Theil  jener 
tJebelstände  und  Unzukömmlichkeiten  vermeiden  zu  lassen, 
welche  mit  der  Vermittlung  durch  Stellvertreter,  (Procuristen, 
Handlungsbevollmächtigte ,  Bevollmächtigte  zu  einzelnen 
Handelsgeschäften,  Agenten)  untrennbar  verknüpft  sind. 

Bei  dem  Abschlüsse  durch  Stellvertreter  bleibt  der  Prin- 
<)ipal,  resp.  Vollmachtgeber  nicht  unbekannt  und  vermag  daher 
nicht  incognito  zu  operiren ,  denn  der  Stellvertreter  handelt  im 
IsTamen  des  Principals  resp.  Vollmachtgebers,  er  muss  daher  den 
letzteren  ausdrücklich  oder  stillschweigend  bekannt  geben.  Der 
Principal,  resp.  Vollmachtgeber  hat  aber  in  der  Regel  ein  grosses 
Interesse  daran,  dass  über  seinen  geschäftlichen  Beziehungen 
und  Operationen  ein,  wenn  möglich,  undurchdringlicher  Schleier 
gebreitet  bleibe;  es  liegt  ihm  meist  daran,  nicht  genannt  zu 
werden,  damit  so  einer  Nachtheil  drohenden  Concurrenz  riva- 
lisirender  Handlungshäuser  vorgebeugt  werde.  Nicht  selten 
liegt  in  dieser  Anonymität  die  Bedingung  des  Erfolges  der 
eigentlichen  Handelsspeculationen.  ^)  Beim  Abschluss  durch 
Oommissionäre  kommt  nun  dem  Committenten  dieser  Vortheil 
des  Geheimnisses  zu  Gute;  denn  der  Commissionär  han- 
delt in  eigenem  Namen;  er  ist  nicht  gezwungen,  den 
Auftraggeber  zu  nennen,    für   dessen  Rechnung   er  handelt; 


*)  Cäsar egis  diso.  58  N.  14.  Usus  est  inter  mercatores  eorum  negotia  e 
SU08  eorresponsales  nemini  pandere  ac  omni  secretiori  via  agere.  Vgl.  A  n  s  a  1- 
dns  dUc.  XXX,  K  32  (oben  S.  11). 
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«Uten  beabsichtigte  Speculation  braucht 
bekannt  zu  werden.') 
asse  durch  Stellvertreter  ist  der  Voll- 
id  nicht  der  Stellvertreter  verpflichtet; 
ier  Stellvertreter  contrabiren  will,  and 
■  Unkenntniss  riickaichtlich  der  Credit- 
achtgebers  und  der  Existenz  der  Voll- 
öl mit  Sicherheit  abschUessen  zu  können, 
iber  die  wirthschaftliche  Stellung,  die 
d  Ehrenhaftigkeit  des  häufig  an  einem 
enden  und  ihm  unbekannten  Yollmacht- 
einzuholen,  andererseits  sich  zugleich 
1  verschaffen,  dass  die  Vollmacht  für 
le  Handelsgeschäft  auch  wirklich  vor- 
der Stellvertreter,  welcher  ja  nur  den 
licht  eich  selbst  verpflichten  will ,  auch 
äS  habe ,  den  Vollmachtgeber  zu  ver- 
n  durch  die  Vorsicht  gebotenen  Er- 
eioe  Quelle  der  Langsamkeit  und  Ver- 
^chäftsabschlüsse  des  Handelsverkehrs; 
;  hemmend,  daher  in  den  meisten  Fällen 
,  ja  im  Handelsverkehr  der  Erfolg  oft 
lützung  des  richtigen  Augenblickes  ab- 
ige  Grelegenheit  für  die  beabsichtigte 
ht  vorübergeht ,  so  dass  diese  dann 
en  werden  muss.  Bei  dem  Abschlüsse 
när  fehlt  es  für  den  Dritten,  da  der 
lem  Namen  handelt,  an  jedem  Grund, 
Lnnischen  Rufe  und  der  Zahlungsfähig- 
i  zu  erkundigen  oder  sich  von  der  Exi- 
su  vergewissern,  denn  der  dritte  Con- 
lurch  den  G-eschäftsabschluss  mit  dem 
sen  and  nicht  den  Vollmachtgeber.    Da 

Jieil  dea  GAheimuiBHea  gewShrt  auch  der  Abschiaas 
i;m«n  Geschäftsachlüaaen.  Vgl.  Grünhnt  io  der 
Fentl.  Recht  der  Gegenwart,  II.  Bd.,  S.  572  ff. 
lit  eioem  Procnristen,  der  j«  eine  gesetslicb  fest 
(Art.  42  Hgb.),  gewährt  in  diesam  letEteren  Punkte 
jenfalls  volle  Siehe rheit. 
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nun  der  Commissionär  an  dem  Orte  abzuschliessen  pflegt,  wo 
er  etablirt,  also  auch  genügend  bekannt  ist,  so  wird  seine 
Zahlungsfähigkeit,  die  ja  als  die  einzige  Garantie  des  dritten 
Contrahenten  erscheint,  leicht  gewürdigt  und  daher  das  Ge- 
schäft ebenso  rasch  abgeschlossen  werden  können,  als  es  pro- 
ponirt  worden  ist.  Wie  daher  der  dritte  Contrahent  einer- 
seits schneller  und  sicherer  mit  einem  Commissionär  als  mit 
einem  Stellvertreter  zu  contrahiren  vermag,  so  ist  der  Com- 
missionär andererseits  in  der  Lage,  im  Interesse  des  Commit- 
tenten  den  für  den  Geschäftsabschluss  günstigsten  Augenblick 
wahrzunehmen  und  in  demselben  sofort  zu  handeln. 

Damit  hängt  noch  ein  anderer,  aus  der  Verwendung 
von  Commissionären  hervorgehender  Vortheil  zusammen,  der 
das  Commissionsgeschäf  t  insbesondere  geeignet  macht,  den  Ver- 
kehr in  weite  Entfernung  hin  ausserordentlich  zu  erleichtern. 
Der  Commissionär  kann  einem  an  und  für  sich  credit- 
würdigen  Committenten,  der  aber  im  Verkehrskreise  des  Com- 
missionärs  unbekannt,  daher  creditlos  ist,  de.«sen  an  und  für 
sich  vorhandene  Creditkraft  demgemäss  insoweit  unbenutzt 
und  brach  liegen  müsste,  jenen  Credit  indirect  verschaffen, 
welchen  er,  der  Commissionär,  selbst  an  dem  Orte  des  Geschäfts- 
abschlusses geniesst,  und  so  für  den  betreffenden  Committenten 
Geschäftsabschlüsse  wesentlich  erleichtern,  unter  Umständen 
überhaupt  erst  ermöglichen;  denn  da  der  Commissionär  in 
eigenem  Namen  handelt,  und  daher  nicht  den  Committenten, 
sondern  nur  sich  selbst  gegenüber  dem  dritten  Contrahenten 
verpflichtet,  so  braucht  sich  dieser  nur  um  die  Creditwürdig- 
keit  des  Comraissionärs,  als  die  3inzige  und  ihm  genügende 
Garantie,  und  nicht  um  die  Creditwürdigkeit  des  Committenten 
zu  kümmern.  Bei  dem  Abschlüsse  durch  einen  Commissionär 
ist  daher  der  Committent  in  der  Lage,  sich  den  Credit  des 
Commissionärs  zu  Nutzen  zu  machen,  und  so  Handels-Specula- 
tionen  an  einem  entfernten  Orte  zu  unternehmen,  an  dem  er 
selbst  vielleicht  ganz  unbekannt  ist,  wo  er  also  auch  keinen 
Credit  geniesst  und  wo  es  daher  für  einen  Stellvertreter  schwie- 
rig, ja  unmöglich  wäre,  für  den  Committenten  abzuschliessen. 

Wie  seine  Creditkraft,  so  kann  der  Commissionär  dadurch, 
dass  er  in  eigenem  Namen  abschliesst,  dem  Committenten  auch 
seine  Capitalskraft  zu  Verfügung  stellen,    denn  der  Commis- 
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sionär  verpflichtet  den  dritten  Contrahenten ,  mit  dem  er  das 
Geschäft  fiir  Rechnung  des  Committenten  abschliesst,  nur  sich 
selbst  und  nicht  dem  Committenten  gegenüber,  er  kann  daher, 
wenn  ihm  Waaren  zum  Verkaufe  übersendet  werden,  dem 
Committenten  ungefährdet  Vorschüsse  auf  das  Coramissionsgut 
ertheilen,  da  er  rücksichtlich  des  Kaufpreises  gegenüber  dem 
dritten  Käufer  allein  als  der  Forderungsberechtigte  erscheint. 
So  kann  der  von  dem  Committenten  anticipando  erlangte  Werth 
des  Commissionsgutes  die  Capitalcirculation  nähren,  bevor 
noch  das  Commissionsgut  selbst  einem  dritten  Contrahenten 
verkauft,  ja  während  dasselbe  noch  im  ÄoUen  ist. 

Durch  die  Verwendung  eines  Commissionärs  vermag 
sich  der  Committent  auch  jene  Vortheile  und  Bonificationen 
zu  verschaffen,  welche  der  Commissionär  am  Orte  des  Ge- 
schäftsabschlusses seinen  Geschäftsverbindungen  und  seiner 
speciellen  Kenntniss  der  Localverhältnisse   zu  verdanken   hat. 

Nicht  selten  sieht  sich  der  Vollmachtgeber  in  die  Xoth- 
wendigkeit  versetzt ,  die  Ausführung  des  auf  Grund  der  Voll- 
macht abgeschlossenen  Geschäftes,  sei  es  im  Wege  der  Klage 
oder  Einrede,  verlangen  zu  müssen.  Der  Commissionär  bedarf 
nun,  da  er  im  eigenen  Namen  gehandelt  hat,  nicht  erst  einer 
besondern  Vollmacht,  um  activ  oder  passiv  vor  Gericht  auf- 
treten zu  können;  er  kann  die  Erfüllung  des  für  Rechnung 
des  Committenten,  aber  in  eigenem  Namen  abgeschlossenen 
Geschäftes  aus  seinem  eigenen  Rechte  verfolgen. 

Der  Bevollmächtigte  ist  in  der  Lage,  die  Vollmacht  miss- 
brauchen und  durch  auftragswidrige,  mehrfache  Ausführung 
eines  im  Rahmen  der  Vollmacht  gelegenen  Geschäftes  den  Voll- 
machtgeber mehrfach  obligiren  zu  können.  So  kann  z.  B.  der 
zu  einem  einzelnen  Handelsgeschäfte  Bevollmächtigte,  der  von 
dem  kaufmännischen  Vollmachtgeber  den  Auftrag  erhalten  hat, 
für  ihn  ICOO  Kilo  einer  bestimmten  Waare  einzukaufen  oder  zu 
verkaufen,  diesen  Auftrag  mehrmals  ausführen,  und  auf  Grund 
seiner  Vollmacht  das  erwähnte  Quantum  mehrmals  von  verschie- 
denen Personen  einkaufen,  resp.  an  mehrere  Personen  verkaufen; 
der  Vollmachtgeber  ist  jedem  gutgläubigen  dritten  Contrahenten 
gegenüber,  dem  ein  Versehen  nicht  zur  Last  fällt,  gebunden; 
der  Auftrag  ist  allerdings  durch  die  einmalige  Ausführung 
erloschen,  aber  die  Vollmacht  ist  bestehen  geblieben.  Dem 
Dritten,  der  die  Erlöschung  des  Auftrages  nicht  kannte,  der 
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im  VeTtrauen  auf  die  Vollmacht  bandelte,  kann  nicht  einmal 
der  ansdrückliche ,  ihm  ohne  aein  Verschulden  anbekannt  ge- 
bliebene Widerruf  der  Vollmacht  zum  Naehtheil  gereichen,  um 
so  weniger  die  ihm  ohne  sein  Verschulden  unbekannt  geblie- 
bene, blos  stillschweigende  Erlöscbang  derselben.')  Anders 
verhält  sich  dies  bei  dem  Commissionär ,  denn  dieser  handelt 
im  eigenen  Namen  und  macht  niemals  den  Committenten, 
sondern  nur  sich  selbst,  daher  durch  mehrfaches  Contrahiren 
nur  sieb  ganz  allein  zum  mehrfachen  Schnldner. 

Die  mit  der  Verwendung  von  Commissionären  vertnüpften 
Vortheile :  Wahmng  des  Geheimnissea,  Schnelligkeit  und  Sicher- 
heit des  Gescbäftsabschlueses ,  Nutzbarmachung  des  Credits 
und  des  Capitala  des  Commissionärs  zu  G-nnsten  des  Commii- 
tenten,  erleichterte  Rechtsverfolgung,  Schutz  vor  Missbraucb 
der  Vollmacht,  machen  das  Commissionsgeschaft  dazu  geeignet, 
die  Bewegung  des  Handelsverkehrs  ausserordentlich  zu  stei- 
gern, so  dass  es  kaum  als  eine  TJebertreibung  erscheint,  wenn 
man  den  Commissionär  den  unentbehrlichen  Vermittler,  das  Com- 
missionsgeschaft die  Seele  des  modernen  Handels  genannt  hat.') 


•)  Arg.Sstttt.  bOrgl.  Gb.  §.  1026.  1IH7 ;  prenss.  Lftüdreoht  §.  200.  I, 
13  (vgl.  §.  9L  92,  96.  140.  141,  I,  13;  fär  den  Fall  des  Widerrufe»  §.  162, 
163,168—170,  I,  13),  Foerster  t_3.  Aafl)  II,  S.  320,  Note  153,  154;  frans. 
Code  chU  Art.  2005,  2009,  Monrlou  Ripüiliona  (H.  ed.  Pari,  1870).  UI. 
N.1117,  1118,  S.449,  i50;ilai.codieecimU,  Art,  1759;  d«B  sftchs  Gb.  §  1317, 
1326,  1327  gibt  dem  drittes  CactrabeiiUD  aar  dana  Rechte,  wenn  den  Uacht- 
geberein  VerBchnldan  trifft.  Vgl.  anch  l.li  %.  2— 5  0  de  ia>t.  ad.  14.3;  Wind- 
8  0  h  e  i  d  Wille  nnd  Willen serblirnng  (I^eipii«  1878)  S.  22 ,  vgl,  aber  aiEh  S,  23. 
24;  Glück  XV.  3.  356  ff;  Baehr.  >n  Iheri  og'a  Jahrb.  SIV.  Bd.  3.  402  ft. 

•}  Jaqnes  Savary,  I.e parfaitnegociani,  Il.ed.  (Paris  16'.9),  IL  Theit, 
lU.  Bncb,  I.  Cap.,  p.  209 :  „II  a'n  a  rien  gui  maintienne  tanl  U  commerce 
que  tu  C<i)nmufioTtaiTea  mt  Corre'pondantt.'  Durch  die  Erfahrung  nicht  ga- 
recbtfertigt,  auch  an  nid  fär  sich  anbesrändet,  ist  die  -~  äbrigene  vereinzelte 
—  Aniicht  BolBtel's  i.e.  p.  347,348,  353,  daai  eich  die  Zahl  der  Einkaofe- 
ond  Terfcanfs-CominiBaionlire  immer  mehr  vermindere,  weil  in  Folge  der  n'leich- 
terten  Common ication  nnd  Corretpondenz  einersaits  dieKanflente  in  der  Lage 
seien,  selbst  zum  AbscblOB^  ihrer  Einkäufe  zn  kommen,  andererseits  die  zn  ver- 
kaofenden  Waaren  nicht  mehr  im  voran«  an  dem  Verkanfsort  sein  müssen, 
da  sie  daselbst  aach  nacb  abgeschlossenem  Verkanfe  bald  ankommen  können, 
so  dass  die  Verkaafs-Commissionäre  dnrcb  Agenten  ersetzt  wdrden  ,  welche 
ohne  eigene  Magazine  blos  nach  Mnster  verkanften.  Vgl.  gegen  eine  solche 
Anfl'assung  schon  Bnach  I.  c,  III.  Bncb.  2.  Cap.,  §.  6,  S.  2U  ff..  §.  3 
S.  215  ff-  nnd  die  ßude  des  Regiernngs Vertreters  bei  der  Berathnng  des 
franz.  Ges.  v.   1S63  in  AUuzet  Commeotaire,  If,  N.  814. 
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andere  (der  Commissionär)  den  Auftrag  äbernimmt  für 
ßechnung  des  ereteren,  aber  im  eigenen  Namen  (unter  eigener 
Firma)  Handelsgeschäfte  abzuschlieasen.  *)  Wer  gewerbemässig 
solche  Aufträge  übernimmt  uad  daher  im  eigenea  Namen 
(anter  eigener  Firma)  für  fremde  Rechnung  Handelsgeschäfte 
abschliesst,  ist  Commissionär,  s)  (Art.  360,  al.  1  Hgb.).*) 

Der  Commissionsvertrag  setzt  voraus ,  dass  der  Beauf- 
tragta  das  ibm  aufgetragene  Handelsgeschäft  in  eigenem 
Namen  (unter  eigener  Firma)  abscbliesseu  8olli>);    derCommis- 


scham  Beeilt  wird  nar  der  /oreign  faelor,  d.  h.  der  Toa  eiaem  im  Aaslands 
wobuenden  Committeoten  Beanftragte  (im  GdgeDBatze  znm  domatie  faetor) 
dritt«D  Contraheuten  gegenüber  allein  verpftichtet.  Parsons  1.  o.  S.  163, 
LeTy  I.  S.  177. 

')  gAbBchliesBen"  nicht  „beBorgen"  (der  letztere  Aasdrnck  fand  sich 
im  §.  132  Dsd  §.  134  de^  revid.  Österreich.  Entw.).  FSr  den  Commjssioaär 
chuakterlBtisch  iat  das  seIhststSndige  Bingeheo  von  aandalsgeschäftea  ,  der 
AbscbloBS  im  eigenen  Namen,  was  darch  den  Anadmck  „besorgen"  nicbt  ge- 
nfigend  herrorgehoben  wird.  Daea  dem  CommissioniLr  neben  dem  AbachluBS 
des  Handalsgescbäftes  anch  eine  gevisse  Sorge  Tlir  die  Anaflihrnng  desselben 
obliegt,  wird  durch  die  Begriffsbestimmang  nicht  ausgeschlossen  and  ergibt 
sich  von  selbst  ans  der  Mandatsnatnr  des  CommissionsTerbältnisses  [Prenas. 
Motive  S.  150). 

')  UebereiDütimmeDd  §.  368  al.  1  Ungar.  Hgb. 

<)  Zur  Begriffs bestimmang  des  Commisaionftrs  vgl.:  Art  S77  prensa. 
Entw.,  Abs.  1;  Eanfmänniscbsr  CemmiBsionir  iat  derjenige,  welcher  gewerb- 
miseig  in  eigenem  Namen  fflr  Rechnung  eines  Auftraggebers  (Com mitte nten) 
EandeligeschÜfte  schliesBt,  Art.  295  prensa.  Entw.:  Die  Beatimmnngen  dieses 
Titels  kommen  auch  zur  Anwendnag,  wenn  ein  Kanfmann,  der  nicht  kanf- 
minnischer  Commissionär  ist,  einzelna  in  den  HaadelaTerkahr  einschlagende 
Geschifte  gegen  Bezahlung  io  eigenem  Namen  fnr  Itechnnng  eines  Anftrag- 
geben  ausfährt.  Art,  303,  Entw.  I.  Les.,  Abs.  1:  Kaufmann  lach  er  Commis- 
sioDär  iat  derjenige,  welcher  in  eigenem  Namen  für  Rechtiang  eines  Aaftrag- 
gebers  (Committeatea)  Haodelsgeschlifte  schliesst.  Art.  337,  Entw.  11.  Les., 
Abs.  1:  CommtBsionSr  l^t  deijenige,  welcher  gewerbemässig  in  eigenem 
Namen  u.  s.  w.,  wie  Art.  277  prenaa. . Eatw. ;  Art.  355,  Entw.  II.  Les.  Über- 
einstimmend mit  Art  378  des  Hgb.;  die  von  der  Berathung  an ageschi «denen 
Monita  N.  371,  372,  373;  6st.  rev.  Entw.  g.  132—135,  Entw.  eines  allg. 
Bgb.  r.  DeatBchl.,  Tit.  V,  Art.  I,  frans.  Hgb.  Art.  91,  92,  holland. 
Hgb.  Art.  76,  79,  württomb.  Entw.  Art.  131—134,  span.  Hgb.  Art.  116, 
portng.  Hgb.  Art.  39,  40,  btasil.  Hgb.  Art.  165.  ital.  Hgb.  Art.  63,  Ar- 
gent.  Hgb.   (ebenso  Drngnay)   Art.  325. 

'')  In  der  älteren  Literatur  ist  dieses  Erforderniss  nicht  aufgeatellt; 
vgl.  Püttmann  1.  c.  p.  163;  Brenis  nennt  den  Commissi onshan de I  ilber- 
hanpt  latTcatara   -proaiTatOTia;    für   gewfiUalich ,    aber   nicht    für    noihwendig 
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sionar  hat  den  Committenten  nicht  in  rechtliche  Beziehungen 
zur  Aussenwelt  zu  bringen;  er  ist  nicht  Stellvertreter;  er 
handelt  zwar  ökonomisch  für  fremde  Rechnung,  aber  in 
eigenem  Namen  (unter  eigener  Firma). 

Die  Rechtssätze  über  das  Commissionsgeschäft  (Art.  360 
u.  s.  w.)  kommen  nur  dann  zur  Anwendung,  wenn  entweder 
ein  Commissionär  von  Beruf,  also  ein  Kaufmann,  der  eben 
nur  Commissionär  ist,  oder  wenn  ein  sonstiger  Kaufmann, 
der  nicht  Commissionär  von  Beruf  ist,  im  Betriebe  seines  auf 
andere  Handelsgeschäfte  gerichteten  Handelsgewerbes  den 
Auftrag  übernommen  hat  ^),  für  Rechnung  des  Auftraggebers 
in  eigenem  Namen  ein  Handelsgeschäft  abzusch Hessen. 


erklärt  es  Faber  p.  20,   Brinkmann    391;    für  nothwendig   Treitsclike 
§.  1.  Der  franz.  code  de  commerce  unterscheidet  Handeln  des  Commissionärs 
in  eigenem  Namen  (proprio  nomine)  fnr  fremde  Rechnung  (Art.  91)  —  in  der 
Praxi«  vorzugsweise  als  Commission  bezeichnet  (Boistel  1.  c.  p.  342)  —  und 
Handeln  im  Namen  des  Committenten  (procuratorio  nomine)  (Art.  92),  verweist 
rücksicbtlich  des  letzteren  aaf  den  Code  civil  nnd  drückt  dadurch  deutlich  genug 
ans,  da  SS  dieser  juristisch  nicht  als  Commissionär  zu  behandeln  8')i ;  D  ela  m  ar  r  e 
u.  L  ep  o  i  t  V i  n  II,  N.  19  halten  auch  im  letzteren  Falle  bei  den  Fragen  über  die 
AbschliessDDg  des  Vertrages^  die  Provision,  das  Pfandrecht,    (vgl.  Alauzet 
II,  N.  888).    die  Verantwortlichkeit,    das  Handelsrecht  für  anwendbar  (anders 
dieselben  III,  N.  47) ;  mit  dem  franz.  Hgb.  wörtlich  übereinstimmend  das  bel- 
gische   Ges.  V.  5.  Mai  1872,  Art.  12    (im  eigenen  Namen  für  Rechnung  des 
Committenten),  Art.  13  (im  Namen  des  Committenten).    Auch  das  holländi- 
sche Hgb.  (Art.  76,  'i9),  das  italienische  Hgb.  (Art.  71)  nnd  der  württemb. 
Kntw.  (Art.  131,  134)  unterstellen  den  im  Namen  des  Committenten  handelnden 
Commissionär  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechtes  über  das  Mandat; 
vgl.  Berlage  1.  c.  S.  41,  Kist  1.  c.  III,  S.  68,  de  Wal  1.  c.  N.  233,  Borsari 
N.  243 ;    nach  hoUändischem  Ges.  v.  4.  Juli  1874  hat  der  letztere  das  den  Commis- 
sionären    ertheilte  Privilegium  nicht,    früher  war  dies  bestritten;    vgl.  z.  B. 
Diephuis  III,    S.  120,   Anm.  1,    Holtius  I,    S.  201,    de  Wal   I,  N.  240; 
übrigens    hat    der  Natur    der   Sache    nach    der    im  Namen  des  Committenten 
handelnde  Commissionär,    da    er    sich    nicht    selbst    verpAicbtet,    nur  selten 
ein  grösseres  Interesse  an  dem  Bestände  dieses  Privilegs,  ausgenommen  etwa 
wenn  er  für  den  Committenten  mit  grösseren  Summen  in  Yorschuss  gegangen 
ist.    Das  portug.  Hgb.,    Art.  39,  768,  788,    verlangt  Abschluss   in    eigenem 
Namen;    d^r  im  Namen   des  Committenten   handelnde    Commissionär  (Art.  45 
772)  hört  auf,  Commissionär  zu  sein;  er  ist  nur  als  Mandatar  zu  behandeln. 
^)  Dass  der  Beauftragte  ein  Kaufmann  sein  (Breuls  §.1,  so  auch  da? 
portng.  Hgb.  Art.  40,  das  brasil.  Hgb.  Art.  165)  oder  doch  die  Geschäfts- 
besorgung  vermöge  seines  regelmässigen  Berufes  übernehmen  müsse,  behaupten 
Mittermaier  §.551,  Mau  r  enbrech  er  §.  404,  dagegen  Treitschke  §.  4, 


Barin  dass  das  Hgb.  einen  G^ewerbebetrieb  des  Beauf- 
tragten ■voraussetzt,  sei  es  als  Commissionär  von  Beruf,  sei 
es  als  sonstiger  Kaufmann,  ist  das  Moment  der  Entgelt- 
Bender  §.91,  ElliDserg.  198.  In  der  Ber&thnng  üb^r  Art.SGfi,  (oben  Kote  4) 
prenss.  Eutw.  (Prot.  S.  743,  744)  wards  von  der  Versammlnng  wiederholt 
anerhaunt,  dass  aU  kanfmäD nischer  CommisBionJir  savohl  derjenige  zu  be- 
trachten Bei,  welcher  wegen  irgend  eines  andern  Geechäftibetriebts  den 
Charakter  eines  Ksafmaanes  habe  and  sodann,  wenn  aach  nur  ein  eiazixes 
Ual  ein  Bandelageechäft  für  ßeihnnng  einet  andern  anf  eigenen  Namen  ab- 
schlieEse,  als  anch  derjenige,  der  gewerbemäsaig  nichts  anderes,  als  solche 
Handelageichäfte  für  Rechnaiig  anderer  betreibe,  nnd  dess  endlich  aach 
doji-nige  Nichth  anf  mann  nach  den  Bestimmaugen  über  dns  kanfmäaaischa 
Commisaionfgeschäft  za  beartheilen  sei,  welcher  vorQbergehead  Handels- 
geschäfiu  fdr  BechcnDg  Criiter  tetreibe;  die  BedactioaaconimiEBion  werde 
dieüS  unter  Verbicdnng  der  Art,  277  and  205  za  herQckaichtigen  haben.  Im 
£Dt«.  I.  Les,,  Alt.  303  warde  das  'Wort  „geweibemäaeig"  nnd  daher  auch  der 
dadarch  bedingte  Art.  295  preasa.  Entw.  weggelassen,  dagegen  wurde  das 
Wort  qgewerbem&ssig"  im  Art.  337,  II.  Les.  wieder  hergestellt  unJ  dem 
enteprecbend  ein  dem  Art.  295  preass.  Entw.  correspondirender  Art.  355 
wieder  aufgenommen  {jeUt  Art.  378  Hgb.).  Gegen  diese  Bestimmung  des 
ÄH.  355  (und  ebenso  gegen  Art.  3SS),  prtnsa.  Entw.  Art.  301,  Bolw.  It.  Las, 
Art.  365  erhob  »ich  entschiedeaer  Widerspruch  (Prot.  S,  1463),  da  ihr  Zweck 
schon  durch  Art.  234  ü«'zt  Art.  272)  erreicht  sei;  eine  ausdrackliche  Auf- 
nahme werde  zu  ganz  falschen  Seh  lusefol  gerungen  Anlass  gebeu,  zur  An- 
nahme, dass  der  Schlusssatz  des  Art.  234  eine  viel  engere  Bedeutung  habe, 
aJB  er  haben  solle,  dass  einzelne  Geechilfte  eines  Eaufmaones  audeter  Arr, 
z.  B.  Banquiersgeschäfte,  wenn  sie  nicht  2.a  dessen  gewShnlichem  Qeschifls- 
betriebe  gehdren,  nicht  als  Banqniersgeschäfte  u.  s.  w.  zu  beartbeilen  seien. 
Dagegen  wurde  benerlit  (Prot,  S.  1463),  der  letzte  Absatz  des  Art.  231  sage 
nicht  mehr,  als  dass  die  einzelnen  Gesch&fte  eines  Kaufmannes, 
welche  nicht  za  seinem  gewdh  nlichen  Handelsbetriebe  ge- 
hSren,  aber  bei  gewerbem&ssigem  Betriebe  als  Handels- 
geschäfte za  betrachten  sein  würden,  doch  als  Handels- 
geschäfte angesehen  werden  sollten.  Dadurch  werde  aber 
nicht  mehr  erreicht,    als   dass  anf  solche  Geschäfte  die  atlge- 


nässigen  Betrieb  derselben  in  den  Titeln  über  da«  Commis- 
sioDS-  und  Speditionsgeschttft  anfgestellten  besonderen 
Rechtssätie  anf  dieselben  angewendet  werden  müssen.  Dies 
sage  noch  kein  Artikel  des  Gesetzbuches,  darüber  müsstea  erläuternde  Tor- 
schriften aufgenommen  werden.  Die  Einwendungen  waren  nur  dann  richtig, 
wenn  es  in  den  Anträgen  der  Redactiansuommis.'iion  hiesse,  dass  die  einzelnen 
Geschäfte  Handelsgeschäfte  seien.  Bezüglich  anderer  Geschäfte  als  der 
Commifsions-  nnd  Speditionsgeschäfte,  so  namentlich  z.  B.  hezSglich  der  ein- 


rm^mim'^  - 
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id  enthalten  (arg.  Art.  290).  Der  Be- 
;h  die  Aussicht  auf  eine  Provision  oder 
sor    Uebernahme    dea   Auftrages    be* 

gaschäfte  einei  EanfmatiDes,  bedSrfe  es  eines 
täglich  dieser  keine  bMODdeni  Toncbriften  Im 

■eiea,  daher  ner  von  AaweaduDS  dec  altge- 
ile  Bein  kOnna.  Dagegen  wurde  bemerkt  (Prot 
icbt  b&be  ZQ  sagen,  dasa  Geschäfte,   velche  nor 

als  HaudelBgeBchUfte  (relattf  e  Handelsgescbifte) 
ie  von  einem  Eanfmanne  aach  nur  einmal  vor* 
igesehan  verdeu  sollten,  als  wenn  als  gewerbe* 
9  daher  der  Zweck  dur  Zasatzartikel  allerdings 
.  sei.     Der  Antrag  aat  Weglasanng   der  Zaaats- 

vier  Stimmen  abgelabni.  Bayern  liatt«  in  dem 
«denen  Uonitnm  Nr.  372  die  Strelchnng  des 
.Dgt.  Oe  gen  das  Erfordern  IIB  der  GewerbemäMig- 
t  in  seinem  Gntacht'n  tiber  den  Entwarf  eine« 
I  nach  den  Beschlfissen  der  II.  Les.  ,  S.  102; 
eachUft  jedes  Haadelsgesch&ft  sein,  welches  ein 
ng  schliesst.  Im  Anschlass  daran  beantragte 
ber  von  der  Berathnng  anageschiedene  Honitam 
iss  der  GeverbrmäHsigkeit  auch  Mnnzinger, 
itwnrfe,  Art.  261,  S.  261,  262  (ebenso  seh  weiz. 

cieht  keinen  Grnad,  warnm  auch  nicht  dann, 
nzeln^s  Commissionsge^ichilft  voraimmt,  dieselben 
immen  sollen,  wie  fQr  den  gewerbemässigen  Com- 
bs  Doctrin  anerkennt  in  der  That  nicht  die 
Dmmission  mit  Gewerbemfiüsigkeit  re^^p.  der  ge- 
Kanfmaunes  einerseits  and  der  Conimission  ohne 
selegentlichen  eines  Kichtkanfmannn»,  sie  nimmt 
ommissionBgescbärt  eines  NichtkaafmanneB 
mmifBionigeschlift  unterworfen  sei,  Delamarre 
len  dem  Nichlkanfmnnne,  welchen  ein  Kaufmann 
t  hat,    das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Commis- 

N.  8'9;  ebenso  die  holländische  Doctrin 
I,  S.  114.  Des  einzelne  Geschäft  wird  hier  in 
nfgefasst,  von  der  Person  des  Gewerbetreibenden 
hgefragt,  ob  der  Betreffende  voiher  nnd  nach- 
macht habe;  übereinstimmend  das  span.  Hgb. 
1873  Art.  400,  Argent.  Hgb.  Art.  325  (ebenso 
itaadpcnkt  wie  das  dentscbe  HandelsgesetzbQcb 
lesetzbach  ein  (g.  1615);  darin  weicht  aber  das 

gelegentliche  Commif^^ioiisgeschäft  eines  Kanf- 
^scbäft  betrachtet,  so  dass,  wenn  nur  in  einem 
OD  ttbernommea  wird,  der  Begriff  des  Auftrages 
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Btimmt  fühlen ;  die  EntgeltUchkeit  ist  ein  estentiale'),  nicht  blos 
ein  naturale  negotii.  Die  Uebemahme  des  Commisaionsanftrages 
ist  fiir  den  Commissionär  ein  relatives  Handelsgeschäft  [Art. 
273  Hgb.),  welchem  daher  die  Gewinnabsicht  insofern©  wesent- 
lich ist,  als  diese  nicht  von  vorneherein  ansgeschlossen  sein 
darf.«)  Ist  Unentgeltlickeit  ausdrücklich  bedangen,  so  liegt 
kein  Commissionsvertrag,  sondern  blos  unter  Umständen  ein 
handelsrechtliches,  wenn  auch  unentgeltliches  Mandat  vor, 
dessen  Ertheilang  aber  für  den  Committanten,  wenn  er  als  Kauf- 
mann im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  gehandelt  hat,  nach 
Art.  273—274  Hgb.  Handelsgeschäft  sein  kann.*)  ünentgelt- 


oder  Loliudieiiitvertrags  zar  Anwendang  kommt  (BlmitBchli  ErUutrs.  III. 
Bd.  ad  §.  1615,  N.  1,  S,  516).  Der  SUsdpaakt  des  deatBchen  Hgb.  in  dieser  B«- 
ziehang  irird  gebilligt  von  Vldari  1.  c.  p.  430,  431.  Bei  der  II.  Lee,  (Prot. 
S.  1305)  varde  der  Antrag  gestellt,  Comuisaioua-,  Speditious-  and  Fracht- 
geschäfte als  absolnte  Huidelsgeschäfte  za  erklären.  Dagegen  warde  aber  be- 
merkt, dass  venn  man  das  CommUsionsgeJcbltrt  als  absolatea  Hand eUg esc büft  be- 
trachte, man  nabezn  das  ganze  Mandat  in  das  Gebiet  des  Handelsrechts  ziehen 
werde;  die  BeatimmDngen  der  fraglichen  drei  Titel  seien  anch  durchgängig  nnr 
mit  Backsicht  anf  die  Einrichtangea  nnd  Verbältnisae  featgestellt,  irekhe  bei 
dem  geweiblichen  Betriebe  deiselbea  bestanden,  wogegen  sie  in  der  Amrendung 
aaf  einzelne  Geschäfte  dieser  Art,  wena  dabei  aaf  beiden  Seiten  Nichtkauflente 
ständen,  ihre  Qrnadlage  verlieren  nad  viel  zn  weit  gehen  würden.  Beispiels- 
iveise  wnrde  dabei  an  die  Haftpflicht  des  Frachtführere  erinnert,  die  frag- 
lichen Geschäfte  seien  anf  historischem  Wege  n.  zw.  nnr  soweit  in  den  Be- 
reich des  Handels  getreten ,  als  sie  dem  Betriebe  der  sogenannten  Hnlfg- 
gewerbe  des  Handels  angehörten.  Gesetzt  aber  aach,  es  lasse  sich  recht- 
fertigen, die  speciell  das  Commissions-,  Speditions-  und  Frachtgeschäft  be- 
treffenden Bestimmnngen  anf  alle  Geschäfte  dieser  Art  ohne  ßä^hdcht  anf 
das  Gewerbe  der  Betheiligten  anzuwenden,  so  sei  zn  erwägen,  dass  nicht 
nur  diese  Bestimmnngen,  sondern  anch  die  allgemeinen  Normen  des  Handels- 
geeetzbncheE  für  anwendbar  erklärt  wiiriea,  und  gerade  in  dieser  Beziehung 
mosste  das  erheblichste  praktische  Bedenken  gefunden  werden, 

')  Vgl,  Art. 770  portng.  Hgb.:  a  commiisli,  i  itmpre  oiieroia.  s.  anck 
Schweiz.  Entw.  v.  187Ö  Art,  373. 

*)  Deber  die  Streitfrage,  ob  dem  Handelsgeschäfte  Gewinnabsicht 
-weeentlicb  sei,  vgl,  v.  Hahn  Commentar  II,  bes.  S.  17 — 21  (2,  Anfl.),  anderer- 
seits Qoldschmidt  Handb.  (i.  Aud)  §.  40  S.  410.  §.  43  S.  454,  Note  13, 
§.  47  S.  563,  §.  53  S.  605,  Thöl  (5.  Anfl,)  S.  110,  111,  Endemann  H,  R. 
§.  I  Note  11,  12,  g,  5  Note  11. 

^  Dass  anch  nnentgeltlicba  Verträge,  blosse  Gefall igkeitsacte,  Handets- 
gBBchäfte  sein  kOonen  ,  so  Schenkangen  auf  Seite  des  Scheukers,  aoeutgell- 
liche  Mandate  anf  ijeite  des  Auftraggebers,  BdrgschaftEäbemahme  anf  Seite 
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lichkeit  ist  jedoch  ohne  besondere  darauf  gerichtete  Vereia- 
barung  nicht  anzunehmen ;  es  gilt  in  dieser  Beziehung  die 
entgegengesetzte  Regel,  wie  beim  civilrechtüchen  Mandate. '") 
Zuweilen  ist  die  stipuhrte  Unentgeltlichkeit  nur  eine  schein- 
bare, ao  wenn  zwei  KaaQeute  mit  einander  vereinbart  haben, 
gegenseitig  unentgeltlich  für  einander  Commissionsaufträge 
zu  besorgen.  Die  Entlohnung  besteht  hier  darin,  dass  jeder 
von  Beiden  von  der  Verpflichtung  befreit  ist,  dem  Anderen 
einen  Lohn  (eine  Provision)  zu  bezahlen,  so  dass  eine  Art 
Compensation  von  aleatorischem  Charakter  rücksichtlich  des 
Entgelts  eintritt,  ebenso  wie  bei  der  gegenseitigen  Ver- 
sicherung für  jeden  Versicherer  das  Aequivalent  einer  Prämie 
darin  gelegen  ist,  dass  er  selbst  als  Versicherter  eine  Prämie 
zu  entrichten  nicht  schuldig  ist. 

Die  Handelsgeschäfte,  welche  in  Commission  ausgeführt 
werden  sollen,  können  sehr  verschiedenartig  sein  und  daher 
dem  Gewerbebetriebe  des  Commissionärs  eine  sehr  mannigfache 
Gestaltung  geben.  •')     Wie  immer  aber  diese  Geschäfte  be- 

deasen,  der  die  BürgBcbaft  angeDOiuiDeD,  anverzias liebe  Darlehen  für  den- 
jenigen, der  das  Darlehen  bezogen,  nneatgeltüche  Leihverträge  für  den  Ent- 
leiher, vgl.  E.  0.  H.  G.  16.  Bd.  N.  62  nnd  19.  Bd.  N.  105. 

■»)  Wild»  1.  c.  S.  712  V.  Poehla  §.  115,  Treitschke  g.  3, 
ElÜDger  §.  203,  Hittermaier  §-  551,  Sonnleit hner  g.  318.  FQr  den 
Fall,  dass  der  Beauftragte  zwar  Kaufmann,  aber  nichifgewerbemägsiger  Com- 
toissionär  väre,  verlaugte  der  prensa.  Entw.  (A.rt.  295)  Anaführnng  gegen 
B BZB hin Dg(oben Note  4);  docb  wntde  dieaas  Erfordarniss  in  Art.  355  Ectw.  II, 
Lea.  weggeUxsen.  Der  rev.  Ost.  Entw.  §.  132,  134  erwähnt  das  MomeDt  der  Ent- 
geltlichkeit gar  nicht.  In  dem  von  der  Beratbnng  ausgeschiedenen  UoQitnm 
M.371  (Brenieu)  war  die  Wiederberatellnng  des  Art.  303,  Entw.  I.  Les,  heintragt 
nnter  Einschalloiie  der  Worte  „gegen  Pro  viaion".  Art,  770,  789  portng. 
Bgb,,  Art.  76  bollünd.  Egb.,  Art.  68  ital.  Bgb.  heben  die  Pflicht  zur 
Zahlung  eincB  beetimmteu  Lohnes  ansdrScklich  hervor.  De  Wal  I.  S.  148, 
150  hält  sie  als  zam  Wesen  der  Uebereinkanft  gehörig;  dagegen  Diephnis 
I.  p.  114,  welcher  die  Regeln  des  Commissionsgesc hafte s  aach  aaf  den  mnent- 
geltlich  Handelnden  angewendet  wiesen  will,  obwohl  derselbe  nnr  Mandatar 
nnd  nicht  CommisBionär  sei.  Für  das  franz.  Kecht  vgl.  Delamarie  nnd 
Lepoitvin  II.  N.  71,  welche  die  Proviaion  nur  für  regelmässig,  aber  nicht 
für  wesentlich  erklären;  ebenso  Chaeaan  1.  c.  g.  2b. 

")  Vgl.  z.B.  B.  D.H.  G.  Bd.  15.  N.  118,  S.424.  Baaquierageach&fte  sind  ge- 
weibemaseige  Commiesionsgeachafte,  denn  es  gebärt  zam  Gewerbebetriebe  in 
eigenem  Kamen  Werthpapiere  zn  kaafen  nnd  zb  verfcnnfen,  Erhebong  nnd 
Umtanscb  von  Actien ,    Einhebong   von  Zinsen   nnd  Dividenden   : 
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schafFen  sein  ini5geti,  die  Natur  des  Commissionsvertrages, 
als  eines  nicht  nach  aussen  wirkenden  Auftragsverhältnisses, 
bleibt  stets  dieselbe.  Unter  den  den  Commtssionären  aufge- 
tragenen Handelsgeschäften  '^)  sind  am  wichtigsten  der  Ein- 
kauf und  Verbauf'*),  die  Wechsel  Ziehung  —  der  Auftrag 
ist  darauf  gerichtet,  dass  der  Commissionär  für  den  Commit- 
tentcD  Wechsel  nehme  oder  gehe,  trassire,  aceeptire,  indosslre 
«.  a.  w, ,  also  Wechselgeschäfte  abschliesse  und  Wechsel- 
erklärnngen  ausstelle;    es  ist  dies   ein  Theil   des    Banquiers- 

niid  andere  ähnlicfae  den  Oeld-  nad  Creditverkehr  betreffende  Geschäfte  zd 
'vermittiilii.  (Id  dem  gegebeaen  F&lle  hfttte  der  Verklagte  von  dem  KUger 
Papiere  mit  dem  Auftrage  erhalten,  eine  damaf  fallende  neae  Actie  in  be- 
sorgen, resp.  Zinsen  dafür  za  bebebeo,  wobei  er  in  eigenem  Namen  baudein 
■oUle.  Der  Verklagte  gelangte  demnach  anf  Grtmd  einea  CommissioDSgeschtkftea 
in  den  Besits  der  Papiere,  daher  beatand  an  diesen  als  Oommiisionagnt  das 
gesetzliche  Pfandrecht  nacli  Art.  374  Ugb.)  Anch  das  Geben  eines  Commissions- 
anftragei  kann  Object  einer  Commisai'iu  sein.  Vgl,  na'.en  g.  30;  Dernbarg 
Prenas.  Priv.  II.  S.  465. 

")  Schon  Savary  1.  c.  p.  210,  zählt  5  Arten  too  Commisaionären 
aaf,  denen  er  je  ein  Capitel  nidmet:  Cap.  II,  p.  ÜIO — 216,  De»  Commistiu- 
nairea'jiil  acheDeni  de*  marchandiie4  jiour  le  compte  da  Mixrdtands  ei  2fegocianli; 
Cap.  III,  p.  217^229,  Dti  Commiisionairei  qui  vendent  la  marchandUa  pour 
le  compU  dei  Morckand»  et  ManufaeiaritT» ;  Cap.  IV,  p.  230—237,  Da  Com- 
mütionairea  ou  Üorreipondanls  dea  Banquiers  ei  Negoeiantt  concernant  te$ 
traülei  et  remiea  den  Uiirei  de  changt;  Cap.  V,  p.  238 — 243,  Da  Oommii- 
sioiutira  d'entTepoti  qui  Te^oiveiU  la  marehandiaa  d'un  Iveu  poiir  la  envoyer 
en  d'auira;  Cap,  VI,  p.  243—245,  Det  Conmitiiiniairet  det  Voiturieri  par 
terre;  Tgl.  anch  da«  portng.  Hgb.  Art,  37  [committarioi  de  compra,  de  venda 
de  portal  /raveai  ou  de  emporioi  intermedlo),  de  banea  e  de  traniporla). 

")  Die  Gescbfifle  der  Einkanfs-  ond  VerkanfBCommissionäre  (der  sog. 
kanftnännischen  Commissionftie  im  engem  Sinne)  wnrden  von  jeher  vorznga- 
weUe all  CommlssionsgeschAfte bezeichnet.  Vgl.  Treit  achke  §.1,  Ellingar, 
§.198,  Gerber  g.  199;  von  Man renbrech er  g.404,  Änm. 2,  S o n n lei thner 
9bt.  Handfllsr,  §.  306 — 313  wird  der  Begriff  des  Commissionshandela  sogar  ans- 
schlieBslich  aof  Ein-  nnd  Verkaafaauftrige,  (ebenso  Schweiz.  Entw.  v.  1376 
Art.  373)  von  Biccins  exereii.'Kl,  Sect.  2,  §.  I  sogar  nur  anf  den  Verkanfs- 
anfttag  eingeechr&nki  Ffir  Qherseeische  VerkaafacommiHeionen  insbesondere 
ist  der  Ansdrock  Consignation,  jedoch  nicht  anaschlieeaJich,  gebrftnchlich 
(Tgl.  oben  S.  27,  Anm,  28).  Hierher  gehart  anch  der  Pacotille  vertrag,  darin 
bealehend ,  dass  Seeleute  verpflichtet  werden ,  die  in  ihren  Koffern  nut- 
genoDmenen  Waaren  für  Rechnnag  der  Anftraggeher  an  einem  mehr  oder 
-weniger  genan  bezeichneten  Orte  za  verkaufen.  Im  Zweifel  gilt  der  ange- 
gebene Preis  nicht  all  Limite,  aondern  nnr  als  Wansch,  bsBonders  wenn  für 
den  Erlte  andere  Waaren  eingehandelt  werden  sollen  (faire  det  retounj.  Par- 
deasns  N,  702,  Kaltenborn  Seerecbt  §,  78,  Gad  1.  c,  §.  132,  S.  275. 


einer  ganz  besonderen  juristischen  Behandlung  und  beson- 
derer Rechtsregeln  bedürftig  wäre.")  Auch  das  deutsche 
Hgb.  hat  den  Commissionsvertrag  nicht  als  ein  durchaus  ab- 
geschlossenes Ganzes  zu  regeln,  von  seiner  natürlichen  Basis, 
dem  Gattungainsiitute  Mandat,  loszulösen*),  wohl  aber  in 
seinen  Normen  durch  passende  Berücksichtigung  der  Ver- 
kehrsbedürfnisse die  Interessen  des  Handelsverkehrs  und  die 
Anforderungen  der  Praxis  zu  befriedigen  gesucht  and  sich 
damit  begnügt,  was  das  innere  Verhältniss  des  Conimittenten 
und  Commissionärs  zu  einander  betrifft,  einige  der  haupt- 
sächlichsten Consequenzen  aus  der  Mandatsnatur  des  Com* 
missionsvertrages  der  grosseren  Anschaulichkeit  halber  speciell 
hervorzuheben  (Art.  361  Hgb.  etc.).  Wenn  daher,  wie  in  allen 
anderen  Gesetzgebungen,  so  auch  nach  dem  Hgb.,  der  Grund- 
charakter des  Mandates  als  des  Gattungsinstituts  den  Com- 
missionsvertrag als  die  Art  nach  wie  vor  beherrscht,  so  ver- 
steht es  sich  doch  von  selbst,  dass  die  Unterwerfung  des 
Commissionsvertrags  unter  die  Grundsätze  des  Mandates,  als 
des  umfassenden  im  bürgerlichen  Rechte  ausgebildeten  Gat- 
tungsinstitutes  nicht  ohne  weiters,  sondern  überall  nur  mit 
der    gehörigen    Vorsicht    vorzunehmen*)    und    nur    insoweit 

tario.  Püttmann  p.  165,  166  ist  für  Anwendung  der  Eechtsgrnndsätze  des 
Handales,  hült  &ber  der  eigenthämlicben  Nmur  des  Geschäftes  entaprechende 
besondere  Rechtssätze  für  wüaEcbenswerth;  vgl.  anch  Scheisr  'Wecbselracht 
I,  S.  315,  Veillodter  Entv.  eiaea  allg.  H.  R.  ala  Beitrag  za  einem  kUnftieen 
OestttzbDch  f(ir  KaaBente  (Frankf.  1799),  S.  65;  ebenno  Faber  1.  c.  31,  38,  67. 
En  demann  Hondelsr.  g.  166,  erklärt  die  Cammission  als  ein  gegenüber  dem 
Uaodat  darchaoB  anders  ||;eart«tes  Oeschäft  nnd  stellt  es  unter  die  von  ihm 
anfgestellte  O&ttong  „Ärbeitsgeschäfte",  Iiält  et  aber  doch  anch  für  nnechftd- 
lich  (1.  c.  Note  7)  die  Commission  ein  modiftcirtes  Mandat  za  neauen;  vgl.' 
dagegen  Goldschmidt  Handb.  g.  37,  Note  10b.  Der  Commiasionär  stellt  in 
der  Engel  seine  Credit-  and  CapitaUkraft  zar  Terfügnng  der  Committenten 
und  diese  sind  nicht  Object  eines  „Ärbeitsgeschiftes".  Ueber  den  Arbeits- 
vertrag Tgl.  flbrigens  Schmoller  in  der  Zeitachr.  f.  StaatswiBsenschafteu. 
XXX.  Bd.  S.  450  ff. 

jnoribwi  inlrodut:tam  esse  propnoque  contractu  cotutare  (^caTaui  ^  Faber  p.  14, 
Gelpcke  in  s.  Zeitachr.  f.  Handelareckt  II,  S.  91. 

')  EntBch.  d,  H.  0.  H.  G.  Bd.  XV,  Nr.  73,  p,  264,  Bd.  SVl,  Nr.  83, 
p.  335,  336  n.  Nr.  94.  p.  379. 

*)  Vgl.  Goldschmidt  Handbuch  (2.  Aufl.)  §,  37,  S.  373. 


;geberä,  sondern  stets  in  sei- 
andeln  hat;  die  von  ihm  zur 
reschäfte  müssen  daher  so  be- 
tand  eines  handelsrechtlichen 
:n.  Nur  dadurch,  dasa  Jemand 
mmt ,  in  eigenem  Namen  für 
fte  abzusehliessen,  welche  für 
■  sich  schon  Handelsgp Schäfte 
iewerbebetriebes  Commissionär 
urch,  daas  Jemand  gewerbe- 
bschlüssen  übernimmt,  welche 
ör  sich  keine  Handelsgeschäfte, 
den  Beanftragten  zum  handeis- 

mf  die  Person  des  Mandanten 
sich  darum  handelt  zu  be- 
ischäft  aufgetragen  sei  oder 
iliches  Mandat  in  iTrage  stehe 
em  dritten  Abs.  des  Art.  SGO. 
eher  in  den  Fällen  des  Art. 
mmt,  dass  das  Geschäft  auf 
ferden  soll ,  so  ist  dies  keine 
dern  ein  gewöhnlicher  Auftrag 
i  dieser  Form  des  Abschlusses 
Qualität    des    Commissionärs 

1873  Art.  400,  das  brsa.  Hgb.  Art. 
y)  Art.  335  verlungen  Übereinstimmend 
ft^;  für  Italien  vgl  Vidaril.  c, 
ir  lelztfire  xchwankeai!  ciaerseita  dar- 
laicht  anf  dea  Commitrt^nion  Handels- 
lUQgend  halt,  wenn  Uaa  Geschäft  aof 
giBchüft  iit.  In  der  fraaz,  Dottrin 
)  Geschäft  eaQdel$ges>:haft  sein  mäsae, 
ragten  Hnndelsgeschift  ist;  Alanzet 
n  IL  N.  25  ff.;  ist  Jas  Gi^scLift  nur  für 
Mandatar  aber  nicht  Kaufmann,  so  ist 
ihrangein  Handelsgeschäft  ahjchltesse; 
u  N.  29. 

chmidfs  Zeitschr.  IX,  S  433  ff., 
85,  Anschntz  Commsntar  III,  S.  .36. 

c.  IX,  S.  43i. 
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kauf  dem  dritten  Contrahenten  gegenüber  präaumptiv  handels- 
geschäftHcher  Natur  ist,  allein  von  Seiten  des  Landwirths 
und  der  Öffentlichen  Bibliothek  ist  nicht  der  Auftrag  zu 
einem  Handelsgeschäft  ertheilt  worden;  ihnen  gegenüber  darf 
daher  der  Commissionär  nur  die  Rechte  des  Art.  290  Hgb., 
und  nicht  jene  Rechte  geltend  machen,  welche  dem  Commis- 
sionär  als  solchem  eingeräumt  sind,  insbesondere  nicht  das 
gesetzliche  Pfandrecht  nach  Art.  374  Hgb.  Ebenso  verhält 
es  sich,  wenn  einem  Kaufmanne,  welcher  nicht  Commissionär 
ist ,  im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  der  Auftrag  er- 
theilt wird. 


Unterscheidung  des  Commisslonärs  von  dem  Mäkler,  dem  Agenten 
und  dem  HandlungsbevellmSchtlgten. 

Der  Commissionär  ist  Kaufmann  (Art.  212,  N.  3,  Art.  4 
Hgb,);  er  ist  von  andern  Beauftragten,  welche  ebenfalls  im 
Sinne  des  Hgb.  als  Kaufleute  anzusehen  sind  und  mit  welchen 
er  wegen  der  vielen  Berührungspunkte,  die  er  mit  ihnen  ge- 
meinsam hat,  leicht  verwechselt  werden  kann,  zu  unter- 
scheiden, insbesondere  von  den  Mäklern  und  Agenten. 

Der  Commissionär  ist  von  dem  kaufmännischen  Mäkler  ') 
als  dem  gewerbemässigen  Vermittler  von  Handelsgeschäften 
(Art,  272,  p.  4)  dadurch  verschieden*),  dass  der  Mäkler,  als 
solcher,  anderen  Personen,  die  dazu  gelangen  wollen,  selbst  mit- 
einander Handelsgeschäfte  abzuschliessen,  lediglich  als  Werk- 
zeug dient,  dass  er  aber,  als  solcher,  nicht  selbst  abschliesst, 

')  Der  Handelsoiäkler  iet  eine  amtlich  bestellte  iicraona  publica  und 
flberhaapt  uicht  KaofmuDii  (^rt,  272,  N.  4  Hg!).),  dah^r  vom  Commiagionär 
veaeutlicb  Terachieden, 

>)  Vgl.  BreulB  g,  2,  p.  5,  Faber  §.  7,  p.  27— 29.  Ueber  dea  Uater- 
schisd  zwischen  Factor  (d.  h.  Commissionär)  and  Broker  (Mäkler)  vgl, 
Kent  I,  c,  p,  022,  Note  b),  Smith  1.  c.  p.  106,  153,  Bell  1.  o.  p.  506  ff..  Par- 
sons  I  c.p.  16f,  162,  Levy  l.cl,  p.  143.  Der  Factor  haodelt  in  der  Regel  in 
eigenem  Namen,  der  Broker  nnr  im  Namen  des  Gteschätlsbeira  ;  der  dritte  Can- 
trahent  kann  daher  mit  einer  Qegeaforderang  gegen  dea  Factor,  nicht  aber  gegen 
den  Broker  compenairen;  der  Factor  bat  wegen  seiner  Ansprüche  gegen  den 
Geschäft sh arm  a  lien  an  den  Waaren ,  nicht  aber  der  Broker  (ansgenommea 
bei  Yersichernngen) ;  der  Factor  handelt  nar  für  die  Partei,  die  ihn  venreadet, 
der  Broter  für  beide  Parteien, 
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.  weder  in  eigenem  Namen ,  noch  im  Namen  seines  Auftrag- 
gebers ,  dass  sich  vielmelir  aein  eigentlicher  Beruf  lediglich 
auf  die  Vermittlung  beschränkt.  Hat  der  Mäkler  die  Pai-teien 
zu  einander  in  Beziehungen  gesetzt  und  einander  gegenüber- 
gestellt, hat  er  bewirkt,  dass  sie  mit  einander  contra- 
hiren,  hat  er  die  Ueberein Stimmung  ihres  Willens  herbei- 
geführt und  constatirt,  so  ist  seine  Thätigkeit  zu  Ende.  Der 
Mäkler  schliesst  mit  dem  dritten  Contrahenten  nicht  ab,  und 
verpflichtet  sich  nicht.  Als  Vermittler  hat  er  beiden  Theilea 
gegenüber  Sorgfalt  zu  prästiren.  Der  Commissionär  hat,  ab- 
gesehen von  dem  Falle,  dass  er  von  verschiedenen  Commit- 
tenten  gleichzeitig  Aufträge  entgegengesetzter  Richtung, 
z.  B.  zum  Einkauf  und  Verkauf  derselben  Waaren  erhält 
und  dieselben  durch  Combination  ausführt ,  wobei  er  die 
einander  widerstreitenden  Interessen  beider  Theile  als  seiner 
Committenten  zu  wahren  hat,  die  Pflicht  der  Sorgfalt  nur 
gegenüber  seinem  Committenten.  Ein  änsserliches  Unter- 
scheidungsmerkmal des  Coiumissionärs  vom  Mäkler  liegt  auch 
darin,  dass  dem  Commissionär  einerseits  die  von  ihm  für 
Rechnung  des  Committenten  zu  verkaufenden  Waaren  über- 
schickt  und  bei  ihm  deponirt  zu  werden  pflegen  und  dass  er 
andererseits  die  von  ihm  für  Rechnung  des  Committentea 
eingekauften  Waaren  in  der  Regel  bei  sich  niederlegt  und 
deren  Versendung  besorgt. 

Die  rechtliche  Stellung  des  Agenten  ist  durch  das 
Hgh.  nicht  näher  festgestellt  *)  worden ;  auch  in  der  Praxis  des 
Handelsverkehres  ist  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „Agent" 
sehr  schwankend  und  durchaus  nicht  einem  und  demselben  festen 
Begriff  entsprechend.  Die  Functionen  des  Agenten  sind  auch 
in  der  That  sehr  mannigfacher  Natur  und  es  lässt  sieh  gar 
nicht  allgemein  definiren,  was  Jemand  gethau  haben  muss, 
um  als  Agent  zu  erscheinen.  Man  kann  Agent  sein  und  bald 
im  Namen  des  Geschäftsherm ,  bald  im  eigenen  Namen  mit 
Dritten  contrahiren.  •)  Zuweilen  ist  der  Agent  in  Wahrheit 
Commissionär,  zuweilen  wahrer  Mäkler,  zuweilen  Handlnngs- 


■)  Vgl.  besondere    Goldschmidt   Handb.   Qi.  Aaä.)  g.  55,  p.  631  ff. 
DDd  Bote  20,  21  v.  Habn  ComnifQtar  (3.  Aufl.)  I.  S.  229,  2'iO. 
*)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIV,  N.  135,  S.  427. 


Wos  auf  einzelne  Leistungen,  sondern  auf  eine  Reihe  zusammen- 
hängender Leistungen  gerichteten  Vertragsverbältnias  —  An- 
stellung —  (gewöhnlich  zugleich  als  Handliingagehüifen 
Art,  57  Hgb.)^)  mit  den  Merkmalen  einer  gewissen  Unter- 
ordnung und  Abhängigkeit  einerseits,  und  einer  gewissen 
Dauer  und  Ständigkeit  andererseits»);  sie  sind  in  der  Regel, 
wenn  sie  zugleich  Handlungsgehiilfen  sind,  stets  gesetzlich  ver- 
pflichtet (Art.  56,  59  Hgb.)  dem  betreffenden  Hause,  der 
Firma ,  ihre  ganze  Arbeitskraft  ausschliesslich  zu  widmen 
und  schulden  sich  ganz  und  gar  der  Besorgung  der  ihnen 
Jurch  ihre  feste  Stellung  vorgezeichneten  Thätigkeit,  sie 
dürfen  daher  nicht  gleichzeitig  Kaufleute  sein  oder  mehreren 
Häusern  (Firmen)  dienen,  mögen  diese  analoge  oder  ganz  ver- 
.schiedene  Handelsgewerbe  hetreiben,  es  wäre  denn,  dass  etwas 
anderes  ausdrücklich  oder  stillschweigend  vereinbart  worden 
■wäre,  dass  insbesondere  der  Principal  sie,  sei  es  auch  nur 
stillschweigend ,  ermächtigt  hätte ,  die  Stellung  in  seinem 
Handelsgewerbe  mit  andern  ähnlichen  zn  verbinden  oder  gar 
gleichzeitig  für  eigene  Rechnung  Handel  zu  treiben,  also 
neben  ihrer  Eigenschaft  als  Handlungs-Bevollmächtigte  und 
unabhängig  davon  als  selbstständige  Kaufleute  im  Verkehre 
aufzutreten.  Die  Handlungsbevollmächtigten  handeln  als  solche 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  im  Namen  des  Principals. 
Auch  ist  ilire  Thätigkeit  dem  Principal  gegenüber  —  dritten 
Personen  gegenüber  kommt  es  nicht  auf  den  Auftrag,  sondern 
nur  auf  die  Vollmacht  an^")  —  in  der  Regel  nicht  auf  ein- 
zelne, jedesmal  speciell  aufgetragene  Geschäfte  beschränkt  "), 
sondern  inaoferne  genereller  Natur,  als  sie  eine  Kette 
einander    folgender   Geschäfte    in    sich    begreift,    einen  Kreis 

•)  R.  0.  H,  G.  Bd.  Vn  N.  78  S.  300,  Bi.  XVI  N.  71  S.  290. 

»)  AndersThöl  (ö.  Anfi.)  g.  57  S- 167,  133;  gegen  ihn  Gol  tlschmidt 
Bandb.  (2.  Aufl.)  |.  55  8.  6W  Note  5,  R.O.H.G.  I.  Bd,  N.  44  S,  150  ff.,  V.  Bd. 
K.  24  8.103,169,  IX.  Bd.  N,  31  S.  104,  v.  Hahn  (2.  Aufl.)  I.  S.  159  ff,  174  ff., 
209  ff.  Vg].  auch  Voigtel  inGrnchoCa  Beiträgen  XII,  S.  300  ff. 

"■)  Vgl.  Laband  in  GoldBchm  idt's  ZeitBchr.  f.  Handalar.  X. 
S.  203  ff..  V.  Bahn  Comm.  zn  Art.  41  §.  2,  Art,  360  §.  1;  vgl.  aber  aneh 
T.  Canstein  in  der  Zeitschr.  f.  d.  Privat-  n.  äffentl.  Recht  der  Gegen. 
-wart  III.  S.  ö73  ff. 

")  AosDahmsweise  kann  dies  der  Fall  sein,  nie  sich  aas  Art.  58  Abs.  2, 
Art.  47  Abs.  1,  Art,  51  Hgb.  ergibt. 

Ot&Dhnt,  Becht  iea  CommiBsiona-HaiidelB.  5 
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von  successiven  Operationen,  den  zwar  der  Principal  in 
grösserem  oder  geringerem  Umfange  umgrenzt  hat,  inner- 
halb dessen  es  ihnen  aber  gestattet  ist,  so  lange  das  Auftrags- 
verhältniss  dauert,  nach  ihrem  freien  Ermessen,  wenn 
sie  es  für  gut  finden,  und  so  wie  sie  es  für  gut  finden,  ihre 
Thätigkeit  zu  erneuern  und  die  einschlägigen  Geschäfte  ab« 
zuschliessen.  ^^)  Anders  verhält  es  sich  in  diesen  Beziehungen 
bei  den  oben  erwähnten  drei  Classen  selbstständiger  kauf- 
männischer Mandatare,  dem  Commissionär,  Mäkler  und  Agenten 
in  dem  hieher  gehörigen  Sinne.  Diese  Personen  stehen  in  Nie- 
mandes Handelsgewerbe,  sie  haben  keinen  Principal ;  sie  sind 
vielmehr  selbst  Principale  des  Handelsgewerbes,  das  sie  be- 
treiben ,  mag  dieses  auch  nur  darin  bestehen ,  dass  sie  von 
mehreren  Auftraggebern  die  Besorgung  und  den  Abschlas» 
von  Handelsgeschäften  übernehmen;  ihre  Beauftragung  ist 
keine  ständige,  keine  dauernde,  sie  erhalten  in.  der  Regel 
einen  speciellen  Auftrag  ad  certum  negotium  gerenduvij  dieses- 
oder  jenes  individuell  bestimmte  Handelsgeschäft  zu  vermit- 
teln, abzuschliessen  u,  s.  w.,  und  haben,  sobald  sie  den  Auftrag 
übernommen  haben,  bei  sonstiger  Schadenersatzpflicht  das  auf- 
getragene Geschäft  auch  wirklich  auszuführen.  Durch  das 
Bedürfniss  des  Augenblickes  hervorgerufen  wird  ihnen  der 
Auftrag  nur  mit  Beziehung  auf  ein  particulär  bestimmtes^ 
specialisirtes  Geschäft  gegeben,  und  dieser  so  beschränkte- 
Auftrag  endigt,  sobald  das  betreffende  Geschäft  vollendet  ist. 
Ist  zwischen  den  verschiedenen  aufgetragenen  Geschäften  kein 
solcher  Causalzusammenhang  vorhanden,  dass  das  eine  noth- 
wendig  abgeschlossen  werden  muss,  um  die  Ausführung  des 
anderen  zu  ermöglichen,  dass  sie  in  ihrem  Connexe  eine  ein- 
zige Handels-Operation  darstellen  —  ein  solcher  Connex  liegt- 
z.  B.  vor,  wenn  der  Auftrag  daraufgerichtet  ist,  ein  bestimmtes 
Quantum  Getreide  einzukaufen  und  an  den  von  dem  Commit» 
tenten  angegebenen  Ort  zu  verfrachten ;  ohne  Einkauf  keine- 
Verfrachtung  —  so  liegen  eben  so  viel  verschiedene,  v^on  einan- 
der unabhängige  Aufträge  als  aufgetragene  Geschäfte  vor  ^3)^ 


")  Vgl,  V.  Gans te in  in  der  Ztsclir.  f.  d.  Priv.  u.  öflfentl.  Recht    der 
Gegenwart  III.  S.  671  if-,  6Ö1— 684  ff.,  688,  692. 

»8)  Vgl.  auch  V.  Canstein  1.  c.  S.  689. 


•         •     •  • 
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wären    diese    auch   insgesammt   simultan   und  titw  acta  aufge- 
tragen worden  (totidem  mandata  quot  negotia  gerenda), 

Präsumtion  des  Commissions-Auftrages. 

Wer  einem  eigentliclien  d.  h.  berufsmässigen  Commis- 
sionär^)  den  Auftrag  ertheilt,  ein  Handelsgeschäft  für  seine, 
des  Auftraggebers,  Rechnung  abzuschliessen ,  ist  berechtigt, 
von  der  Erwartung  auszugehen,  dass  der  Commissionär  in 
eigenem  Namen  abschlieissen  werde.  Nach  der  Sitte  des 
eigentlichen  kaufmännischen  Lebens  ist  in  einem  solchen  Falle 
regelmässig  anzunehmen,  dass  der  Auftraggeber  nicht  selbst 
activ  und  passiv  Subject  der  für  seine  Rechnung  durch 
den  Commissionär  anzuknüpfenden,  rechtlichen  Beziehungen 
werden  wolle. 

Mannigfache  Umstände  können  aber  den  Auftraggeber 
dazu  bestimmen,  offen  zu  operiren  und  zu  wünschen,  dass  das 
aufgetragene  Geschäft  in  seinem  Namen  abgeschlossen  werde; 
so  wenn  die  vorzunehmende  Handels-Operation  geeignet  er- 
scheint, durch  ihre  Wichtigkeit  seiner  Firma  einen  besonderen 
Glanz  zu  geben  und  ihren  Credit  erheblich  zu  steigern,  oder 
wenn  er  unter  seinem  eigenen  Namen  weit  bessere  Bedin- 
gungen, z.  B.  Nachlässe,  Creditgewährung  u.  s.  w.  zu  er- 
langen hofft,  als  unter  dem  Namen  des  Commissionärs.     . 


')  R.O.H.G.  Bd.  XVIII.  Nr.  81  S.295:  „Der  Umstand,  dass  sich  Jemand 
als  ComiDisFioDär  bezeichnet,  genfigt  für  sich  allein  nicht,  nm  ihn  als  eiaen 
bernfs massigen  Commissionär  im  Sinne  de^i  Hgb.  behandeln  za  können.  Der 
Ausdruck  „Commissionär''  wird  in  kleineren  Verkehrsverbältnissen  häufig 
auch  fär  solcbe  Personen  gebraucht,  welche  blos  Verträge  za  vermitteln  and 
für  andere  nbzaschliessen  pflegen.  Bei  solchen  sog.  Commissionären  ist  .  ein 
Absch!a!<8  in  eigenem  Namen  besonders  dann  nicht  ald  das  regelmässige  an- 
zunehmen, wenn  derjenige,  in  dessen  Auftrag  und  für  dessen  Rechnung  das 
Geschäft  abgeschlossen  wird,  also  namentlich  der  Eigenthfimer  der  zu  ver- 
kaufenden Sache,  dem  andern  Contrahenten  genannt  wird;  in  diesem  Falle 
ist  e.s,  abgesehen  vom  grösseren  kaufmännischen  Verkehr,  «insbesondere  bei 
Yertrags-Objecten  von  einigermassen  grösserem  Werthe,  so  naheliegend  und 
der  Verkehrssitte  so  entsprechend,  dass  der  sog.  Commissionär  im  Namen 
d«s  Eigenthümers  verkaufe,  das«  es  einer  besondem  Gestaltang  der  Verhält- 
nisse bedarf,  um  eine  andere  Art  des  Abschlusses  als  gewollt  erscheinen 
zu  lassen." 


-.   v<  *■■• ,  -Wir-  ^r<4 
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Sollte  der  Auftraggeber  ausnahmsweise  den  Willen 
haben,  dass  das  von  ihm  aufgetragene  Geschäft  in  seinem 
Namen  abgeschlossen  werde,  so  müsste  er  dies  ausdrücklich 
oder  zwar  stillschweigend,  aber  zweifellos  verlangen.  In 
einem  solchen  Falle  liegt  kein  Commissionsvertrag ,  sondern 
ein  handelsrechtliches  Mandat  vor  2),  es  kommen  also  nicht  die 
Rechtsgrundsätze  des  Commissionsgeschäftes,  sondern  die  des 
handelsrechtlichen   Mandates    zur    Anwendung  s);    dem    Com- 


*)  „Gewöhnlicher  Auftrag"  (Art.  360,  Abs.  3;  anders  lautet  das  unga  r. 
Hgb.  §.  368,  Abs.  3)  ist  der  Gegensatz  der  „kaafmäonisohen  Commission'^,  denn 
der  CommissioDär  hat  eiaen  qualificirten  Auftrag,  dessen  charakteristisches 
Merkmal  es  ist,  dass  der  Beauftragte  im  eigenen  Namen  zu  handeln  hat.  Fehlt 
«s  an  diesem  Criterium,  so  bleibt  ein  gewöhnliches,  und  da  es  sich  um  eiuea 
Auftrag  zu  einem  Handelsgeschäfte  für  den  Auftraggeber  handelt,  ein  handels- 
rechtliches Mandat  zurück.  Vgl.  obeii  §.  3  Kote  5;  Laband  in  Goldschmidt's 
Zeitschr.  X.  Bd.  S.  212  if,  R.  0.  H.  G.  Bd.  11.  N,  89  S.  402. 

')  Art.  277  Abs.  3  preuss.   Entw.:   Ist  von   dem    Auftraggeher    aus- 
drücklich bestimmt,  dass  das  Geschäft  auf  seinen  Namen  abgeschlossen  werden 
soll,    so  ist  dies   keine    kaufmännische  Commission,    sondern    ein  Vollmachts- 
auftrag.    Art.  303   Entw.   I.  Les. :    Ist    von    dem    Auftraggeber    ausdrScklich 
bestimmt,  dass  das  Geschäft  auf  seinen  Namen  abgeschlossen  werden  soll,  so 
ist    dies  keine    kaufmännische   Commission,    sondern    ein    gewöhnlicher  Voll- 
machtsvertrag.    Art.  337     Entw.  II.  Les.    übereinstimmend    mit    der    gegen- 
wärtigen Fassung  des  Art.  360  Hgb.    Der  Antrag,   den  3.  Abs.    als  selbstver- 
ständlich   wttgzolasaen,     wurde    mit  9    gegen    5   Stimmen    abgelehnt     (Prot. 
S.  1185),    denn   Absatz    3    habe    hier   lediglich    den    Zweck,     eine    scharfe 
<jrreBze  zwischen  Commission  und  Auftrag  zu  ziehen,  ohne  sich  darüber,  was 
Dritten  gegenüber  Rechtens   sei,    zu  verbreiten    (Prot.   684).     Eine    leitende 
Maxime,  wie  sie  der  fragliche  Abs.  enthalte,  würde  zu  einer  entsprechenden 
Unterscheidung  zwischen   dem   Commissionsgeschäft    und    dem    gewöhnlichen 
Mandat  fähren  (Prot.  744).    Den  Ausdruck    „Vollmachtsauftrag"  in  Art.  277 
Abs.  3  beschloss    man  als    eine  Tautologie,    da    das  Commissionsgeschäft  im 
Ganzen  auch  nichts  anderes  als   ein  Auftrag  sei ,    durch    einen    anderen    der 
BedactionssCommission  anheimgegebenen  Ausdruck  zu  ersetzen,  mit  Einschal- 
tung   des  Wortes    „gewöhnlicher"    (Prot.  744,  745);    es   werde   dadurch  das 
Eigenthümliche  des  Commissionsgeschäftes  hervorgehoben,  welches  in  der  von 
<ler  Absicht    der  Contrahenten    bei    dem  Mandat    abweichenden    Verabredung 
zwischen  dem  Auftraggeber  und  Beauftragten  liege,  dass  letzterer  in  eigenem 
Namen  contrahiren  solle  (Prot.  1185).   Der  Antrag  auf  Streichung  des  Wortes 
^gewöhnlicher"  wurde  mit  10  gegen  4  Stimmen  und  der  Autrag  auf  Streichung 
der  Worte  „sondern  ein  gewöhnlicher  Vollmachtsvertrag^  aus  Art.  303  Abs.  3 
wurde  mit  8  gegen  6  Stimmen  abgelehnt.  Der  letztere  Antrag  war  damit  be- 
gründet worden,  dass  nur  die  ausgesprochene  Negative  richtig,    dass   es  aber 
eiue  quaes/io  facti  sei,  welche  Art  von  Vertrag  vorliege,  während  von  anderer 
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missioBär  sieht  in  solchem  Falle  insbesondere  das  Pfandrecht 
des  Art.  374  Hgb.  nicht  zu. 

Diese  Bestimmung  (Art.  360,  Abs.  3),  beruht  darauf, 
das?  die  Ausführung  eines,  einem  berufsmässigen  Commissionär 
ertheilten  Auftrages  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  des  Gre- 
Schäftsverkehrs  nicht  anders  zu  erfolgen  pflegt,  als  dass  der 
Beauftragte  das  aufgetragene  Geschäft  in  eigenem  Namen 
abschliesst. 

Wird  ein  eigentlicher,  berufsmässiger  Commissionär  mit 
einem  Geschäfte  beauftragt,  von  dem  er  nach  den  Umständen 
des  Falles  annehmen  durfte,  dass  es  für  den  Auftraggeber 
ein  Handelsgeschäft  sei,  so  hat  er  im  Zweifel  das  Recht  und 
auch  die  Pflicht,  sich  in  seiner  Eigenschaft  als  Commissionär 
beauftragt  zu  halten,  also  bei  Ausführung  des  Auftrages  im 
eigenen  Namen  zu  handeln;  auch  ist  bis  zum  Beweise  des 
Gegentheiles  anzunehmen,  dass  er  in  einem  solchen  Falle  als 
Commissionär,  also  in  eigenem  Namen  gehandelt  und  die 
Rechtswirkungen  des  Geschäftes  zunächst  in  seiner  eigenen 
Person  erzeugt  habe,  dass  Rechte  und  Pflichten  des  Auftrag- 
gebers dem  dritten  Contrahenten  gegenüber  erst  durch  neue 
übertragende  und  abwälzende  Rechtsacte  entstehen  sollen. 
Beliebte  es  dem  Commissionär  im  Namen  des  Committenten 
abzuschliessen,  ohne  dass  eine  solche  Art  des  Abschlusses  von 
dem  Committenten  vorgeschrieben  oder  doch  gestattet  worden^ 
so  wäre  der  letztere  in  Folge  der  auftragswidrigen  Stellver- 
tretung berechtigt,  das  in  seinem  Namen  abgeschlossene  Ge- 
schäft zurückzuweisen  und  den  Ersatz  des  durch  das  auf- 
Iragswidrige  Handeln  des  Commissionärs  {excesstis  mandatt) 
eingetretenen  Schadens  zu  fordern;  wäre  die  Stellvertretung 
nicht  auftrags widrig,  aber  mit  Verletzung  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  erfolgt,  so  hätte  der  Committent 
lediglich  Anspruch  auf  Schadenersatz,  z.  B.  in  Folge  einer 
dadurch  herbeigeführten  nachtheiligen  Concurrenz  oder  weil 
die  Waaren  des  Committenten,  welche  der  Commissionär  in 
seinem  eigenen  Namen  hätte  versenden  sollen,  im  Namen  des 


Seite  bemerkt  wnrde,  dass  zwischen  dem  Commissionär  nnd  dem  Committenten 
stets  ein  VoUmachtsvertrag  vorliege,  daher  das  Yorhandenseiu  eines  solchen. 
in  dem  im  letzten  Absatz  gedachten  Falle  nichts  Eigenthämliches  sei  (Prot.  1185)^ 
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Committenten  versendet  und  dadurch  einer  ungerechtfertigten 
Beschlagnahme,  Confiscation  u.  s.  w.  ausgesetzt  wurden.  Keines- 
wegs kann  der  Commissionär  für  berechtigt  gehalten  werden, 
sich  beliebig  durch  die  blosse  Nennung  des  Comtnittenten  aus 
einem  Mandatar  ohne  Stellvertretungs-Befugniss  in  einen 
Mandatar  mit  Stellvertretungs-Befugniss  ,  zu  verwandeln; 
obwohl  er  im  Namen  des  Committenten  abgeschlossen  hat, 
bleibt  er  Commissionär  und  ist  als  solcher  rechtlich  zu 
beurtheilen.  Da  er  aber  im  Namen  des  Committenten  gehandelt 
hat,  ohne  von  diesem  dazu  ermächtigt  zu  sein,  so  steht  er 
demjenigen  gleich,  der  sich  als  Bevollmächtigter  gerirt,  ohne 
Vollmacht  zu  haben  (Art.  298  Abs.  2,   Art.  55  Hgb.)  *)*.     Nur 


*)  Der  Committent  hatte  möglicherweise  eiu  grosses  Interesse  daran, 
^ass  der  Commissionär  das  Geschäft  in  seioem  eigenen  Kamen  nnd  nicht  in 
dem  des  Committenten  abschliesse  ;  er  wollte  vielleicht  gegen  keinen  andern, 
als  gegen  den  Commissionär  obligatorische  Verpflichtungen  ans  einem  solchen 
Geschäfte  haben,  weil  er  den  Commissionär  schon  mit  Deckung  versehen 
hatte  u.  8.  w.  In  dieser  Beziehang  wurde  bei  der  Berathang  in  erster 
Lesung  die  Annahme  des  §.  135  rev.  öst.  Entw.  und  demgemäsa  der  folgende 
Ansatz- Artikel  beantragt:  „Ist  ein  kaufmännisches  Commissionsgeschäft  abge- 
schlossen, der  Commissionär  contrahirt  jedoch  nicht  in  eigenem,  sondern  im 
Kamen  seines  Committenten,  so  kommen  wegen  dieser  Abweichung  von  dem 
übernommenen  Auftrage  die  Bestimmungen  dieses  Titels,  namentlich  der  Art. 
219  Abs.  1  (Schadenersatz  nnd  Zuruckweisungsrecht)  zur  Anwendung.  Als 
«ine  Abweichung  von  dem  übernommenen  Auftrag  ist  es  übrigens  nicht  an- 
zusehen, wenn  der  Commissionär  dem  dritten  Contrahenten  zwar  zu  erkennen 
Kibt,  dass  er  das  Geschäft  für  fremde  Rechnung  schliesse,  ohne  demselben 
Jedoch  die  Person  seines  Machtgebers  zu  nennen."  Allein  gegen  den  ersten 
Absatz  wurde  von  mehreren  Seiten  eingewendet,  dass  es  gtiaestio  facti  sei, 
-ob  ein  von  dem  Commissionär  eigenmächtig  auf  den  Kamen  des  Committenten 
abgeschlossenes  Geschäft  als  Commissionsgeschäft  oder  als  ein  Auftrag  anzu- 
sehen sei,  wenn  auch  kein  Zweifel  darüber  mit  Grund  erhoben  werden  könne, 
dass  in  dem  unterstellten  Falle  die  Bestimmung  des  Art  279  Anwendung 
leide.  Von  anderer  Seite  wurde  es  für  höchst  bedenklich  erklärt,  auf  Fälle 
der  hier  vorliegenden  Art  die  Bestimmung  des  Art.  279  Abs.  I  unbedingt 
anznwenden,  und  somit  auszusprechen,  dass  unter  allen  Verhältnissen  ein 
anftragswidriger  Abschluss  eines  Geschäftes  auf  den  Kamen  des  Committenten 
als  ein  wesentlicher  Verstoss  gegen  den  erhaltenen  Auftrag  anzusehen  sei 
und  den  Committenten  berechtige,  das  Geschäft  zurückzuweisen.  Gegen  den 
zweiten  Absatz  (entsprechend  §.  135  revid.  öst.  Entw.)  wurde  bemerkt,  es 
f>ei  kein  Bedürfniss  dafür,  da  eifahrongsgemäss  über  diese  Frage  sehr  wenig 
Streit  gkeiten  ent>tanden  seien;  meist  liege  hier  nur  die  Ausführung  eines 
Commissiousgeschäftes  unter  Hiuzufügung  eines  Motiven  vor;   daher  sei  auch 
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dann ,  wenn  der  Commisaionär  in  Uebereinstimmung  mit  dem 
ihm  ausdrücklich  oder  zwar  stillschweigend,  aber  zweifellos 
«rtheilten  Auftrag  im  Namen  des  Mandanten  handelt,  ver- 
pflichtet und  berechtigt  er  dem  dritten  Contrahenten  gegenüber 
den  Mandanten  und  nicht  sich  selbst  (Art.  360,  Abs.  3).  Das 
Wort  „ausdrücklich"  in  Art.  360,  Abs.  3  Hgb.  (ebenso  §.  368, 
Abs.  3  un gar.  Hgb.)  ist  nicht  wörtlich  zu  nehmen;  das  Gesetz 
will  blos,  dass  im  Zweifel  ein  Conmiissionsvertrag  anzunehmen 
sei,  dass  also  das  aufgetragene  Geschäft  von  dem  Commis- 
sionär  in  eigenem  Namen  abgeschlossen  werden  müsse  und 
dass  nur  ganz  ausnahmsweise,  weil  gegen  die  Gewohnheit  des 
Handelsverkehrs  verstossend,  daher  nur  wenn  es  in  unzweifel- 
hafter Weise  von  dem  Committenten  bestimmt  ist,  der  Ab- 
schluss  im  Namen  des  Committenten  erfolgen  dürfe.  Nimmt 
man  das  Wort  „ausdrücklich"  wörtlich,  so  wäre  ein  Auftrag- 
geber, der  stillschweigend  bestimmt  hat,  dass  der  Commissionär 
das  Geschäft  in  seinem  (des  Mandanten)  Namen  abschliesse, 
auch  dann,  wenn  der  Commissionär  der  stillschweigend  ge- 
troffenen Bestimmung  des  Mandanten  entsprechend  als  Stell- 
vertreter gebandelt  hätte,  dem  dritten  Contrahenten  gegen- 
über direct  nicht  verpflichtet,  mag  dieser  auch  in  bona  fi<h 
sein,  denn  die  von  dem  Mandanten  nicht  ausdrücklich  er- 
theilte  Gestattung,  in  seinem  Namen  abzuschliessen ,  käme 
dem  dritten  Contrahenten  gegenüber  nicht  in  Betracht;  sie 
würde  nur  in  dem  innern  Verhältniss  zwischen  Committenten 


die  FaBSQDg  des  österr.  Entw.  nicht  ganz  richtig,  denn  man  verde  ans  der- 
selben umgekehrt  folgern,  dass  ein  gewöhnliches  Yollmachtsgeschäft  da  ans- 
^ffihrt,  dass  im  Namen  des  Committenten  da  contrahirt  worden  sei,  wo 
dessen  Name  genannt  worden ;  anch  eine  solche  Namensnennung  könne  als 
«ine  blosse  Angabe  des  Motiyes  angesehen  werden,  so  lange  im  Vertrag 
selbst  der  Committent  genannt  nnd  in  der  That  auf  seinen  Namen  der  Ver- 
trag abgeschlossen  werde.  Ferner  könne  man  nicht  überall,  wo  der  Name  des 
Auftraggebers  beim  Vertrag  nicht  bestimmt  bezeichnet  worden,  annehmen, 
dass  nunmehr  ein  Commissi onsgeschäft  und  kein  gewöhnliches  Vollmachtst- 
geschäft  in  Frage  stehe,  denn  nicht  selten  würden  Verträge  von  einem  ge- 
iröhnlichen  Beauftragten  im  Namen  und  Auftrage  eines  ungenannten  Dritten 
abgeschlossen,  unter  dem  Vorbehalt,  dessen  Namen  in  einer  entsprechenden 
Frist  nachträglich  zu  benennen.  In  solchen  FäUen  Hesse  sich  keineswegs 
immer  behaupten,  dass  ein  Commissionsgeschäft  in  Frage  stehe.  Der  bean- 
t ragte  Zusatzartikel  wurde  mit  14  gegen  3  Stimmen  abgelehnt.  (Prot.  745, 
746,  747.) 


3f5!»^^9pP!F*^ 
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lär  wirken,  so  daas  sich  der  letztere  gegeu- 
iren  durch  den  Äbschluss  in  dessen  Namen 
Ttlich  machen  würde;  nach  aussen  aber  wäre 
tz  dieser  (stillschweigenden)  Gestattung  der 
ission  und  müsste  durch  Äbschluss  in  eigenem 
hrt  werden;  eine  solche  Auslegung  würde  in 
m  unerträglichen,  das  Princip  von  Treu  und 
lenden  Formalismus  hineintragen, ') 
Commissionär  den  Auftrag  erhalten  hat,  ein 
t  im  Kamen  des  Mandanten  abzu^cliliessen  und 
it  im  eigenen  Namen  gehandelt  hat,  so  ist  er 
iten  gegenüber  nicht  als  Commissionär  za 
r  Schwerpunkt  Hegt  also  nicht  darin,  ob  der 
a  eigenen  Namen  oier  im  Namen  des  Auftrag- 
It,  sondern  darin,  wie  die  Verabredung  zwi- 
eber und  Beauftragten  gelautet  hat,  ob  sie 
t  gewesen  ist,  dass  von  dem  Beauftragten  im 
'traggebers  gehandelt  werden  solle  oder  nicht. 

Halin  ED  Art.  360  g.  9.  Ob  der  Commisaiuniir  nicht  al» 
•gotioriaa  geator  den  Committ«Dt«Q  zn  verpflichten  vermag, 
ir  gehfinge  Frage. 


T.«. 


<   . 


Zweites  Capitel. 

Abschliessung  des  Commissions- Vertrages. 

§.  8. 

Fähigkeit  zur  Abscliliessung. 

Nur  wer  sich  durch  Verträge  verbindlich  machen  kann, 
ist  fähig  einen  handelsrechtlichen  Auftrag,  daher  auch  einen 
Commissions-Auftrag  zu  ertheilen  und  zu  übernehmeD.^)  Jeder, 
der  einem  Handlungsunfähigen  einen  Auftrag  ertheilt  oder  von 
einem  Handlungsunfähigen  einen  Auftrag  übernimmt,  thut 
dies  auf  eigene  Gefahr;  denn  die  Ausführang  eines  von 
einem  handlungsunfähigen  Committenten  ertheilten  Auftrages 
begründet  für  den  Beauftragten  nicht  die  actio  mandati  con- 
traria ^  wenn  sie  auch  den  Auftraggeber  unter  Umständen 
wegen  dolus  oder  in  rem  versio  haftbar  macht;  ebensowenig 
begründet  die  Nichtausführung  oder  schlechte  Ausführang 
des  von  einem  Handlungsunfähigen  übernommenen  Auftrages 
für  den  Auftraggeber  die  actio  mandaJti  directa.  Was  aber  das 
durch  die  Ausführung  des  Auftrages  zu  dritten  Personen,  mit 
denen  der  Beauftragte  auf  Grund  des  Auftrages  contrahiren 
soll,  anzuknüpfende  Verhäitniss  betrifft,  so  können  Personen, 
welche  sich  selbst  nicht  zu  verpflichten  vermögen ,  wenn  sie 
nur  willensfähig  sind,  insbesondere  Minderjährige,  zwar  einen 
handelsrechtlichen  Auftrag  mit  Stellvertretungsbefugniss  % 
nicht  aber  einen  Commissions-Auftrag  ausführen,  denn  im 
ersteren  Falle  entstehen  Rechtsbeziehungen  nur  zwischen 
dem  Auftraggeber  und  dem  dritten  Contrahenten ,  nicht 
aber  zwischen    diesem    und    dem   Beauftragten,    dessen   Ver- 


^)  Ueber  frühere  Beschränkungen  vgl.  oben  Einleitung  S.  18. 
^  Vg^.  §.  1018  österr.  bürgl.  Gb.,   §.  29—36  I.  13  p  reu  es.  Landr., 
Art.  1990  franz.  code  civil. 


päiciltuiigsfabigkeit  daber  für  dei 
gleichgiltig  ist;  im  letzteren  Falle  \ 
liehe  Voraussetzung,    dass  der  Comn 

der  Ausführung   des   Auftrages   in   (__^ , 

durch  seine  Handlungen  also  nicht  den  Committenten  ,  sondern 
sich  selbst  dem  dritten  Contrabenten  gegenüber  verpflichte, 
was  eben  unmöglich  ist');  da  ea  übrigens  nach  deutschem 
Handelsrechte  zum  Wesen  des  Commissionsvertrages  gehört, 
dass  der  Beauftragte  ein  Kaufmann  sei,  sei  es  ein  berufs- 
mässiger Commissionär  oder  ein  sonstiger  Kaufmann,  so  er- 
gibt sich,  dass  die  Fähigkeit,  sich  selbst  zu  verpflichten,  auch 
auf  Seite  eines  minderjährigen  Commissionärs  schon  wegen 
seiner  Kaufmannsqualität  in  der  Regel  vorhanden  sein  werde.  *) 
Auch  eine  Handelsgesellschaft  kann  Commissions- Aufträge 
übernehmen  (Art,  5  Hgb.)  *) ;  ebenso  eine  Erwerbs-  oder  Wirth- 
scbafts-Genoasenschaft,  nach  deutschem  Reichs-Grenossen- 
schaftsgesetze  v.  4.  Juli  1868  §11  eine  jede  eingetragene 


*)  Ein«  «igenthümUch«  BestimmDue  enIhSU  das  portug.  Hgb.  Art. 793: 
Jo  coviniittente  cnmpeieni  /ndo»  as  excepq^ei,  que  n  commiuario  potaa  deduzir, 
como  deve'lor  principal;   mal  o  commillente  näo  pöde  oppor  vicio  da 

d'eite;  enen-o  lirasil,  Hgb.  Art.  167. 

*)  VbI.  öHt,  btirgerl.  Gb.  §.  252  preCBH.  Ges.  betr.  die  GeschSfti- 
fAhigkeit  Hmderjähriger  v  1ä.  Juli  1875  g.  5  (daza  Dernbarg  Yormand- 
Bcbafts-Ordnane  2.  Aafl.  %.  44,  S.  114;  cur  WechssUasKtellDOg  ist  die  Ge- 
nehmignng  den  TormQndBchaftdgerirliteB  erforderlich;  eine  Jude  Beschrinkaag 
b([rt  erst  dnrch  Grosnjährigkeiiaerklilrang  aof,  welche  nach  TolIejdaDg  dea 
18.  Lebensjahres  znläwg  ist.  Vornuadschaftaordn.  §  61,  §.  97).  vgl  g.  20 
I.  5,  g.  477  II.  8.  §.807  II.  18  prenss.  Lindr. ;  franz.  Code  de  amimeree 
Art.  2,  franz.  Code  civil  Art.  487,  1308  (dazu  Riviäre  Repiiiiioni  icrilet 
tur  le  Code  de  cornrntTce  (Pari«  1870)  8.  31—37),  vgl.  Art.  37,  38  des  prenaa. 
ElDfdhrangBges.  zum  Hgb.  (für  App.  G.  Köln);  ital.  Col.  di  comm.  Art.  4, 
ital.  cod.  c'viJs  Art.  317-3^0  (dazu  Vidari  1.  c.  S.  152  ff.),  belg.  Ges.  v. 
15.  Dec.  1872  {'U.  I-IF,  TAvre  I  du  Code  de  eomwi-Tcs)  Art.  4-8.  span. 
Hgb.  Art  4.  (daza  Beu>  y  Garcia  S.  64-66),  portag.  Hgb.  Art.  14—17. 
625  (de  Savipaio  I.  S.  11—14),  Argent.  Hgb.  (ebenso  Urngnay)  Art.  9 
Vgl.  Straccha  de  mercal.  (Lngduni  1558)  pars  III.  N.  SS.  Ex  gtiiiu»  co'tiget, 
minoret  V  et  XX  annia  <xpyrobato>  ir.erraioref  et  in  malricjila  mereaiarran  de*- 
criploa  meTcatitrom   cxercere  poiie    et  laeioi  in  ipsa  m^rcatura  non  retCilui. 

")  Su  aasdrScklicb  Art.  94  fraaz.  Hgb.  (neae  Redaction,  Art,  91  alt), 
Art.  40  portag.  Hgb.  Nach  nngar.  Hgb.  g.  61  iind  aach  die  Erverbs-  und 
Wirthschafts-Oenoaaeuachafteii  als  Handelsgesellschaften  anznaehen. 


den  Zweck  ihres  Unter- 
V.  9.  April  1873  §.  13  nur 
imen  ganz  oder  theilweiae 

^ ^ at;  denn  nur  eine  Genossen- 

schaft,  welche  Kaufmann  ist.  kann  einen  Commiesions-Auftrag 
übernehmen;  der  einer  solchen  OfenosseDSchaft  ertheilte  Auf- 
trag begründet  aber  nur  dann  einen  Commiaaiona-Vertrag, 
wenn  das  aufgetragene  Greschäft  ein  Handelsgeschäft  auf  Seite 
des  Committenten  ist;  daher  sind  die  Geschäfte  der  Consam- 
und  Magazin-Grenossen  sc  haften  an  und  für  sich  allein  nicht 
geeignet,  diesen  Genoasenachaften  die  Eigenschaft  von  Oom- 
miasionären  zu  verleihen;  denn  wenn  sie  Einkäufe  für  Rech- 
nung der  Mitglieder  zu  Consamtionszwecken  besorgen ,  so 
schliessen  sie  für  dieselben  keine  Handelsgeschäfte,  und  wenn 
sie  Verkäufe  für  Rechnung  der  Genossenschafter  besorgen, 
so  sind  es  in  der  Regel  Weiterveräusserungen  der  Commit- 
tenten im  Handwerksbetriebe,  also  wieder  keine  Handels- 
geschäfte (Art.  273,  al.  3);  anders  verhält  es  sich  in  der 
Regel  mit  den  Anschaffungen  der  Rohstoff- Vereine  für  Rech- 
nung der  Mitglieder.  *) 

§■  9. 
Die  Abschliessung  selbst;  die  OfTerte  des  Committenten  ins- 
besondere. 

Der  Commissions- Vertrag  beginnt,  wie  jeder  Vertrag, 
entweder  mit  einer  Nachfrage  oder  mit  einem  Angebot,  je 
nachdem  der  Committent  oder  der  Commissionär  die  Initiative 
zHm  Vertragsach  lusse  ergreift.  Der  Vertrag  iat  perfect ,  so- 
bald die  sei  es  von  dem  Committenten  oder  dem  Commissionär 
ausgegangene  Offerte  von  dem  andern  Theil  acceptirt ,  der 
CoDsens  gegenBeitig  erklärt  ist. 

Obwohl  die  Entgeltlichkeit  ein  essenttale  negotii  ist,  so 
ist  der  Commissione-Vertrag  doch  als  geschlossen  nnd  als 
beiderseitig  bindend  anzusehen,  sobald  die  Contrahenten  über 
den  Gegenstand  der  Commission  einig  geworden,  mag  auch 
rticksichtlich  der  dem  Commissionär  zu  gewährenden  Gegen- 
leistung nichts  bestimmt  sein ;  im  letzteren  Falle  kommen  die 

■)  Goldschmidt  Handb.  1^.  54,  S.  tiU,  Kote  4;  Anschüt z  Com- 
menUr  II.  S.  30.    Sicherer  OenDaseadchaftsgea.  9.  135. 
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Buppletorischen  BestimDaungen  der  Art.  371,  290'Hgb.  (g.  377, 
§,  284  Ungar.  Hgb.)  zur  Anwendung,') 

Die  allgemeine  Vorschrift  des  Art.  317  Hgb.  (§.  311 
Ungar,  Hgb.)  gilt  auch  hier;  der  Commissions-Vertrag  bedarf 
keiner  besonderen  Form  *),  der  Wille  der  beiden  Contrahenten, 
sowohl  der  Antrag  als  auch  die  Annahme  kiinnen  ausdrücklieU 
oder  stillschweigend  erklärt  werden  ');  so  z,  E.  wenn  der  Com- 

■)  R.  0.  H.  0.  Bd.  XIII,  S.  24,  S.  75.  Der  Spedition^ vertrag  ist  perfect, 
wenn  aacli  die  Gegenleialang  an  des  Spediteur  oar  im  Allgemeinen  bestimmt, 
dem  Speditenr  aber  in  der  Berachnang  der  SpeditionxgebülireD  noch  eia  i;e- 
wisser  Spielraam  gelaasen  Ist.  ...  Bei  dem  Speditionsgencliäfte  tritt,  wenn 
über  die  Gegenieistnng  «n  den  Speilitear  nicbta  vereinbart  ist,  Art.  381  Hgb. 
ergänzend  ein.  Ist  die  GegeoleiBtnng  im  illgemeiaeD  bestimmt,  dem  Spediteur 
aber  noch  ein  geviaser  Spielraum  gelassen,  ho  ist  ein  billtges  Qaantnm,  ana- 
log wie  bpim  Kauf.  eiforderlichenfalU  nach  Einholung  eines  Ontnchteiis  Sarh- 
verstindiger  richterlich  festzastellen.  Im  gegebenen  Falle  waren  circa  3'/i  ^"ber- 
groschen  per  100  Zollpfund  vereinbart  worden.  Der  Spedilenr  durfte  hierbei 
AnfBtellnng  der  Rechnung  über  diese  3'/i  "m  ein  geringes  hiuaotigehen. 

*)  Das  span.  Hgb,  (Art.  237,  238),  welches  hei  allen  Handels  vertragen, 
deren  Gegenettod  eine  gewisse  Snmme  übersteigt,  achriftÜLhe  Form  errorderl, 
Terlaagt  sncli  hier  (Art.  117)  einen  schriftlichen  Auftrag  oder  doch  ein« 
schriftliche  Bestätigong  des  mündlich  ertheilten  Auftrages,  bevor  das  Geschäft 
abgeschlossen  ist;  ebenso  das  portuK,  Hgb.  Art  41;  Art.  '91  verlangt 
ausserdem  unter  abwesenden  Kanflenten  Annahme  des  Auftrages  darch  Brief 
oder  die  Thatsache  der  AQsfdhrnng.  Die  Nichtbeobacbtang  dieser  Vorscbrifteu 
hat  auf  die  Wirksamkeit  des  mit  dem  dritten  Contrahenten  abgeschlossenen 
Getchäftee  keinen  Eioflnas;   vgl.  de  Sampaio  II.  S.  202. 

')  Vgl.  l.  60  D.  Ttg.  jur.  r,017.  Semper  qiii  non  proMbet  pro  le  inter- 
cenire  nianda.e  credüur  c}.  l.  6,  §.  2  l.  18,  l.  53  D.  ma«d  171,  l.  ß,  C.  435. 
StllUchweigende  Annahme  des  Auftrages  ist  gewöhnlich;  (daflir  aack 
Bender  §.  93,  Faherg.  16,  Wilda  I.  c.  S.  712,  Mittermaier  §.  551 IV.). 
Stillscbweigende  Ertheilang  des  Anftrages  ist  in  §.  1035  (g.  883.  863)  des  öster- 
rei(h.ba>gerl.Ge3nl£b.  gestattet;  (vgl.  Stabeorauch  III  iilO,  Ogonowski 
Key.  gen.  S.  4B).  Das  preuss.  I.andr.  1.  13,  §.  7,  II  ephcht  nnr  vo.i  still- 
schweigender  Annahme  des  Atit^rageR,  dotb  wirkt  die  Kennlniss  der  Ge»chäfts- 
besorgaog  ohne  Widerspruch  als  stillschweigend  ertheiltes  Mandat.  §,  Hl  I. 
13  (Förster  II,  §.  149,  S.  430).  Nach  sKcbs.  bBrgerl.  Gb  g.  1297  ist 
derjenige,  der,  ohne  za  nidersprechen,  gescbehen  ISsst,  dass  seiue  Gescbifte 
in  seiner  Gegenwart  von  einem  Anderen  geführt  werden,  als  Anfirag- 
geber  za  betrachten.  Sireitig  ist,  ob  der  franz.  Code  dvit  (Art.  1985,  1372) 
nur,  abweichend  vom  filteren  franz.  Recht,  stillschweigeode  Annahme  des  Auf- 
trages anerkenne,  dag^^gen  jeden,  der  ohne  ausdrücklich  ertbeiltea  Anftrag 
handelt  (abgesfhen  von  einigen  Fallen)  als  ne'/uliumm  yetlur  ansehe  ;  still- 
schweigende Ertheiinng  eines  Auftrages  wird  überhaupt  für  zulässig  erklärt 
von  Tropion  f  Mandat  N.  115,  Monrlon  Wp&lfioni  icrhet  tur  ie  Code  Xapol. 


—     77     — 

missionär  A  dem  B  schreibt,  dass  er  für  ihn  in  dem  Seehafen  Y 
eine  Schiffsladung  Getreide  einkaufen  werde  uud  B  ein  Schiff 
schickt,  um  das  Kaufobject  abzuholen,  oder  wenn  der  Com- 
missionär  in  einer  öflFentlichen  Versteigerung  von  Colonialwaaren 
in  Gegenwart  und  mit  Wissen  des  B  für  dessen  Rechnung,  aber 
in  eigenem  Namen  Einkäufe  macht,  ohne  dass  B  sich  dem 
Beginnen  des  A  widersetzt  (7nandatum praestimttur  ex  praesentia 
et  patieniia) ;  oder  wenn  zwischen  dem  Commissionär  A  und 
dem  Kaufmanne  B  seit  Jshren  die  Gepflogenheit  besteht, 
dass  A  zu  einer  gewissen  Zeitperiode  stets  eine  Handels- 
Operation  von  einer  bestimmten  Natur  für  Rechnung  des  B 
abzuschliessen  hat,  ohne  dass  er  einen  speciell  darauf  gerich- 
teten Auftrag  des  B  abzuwarien  braucht;  wenn  nun  B  weder 
ausdrücklich  noch  stillschweigend  den  Willen  erklärt  hat, 
dass  die  betreffende  Handels-Operation  in  Zukunft  unterbleiben 
solle  und  A  bei  Wiederkehr  der  betreffenden,  bestimmten 
Zeitperiode  jene  so  oft  ohne  Reclamation  des  B  wiederholte 
Operation  von  neuem  ausführt,  so  muss  B  das  Geschäft  für 
sich  gelten  lassen;  in  Folge  der  seit  langer  Zeit  zwischen 
beiden  bestehenden  und  nicht  unterbrochenen  Geschäftsverbin- 
düng  muss  der  Auftrag  als  vorhanden  angenommen  werden  *) ; 
A  musste  den  B  davon  verständigen,  dass  dieser  in  Zukunft 
nicht  mehr  so  wie  bisher  verfahren  solle,  sonst  durfte  sich 
B  für  berechtigt  halten ,  so  zu  handeln ,  wie  er  früher  ge- 
handelt hat.  Der  Commissionär  A  hat  aber  nicht  blos  das 
Recht,  sondern  sogar  die  Pflicht,  das  Geschäft  vorzunehmen ; 
er  setzt  sich  sonst  einer  Schadenersatzforderung  aus,  und 
kann  sich  nicht  damit  entschuldigen,    dass  er  keinen  Auftrag 


S  ed.  IIL  S.  433,  Delamarre  et  Lepoitvin  IL  N.  45—49,  Alauzet  II 
2?.  830,  Ma8s6  droit  eommercial  N.  2620.  Nach»ital.  Recht  Art.  1738  Cod. 
(icile  wird  stillschweigende  Ertheilan?  and  Annahme  des  Auftrages  als  zulässig 
erkannt;  Vidari  1.  c.  I.  p.  444,  445.  Ebenso  für  das  englische  Recht 
Smith  1.  c.  p.  105,  106,  für  Schottland  Bell  1.  c.  I.  p.  510,  Note  5;  vgl. 
noch  portng.  Hgb.  Art.  764:  Todo  o  mandato  pode  ser  verbal  ou  escripio. 
(Beispiele  dazu  liefern  Art.  795,  796.)  Ä  aceUa^o  do  mandato  pode  ser  ex- 
jyressa  ou  tacita.  Ä  execu^o  do  mandato  prova  aceitagHo]  auch  das  span. 
Hgb.  Art.  123  anerkennt  stillschweigende  Annahme  der  Commission. 

*)  Vgl.  Gasaregis  disc.  199  N".  41.  Argumentum  a  solito  est  fortissi- 
mum quando  sumus  inier  easdem  personas  et  in  eisdem  circumstantiia.  Straccha 
de  mercat.  (Lugduni  1568)  p.  64  pars  2,  num.  29  et  tit.  de  naut.  pars  3  N.  2S. 
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erhalten  habe;    er  mus9te   den    B  rechtzeitig   davon    verstän- 
digen,    dasB    er    die     betreffende    Handels- Operation    diesmal 

nicht  vornehmen  werde,  *) 

Nicbt  jedes  mit  Wissen  und  ohne  Einspruch  des  domii'/is 
geschlossene  G-eschäft  muss  aber  als  auf  (rrund  eines  still- 
schweigend ertbeilten  Auftrages  abgeschlossen  gelten,  es  kann 
auch  negotiorum  gestio  sein.  *)  Ob  das  Schweigen  als  Auftrag 
anzusehen  sei,  ist  quaeMto  facti;  wenn  sich  z,  ß.  ans  den  Um- 
ständen ergibt,  dass  der  dominus  trotz  Kenntniss  von  der  Ge- 
schäftsführung dem  gestor  einen  Auftrag  nicht  ertheiirn  wollte 
oder  wenn  der  dominus,  der  von  dem  Orte  der  Geschäftsführung 
so  ^eit  entfernt  ist,  dasa  er  den  Nutzen  derselben  zu  be- 
urtheilen  nicht  im  Stande  ist,  sich  aus  Vorsicht  eines  jeden 
Ausspruches  enthält  oder  wegen  ungenügender  Communications- 
mittel  oder  wegen  Krankheit  keinen  Einspruch  erheben  kann, 
so  liegt  im  Schweigen  kein  Auftrag. 

Wird  einem  berufsmässigen  Commissionar  oder  sonstigen 
Kaufmann  der  Antrag  gemacht,  ein  Handelsgeschäft  im  Auf- 
trag und  für  Rechnung  des  Committenten,  aber  in  eigenem 
Namen  abzuschüessen,  so  liegt  darin  jedenfalls  die  OflFerte 
zum  Abschluss  eines  relativen  Handelsgeschäftes  auf  Seiten 
des  Commissionärs ,  resp.  sonstigen  Kaufmannes  (Art.  273, 
al.  1  Hgb.,  §.  260  al.  1  ungar.  Hgb.),  es  haben  daher  die  all- 
gemeinen Grundsätze  über  Offerten  zu  Handelsgeschäften  zur 
Anwendung  zu  kommen  ')  u,  z.  in  der  Regel  die  über  Offerten 
unter  Abwesenden  (Art.  319—322  Hgb.,  §§.  31Ö— 319  ungar. 
Hgb.),  da  ja  der  Commissionsv ertrag,  zu  dessen  Hauptzwecken 
es  gehört,  Handelsunternehmungen  in  der  Ferne  zu  erleich- 
tern tind  dem  Committenten  ein  Mittel  zu  geben  auch  an 
solchen  Orten  zu  operiren,  an  welchen  er  persönlich  nicht  an- 
wesend ist,  wenn  auch  nicht  nothwendig,  doch  in  den  meisten 
Fällen  nur  unter  Abwesenden  geschlossen  wird. 

Aus  der  Natur  des  Auftrages  ergibt  sich  aber,  dass  der  Com- 
mittent  durch  seine  Offerte  an  die  Wartezeit  (Erklärungszeit)  ^y 

')  Glück  XV.  S.  246. 

■■■).  Anders  rar  das  Bat.  Recht  Stobenrancli  III.  a?l3,  Nippel  VIT. 
S.  I.'i2;  ilugegen  mit  Recht  Oftonowehi  ^^e^J.  ge»t.  S.  47. 

')  ü  eberein  all  mmend  v.  Hahn  Comm.  zn  Art.  iJ19  §,   13. 
°)  So  giei;el  das  Versprechen  §.  7. 


des  Art.  319  Hgb.  {§.  315  ungar.  Hgb.)  nicht  gebunden  sein 
kann,  denn  der  Mandant  ist  berechtigt,  rebus  integrh  sogar 
den  angenommenen  Auftrag  beliebig  zu  widerrufen  (Art.  'All 
Hgb.,  §.  382  Ungar.  Hgb.),  umaomehr  den  bei  dem  Adres- 
saten blos  angekommenen,  aber  noch  nicht  angenommenen 
Antrag  zu  einem  Auftrag.  Doch  ist  dabei  zu  beachten, 
dass  „der  Antragende,  welcher  seinen  Antrag  unter  Um- 
ständen zurücknimmt,  unter  welchen  ohne  die  Zurücknahme 
ein  Vertrag  zwischen  ihm  und  Demjenigen,  welchem  er  an- 
bot, begründet  gewesen  wäre,  diesem  allen  Schaden  ersetzen 
muss,  den  dieser  in  Folge  der  Voraussetzung  litt,  dass  jener 
bei  seinem  Antrage  gehlieben  sei.  Denn  zu  dieser  Vora:US- 
setzung  bat  er  nach  Treu  und  Glauben  ein  Recht."  *) 

Der  Antrag  des  Committenten  besteht.,  wenn  dieser  nicht 
ansdrücklich  oder  stillschweigend  eine  bestimmte  Zeit  fest- 
gesetzt hat,  wie  ein  sonstiger  Antrag  zu  einem  Handels- 
geschäfte mit  verpflichtender  Wirkung  nur  während  der 
"Wartezeit  (Erklärungszeit) '");  der  CommlÜent  bleibt  nicht 
über  diese  Zeit  hinaus  gebunden,  insbesondere  nicht  etwa  so 
lange,  als  er  seinen  Auftrag  nicht  widerrufen  hat.  Wenn  also 
A  dem  Commissionär  B  den  Auftrag  ertheilt,  für  ihn  eine 
bestimmte  Waare  einzukaufen,  und  B  sich  erst  nach  Ablauf 
einer  längeren  als  der  gesetzlichen  Wartezeit  entschüesst, 
diese  Auftrags-OfFerte  anzunehmen,  dann  die  Waare  einkauft 
und  dem  A  übersendet,  so  braucht  sie  dieser  nicht  anzu- 
nehmen. ") 

')  Thöl  H.  R.  5.  Aofl.  g.  217  S,  143,  Ihering  in  a.  Jahrb.  IV. 
S.  2i,  86  ff.,  Regelsberser  civilrechtl.  Erärterniigea  S.  32  IT.,  Sohm  ia 
Goldschmidt'a  Zeitschr.  17.  Bd.  S.  34,  35,  Wiadscheid  Faad.  g.  Ö07. 
Note  5,  Amdti  Pand.  §.  kSl,  Anm.  2.  e). 

"^  Anders  Siegel  1.  c.  S.  39  fg.,  55  fg. ,  dagegen  Onser  in  Ztachr. 
f.  d.  PriT.  n.  öffantl.  Recht  d.  Gegen».  I.  S.  SriS, 

")  Anderer  Ansicht  v.  Kahn  Comm.  ad  Art. 377  §. 2,  (ebenso  Tropion  g 
Uandit  N.  lU— 113,  DeUmarre  et  Lepoitvin  n.  N.62,  dagegen  Par- 
deBBQE  I.  N.S69,  Alauzet  IL  N.83S);  demgemäss  mttiiste  er  die  W«are 
«nnehmeD,  obgleii:h  ei  sie  vielleicht  nicht  mehr  erwartet  nnd  anch  nicht  mehr 
branchen  kann.  Es  widerspriclit  der  Natar  der  Handelsgeachftfte  so  ling«  tu 
»utpenao  sa  bleiben;  das  Schweigen  des  Commiisionars  über  die  Wartezeit 
hioans  mnsa  rIb  AblehniiDg  gelteo,  wenn  nicht  die  Offerte  nach  den  Um- 
Elftnden    den  CbarakteT   einer    lungeren  Dauer  schon  in  aich  trägt.     Nach  der 


lionär  resp.  der  sonstige  Kaufmann  so- 
ng  des  Auftrags  begonnen ,    so  ist  der 

von  dem  Falle,  dasa  er  dies  ausdrück- 
id  gestattet  und  auf  eine  Antwort  in 
Verzicht  geleistet  hat,  nicht  gebunden, 
:  resp.  der  sonstige  Kaufmann  die  An- 
'trags-Oflferte  angenommen,  überhaupt 
echtzeitig  abgesendet,  wenn  daher  seine 
lei  dem  Committenten  überhaupt  nicht 
Dffen  ist.    Wie  bei  sonstigen  Aufträgen 

des  Adressaten  innerhalb  der  Warte- 
rilt ,  SO  ist  auch  hier  das  blosse 
fsmässigen  Commissionärs  oder  sonstigen 

von  den  Voraussetzungen  des  Art.  323. 
1  Antrages  anzusehen;  ebensowenig  gilt 
ingenommen,  wenn  die  von  dem  Adres- 
oe  bei  dem  Committenten  verspätet 
lings  darf  man  im  Zweifel  von  der  Vor- 
dass  der  Comraittent,  der  den  Commis- 

seine  Rechnung  irgend  ein  bestimmtes 
chliessen,  diesen  Abschluss  auch  ernst- 
ler Commissionär  in  der  Regel  sieher 
en  des  Committenten  zu  entsprechen, 
lerhanpt  handle ,  sondern  wenn  er  s  o- 
ir  dann,  wenn  jeder,  auch  der  geringste 
r  aufgetragenen  Handels-Operation  zu 
tre.  Auch  ist  es  zweifellos,  dasa  der 
r  sonstige  Kaufmann,  der  den  Com- 
einmal  übernommen  hat,  sieb 
wenn  er  nicht  handelt,  sobald  er  za 
lein  dessenungeachtet  ist  er  im  Zweifel 

L  A,  WCDD  nicht  etwa  die  Sachlage  lO  beBchaffen 
iden  wissen  lunsste,    dass   die  Waare  von  A   nar 

der  Uebersendnng  nicht  mebr  arreicbbaren  Zwecke 
inr  dadurch  BCbUtzea.  duH  er  eine  Zeitfriat  ffir 
Sxirt  oder  di;nselben  wid^rnft. 

IIa,  N.  IJ  (SummoriumJ,  Mandatum  aiaiim  ae 
ialarium.  Der  Text  selbst  lautet ;  L'altra  regoln 
'  U  mandatario  a'in'ende  mcaricaio  dal  maniantt  ad 
ht  ha   avtda  i'uppoHunüh    di  poterlo   eiegurre  ,  . 


ane  Ertheilnng  einer  Antwort 
ea  ohneweiters  za  beginnen ; 
1  er  nicht  zuvor  bejahend  ant- 
tleberzeagUDg  gewonnen  hat, 
dass  seine  Annahme  des  Antrags  rechtzeitig  bei  dem  offerirenden 
Committenten  angekommen  oder  dass,  wenn  sie  erat  nach  Ab- 
lauf der  Wartezeit,  also  verspätet  eirigetroflfen,  der  Commit- 
tent  doch  nicht  zurückgetreten  sei.  So  wenig  das  G-esetz 
zwischen  Offerten  zu  einem  Commissionsvertrage  nnd  einem 
anderen  Handelsgeschäfte  unterscheidet,  so  wenig  stellt  ea 
Offerten,  bei  welchen  der  Offerent  eine  Annahme  in  Worten 
erwarten  darf,  and  andere  Offerten  als  zwei  gesonderte  Kate- 
gorien hin.  Es  ist  vielmehr  allgemeine  Regel,  dass  der  Offe- 
rent eine  bejahende  Antwort  in  Worten  erwarten  darf,  daaa 
die  Ertheilnng  einer  solchen  Antwort  in  Worten  zur  Perfec- 
tion  des  Vertrages  ausnahmsweise  unr  dann  nicht  nothwendig 
ist,  wenn  der  Offerent  darauf  in  zweifelloser  Weise  Verzicht 
geleistet  hat. ")  Dadurch  wird  freilich  der  Vortheil  des  Com- 
missionshandels,  insoferne  durch  denselben  der  Gommittent  in 
die  Lage  gesetzt  werden  soll,  an  entfernten  Orten  mit  ebenso 
grosser  Schnelligkeit  zu  operiren,  als  wenn  er  persönlich  an- 
wesend wäre,  ziemlich  beeinträchtigt,  wenn  auch  nicht  ganz 
illusorisch  gemacht.  Während  der  Correspondenz  zwischen 
dem  offerirenden  Committenten  nnd  dem  Adressaten  verfliesst 
oft  kostbare  Zeit;  es  kann  leicht  geschehen,  dass  die  Com- 
nission  selbst  unterdessen  gegenstandslos,  das  aufgetragene 
Geschäft  unausführbar  geworden.  Auch  ist  der  Gommittent  in 
!Folge  dessen  nicht  im  Stande,  seine  Aufträge  im  günstigsten 
d.  h.  in  dem  der 'Ausführung  selbst  zunächst  gelegenen  Zeit- 
punkte   zu   ertheilen;    denn    er    muss    dieselben    vorsichtiger 

K  do  non  n  doeetie  intendere  ne'  mandali,  palrebOt  il  mandatarto  eteguirli 
quantUf  a  lui  paTt$te  o  gli  veniite  in  cnpriccw;  Tgl.  der«,  dite.  54,  If,  2,  3, 
4,  S.  Änimadverttnduni  ert  juorf  u6i  ee  aliqua  obUgatione  jui«  (enrtur  ad 
ali^id  agendum,  diceretur  m  mora,  n  HaHm  ac  potuerü,  illvd  tum  adimpU- 
verU;  Tgl.  der«,  ü  Carnbüta  imlr«Uo  Cap.  VI.  A'.  3  u.  7  (Bd.  IV,  S.  65 
der  eit.  Ansgibe)  ü  mandato  debt  eitguirti  »ubüo  che  ti  piib,  bendti  al  man- 
datario  von  lia  ilato  limttaic  aicun  tempo.  Portng.  Hgb.  Mt.  801-  Vgl.  aach 
PhooDsan  (bei  Sieg«!  1.  e)  C«p.  10,  §■  1,  3,  31. 

«)  B.  O.H.  G.  SIT.  Bd.  V.  97  S.  301,  XTIILBd.  N.  70  8.  846- 
Gränbnt,  Becht  des  CommisBionB-HRndBls.  0 


je  80  lange  im  voraus  geben ,  dass  der  beauftragte  Com- 
Lonär  resp.  Kaufmann,  der  auf  seine  G-efahr  zu  bandeln 
9  Lust  hat,  noch  in  der  Lage  sei,  sich  vor  der  Ausfüb- 
■  des  Auftrages  die  Ueberzeugung  zu  versebaffen ,  dass 
Oommissiousvertrag  auch  wirklich  perfect  geworden  sei. 
z  dieser  mit  dem  Interesse  des  Handelsverkehres  schwer 
Täglichen  und  die  Verwendung  von  Commissionären  hem- 
ien  Consequenzen  muss  nach  dem  Hgb.  anerkannt  werden, 
wenn  der  Committent  nicht  ein  anderes  ausdrücklich  oder 
icbweigend  bestimmt  hat,  der  berufsmässige  Comraissionär 
der  sonstige  Kaufmann  ebenso,  wie  jeder  andere  Adressat 
sichtlich  einer  zu  einem  Handelsgeschäfte  gemachten  Of- 
,  die  Annahme  der  offerirten  Commission  dem  Committenten 
nüber  auadriicklich  (in  Worten)  zu  erklären  habe ,  dass 
luf  seine  Grefahr  bandle,  wenn  er  den  Auftrag  durch 
jses  Stillschweigen  annehme  nnd  sofort  mit  der  Ans- 
ang beginne.  **) 

<')  Weiter  g«ht  TH61  §.  239  (5.  Aafl.)  inab.  Note6,  S.  158,  159.  „Der 
int  darf  immer  eine  Antwort  erwarten"  ; . . .  .  das  Eintreffen  der  bejalieBden 
ort  ist  auf 'Qefahr  des  Acceptanten  nod  nicht  des  OfTereaten.  Der  be- 
le  Brief  dea  Uandatars  enthält,  wenn  dieaer  bereits   das  Mandat  eiligst 

nach  Anknaft  der  Offerte  ansgefllhrt  hat,  nicht  Anzeige  der  „bereits 
:tet)  Annahme",  waa  bedeuten  soll :  des  bereita  geschloBsenen  Vertrages, 
rn  enthalt  di«  Annahme,  das  Ja,  welohea  bei  dem  Offerenten  eingetroffen 
mnsB,    wenn  ttberhanpt    der  beabsichtigte  Vertrag  entsiandea  sein  aoll, 

Eenntnissnahme  von  der  eingetroffenen  Antwort  ist  nicht  erforderlich." 
intgegengeaetzte  Theorie  „schädigt  den  Offerenten,  dem  eben  nicht  prompt 
wortet  wird,  anfs  änaserate  nnd  gibt  ihn  der  Specnlatioa  dea  schwei- 
n   und    aar   handelnden  ObUten  preis,    der  dann    später  Ja  oder  Nein 

kann,  wie  es  ihm  hinterher  convenirt.  Der  acleinbar  so  dienatfertiga 
atar  z.  B.  kann  hinterher  sagen;  er  habe  fär  eigene  Rechnnng  gekauft, 
I  ihm  nicht  eingefallen,  bei  der  vorauszusehenden  Conjnnctnr  fär  fremde 
inng    zn  kaofen;    gegen    diese  Behanptang  gibt    es  oft   keinen  Beweis. 

er  aber  bei  schlechter  Conjanctor  den  Abachlnaa  des  Uandats-Yertragea 
ptet.  so  musB  nach  Jener  Ansicht  der  Mandant  das  gelten  lassen  nnd  kann 
licht  darauf  berufen,  dass  er,  weil  ohne  Antwort  gelassen,  einem  Anderen 
luftreg  ertbeUt  habe".  S.  anch  Stobbe  Deutsches  Privatr.  IIJ.  g.  171 
I.  Anderer  Ansicht  v.  Hahn  Comm.  za  Art.  319  §.  13,  Sohmin  Oold- 
lidt'sZeitachr.  Bd.  17,  S.  105— 107,  Anaohütz  Oomm.  III.  S.  223  VH., 
teuer  Gomm.  S.  319-  Die  vonThOl  gegen  die  entgegengesetzt«  Ansicht 
id  gemachten  praktischen  Bedenken  verlieren  ftbrigens  an  Gewicht,  wenn 
«ich  die  Bestimmungen  des  Art.  323  Hgb.  und  den  Umstand  vor  Aogeu  hält, 
er  Commissionär  jedenfalls  enr  Anzeige  nach  Art.  361  Hgb.  verpflichtet  Ist. 
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Weder  der  berufsmässige  Commissionär,  noch  weniger  ein 
sonstiger  Kaufmann  ist  verpflichtet,  einen  ihm  gemachten 
Antrag  zu  einem  Commissionsvertrag  anzunehmen ;  vielmehr 
kann  der  eine  wie  der  andere  die  angetragene  Commission 
nach  freier  Wahl  annehmen  oder  zurückweisen,  selbst  im  Falle 
der  Dringlichkeit  und  auch  dann,  wenn  die  Zurückweisung 
des  Auftrages  dem  Committenten  Schaden   bringen  würde.  ^^) 


*')  Es  gilt  allgemein  voa  jedem  Auftrage,  was  J3\pi&n  l,  8  §.  1  D.  de 
procurcU,  3' 3  Yon  gerichtliche a  Sachwaltern  sagt:  Jnvütis  procurator  non  solet 
dari;  invitum  aecipere  debemus  non   eum   tantum   qui  corUradicit  verum    eum 
quoque  qiaconsensisse  non  probater.    So  ausdrücklich  das  s  p  a  n.  Hgb.  Art  121  ; 
der   w  ü  r  t  e  m  b.    Entw.  Art.  136  ;    das   p  o  r  t  n  g.    Hgb.  Art.  804  (doch  be- 
stehen zwei  Aasnahmen ;    gemäss  Art.  86  muss  jeder  mit  genügender  Deckung 
versebene  Kaufmann  einen  ihm  von  einem  auswärtigen  Comittenten  ertheilten 
TransportversijherungsaQftrag    (seguro  de  exptdiqlio)  ausführen ;    gemäss  Art. 
334  muss  jeder  zu  diesem  Zwecke  mit  genügender  Deckung  versehene  Trassat 
das  Accept  ertheilen).   Anders  nach  franz.  Recht  für  den  Fall,  dass  die  Ausfüh- 
rung der  Commission  den  beauftragten  Kaufmann  selbst  keiner  Gefahr  aussetzen, 
der  geringste  Aufschub    aber    dem  Committenten    einen    offenbaren   Schaden 
werursachen  und  die  Dringlichkeit  des  Falles  dem  Commissionär  nicht  gestatten 
wurde,  den  Committenten  rechtzeitig  von  seiner  Weigerung    za   unterrichten, 
oder  sich    von  Amtswegeu    suppliren  zu  lassen,    z.  B.  bei   der   Eincassirung 
oder  Protestirung  eines  Wechsels,  wenn  die  Frist  hiezu  am  Tage  des  Empfanges 
des  Wechsels  abliefe,  oder  wenn  sonst  einer  Bechtsverwirku  ng  vorgebeugt,  eine 
Verjährung  verhindert  werden  soll    Delamarre  et  Lepoitvin  11.  N.  168, 
B6darride  N.13,  Boistel  S.243,  Bravard-yeyriöresII.  S.238,  Alau- 
zet  II.  N.  848  (dagegen  aber  Persil  et  Croissant  l.  c.  S.  23,  Domenget 
et   Peyronny   II.  N.  753 — 754);    ebenso   für   das  ital.   Recht   Borsari 
N.  244;    Yidari  p.  451,    452   gestattet  dem   berufsmässigen  Commissionär 
die  Ablehnung    eines    Auftrages    nur   aus    wichtigen    Gründen    bei  sonstiger 
Schadenersatzpflicht,   so  z.  B.  wegen  einer  ausserordentlichen  und  unvorher- 
gesehenen Anzahl  von  Aufträgen,    wegen  Krankheit  des  Commissionärs    oder 
mehrerer   seiner  HaAdlnngsgehülfen ,   via  major  u.  s.  w.    In    Italien   (vgl. 
auch   für   das   deutsche  Recht  Stobbe  III.     §.  168  S.  85)    war    es    früher 
dem    Kaufmann    überhaupt   nicht    gestattet,    seine    Dienste    zu    verweigern; 
Tgl.  die  lehrreiche  Erörterung    eines  Rechtsfalls    bei   Casaregis   disc.  190 
N,  1 — 13,    bes.   N.   5.     Nam   mercatores    exercentea   mercaiurae   officium   n&n 
posmnt  cdiiB    mercatoribus   operam    suam    denegare    quo    ad    ea,    quae   artem 
mercaioriam  reapidunt  et  ideo  tenentur  exterorum  mercatorum  ad  eos  recurren" 
titem  eoque  magia  suorum    corresponsaXium   merceSj    rea  vel    pecunias  excipere^ 
fnandataque    ad  eorum  negotia    expedienda  eis  data  acceptare.    N,  12,  Quod  n 
mercatarea  non  tenereniivr    de  jure  acceptare    cUiorum    exterorum     mercatorum 
ordinea,  quamplurima  inter  meroatorea  aequi  poaaent  inconvenientia  in  maximum 

publici  commereii  damnum Vgl.  auch  Straccha  de  aasec.  gl,  Xl^  N.  €. 

6* 


;>-r*  •• ;' 


—     85     — 

gegen  den  Ersteren  zur  Ausrichtung  solcher  Aufträge  erboten 
hat  (Art.  323  Hgb).  i^) 

In  diesen  Fällen  muss  nicht  die  Annahme  des  Auftrags, 
sondern  die  Zurückweisung  desselben  von  Seite  des  Commis- 
sionärs  resp.  sonstigen  Kaufmanns  ohne  Zögern  ")  bekannt  ge- 

Artbezog«*]!  werdea  könne,  wurde  mit  8  gegen  6  Stimmen  abgelehnt,  da  eine 
solche  Bestimmung  der  bisher  yon  der  Versammlong  festgehaltenen  Anffas- 
snng  widerspreche,  dass  man  nicht  von  der  Einschränkang  des  Kaufmanns- 
gewerbes  aaf  eine  gewisse  Branche  von  Handelsgeschäften  ausgehen  könne, 
und  da  der  Richter  ohnehin  dem  Ausdrucke  „Geschäftsverbindung''  eine  ent- 
sprechende, nicht  allzu  ausgedehnte  und  unbegrenzte  Auslegung  zu  geben 
wissen  werde  (Prot.  583).  Im  Art.  240  prenss.  Entw.  (jetzt  323  Hgb.)  heisst  es 
femer  „oder  wenn  derselbe  (der  beanftragte  Kanfmann)  aus  der  Ausrichtung 
solcher  Aufträge  ein  Gewerbe  macht^.  Ebenso  preuss.  Landr.  I.  13,  §.  15 
bis  17,  (Förster  IL  S.  303  Note  42);  in  den  prenss.  Motiv.  S.  125  werden 
beide  Fälle  ganz  und  gar  auf  eine  Linie  gestellt;  vgl.  aach  sächs.  Gb. 
§.  1298,  Ost.  bürgl.  Gb.  §.  1C03.  Bei  der  Berathung  wurde  in  erster  Lesung 
der  Antrag  auf  Streichung  dieses  Satzes  resp.  des  ganzen  Art.  240  preuss. 
Entw.  gestellt,  da  diese  Bestimmnngen  den  Kaufmann  sehr  belästigen  und 
voraussichtlich  missbraacht  werden  würden;  man  köone  doch  einem  Kauf- 
mann nicht  zamuthen,  dass  er  die  von  ganz  unbekannten  Personen  eiugehen- 
den,  bedenklichen  Aufträge  ohne  alle  Deckung  vollfähre  oder  für  allen  aus 
der  Nichterfüllung  entstandenen  Schaden  einstehe ,  wenn  einmal  im  Drange 
▼Ott  Geschäften  oder  weil  der  Kaufmann  vielleicht  gerade  krank  oder  ver- 
reist gewesen,  ein  solcher  Brief  nicht  sofort  ablehnend  beanwortet  worden 
sei  (Prot.  581).  Dagegen  wurde  aber  geltend  gemacht,  der  Artikel  erscheine 
unentbehrlich  zur  Ansfällnng  einer  bedeutenden  LQcke,  nämlich  wegen  Be- 
handlung derjenigen  Fälle  von  Yertragsschlnssen  unter  Abwesenden,  in  denen 
der  Natur  der  Sache  nach  der  Antragsteller  eine  ausdrückliche  Annahme- 
Erklärung  gar  nicht  erwarte  (Prot.  582);  von  dieser  Gattung-  gebe  der  Artikel 
ein  wichtiges  Beispiel.  Der  Antrag  aaf  Streichnng  des  Art.  240  wurde  mit 
zehn  gegen  vier  Stimmen  abgelehnt  (Prot.  583).  Der  Antrag  auf  Streichung 
des  obigen  Satzes  wurde  einstimmig  beschlossen  (Prot.  583).  Daraus  folgt, 
dass  im  Sinne  der  Conferenz  gemäss  Art  323  Hgb.  zwar  die  Qualität  als 
Commi&'slonar  nicht  schon  an  und  für  sich  stets  genügen  soll ,  sondern  dass 
sich  der  Commissionär  in  der  Regel  gegen  den  Committenten  zar  Ansrichtong 
solcher  Aufträge  erboten  haben  muss,  dass  aber  auch  ohne  solches  Erbieten 
die  Regel  def  Art.  323  dann  Anwendung  findet,  wenn  der  Fall  eines  Vertrags- 
Schlosses  vorliegt,  in  welchem  der  Gommittent  eine  ausdrückliche  Annahme- 
Erklärung  nicht  erwartet. 

")  Nach  Ungar.  Hgb.  §.  320  genügt  es,  wenn  sich  der  Commissionär 
überhaupt  zur  Ausrichtung  von  Aufträgen  erboten  hat,  es  fehlt  die  Ein- 
schränkung unseres  Hgb.  auf  „solche"  Aufträge;  §.  320  erstreckt  sich  übrigens 
aof  alle  Anträge  fmeffbizds  vagy  ajdnlat)  zu  Handelsgeschäften. 

^^  Ebenso  das  ungar.  Hgb  §.  320,  das  ital.  Hgb.  Art.  72,  das  s  pa  n. 
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tragte  berufsmässige  Commissionär  oder  sonstige  Kaufmann 
den  Auftrag  ohne  Zögern  bestimmt  abgelehnt  und  auf  wieder- 
holte Bitte  um  üebexnahme  desselben  Auftrages  nicht  sofort 
noch  einmal  abgelehnt,  so  gilt  er  nicht  als  annehmend  ^^) ;  an- 
ders verhielte  es  sich  natürlich,  wenn  der  Committent  solche 
Modificationen  an  dem  ursprünglichen,  abgelehnten  Auftrage 
vorgenommen  hätte,  dass  der  neue  Auftrag  nicht  mehr  als 
mit  dem  früheren  identisch  angesehen  werden  könnte. 

Aber  auch  abgesehen  von  den  Voraussetzungen  des 
Art.  323  wird  es  unter  Umständen,  insbesondere  wenn  es  sich 
um  einen  in  den  berufsmässigen  G-ewetrbebetrieb  dieses  Com- 
missionärs  einschlägigen  Auftrag  handelt  und  der  Committent 
sofortige  Ausführung  verlangt  oder  gestattet,  daher  auf  eine 
Antwort  in  Worten  verzichtet  hat,  als  Annahme  auszulegen 
sein,  wenn  der  berufsmässige  Comm  issionär  ^o)  es  unter- 

»•)  R.  0.  H.  G.  Bd.  V.  N.  37,  S.  170. 

^^)  Die  Bestimmnng  des  Art  240  prenss.  Entw.  bezog  sich  anf  jeden 
Commissionär  Überhaupt,  nnd  beruhte  anf  dem  preassischen  Landrecht 
(I.  13  §.  15 — 17),  wonach  diejenigen,  welche  ans  der  Uebernahme  gewisser 
Arten  von  Aufträgen  ein  Gewerbe  machen,  wenn  sie  einen  dergleichen  Auf- 
trag ablehnen  wollen,  dem  Auftraggeber  sofort  davon  Anzeige  machen  mfissen, 
widrigenfalls  der  Auftrag  als  angenommen  gilt.  Nur  sollte  die  znr  Fördernng 
des  Verkehrs  höchst  dienliche  Bestimmung  verallgemeinert  werden;  die 
später  in  der  Conferenz  vorgebrachten  Bedenken  waren  eben  gegen  diese 
Verallgemeinerung  gerichtet,  ohne  aber  den  Commissionär  zu  treffen.  Gemäss 
§.  134  Ost.  Minist.  Entw.  war  jeder  Handelsmann  verpflichtet,  fiber  Aufträge 
zur  Besorgung  von  Handlungsgeschäften,  welche  die  Gattung  seines  Verkehrs 
betreffen,  sich  ohne  Zögerung  gegen  den  Auftraggeber  ausdrücklich  zu  erklären, 
ob  er  dieselben  übernehme  oder  nicht,  widrigenfalls  er  dem  Auftragenden 
für  den  dadurch  veranlassten  Nachtheil  verantwortlich  bleiben  sollte.  Gemäss 
§.  136  rev.  öst.  Entw.  musste  jeder  Handelsmann,  dem  ein  Gut  gesendet  wurde, 
um  damit  dem  Auftrag  gemäss  zu  verfugen,  wenn  er  dem  Auftrag  nicht  ent- 
sprechen wollte,  binnen  der  im  §  862  öst.  bürgerl  Ges.  bestimmten  Frist  dem 
Auftragenden  dies  ausdrücklich  erklären,  widrigenfalls  er  dem  Aoftragenden 
für  den  dadurch  veranlassten  Nachtheil  verantwortlich  blieb  (also  Pflicht 
zur  Antwort  innerhalb  kürzester  Frist,  auch  gegenüber  einem  ganz  fremden 
Aoftraggeber).  Ebenso  Lauterbach  de  Jure  inter  mercatores  tmtato  N.  17 1^ 
Faber  §.  10  p.  64;  sie  sind  für  Präsumtion  der  Annahme,  wenn  einem 
Kanfmaune,  der  öffentlich  Commissionsgeschäfte  betreibt,  ein  schriftlicher  Auf- 
trag ertheilt  wird  und  dieser  nicht  mit  der  ersten  Gelegenheit  die  Commission 
zurückweist.  Sonnleithner§.  302  verlangt  Ablehnung  innerhalb  24 Stunden, 
sonst  liege  Annahme  vor.  Vgl.  auch  Kritz  Fand.  I.  S.  58,  Glück  XV.  S.  246. 
Eine  allgemeine  Pflicht  jedes  Adressaten,    eine  Antwort  zu  geben,  besteht 


Weigernng  einen  solchen  Commiasions-Auf- 
ohne  Zögern  Nachrlclit  zu  geben ;  denn  der 
igen  der  besonderen  kaufmänniaclien  Qaali- 
den  er  sich  mit  dem  Commissions- Auftrag 
sil  dieser  den  Beruf  eines  Oommissionärs 
id  Recht  sich  darauf  verlassen,  dasa  dieser 
EU  einem  Bemfsgeschäfte  bereitwillig  ge- 
eren  Falle  seine  Ablehnung  ohne  Zögern  er- 
rde  man  dem  Commissionär  gestatten,  durch 
af  einen  solchen  Auftrag,  seine  Verweigerung 
s  aufgetragenen  G-eschäftes  auszudrücken, 
littent  der  Gefahr  ausgesetzt,  erst  nach 
e  nach  der  Regel  des  Geschäftsverkehres 
b  sein  zu  müssen ,  zu  erfahren ,  dass  sein 
nommen  worden  sei,  und  dadurch  oft  viel- 
u  der  Lage,  den  einen  Commissionär,  der 
es  Auftrages  abgelehnt  hat,  durch  einen 
bernahme  bereit  wäre,  zu  ersetzen,  so  dass 
mdels-Operation  vielleicht  überhaupt  nnter- 
i  Unterlassung  der  Antwort  von  Seite  des 
nmissionärs  würde  als  Yerletzung  der  im 
imal  nothwendigen  Beobachtung  von  Treu 
lieinen ,  und  zwar  nicht  bloa  wenn  dem 
miasionära  offenbar  die  Absicht  einer  arg- 

Hommel  rkapiodias  quaetlionum  for.  vol.  3  ob».  411, 
bans  Conauenl.  de  mandalo  taciiu  ejusqjie  praeiertim 
gae  1798)],  so  sehr  die  Antwort  ancli  im  lateresse  des 
Anderer  Anaicht  für  den  Fall,  dass  der  Auftrag 
am  W«clissl  znin  Accept  zn  präsenliren ,  Poebis  II. 
ir  sofortigen  Anzeige  d.  h.  mit  nächster  Podt  (Ar 
les  Anftragea),  Bender  §.330,  331,8),  Treitschke 
lelr.  II.  Bd.  8.  89,  g.  9.  In  Fraatreich  geilen  ge- 
,  wie  CommiBsionäre,  Advocaten  u.  a.  v,  rQcksichtlich 
rnfsmilsstgen  GeschSftes,  weon  sie  schweigsa ,  als  an- 
ru  mandot  N.  344,  B^darride  N.  U.  Nach  apao- 
üb.  Entw.  Art.  135,  haftet  der  Commiasioiiär  fSr  den 
er  die  Ablehnung  des  Anfttages  nicht  nmgehend  niit- 
p.  98);  ähnlich  §.  1003  Cat.  bQrgerl.  Ob.;  allein  die 
reit  des  entstandenen  Schadens  sind  für  d«u  Aaftmg- 
'  Bchwer,  dahsr  Ist  es  besser,  wenn  andere  Geseti- 
le  Acceptation  des  Auftrages  annehmen. 
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listigen  Täuschung  oder  die  Absicht  unterläge,  den  andern 
Theil  zu  einer  ihm  möglicherweise  nachtheiligen,  dem  Schwei- 
genden aber  vortheilhaften  Unthätigkeit  za  verleiten  *i),  son- 
dern auch  ausserdem,  wenn  eine  rasche  Antwort  geeignet  ge- 
wesen wäre,  den  aus  der  Ablehnung  für  den  Committenten 
möglicher  Weise  hervorgehenden  Schaden  zu  vermindern, 
ja  demselben  zuweilen  ganz  zuvorzukommen. 

Während  demnach  unter  den  Voraussetzungen  des  Art.  323 
Hgb.  jeder  Kaufmann,  so  ist  auch  abgesehen  von  diesen  Vor- 
aussetzungen unter  Umständen  wenigstens  der  berufsmässige 
Commissionär  zu  einer  raschen  Antwort  gedrängt,  wenn  er 
einen  ihm  gestellten  Antrag  zu  einem  Commissionsvertrag 
ablehnen  will. 

§.  10. 

Die  Pflicht  zur  Aufbewahrung  und  Sorge  bei  Commissions- 

OfTerten. 

Selbst  im  Falle  sofortiger  Zurückweisung  des  Auftrages 
hat  unter  den  Voraussetzungen  des  Art.  323  jeder  Commis- 
sionär, resp.  sonstige  Kaufmann  die  Pflicht,  die  etwa  einge- 
sendeten (consignirten)  Objecto  einstweilen,  d.  h.  inner- 
halb einer  mit  Bücksicht  auf  die  concreten  Umstände  (beson- 
ders auf  die  Entfernung  des  Committenten ,  so  dass  dieser, 
falls  die  ablehnende  Erklärung  von  Seite  des  Commissionärs 
rechtzeitig  ankommt,  was  vermuthet  werden  darf,  in  der 
Lage  sein  könnte,  als  ordentlicher  Geschäftsmann  eine  andere 
Verfügung  zu  treffen,  namentlich  eventuell  einen  andern  Com- 
missionär zu  bestellen)  zu  bemessenden  Frist  auf  Kosten  des 
Auftraggebers  vor  jedem  Schaden  zu  bewahren  und  alle  jene 
Massregeln  zu  ergreifen,  welche  zu  diesem  Zwecke  im  einzel- 
nen Falle  je  nach  den  Umständen  und  dem  Handel sgebraucbe. 
sich  als  nothwendig  herausstellen ;  er  hat  z.  B.  die  eingesen- 
dete Tratte  zur  Zahlung  zu  präsentiren  und  Mangels  Zahlung 
Protest    erheben    zu  lassen,    rücksichtlich    der    übersendeten 


«»)  E.  0.  H.  G.  Bd.  XV,  N.  34,  S.  96.  Vgl.  1.  22,  §.  11  D.  171.  Et 
quidem  si  is^  cui  mandatum  est^  aliquid  mercareiur^  mercatna  non  ait  neque 
renuntiaverit  se  non  empturum  idqiie  sua,  non  alterius  culpa  fecerit^ 
mandaii  actione  teneri  eum  convenerit. 


-^ 


—     91     — 

Der  Commissionär  resp.  Kaufmann  braucht  daher  nie 
mit  mehr  in  Vorschusa  zu  gehen,  als  wofür  er  gedeckt  ist, 
als  er  namentlich  durch  den  Werth  der  Waare  ersetzt  zu 
erhalten  sicher  sein  kann.  Diese  Pflicht  zur  Sorge  für  die 
übersendeten  Gegenstände  besteht  für  den  berufsmässigen 
Commissionär  unter  Umständen  unabhängig  von  den  Voraus- 


bis  zam  andern  Tage  stehen  bleibe,  werde  sie  verbrannt  sein  (Prot.  582). 
Um  dem  Artikel  die  rechte  Grenze  der  Anwendung  zu  stecken,  wurde  vor- 
geschlagen, in  dem  Absatz  2  nach  „Auftraggeber''  einzuschalten:  „wenn  und 
soweit  er  für  denselben  gedeckt  ist",  femer  in  einem  Zusatz  zu  sagen:  „so- 
weit es  ohne  seinen  Nachtheil  geschehen  kann.*'  Gegen  die  erstere  Fassusg 
werde  eingewendet,  dieselbe  lasse  nicht  erkennen,  dass  nicht  blos  baare 
Deckung,  sondern  auch  eine  in  der  Waare  liegende  Deckung  gemeint  sei,  sie 
werde  aber  häufig  Processe  veranlassen,  ob  die  Waare  zur  Deckung  ausge- 
reicht haben  würde  oder  nicht.  Die  erstere  Fassung  wurde  vorbehaltlich  der 
Abstimmung  über  den  zweiten  weitergehenden  Antrag  mit  8  gegen  6,  der 
zweite  Antrag  mit  12  gegen  2  Stimmen  angenommen,  so  dass  der  ersteren 
Fassung  im  Gesetze  keine  Erwähnung  zu  geschehen  haben  sollte.  Von  der 
Bedactions-Commission  wurden  beide  Fassungen  im  Art.  269  Eatw.  I.  Les. 
Abs.  2  combinirt  „soweit  er  für  dieselben  (Kosten)  gedeckt  ist  und  soweit  es 
ohne  seinen  Nachtheil  geschehen  kann.**  Vgl.  noch  die  Motive  zu  Monitum 
N.  314  zu  Art.  30L  Entw.  II.  Les.  (Hamburg):  Der  Abs.  2  dieses  Art.  gehe 
nicht  weit  genug,  u.  zw.  in  doppelter  Beziehung.  Erstens,  sei  der  Fall,  wo 
mit  dem  Auftrage  eine  Waare  übersendet  sei,  nicht  der  einzige,  in  welchem 
auch  der  den  Auftrag  ablehnende  Geschäftsi'reund  dessenungeachtet  eine 
schützende  Thätigkeit  anwenden  müsse.  Es  sei  nur  ein  Fall  unter  mehreren 
und  es  müsste  daher  das  allgemeine  Princip  etwa  dahingestellt  werden,  dass 
er  schuldig  sei,  „die  nöthigen  Sicherheitsmassregeln  zu  ergreifen,  um  den 
Auftraggeber  vor  Schaden  zu  schützen,  namentlich  wenn  mit  dem  Auf- 
trage Waaren  übersendet  worden,  dieselben  auf  dessen  Kosten  u.  s.  w.*". 
Zweitens  gebe  es  aber  auch  Fälle,  in  denen  der  Geschäftsfreund  den  Auftrag 
gar  nicht  ablehnen  dürfe,  sondern  ihn  ausführen  müsse,  z.  B.  einen 
Versichemngs- Auftrag,  der  sonst  unausgeführt  bleiben  würde,  die  Beför- 
derung eines  Briefes,  der  sonst  liegen  bleiben  würde,  die  Besorgung  des 
Acceptes,  auf  einer  zu  diesem  Zwecke  eingesendeten  Prima,  die  sonst  uoaccep- 
tirt  bleiben  würde.  Wo  Gefahr  im  Verzuge  sei,  müsse  der  Kaufmann  jeden 
Auftrag  seines  Correspondenten ,  soweit  es  ohne  seinen  Nachtheil  geschehen 
könne,  ausführen.  Dagegen  wurde  aber  in  dritter  Lesung  bemerkt  (Prot 
4578,  4579),  dass  das  Princip,  auf  dessen  Anerkennung  dieser  Antrag  ge- 
lichtet sei,  kaum  entsprechend  formulirt  werden  könne,  da  es  immer  auch 
auf  Fälle  für  anwendbar  gehalten  werden  würde,  für  welche  die  concreten 
Umstände  ein  Anderes  erforderten  und  die  Anwendung  des  Principes  die 
grüsste  Belästigung  für  denjenigen  zur  Folge  haben  würde,  an  welchen 
der  Auftrag  ergangen   sei.    So  könne    z.  B.    die   Verpflichtung    die    nöthigen 
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trag  wendet,  darf  wohl  erwarten,  dass  dieser  seinen  Auftrag 
nicht  zurückweisen  werde ;  wenn  er  ihm  nun  darauf  vertrauend 
die  Waare  oder  einen  andern  Gegenstand,  z.  B.  Wechsel  oder 
dgl.  eingesendet  hat,  so  würde  es  den  im  Geschäftsleben  zu 
nehmenden  Rücksichten  und  der  bona  fides  widersprechen, 
wenn  der  Commissionär  die  Waare  der  Verschlechterung  oder 
dem  Untergange,  den  Wechsel  der  Präjudicirung  u.  s.  w.  aus- 
setzte. Uebrigens  liegt  die  Anerkennung  dieser  Pflicht  zur 
Sorgfalt  für  die  übersendeten  Gegenstände  im  Interesse  des 
Commissionärs  selbst,  deun  gar  mancher  Committent  würde  es 
überhaupt  nicht  wagen,  mit  einem  Commissionär  in  Bezie- 
hung zu  treten,  wenn  er  befürchten  müsste,  dass  seine  Waare 
u.  s.  w.  im  Falle  der  Ablehnung  der  Commission  von  Seite 
des  Commissionärs  preisgegeben  sein  werde.  Es  ist  daher  nur 
gerechtfertigt,  wenn  jedem  Kaufmanne  unter  den  Voraus- 
setzungen des  Art.  323,  dem  berufsmässigen  Commissionär 
aber  auch  sonst  unter  Umständen,  die  Pflicht  auferlegt  er- 
scheint, über  die  Erhaltung  der  übersendeten  Waaren  und  an- 
deren Gegenstände  zu  wachen  und  sie  interimistisch  zu  schützen, 
bis  der  Conunittent  selbst  dafür  zu  sorgen  in  der  Lage  ist. 
TJnterlässt  es  der,  obwohl  gehörig  benachrichtigte,  Commit- 
tent jene  Dispositionen  zu  treffen,  welche  durch  die  ihm  be- 
kannt gegebene  Zurückweisung  des  Auftrages  noth wendig  ge- 
macht worden  sind,  so  kann  der  Commissionär  von  dem  Rechte 
des  Art.  366  al.  EL.  Hgb.  Gebrauch  machen.  (Vgl.  unten  §.  26.) 
Hat  der  Commissionär  resp.  sonstige  Kaufmann  die  über- 
sendeten Waaren  und  anderen  Gegenstände  auf  sein  Lager 
genommen,  so  hat  er  das  Recht  auf  Abnahme  resp.  Zurück- 
nahme von  Seiten  des  Committenten  Klage  zu  führen ;  er  ist 
keineswegs  darauf  beschränkt,  lediglich  die  anderen  Mittel, 
welche  ihm  durch  das  Gesetz  zur  Sicherung  vor  den  durch 
den  Verzug  des  Committenten  in  Abnahme  oder  Zurücknahme 
drohenden  Nachtheilen  gewährt  sind  (nämlich  Deposition 
oder  Verkauf)  geltend  zu  machen.  Der  Commissionär  resp. 
tsonstige  Kaufitnann  darf  die  Uebemahme  der  Verpflichtung 
zur  Abnahme  von  Seiten  des  Committenten  als  eine  ihm 
stillschweigend  offerirte  Gegenleistung  für  den  Fall  be- 
trachten, dass  er  trotz  der  Ablehnung  des  Auftrages 
die   Waare    hinnahm    und    sich    seibat,     zunächst    nur    im 


■ri 
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Die  Pflicht  des  Commissionärs  zur  Aufbewahrung  und 
Sorge  für  das  Commissionsgut  nach  Art.  323  ist  von  der 
Pflicht  des  Käufers  zur  Aufbewahrung  und  Sorge  für  das 
Kaufobject  nach  Art.  348  verschieden.  „Der  Käufer  einer  von 
auswärts  gesendeten  Waare  ist  unbedingt  verpflichtet,  be- 
hafs  deren  Aufbewahrung  in  Vorschuss  zu  gehen,  bis  der 
Verkäufer,  von  ihrer  Beanstandung  benachrichtigt,  in  Be- 
treff derselben  Vorkehrungen  treffen  kann ;  er  muss  die  Waare 
aufnehmen,  wenn  ohne  solche  Aufnahme  die  ordnungsmässige 
Aufbewahrung  nicht  zu  ermöglichen  ist ;  er  darf  sie  bis  zum 
gedachten  Zeitpunkte  nicht  deponiren,  so  dass  die  Depositions- 
kosten,  soweit  sie  gewöhnliche  Lagerungskosten  übersteigen, 
zu  seinen  Lasten  gehen.  Alle  diese  Verpflichtungen  sind  aber 
nur  Ausfluss  einer  dem  Käufer  nach  dem  Gresetze  obliegenden 
Geschäftsbesorgung,  welche  Art.  348  durch  den  Ausdruck 
„für  einstweilige  Aufbewahrung  derselben  zu  sorgen"  kenn- 
zeichnet; der  Käufer  ist  tp^o^wre  verpflichtet,  sich  der  Waare 
an  Stelle  des  Verkäufers  anzunehmen.  Nicht  ein  Verwahrungs- 
vertrag zwischen  Käufer  und  Verkäufer  ist  zu  subintelligiren, 
sondern  das  Gesetz  statuirt  eine  Geschäftsbesorgungspflicht 
des  Käufers  beim  Abschlüsse  des  Kaufvertrages  über  von  dem 
Verkäufer  nach  einem  andern  Orte  zu  übersendende  Waare. 
Der  Käufer  besorgt,  wenn  er  die  Waare  in  Aufbewahrung 
gibt,  nicht  seine  Geschäfte,  sondern  die  des  Verkäufers  und 
der  Käufer  hat  seine  Pflicht  aus  Art.  348  erfüllt,  wenn  er 
jene  Geschäfte  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt  führt  und  als 
Ergebniss  der  Geschäftsführung  dem  Verkäufer  ein  ent- 
sprechendes Klagerecht  gegen  einen  Dritten  zu  gewähren 
vermag."  ^) 


Ortes  wenden  and  Niederlegong  der  eingesendeten  Objecte  in  dritter  Hand 
und  Verkauf  bis  zar  Deckung  seiner  Auslagen  nebat  Zinsen  uid  ortsgebräuch- 
licher  Provision  verlangen.  BSdarride  Nr.  16.  Ebenso  für  Italien  Bor- 
sari Nr.  244,  Yidari  S.  449.  Nach  span.  Hgb.  Art.  121  muss  sich  der 
Commissionär,  wenn  der  verständigte  Committent  keine  Yerfflgung  trifft,  an 
das  Gericht  wenden ,  welches  sogleich  anzuordnen  hat ,  dass  die  Gäter 
bei  einem  Dritten  niedergelegt  und  so  viel  davon  verkauft  werde,  als  zur 
Bestreitung  der  von  dem  Commissionär  bei  dem  Empfang  und  zur  Erhaltung 
der  Gäter  aufgewendeten  Kosten  erforderlich  ist.  Ebenso  portug.  Hgb. 
Art.  56. 

«)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XX.  N.  59. 


§.  11. 

Die  Offerte  des  CommfashmSre. 

Wenn  der  Commissionär  resp,  sonstige  Kaufmann  die 
Initiative  zur  Eingebung  eines  Commissions Vertrages  ergreift 
und  dem  gewollten  Committenten  seine  Dienste  anbietet,  so 
finden  die  Beslimmungen  des  Art.  323  Hgb.  keine  Anwen- 
dung ') ;  denn  dieser  Artikel  bezieht  sich  nur  auf  jenen  Fall,  in 
welchem  die  Vertragspropoaitiou  von  Seiten  des  Auftrag- 
gebers ausgegangen  ist,  nicht  auf  den  gerade  umgekehrten 
Fall,  in  welchem  derjenige,  der  beauftragt  sein  will,  das  An- 
erbieten gemacht  hat;  das  blosse  Schweigen  des  gewollten 
Committenten  auf  die  Offerte  des  Commissionärs  gilt  daher, 
auch  im  Falle  bestehender  Geschäftsverbindung  mit  dem 
Commissionär,  an  und  für  sich  nicht  als  Annahme,  ausge- 
nommen, wenn  besondere  Umstände  eine  stillschweigende  An- 
n ahme- Erklärung  involviren. 

Es  verhält  sich  hier  demnach  umgekehrt,  wie  bei  dem 
Schweigen  des  Commissionärs  auf  die  Offerte  des  Commit- 
tenten. Diese  verschiedene  Behandlung  ist  auch  durch  die 
Natur  der  Sache  gerechtfertigt;  denn  wenn  der  Committent 
dem  Commissionär  einen  Auftrag  ertheilt,  so  darf  man  nach 
der  Kegel  des  Geschäftsverkehres  von  der  Annahme  ausgehen, 
dass  der  erstere  einen  festen  Entschluss  gefasst  habe,  das 
aufgetragene  Handelsgeschäft  für  seine  Rechnung  auch  wirk- 
lich eingehen  zu  lassen ,  nmsomehr  als  der  Nichtabschlnss 
desselben  sogar  in  den  meisten  Fällen  wahrscheinlich  geeig- 
net sein  dürfte,  die  von  ihm  bereits  getroffenen  Dispositionen 
za  stören  und  ihm  Schaden  zu  verursachen.  Es  ist  daher  ein 
Gebot  von  Treu  und  Glauben ,  dass  sich  der  Commissionär 
rasch  erkläre,  wenn  er  den  Auftrag  nicht  annehmen  will, 
dass  sonst  sein  Schweigen  als  Annahme  gelte.  Dagegen  darf 
der  Commissionär  auf  die  Annahme  seiner  Offerte  von  Seiten 
des  gewollten  Committenten  nicht  eher  mit  Sicherheit  rechnen, 
als  bis  er  von  der  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ertheilten 
Zustimmung  desselben  Kenntniss  erhalten  hat,  er  handelt 
daher  auf  seine  Gefahr,  wenn  er  schon  früher  mit  der  Aus- 

')  Anders  nacli  tiiigftr.  Egb.  g.  3!0,  wenn  det  Committent  ein  Eaaf- 
manu  iat;  a.  oben  J.  9  Not«  17. 
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fShmng  der  von  ihm  ausgegangenen  Commissionsofferte  be- 
gonnen hat.  Der  Commissionär  verräth  durch  seine  Offerte 
Knsächst  nichts  anderes  als  seinen  Wansch,  darch  den  Ge- 
schäftaabschlusa  für  Rechnung  des  Committenten  eine  Provi- 
sion  zu  verdienen;  es  ist  durch  Treu  und  Glauben  nicht  ge- 
boten, dass  sich  der  Committent  sofort  erkläre,  wenn  er  den 
Antrag  ablehnen  will ;  denn  das  Schweigen  des  Committenten 
wird  in  der  Regel  nur  bewirken,  dass  der  Commissionär  die 
Provision  nicht  verdient,  selten  dass  er  etwas  aus  seinem 
Vermögen  verliert.  Der  Commissionsvertrag  ist  also  erst  dann 
2U  Stande  gekommen,  wenn  der  gewollte  Committent  die 
Offert«  des  Commisaionärs  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
acceptirt  bat,  und  die  Acceptations>Erklärung  beim  Commis- 
sionär eingetroffen  ist ;  während  dieser  Zeit  ist  der  Commis- 
sionär an  seinen  Antrag  gebunden  und  im  Falle  der  An* 
nähme  desselben  von  Seite  des  gewollten  Committenten,  also 
nach  abgeschlossenem  Commissionsvertrage  bei  sonstiger 
Schadenersatzpflicht  zur  Ausführung  des  Auftrages  ver- 
pflichtet, wenn  euch  wider  "Willen  des  Committenten  seiner- 
seits nicht  berechtigt.  *) 

§.  12. 
Der  ParfectiDM-  und  Erfüllungsort  des  Comnilssionsvertrages. 

Als  Ort  des  Abschlusses  des  Commissionsvertrages  gilt 
der  Ort  der  Absendung  (Art.  321  Hgb.),  nicht  der  Ort  des 
Eintreffens  der  Annahme-Erklärung,  resp.  wenn  das  blosse 
Stillschweigen  als  Annahme  gilt,  der  Ort,  von  dem  anzu- 
nehmen ist,  dass  der  Commissionär  daselbst  durch  sein  blosses 
Stillschweigen  acceptirt  habe.  •)    Dieser  Ort  ist  in  der  Regel 

•)  D«r  Conunittant  kurn  Tialmehr  den  Auftrag  jederzeit  «ideirafan, 
■o  linga  DDcl)  re$  mtegra  iit,  aar  niiiis  er  dem  CommisaioiiSr  die  bereila  ge- 
machten Eoiten  and  den  Schaden  ersetzen,  welcher  dsran«  entetaaden  Ist, 
d*n  er  die  AnsführaDg  des  Anftragee  nicht  gestattet.  Die  TerpflichUng  de* 
Committenten  znr  Zahlung  der  Provlrion  entiteht  aber  nnr  dnrch  die  Ani- 
fBhrang  des  Anftnigei. 

')  Tgl.  aber   Casaregie    dUc.   379  N.  3.    Mandali    tanCraetui   dieitvr 

rnifu*  in  loco,  quo  diri^nlur  litlsrae  mitiivae  aiicujut  maroatoris ,   li   aller  ad 

quem  dirigUTttvr ,  eat  neipil  et  acceptat  mandalmn;  Rot.    Oen.  dec.  161  N.   4. 

p.  216.  In  mandato  guod  guidem  eontrahilUr  cimtenta  eliam  per  littrat  de«lartUo, 

QrflDhnt,  Becht  dee  CommiBiloue-HiDdel«.  7 
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auch  der  Erfüllungsort  (Art.  324  al.  2  Hgb.).  Regelmässig 
ist  demnach  der  Ort,  in  welchem  der  Commissionär  seine 
Handelsniederlassung  hat,  als  der  Perfections- und- Erfüllungs- 
ort des  Commissionsvertrages  anzusehen,  so  dass  im  Zweifel 
anzunehmen  ist,  dass  das  Recht  resp.  die  Handelsgebräuche 
dieses  Ortes  bei  dep  Beurtheilung  der  Rechtsverhältnisse  aus 
demselben  nach  der  Absicht  der  Contrahenten  entscheidend 
sein  sollen  (Art.  370  Hgb.)  2),  es  wäre  denn,  dass  die  Parteien 


attenditur  locuSf  in  qtcent  per  lüeraa  transmittitur  consensus  (locus  covfractae 
obligationia  f  in  quo  dicüu/r  contractiis  suum  implenientum  et  perfectionem 
recepissej. 

2)  Vgl.  B.  0.  H.  G.  Bd.  VIII.  N.  2,  S.  10  ff.  Bd.  XU,  Nr.  116,  S.  414.  Für  die 
Saftpflicbt  des  Spediteurs  sind  entscheidend  die  Gesetze  nicht  des  Destinations- 
ortes ,  sondern  des  ErfüUnngsortes,  also  des  Ortes,  wo  der  Spediteur  die  ihm 
anr  Verseudnng  überlieferte  Waare  empfängt  and  absendet.  Im  gegebenen 
Falle  war  ein  Ballen  Tuchwaare  ans  England  nach  Genf  gesendet  und  zwar 
zunächst  an  den  Spediteur^  in  Lindau,  welcher  ihn  mit  einem  neuen  Fracht- 
briefe an  den  Destinatar  in  Genf  weitersendete;  bei  der  üeberladung  des 
Ballens  auf  das  Dampfschiff,  welches  ihn  von  Gonstanz  nach  Lindau  beförderte, 
war  er  in  das  Wasser  gefallen  und  sein  Inhalt  hiedurch  beschädigt.  Der 
Empfänger  der  Waare  erwirkte  gegen  die  betreffende  Schweizer  Westbahn  ein 
zum  Schaden  condemnirendes  ürtheil,  die  Schweizer  Westbahn  wurde  von 
der  Schweizer  Nordostbahn  schadlos  gestellt.  Letztere  nahm  hierauf  ihren 
Rückgriff  gegen  den  Spediteur  H  und  behauptete,  der  erhobene  Regress- 
anspruch  sei  nach  dem  in  Genf  geltenden  französischen  Rechte  zu  beurtheilen, 
allein  das  R.  0.  H.  G  hat  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  als  massgebend 
erklärt.  Der  Frachtvertrag  war  in  Lindau  abgeschlossen  und  der  beklagte 
Spediteur  hatte  in  Lindau  seinen  Wohnort ;  zu  erffiUeu  war  der  Frachtvertrag 
durch  Transport  des  Frachtgutes  nach  Genf  und  Ablieferung  desselben  an 
diesem  Orte  gegen  Zahlung  des  Frachtlohnes  und  der  Nachnahme.  Bei  dieser 
Sachlage  mochte  für  das  Rechtsverhältniss  zwischen  dem  Frachtfahrer  und 
dem  Destinatar,  in  dessen  Vertretung  der  Beklagte  als  Spediteur  den  Fracht- 
vertrag abgeschlossen  hatte,  immerhin  das  Genfer  Recht  massgebend  sein ;  an- 
ders wäre  jedoch  die  Sache  zu  beurtheilen,  soweit  die  persönliche  Haftbarkeit 
des  Spediteurs  in  Anspruch  genommen  werde.  Abgesehen  davoo,  dass,  soweit 
es  ihn  persönlich  angehe,  der  Frachtvertrag  durch  Uebergabe  des 
Frachtgutes  an  den  Frachtführer  und  Empfang  von  Provision  und  Vorlägen 
zunächst  erfüllt  erscheinei  gründe  sich  der  gegen  ihn  erhobene  Anspruch 
nicht  sowohl  auf  den  von  ihm  abgeschlossenen  Frachtvertrag,  als  viel- 
mehr auf  jenen  Vertrag,  durch  welchen  er  die  Eigenschaft  eines  Spediteurs 
erlangte;  weil  er  den  Spedition  sauftrag  annahm  und  aasführte,  sollte  er 
verantwortlich  sein  für  die  Beschädigungen,  welche  das  Frachtgut  aaf  dem 
Transporte  erlitten  hat.  Diesen  Speditionsauftrag  habe  er  aber  durch  Abschluss 
des  Frachtvertrages    und  uebergabe   des   Frachtgutes   an    den  Frachtführer, 


—    99    — 

etwas  Anderes,  sei  es  auch  nar  stülscliweigend,'  vereinbart 
haben  ^);  so  kann  z.  B.  wenn  A  dem  Commtssionär  B  den 
Äaftrag  ertheilt,  sieh  von  dem  Orte  seiner  Handelsnieder- 
lassang  X  nach  einem  entfernten  andern  Ort  zn  begeben  und 
daselbst  für  seine,  des  ^,  Rechnung,  ein  Schiff  za  befrachten, 
hierin  nnter  Umständen  eine  stillschweigende  Vereinbarang 
über  den  Ort  der  Perfection  und  der  Erfüllung  des  Com- 
missionsvertrages  gelegen  sein;  B  soll  so  behandelt  werden, 
als  ob  er  in  X  seine  Sandelsnied erlassang  als  Commissionär 
hätte ,  so  dasa  also  das  Recht  und  die  HandeUgebräuche 
dieses  Ortea  insbesondere  auch  riicksichtlich  der  Provision, 
des  Stare  del  credere  a.  9.  w.  zar  Anwendung  za  kommen 
hätten. 

Was  die  vom  Commissionär  in  Folge  des  Auftrages  für 
Kecbnnng  des  Committenten  mit  dritten  Personen  abgeschlos- 
senen Handelsgeschäfte  betrifft,  so  haben  diese  Geschäfte  ihren 
eigenen  selbstständig  za  ermittelnden  Perfections-  und  Er- 
fiillangsort,  der  möglicherweise  von  dem  Perfections-  und  Er- 
fnllongsort  des  Commissionsvertrages ,  von  dem  Sitze  des 
Gommissionärs  äberhanpt  verschieden  ist;  im  Verhältniss  zu 
dem  Committenten  kommt  es  allerdings  darauf  an,  ob  der 
Commissionär  dem  Auftrage  entsprochen  hat,  wenn  er  an  dem 
für  das  abgeschlossene  Greschäft  massgebenden  Orte  contra- 
hirt  hat;  denn  nur  unter  dieser  Voraussetzung  darf  man 
billigerweiae  annehmen,  dass  sich  der  Committent  dem  Rechte 
reap.  den  Handelsgebräachen  das  Ortes  des  Geschäftes  (Art. 
369  Hgb.)  unterwerfen  wollte. 

§.  13. 
Unterscheidung  de«  Commissionsvertrages  von  Propre- 
geschäften. 
Die  Uugenanigkeit  des  kaufmännischen  Sprachgebrauchs, 
gemäss    welchem    jede    Bestellung    als    Auftrag    bezeichnet 
zu.  werden  pflegt,  lässt  es  im  Verkehrsleben  oft  nicht  präcise 

aUo  in  Lindm  erfflUt  (Art.  379,  380);  m  liege  also  nicht  der  mindeste  Grand 
vor,  Beine  Eftfrang  nach  dem  Genfer  Reohta  und  nicht  nach  den  BeatimmuDgen 
des  deatachen  Handelagesetzbaches  za  benrtheileu. 

*)  E.  0.  H.  G.  Bd.  VIL  N.  1,  Sohm  in  Goldsohmid Va  Zeitschr, 
XVU.  S.  106,  Hoffmann  in  Gmchot'B  Beiträge  XI.  S.  74. 


ist  die  Untersoheidang»),  wenn  die  Contrahenten  selbst  an  der 
rechtlichen  Qualification  des  abgeschlossenen  Geschäftes  zu- 
nächst gar  kein  Interesse  haben  und  sich  dieselbe  daher  aach 
nicht  zum  Bewusstsein  bringen. 

')  üeber  einige  intereasante  Beispiele  vgl.  die  fintacheidangon  ie» 
R.  0.  H.  G.,  80  VI,  Bd.,  Nr.  38,  S.  182  (daaa  die  Becht^ntachten  von  Renaud 
nnd  Pick),  VII.  Bd.,  N.  45:  Zweifel,  ob  in  dem  ßebraacliB  der  Änadiücks 
„Stelle  ihnen  fett  an,  gebe  ihnen  znm  Verkauf",  Verkanfsofferte  oder  Ver- 
kanfscommiasion  gelegen  sei?  Zar  Annahme  eines  Trödel vertragea  fehlte  es 
an  der  AaEhandignng  der  zn  vertrSdetnden  Sache  an  den  Trödler;  Bd.  XII, 
H.  40,  S.  lai,  Bd.  XVin,  N.  52.  S.  195:  Streit,  ob  Kaof  oder  blos  Verkanfs'- 
commissioa.  Das  Anerbieten  der  Klägerin  zur  Vermittlung  von  Hanfgeachaften 
führte  lu  einer  Verein^ainng  aber  den  Verkauf  von  25  Tons  Hanfgarn  nach 
Probe;  ElägeriD  verkanfte  in  eigiineoi  Namen  fär  Rechnung  des  Verklaften, 
sie  gerirte  sich  als  Verkanfscommissionärin.  Die  Verklagte  ihrerseits  hatte 
vom  AnfaDg  an,  wie  sieb  ans  der  Correspondeaz  ergab,  in  auaweifsl- 
hafter  Weise  die  Absicht  zn  erkennen  gegeben ,  mit  der  Klägerin  selbst 
einen  Verkauf  nnd  £auf  aban sohl i essen  ;  sp&ter  verlangte  sie  aber  von  der 
Elftg^rin  die  Namhaftmachung  deren  Käufer  nnd  scheint  nach  der  Corre- 
apondeuz  kein  Gewicht  darauf  gelegt  zu  haben,  ob  Klägerin  den  Weiter- 
verkauf der  Waare  fSr  eigene  oder  fär  Rechnung  des  Verklagten  bewirkt 
habe.  Hit  der  Aoffssaang  des  Verklagten  standen  die  vereiubarieo  beaonderea 
OeschäftsbedingDugen  in  UebereinstimoinDg.  Die  Klägerin  hatte  betreffs  der 
Preiszahlnng  nicht  die  Del  credere-Eattnae  Ubernommen,  sondern  sich  sogar 
der  beim  Commissiouageech&ft  ungewöhnlichen  VerpSichtoug  nuterworfen, 
den  Preis  ans  eiganen  Mitteln  eu  bezahlen,  n.  z.  durch  vom  Tage  des 
Gonaosaementes  datlreude  drei  Monats-Accepte.  Die  Preis  Verabredung  war 
derart  erfolgt,  dass  die  Elfigerin  nicht  verpflichtet  war,  sich  mit  der  Ver- 
kaufs Provision  ZQ  begnügen  nnd  den  beim  Welterverkaofe  der  Waare  er- 
zielten Hehrbetrag  des  Eanfgeldes  aa  die  Verklagt«  hsransingeben.  Klägerin 
hatte  Brief  und  Faetnra  der  Verklagten,  in  welchen  ihr  die  Verladaag  fär 
ihre  Bechuuüg  und  Gefahr  angezeigt  war,  ohne  Beansländignng  angenomman 
und  nach  Empfang  der  Schriftstücke  die  anf  sie  gezogenen  Wechsel  zor 
Bericbtignbg  des  Eanfgelde»  fttr  die  Waarg  auceptirt ;  es  wurde  vom  K.  0.  H.  G. 
Kaof  augenammen.  —  Bd.  XIX,  N.  31,  S.  66 :  Streit,  ob  gewiase  Waaren  von  dem 
Empfänger  gekauft,  oder  demselben  als  Verkaufacommissionttr,  resp.  auf  Grund 
eines  AgentarverhlltniaBes  zugesendet  wuideu.  Die  Empfänger  hatten  sii:h  als 
Agenten  für  den  Verkaof  der  Fabrikate  des  andern  Theiles  angeboten  nnd 
nm  Angabe  seiner  Conditi an en  in  Betrefi' ihrer  Agenturprovision.  ilea  Zablnngi- 
modns,  der  za  bestreitenden  Inserate  nnd  anderer  durch  Einfithrnag  seines 
UaHChinenOIiis  in  England  erwachsenden  Konten  n.  s.  w.  ersucht;  der  andere 
Tfaeil  ging  darauf  ein  und  auf  weitere  Anfrage,  ob  er  geneigt  sei,  ein  stän- 
diges Depot  anter  den  Empfilngern  zn  errichten,  in  die  der  dortigen  Usance 
entsprechende  nueotgeltliche  Verabfolgang  von  Proben  zu  willigen  und  ihnen, 
wenn  ee  ihnen  gelingen  «ollte,  höhere    als  die  ihnen    vom  Kläger  bezeich- 


isaig  dann  zu.  geschehen ,  wenn  ea 
den  Umsatz  ankommt,  in  welchem 
it  den  Namen  des  Dritten,  mit  dem 
erfährt,  und  um  den  er  sich  zunächst 
.  In  Folge  der  Verwirrung,  welche 
ft  unklare  Sprachgebrauch  der  Kauf- 
den  Ausdrücken  öfter  lax  als  genau 
ehrsieben  veranlasst ,  ist  weder  der 
es  BCommission"  noch  die  Ausbedin- 
m  und  für  sich  geeignet,  ein  sicheres 
ime  eines  Commissionsvertragea  und 
Propregeschäftes  abzugeben.  *)  Eben- 

Drittel  das  Ueb«r8Choas«s  zd  iibertassen ,  sich 
uiden  erklärt.  Im  Inteiease  der  Erriuhtnng  von 
;liscben  Städten  ersachten  die  Empfänger  am 
fa  der  Oele  für  guis  Eugluid,  worauf  ihnen 
I.  die  OeiieialBgeQtnr  für  ganz  England  fiber- 
eilen festge stellte  Formular  ftir  die  von  den 
es  Oelea   Eozaste II enden  Factaran  bszeichaeta 

Aseiiti  /or  Vie  wnited  Kingdon  of  Ihe  JfoeAtn« 
i  iy  Mt.  A.  E.  Bramen.  Spiter  einmal  hatten 

anderen  Theile  den  Tenchlag  gemacht,  aie 
en  Dnd  sich  mit  ihnen  zn  Tsmchnen ,  da  sie 
ander  der  Oels  nnd  dsa  grosseren  Absatsea 
.,  anch  fflr  die  richtige  Lieferang  der  W»are 
b  sein  wollten  n.  t.  w.;'der  andere  Theil  gins 

eine  briefliche  Erklftmng  der  TerUagten  vor, 
an  nnd  dem  EUger  sofort  nach  empfangener 
ntam  remittiren  wfirden.  Ansaerdem  hatten  die 
icbnitlen  anisar  dem  QnantBm  nnd  den  Preisen 
tu  anch  die  Namen  der  Empfünger  ein- 
e  Verkaufscommiision  angenommen.  Vgl,  auch 
>n    in    Siebeuhaar's    Arch.  15.  Bd.   S.  415 

69),    Hand.  App.    0.  Nflrnberg    iu    Samm- 

is  diiC  16  N.  7.  MereaUrt»  logiit  *oUnt  arm 
ocia  §.  2,  gi.  6,  N.  1. 

t.  360  Hgb.  Vgl.  E.  0.  H.  G.  Bd  lU,  N,  7,  8.  44. 
lebftirnng  des  Empraugera  nnd  Creditimng  dsa 
r  die  Waaren  begleitendeu  Factnren  ist  nicht 
anch  bei  einem  blossen  Agentar-  oder  Commia- 
I,  N.  52,  S.  195  SL.:  Grosse  HandlungahSuser, 
sen,   bezeichnen    sich    auch   als    Commisaiona- 
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sowenig  kann  es  an  and  für  sich  als  entscheidend  angesehen 
werden ,  ob  der  eine  Contrahent  dem  anderen  die  "Waaren  auf 
dessen  Verlangen  übersendet,  oder  ob  er  dieses  in  spontaner 
Weise  ohne  Ersnchen  des  anderen  gethan  hat. ") 

Es  ist  Sache  der  richterlichen  Prüfung  unter  Berück- 
sicbtigong  aller  Umstände  des  concreten  Falles  zu  eraireu, 
unter  welchen  rechtlichen  Gesichtspunkt  der  abgeschlossene 
Vertrag  zu  stellen  and  ob  die  BechtsgrandaätEe  über  das 
Commissionsgeachäft  zar  Anwendung  za  bringen  seien  oder 
nicht, 

geKbäfte,  Agentoreu  etc.  ood  gerben  sich  nush  der  Anadracka weite  bei 
ihren  Oeschifiaverliaiidlaiigen  a1«  Tennittler,  obgleich  aie  legelmlaajg  ihre 
GescliSft«  ala  ffir  eigene  Reclmiuig  nbEeichlosBea  aneeben  and  bo  benrtheilt 
TJMen  vollen)  keineawags  die  Absicht  haben,  sich  mit  der  PrOTision  zn  be- 
gntgen.  Ihre  Qaschlfte  mit  den  Lieferanten  eineraeita,  mit  den  Abnahmern 
aoderersaits  stehen  nnr  in  dem  Yerh&ltiiiia  deBSpecnlations-nndEealiBirnngs- 
getchftnes  oder  umgekehrt  m  sinaader  In  Beeiehasg.  Dem  Coutrahenten  auf 
der  einen  Seite  gegenübar  betrachten  ais  ihre  BechteTerh&ltuiaae  zu  ihrem 
Contrahenten  anf  der  anderen  Seite  ala  eioe  innere,  nur  sie  tiatreffende  und 
anf  die  Natur  diamr  BechtaverhiltDiiae  selbjt  elnSnaaloie  Aa gelegt nheit, 
m.  a.  W.,  Eie  flbernehmeii  die  Bechte  nnd  Pflichten  dea  Ptopre- 
hindlera.  Bd.  XX,  N.7(l,  S.  310i  Der  Gabraach  dar  Worts  „Commiiaieiia- 
proTiaion"  entscheidet  fDr  sich  allein  ebenaowenig  fSr  ein  Commiasiona- 
verhaltnisB,  wie  der  der  Worte  „Verkaufa-Kanfpreia«  fBr  einen  Proprakanf. 
>)  Püttmann  t.  C.  p.  170,  171  nimmt  im  eraten  FalleKaDf  an,  denn 
dar  Empflnger  habe  die  Waaren  En  leinem  Nntsen  verlangt  nnd  nicht  in 
der  Absicht  fremde  Oeachäfte  zn  fähren ;  im  letcteren  Falle  sei  Commiasion 
vorhanden;  ebenao  Treitachke  g.  5S.  11;  nach  ihm  entscheidet  aasaerd^m 
der  bisherige  aebranch  der  beiden  Parteien,  ob  sie  in  dieaer  Art  Waaren  bia> 
her  Proprehandel  oder  Commiasionahandel  miteinander  trieben ;  fehle  dieser 
AnhaltapDnkt,  so  Bei  weder  Verkauf  noch  Commlaalon  ansonehmen,  sondern 
bloa  dtpotütcm  und  der  Gmpnnger  dBrfe  anf  keine  Welse  aber  die  Waare 
TarfQgen,  obne  erat  Dber  die  Willeuameinnog  dea  Giniendera  gefragt  nnd 
Antwort  erhalten  zn  haben.  Anders  Erk.  des  Ob.  App.  O.  Dresden  vom 
R  M&rz  1861  bei  Ackermann  in  Bnach  Archiv,  TL  S.  ääl  (ea  aei  eine 
ioabeiondere  mit  Bticksicht  auf  den  früher  beatandenen  Oeachfiftaverkehr  za. 
entscheidende  quaeslio  facti). 


-•»1  ■   ^  if  .•/.■••«■ 
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a)  In  die  Pflicht  zur  gehörigen  Ausführung  des  Auf- 
trages, resp.  zur  Vergütung  des  Schadens,  welcher  dem  Com- 
mittenten  durch  die  Nichtausführung  oder  die  nicht  gehörige 
Ausführung  zugefügt  worden  ist; 

b)  in  die  Pflicht  zur  Rechenschaftsablegung  über  das 
für  Rechnung  des  Committenten  ausgeführte  Geschäft; 

c)  in  die  Pflicht  zur  Herausgabe  dessen,  was  er  auf 
Grund  des  Auftrages  für  Rechnung  des  Committenten  empfan* 
gen  hat. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Pflichten  haften  mehrere  Com- 
missionäre,  welche  der  Committent  mit  der  gemeinschaftlichen 
Ausführung  derselben  Commission  beauftragt  hat,  im  Zweifel 
solidarisch  (Art.  280  Hgb.);  es  steht  ihnen  die  Einrede  der 
Theilung  und  Vorausklage  nicht  zu  (Art.  28 1  Hgb ) ») 

a)  Die  Pflicht  zur  Ausführung  des  Auftrages. 

§.  15. 

Allgemeine  Grundeätze  für  die  Ausführung.    Der  zweifelhafte 
Auftrag.   Der  imperative,  demonstrative  und  facultative  Auftrag. 

Wie  beim  Auftrag  überhaupt,  so  ist  auch  bei  der  Com- 
mission als  allgemeiner  G-rundsatz  anzuerkennen,  dass  der 
Beauftragte  den  Auftrag  nicht  nach  seiner  Ansicht,  son«? 
dem  nur  nach  der  Absicht  des  Auftraggebers  auszu- 
führen habe.  ^)  Der  Commissionär  muss  sich  demgemäss  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes   bestreben,   diese 


')  Ebenso  das  nngar.  Hgb.  §.  268 — 270.  Die  Idee  solidarischer  Haftang 
verknüpft  sich  schon  nach  natürlicher  Aoflassang  mit  der  Yerpfiichtang 
mehrerer  Personen,  wenn  diese  in  demselben  Auftrage  von  demselben  Auf- 
traggeber mit  der  Ausfuhr aog  desselben  Geschäftes  gleichzeitig  betraut  worden 
sind ;  der  Auftraggeber  hat  es  nicht  nöthig  sich  um  die  von  den  Beauftragten 
untereinander  getroffenen  Vereinbarongen  zu  kümmern;  v^).  1.  60  §.  2  D 
mand.  IT'l  (Glück  XV.  p.  304),  preuss.  Landr.  §.  201,  202,  203,  L  13 
(Förster  IL  §.  141,  p.  310,  Dernburg  II.  S.  451),  sächs.  Gb.  §.  1313, 
öst.  bürgerl.  Gb.  §.  1011;  anders  Art.  1202,  1995  franz.  Code  civü  (Mo Ur- 
ion IIL  p.  443,  Mas 8 6  droit  comm,  III.  N.  1909,  2002;  vgl.  aber  auch 
Fremery  EiudeB  p.  21.  Delamarre  et  Lepoitvin  III.  N.  39);  Art.  785 
portug.  Hgb.,  Art.  147,  b  ras  iL  Hgb. 

y  RoU  Gen,  dec.  63  N,  3  p.  139.  Et  intentio  mayia  est  attendenda 
tiuam  verba,  Casaregis  ddsc.  IIB  N,  69  fSummarium)  Mens  et  opinio  man- 
dantis  et  non  mandatarii  attendi  dehet,  vgl.  ders.  dUc,  174  N,  €  p.  230, 


I 
j.  ■ 
^  ^  i 
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klar  geworden  sei.  Wollte  man  dem  Commissionär  in  solchen 
Fällen  zur  Pflicht  machen,  dasjenige  za  than,  was  der  Com- 
mittent  gethan  hätte,  wenn  er  anwesend  gewesen  wäre,  so 
wäre  auch  dazu  nothwendig,  dass  ihm  die  eigentliche  Ab- 
sicht des  Committenten  klar  geworden  sei,  was  aber  eben 
der  Voraussetzung,  von  der  hier  aasgegangen  worden,  wider- 
spricht. 

Ist  der  Auftrag  nur  znmTheil  unklarnnd  zweideutig, 
80  hat  der  Commissionär  das  ßecbt  und  die  Pflicht,  den  unzwei- 
deutigen und  klaren  Theil  des  übernommenen  Auftrages  ohne 
Zögern  auszuführen,  vorausgesetzt,  dass  auch  eine  theilweise 
Ansfähmug  des  Auftrages  als  dem  Willen  des  Committenten 
entsprechend  und  daher  überhaupt  als  zulässig  erscheinen 
würde. 

Hat  der  Commissionär  dem  Committenten  mitgetheilt, 
wie  er  den  ihm  zweifelhaft  erscheinenden  Auftrag  auffasse, 
und  daas  er  die  Absicht  habe,,  den  Auftrag  dieser  seiner  Auf- 
fassung gemäss  aaszuführen,  so  ist  er  verpflichtet,  die  Er- 
klärung des  Committenten  während  einer  den  Umständen  an- 
gemessenen Frist  abzuwarten ;  die  Frist  ist  angemessen,  wenn 
sie  genügt,  dass  innerhalb  derselben  die  ordnungsgemäss  ab- 
gesendete Antwort  des  Committenten,  falls  die  Mittheilung 
des  Commissionärs  rechtzeitig  angekommen  ist,  —  was  ver- 
mnthet  werden  darf  —  bei  dem  Commissionär  einlangen 
konnte.  Schweigt  der  Committent,  so  wird  das  blosse  Schweigen 
in  der  Kegel  als  eine  Genehmigung  dieser  Auffassung  des 
Commissionärs  zu  gelten  haben,  denn  es  bandelt  sich  hier 
nicht  mn  eine  von  dem  Commissionär  vorgeschlagene  Modi- 
ücation  der  ursprünglichen  Commission,  also  um  einen  An- 
trag des  Commissionärs  zu  einer  neuen  Commission,  welcher 
durch  das  blosse  Schweigen  d^s  Committenten  allerdings  noch 
nicht  als  angenommen  erscheinen  würde,  sondern  es  steht 
hier  nur  eine  nachträgliche  Interpretation  der  festgehaltenen, 
nrsprüaglichen  Commission  in  Frage,  rüoksichtlich  deren  eine 
sofortige  Erklärung  des  Committenten  unter  den  gegebenen 
Umständen  als  durch  die  bona  fides  geboten  erscheint.  Wie 
einerseits  anzunehmen  ist,  dass  der  Committent  durch  das 
blosse  Schweigen  zu  der  ihm  mitgetheilten  Interpretation 
seines  Auftrages  durch  den  Commissionär  seine  Zustimmung 
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sprechen  (mandatum  certum),  im  letztern  Falle  von  einer  f  acul- 
t  a  t  i  v  e  n  Commission  im  weiteren  Sinne  (mandatum  incertum^ 
flurium  causarumy).  Die  facultative  Commission  im  weiteren 
Sinne  ist  aber  entweder  demonstrative  (enuntiative) 
Commission,  wenn  die  Instructionen,  wie  in  der  Regel,  keinen 
imperativen  Charakter  haben,  oder  sie  ist  facultative 
(illimitirte)  Commission  im  engeren  Sinne,  wenn  von 
Seite  des  Committenten  Instructionen  überhaupt  nicht  er- 
theilt  sind. 

Sind  die  Instructionen  des  Committenten  nach  der  er- 
kennbaren Absicht  des  Letzteren  imperativ  gewollt^,  so 
ist  der  Commissionär  verpflichtet,  dieselben  bei  der  Aus- 
führung des  Auftrages  genau  zu  beobachten.  ^)  Die  Schritte 
des  ^Kommissionärs  sind  insoweit  gezählt;  die  Art  der  Aus- 
fuhrung der  Commission  ist  streng  vorgeschrieben;  die  vom 
Committenten  gesetzten  Grenzen  sind  genau  einzuhalten, 
selbst  dann,  wenn  nach  Ansicht  des  Commissionärs  das  In- 
teresse des  Committenten  dabei  Schaden  litte  und  eine  Ab« 
weichung  von  den  imperativen  Instructionen  sich  für  den 
Committenten  als  besonders    vortheühaft  empfehlen   würde.  •) 


')  /.  46  D.  mand.  17'1  CPatUus).  Jgitur  eommodiMime  illa  forma  in 
t»andati§  servanda  est  ut  quotiens  c er  tum  mandatum  nt^  recedi  a  forma 
non  deheat;  et  quotie»  incertum  vel  plurium  Qausarum  tune  licet  aliis 
praestationilme  exsoluta  nt  eausa  mandati  quam  quae  ipso  mandato  ineranf^  si 
tarnen  hoc  mandatori  expedierit  mandati  erit  actio, 

"*)  Gasaregis  diso,  225  N,  74.  MandcUum  non  censetur  limitatum  nisi 
de  Ivantatione  ipsius  conditdenter  appareat, 

^  l.  6  pr,  D.  17*1  (Fautus),  Diligenter  ßnes  mandati  eustodiendi  sunt 
«am  qui  excessit  alitid  quid  facere  videtur.  Bot.  Oen.  dec.  174  N,  6  p.  230: 
Fines  mandati  sunt  diligenter  eustodiendi  et  ejus  forma  ad  unguem  servanda; 
quod  fit  vel  praeter  vel  contra  fines  mandati  nvXlum  est  et  tunc  nulla  obligatio 
oritur  contra  mandantem]  dec,  63  N.  1  p.  139:  Mandati  finis  neque  in  modico 
sunt  excedendi,  Gaiaregis  diso,  179 N,  67 — 68:  Mandati  forma  est  servanda^ 
mandati  forma  non  servata  (contra ,  vel  praeter ^  vel  eitra  formam  mandati) 
mhü  actum  dieitur.  Marqnard.  Hb,  II,  Cap,  X,  N,  6ö,  p.  308:  Ubi  est 
tradita  eerta  forma  et  modus  praescriptus  quo  quid  in  negotiatione  agi  debeat^ 
tune  non  admitti  executionem  per  aequipoüens,  JE,  g,  Mandatum  habens  ut  certo 
looo  frumentum  emat  vendat,  alibi  locorum  absque  fidei  fractione  et  interesse 
praestatione  id  effectum  dare  non  potest  idque  ob  pretii  pro  diversitate  loeorum 
et  exinde  emer gentium  inecmmodorvm  varietatem.  Vgl.  Riccias  exercit,  XI, 
stet,  2^  §,  16  „strictissime  sequi^, 

^  l,  3  pr.  D.  17'1,  Praeterea  in  eausa  mandati  etiam  illud  ^ertitur,  ut 


11 

[et, 
ge 
lict 

hat  Qer  uommissionar  mit  oer 
kanfmanns  zu  priifea  '");  er  macht 
wenn  er  in  einem  gegebenen  Fall 
itiv   gewollt  buchstäblich  befolgt, 

der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
müssen,  dass  die  anscheinend  im- 
h  der  Absicht  des  Commlttentea 
■  demonstrative  Bedeutung  haben 
ih  andere  Umstände  eingetreten 
r  aU  sorgfältiger  Kaufmann  »in- 
itructionen  sich  nur  auf  den  ge- 
beziehen sollten ,  oder  wenn  es 
aittent  bei  Ertheilung  der  Com- 
richtet,   von  ganz  andern  Voraus- 

u.  a.  w.  Sind  aber  die  Instrac- 
tiv  gewollt,  90  ist  der  Commia- 
ringste,  sei  es  auch  in  bester  Ab- 
bung  verantwortlich. ' ')  Dies  ent- 

danlis  fieri  poteit .  .  .  Dua  bemerkt 
h  t.  N.  49  «Ol.  k:  f^iHoet  cum  tU  pr^tat 
imria  Aoe   eiiel  uHliia  mandiUori.     Glück 

Hot.  Oen.  dec.  ISO  S.  3  j,.  242.  Vtrba 
laandato  nan  iudueunt  /ormam  praeäsam, 

geBtatten  onter  Umständan  AbweichoDg 
,  doch  bernht  diea  in  der  Begel  darauf, 
^orstellnng  vorwaltet,  daas  die  sog.  impe- 
gentlich  demonstrative  BedBUtong  haben 
[int  g.  6  S.  14  das  Ermessen  des  Commis- 
lestimmtem  Auftrage,  weaD  ihm  ufimlicb, 
m,  d«33  ihm  an  schlenniget  Ansfähraa^ 
a  vorgeschriebene  Weise  nnmögüch  werde, 
Q&r  eine  geiriwe  Weise  der  üebermacbnng 

oder  andere  TorgeBchrieben  tbt,  diese 
[gnisse,    UeberschwenmnngeD   ete,  Bnaas- 

voQ  dem  Committesten  Torgeacbriebenen 
sei.  Hier  seien  jene  Uassregeln  zn  wSbten, 
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spricht  dem  Verkehrsbedürfaisse  j  denn  der  Committent  pflegt 
die  eigentliclie  Specnlationsabsicht ,  von  der  er  bei  der  Er- 
theilung  der  Commission  geleitet' war,  geheim  zu  halten; 
dem  Commissionär  kann  nicht  zngemuthet  werden,  in  diese 
geheime  Absicht  des  Committenten  einzudringen,  er  ist  viel- 
mehr verpflichtet,  dieses  Geheimniss  zu  respectiren.  Aber  auch 
dann,  v^enn  ihm  diese  eigentliche  Specnlationsabsicht  bekannt 
geworden  ist,  so  ist  der  Commissionär  wohl  verpflichtet,  ge- 
mäss der  ihm  bekannten  Specnlationsabsicht  des  Committenten 
den  Auftrag  auszuführen,  nicht  aber  dieselbe  seiner  Präfang 
zu  unterwerfen,  je  nach  seiner  Ansicht  von  der  Richtigkeit 
oder  Unrichtigkeit  des  Calciils  des  Committenten  zu  handeln 
und  gleichsam  in  höherer  Instanz  zu  beurtheilen,  welche 
Massregeln  dem  Interesse  des  Committenten  am  besten  ent- 
sprechen würden.  *^) 


I? 


welche  den  vorgeschriebenen  in  der  Natzlichkeit  für  den  Cojnmittenten  am 
nächsten  kommen.  Heise  S.  39  verlangt  entweder  Einholung  nener  Ordre 
oder  Abweichnog  von  dem  Auftrage  bei  wesentlicher  Yerändernng  der  Um- 
stände, welche  der  entfernte  Committent  nicht  voraussehen  konnte ;  z.  B.  eine 
bestimmte  Ronte  wird  dnrch  plötzlichen  Krieg  unsicher  oder  die  Waare,  die 
nicht  unter  dem  Limito  verkauft  werden  soll ,  kommt  verdorben  an  und 
warde  bei  Zögenmg  noch  mehr  verderben.  Gad  §.  129  II.  S.  2G4  gestattet 
nnter  Umständen  Abweichung  von  jedem  bestimmten  Anftrage.  Ebenso  Dela- 
marre  et  Lepoitvinü.  N.  210  ff.;  dagegen  aberTroplong  mandat  N.  363 ff.» 
Bomenget    et   Peyronny  II.  N.  755,    Alauzetll.  N.  840  ff.,  Borsari  ^ 

N.  249  gestattet  Abweichung  in  ausserordentlichen  Fällen,  wenn  Instructions- 
einholung  unmöglich  ist;  Parsons  S.  154|  160  nur  in  Fällen  unvorher- 
gesehener Dringlichkeit  (namentlich  im  Seeverkehre)  zum  Vortheil  des  Com-  ^ 
mittenten  (ebenso  Levi  I.  172;  vgl.  auch  Smith  p.  108),  sonst  gilt  der 
Rechtssatz,  dass  das  Interesse  des  Principals  kein  genügender  Grund  sei,  um 
einen  Brach  der  Instructionen  zu  entschuldigen.  §1304  sächs.  Gb.  gestattet 
Abweichnng  von  der  Instruction  blos  soweit  als  anzunehmen  ist,  dass  der 
Auftraggeber  zu  der  Abweichung  ermächtigt  haben  wärde,  wenn  er  die  Um-  :i{ 
stände  gekannt  hätte,  welche  die  Abweichung  veranlassen.  Richtig  das  span.  \^ 
Hgb.  Art.  129:  Cuando  por  un  accidente  que  el  eomitente  no  era  probable  qiie  % 
prenesCf  crea  el  comisionüta  que  7io  debe  ejecutar  literalmente  las  instruceiones  ^ 
reeibidaSf  y  que  hacidndolo  causaria  un  da^o  grave  cU  eomitente^  podrd  mepender  Ü 
$1  eumplimiento  de  ella  siempre  qu4  el  dSino  aea  evidente  y  dando  euenta  por  el 
correo  mds  pr<^ximo  al  eomitente  de  loa  eauaas  que  le  hayan  determinado  d  aus" 
pender  aus  <frdenea\  pero  en  ningun  caao  podrd  obrar  el  comiaioniata 
contra  la  diapoaicion  expreaa  del  eomitente ;  ebenso  wurtemb. 
Entw.  Art.  139. 

*•)  Aulua  Qelliua  NocL  attic,  Lib,  I.  cap,  XIII .  .  .  quidnam  foret  in 
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Die  imperative  Commission  kann  joristiBcb  so  anfgefasst 
werden,  a1a  ob  ihr  Bestand  durch  die  pünktliche  Beobachtung 
der  von  dem  CommitteDten  imperativ  ertheilten  Instructionen 
bedingt  wäre,  so  dase,  wenn  irgend  eine  derselben  nicht 
beobachtet  wird,  der  Auftrag  wegen  Erfüllung  der  Eesolutiv- 
bedingung  als  nicht  ertbeilt  anzusehen  ist,  der  Commissionär 
aber  wegen  der  von  ihm  verschuldeten  Erflilluttg  der  Bedin- 
gung dem  Committenten  allen  Nachtbeil  zu  ersetzen  liat, 
welchen  dieser  in  Folge  seines  Vertrauens  erlitten. 

Jede  imperative  Commission  trägt  ihrem  Wesen  nach 
einen  prohibitiven  Charakter  an  sich;  denn  wird  in  irgend 
einem  Punkte,  wie  dies  beim  imperativen  Auftrag  eben  der 
Fall  ist ,  die  Art  der  Ausführung  bestimmt  vorgezeichnet, 
so  liegt  eben  darin  das  Verbot,  in  diesem  Punkte  etwas  an- 
deres, mehr  oder  weniger  zu  thun  oder  zu  unterlassen.  Wenn 
z.  B,  die  Commission  auf  den  Einkauf  von  250  Hectolitflr 
Kothwein  von  dem  Jahrgange  1870  geht,  so  liegt  darin  deis 
Verbot  für  den  Commissionär,  Branntwein  oder  weissen  Wein, 
oder  100  Hect.,  oder  500  Hect.,  oder  Wein  von  einem  anderen 
Jahrgänge  einzukaufen.  Der  durch  die  imperativ  gewollten 
Instructionen  des  Committenten  beschränkte  Commissionär, 
welcher    sich    bei    der  Ausführnng  des   Auftrages  nicht  aus- 


aecepto  mandalo  reeiiui,  idne  mnnino  faetrt  giiod  taandaium  eit,  an  non- 
nutiqvam  etiam  conira,  n  iii  ipere»,  ei,  jut  mandaml,  täüitu  fore .... 
earnanpi  atque  diiiolvi  offiäum  omne  imptrantii  .  .  .  n  ^i  ad  i'd,  guod 
facere  jumt  ttt,  non  obieqaio  debilo,  led  cotuUio  non  detideralo  reipon* 
deai.  Vgl.  S  a  T  B  r  y  l,  c.  eh.  II,  p.  3IS.  La  lixiime  maximt  gtte  le$ 
eommünonairei  atketeuri  doivenl  aeoir  eit  d'exeeuter  ponetuelltmenl  Ut  eammii- 
tion»  da  commOtatii  et  de  n«  let  pat  turpaiter,  car  et  leroit  paar  leur  eompie, 
miva'nt  Panäeu  proverbe,  gui  du:  Qui  patte  eoTumitiion  ptrd;  c'etl  li 
dir«  que  ti  /'ordre  porteit  de  H'acheter  qae  vingt  piectt  d'äoffai,  ü  n'en  fattt 
pat  acheler  vingl-cinq;  ri  i'on  demande  tme  quaiiti  d«  marchandiie,  ü  n'en 
/aiit  pai  acheter  dhine  atUre  torle;  ti  on  dtmande  de  l'incamadiii,  que  oe  ne 
eoit  pat  du  couleur  du /eu;  ti  le  eommetiaia  marque  qu'il  la  dttire  dt  tix 
liv.  l'aunt,  n'en  acheler  pae  h  tept  tiv.  eneore  qu'elle  f&t  ir«  6onne  et  beUe 
paur  ce  prix;  perce  que  ce  n'eet  pat  h  uii  crnnmiwitmaiVe  h  penetrer  let  ten^ 
■ment  et  let  raiioni  du  commetlant;  ainti  U  faiU  t'aUaeker  atitant  qtie  Von 
peut  au  pied  de  la  lettre;  neanmoim  ti  la  difference  du  prix  n'excedmt 
pat  plitt  oa  moint  que  d'tin  toi  ou  deux  pour  atdne,  ce  ne  teroit  pat  pour 
eela  cmiirevenir  ti  Vordre,  car  Von  t^ait  bien  que  Von  ne  Irouve  pat  to&fourt 
let  ehotei  ti  juitet  que  Von  let  demande. 
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hnet  sieb  dadnrch  aua,  dass  der  Commit- 
len  enthält  in  Beziehung  auf  das  aufge- 
nd  einen  bestimmten  Modus  der  Aasfüb- 
ir  durcb  eine  demonstrative  Instruction, 
ebr  es  dem  Commisaionär  überläsat,  bei 
dua    nach    seinem    freien    Ermessen   (vti 

je  nacb  der  günstigen  Gelegenheit  auf 
iklicben  Eindrucke  seine  Entschlüsse  zu 
•  die  Auafübrung  des  aufgetragenen  Gre- 
Belieben  zu  wählen,  überhaupt  im  Xnter- 
jil  dea  Committenten  nach  seinen  besten 
lo  ausgedehnt  näralicb  auch  die  durch  eine 
sm  Commisaionär   gelassene  Freiheit   der 

so  ist  der  Commissionär  doch  nicht  als 

etwa  blossen  Eingebungen  der  person- 
unbeschränkt  und  zum  Kachtbeile  des 
gen,  da  doch  vernünftiger  Weise  von 
1  angenommen  werden  kann,  er  habe 
IS  Recht   geben  wollen,   seine  Interessen 

zu  schützen.*')  Daraus  ergibt  sich  aber, 
facultative,  ilHmitirte  Commisaion  stets 
izen  in  der  durch  die  Commission  be- 
;s  Commissionärs  ßnden  muss,  mit  der 
tlichen  Kaufmannes  zum  Vortheile  des 
lein  und  dessen  Interessen  zu  wahren.**) 

cauia  »laniati  ed'om  Ulud  veiiifur  ut  inlerim  neo 
ri  ponit,  inttrdvm  meltor,  dtterior  vero  nunjuoM. 
/  N.  14 — 15:  Ctauiula  „cum  libera"  adjteta  in  maa- 
dur«  faeutiaian  egredifimt  et  importatüiam  ejuidom 
tefarat  tentum  plantun  et  natvraleia  qiä  tx  te  inof 
id  prueurator  debeat  in  ntgotio  peragendo  eamdent 
ttiam  quam  in  re  tua  adJiibuitttt.  Stracchk  tit, 
l  generaliler  et  plent  quideat  täiguid  ntoadeCur, 
irprtlalümeai  temper  reeipil,  gualemit  ex  fida  ret 
lunt  quibuivunque  verbit  <üieui  mmeeinm  jutlitin 
aequiMiimum  namque  vieum  eit,  tmindalaritim  tt« 
vt  nuiM  agerei.  Stiaccha  t.  c  JV.  32,  X.  44: 
i>lUa  adjiei:  prout  tncjiiu  videbUur  et  placebit,  proiit 
ad  arbilrium  boni  ciri  re/ertur  ....  nuila  probali« 
Agenda.  T^.  noch  Bpan.  Egb.  Art.  188:  Sotrelo 
I  preicrito  expreaataente  por  tt  comiterde,   dtbe  eon- 
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So  lange  sich  der  Commissionär  bei  der  Ausführung  der 
facultativen  Commission  innerhalb  dieser  Grenzen  bewegt, 
so  lange  er  nur  dasjenige  thut,  resp.  unterlässt,  was  ein 
ordentlicher  Kaufmann  in  solchen  Fällen  zu  thun  resp.  zu 
unterlassen  pflegt  2*),  so  kann,  wie  immer  der  von  ihm  ge- 
wählte Modus  der  Ausführung,  wie  immer  auch  der  Schluss- 
erfolg der  Operation  für  den  Committenten  beschaffen  sein 
magy  von  einer  Verletzung  des  Auftrages  nicht  die  Rede 
sein.  25)  Der  Commissionär  ist  daher  in  Beziehung  auf  seine 
Verantwortlichkeit  gedeckt,  und  es  kann  ihm,  wenn  er  sich 
bei  seinen  Schritten  von  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes lenken  liess,  nicht  zur  Last  gelegt,  daher  auch  nicht 
zur  Grundlage  eines  Schadenersatzanspruches  gemacht  wer- 
den, wenn  er  sich  geirrt,  wenn  er  kraft  der  ihm  eingeräum- 
ten discretionären  Gewalt  im  guten  Glauben  einen  ihm  vor- 
theilhaft  scheinenden  Modus  der  Ausführung  der  Commission 
gewählt  hat,  bei  welchem   aber   die  von   dem    Committenten 


gultarle  el  comisionista ,  siempre  que  lo  permitan  la  ruUuraleza  del  negoeio  y 
SU  esiadOf  y  cuando  no  sea  poaaihle  consultarle^  y  esperar  nuevaa  instruccioiies^ 
6  en  el  caso  de  que  el  comitente  le  haya  autorizado  para  ob  rat 
d  $u  arhitrio^  hard  aquello  que  dicte  la  prudencia,  y  sea  mds 
conforme  al  uso  general  del  comercio^  procurando  siempre  la 
prosperidad  de  los  intereses  del  comitente  eon  igual  celo  que 
si  fuera  negoeio  proprio;    s.  auch  wörtemb.  Entw.  Art.  141. 

")  Casaregis  disc.  36  N,  32:  Quavdo  mandatarius  non  deviat  a  solito, 
quod  aUi  prudentes  mercatores  faciuiit  ^  excusatur  etiam  a  levissima  culpa. 
dise,  176  N.  43:  Mandatarius  qui  operatur  Juocta  stylum  mercaforum  numqtiam 
pdett  did  in  culpa  (disc.  144  N.  39 — 40);  N.  44 :  Mandatarius  non  tenetur  plus 
a^erCy  qtuim  quod  ab  aliis  mercatoribus  in  loco^  ubi  exequitur  mandaium^  obser* 
Votum  est;  disc,  225  N.  18:  Mandatarius  non  tenetur  plus  agere  quam  quod 
ah  aliis  ejusdem  pro/esnionis  in  loco  ubl  exequitur  mandaium^  operari  soleat. 
Vgl.  Straccha  de  mandat.  N.  41  fquod  enim  in  usu  frequenJti  in  loco  est 
ac  objierv<Uumj  spectandum  est).    Vgl.  Art.  799,  800  portng.  Hgb. 

•*)  Casaregis  disc.  119  N.  17:  In  mandato  coUafo  ad  liberum  arbi- 
^um  mandatarii  nvmquam  intrat  quaestio  excesstis  mandati  (Summarium), 
(Das  Summarium  bezieht  sich  aber  auf  den  Text  Nr.\16.  Der  Auftrag 
lautete :  «  Volendo  in  questo  principio  darvi  tutta  la  liberth  .  .  .  Per  il  che 
avrete  luogo  di  effettuare  la  commissione  datavi  delle  salme  1000  graniforti 
o  eome  stimerete  piU  proprio,^  Casaregis  bemerkt  dazu  Nr.  16:  Le  quali 
parole  sono  tanto  ampie,  particolarmente  tra  Mercadanti^  che  quando  con  esse 
fotst  coneepito  ü  mandato^  non  si  potrehbe  mai  riconvenire  d^eccesso  il  man- 
datarto.) 
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Aeqaivalent  zu  ersetzen,  sogar  dann  nicht,  wenn  der  Com- 
missionär  beweisen  könnte,  dass  das  modificirte  oder  sub- 
stituirte  Objeet  dem  Committenten  grossere  Vortbeile  zu 
schaffen  geeignet  wäre,  als  das  von  dem  Committenten  vor- 
geschriebene Object.  Der  Committent  braucht  sich  auf  Dis 
cussioneu  solcher  Natur  nicht  einzulassen;  der  Commisaionär 
hatte  die  Pflicht,  den  Willen  des  Committenten  zu  respectiren. 
Der  Committent  hann  das  Geschäft  für  Rechnung  des 
Commissionärs  lassen,  denn  der  Commissionär  hat  nicht  das 
aufgetragene  Geschäft,  sondern  ein  anderes  ausgeführt'),  er 
kann  ausserdem,  falls  eine  auftragsmässige  Ausführung  mög- 
lich gewesen  wäre,  Schadenersatz  verlangen.  Hat  z.  B.  der 
Committent  für  den  Einkauf  oder  Verbauf  eine  bestimmte 
Qualität  der  Waare  vorgeschrieben,  so  könnte  er  eine 
andere  Qualität  auch  dann  zurückweisen,  wenn  die  vom  Com- 
missionär eingekaufte  Qualität  einen  höhereu  Werth,  oJer 
die  von  demselben  verkaufte  Qualität  einen  geringeren  Werth 
hätte,  als  die  von  dem  Committenten  vorgeschriebene  Qualität, 
und  wenn  dessenungeachtet  der  Einkauf  oder  Verkauf  zu  dem 
vom  Committenten  festgesetzten  Preise  ausgeführt  worden 
■wäre.*)  Die  eingekaufte  feinere  Qualität  entspricht  nicht 
immer  den  Zwecken  des  Committenten,  so  kann  z.  B.  der 
Fabrikant  von  blos  groben  Tuchwaaren  feine  Wolle  nicht 
brauchen,  oder  der  Auftrag  war  aus  besonderen  Gründen  ledig- 
lich auf  den  Einkauf  von  Fabriks- Abfällen  gerichtet  u.  s.  w. 
Jeder  Auftrag  ist  in  der  Kegel  ein  juristisch  untheil- 
bares  Ganze ') ;  soweit  der  Committent  den  Inhalt  der  Com- 


')  l.  ö  §.  3  D.  mand.  IT't.  Itaque  n  mandavero  libi  ui  damavt  Sej'anam 
eenlunt  emtita  laque  Titianam  emei-ia  lange  majorit  prelü,  eealum  lamm  auf 
elioia  minorii,  non  vidmi   impleaie  mandatum. 

')  Art.  135  al.  4  apfin.  Hgb.  (Si  et  eace«j  del  comüionUla  eitaciere  en 
que  la  aita  coviprada  no  fuete  de  la  eatidad  qut  >e  ie  habia  enci/meii  lado 
no  licne  obliyacion  el  eomilenie  de  kacerte  cargo  de  ella)  nnd  der  damit  voll- 
komiDen  übereiantimmeiide  Art.  65  al.  3  portng.  H^b,  normiren  ansdrilcktieh, 
da«a  venu  der  darch  den  Co n missionär  gekanfte  Gegenstand  nicht  von  der 
anftragsmäsaigeu  Qualität  wäre,  der  Committent  nicht  verbanden  Bei,  ihn  fSr 
seine  RBchnuns  zn  nehmen;  ebenso  Art.  141  wärtemb.  Eotw. 

•)  Casaregia  diic.  33  JT.  21.  Mandatum  eil  indivlsibile,  praechum  et 
cum  omnilius  niia  ijiialilalibria  obiemarl  debel  (Summarium).  Argeot.  Hgb., 
(ebenso  Drognaj)  Art.  343,  ital.  Entw.  Art.  404.  (Prot,  daan  N.  853). 


ertheilte,  den  ganzen  Vorrath,  welcher  von  einer  Waare  an 
Ainem  bestimmten  Handelsplätze  vorhanden  ist,  für  ihn  ein- 
znkanfen,  weil  er  die  Absicht  hat,  sich  dea  betreffenden 
Handelsartikels  anf  diesem  Handelsplätze  ausschliesslich  zu 
bemächtigen;  würde  hier  der  Commiaaionär  nur  einen  Theil 
des  Vorraths  ankaufen,  so  wäre  die  Speeulation  des  Commit- 
tenten  gefithrdet,  denn  diese  theilweise  Ausführung  des  Auf- 
trages ermöglicht  noch  immer  die  Concurrenz,  welche  ja  der 
Committent  gerade  vermeiden  wollte;  oder  der  Auftrag  zum 
Einkauf  einer  bestimmten  Quantität  einer  bestimmten  Waare 
wäre  deshalb  ertheilt,  weil  der  Committent  seinerseits  ver- 
pflichtet ist,  eine  gleiche  Quantität  dieser  Waare  einem 
Dritten  zu  liefern  u.  s,  w. 

Ist  die  Ausführung  theilbar,  so  kann  der  Committent 
zur  Anerkennung  des  ausgeführten  Theil  es  des  Auftrages  ge- 
zwungen werden.  So  z.  B.  wenn  der  Auftrag  auf  den  Ankauf 
voQ  Waaren  und  den  Verkauf  von  Werthpapieren  gerichtet 
ist,  so  dass  der  eine  Auftrag  ohne  den  andern  ausgeführt 
werden  kann.  ^)  So  verhält  es  sich  überhaupt  dann ,  wenn 
der  Auftrag  sich  auf  zwei  ganz  verschiedene,  in  ihrer  Aus- 
führung von  einander  durchaus  unabhängige,  also  nicht  con- 
nexe  Geschäfte  erstreckt. 

Wenn  verschiedene  Ueschäfte  den  Gregenstand  einer  und 
derselben  Commiasioa  ausmachen ,  so  fragt  es  sich ,  ob  der 
Commissionär  berechtigt  ist,  gegen  den  Schaden,  welchen  er 
bei  dem  einen  Geschäfte  durch  sein  Verschulden  herbeigeführt, 
die  Vortheile  aufzurechnen,  welche  er  bei  dem  andern,  in  dem- 
selben Auftrage  damit  verbundenen  Geschäft  dem  Commit- 
tentcn  verschafft  hat.  *) 

Sind  die  verschiedenen  Geschäfte  connex,  ist  also  die 
Commission  untheilbar,  so  kann  das  eine  Geschäft  von  dem 

')  CasaregiB  Jitc.  33  X.  61  aU  additio  zu  ^.  SI:  Quando  jnandiia 
tun!  pitira  ei  diveria  et  runi  eomiptiUiva  inier  te ,  poieit  unum  adimpleri  lint 
af.o  aut  divithi.  Vgl.  Bol.  Gen.  dec.  19  K.  4  p.  77.  (Ela  RechlBfall  mit 
Tbeilbatkeit  der  ConunUBioD.} 

*)  Ueber  die  Znlfiraigkeit  der  sog.  tomperualio  lueri  et  daiani  vgl.  die 
Teracbiedenen  Anfiichleii  bei  Hommsea  Beitr.  ZDm  Obl.  R.  II.  S  19L— 298, 
Cohnfeld  Intereise  8,168—174,  Vangerow  Fand.  UI.  Bd.  g- 571  Anm.  1, 
Windscbeid  Fand.  II.  §.  258  Note  4,  Brinz  Find.  1.  S.  451,  Seafrert 
Arch.  X.  B.  257. 

Orünhnt,  Recbt  dea  CommlsBions-Handels.  9 
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erhaupt  nicht  getrennt  werden ;  es  ist  ein  z 
!  Ganze,  das  nicht  zerrissen  werden  darf.  Schaden 
bell  gilt  als  durch  ein  und  dasselbe  Geschäft  ver- 
laher  ist  als  Schaden  nur  das  zu  ersetzen,  waanicb 
18  Vortheils  übrig  bleibt;  es  geht  nicht  an,  den  ge- 
;enden  Theil  als  für  Rechnung  des  Committenten, 
Lstbringenden  als  für  Rechnung  des  CommissioDärs 
in  gelten  zu  lassen;  es  kann  daher  nur  auf  das 
it-Resultat  gesehen  werden ,  so  dass  praktisch 
pensation  des  auf  der  einen  Seite  verschafften  Ge- 
it  dem  auf  der  andern  Seite  herbeigeführten  Schaden 
Wäre  das  Gesammtresultat  Verlust,  so  steht  der 
)när,  welcher  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
ieht  beobachtet  hat,  für  den  ganzen  Schaden  ein, 
auch  einzelne  Theile    der  Commission   zu  besonders 

Bedingungen  ausgeführt  hätte.  Wäre  das  Gesammt- 
tewinn,  so  könnte  überhaupt  nur  von  einem  Ansprucli 
mittenten    auf  Ersatz    eines    entgangenen    weiteren 

die  Rede  sein;  -für  diesen  hat  der  Gommissionär 
men,  wenn  er  den  Entgang  desselben  durch  Ver- 
jung der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ver- 
ätte;  nur  wird  der  Richter  wohl  in  Erwägung  zu 
ben,  ob  es  nicht  im  concreten  Falle  unbillig  wäre, 
nmissionär,  welcher  bei  Ausführung  einzelner  Theile 
rages  eine  ganz  besondere  Geschicklichkeit  im  In- 
es Committenten  an  den  Tag  gelegt  und  für  den 
nten  ohnehin  einen  Gewinn  erzielt  hat,  zum  Ersätze 
es  Entganges  eines  Mehr  gewinnes  zu  verhalten, 
agt  z.  B.  den  Commissionär  B,  100  Fass  Wein  einer 
en  Sorte  um  250  ä.  per  Fass  zu  kaufen  und  dieselben 

per    Fass    an    den    Committenten    zu    verfrachten ; 

nun  aber  das  Fass  Wein  um  240  fl,  und  ver- 
!S  um  9  fl. ;  beim  Einkaufe  hat  er  also  10  erspart,  bei 
Pachtung  4  mehr  ausgegeben ;  muss  nun  der  Commis- 
3  4  fl.,  die  er  mehr  ausgegeben  hat,  ganz  tragen 
n  er  dagegen  die  bei  dem  Einkaufe  ersparten  10  fl. 
in?  Würde  bewiesen,  das  B  bei  Beobachtung  der 
Bines  ordentlichen  Kaufmannes  zu  5  hatte  verfrachten 
Bo  wäre  B  trotz   des  günstigen  Gesammtresultates, 
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da  er  nicht  überall  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes gebandelt,  zum  Ersatz  (9—  5  =  4)  verpflichtet,  mag 
auch  zugleich  feststehen,  dass  B  nur  durch  besondere  Geschick- 
lichkeit den  Einkauf  zu  240  (z.  B.  gegenüber  einem  Markt- 
preise von  vielleicht  250)  gemacht,  also  10  fl.  erspart  habe. 
Kann  aber  dem  B  ein  Mangel  an  Sorgfalt  nicht  zur  Last 
gelegt  werden,  soist  der  Committent  gezwungen,  das  Gesammt- 
resultat  anzuerkennen.  Nur  dann,  wenn  der  Commissionär 
eine  vom  Committenten  rücksichtlicb  des  Modus  der  Aus- 
führung eines  dieser  connexen  Geschäfte  imperativ  gegebene 
Instmetion  vernachlässigt  hätte  oder  wenn  er  von  einer  demon- 
strativ gegebenen  Instruction  ungerechtfertigter  Weise  ab- 
gewichen wäre,  hätte  der  Committent  das  Recht,  nach  seiner 
Wahl  das  Ganze  zu  genehmigen  oder  das  Ganze  für  Rech- 
nung des  Commissionärs  zu  lassen  und  Schadenersatz  wegen 
nicht  anftragsmässiger  Ausführung  zu  verlangen. 

Sind  die  verschiedenen  den  Gegenstand  einer  Commiäsion 
bildenden  Geschäfte  nicht  connex,  so  ist  die  Frage  zu  ver- 
neinen; sie  sind  als  selbstständige  und  von  einander  ganz 
unabhängige  Geschäfte  in  das  Auge  zu  fassen.  Der  Commis- 
sionär ist  verpflichtet,  den  Schaden,  welchen  ei-  durch  die 
schlechte  Ausführung  des  einen  Geschäftes  verursacht,  zu 
ersetzen,  und  nicht  berechtigt,  die  Voitheile  ans  dem  andern 
Geschäfte  sich  anzueignen;  er  hat  überall'  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  zu  handeln,  also  überall  die 
gunstigsten  Bedingungen  im  Interesse  des  Committenten  zu 
erzielen.  Der  Committent  ist  daher  berechtigt,  den  Vortheil 
ans  dem  einen  Geschäfte  sich  anzueignen ,  und  den  Schaden 
aus  dem  andern  Geschäfte  ersetzt  zu  (^erlangen. '")  Hätte  der 
Commissionär  eine  Instruction  vernachlässigt,  so  wäre  der 
Committent  nur  berechtigt,  den  instructionswidrigen  Theil  des 
aufgetragenen  Geschäftes  für  Rechnung  des  Commissionärs 
za  lassen  und  Schadenersatz  zu  verlangen. 

Die  Grenze,  welche  der  Commission  in  Beziehung  auf 
das  aufgetragene  Geschäft  vom  Committenten  gezogen  wird, 
hat  zuweilen  blos  die  Bedeutung,  dass  damit  im  Allgemeinen 

■<)  Vgl.  Art.  94  Ab».  2  Hgb.,  §72  nngar.  Hfb.,  g.  1191  Ost.  bürgerl. 
tiea.,  §.  215  I.  17.  pronss.  Landr,  Art.  18)0  franz.  Code  cirU  cf.  l.  23  j'.  I 
Tl.  pro  locia    17-2,  anders  l.    II  D.    ih  ntiirU  2tl. 
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zugleich  imperativ,  insoferne  entweder  das  eine  oder  das  an- 
dere Geschäft  anagefiihrt  werden  tnuas  und  nur  das  eine 
oder  das  andere  ausgeführt  werden  darf.  Der  Commiasionär 
ist  daher  nicht  in  Verschulden,  wenn  er,  obwohl  er  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  beobachtet,  gerade  daa- 
jenige  Geschäft  abgeschlossen  hat,  welches  dem  Interesse  des 
Committenten  weniger  entspricht ;  er  wäre  aber  in  Ver- 
schulden, wenn  er  als  Sorgfältiger  Kaufmann 'erkennen  mosste, 
dass  der  Committent  in  TJnkenntnisa  von  der  wahren  Sach- 
lage die  Alternative  eingeräumt  habe.  Noch  mehr  ist  das 
Wahlrecht  des  Commisaionärs  eingeschränkt,  wenn  der  Com- 
mittent ihm  den  eigentlichen  Specnlationszweck  bekannt  ge- 
geben hat;  der  Gommissionär  könnte  dann  als  sorgfältiger 
Kaufmann  nur  jene  Alternative  wählen ,  welche  zur  Er- 
reichung dieses  Zweckes  geeigneter  erscheint.  Sämmtliche 
Leistungen  sind  in  ohligJtione,  aber  nur  eine  ist  in  aolutione. 
Der  Leistnngsgegenstand  wird  erst  durch  die  Entscheidung 
des  Commissionära  bestimmt;  erst  wenn  sämmtliche  alternativ 
aufgetragene  Geschäfte  unmöglich  geworden  sind ,  ist  der 
Commissionär  von  der  Verpflichtung  befreit,  die  übernommene 
Commission  auszuführen. 

Die  aufgetrageneu  Geschäfte  können  in  einem  even- 
tuellen oder  subaidiären  Verhältniaae  zu  einander  stehen, 
so  dass  das  eine  nur  dann  ausgeführt  werden  soll,  wenn  das 
andere  nicht  ausgeführt  werden  kann.  Der  Commissionär  hat 
ein  sofort  existentes  Recht,  das  eine  Geschäft  aaszuführen, 
aber  nur  ein  bedingtes,  das  andere  auszuführen;  z.  B.  Auf- 
trag zum  Ankauf  einer  bestimmten  Quantität  Weines  einer 
bestimmten  Sorte,  im  Falle  de;r  Unmöglichkeit  der  Ausführnng 
subsidiär  Auftrag  zum  Ankauf  einer  bestimmten  Quantität 
Sprit,  eventaell  zum  Ankauf  einer  gewissen  Anzahl  gewisser 
Werthpapiere  u.  s.  w.  Die  Geschäfte  können  in  einem  suc- 
cessiven  Verhältnisse  zu  einander  stehen,  so  dass  das  eine 
nur  hinter  dem  andern  ausgeführt  werden  soll;  der  Commis- 
sionär muss  sich  dann  genan  an  die  vorgeschriebene  Ordnung 
halten.  Dabei  ist  zu  untersuchen,  ob  es  der  Absicht  des  Commit- 
tenten entspricht,  dass  das  erste  Geschäft  ohne  das  zweite  aua- 
gefubrt  werde.  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  bestünde  Con- 
nexität  zwischen  den  aufgetragenen,  auccessiven  Geschäften. 
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schiedenartigem  Wege  aosgefcihrt  werden,  stehen  also  dem 
Commiasionär  znr  Erreichung  desselben  Zieles  verschiedene 
Mittel  zu  Gebote,  so  kommt  es  zunächst  darauf  an,  ob  der  Com- 
mittent  in  Beziehung  auf  die  Mittel  der  Ausführung  Instruc- 
tionen ertheiit  hat  oder  nicht.  Im  letzteren  Falle,  wo  die 
Commission  rUcksichtlieh  der  Mittel  der  Ausfuhrung  facul- 
tativ  gestaltet  ist,  steht  es  dem  Commissionär  frei,  nach 
seinem  Ermessen  die  Mittel  der  Ausführung  zu  wählen. 
Dieses  Ermessen  hat  seine  natürliche  Grenze  in  der  Pflicht 
des  Commissionärs ,  den  Vortheil  des  Comdiiltenten  mit  der 
Sorgfalt  eines  durch  verständige  Vorsicht  geleiteten  ordent- 
lichen Kaufmannes  zu  wahren.  Der  Commissionär,  welcher 
seinen  Entschluas  momentan  anf  Grund  der  derzeitigen 
Eindrücke  zu  fassen  gezwungen  ist ,  kann  möglicher  Weise 
über  die  Richtigkeit  der  Mittel  der  Ansfiibrung  in  diesem 
Augenblicke  irren ;  er  ist  nur  dann  verantwortlich ,  wenn  er 
den  Irrthum  durch  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Klaufmannes  hätte  verhindern  können.  Bei  Beurtheilung 
seines  Verhaltens  ist  nicht  auf  den  Erfolg  zu  sehen;  hat  er 
dnrch  die  verständige -Vorsieht  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
bestimmt  gehandelt,  so  k;inn  es  ihm  nicht  schaden,  wenn 
sich  hinterher  zeigen  sollte ,  dasa  die  Wahl  anderer  Uittel 
der  Ausfnhrnng  ein  günstigeres  Resultat  fUr  den  Committenten 
zur  Folge  gehabt  hätte.  Der  Commissionär  macht  sich  nicht 
verantwortlich,  wenn  er  die  Art  und  die  Mittel  der  Aus- 
führung mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ge- 
wählt hat.  Hat  aber  der  Committent  in  Beziehung  anf  die 
Mittel  der  Ausföbrong  etwas  vorgeschrieben,  so  ist  zu  unter- 
suchen,   ob    die    ertheilten  Instructionen     vom    Committenten 

datvr  maadalum;  düc.  173  X  10:  Maiidaluat  txfeadllur  ad  ta  amnia  qua« 
de  more  eimredi  loltnl  et  ed  ea  ipiae  caratitui.itfr  agtmlvr  ab  Utie,  <pti  timilt 
mandiiuM  kabiW.  Ebenan  Straccha  de  m;rcal.  tll.  mandat.  N.  41  p,  165; 
ferner  CaHaregii  dur.  173  A-  14:  Slandaium  »eviper  reitringUur  ad  aeiut 
quorum  iulvitu  viUrlar  cmiceiivm  nee  '.xtendilur  ad  aelua  isciraneni ,  ijuamvit 
rerba  euei,t  gtntralia;  diic.  19S  -V.  3t:  Mandaia  merraloTum  tacite  comjrre- 
kend»nt  imnia  ali-t  mai  data  neresiarla  ad  pi-ragendum  .'d,  qiiod  juxta  torum 
ttylvm  fieri  toitl;  ilite.  230  X.  43:  (Mandant  oblijalitr)  in  iü  omiiiiu»,  «ine 
•fuibv»  etimviUno  tffee'um  torti.i  iwn  vaU>,  eiiamii  non  jii'n(  trprtua,  ad  quae 
temper  mindalum  ixttndi  dtbel.  Vgl,  porlog.  Hgb.  Art.  78J:  .Vo  mandato 
aniecedfnie    entendeie    conprekeitdi-la   o   ipie    d'elle    i    comequeneia    neceii'iria. 
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weichang  von  d(^n  Instructionen  verschlechtert,  bo  macht  sich 
der  Commissionär  schadenersatzpflichtig  *) ,  wenn  er  nicht 
za  beweisen  vermag,  dass  er  bei  dieser  Abweichung  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  gebandelt  habe.  Der 
Committent  ist  bei  dem  Nichtvorhandensein  der  oben  erwähn- 
ten beiden  Vorausaetzangen  der  Abweichung  von  der  demon- 
strativen Instruction  znr  Zurückweisung  des  Geschäftes  auch 
dann  berechtigt,  wenn  die  vom  Committenten  angegebenen 
and  die  anderen  von  dem  Commissionär  gewählten  Mittel  der 
Ausführung  an  und  für  sich  von  vomherein  gleich  wirksam 
2U  sein  scheinen;  es  ist  anzunehmen,  dass  es  dem  Commis- 
sionär besser  gelungen  wäre,  das  Interesse  des  Committenten 
zu  wabren,  wenn  er  den  Instmetionen  des  letzteren  pünktlich 
nachgekommen  wäre.  Von  der  Schadenersatzpflicht  kann  sich 
aber  der  Commissionär  dann  befreien,  wenn  er  zu  beweisen 
vermag,  dass  der  bei  der  Anwendung  der  von  ihm  aubstltnirten 
Mittel  der  Ausfuhrung  eingetretene  Schaden  auch  dann  nicht 
verhindert  worden  wäre,  wenn  die  vom  Committenten  demon- 
strativ vorgeschriebenen  Mittel  der  Ausführung  pünktlich 
beobachtet  worden  wären.  *) 

Behauptet  der  Committent,  dass  der  üble  Ausgang  der 
Angelegenheit  darauf  zurückzuführen  sei,  dass  sich  der  Com- 
missionär bei  der  Wahl  der  Mittel  der  Ansfübrang  einen 
Hangel  an  Sorgfalt  zu  Schulden  kommen  Hess,  so  liegt  es 
dem  Commissionär  ob,  den  Bpeciell  angegebenen  Eugen  des 
Committenten  gegenüber  sein  Verfahren  als  das  eines  ordent- 
lichen Kanfmannes  zu  rechtfertigen. 

*)  CftiaregiB  ditc.  laS  N.  IS.  Adimplementum  ptr  aequipoUen*  de 
jure  ptmtmvm  e»'.,  dviamodo  idtm  ttquattir  alttri  parti  effaehu  (SuaimariumJ, 
Card,  de  Luc.  de  Credit,  ditc.  84  N.  4,  5  ff.  Vgl.  portng.  Hgb.  Art-  784,  811 
<obeD  §.  15  Note  17). 

•>  Arg.  Art.  345 Hsb.,§. 345  Ungar. E&b.;  CasAregia  <2üe.  I  jV.  83.  S4: 
Culpa  fsu  dolut  imputari  non  d«bet,  quando  non  ßiil  ordinalui  ad  ciuun  ita 
vi  ritte  eo  catm  tantigittei  .  .  ,  Sieati  ri  rei  depoiüa  limÜiler  petiei  deponenten 
pereai  deponlariu»  liberatur  fSummariumJ.  DazQ  Teil  N.  83 :  Quin  quotie»  ali' 
eujut  euiptt»  caiuf,  giä  eoenil,  adteribitur,  demotuirandum  necceiiario  ett,  eul- 
pam  iilam  ad  caium  /uine  ditpotilam  atque  ordiaalam,  üa  ut  ntn  propier  eam 
eutpam  eoitu  nequaguam  fulnei  evenlunu ;  ditc.  S7  N.  10, 11 .-  Culpa  mutationit 
viagji  non  eit  atlendenda  $i  caim  liniiter  adhue  eiterüttet  eo  non  nutalo;  dUc. 
190  y.  14:  Culpa  non  dthet  eulpoto  noeere,  quando  nikiluminut  abtque  iUiut 
tulpa  eattu  cimti'jiitet.     S.  auch  Qiit«Ti  %.  33  Notd  4. 
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verpflichtet,  von  dem  Limito  als  einer  blos  demonstrativ 
angegebenen  Instruction  in  einer  dem  Committenten  günstigen 
Richtung  abzuweichen.  Das  Limito  ist  z.  B.  nicht  massgebend, 
wenn  der  Commistionär  zu  höheren  Preisen  verkaufen  und 
zu  niedrigeren  Preisen  einkaufen  kann ,  als  ihm  limitirt  ist. 
Eine  solche  Abweichung  erscheint  im  Zweifel  stets  durch 
die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten,  ohne 
dass  der  Commissionar  neue  Instructionen  von  Seite  des 
Committenten  einzuholen  braucht.*) 

Wenn  daher  der  Commissionär  das  Limito  zum  Vor- 
theile  des  Committenten  überschreitet,  z.  B.  theuerer  ver- 
kauft und  billiger  einkauft  als  von  dem  Committenten  vor- 
gescliriehen,  oder  bei  der  Transportcomraission  einen  billigeren, 
Frachtiohn  oder  bei  der  Ve reicher iingscommieaion  eine  billi- 
gere Prämie  erlangt  n.  s.  w. ,  so  liegt  eine  Verletzung  des 
Auftrages  nicht  vor');  denn  es  muss  im  Zweifel  angenommen 


<)  Ei  verfallt  sich  also  bei  der  BestimmuDg  des  Comialthuteu  rBck- 
Biehtlich  (los  Limito  anden,  ala  bei  soDstigen  Feaieetsangea  desselben.  Das 
ansaerbalh  der  demonstratiT  TorgeEChri ebenen  Zeil,  aaasetbalb  dea  demon- 
slrativ  Torge«tb riebe nen  Ortes  Bbgeschlosieue  Ge-cbüft  ist  imr  daoa  äa.s  Ge- 
schürt des  CoDUDittenteD,  venn  die  Abwrichnng  dnrcli  die  Sorgfalt  eiuea 
ordentlichen  Kanfmannea  gebolea  erscheint  und  usiie  InstmclioDen  von  Seite 
des  CommilteDteii  nicht  mehr  rechlzeitig  elugeboU  werdtn  konnten.  Ist  die 
Abweichnng  nicht  im  dieser  Weise  gincbLrertiiji^  so  liegt  eine  Utiberschreitnng 
des  Anflragrs  (exeeuni  mavdali)  vor.  Baa  ansserhalb  des  Limilo  aasgefUhrie 
Geschäft  int,  voran^geaetzt  nnr  da^a  die  limitirte  Grenze  zdid  Vortheil  des 
CommiUenten  Bberxcbriltea  wurde,  im  Zweifel  trotz  dieser  Abireichang  vcn 
der  TorscbriCt  als  das  Geschäft  des  Committenten,  und  die  AnsrahrDog  als 
eine  tadellose  anzusehen.  Dieser  UnteTschied  in  der  B' handlang  der  verscbia- 
dsnen  demonstratiT en  Bestandtheile  des  Anftrsgs  ergibt  sich  ans  der  Natnr 
der  Sache.  Beim  Limito  bandelt  es  sich  um  eine  Ziffer,  daher  die  Frage,  ob 
die  Abweichnng  von  der  InstrnctioQ,  wenn  sie,  wie  im  Zweifel  anzunehmen, 
demonstratiT  gewollt  ist,  im  Interesse  dea  Committenten  gelegen  sei  nnd  dem 
wahren  Willen  demselben  entspreche,  ohne  Einholung  nener  lostmctioDea  von 
dem  Commissionär  selbst  mit  mathematischer  Gewissbeit  beantwortet  wer- 
de« kann. 

')  l'  5  §.  5  D.  l'i'l.  MtlioT  autttn  eauta  mandanlii  fitri  potetl,  »i  qvum 
libi  mandanem  ul  Stichum  dtctm  emer«,  In  eiini  tninai-u  enier-i«  vei  lantideia 
u(  aliud  guidqvant  tervo  accederel;  otioque  wi'ni  catu  aut  van  vilra  pretliaa 
aut  inira  prellum  feelali;  §.  «  J.  III.  26.  Qvodn  minork  emtri»,  hahtbU  icilictt 
cnm  eo  aetioneni,  qvoniam  guinianda',  »t  liii  eentatii  aureorum  fundui  eraeretur, 
i>  vtique  mandoMte  inttili^i tur,  ut  n.i'noriV,   li  pouil,    imireiur;    vgl.   Leysep 
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dass  eine  solche  Abweichung  von  der  VorBchrift  des 
tenten  der  wahren  Absicht  desselben  entspricht  and 
)  Zulässigkeit  einer  solchen  Abweicbang  in  dem  Aaf- 
les  Committenten  eiillschweigend  gelegen  sei.  Der 
aionär  macht  sich  sogar  verantwortlich,  wenn  er  darcb 
ilässigung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Eaafmannes 
Limito  von  dem  Committenten  gesetzte  Preisgrenze 
hat,  obwohl  er  zu  einem  Preise  hätte  abschliesaen 
,  welcher  dem  Committenten  offenbar  günstiger  ge- 
wäre. Es  heisst  nicht  als  ordentlicher  Kaufmann 
,  wenn  der  Commissionär  dieConjuncturen  desMiirktes 
abrnimmt,    die  Preise   der  Gegenstände    nicht  kennt 

gunstigeren  Preisbedingungen,  zu  welchen  das  aaf- 
ne  Geschäft  hätte  abgeschlossen  werden  können ,  im 
le  des  Committenten  zu  erlangen  versäumt.  Allerdings 

Committent  den  Preis  bestimmt,  aber  diese  Bestim- 
mss  im  Zweifel  so  verstanden  werden,  als  ob  der 
tent  den  stillschweigenden  Vorbehalt  gemacht  hätte, 
r  Commissionär  gehalten  sein  solle,  wenn  möglich,  zu 
eren  Preisbedingnngen  zu  contrahiren,  also  z.  B.  biL- 
nzukanfen  oder  theuerer  zu  verkaufen  als  limitirt  ist,  *) 
ährend  die  Abweichung  von  dem  Limite  in  der  dem 
tenten  günstigen  Richtung  als  zum  offenbaren  Vor- 
es  Committenten  gereichend,  die  Ausführung  der 
äion  in  der  ßegel  als  tadellos  erscheinen  läsat,    be- 

jede  Abweichung  in  der  entgegengesetzten  Richtung 
autwortlichkeit  des  Commissionärs.  Der  Committent 
as  Geschäft,  welches  in  einer  zu  seinem  Nachtheile 
n  Abweichung  von  dem  Limito  abgeschlossen  worden 
I  anftragewidrig  zurückweisen');    er  kann  ausserdem, 

jand,  Spee.  168  med.  8  und  Spec.  180  Toed.  3.    Roth  I.  c  p.  30,  31, 

hka  §.  7  S.  18-21. 

Znweilen  erkl&rt   der  Conmittent  trotz  der  Bastimmnag  ei  Des  Frei  s- 

isdrOcklicb,  dasi  er  sich  In  BesiehoDg  auf  allei  daojeBige,    wag  der 

Ibb  Marktes  etwa  notbvpndig  macheD  werde,  also  aach  rdckaichtlicb 

i»,  anf  die  Klugheit  des  Commissionfirg  verlasse. 

Vgl.  /.  5§.3.4  l.  41  D.  maad.  17-1.  l.  I  §  3  D.  exe.  rel  vend.  »t-3. 

onderea  eilt  far  den  Fall  der  UeberschraitoDg  des  Limito  bei  der  Ein- 

I  TeTkaDfcCammlasioii  nach  Art.  363,  361  Hgb  ;  vgl.  nnten  gg.  34,  35. 
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wenn  der  Commissionär  innerhalb  der  Grenze  des  Anftrags  das 
Geschäft  hätte  zur  Ausführung  bringen  können,  den  Ersatz 
des  ihm  durch  die  verschuldete  Nichtausführung  zugefügten 
Schadens  —  etwa  wegen  mittlerweile  versäumter  günstiger 
Handelsconjunctur  —  verlangen.  Erreicht  der  Commissionär 
das  demonstrativ  angegebene  Limite,  obgleich  er  bei  Beob- 
achtung der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  hätte 
zu  günstigeren  Bedingungen  abschliesen  z.  B.  unter  dem 
Limito  einkaufen  oder  über  demselben  verkaufen  können,  so 
ist  der  Committent  wegen  des  Verschuldens  des  Commissio- 
närs  bei  der  Ausführung  des  Auftrages  berechtigt,  Schaden- 
ersatz zu  verlangen  —  im  Allgemeinen  also  den  Ersatz  der 
Preisdifferenz  -r,  er  ist  aber  nicht  berechtigt,  das  Geschäft 
als  nicht  für  seine  Rechnung  geschlossen  zurückzuweisen ; 
denn  der  Commissionär  hat  nicht  aaftragswidrig ,  sondern 
innerhalb  der  Grenzen  seines  Auftrages  gehandelt,  ein 
excessus  mandatt  liegt  nicht  vor,  der  Commissionär  hat  es  nur 
an  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  fehlen  lassen. 
Ä  beauftragt  z.  B.  den  Commissionär  B  mit  dem  Einkauf 
von  1000  Metern  holländischer  Leinwand  ä  2  fl. ;  B  kauft 
zum  limitirten  Preise,  obwohl  sich  z.  B.  aus  dem  Preiscourant 
ergibt,  dass  B  zu  1^/^  fi.  hätte  abschliessen  können.  B  hat 
aus  Nachlässigkeit  oder  Unkenntniss  den  limitirten  Preis  ge- 
wählt, er  haftet  daher  für  die  Differenz,  der  Committent  kann 
aber  das  Geschäft  nicht  zurückweisen. 

Hat  der  Committent  über  den  Preis ,  zu  dem  das  auf- 
getragene Geschäft  abgeschlossen  werden  soll,  keine  Bestim- 
mung getroffen,  ist  also  die  Commission  in  diesem  Punkte 
facultativ  gestaltet,  so  macht  sich  der  Commissionär  nicht 
verantwortlich,  wenn  er  bei  der  Preisbestimmung  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  vorgegangen  ist.  ^) 


'  ')  Casaregis  disc,  119  N.  62:  MandataHus ,  cui  non  fuU  prelium  a 
mandante  limitatum^  polest  emere  pro  omni  pretio  sibi  benevisOf  dummodo  non 
txcedat  pretium  commune.  Der  blosse  Umstand,  dass  der  Commissionär  gleich- 
seitig gleichartige  Geschäfte  zn  denselben  Bsdingnagen  anch  ffir  seine  eigene 
Bechnnng  geschlossen  habe,  genügt  nicht.  So  bestimmt  ansdrflcklich  das 
span.  Hgb.  Art.  132:  ßl  comisionieta  que  aln  autorizacion  expresade  su  comU 
tente  eoneierte  una  negoeiacion  d  precios  y  condiciones  mde  oneroaas  que  la 
que  rijan  corrientemente  en  la  plaza  d  la  ipoca  en  que  la  hizo^  queda  respon- 
sable al  comüente  del  perjuicio  que  por  esta   razon  haya    recibido,    sin  que    le 
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Eine  stiilscbweigende  Gestattang  liegt  insbesondere 
dann  vor,  wenn  der  Commisgionär  gemäss  Vereinbarung  mit 
dem  Committenten  das  del  credere-ai&hen  übernommen  hat, 
oder  wenn  der  Commissionär  bei  bestehender  Geschäftsver- 
bindung mit  dem  Committenten  in  ähnlichen  Präcedenzfällen 
wiederholt  Credit  zu  gewähren  und  Vorschuas  zu  machen 
pflegte,  ohne  dasa  der  Coramittent  dagegen  Einspruch  erhoben 
hätte.')  Der  Commissionär  macht  sich  auch  dann  verant- 
wortlich, wenn  er  bei  der  unbefugten  Creditgewährung  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  beobachtet  hat.  Denn 
das  Gesetz  hat  das  Eecht  zur  Creditertheiluug  und  Tor- 
achussgewährung  aus  dem  Kreise  der  dem  Commissionär  durch 
den  Commissionsvertrag  gegebenen  Befugnisse  überhaupt  aus- 
geschieden, ') 

Hat  der  Committent  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
gestattet,  Vorschuss  zu  geben  oder  Credit  zu  gewähren,  so 
macht  sich  der  Commissionär  verantwortlich*),  wenn  er  sich 
nicht  genau  an  die  von  dem  Committenten  in  Beziehung  auf 
die  Modalitäten  der  gestatteten  Creditgewährung  erthellten 
Vorschriften  gehalten,  z.  B.  in  Beziehung  auf  den  Zeitraum 
der  Creditgewährung  u.  s.  w.,  und  überhaupt,  wenn  er  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  vernachlässigt,  also 
etwa  Personen  Credit  gewährt  hat,  welche  rücksichtlicli  ihrer 
Zahlungsfähigkeit  das  Zutrauen  des  kaufmännischen  Publi- 
kums nicht  genossen  haben,  oder  gar  notorisch  in  keinem 
guten  Credit  gestanden  sind  u.  s,  w.  '•) 


■)  Bei  der  Beraihang  des  Art.  287  preau.  EdIt.  (jetzt  Art.  369  Hgb  ) 
in  erster  Lesang  wnrde  bemerkt,  Abs.  2  sei  za  sog,  denn  man  mSase  dem 
i'omaiiBSionär  das  Recht  zn  creditiren  inch  dann  zugestehen,  wenn  er  mit 
einem  Kaufmann  handele,  dem  man  nach  allgemsin  verbreiteter  Aoaicht  ohna 
Gefahr  creditiren  kOone.  (So  war  es  nach  Hamb.  Statut.  P.  IL  Tit  12 
Art.  7.  Vgl.  dazu  Poehls  S.  272,  Koch-Hettingh  §,  8.)  Der  Antrag 
»orde  «ber,  da  er  ohne  Uiiteratatinng  blieb,  aorack gezogen,  (Prot.  707.) 

')  Etwas  besonilares  gilt  bei  der  VerksDfa-Comiiiaaion ;  davon  nnten  §,  36. 

*]  Vgl.  Entscb.  des  öst.  oberat.  Gbf.  v.  4.  März  18S9  in  Glaser- 
Ünger-Walther  IL  No,  784. 

')  §,  146  rev.  5st.  Entw.,  würtemb.  EdI,  Art.  157,  span.  Hgb. 
An.  155.  portng.  Hgb.  Art.  53,  braail.  Hgb,  Art,  175,  argen  t  Hgb.  (ebenso 
TJrDgo»y)Art.  363,  ital.  Entw.  Art  422.  YgL  Casaregie  di.c.  75  A'.  10,- iVo- 
.  /><r»ono,  juae  de  tempore  coMracim  iilonea   erat,  licet 


'-        ■  #•  *  * 
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Gewährt  der  Commissionär  Credit,  ohne  dass  es  ihm 
von  dem  Committenten  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ge- 
stattet ist,  oder  nicht  so,  wie  es  ihm  vorgeschrieben  ist,  so 
handelt  er,  da  er  auch  nicht  ipso  jure  daza  berechtigt  ist, 
nicht  als  Commissionär,  sondern  ohne  Auftrag;  seine  Thätig- 
heit  ist  unter  Umständen  negotiorum  gestio.  Hat  der  Commit» 
tent  die  Creditgewährang  nicht  nur  nicht  (ausdrücklich  oder 
stillschweigend)  gestattet,  sondern  sogar  verboten,  oder  hat 
der  Commissionär  die  von  dem  Committenten  gegebenen  im- 
perativen Vorschriften  rücksichtlich  der  Modalitäten  der  be- 
fugten Creditgewährung  nicht  beobachtet,  so  ist  der  Commit- 
tent  nicht  verpflichtet,  das  Geschäft  als  für  seine  Kechnung 
geschlossen  anzuerkennen,  er  ist  ausserdem  eventuell  berechtigt^ 
wegen  nicht  auftragsmässiger  Ausführung  der  Commission 
Schadenersatz  zu  verlangen.  Etwas  besonderes  gilt  aber  bei 
der  Verkaufscommission  (s.  unten  §.  36). 

§.   20. 

Der  Ort  der  AusfQhrung. 

Hat  der  Committent  rücksichtlich  des  Ortes  der  Aus- 
führung der  Commission  nichts  bestimmt ,  ist  also  die  Com- 
mission in  diesem  Funkte  facultativ  gestaltet,  so  steht  es 
dem  Commissionär  frei,  den  Ort  der  Ausführung  nach  seinem 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  geleiteten 
Ermessen  zu  wählen.  Im  Zweifel  ist  aber  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  es  der  Wille  des  Committenten  sei,  dass  der 
Commissionär  das  Geschäft  an  dem  Orte  seiner  Niederlassung 
auszuführen  (arg.  Art.  370  Hgb. ;  ebenso  ungar.  Hgb.  §.  376), 
dass  also  dieser  Ort  als  der  Ort  der  Ausführung  zu  gelten 
habe ;  denn  das  von  dem  Committenten  dem  Commissionär  ge- 
schenkte Vertrauen  steht  in  der  Regel  in  einem  besonderen 


postmodum  condüionem  auam  ipsa  deteriarcuiet  y  ad  ni?i%l  iUe  tenetur  ergo 
dominum.  Dabei  ist  aber  zu  beachten,  dass  sieb  die  Creditwfirdigkeit  eines 
Kanftnannes  trotz  der  Beobachtang  aller  Sorgfalt  seltea  sicher  beartheilen 
lässt.  Der  Handel  ist  wie  ein  Meer  voll  Klippen  nnd  mancher  erscheint 
reich  am  Vorabend  des  Schiffbracbes.  Casaregis  diec.  54  X.  28:  Mereatoru 
9wat  aemper  in  proximo  periculo  decoquendi  et  hodie  sunt  solvendo,  cras  vero  non. 
Vgl.  anch  Savary  I.e.,  Li  vre  III.  eh.  IV.  p.  232,  Poehls  I.  S.  254  Note  I. 


-    -  r 
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inneren  Zusammenhang   zu   dem  Orte   der  Niederlassung    des 
Commissionärs,  so  4ass  es  dem  Committenten  an  und  für  sich 
nicht  gleichgiltig  sein  kann,  ob  die  Ausführung  an  diesem  oder  an 
einem  anderen  Orte  erfolgt.     An  dem  Orte  der  Niederlassung 
wird  der  Commissionär  muthmasslich  am  besten  bekannt  sein 
und   besonderes   Vertrauen    gemessen ;    hier  wird   er   in    der 
Begel   den  Geschäftsverkehr    und    die   Handelsgebräuche  am 
genauesten  kennen ,  die  Bezugs-  und  Absatzquellen ,    die  Gre- 
schicklichkeit    der    Arbeiter    am    richtigsten    beurtheilen,    er 
dürfte  daher  überhaupt  im  Stande  sein,  am  Orte   seiner  JTie- 
derlassung  bessere  Bedingungen    zu  erzielen  ,    als  anderswo. 
Hat  der  Commissionär   den  Auftrag    an  einem   anderen  Orte 
ausgeführt,  so  ist  zwar  der  Committent  nicht  berechtigt,  das 
Geschäft    als  nicht    für   seine  Rechnung  geschlossen  zurück- 
zuweisen,   der    Commissionär   ist  aber   schadenersatzpflichtig, 
wenn  er  nicht  beweisen  kann^    dass  er  nach  sorgfältiger  Er- 
wägung aller  Umstände  als  ordentlicher  Kaufmann  die  Ueber- 
zeugung  hegen  durfte,  dass  die  Ausführung  an  diesem  anderen 
Orte  dem  Willen  des  Committenten  entspreche. 

Ist  der  Ort  der  Ausführung  vom  Committenten  demon- 
strativ bestimmt  worden,  so  ist  der  Committent  wegen 
einer  Abweichung  vona  demonstrativ  angegebenen  Orte  der 
Ausführung  zur  Zurückweisung  des  Geschäftes  nur  dann 
nicht  berechtigt,  wenn  die  Ausführung  an  einem  anderen 
Orte  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ge- 
boten war  und  andere  Instructionen  von  Seite  des  Commit- 
tenten nicht  mehr  rechtzeitig  eingeholt  werden  konnten; 
denn  der  Commissionär  handelte  innerhalb  seiner  Befugniss, 
wenn  er  bei  Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen  an  Stelle 
des  demonstrativ  angegebenen  Ortes  einen  anderen  Ort  der 
Ausführung  substituirt  hat.  Doch  ist  er  jedenfalls  trotz 
des  Vorhandenseins  der  beiden  Voraussetzungen  verantwort- 
lich, wenn  er  zwar  gerechtfertigter  Weise  von  der  Instruction 
abgewichen,  ohne  dass  er  aber  dabei  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  vorgegangen  ist,  und  wenn  aus  der 
Abweichung  für  den  Committenten  nachtheilige  Folgen  ent- 
standen sind. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Falle,  dass  der  Commit- 
tent über    den  Ort   der  Ausführung   gar    keine   Bestimmung 

Grün  hat,  Recht  des  Commlssioiis-HandelB.  10 
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getroffen  und  dem  Falle,  dasa  der  Cotnmittent  den  Ort  der 
Ausführung  durch  demonstrative  Instruction  vorgeschrieben, 
besteht  darin ,  dass  der  Commissionär  bei  demonstrativ 
angegebenem  Orte  die  Dringlichkeit  und  Nothwendigkeit  der 
Abweichung  von  der  Instruction  beweisen  muss,  —  alao  daas 
er  einerseits  ausser  Stande  war,  eine  andere  Instruction  über 
den  Ort  der  Ansführung  von  Seite  des  Committenten  einzu- 
holen und  dasa  die  Abweichung  von  der  Instruation  bei  der 
Beobachtung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
nothwendig  war,  —  widrigenfalls  dem  Committenten  das  Zu- 
rückweisungsrecht zusteht;  im  ersteren  Falle  aber,  also  bei 
einem  in  Ansehung  des  Ortes  der  Ausführung  blos  facul- 
tativ  gestalteten  Auftrage,  der  Committent  das  Zurück- 
weisungsrecht nicht  hat,  auch  wenn  für  den  Abschluss  des 
Geschäftes  an  einem  anderen  Orte  als  dem  der  Nieder- 
lassung des  Commissionärs  weder  Dringlichkeit  noch  Noth- 
wendigkeit  vorliegt. 

Ist  der  Ort  der  Ausführung  imperativ  vorgeschrieben, 
so  hat  der  Commissionär  die  FSicht,  den  Auftrag  genau  am 
angegebenen  Orte  auszuführen  j  die  Ausführung  an  einem 
andern  Orte  setzt  als  eine  auftrags widrige  den  Commissionär 
der  Gefahr  ans,  dasa  der  Committent  das  Geschäft  ala  nicht 
für  seine  Kechnung  abgeschlossen  zurückweist,  und  dass  der 
Commissionär,  falls  eine  auftragsmässige  Ausführung  möglich 
gewesen  wäre,  ausserdem  schadenersatzpflichtig  wird.  Aach 
hier  erscheint  diese  Strenge  gerechtfertigt;  denn  der  Com- 
mittent geht  bei  Bestimmung  des  Ortes  der  Ausführung  oft 
von  besonderen  Krwägungen  aus,  deren  Geheimhaltung  viel- 
leicht das  Gelingen  der  Speculation  bedingt  und  über  welche 
er  daher  dem  Commissionär  keine  Aufklärung  geben  will. 
Der  Commissionär  darf  sich  kein  Urtheil  darüber  anmassen, 
ob  die  Erfüllung  des  Auf  träges  an  diesem  Orte  dem  Interesse 
des  Committenten  besser  entspreche  oder  nicht.  Ist  z.  B.  der 
Commissionär  durch  imperative  Instructionen  beauftragt,  in 
Hamburg  einzukaufen,  resp.  zu  verkaufen  und  er  verkauft 
in  Triest  oder  kauft  daselbst  ein,  so  ist  der  Committent 
befugt ,  das  Geschäft  als  nicht  für  seine  Rechnung  abge- 
schlossen zurückzuweisen  und  eventuell  Schadenersatz  zu 
verlangen. 
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§.  21. 
Die  Zeit  der  AusfQhrung. 

Hat  der  Committent  rücksiclitlich  der  Zeit  der  Aus- 
fiihrung  Dichts  bestimmt,  ist  also  die  Commission  in  diesem 
Punkte  facultativ  gestaltet,  so  steht  es  dem  Commissionär 
frei,  nach  seinem  Ermessen  den  Zeitpunkt  der  Ausführung 
zu  wählen.  Seine  kaufmännische  Geschicklichkeit  zeigt  sich 
gerade  darin,  dass  er  es  versteht,  die  Bewegungen  des  Han- 
delsverkehrs sorgfältig  zu  beobachten,  die  günstige  Gelegen- 
heit für  den  Abschluss  des  Geschäftes  zu  erspähen,  sie  rasch 
zu  ergreifen  und  aus  den  Conjuncturen  zu  Gunsten  des 
Committenten  Yortheil  zu  ziehen.  Der  Commissionär  ist  aber 
verpflichtet,  das  Geschäft  bei  der  ersten  sich  darbietenden, 
günstigen  Gelegenheit,  sobald  als  möglich/  insoferne  also 
ohne  Aufschub,  sofort  auszuführen  ^) ;  denn  das  freie  Ermessen 
des  Commissionärs  in  der  Wahl  des  .Zeitpunktes  hat  auch 
hier  seine  natürliche  Granze  in  der  Pflicht  des  Commissionärs , 
den  Vortheil  des  Committenten  mit  der  Sorgfalt  eines  durch 
verständige  Vorsicht  geleiteten  ordentlichen  Kaufmannes  zu 
wahren.  Im  Handelsverkehre  aber,  wo  es  so  sehr  auf  Schnel- 
ligkeit des  Handelns  ankommt,  darf  der  Abschluss  eines  Han- 
delsgeschäftes nicht  in  das  Ungewisse  hinausgeschoben 
werden.  Das  Geschäft,  welches,  heute  ausgeführt,  dem  Com- 
mittenten Gewinn  gebracht  hätte,  kann,  morgen  ausgeführt^ 
Verlust  zur  Folge  haben ;  auch  ist  es  ja  leicht  möglich,  dass 
sich  die  einmal  verlorene  Gelegenheit  zum  Abschluss  überhaupt 
nicht  mehr  wiederfindet ,  daher  erscheint  der  Commissionär  ver- 
pflichtet, ohne  Verzug,  sofort  zu  handeln,  sobald  die  Sachlage 
so  beschaffen  ist,  dass  das  wohlerwogene  Interesse  des  Commit* 
tenten  einem  ordentlicheÄ  Kaufmann  den  günstigen  Augen- 
blick für  die  Ausführung  des  aufgetragenen  Geschäftes  als 
gekommen  und  nicht-  mehr  als  räthlich  erscheinen  lässt,  mit 
der  Ausführung  des  Auftrages  zu  warten.^)   Der  Commissionär 

0  Gad,  S.  273,  Treitschke  §.  6  S.  15.  Vgl.  Ob.  App.  G.  Darm- 
stadt in  Goldschmidt's  Zdtschr.  TU.  S.  ^33, 

*)  Cäsar egis  düc.  119  N,16  (s.  oben  §.  9  S.  80,  Note  12),  vgl.  damit 
Art.  801  port.  Hgb. :  0  commissario  tem  ohriga^o  de  exequir  a  comnkiasKo^  que  Ihe 
i  ct>mmetlida,  apenas  tcnha  opportunidade.    Se  a  de/erir  para   tempo   remolo  e 
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Geschäftes  unbenutzt  vorübergeben  Hess.  Der 
lär  ist  genötliigt,  seinen  Entschlass  aufG-rund  der 

Eindrucke  momentan  zu  fassen ,  daher  ist  die 
b  nicht  ausgeschlossen,  dasa  er  über  die  Opportunität 
nktefl  in  diesem  Augenblick  geirrt  hat..  Eine  Pflicht- 

kann  ihm  nur  dann  zum  Vorwurf  gemacht  werden, 
lesen  Irrthnm  durch  Anwendung  der  Sorgfalt  eines 
n  Kaufmannes   hätte   vermeiden  können.     Bei  der 

Beurtbeilung  des  Verhaltens  des  Commissionära 
Inf  den  Erfolg  zu  sehen;  seine  Oüigenz  in  der 
lung  kann  ihm  selbstverständlich    nicht   schaden, 

sich  hinterher  zeigen  sollte,  dass  es  vortheilhafter 
äre,  mit  der  Ausführung  des  aufgetragen  G-eschäftes 
,  da  später  ein  noch  günstigerer  Zeitpunkt  fiir  den 
desselben  gekommen  wäre. 

n  dem  Committenten  ein  Zeitpunkt,  bis  zu  weichem, 
iitraum ,  innerhalb  welches  der  Auftrag  ausgeführt 
11,     ausdrücklich     oder    stillschweigend    bestimmt 

kommt  es  darauf  an,  ob  die  Vorschrift  dea  Com- 
imperativen  oder  demonstrativen  Charakter 
i  r s  t  e  n  Falle  ist  der  Commiaaionär  verpBichtet, 
asion  genau  zu  dem  vorgeschriebenen  Zeitpunkte, 
Vblauf  des  angegebenen  Zeitraumes  auszuführen. ") 
tragene  Geschäft  kann  möglicherweise  nur  ein 
',  vom  Committenten  unternommenen,  zusammen- 
Sandelsoperation  ausmachen,  welche  in  Folge  der 
chtung   der   von   dem  Committenten    für   die  Aas- 

oondt  pOT  perdai  e  davtnoi.  Cagaragti  dUe.  119  N,  65:  /nman- 
vr  doltu,  »i,  cum  polutrit ,  non  aditiiplecit  manda>um\  dise,  S25 
ilariut  quam  e'ilim  fieri  jmleit  exequi  debet  mandatvm.  Eot,  Gen. 
p.  J39:    VanJatvm  qiiandoqtie  adimplenduia  tit,    tit  Juri  poteit; 

p.  143:  Valeni  adimpUre  mandatum  et  non  odimpteni  ett  in 
nterpeliallont. 

ftregia  dUe,  119  K.  6:  Jlandatum  etiam  circa  lemptu  debet 
n:ari.  Ansald.  dwc.  30  A'.  36.  Rot.  Oen.  dec.  8.  A'.  3: 
lum  in  mandalo  eil  da  forma  mandati. 
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fShrang  imperativ  vorgeschriebenen  Zeit  leicht-  scheitern 
kann.  Ist  der  Zeitpunkt  präcise  angegeben,  so  darf  der 
Commiasionär  die  Ausfiibrang  weder  beschleunigen ,  nocli  hin- 
ausschieben. *)  Ist  der  Zeitraum  präcise  angegeben,  so  darf 
der  Commissionär  denselben  nicht  überschreiten,  sondern  muss 
innerhalb  desselben  sobald  als  möglich  auszufahren  trachten. 
Bei  jeder  Abweichung  von  dem  imperativ  angegebenen  Zeit- 
punkte resp.  Zeitraum  ist  der  Committent  berechtigt ,  das 
Greschäft  zurückzuweisen,  und  falls  eine  auftragsmässige 
Ausführung  möglich  war,  von  dem  Commissionär  den  Ersatz 
des  durch  eine  voreilige  oder  verzögerte  Ausführung  ver- 
ursachten Schadens  za  verlangen.  A  übersendet  z.  B.  dem  Ji 
Waaren  zumCommissionsverkauf,  mit  der  präcisen  Vorschrift, 
sie  innerhalb  der  ersten  14  Tage  des  JuU  zu  verkaufen;  B 
verkauft  im  Juni ;  es  tritt  eine  Steigerung  der  Preise  ein ; 
der  Verkauf  im  Juli  wäre  gewinnbringender  gewesen ;  es  be- 
steht daher  eine  SchadenersatzpSicbt  des  Commissionärs 
(dieser  hat  die  DiffereniB  zwischea  den  Juni-  und  Julipreisen 
zu  ersetzen)  und  das  Kecht  des  Committenten  zur  Zurück- 
Weisung  des  Juni- Verkaufs.  Wenn  B  im  August  anstatt  Juli 
verkauft,  damals  aber  im  Zustande  des  Marktes  gegenüber 
dem  Juli  ein  Sinken  des  Preises  eingetreten  ist,  so  besteht 
ebenfalls  die  Schadenersatzpllicht  des  Commissionärs  und  das 
Zurückweisungsrecht  des  Committenten.  Ebenso  bei  der  Ein- 
kaufscommission ;  beauftragt ,  im  Juli  einzukaufen ,  kauft  B 
im  Juni  oder  August  ein;  er  muss  den  Schaden  ersetzen, 
(also  die  Differenz  zwischen  den  Preisen  tragen),  wenn  er  zu 
der  einen  oder  anderen  Zeit  mehr  gezahlt  hätte;  der  Com- 
mittent ist  nur  verpflichtet,  den  Julipreis  aU  massgebend 
anzusehen,  und  berechtigt,  das  Geschäft  zurückzuweisen ;  ebenso 
verhält  es  sich,  wenn  ein  präciaer  Tag  der  Ausführung  an- 
gegeben und  von  dem  Commissionär  nicht  beobachtet 
worden  wäre. 

Ist  der  Zeitpunkt,  resp.  der  Zeitraum  der  Ausführung 
des  Auftrages  von  dem  Committenten  nur  demonstrativ 
vorgeschrieben ,  so  ist  der  Committent  wegen  Abweichung 
von  der  Instruction  zur  Zurückweisung  des  Geschäftes  dann 

*)  But  Gen.  tUc  2.  A'.  35  p.  10:  Mandatu-a  j'acluia  in  (em.i'jiu  iioii 
fiAut  exequi  unte,  nee  poit;    Tgl.  dec.  210  X   7  p.  267. 


geworden,  so  fragt  es  sieb,  ob  dieser  grössere  Verlust  dem 
Commissionär  zur  Last  zu  legen  sei,  oder  nicht.  Durfte  der 
Cotnmisaionär  nach  sorgfältiger  Erwägung  aller  Umstände 
als  ordentlicher  Kaufmann  die  üeberzeugung  hegen,  dass 
eine  Dringlichkeit  des  Verkaufs  nicht  vorhanden  sei,  so  ist 
er  wegen  der  durch  die  Suspension  der  Ausführung  und  Ver- 
ständigung des  Committenten  eingetretenen  Nachtheile  nicht 
verantwortlich.  Der  Commissionär  hat  seiner  Pflicht  G-enüge 
geleistet,  wenn  er  in  dieaem  Falle  von  der  demonstrativ  an- 
gegebenen Zeit  abgewichen  ist  und  den  Committenten  von 
der  Sachlage  verständigt  hat,  damit  dieser  bestimmen  könne, 
was  zu  geschehen  habe.  Anders  aber  im  Falle  der  Dringlich- 
keit, wenn  der  Commissionär  bei  Anwendung  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  das  fortschreitende  Sinken  der 
Preise  voraussehen  konnte.  Der  Commissionär  musste  als 
ordentlicher  Kanfmann,  ohne  Instructionen  einzuholen ,  von 
der  blos  demonstrativ  angegebenen  Zeit  abweichen,  und  für 
den  Verkauf,  um  den  Verlust  des  Committenten  nicht  grösser 
werden  zu  lassen,  den  richtigen  Zeitpunkt  wählen.  Wäre  der 
Preis  von  dem  Committenten  limitirt  worden  und  konnte  das 
Limito  wegen  des  eingetretenen  Sinkens  der  Preise  unmög- 
lich erlangt  werden ,  so  trifft  den  Commissionär  wegen  der 
Unterlassung  des  Verkaufes  keine  Verantwortlichkeit ;  denn  der 
Commissionär  ist  nicht  verpflichtet,  sondern  nur  berechtigt, 
im  Interesse  des  Committenten  unter  dem  Limito  zu  ver- 
kaufen (Art.  363  Hgb.).  Handelt  es  sich  um  eine  Einkaufs- 
commission mit  demonstrativ  angegebenem  Zeitpunkte  der 
Ausführung  und  wäre  zu  diesem  Zeitpunkte  in  Folge  unvor- 
hergesehener Ereignisse  eine  ausserordentliche  Steigerung  der 
Preise  eingetreten  ,  so  kann  es  ebenfalls  durch  die  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten  erscheinen,  die  Aus- 
führung der  Commission  zu  suspendireu,  den  Committenten 
zu  benachrichtigen  und  seine  Willenserklärung  abzuwarten. 
Der  Commissionär  weiss  vielleicht,  dasa  die  Ausführung  zu 
dem  angegebenen  Zeitpunkte  trotz  der  gestiegenen  Einkaufs- 
preise alle  Berechnungen  des  Committenten  über  den  Haufen 
werfen  und  für  ihn  grossen  Schaden  herbeiführen  würde. 
Hätte  der  Commissionär  trotz  der  eingetretenen  Steigerung 
der    Preise    zum    angegebenen    Zeitpunkte    eingekauft,    uud 
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ist.  Der  CommissioDär,  welcher  diese  Nachricbten,  so  wie  er 
sie  empfange!),  hona  fide  und  mit  der  Sorgfalt  eines  ordent- 
liehen  Kaufmannes  gemacht  hat,  haftet  nicht  fiir  die  Richtig- 
keit derselben;  z.  B.  der  Verkanfscomniissionär  erfährt,  dass 
ein  Ausfuhrverbot  rückaichtlich  der  zum  Verkauf  bestimmten 
Waare  unmittelbar  bevorstehe,  so  dass  bei  einem  späteren 
Verkaufe  ein  beiweitem  höherer  Preis  erzielt  würde ;  er  muss 
dem  Committenten  davon  Nachricht  geben,  der  vielleicht  die 
Ausführung  des  Verkaufsauftrages  aufzuschieben  geneigt  sein 
wird ,  um  aus  der  voraussichtlichen  Steigerung  der  Preise 
Gewinn  zu  ziehen.  Zu  den  erforderlichen  Nachrichten  gehört 
insbesondere  auch  nach  der  vollzogenen  Ausführung  die  so- 
fortige, d.  h.  die  ohne  Aufschub,  soweit  dieser  nicht  durch 
die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  gerechtfertigt 
werden  bann,  gemachte  Anzeige  des  Vollzuges.*)  Diese  letz- 
tere Anzeige  ist  besonders  dazu  geeignet,  das  weitere  Ver- 
•halten  des  Committenten  zu  beeinflussen.  Der  Committent 
kann,  so  lange  er  diese  Anzeige  nicht  erhalten  hat,  nicht 
mit  Sicherheit  Verfügungen  treffen;  die  Pflicht  zur  Anzeige 
dieses  Umstandes  ist  ein  CoroUar  des  Grundsatzes,  dass  es 
dem  Committenten  frei  steht  re  integra  bis  zur  Ausführung 
des  Geschäftes  die  Commission  zu  modiäciren  und  zu  wider- 
rufen. Zur  wirksamen  Geltendmachung  dieses  Rechtes  muss 
der  Committent  in  der  Lage  sein,  auf  Pünktlichkeit  des  Com- 
missionärs  in  der  Erfüllung  seiner  Anzeigepäicht  gerade 
rücksicbtlich  dieses  Umstandes  rechnen  zu  können;  er  ist  be- 
rechtigt von  der  Annahme  auszugehen,  dass  der  Commiasionär 
den  Geschäftsabschluss  noch  nicht  für  opportum  erachtet  und 
deshalb  unterlassen  habe,  dass  also  der  Auftrag  noch  nicht 
ausgeführt  worden  sei,  wenn  ihm  die  erfolgte  Ausführung 
nicht  innerhalb  einer  den  Umständen  angemessenen  Zeit  vom 
Commisaionär  angezeigt  worden  ist. 

')  Der  Anlrag  auf  StMlthimg  des  Art.  278  prsnse.  Kntw.  (jetzt  Art. 
361  Bgb.)  wnrde  aoch  damit  begrüDdet,  dass  man  lonst  aanehmeii  kOante, 
dass  -wena  die  CominuaiaQ  anf  eioe  Beihe  tod  QsschäHeo  gerichtet  lai,  z.  B. 
Veikaaf  eioea  ganzen  Vorrathes  ans  einem  Magazio,  jeder  einzeine  Verkauf 
angezeigt  werden  müsste;  ailein  diese  ÄnffaBsnag  wurde  als  eine  selbstver- 
■tindiicb  irrige  bezeichnet,  Uena  ein  solcher  Verkauf  sei  iU  ein  ganzes,  eq- 
■aminenbangiindes  Oeechlft  anzusehen.  (Prot.  636,  687.) 
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Der  Committent,  an  den  die  Anzeige  des  Vollzuges  niclit 
gelangt  ist,  ist  niclit  verpäichtet  sick  bei  dem  Commissionär 
zu  erkundigen;  der  letztere  musB  unaufgefordert  die  Anzeige 
erstatten  u.  zw.  alsbald  nach  der  Ausführung  des  Auftrages.  *) 

Die  Anzeige  des  Commissionärs ,  das  Geschäft  so  wie 
es  ihm  aufgetragen  worden,  ausführen  zu  wollen,  steht  nicht 
gleich  der  Anzeige  der  wirklich  erfolgten  Aasfiibrung  und 
kann  die  letztere  demnach  nicht  ersetzen. ') 

Hat  der  Commissionär  seine  Anzeigepflicht  gar  nicht, 
oder  nicht  gehörig,  insbesondere  verspätet,  erfüllt,  so  ist  der 
Committent  berechtigt,  den  Ersatz  des  ihm  zugefügten  Schadens 
zu  verlangen ,  nicht  aber ,  das  Geschäft  für  Rechnung  des 
Commissionärs  zu  lassen  ^);  denn  dadurch,  dass  die  „erforder- 
lichen Nachrichten"  unterlassen,  oder  verspätet  gemacht  wor- 
den, hört  das  vollzogene  Geschäft  an  und  für  sich  nicht  auf 
identisch  mit  dem  aufgetragenen  zu  sein.  Der  Schadenersatz- 
anspruch genügt  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Commit-- 
tenten  auch  dann,  wenn  der  Commissionär  die  Anzeigepflicht 
deshalb  nicht  erfüllt  hat,  weil  er  das  abgeschlossene  Geschäft 
bei  günstiger  Veränderung  der  Conjuncturen  für  sich  zu  be- 
halten ,  bei  ungünstiger  auf  den  Committenten  abzuwälzen 
gedacht  hat.  Z.  B.  der  Committent  beauftragt  den  Commis- 
sionär, für  ihn  10.000  Kilo  Petroleum  zu  einem  bestimmten 
Preise  einzukaufen;  der  Commissionär  hat  unterlassen,  von 
dem  Abschlüsse  des  Einkaufes  Anzeige  zu  machen;  mittler- 
weile findet  der  Committent  eine  günstige  Gelegenlieit ,  das 
aufgetragene  Geschäft  selbst  abzuschliessen,  widerruft  daher 
den  Auftrag  und  verschafft  sich  selbst  das  Petroleum;  hätte 
der  Commissionär  dem  Auftrage  gemäss  10.000  Kilo  Petro- 
leum bereits  gekauft ,  so  hätte  der  Committent  zwar  das 
ßecht  Schadenersatz  wegen  Unterlassung  der  Anzeige  zu  ver- 
langen, nicht  aber  das  Geschäft  als  nicht  für  seine  Rechnung 
geschlossen  zurückzuweisen. 

')  R.  0.  H.  Q.  Bd.XVIII  N.  85,  vjl.  aach  Bd.  XXII  N.  41. 

*)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XI  N.  19  S.  43. 

')  Dor  Antrag  wentgstena  im  Falle  dea  Art.  294  preasa.  Eutw.  (jetzt 
Art.  37Ö  Hgh.) ,  die  Giltigkeit  des  Gescbäftea  von  der  sofortigen  Anzeige 
desselben  abliängig  zn  machen,  vnrde  abgelehnt  (Prot.  735);  nach  der  An- 
schaumig  der  ConCerenz  sollte  aUo  die  sofortige  Anzeige  Bberbanpt  kein  Er- 
forüerniss  der  Giltigkeit  sein. 
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Ist  von  dem  Comraittenten  in  Bezielinng  auf  die  Anzeige 
päicht  des  Commissionärs  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
eine  beaondere  Voracbrift  ertheilt  worden,  so  kommt  es  dar- 
auf an,  ob  dieselbe  einen  imperativen  oder  demonstra- 
tiven Charakter  hat. 

Im  ersteren  Falle  hat  der  Commissionär  die  vorgeschrie- 
bene Anzeigepflicht  genau  zu  erfüllen,  sie  bildet  einen  inbari- 
renden,  wesentlichen  Bestandtfaeil  der  Ausführung  selbst;  im 
Falle  der  Abweichung  von  der  hinsichtlich  der  Aozeigepflieht 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  ertheilten  Vorschrift  gilt 
das  aufgetragene  Geschäft  als  nicht  ausgeführt ;  es  liegt  ein 
excessua  mandatt  vor ;  der  Committent  darf  daher  das  Greschäft 
als  nicht  für  seine  Kechnung  geschlossen  zurückweisen  und 
falls  eine  auftragsmässige  Ausführung  möglich  war,  Schaden- 
ersatz verlangen.  *) 


')  In  Bd.  XI  N.  19  S.  43  hat  das  B.  0.  H.  G.  mit  Unrecht  den  aU!e- 
meineu  Grondaatz  aiiBgesprocbeQ,  ilass  die  UnteilassanK  der  Anzeige  uicbt 
die  NiiJitigkpit  de«  Gescbäftes,  Bondern  nur  die  Schadeaersaizpflicbt  des 
ComiDissioiiära  zar  Folge  habe.  Ebenso  die  Berliner  Jariatenfacnltät  vgl. 
die  UittheilDDg  des  OnUehtens  ia  des  Entscb.  d.  ß,  O.H.  G.  BJ.  XVIll  N.  85 
S.  315  Res  sei  niclit  aaznoeiimeD,  dass  die  Bestimmnng  des  Art.  3ü^,  dass 
der  Commift-iut  nicht  gebalten  sei,  das  Geschüft  ffir  eeioe  RechoTing  anzn- 
erkennen,  aicb  anF  den  ganien  lohalt  des  Art.  361  beziehe;  vielmehr  sei 
Art.  362,  wie  die  Eingangsworte  d'-s^etbea  ergeben,  nnr  anf  di'o  ersten  Satz 
den  Art  'i6l  (,, an f trage gemäsee  Asifttbrnng  des  Geschäftes"),  nicht  auf  den 
zweiten  Satz  (Benachrichtignug)  zn  bezieben;  bezäglich  des  zweiten  Sattes 
sei  anzunehmen,  dass  der  CommissioctLr  sich  dnrch  Unterlai^Bniig  der  erforder- 
lichea  Nachrichten,  namentlich  der  Anzeige  Ton  der  Ausfübrnng  des  Anf- 
tragen ,  dem  Commiltenten  gegenOber  nur  znm  Ersatz  des  verDr^achiea 
Schadens  verpSichte.  Die  entgi-gengeseize  Ansicht  wUrde  dahin  führen, 
daes  die  Unterlassung  der  Anzeige  yoq  d«r  Ansfühning  des  Auftrages  wie 
eine  SolennitSt  im  Wechselrechle  zn  benrtheilan  sei ,  was  itL-m  Wesen  des 
Comiuissionsgeech&ftea  im  Allgemeinen  nicht  entsprechen  wSrde.  Der  Com- 
mittent würde  daher  wegee  versäaroter  Beuachrichtignng  nicht  znm  Ruck- 
tritte von  der  Commission  berechtigt  gewesca  sein,  sondern  er  hätte  nnr 
einen  Entschädignnge- Anspruch  geltend  machen  kCnn.n.  Dagegen  aber  richtig 
das  B.  0.  H.  G.  Bd.  XVIH  N.  85  S.  313:  „Es  mag  in  gewissen  Schranken  ge- 
rechtfertigt sein,  bfltSglich  der  Anwendbailieit  des  Art.  3G3  zwischen  den 
im  Art.  361  aufgestellten  verschiedenen  Pflichten  des  Commissionärs  za 
nnterscheiden ;  allein  Erwägungen,  velche  eben  dem  Wesen  <ies  Commissions- 
geitchäftes  entnommen  sind,  lassen  es  bedenklich  erscheinen,  de  Scheidung 
der  Anzeige  iiber  die  Ausführung  des  Ariftrs^es  von  der  AuEfiilirung  selbst 
als   eine  allgemeine  Regel    binzeEleUen    und    letztere    namentlich  auch  in 
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Im  letzteren  Falle  darf  der  Committent  wegen  einer 
Abweichung  von  der  Instruction  das  Geschäft  nur  dann  nicht 
zurückweisen,  wenn  diese  Abweichung  durch  die  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten  war;  die  zweite  Vor- 
aussetzung einer  gerechtfertigten  Abweichung  von  der  demon- 
strativen Instruction,  dass  nämlich  rücksichtlich  der  Anzeige- 
pflicht andere  Instructionen  nicht  mehr  rechtzeitig  eingeholt 
werden  konnten,  ist  hier  selbstverständlich  immer  vorhanden; 
denn  wäre  es  noch  Zeit,  eine  andere  Instruction  rücksichtlich 
der  Anzeigepflicht  einzuholen,  so  wäre  ja  aucb  noch  Zeit, 
anstatt  dessen  die  Anzeige  selbst  zu  machen;  •  doch  macht 
sich  der  Commissionär  verantwortlich,  wenn  er  zwar  gerecht- 
fertigter Weise  von  der   demonstrativen  Instruction   hinsicht- 


FäUea  der  vorliegenden  Art  anzuwenden.^  Der  Commissionär  (eine  Bau qaiers- 
firma)  kaufte  im  eigenen  Kamen  Actitn;  sie  wollte  nicht  blos  für  Rechnung 
des  Committenten,  sondern  auch  für  eigene  Rechnung  und  für  andtrer  Ge- 
schäftsfreunde Rechnung  solche  Actien  kaufen;  sie  schloss  den  Vertrag  be- 
zäglich  des  ganzen  Betrages  im  eigenen  Namen  ab,  ohne  Unterscheidung 
der  von  den  verschiedenen  Committenten  aufgetragenen  Beträge;  daher  Hess 
sich  nicht  ohne  weiteres  erkennen,  ob  und  zu  welchem  Betrage  der  Com- 
missionär für  Rechnung  jedes  einzelnen  Committenten  gekauft  hatte,  nament- 
lich, da  der  Betrag  der  eingekauften  Actien  geringe^  war,  als  die  Summe 
der  ertheilten  Einkaufsaufträge.  Der  klägerische  Committent  erhielt  erst  nach 
mehr  als  2  Monaten,  nachdtrm  inzwischen  die  Actien  um  mehr  als  397o  ii^^  Curse 
gefallen  waren,  die  erste  Nachricht  über  den  Einkauf.  Das  R.  0.  H.  G.  entschied, 
dass  der  Committent  sich  nicht  mehr  auf  das  Geschäft  einzulassen  brauche.  Im 
gegebenen  Fall  ist  in  der  That  die  Annahme  berechtigt,  dass  der  Committent 
pünktliche  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  als  einen  inh&rirenden  Bestandtheil 
der  Ausführung  der  Commission  imperativ,  wenn  auch  stillschweigend,  vor- 
geschrieben habe ;  es  handelt  sich  um  den  Einkauf  von  Gegenständen,  welche 
ihrer  Natur  nach  starken  Preisschwankungen  ausgesetzt  sind,  rücksichtlich 
deren  daher  der  Commissionär  bis  zur  Anzeige  ganz  besonders  in  der  Lage 
ist,  auf  Kosten  des  Committenten  zu  speculiren  und  je  nach  den  Conjunctnren 
den  Einkauf  als  für  seine  eigene  oder  aber  als  für  Rechnung  des  Commit- 
tenten geschlossen  zo  behandeln.  Dazu  kommt,  dafls  sich  aus  dem  Actien- 
einkauf  des  Commission&rs  für  sich  allein  nicht  erkennen  lässt,  ob  derselbe 
für  Rechnung  des  Committenten  geschlossen  sei  oder  nicLt,  dass  aber  der 
Committent  das  grösste  Interesse  daran  hat,  sobald  als  möglich  über  diesen 
Punkt,  also  darüber ,  ob  er  über  die  Actien  verfügen  könne ,  im  Klaren  so 
sein  und  dass  daher  sein  Wille  darauf  gerichtet  sein  musste,  dass  sich  die 
Absicht  des  Commissionärs  für  Rechnung  des  Committenten  zu  contrahiren, 
durch  die  alsbaldige  Anzeige  der  Ausführung  des  Auftrages  manifestire. 
Vgl.  auch  R.  0.  H.  G.  Bd.  XXII  N.  41. 
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lieb  der  Anzeigepflicht  abgewichen  ist,  ohne  aber  dabei  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  vorgegangen  zu 
sein  nnd  wenn  daraus  nachtheilige  Folgen  für  den  Contmit- 
tenten  entstanden  sind.  Der  Committent  trägt  z,  B,  dem  Com- 
missionär  auf,  für  seine  Rechnung  100  Hectoliter  Wein  bis  zum 
15.  Juli  einzukaufen,  und  verlangt  sofortige  Anzeige  der  Aaa- 
fSbrang,  also  spätestens  bis  zum  15.  Juli,  weil  er  für  seinen 
Bedarf  sonst  an  einer  anderen  dem  Commissionär  bekannt 
gegebenen  Quelle  sorgen  werde;  der  Commissionär  vollzieht 
den  Auftrag  am  15.  Juli,  obwohl  er  weiss,  dass  er  keine 
Gelegenheit  haben  werde,  die  Anzeige  der  Instmetion  gemäss 
zu  machen ;  er  weiss  aber  zugleich ,  dass  es  wegen  eingetre- 
tener Umstände  dem  Committenten  unmöglich  sein  werde, 
sich  an  der  ihm  bekannt  gegebenen  andern  Quelle  zu  ver- 
sorgen. Der  Committent  ist  trotz  der  demonstrativ  vorge- 
schriebenen Instruction  nicht  berechtigt,  das  G-eschäft  zurück- 
zuweisen, denn  der  Commissionär,  welcher  von  den  Instruc- 
tionen abgewichen  ist,  hat  im  gegebenen  Falle  eben  darin  als 
sorgfaltiger  Kaufmann  gehandelt;  er  ist  aber,  obwohl  er 
gerechtfertigter  Weise  von  den  Instructionen  abgewichen, 
dennoch  verantwortlich,  wenn  er  etwa  hinterher,  nachdem  es 
ihm  bereits  möglich  geworden  war,  die  Anzeige  zu  machen, 
dieses  unterlassen  und  dadurch  für  den  Committenten  Schaden 
herbeigeführt  bat. 

§.  22a 
Die  Vertrags-  und  auftragswidrige  AusfQlirung. 

Die  Verpflichtungen  des  Commissionärs  rücksichtlich  der 
Ausführung  der  Commission  werden  zunächst  durch  die  gegen- 
seitige, ausdrücklich  oder  stillschweigend  erklärte  Willens- 
einigung des  Committenten  nnd  des  Commissionärs  bestimmt ; 
der  Committent  ist  es,  welcher  in  dem  Antrage  zum  Abschlüsse 
des  Commissionsvertrags  seiner  inneren  Willensbestimmung 
gemäss  den  Inhalt  dieser  Verpflichtungen  durch  imperative 
oder  demonstrative  Instructionen,  also  durch  seine  Willens- 
erklärung feststellt ;  der  Commissionär  übernimmt  den 
Auftrag  und  erklärt  dadurch  mit  obligirender  Wirkung  seinen 
Willen,  die  durch  dielnstmctionen  des  Committenten,  welche 
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betreffende  zusammengesetzte  Reclitsgeschäft  vornimmt,  wird 
sich  nicht  immer  klar  zum  Bewusstaein  bringen,  was  das 
Recht  ihn  wollen  ISsst.  ßecht  und  Eechts wissen  scLaft  denken 
fiir  ihn  and  bringen  in  begriffsmässige ,  juristische  Grestalt, 
was  von  ihm  unvollkommen  in  nicht  .  juristiseh-tecbniacher 
Fassang  gedacht  und  gewollt  ist."  '} 

Durch  den  Abschlusa  des  Commissionsvertrages  werden 
fiir  die  Parteien  jene  Kechtsvorachriften  wirksam,  welche  das 
Bechtsinstitut  des  Commissionsvertrages  ausmachen  ,  gleich- 
giltig  ob  die  Parteien  den  Inhalt  oder  gar  die  Existenz  der- 
selben gekannt  haben  oder  nicht,  ob  ihr  Wille  auf  die  Än- 
wendang  deraelben  gerichtet  war  oder  nicht.  Die  Rechtsord- 
nung selbst  setzt  in  diesen  Vorschriften  ihren  "Willen  anmittel- 
bar ergänzend  an  Stelle  des  fehlenden  Parteiwillens  und 
begründet  kraft  eigener  Machtvollkommenheit  gewisse  ange- 
wollte E>echtafolgen  des  Commissionavertragea ;  allerdings  wird 
sie  dabei  in  der  Regel  von  dem  Bestreben  geleitet ,  gerade 
jene  Rechtafolgen  eintreten  zu  lassen ,  deren  Eintritt  die 
Parteien,  als  der  regelmässigen  Natur  und  Wirkung  dea 
Commissionsvertrages  entsprechend,  selbst  veranlasst  hätten, 
wenn  ihnen  die  Lücke  in  ihrer  Willenserklärung,  in  dem 
Thatbestande  des  Comraiasionsvertrages  zam  Bewusstsein  ge- 
kommen wäre.  „Diese  Rechtabestimmangen  sind  nicht  will- 
kürlich ersonnen,  sie  beruhen  vielmehr  auf  sorgfältigster  Beob- 
achtung des  Verkehrslebena ,  dea  regelmässig  Gewollten  und 
genauer  Analyse  der  vernünftigen  Natur  des  Willens."')  Diese 
durch  die  Rechtsordnung  selbst  in  fester  Gestalt  vorgezeich- 
neten Rechtsfolgen  treten  daher  nicht  bloa  in  denjenigen  Fällen 
ein,  in  welchen  sie,  ohne  ausdrücklich  erklärt  zu  sein,  als 
selbstverständlich  gewollt  angesehen  werden  kiJnnen,  dort  wo 
daa  Gesetz  Interpretationamittel  des  Vertragswillena  ist,  wo  es 
sich  also  nicht  am  Supplirung  einea  gar  nicht  erklärten  Wil- 
lens, sondern  um  Auslegung  einer  stillschweigenden  Willens- 
erklärung handelt,  sondern  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen 
jene  Rechtsfolgen  in  der  That  nicht  gewollt  sind,  wo  es  an 
dem  Willen,  sie  zu  begründen,   ganz  gefehlt  hat  ,    weil  sich 

')  Kariowa  BecbUgegchäft  S.  177. 
•)  Kariowa  1.  c.  S.  177. 
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>er  Commiasionär  haftet  nnr  i&r  denjenigen  dem  Com- 
ben  erwachsenen  Nachtheil,  welcher  nach  dem  Ermeaaen 
chters  sicher  and  bestimmt  ala  die  Folge  der  von  ihm 
ildeten  NichtauafUhmng  oder  der  aaftraga-  oder  ver- 
idrigen  Attsfiihrang  der  Commission  festgcatellt  werden 
nicht  aber  für  denjenigen  Nacbtheü,  welcher  zwar  aas 
und  bei  Grelegenheit  des  Verschuldens  des  Commis- 
I  entstanden  ist,  mit  diesem  Verschulden  aber  in  keiner 
Verbindung  steht,  sondern  als  eine  sehr  entfernte,  gaoz 
Lrtete,  von  dem  Commissionär  nicht  vorauszusehende 
etwa  durch  besondere  Conjuncturen  und  die  eigenthüm* 
reschäftslage  des  Committenten  entatanden  oder  zu  dem 
era  Commissionär  veracLuldeten  Kachtheile  hinznge- 
!n  ist,"')  Der  Getreidehändler  A  trägt  z.  ß.  dem  Commis- 
B  auf,  ftir  ihn  ein  grosses  Quantum  Getreide  einza- 
und  successive  in  periodisch  bestimmten  Zeiträumen  zu 
nden,  -z.  B.  während  eines  ganzen  Jahrea  am  ersten 
eden  Monatee;  B  führt  den  Auftrag  nicht  aus;  A  weist 
dass  er  eine  günstige  Gelegenheit  gehabt  Latte,  Ge- 
mit  so  und  so  viel  Gewinn  zu  verkaufen ;  B  schuldet 
itgangenen  Gewinn.  Oder  A  hatte  dritten  Personen 
iber  Getreidelieferungen  übernommen,    aber  wegen  der 

e  nicht  «nflragsgemäsge  AnafflhranK  der  CommiBSioD ,  inebesonder« 
e  ZnrtlckBeniliiiig  derWaaren,  Hberbanpt  keiaeu  Schtdeu  erlitten  habe, 
reo  vielmehr  am  Bestimm a^aorte  noch  weniger  verth   gewesen  sein 

ala  aie  es  an  dem  gegenwärtigen  Orte  sind.  In  gegebenen  Falle  var 
11t  wordeD,  dass  nii:ht  nnr  der  nrsprüDgliche  Destinatar  der  Wanren 
klime  derselben  rerweisert,    resp.  sich  nicht   zar  Annahme  dersalbea 

,  sondern  dass  anch  das  hieranf  von  dem  Com  mitten  ten  um 
canf  der  Waaren  ,,8ei  es  anch  mit  etwas  Schaden",  arsachte  «u- 
idlnngihana  an  dem  Bestimmungsorte  dieaea  Auftrag  aligelehnt  und  cor 
laendnag  der  Waaren  geratben  hatte,  weil  nach  seiner  Ansicht 
ir  Eingangsioll  aof  dieae  Waaren  mehr  betragen  würde,  ala  «lu  den- 
n  realisiren  wäre. 

)  B.  0.  H.  0.  Bd.  Sin  N.  68;  a.  anch  Bd.  XI.  K.  4,  S.  17  (wo  der 
int  fUr  Terpflicbtet  erklirt  wird ,  Tbatsachen  aazurähren ,  ana  denen 
werden  könnte,  daes  er  im  Falle  dea  Empfangea  der  Specntatioas- 
(Actieu),  deren  Einkanf  er  einem  Baaqaier  aorgetragan  ,  dieselben 
demaelben  Tage  wiederverkaaft  hätte ,  waa  nm  so  weniger  eq  ver- 
witre,  ala  er  nicht  dem  Kaufmanns-  iDsbesondere  Banqnienstaade 
«  nnd  sich  anch  nicht  mit  Büraegeachüften  besonders  balaaat  habe). 


Nichtaaefiihrung  der  Commission  seine  Lieferangspäicht  nicht 
erfüllen  köimen ;  A  wurde  in  Folge  dessen  zam  Schaden- 
ersatz verartheilt.  Vermag  er  den  Causalnexna  zwischen  der 
Kichterfiillong  seiner  Liefeningspäicht  nnd  der  Nichtaus- 
föhrung  der  Commission  darzuthun,  so  ist  B  zum  Ersätze 
verpflichtet.  Dieser  Ersatzanspruch  ist  nicht  dadurch  bedingt, 
dasa  der  Committent  die  dritten,  liefemnge-  and  schadenersatz- 
berechtigten Personen  schon  befriedigt  habe,  vielmehr  ge- 
nügt, dass  der  Committent  Schuldner  der  Dritten  bezüglich 
der  fraglichen  Schaden ersatzbeträge  geworden  sei;  gleicfa- 
giltig  ist  es,  ob  er  gerade  das  durch  den  Commissionär  be- 
stellte Getreide  oder  Getreide  in  j«nere 'weiter  verkauft,  ob 
er  also  bei  dem  Weiterverkaufe  an  die  dritten  Personen 
aaf  den  mit  dem  Commissionär  geschlossenen  Vertrag  Bezug 
genommen  habe  oder  nicht;  es  kommt  vielmehr  darauf  an, 
ob  der  Committent  in  der  Lage  war,  das  von  dem  Commis- 
sionär gekanfte  Getreide,  dessen  rechtzeitige  Lieferung  vor- 
ansgesetzt,  zur  Erfüllung  der  mit  den  dritten  Personen  ge- 
schlossenen Verträge  zu  verwenden  and  ob  er  durch  die 
Nichtlieferung  pon  Seite  des  Commisaionärs  ausser  Stande  ge- 
setzt ist,  vertragsmässig  den  Dritten  zu  liefern ;  dies  wird, 
■wenn  nicht  auf  das  Gegenthei!  hinweisende  Momente  dargelegt 
werden,  ohneweiters  angenommen  werden  dürfen,  wenn  beide 
Verträge  eine  gleiche  Quantität  und  Qualität  Getreide  zum 
Gegenstande  haben  und  wenn  zugleich  die  in  beidün  Verträgen 
stipnlirten  Liefernngszeiten  correspondiren;  es  würde  alsdann 
angenommen  werden  können,  dass  der  Committent  das  Ge- 
treide, welches  er  dem  Commissionär  einznkanfen  aufgetragen, 
zur  Lieferung  an  die  Dritten  bestimmt  habe.  Fiele  aber 
A  gar  in  Concors,  weil  er  den  den  dritten  Contrahenten 
dnrch  die  Nichterfüllung  der  Lieferungsverträge  entstandenen 
Schaden  nicht  leisten  könnte,  so  wäre  dies  eine  so  entfernte 
Folge  der  Nichtansfnhrung  der  Commission,  dass  sie  der 
Commissionär  nicht  wohl  vorhersehen  konnte ,  für  welche 
er  daher  auch  nicht  aufzukommen  hat.  Ebensowenig  haftet 
der  Commissionär  für  denjenigen  Nachtheil  oder  denjenigen 
höheren  Betrag  des  dem  Committenten  erwachsenen  Nach- 
theils, welcher  auf  einem  Verschulden  des  Committenten  selbst 
beruht.     Hätte  der  Committent    im   obigen  Beispiele  das  zu 

12« 
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Die  Beziehungen  zwischen  dem  Commissionär  als.  nego'^ 
twrum  gestor  und  dem  Committenten  als  dominus  negotii  sind 
davon,  dass  der  Commissionär  in  eigenem  Namen  abschliesst, 
ganz  unabhängig ;  es  liegt  eben  blos  eine  negotiorum  gestio  als 
internes  Verhältniss  zwischen  dem  Committenten  und  Com- 
missionär vor. 

Führt  der  Commissionär  die  Commission  vertrags- 
widrig in  dem  oben  erwähnten  Sinne  aus,  so  bewegt  er  sich 
dessenungeachtet  innerhalb  der  Grenzen  des  Auftrags ;  er  han- 
delt demnach  als  Beauftragter,  wenn  er  auch  seine  Pflichten  als 
solcher  verletzt.  Führt  er  aber  die  Commission  auftrags- 
widrig {contra  viandatum)  aus,  so  überschreitet  er  die  Gren- 
zen des  Auftrags  (evcessrics  mandati)]  er  handelt  spontan  im 
eigenen  Namen  für  Rechnung  des  Committenten,  er  ist  auf 
Grund  seines  eigenen  Willens,  ungerufen^),  ohne  Auftrag, 
wenn  auch  in  irrthümlicher  Voraussetzung  eines  solchen,  auf 
Grund  eines  putativen  Auftrages  thätig;  ebenso,  wenn  er 
trotz  des  Widerrufes  oder  der  Aufkündung  des  Auftrages 
oder  auf  Grund  eines  nichtigen  Auftrages  ein  Geschäft  für 
den  Committenten  abgeschlossen  hätte. 

Die  auftragswidrige  Ausführung  kann  aber  nur 
dann  als  negotioinim  gestio  gelten,    wenn   sich   die  Thätigkeit 

^)  Zimmermann  steUvertr.  Neg.  Gest.  S.  131,  132  unterscheidet  die 
(echte)  negotiorum  gestio  in  eine  gernfcne  nnd  ungernfene;  erstere  liege  dann 
vor,  wenn  das  Interesse  des  an  der  eigenen  Vornahme  der  Handlung  gehin- 
derten Principals  dieselbe  wirklich  wönschenswerth  mache ;  es  sei  dann  dnrch 
die  vorliegenden  Umstände  eben  jeder  znr  betreff  nden  Geschäftsführang  über- 
haupt Tangliche  gernfen.  Gegen  diese  Terminologie  ist  nichts  einzuwenden, 
wenn  nur  nicht  ausser  Acht  gelassen  wird,  dass  es  sich  auch  bei  der  ge- 
mfenen  neg.  gestio  nur  um  eine  durch  die  Rechtsordnung  und  nicht  durch 
den  (lingirt^n)  Willen  des  dominus  gerufene  nej.  gest.  handelr.  Anders  Ogo- 
nowski  die  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  (im  Anschluss  an  Ruhstrat 
Arch.  f.  civ.  Prax.  Bd.  32  S.  30,  31,  186  ff),  welcher  bei  der  gerufenen  neg. 
*je»i.  den  Obligationsgrund  in  dem  dnrch  beideiseitigen  Willen  bewiikten 
Vertragsveihältnisse  sieht;  dagegen  Leist  Civ.  Stadien  II.  §.  48  Note  6: 
Willens^emeinschatt  im  Gegensatz  zur  Willenseinigung  (Vertrag), 
T.  Honroy  die  vollmachtslo&e  Ausübung  fremder  Vermögensrechte  (Rostock 
IS'/S)  S.  34  ff.,  V.  Schey  in  Ztschr.  f.  d.  Priv.  u.  öffentl.  Recht  der  Gegenw. 
Bd.  V.  S.  439,440.  Vgl.  Kariowa  Rechtsgeschäft  S.  4  u.  161:  Der  Wille  des 
Bechts  sanctionirt  den  Willen  des  gestor  und  verhilft  ihm  dadurch  zu  recht- 
licliem  Bestände  und  einer  Wirkungskraft,  welche  die  rechiliche  Wirkung  hervor- 
bringen und  die  aumittelbare  Ursache,  die  causa  cffici-ns ,  der  letzteren  sinl. 


—    183    — 

der  wirtliEiclkaftlicheD  Macht  des  Gommittenten  bildet,  so  dass 
schoD  vor  dem  Beginne  der  negotiorum  gestio  an  dem  Sub- 
strate derselben  ein  rechtliches  Interesse  des  Committenteo 
als  des  eventnellen  Obligationssubjectes  und  des  dominus 
negotii  begründet  erscheint,  sei  es  auch  nur  deshalb,  weil  der 
Committent  durch  einen  Auftrag  den  ernstlichen  Willen  an 
den  Tag  gelegt  hat,  dass  das  betreffende  Object  zum  Gegen- 
stände eines  Grescbäftes  für  seine  Rechnung  gemacht  werde. 
Wenn  z,  B.  A  den  Commissionär  B  beauftragt ,  für  ihn 
1000  Kilo  Zucker  bei  der  von  C  abzuhaltenden  öffentlichen 
Versteigerung  zu  kaufen  und  C  in  Ansfiibrung  der  von  B 
übernommenen  Commission  ohne  Auftrag  des  A  oder  B  den 
Zacker  fiir  Rechnung  des  A  kauft,  so  ist  C  negotiorum  gestor 
des  A  und  des  B ;  es  ist  ein  negotium  des  A ,  denn  G  hat 
ein  dem  A  in  Folge  des  von  diesem  dem  B  ertheilten  Auf- 
trages schon  angehöriges  Geschäft  besorgt;  .^  hat  sich  durch 
den  Auftrag  bereits  objectiv  mit  dem  Vorgenommen  werden  des 
Geschäftes  einverstanden  erklärt,  ohne  aber  freilich  das  Ge* 
ringste  zu  thun,  um  den  G  zu  veranlassen,  sich  dem  Ge- 
aohäfte  zu  unterziehen;  der  Wille  des  A  geht  auf  die  Vor- 
nahme des  Geschäftes,  nicht  aber  auf  die  Vornahme  desselben 
durch  C;  dieser  substituirt  sich  freiwillig  an  Stelle  des  B; 
es  ist  einnegotium  des  £,  denn  dieser  bat  ebenfalls  ein  recht- 
liches Interesse  an  dem  abgeschlossenen  Geschäfte,  da  er.  als 
Commlssionär  schadenersatzpflichtig  wäre,  wenn  die  Com- 
miesion  nicht  gemäss  dem  Auftrage  ausgeführt  wurde.  *) 

dea  gutor,  die  TermOgSDsintereMeD  dei  domimu  wahrzanehmen ;  ea  B«i  der 
änrch  den  Handelndsn  geicUte  Ztreck,  der  die  Bandtang  znm  fiegotium 
aiiettum  mache;  die  aadere  berahs  snf  eiaem  rein  objectiran  Grande,  dem 
OegemtBode  and  Iiibalt  der  Handlung,  auf  derAnmaBsong  der  Willens- 
b«rr«cbart  über  einen  fremden  VermägeusgegensUnd;  dai  RechtsgeacbiLft  dea 
geator  nüese  eine  AoeBbanf  der  Vermögenereclit«  dea  dominut  bilden.  Bai  der 
■reten  Grnppe  entatehe  die  obliffatto  negotii  getti  mittelbar  (darch  Bttiha- 
biiion),  bei  der  sweiten  nnmitt elbar  (obne  Ratibabition). 

*)  Tenn  C  im  AnftT^e  d«B  B  für  Rechnung  das  Committeuten  Ä  ge- 
kauft Iiat,  mit  dem  Bewnaataein,  da'>B  er  ein  Gescbäft  des  A  nnagefiiltrt ,  so 
ist  er  nefioüonm  gettor  des  A  und  Beauftragter  dea  B.  Tgl.  I.  3  g.  11  D.  de  neg, 
ge»t.  3,  B:  Mt  qnum  propoiuitiem  ntgotia  Tita  gsrers .  tu  mihi  Tnandaveri»,  tU 
geram  ,  an  utraqu,»  arliont  iiti  poitim  *  Et  eji  pntn,  utrarnque  locum  habera. 
Vgl.  Windacheid  Pond.  g.  431 ,  3.  568.  Bätte  C  ohne  Aaftrag  dea  B  and 
nicht  wissend,  dasa  ea  ein  Qeacbärt  dea  A  aei,  für  B  den  Einkauf  beaorgt,  so 
i«t  er  negofiorum  gettor  des  6  nnd  des  A.  Windscheid  1.  o.  S.  569. 


Rechnung  des  Committenten  abschliessen  will,  sich  als  Aus- 
führung eines  der  Vermögeassphäre  des  Committenten  bereits 
angehSrigen  Geschäftes  darstellen  muss,  an  dessen  Objecte, . 
als  einem  gegenwärtigen  oder  zukünftigen  Bestandthell  seiner 
■wirthschaftlichen  Macht ,  ein  rechtliches  Interesse  des  Com- 
mittenten vorhanden  ist,  bevor  noch  der  Comraissionär  seine 
Tbätigkeit  als  negotiorum  gestor  zu  äussern  beginnt. 

Handelt  nun  der  Commissionär  auftragswidrig, 
nimmt  er  irgend  etwas  vor,  was  gegen  die  ansdriickUch  oder 
stillschweigend  ertheilte,  imperative  oder  demonstrative 
Instruction  verstösst,  vorausgesetzt,  dass  die  Abweichung 
von  der  demonstrativen  Instruction  nicht  als  gerechtfertigt 
erscheint  *) ,  so  ist  es  rechtlich  so  anzusehen,  als  ob  der  Com- 
missionär ein  von  dem  aufgetragenen  durchaus  verschiedenes, 
ein  dem  Committenten  ganz  fremdes  Geschäft  abgeschlossen 
hätte.  Der  Committent  wollte  bei  der  imperativen  Commia- 
sion,  dass  sein  Geschäft  nur  in  der  vorgeschriebenen  Weise 
ausgeftihrt  werde,  bei  der  demonstrativen  Commission,  dass 
sein  Geschäft  nur  dann  nicht  in  der  vorgeschriebenen  Weise 
ausgeführt  werde,  wenn  die  Voraussetzungen  einer  berechtig- 
ten Abweichung  von  den  Instructionen  vorhanden  wären.  Der 
Commissionär  hat  eich  nicht  daran  gehalten  und  anders  aus- 
geführt, als  vorgeschrieben  worden;  es  fehlt  daher  an  und 
für  sich  an  der  nothwendigen ,  objectiven  rechtlichen  Grand- 
lage, vermöge  welcher  das  von  dem  Commissionär  für  Rech- 
nung des  Committenten  abgeschlossene  Geschäft  wirklich  als 
ein  zur  Vermögenssphäre  des  Committenten  gehöriges  Ge- 
schäft behandelt  werden  könnte ;  der  Commissionär  hat  nicht 
bIo9  im  Hinblick  auf  sich,  sondern  auch  im  Hinblick  auf  den 
Committenten  ein  negotium  aliennm  gerirt;    er   hat   nicht   ein 

")  Hat  der  CommiaaiODär  durch  die  Abveicbnug  voa  der  demonstra- 
tiven lastractioQ  etaen  bevorstehenden  Schaden  abwenden  wallen  nnd  war 
Gefahr  im  Terzng,  ta  wird  er  ia  der  Regel  nur  aU  verständiger  Mandatar 
mit  der  Sorgralt  eioes  ordeatlichen  Kaufmannes  die  demoaatrative  Commia' 
sion  anggeffihtt  und  gemäss  der  ihm  etngeräamten  Alternative  dasjenige 
gethan  haben,  was  der  Com  mitte  ut  selbst,  wäre  er  von  dem  Stande  der  Dinge 
nnlerriehtet  gewesen,  gethan,  resp.  za  welchem  Zwecke  er  ü-iiie  arsiirüng- 
liehen  Inetmctionen  gewiss  nodificirt  hätte.  Der  Committent  i.t  üaher  nicht 
berechtigt,  in  einem  eolcben  Falle  das  Geschäft  als  nicht  dem  Auftrag  gemäss 
znrOckzQweisen ;  anders  bei  der  imperativen  Instraction;  s.  oben  §.  15. 


CommUsionär  hat  eben  ein  von  dem  wirklich  aufgetragenen 
wesentlich  verschiedenes,  daher  ein  dem  Committenten 
ganz  fremdes  G-eschäft  abgeechlosaen ,  das  erst  durch  den 
hinterher  binzakommenden  Willen  des  Committenten  wahr- 
haft in  den  Vermögen  skreia  des  letzteren  hinübergezogen 
werden   kann. 

Da  aber  der  Commisaionär  die  Commission  auftragswidrig 
{contra  mandatum) ,  also  entweder  gegen  den  Inhalt  der  i  m- 
perativen  Instruction  oder  ungerechtfertigter  Weise  gegen 
den  Inhalt  der  aemonstrativen  Instrnction  ausgeführt 
hat,  80  hat  er  als  negotiorum  geslor  dem  erklärten») 
"Willen  des  Committenten  zuwider  gehandelt  und  das 
in  den  Instrnctionen  enthalt:fne  Verbot  des  Committenten,  das 
Geschäft  anders  auszuführen ,  als  vorgeschrieben ,  verletzt. 
Der  Committent  kann  daher  nicht  (mit  der  actio  m-gotiorum 
geetoTum  contraria)  gezwungen  werden,  eine  solche  geatio  an- 
zuerkennen'''); es  bleibt  eine  zu  missbilligende  Einmischung 
anmasslicher  Art,  selbst  wenn  der  Commissionär  „zur  Ab- 
wendung eines  bevorstehenden  Schadens"  ")  oder  zu  „klarem, 
überwiegendem  Vortheil" '*}  des  Committenten  gerirt  hätte; 
vielmehr  fehlt  es  in  diesem  Falle  stets  an  der  utttitas  negotii, 
da  diese  nie  als  vorhanden  angesehen  werden  kann ,  wenn  von 
dem  gettor  so  gehandelt  worden  ist ,  wie  der  dominus  seiner 
stUlsofaweigend  oder  ausdrücklich  ausgesprochenen  Absicht 
zufolge,  welche  ja  stets  als  Richtschnur  dienen  muss ,  nicht 
gehandelt  haben  würde.  >')    Der  Commissionär  hat  nicht  einmal 

")  Anch  der  alillschweiKend  erklärte  Wille  gHoägt  n»cb  Sst.  Recht; 
▼gl.  tnch  Ogonovraki  1.  a.  S.  14. 

"}  AoBUftbrnen  von  der  Bsiel,  daai  der  d-nninut  zur  AnerkenuDDg 
einei  verbot eiridri gen  Geichftftes  nicht  gezwnogeD  werden  kOone,  find  in  den 
Art.  363,  369  Hgb.  anarkanDt. 

")  §■  1036  ÖBt.  bargt.  Ob.,  urgentib«,  nei^etnlaiU  ratiombm  l.  3  C.  de 
neg,  get.  219. 

'*)  i-  1037  tat.  bürgerl.  Ob.,  tuiliter  in  engerem  Sinne. 

'*)  §•  S.  J.  de  laand.  326,  l.  3  §.  2,  l.  4.  l.  33.  l.  40  D.  17-1,  t.  31, 
g.  i  V.  n«g.  gt'l.  SS,  Qlftck  V.  §,  420,  XV.  S  279,  Chambon  S.  117; 
der  gtttor  haftet  in  aolchem Falle  nach  est.  ßecht  fSr  alle  Folgen  (g  1035), 
anch  fSr  den  Zafal)  ,  der  ohne  sein  Einschreiten  nicht  eingetreten  wftre 
(g-  1311),  er  iat  zat  Wiederberatellnog  nnd  Oeengthaang  verpflichtet.  Vgl. 
Ogonowiki  1.  c  S.  15,  16. 


traria).  Dem  Committenten  steht  aber  die  a".  neg.  ge^t.  directa 
gegen  den  Commiaaionär  zu  wegen  Ersatz  des  ihm  aus  dem 
eigenmächtig  vorgenommenen  Geschäfte  erwachsenen  Nach- 
theils; auch  hat  er  ein  festes,  nicht  zu  verkümmerndes  Rech  t 
darauf,  das  von  dem  Commissionär  als  negotlomm  tjestor  ver- 
botswidrig abgeschlossene  Geschäft  auch  wider  Willen  des 
Commissioiiärs  als  sein  (des  Committenten)  Geschäft  zu  be- 
handeln  und  sich  die  Resultate  desselben  anzueignen. 

Der  Commissionür  ist  in  diesem  Falle  als  neg.  gest.,  ebenso 
wie  als  Mandatar"),  verpflichtet,  das  Geschäft  mit  der  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  zu  Ende  zu  führen");  er 
hat  darüber  Rechenschaft  abzulegen '^)  und  die  Pflicht  der  Her- 
ausgabe. ") 

§.    25. 
Die  Genehmigung  der  aufiragswidrigen  Ausfuhrung. 

Bei  der  auftragswidrigen  Ausführung  tritt  der  Commis- 
sionär entweder  ai&  negotiorum  genlor  auf  oder  nicht;  im  ersteren 

videtur  iiullam  adtonem  ei  conipelere  poite  cnnira  dominum  pro  rcpetendia  ex- 
pentU,  licet  vlUe  negoliam  illiu»  neaterit  ...  N.92\  de  acquilate  (amen  eonlra- 
rium  tejiet  Giitieret . . .  Bald.  2f.  0.3:  Keriim  c-jo  dabitarem  de  hac  ucquilate  con- 
Ira  aptrto»  texitia  in  contranum  loquente»,  eani  Comen  faciilivte  admit- 
te  rtm  inier  mercatoret,  inler  qaos  seniper  jirocedi  dtbet  nvJlo  jitrit  rigore 
»eeeato,  >ed  de  bona  et  aequo.  Vgl,  ders.  diic.  107  N.  K,  17.  Allerdings  bedarf 
es  der  Strenge,  Tenu  es  sieb  darnm  banilell,  den  Natzea  eines  gegen  den 
Willen  des  dominui  unternommenen  iie^olium  zn  benrtheilen ;  iat  aber  der 
Nutzen  einmal  conatatirt,  eo  soille  dem  geiloT  eine  Klage  auf  Bdckfordemng 
des  Anfwandes  zustehen,  aber  nur  mit  Beschräafcnng  anf  den  Oewinn,  den 
der  domiiiui  bezogen  hat;  denn  da  die  geitto  gegen  das  Verbot  des  domiiuu 
erfolgt  ist,  so  darf  sie  niemals  einen  Verlast  für  denselben  znr  Folge  haben. 
")  Ausdrücklich  findet  sieh  diese  Gleichstellnng  im  äst.  bfirgl.  Gb. 
§.  1039,   im  Sachs.  Gb.  §.  1348,  im  franz.  code  civil  Art.  1372. 

")  1.  6  g.  12,  1,  21  §.  2  Ä  I.C.7.  ye»;.,  I.  17  g.  3  D.  com»..  13-6,  1.  30 
C.  2-19;  nach  rom.  Recht  haftet  der  geilor  in  Titceitariij.  nar  für  doli:e  nnd 
Ulla  culpa  (l.  3  §.  9,  l.  JJ  V.  neg.  geil.,  ^.  1  J.3-2T)!  ebenso  nachprenss. 
Landr.  §.2371.  13  nnd  nach  franz.  Code  cirril Ait.  1374;  nach  österr.  bärgl. 
Gb.  §.  1039  nnd  Bächa.  Gb.  §.  1346,  1348  stets  für  rw™isu((po.  Die  Pflicht 
des  gctiar  Znr  Vollendnng  der  begonnenen  Oeecbäfte  ist  anerkannt  im 
§.  1039  öst.  bärgl.  Gb.,  §.  257  I.  13  prenes.  Landr.,  §.  1346  Sachs,  üb. 
Art.  1372  franz.  Cbdc  civil,  Art.  735,  748  bayr  Entw.,  Arl.  75-1,  759 
Z>  resdener  Entv. 

")  §.  1  J.  3-27,  1.  2  D.  3-5i  s.  nnteo  §.  25. 

■»)  1.  2  D.  3-5,  preuss.  Landr.  §.  256,  257  I.  13,  franz.  cod-  rivU 
Art.  1372,  1373;  b.  nnten  g.  26. 


ncKmigung  also  überflüssig  ist,  so  ist  doch  bei  einer  durch 
die  an ftrags widrige  Auaführnng  begründeten  gestio  des  Com* 
missionärs  dieses  nicht  der  Fall,  denn  eine  solche  geilio  gilt 
80,  als  ob  sie  gegen  den  Willen  des  Committenten  erfolgt  wäre;  in 
beiden  Fällen  anftragswidriger  Äusführnng  steht  es  daher  im 
Belieben  des  Committentea,  ob  er  sich  auf  das  Geschäft  ein- 
lassen will  oder  nicht,  nur  dass  durch  die  Grenehmigung  einer 
anftragswidrigftn  Ausführung ,  welche  nicht  negoliorum  gestio 
ist,  die  Zugehörigkeit  des  Geschäftes  zum  Vermögenskreise 
des  Committenten  überhaupt  erst  begründet  wird.  *)  Dagegen 

schiften  (§.  1037  cit.),  bei  denen  der  Vortheil  obJHctiv  klar  nnd  ttberwiegend 
iitaaf  der  eiusn  Seite  nnd  blos  vortheilhaften  Orscbäften  aaf  der  anderen  Seite; 
bei  Jenen  (§.  1036,  1037  dt.)  bedarf  es  keiner  Oenebmignng  des  d„B,imu  (ebenso 
CaBaregia  dUe.  197  N.  14  für  ne/ofta  a'.ique  duhio  utUia),  dieser  moas 
Hieb  die  gallo  gefallen  laisen,  er  kann  sie  nicht  ablehnen  and  mTisi  nach 
§.  I03ti  cit.  den  notbtreadig  und  zreckmä'sig  g-tmachtea  Anfwan't,  seibat 
bei  vereiteltem  Erfolge  der  gettio,  wenn  dlcsa  nar  von  einem  hmiue  puter- 
yamViot  für  nothtrendlg  gehalten  werden  durfte  —  v obei  intliam 'pertaiidiaaeat 

I.  10  §.  1  h.  lieg.  geil.  BS  —  nach  §.  1037  cit.  be!  evident  nfltzlichi-n  Ge- 
■chäfteo  höchstens  diu  Bereichernng,  also  nnr  den  im  BMitltat  wirklich 
hervorgeb rächten  Natzen  heranigeben;  bei  anderen  nicht  evident  nStzIichen 
Oeacbäften  kann  der  domlnnt  nach  Belieben  genehmigen  oder  ablehnen,  («beoso 
Caiaregia  diec.  197  N.  15,  16),  er  ist  zn  keinem  Ersatz  verpSichtet  nnd  kann 
die  'Wiederherstellnng  des  früheren  Za^tandes,  Hveut.  volle  Qennglhnaag  von  dem 
getloT  fordern  (§.  10-^8 cit.).  Tgl.  Ogonowski  8.  51  ff.  Nach  prensa.  Landr. 
§.  231,  235  1.  13  verhillt  es  sich  bei  nothweDdigea  Geschäften  so,  wie  nach 
öst.  Recht  'Förster  II.  §.  M9  S.  431  ff.  Dernbnrj;  II.  ».  695);  bei  den 
blos  vortheilbaften  Gescbftften  im  wesentlichen  ebonso,  wie  im  est.  Recbt ;  die 
Annabme  des  Torlh«iles  von  Seite  des  domimu  macht  diesen  hia  znr  Hübe 
desselben  znr  Scbadlo^haltnng  des  geator  verbindlich  (§.  241);  der  domin'ii 
ist  znr  Äblehnnog  nnbeschränkt  berechtigt  (Förster  S.  432,  4^3  u.  Anra.  65), 
er  kann  volle  Entschädigung  verlangen  nnd  dem  ge<lor  das  ganze  Geachaft, 
•bo  aach  die  Sache,  auf  welche  lich  diesea  anzieht,  überlassen  (De  rn- 
barg  II.  S.  6S6);  nar  wenn  der  TorCheil,  der  dem  dooünui  znfallea  würde, 
den  Nacbtheil,  den  er  erlitten,  offenbar  überwiegt  und  die  Wiederhers tellnng 
des  früheren  ZDStaodes  nicht  mehr  ausführbar  ist,  mnst  der  duvUniia  dieiea 
mit  jenem  nehmen  (g.  242 — 244);  beides  wird  miteinander  aufgerechnet 
(FOrster  S.431).  Mit  dem  röm.  Recht  stimmt  der  franz.  codi  civii  priacipicil 
Ubereio  (Art.  1375).    Domenget  et   PeyronnyJI.  N.   1323  ff.,    Alauzet 

II.  H.  1064  ff,  Monrlon  11.  N,  1666  S.  874  III.  N.  1083.  S.  434.  Au  das 
röm.  Recht  schliesst  sich  das  «ächa.  Gb.  §.  1345  an. 

')  l.  6  S.  9  D.  3-5.  Sic  ralihabitio  constituet  tuum  negotium,  quol  ab 
ini/io  Iwint  iian  erat,  ted  lua  ttiiUempiatione  gtiCum.  Vgl.  auch  Chambon 
S.  54,  55. 
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Commissionar ;  eine  solche  Grenehmigung  steht  mit  der  Accep- 
tation  einer  Offerte  juristisch  auf  einer  Linie  ^) ;  es  liegt  nun 
ein  Vertrag  vor,  der  mit  einem  Anerbieten  von  Seite  des  Com- 
missionärs  begonnen  und  mit  der  Annahme  von  Seite  des 
Committenten  geendigt  hat.     Ersterer   sagt:     Willst   du   das 

*)  Ebenso  Ogonowski  1.  c.  S.  35  Aum.  28;  v^l.  auch  v.  Hahn 
Comm.  ad  Art.  339,  §.  6,  7,  8.  üeber  die  rechtliche  Natar  der  Genehmigung 
als  eines  einseitigen  Rechtsgeschäftes,  womit  die  Anffassnng  der  Genehmigung  als 
Acceptation  einer  Offerte  nicht  im  Widerspruche  steht,  vgl.  L.  Seuffert 
Ratihabition  (Würzbarg  1868)  §.  8,  Zimmermann  1.  c.  §  8  S.  156  ff.,  v.  Mon- 
roy  S.  75;  Kariowa  das  Rechtsgaschäft  S.  15  meint,  dass  die  herkömm- 
liche Definition  des  Rechtsgeschäftes  überhaupt  nicht  auf  sie  passt  nnd  nennt 
(S.  60)  die  Ratihabition  (wie  die  Vollmacht)  einen  einseitigen  Rechtsact, 
welcher  nicht  auf  Hervorbringung  einer  Wirkung,  sondern  auf  Entscheidung 
und  Peststellnng  gerichtet  ist;  sie  ist  ihm  nicht  der  zweit'^  Vertragswille, 
sondern  soll  nur,  während  die  Vollmacht  der  Zukunft  zugewendet  ist,  nach 
der  Vergangenheit  hin  entscheiden,  dass  das  früher  errichtete  Geschäft  eines 
des  Ratihabenten  sei ;  ebenso  S.  16;  die  Genehmigung  ist  eine  Willenserklärung, 
welche  eine  rechtliche  Wirkung  nicht  selbst  begründet  oder  mitbegründet, 
sondern  nur  entscheidet,  dass  andere  constituirende  Thatsachen  ein  Rechts- 
geschäft oder  Rechtsverhältniss  begründen.  Diese  Auffassung  der  Genehmigung 
passt  für  jene  Fälle,  in  denen,  wie  bei  der  ne(/.  gestio  udlis,  durch  die  Ge- 
nehmigung das  betreffende  Rechtsgeschäft  oder  Rechtsverhältniss  als  bereits 
bestehend  anerkannt,  das  Vorhandensein  der  durch  andere  constituir  nde 
Thatsachen  beabsichtigten  Wirkung  rechtswirksam  erklärt,  dasselbe  nicht 
erst  begründet,  sondern  über  Dasein  und  Inhalt  desselben  entschieden  wird, 
die  Genehmigung  also,  da  der  Wille  der  Rechtsordnung  den  auf  die  Rechts- 
wirkung gerichteten  Privatwillen  anerkennt  und  sauctionirt  und  der  Privat- 
wille diese  Wirkung  hervorbringt,  überflüssig  ist;  es  verhalt  sich  in  diesen 
Fällen  mit  der  Genehmigung  ähnlich  wie  mit  der  materiellen  Rechtskraft  des 
Urtheils  (vgl.  Unger  System  IL  S.  619),  welches  nicht  neues  Recht  schafft, 
sondern  vorhandenes  Recht  anerkennt  und  definitiv  feststellt.  Ebenso  ist 
Karl,  Auffassung  für  jene  Fälle  der  Genehmigung  richtig,  in  denen  znr  Giltig- 
keit  oder  vollen  Wirksamkeit  einer  juristischen  Handlung  nur  noch  die  Einwil- 
ligang eines  Anderen  fehlte,  so  bei  den  sog.  nejotia  daudicaniia  (anders 
Siegel  das  Versprechen  §.  9,  der  den  gebundenen  Theil  als  Offerenten  be- 
handelt; gegen  ihn  Unger  in  der  Ztschr.  f.  Priv.  u.  öffeutl.  Recht  der 
Ggwrt.  I.  366 — 368);  einen  anderen  Charakter  hat  aber  die  Genehmigung 
eines  zweiseitig  verbindlichen  Geschäftes  dort,  wo  durch  sie  für  deu  Ge- 
nehmigenden selbst  eine  Verpflichtung  erst  begründet  wird;  hier  ist  in  der 
Genehmigung  in  der  That  der  zweite  Vertragswille  gelegen;  so  bei  dem 
Kaufe  auf  Probe  nach  Art.  339  Hgb.  (vgl.  v.  Hahn  1.  c.  §.  6.  7,  8 
Unger  1.  c.  S.  368),  so  in  den  im  Texte  behandelten  Fällen  auftragswidriger 
Ausföhrung. 

Grünhut,  Recht  des  Commissions-Handels.  13 
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nur  so  aneignen,  dass  er  sie  aus  der  Hand  des  Commissionärs 
empfängt;  der  Commissionär  kann  den  Antrag  ganz  unter- 
lassen und  das  Geschäft  für  sich  behalten;  er  kann  die  con- 
templatto  willkürlich  aufgeben  und'  den  Handel  als  für  eigene 
Rechnung  geschlossen  betrachten ;  er  kann  also  auch  den  ge- 
stellten Antrag,  wie  einen  jeden  andern  Antrag  zum  Ab- 
schluss  eines  Handelsgeschäftes,  widerrufen  und  die  Möglich- 
keit der  Genehmigung  durch  den  Committenten  verhindern, 
vorausgesetzt,  dass  der  in  der  Anzeige  von  dem  abgeschlos- 
senen Geschäfte  gelegene  Antrag,  dasselbe  zu  genehmigen, 
bei  dem  Committenten  noch  nicht  angelangt  oder  dass  doch 
der  Widerruf  gleichzeitig  mit  der  Anzeige  eingetroffen  ist 
(Art  320  Hgb.).  Der  Commissionär  kann,  wenn  er  von  dem 
Abschluss  des  Geschäftes  Anzeige  macht  und  die  Genehmigung 
verlangt,  erklären,  dass  er  das  Geschäft  für  sich  behalten 
wolle,  wenn  der  Committent  nicht  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  genehmige. 

Die  Genehmigung  der  auftragswidrigen  Ausführung 
von  Seite  des  Committenten  hat  constitutive,  nicht  blos  declara- 
tive  Bedeutung*);  das  Rechtsverhältniss  zum  Commissionär 
wird  durch  die  Genehmigung  erst  begründet,  nicht  blos  die 
Existenz  des  bereits  vorhandenen  anerkannt;  sie  gehört  zu 
den  das  Rechtsverhältniss  zum  Commissionär  constituirenden 
Momenten,  zu  den  die  Rechtswirkung  begründenden  oder  mit- 
begründenden Thatsachen,  sie  entscheidet  nicht  blos  in  un- 
zweifelhafter Weise  über  das,  was  sich  nach  dem  Gesetze  von 
selbst  versteht,  dass  nämlich  das  vom  Commissionär  ohne 
Auftrag  verrichtete  Geschäft  fnr  den  Committenten  als  dominus 
Bestand  habe,  resp.  dass  die  Wirkungen  desselben  eintreten, 
sondern  bringt  diese  Wirkungen  erst  hervor.  Die  Genehmigung 
ist  hier  Rechtsbegründung,  nicht  blos  Entscheidung  über 
Dasein  eines  ohnehin  vorhandenen  Rechtes;  sie  muss  als 
Acceptation  gegenüber  dem  Commissionär  als  Offerenten  ge- 
äussert werden;  wie  der  Auftrag  dem  Commis3ionär  erthellt 
wird,  so  muss  hier  der  in  der  Genehmigung  gelegene  Auftrag 
gegenüber  dem  Commissionär  nachgeholt  werden.  *^) 


•)  Vgl.  Ogonowaki  1.  c.  S.  82. 

**)  Vgl.  auch  R.  0  H.  G.  Bd.  V.  280,  Regelsberger  in  der  krit.  Viertel- 
jtliKclir.  XL  S.  375,  ders.  Vorverhandlungen   (Weimar  1868)    S.  3  «f.,    O-o 
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umsomeliT  also  dann,  wenn  er  auf  eine  von  Seite  des  Com- 
missionärs  erfolgte  Anzeigp  des  Greschehenen  eine  Antwort  zwar 
ertheilt,  ohne  aber  spjne  Reprobation  auszusprechen;  z.  B.  der 
Commissi onär  B,  der  zunäclist  nur  einen  Theil  der  Waare  und 
zwar  gegen  haar  zu  verkaufen  beauftragt  ist,  zeigt  dem 
Comraitfenten  A  an,  dass  er  die  ganze  Waare  und  zwar  auf 
drei  Monate  Ziel  verkauft  habe,  da  sich  ihm  eine  bessere  Ab- 
satKgelegenheit  nicht  hätte  darbieten  können;  A  antwortet 
überhaupt  nicht  oder  nicht  innerhalb  einer  angemessenen  Zeit 
oder  beschränkt  sich  darauf,  in  seiner  Antwort  blos  die  Credit- 


(;en.   dtc.  m-J  X.   -J,   d'.f.   H-S  X.  -(,    tl'c.  120  X.  1,    den.  133  A".  Ü).    Hecij/hiia 

a  unbliilf.  X.  liJ:  Clena  -flu  r'.l  pTr>a'que.i»  rem  yeil/m  a  facultalem  wui 
habmte  ceiuelUT  artum  apprcbnre(vgl,  Rot.  Gen.Jit.  J5tA\4);  di-c.  73i  A".  J— "..- 

gelnr,  »i  non  teqniiliir  niarnl'iäU  contradillo.  ma.rime .  alliiita  m  reatorum  C'ii- 
•utU-line  (übereinstimmend  diac.  17li  X,  29);  -V,  0  übei-einstipimea.i  mit  dh':. 
3il  .Y.  €1;  ditc.  Il'l  N.  30:  Ad  apjiruliiilieii'."i  indiicendam  niß'icil  laeilttral:'it 
diiitimilcll  lin-porit  Km-jimcl".  X.  31:  in  e-miiercio  "da  faeitiirnitaa  abfj'-.t 
Itmiorii  diuluTiälaU.  X.  35,  3(i  (Ti^si):  J:-xla  uxam  doHn,;m  ophion-ni 
Uiiel"r  vercalor  »>i  contin-iUi  ronlrnilicerf  iif./ii/i'o  per  iiium  correiporualfm. 
geilv,  allrii  ilirtrelur  Ulud  appTobatte,  /»xla  aliavt  vfrloreiii,  u/ititiunem  pott 
tale  lempui  juxta  ipialUatem  negotii  arb!ir!o  Judiclt  perpendendum,  inlra  qiiod 
de  re  eel  negotio  yetto  per  aitum  corrup'maaJfr'ii  ee  ceTtiiirem  fieri  aibique  con- 
tulere  potvtrit,  an  lale  negotivm  tibi  expediebat  iiee  nc  acceptare.  N.  38  et  39: 
Ifercalor  qui  turde  reclamat  coi.tra  factum  ant  exeemtaa  nii  mandatarü  rel 
eorretpoyitarii  nihil  agil,  qaia  ex  praelerita  lacilurnitale  Jut  Uli  jam  juaeitVun» 
«f,  qtiod  per  $tiheequtTiiem  conirorftcfiitiiw  ampliu»  tolti  nequ.il.,  N.  39,  40 
(■Telt) :  Et  hare  potimmum  proeedant  iiiter  mtrcaloru,  qtiia  ex  earuia  univer- 
tali  coniueludine  ttnttilur  reeei'tii  cimptilit,  litteria  leu  mercibui  alatim  eai 
eonnderare  v'.l  reiognoicere,  «t  ea  bremlale,  giia  decet,  le  deliberare  valeant, 
vel  "d  approbandum  tel  contradicetidum  negotio  ptr  tiiot  eorreipomaUa  gealo 
gvofnitu  tioii  fuerit  ab  eil  inlegre  ohtervatum  mandalumi  cum  bona  fidei  com- 
ncrfti  txigtre  rideatur,  guod  ci,rre'poniaU>,  qui  ut  jdurimum  media  mini»trorvm 
aliena  merciam,  vel  vendendarum  r et  evten darum  negntia  geruiit,  prompte  idant 
a  vtandonle,  it  te  «cqitieKat  nee  iie  negotio  geito  ila  ut  in  casu  juttae  contra- 
diaionit  tibi  itatiiii  comidere  valeant  et  eitlere  quiequid  eii  magit  expediem, 
ridebüur;  diic.  225  JV.  €0:  Mandant  habita  tdenl'a  non  conlradicem  tmeiiir 
de  exeetm  mandaterii,  If.  64  :  Mercator  lenttur  Incontinenli  contradicere  negotio 
per  ejui  fnaniatarium  gettn,  aliaa  illud  approbaate  cenaetur,  Stracch.  de 
aiteeurat.  glou.  11  -V.  47  til.  maiid.  X.  IS  p.  154.  Ansaldns  rfüc.  25  X.l?.- 
Mandatum  cenietur  proragatara  et  exCenaum  quandn  procurator  iUiiia  fin'i  excedit 


je  nacli  dem  Steigen  oder  Fallen  des  Preises,  das  6eBchäft 
aoznerkennen  oder  zurückzuweisen  und  ao  auf  Kosten  des 
Commissionärs  zu  specaliren. 

Der  Committent  muss  aber,  nachdem  er  Kenntniss  von 
dem  Geschehenen  erlangt  hat,  eine  den  Umständen  angemes- 
sene Zeit  haben,  eine  Bedenkfrist,  welche  genügt,  um  einen 
Entschluss  riicksicbtiich  der  Genehmigung  fassen  zu  können; 
während  dieser  Zeit  kann  er  gefahrlos  schweigen;  ist  diese 
Zeit  verstrichen,  ohne  dass  er  seine  Reprobation  erklärt  hat, 
so  gilt  er  als  genehmigend.  Der  Commissionär  muss  be- 
weisen, dass  der  Committent  seine  Anzeige  empfangen  habe; 
behauptet  der  Committent  geantwortet  zu  haben ,  ao  genügt 
zum  Beweise  dieser  Behauptung  sein  Copirbuch;  aller- 
dings hat  er  möglicherweise  den  copirten  Brief  nicht  abge- 
sendet, allein  es  könnte  ja  sein,  dass  der  andere  Theil  den 
wirklich  empfangenen  Brief  ableugnet  und  jedenfalls  darf  als 
Regel  angenommen  werden,  dass  man  im  Handelsverkehre 
Briefe  nicht  schreibt,  welche   man  nicht   auch  absendet. 

Dem  Commissionär  liegt  die  Beweislast  ob,  wenn  er 
Genehmigung  des  Committenten  behauptet.  ") 

Die  einmal  ertheilte  Genehmigung  kann  nicht  mehr 
widerrufen  werden.  Als  ertbeilt  gilt  sio  aber  erst  dann,  wenn 
sie  bei  dem  Commissionär  eingetroffen  ist.^')  Der  Commis- 
sionär hat  nun  aus  der  Acceptation  seiner  Offerte  ein  Recht 
erworben,  das  ihm  nicht  mehr  entzogen  werden  kann");  bis 
dahin  kann  der  Committent  seine  Acceptation  widerrufen,  eo 
dass  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Commissionärs  bleibt. 
Wird  die  Gt^nehmigung  von  Seite  des  Committenten  nicht 
gegenüber  dem  Commi'sionär,  sondern  gegenüber  dem  dritten 
Contrahenten  ertbeilt,  so  erwachsen  daraas  keine  Rechte  und 
Pflichten  zwischen  Committenten  und  Commissionär;  der  Com- 
mittent könnte  noch  immer  zurücktreten,  denn  der  dritte 
Cortrabent  steht  dem  genehmigenden  Committenten  ganz 
fremd  gegenüber. ") 

'•)  K.  0.  H.  G.  Bd.  Xtl.  N.  61  S.  1S9,' 
"0  Vgl.  V.  Hahn  ad  AtL  339  1.  o.  §.  Ü. 
")  Casaregis  ilue.  176  .V.  Sfl,  39;  s.  oben  Note   13. 
")   Anders  wenn  der    ComniiasiODar    im  Namea    des  Committenten    ge- 
bändelt hätte. 
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den  Commissionär  beauftragt,  gewisse  Fabrikate  im  Auslande 
zu  verkaufen  und  für  den  Baarerlös  Baumwolle  für  ihn  ein- 
zukaufen;  der  Commissionär  verkauft  auftragswidrig  ein  ge- 
ringeres Quantum  der  Fabrikate  und  an  einem  andern  Orte 
als  dem  vorgeschriebenen  und  kauft  für  den  Erlös  Kaffee 
anstatt  Baumwolle.  Wenn  derCommittent  den  auftragswidrigen 
Verkauf  der  Fabrikate  genehmigt,  so  liegt  darin  nicht  noth- 
wendig  auch  eine  Genehmigung  des  auftragswidrigen  Einkaufs 
von  Kaffee;  es  ist  eine  quaestio  facti^  wie  weit  die  Genehmi- 
gung sich  zu  erstrecken  hat,  20) 

Wie  bei  jedem  Antrag  bis  zur  Annahme  ein  Stadium 
der  Pendenz,  ein  Schwebezustand  vorhanden  ist,  so  sind  auch 
bis  zur  Genehmigung  des  Committenten  die  gewollten  Rechts- 
wirkungen des  von  dem  Commissionär  auftragswidrig  abge- 
schlossenen Rechtsgeschäftes  in  statu  pendenti)  es  ist  vorläufig 
in  dem  Verbältnisse  zwischen  dem  Committenten  und  dem 
Commissionär  unentschieden,  ob  das  von  dem  Commissionär 
in  eigenem  Namen  abgeschlossene  Geschäft  für  Rechnung  des  x\ 

Commissionärs  oder  für  Rechnung  des  Committenten  gehe,  es 
hängt  ganz  von  dem  Belieben  des  Committenten  ab ,  ob  die 
Rechtsfolgen  des  Geschäftes  für  den  einen  oder  für  den  an- 
deren eingetreten  sein  sollen.  „Die  logische  Consequenz  des 
Wesens  der  Pendenz  ist,  dass  während  der  Zeit  derselben 
keine  der  Alternativen,  bezüglich  deren  die  Unentschiedenheit 
stattfindet,  die  andere  überwiegt,  dass  vielmehr  die  beiden 
Möglichkeiten  sich  gegenseitig  die  Balance  halten."  '^) 

Versagt  der  Committent  die  Genehmigung,  so  hat  das 
von  dem  Commissionär  für  den  Committenten  beabsichtigte 
Geschäft'  die  Rechtswirkungen  nicht  für  diesen,  sondern  für 
ihn  selbst  hervorgebracht.  ^^) 

»*)  üeber  den  dnrch  3  PandektensteUen  (/.  17  D.  468,  l.  18  eod.,  l.  4 
§.  1  D.  45-1),  in  welchen  die  Möglichkeit  theilweiser  Genehmigang  anerkannt 
wird,  entzfindeten  jahrhnndertlangen  Streit  vgl.  Zimmermann  1.  c. 
S.  167  ff.,  Ubbelohde  die  Lehre  von  den  untheilbaren  Obligationen 
S.  129  fg.,  Beil.  r.  n.  II.,  Seuffert  §.  15  bes.  S.  8.^  83,  v.  Monroy 
S.  73;  Tgl.  auch  Steinlechn«r  1.  c.  S.  360. 

")  Kariowa  1.  c.  S.  14,  15. 

'')  Doch  können  Ansprüche  des  Committenten  gegen  den  Commissiouär 
nach  den  Grundsätzen  der  negotiorum  gestio  bestehen;  da  letztere  verbots- 
widrig erfolgt  ist,  so  besteht  die  Pflicht  zum  Ersatz  des  dadurch  herbei- 
gef&hrten  Schadens. 
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Ertheilt  der  Committent  die  Genehmigung,  so  hat  er 
das.  von  dem  Commissionär  in  eigenem  Namen  abgeschlossene, 
in  der  Vergangenheit  gelegene  und  nunmehr  offerirte  Geschäft, 
dessen  Rechtswirkungen  unmittelbar  von  der  Zeit  des  Ab- 
schlusses eingetreten  sind,  so,  wie  es  abgeschlossen  vorliegt, 
acceptirt  und  dadurch  entschieden ,  dass  es  in  der  That  von 
Anfang  an  für  seine  Rechnung  abgeschlossen  war.^^)  Die  Exi- 
stenz der  rechtlichen  Wirkungen  des  von  dem  Commissionär 
in  eigenem  Namen  ohne  Auftrag  für  Rechnung  des  Commit- 
tenten  abgeschlossenen  Geschäftes  beginnt  nicht  erst  vom 
Augenblicke  der  Genehmigung,  als  ob  das  schon  früher  von 
dem  Commissionär  abgeschlossene  Geschäft  auf  Grund  eines 
erst  jetzt  ertheilten  Auftrages  hinterher  im  Augenblicke  der 
Genehmigung  vorgenommen  würde,  so  dass  erst  dieses  als 
wiederholt  fingirte  Geschäft  als  die  Grundlage  des  für  den 
Committenten  gewollten  rechtlichen  Erfolges  zu  betrachten 
wäre,  sondern  es  gilt  so,  als  ob  das  auftragswidrig  vorge- 
nommene Geschäft,  so,  wie  es  genehmigt  worden  ist,  von  An- 
fang an  als  utile  negotium  gerirt,  resp.  als  ob  der  Commis- 
sionär, obwohl  ein  Auftrag  wirklich  nicht  vorhanden  war, 
von  vornherein  beauftragt  gewesen  wäre,  das  Geschäft  gerade 
so,  insbesondere  auch  an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit  auszu- 
führen, als  es  von  ihm  abgeschlossen  und  von  dem  Commit- 
tenten genehmigt  worden  ist^*),    so  dass   es   nachträglich    in 


'^)  Die  GenefamiguDg  hat  rückwirkende  Kraft.  Kariowa  I.e.  S. 61:  »Die 
Ratihabition  wird  anf  den  Moment  des  früheren  Erricbtnngsactes  zorück- 
bezogen ',  es  steht  nun  fest,  dass  die  iotendirten  Wirkongen  damals  schon  ein- 
getreten sind.''  Darüber  dass  dies  anch  dann  der  Fall  ist,  wenn  jemand 
ohne  unseren  Auftrag  in  unserem  Interesse  ein  Rechtsgeschäft  in  seinem 
Namen  geschlossen,  also  als  Z^vischenperson  (so  der  Commissionär  Unger  II. 
S.  1:^6  Anm.  2«)  gehandelt  hat,  vgl.  Unger  IL  S.  167.  lieber  den  lebhaft 
erörterten  Begriff  der  Rückwirkang  s.  die  Literaturangaben  bei  Zimmer- 
mann J.  c.  S.  199—5^11,  jetzt  auch  Kar  Iowa  1.  c.  S.  Uff,  61  ff.,  v.  Monroy 
S.  75 — 76.  üeber  die  massgebenden  Qaellenstellen  (7.  25  C  don.  int.  vir.  ö'lß, 
l,  7  pr.  C.  ad  Sc.  Mac.  4'28)^  vgl.  Zimmermann  S.  187,  Anm.  236  u. 
S.  211—218,    dazu    Steinlechner  L  c.  S.  362,  Kariowa  S.  61  ff. 

")  Portug.  Hgb.  Art.  782:  Quando  um  commerciante,  ou  scm mandato 
ou  excedendo  os  limite«  d^tlle^  covclue  aljum  negocio  para  o  seu  correipan- 
dentCt  6  gestor  do  negocio  aegundo  a  lei;  mas^  sendo  este  contractu  ratificado^ 
toma  o  character  dt  mandato^  e  se  enfende  feito  no  logar  do  gestorj  e  nSo  do 
commerciante  que  o  ratifica.     Casaregis  disc,  179  N,  16 — 17:    Quando    »»er- 
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Folge  der  Genebtnigung  rücksicbtlich  der  gegenseitigen  Kecbte 
and  Föichten  des  Gommittenten  und  des  Commissionärs  bo  zu 
halten  ist ,    als  ob  daa  göffiBtiigte  Geschäft    von    vornherein 


cator  pro  altern  corraponiora  abieiile  »i'ne  tüiqao  mandato  vel  ultra  maTulilum 
avi  excsdeii'io  ßn^i  mnidaii  aliquem  corUfactum  vel  näyod'imi  gei-ii  cum  lerlia 
pmona,  qvod  pimtea  ab  ahtente  ratißratur  .  .  duo  ii-lemeniunl  contraetiii,  uJlut 
ijttlionit  in'er  ie,  'tH  gfi'orem  mneal'iTia  abieTitli,  g<iia  quo'iei  unui  abiqjtt 
maailati  aüeaiiM  rie/üliuni  gerU,  negoHirtin  getlor  dicUur  ex  vul;/txli4  Juribut, 
vel  H  habeite  niatidahim  illud  excedit,  vel  contra  faelt ,  de  taandatario  ttatim 
ntgotio'wa  tan  Ivm  geitor  effldtur  et  ipatimmet  merealorem  abienleta,  qui  con- 
Ira^w,  tieet  ab  inilio  anle  ratißcatioaem  r.on  n(,  nüi  guan  cantractaa  .  .  pott 
Jonien.  Mubgequenlem  ratific Uianem  vim  et  naiuram  prortui  «imilem 
contraetai  mandati  aeiamii  inter  gernntem  et  illum^  pro  quo  negi-tiun 
gettum  fuil,  a'.ler  evi;ilionii  et  reip.  venditionit  inter  te,  uti  pro  dieto  mercatore 
abtente  negotium  gerenlem  et  terlium  venditorein,  qiii  .  .  ambo  contraelwi  perfi- 
civnlur  in  toco  gerencia  et  itoit  mercatorU  ralißeaiitii  et  ratio  eil  quia  iile 
ralijUitionit  coisinitu,  tic^l  imUlatTir  in  loca  ralijicanti»  et  ibi  videatur  et 
unire  CUM  alterj  praec^denli  gerenllt  contentu,  qui  ttnit  a  toCo  gerentit  ad 
•  locam  Talißc-intU,  retrotrahitur  ad  tempui  et  ad  locum,  in  quo /uit 
per  geitoretii  inilut  contraetui  emplionit  vel  aliud  negotium  pro  abiente 
et  ratin  rolionia  tat,  quia  eotwsTHU»  ratideaati*  non  unitur  in  loeo  tuo  ad 
aliqMBm  actum  leu  contraclum  per/iciendum  led  acceptandum  con- 
troctum  vel  negotium  pro  te  in  loeo  geatorit  jam  factum  ac  li  eodem  tem- 
pore et  loeo,  in  quo  fuit  per  gettorem  negotium  geitum,  ipae- 
met  ratifican»  eaaet  praeseni  ibique  eontraxiatet.  K  aS:  Balio 
aulem  tat,  quia  eotüractui  init-ua  a  negotiorum  geatore  non  eat  ntälua  ...  ei  tie 
cvn  remantal  jure  permirt^nte  in  itatu  penilenti,  donec  accedat  coaaenatta  vel 
reprobatio  doniini,  pro  quo  factut  /uit,  jfofint  aa  leguitur  ralißcatio,  iUe  eon- 
eentu*  primut  geitoria  lege  operante  de  pendentt  in  abaaluium  iraniit  et  effidtur 
abaolutut,  quia  lex  fingit  in  primo  corteemu  gettorii  ad/uiiie  contentum  rati- 
ßcantii  .  .  .  diic.  179  If.  28:  Xercalor  per  Hterai  requiaiverai  alium  aiienlan, 
vi  eibi  venderet  aliquae  mercei  pro  certo  et  praefixo  preiUi  et  ijfe  acceptt»  Uteri» 
aceraio  in  aiiia  Ubrit  dehitore  in  majori  pretio  diclo  mercolore  cvmmiltente  ultra 
lolitas  merc  't  irini  pmoitionw  dlctai  mcrcea  tranaiataer^t  eodeaique  tempore  per 
littrat  ttdmonendo  conim/Henfem  de  Iran^miasione  et  de  majori  pretio  dictarum 
mercium,  de  quo  illum  canitituerat  debiloreni,  tx  quo  pro  viliori  pretio  ab  ea 
oblato  nonpoleral  dicfae  merce»  vendere;  hie  receptii  lileria  per  aUerum  merca- 
tortm  emptorem  tale  negotium  /uit  per  enn>  approbatttm  et  ratificatum.  N.  33: 
Cum  iete  eendilor  qui  uti  timplex  venditor  noluii  asientiri  venditiimi,  atteiUo 
minori  pretio  libi  per  emptorem  oblaio  ....  non  dederil  locum  primo  contraetui, 
ad  alioa  actut  poitea  devenienda,  nempe  ad  tranlmiaiivntm  dietaram  mcrcium 
atcendendo  in  auii  libria  CTaptorem  tn  majori  pretio  debitarem,  dici  neceaie 
debeat  eum  induiaie  ailam  noiiam  personam,  nempe  negottoi'um  gealoris  pro 
dieto  emplore  et  uti  geitorem  illiut  a  aemetlpao,  uii  venditore,  noaum  emptionii 
eontractum  lub  probabili  ape  habendi   appro'iationem   jteu  raiificationem   a  dicto 
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Die  Genehmigung  bewirkt  also  ex  post  nur  dasjenige,  was 
sonst  die  objective  Beschaffenheit  der  Handlang  {idllltas  neyotü) 
reap.  was  vor  der  Ansfuhrung  des  Geschäftes  der  Auftrag 
bewirkt.  Der  Comraisaionär  hat  contemplntlonc  alterins,  aber 
auf trags widrig  ein  negotium  des  Cummittenten  gerirt,  oder  er 

cij-io  ßeri  mandociwef.  Vgl.  dera.  dinc.  30  A".  n,  dUc  OT  y.  4.  Hot.  Gen. 
dec.  70  y.  3,  5,  6,  dec,  119  N.  3,  3.  AasaldQB  di-e.  30  X.  22.  Dia  Rage!: 
Bali  «.lim  kil.;i!o  vtnndalo  ci^mparalnr  (l  V2  §.  4  D.  dt  »..;.  46  3)  hat  nach 
aJlj^emeJDer  Aoffaüann;  (anders  Zimmermann  S,  270  Anm)  den  Sinn,  dass 
darin  die  Itückwirkang  der  Ratihabition  anerkannt  wird,  diBS  die  Genebmigang 
mit  einem  vor  dem  vurgenommeDen  Geschäfte  dem  eigenmächtig  Handelnden 
erthflilten  Mandate  auf  eine  Stnfa  gestellt  irird;  so  /.  60  D.  60-17 ;  dagegen 
ioabesondere  die  berälimte  l.  9  D  ney.  gest.  3-5  (S':aevaln},  vronich  die  Geneh- 
migDng  die  Vergangenbeit  nie  ändern  nnd  die  aet.  matidali  erz<!Dgen  könne, 
sondern  nor  bewiike,  dars  anch  dann,  nenn  uirht  ulUlter  gehandelt  worden,  arlni 
lieg.  geil,  aogeitellt  wer-lfn  kann«,  ferner  c.  3  C.  III.  32,  c.  20  C.  Hl.  3S.  Ueber 
die  unendlich  verschiedenen  Ansichten  rückGiebtIich  dieaes  „nn  versöhn  baren" 
WideripmcbesChambon  57  ff.  Senffert  S  49  ff.,  Kri  tz  Paed.  I.  S  10  ff., 
Pernice  Laheo  I.  S.  äl6  ff.,  Zimmermann  S.  270  ff,  der  einen  aacb 
schon  von  anderen  behaupteten  Gegensatz  der  Sabinianer  and  ProcnlJaner 
in  dieser  Frnge  nachznweiiten  sncht  (S.  266  ff.),  derart,  dass  die  Procnlianer 
rücktrirkende  Kraft  der  Genehmignng  anaahmen,  nicht  aber  die  Sabinianer, 
Ueber  die  Uenehmignog  nach  pren BS.  Laudr.  g§.  239,241,  247,248,142  I.  U. 
vgl.  Förster  11.  438,  439,  Koch  Cummenlar  1.  12  Not.  5a)  zn  g.  142, 
Not.  9  an  §.  239;  Dernbnrg  II  S.  66i;  wenn  die  Genehmigang  aasdrück- 
lith  d.  h.  unzweiiledlis  (Uernburg  1.  c.)  -~  anadrBckliche  Geuehmigung 
liegt  nach  §.  141  I.  13  anch  in  der  Zneignang  de:,  ans  dem  Ge.schäft»  ent- 
standenen Vortheiles  oder  Uehernahme  der  daraus  folgenden  Leistongen  —  und 
nocingee  eil  rankt  erfolgt,  so  sollen  zwischen  Beiden  dieselben  Rechte  und  Pflichten 
entitehen  wie  zwischen  Vollmachtgeber  und  Bevollmächtigteu,  also  nicht  die 
Klage  aus  der  GeschäFlsführnag,  sondern  aas  dem  Vollmaehtsaiiftrag  ^ 
FÖratar  11,  S.  435,  436;  ebenso  nach  Ost.  bärgl,  Gb.  §.  liJ16,  1039,  welche* 
aber  darüber  «ns  drück  lieh  niuhlB  bestimmt  and  nach  franz.  etile  civil  Art, 
1998.  Nach  Bäche,  bürgl.  Gh.  §.  1340  hat  die  Genehmignng  einei  bereits 
geführten  Geschäftes  die  Wirkung,  dass  der  Gesuhäftaführer  nach  den  Vor- 
schriften über  die  Ge^chäfiBführung  ohne  Auftrag,  der  G laehmigende  nach 
den  Vorschriften  über  die  Geschäftsflihrnng  vermäge  Anftragüs  xa  benrtheileu 
ist;  wird  ein  angefangenes  Geechift  genehmigt,  so  liegt  darin  ein  Auftrag 
zn  dessen  Fortführung.  Vgl.  gegfn  diese  Norm  Ogonowaki  1.  c.  S,  78. 
Heber  den  Einflnas,  den  Zwischeomile  anf  die  Möglichkeit  giltiger  Ratiha- 
bitian  haben,  vgl.  Zimmermann  S.  231  ff.;  dazu  Stelolechner  I.  c. 
S.  362  ff.  ;  aber  den  Rücktritt  des  nej.  geelor  vgl.  Saoffert  S.  39—43, 
29—32,  Zimmermann  S.  276  ff.,  RegeUberger  krit.  Viert,  XI.  S.  367 
■bis  371,  Cnrtins  im  Arch.  f.  civil.  Prax.  Bd.  58  S.  106.  107,  Kar- 
le v«  S.  60. 
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tragswidng  dem  a.  veräussert,  ohne  dosa  dieser,  da  er  das 
mangelnde  Veräasseniiigarecht  dea  Commiasionära  kannte,  aU 
redlicher  Erwerber  gelten  nnd  daher  als  Eigenthümer  ange- 
sehen werden  könnte;  in  TJnkenntniss  von  dieser  Veräus- 
sernng  hat  der  Committent  an  derselben  Waare  dem  B  ein 
Pfandrecht  eingeräumt;  genehmigt  dann  der  Committent  die 
anftragawidrige  Veräusserung  an  A,  so  kann  durch  diese  Ge- 
nehmigung das  Pfandrecht  des  B  nicht  alterirt  werden. 

Ist  der  Wille  des  Committenten  durch  einen  wesentlichen 
Irrthum  riicksicbt^ich  des  eigentlichen  Objectes  der  Genehmi- 
gung bestimmt  worden,  bo  kommen  die  altgemeinen  Grundsätze 
Sber  Mängel  der  Willensbestimmang  bei  Vertragsabschlüssen 
zur  Anwendung. ")  Z.  B.  der  Committent,  im  Glauben 
befangen,  dass  der  Commisaionär  für  ihn  ohne  Auftrag  100 
Hectoliter  Wein  eingekauft  habe,  während  dieser  in  der  That 
100  Hectoliter  Bier  eingekauft  hat,  genehmigt  den  Einkauf .  ") 

In  Folge  der  rückwirkenden  Kraft  der  Genehmigung 
kann  das  genehmigte  Geschäft  in  keinem  Aagenblicke  als  für 
Rechnung  des  Commisslonärs  abgeschlossen  gelten ,  welcher 
auch  daher  aus  diesem  Geschäfte  ebensowenig  einen  Gewinn 
ziehen  als  einen  Verlust  zu  tragen  hat.  ")     Wenn  z.  B.  die 


**)  Caskregis  dUc.  135  .V.  4,  5,  7:  Ba'ißcaUo  non  ralet,  ti  etaram 
et  tpeeißeam  icieafiam  exoettus  non  habueril  raüficant.  Svßiat  tarnen  leienlia 
tt^ttanliaiium  gutUilalum,  quae  condititmem  ratifieanlü  ponunt  reddere  Jete- 
rioren,  i^.  9:  Ba'ißcaiio  tTahilur  ad  qualiiatei  eftan  ignorala^,  qaando  amalai, 
guod  Tolißtani  totiterit  actum,  uteumgue  Ute  til,  ralißeare.  Angald  na  dlic.  30 
X.   S3  ei  24. 

")  Nach  Bemeinsm  Recht  liegt  hier  k«ine  virkaame  GeDchmifnDg  des 
BiereinkaDf«]  vor.  Wiudicheid  Fand.  1.  §.  76,  77,  Arndts  Fand.  §.  2.17, 
238.  Der  Committent  mOaste  seinen  Irrthnm  beweJHD.  Vgl.  Hat.  bürg).  Glt. 
§.872—876,  prenss.  Landr.  1.  4  g.  75— 91,  I.  5,  g.  349— 359,  fran«.  eode 
Hmt  Art.  1109,  1117,  aäcbs.  Gb.  §.  833-847. 

")  ADdera  Caiaregia  dlte.  179  N.  21:  Negut  alignam  diffkultalem 
«njerunl  alÜ  DqOotc»  lenentei  qucd  ratificatio  non  trahatur  rttro  ad  tempua 
el  Uiaim  contraetHi  ted  quo  tempore  et  ubi  ea  $equüur  ibi  eodemque  tempore 
iMeiligi  debeat  i'niliu  coi^racivt  ei  äc  valeat  ex  nunc,  non  ex  tunc.  If,  35; 
ffaee  tine  dubio  proeedunt  in  mereatoribut ,  gut  aut  kabeant  mandatum  aut 
non  kabtani  «egoHa  luomm  eorretpontomm  temper  agunt  non  «xprttio 
mandato  rel  nomine  eorum  quorma  negotia  getuiü ;  quamobrem  >equitur  qnod 
etnüTottui  vel  ntgotia  gtila  non  ttant  in  statu  pendenli  ted  kabtTit  «tum 
valtdäad»  tialum  el  firmäatem   in  periona    getlorh,    etianui    non    ralifiearenluf 
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missionsgut  ^)  bei  der  Ablieferung  in  einem  äusserlicli  erkenn- 
baren, beschädigten  oder  mangelhaften  Zustand  3)  befindet 
so  hat  er  die  gesetzliche  Pflicht  (Art.  365  Abs.  1  Hgb.  ; 
ebenso  §.  371  Abs.  1  ungar.  Hgb.),  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichea  Kaufmannes  die  Rechte  gegen  den  Frachtführer 
oder  Schiffer*)  zu  wahren,  d.  h.  nicht  blos  beim  Empfange 
zu  protestiren ,  sondern  für  den  Beweis  jenes  Zustandes  zu 
3orgen,  den  er  durch  Sachverständige  feststellen  zu  lassen 
berechtigt*^),    resp.   wenn   es   die   Sorgfalt   eines  ordentlichen 


sorgen  und  dem  CommitteDten  ohne  Verzag  Nachricht  geben.  Abs.  2:  Im  Unter- 
lassnngsfalle  ist  er  für  den  daraus  entstandenen  Schaden  verantwortlich.  Abs.  3 : 
Er  kann  den  Znstand  darch  Sachverständige  feststellen  lassen  and,  wenn  das 
Ont  dem  Verderben  ausgesetzt  nnd  Gefahr  im  Verzage  ist,  unter  Beobachtnag 
der  Bestimmnngen  des  Art.  320  den  Verkauf  des  Gates  bewirken. 

*)  Der  bei  der  Berathung  gestellte  Antrag,  statt  „wenn  das  Gat^  „wenn 
4ias  Gommissionsgut'^    zu  setzen,    wurde  als  selbstverstäudlich  verworfen. 

')  Der  Antrag  eines  Mitgliedes,  statt  „maogelhaften  Zustand"  zu  setzen 
^äusserlich  erkennbar  beschädigten  oder  mangelhaften  Zastand'',  wurde  mit 
13  gegon  4  Stimmen  angenommen ;  denn  es  bandle  sich  hier  nicht  allgemein 
tim  Folgerungen  aas  einer  maogelhaften  Beschaffenheit  des  Gates,  sondern 
komme  nnr  darauf  an  zu  bestimmen,  inwieweit  der  Commissiouär  den  Fracht- 
führer verantwortlich  za  machen  habe. 

*)  Das  Ungar.  Hgb.  §.  371  erwähnt  anstatt  des  „Schiffers"  den  Spe- 
diteur („a  azdllitmdnyozd  vagy  fuvarozo*^). 

»)  Vgl.  schon  Sa  V ar y  1.  c.  lib.  III  eh.  V.  S.  239.  Der  R.  H.  G.  Entw.  Tit.  V, 
Art.  11  legte  dem  Commissionär  bei  Uebersendung  fehlerhafter  Güter  stets 
die  V  er  pflichtu  n  g  auf,  den  mangelhaften  Zustand  derselben  darch  gerichtlich 
«mannte  Sachverständige  feststellen  zu  lassen.  Eine  solche  generelle  Ver- 
pflichtung enthält  aber  eine  grosse  Belästigung  des  Verkehrs ;  für  das  Be- 
dürfniss  reicht  es  vollständig  aus,  wenn  ebenso  wie  beim  Kaufe  (Art.  348 
Hgb.)  dem  Commissionär  das  Recht  eingeräumt  wird,  die  Feststellung  des 
Onles  durch  Sachverständige  zu  veranlassen  (Preuss.  Mot.  S.  151,  so  schon 
pre a 88.  Entw. Art.280  (oben  Note  1);  vgl.  Brinkmann  S. 398,  Treitschke 
S.  38),  wobei  auch  hier  die  Regel  gilt,  dass  diesem  Rechte  eine  Pflicht  des 
Kommissionärs  correspondirt ,  wenn  es  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Eauf- 
inannes  mit  sich  bringt.  Gegen  den  Antrag  auf  Aufnahme  des  §.  142  des 
rev.  österr.  Entw.:  „Der  Commissionär  hat  die  ihm  überschickten  Güter 
bei  der  Uebernahme  hinsichtlich  ihrer  äusseren  Beschaffenheit  in  jedem  Falle, 
wenn  aber  die  Umstände  Abgänge  oder  innere  Beschädigungen  vermuthen 
lassen,  auch  hinsichtlich  ihres  inneren  Zustandes  zu  untersuchen.  Alle  hie- 
bai  oder  wenn  die  Entdeckung  bei  der  Qebernahme  nicht  möglich  war, 
in  der  Folge  wahrgenommenen  Mängel,  ist  er  verpflichtet,  gerichtlich  erheben 
zu  lassen,  oder  für  die  Erlangung  anderer^  den  Umständen  entsprechender 
Beweismittel  zu  sorgen  und  für  die  Ersatzansprüche  seines  abwesenden  Com- 

Grünhut,  Recht  des  Commissions-Handels.  14 


—    211    — 

Commissionär  darcb  sein  Yerachulden  dem  Committenten  ver- 
loren gehen  Hess;  es  wird  auf  die  Zahlongsfähigbeit  des 
Frachtführers  und  Schiffers  ankommen,  ob  und  inwieweit 
ein  günstiges  Urtheil  mit  Erfolg  gegen  sie  geltend  gemacht 
werden  könnte.  *) 

■)  AndsTB  äi%  a  p  ft  d.  Hgb.  Art.  149 ,  gemäiiH  velcbem  der  Conunis- 
Blonir  dafür  snfkooimeii  mnM,  dus  dis  durch  ihn  empfangansii  Grtiter  sich  m 
dem  ZuBlande  beflndeo ,  via  er  ihm  angegeben  Torden  und  wie  ans  den 
Frachtbriefen  oder  dem  ConoMement  hervorgeht:  Lot  vUtmat  diligenciai  (e. 
nnten  §.  26,  Note  1  Art.  148  i  p  a  n.  Hgb.)  deve  praetlear  tl  camüionüta 
nempre  que  al  entregarte  de  loi  e/ectoi  que  le  hayan  tida  cotifignadoi  notare 
que  >e  hailan  averiadoi,  dettrioradot,  y  en  dütinio  eitado  del  que  corute  en 
iat  eartai  de  porlu  h  fietaimcntot,  6  de  ia  iTUiruceionei  que  le  haf/a  cantamcado 
el  propielario ;  y  no  haciendolo  podrd  itle  exigir  que  ei  fomiiiifiiitla  retponda 
de  tat  mercadiria»  que  reäbid  en  los  terminoi  en  que  le  le  anunciü  tu  remeta 
g  retalten  de  In*  eartiu  da  portet  d  del  conicimieTilo ;  Ubersinetimmend  p  o  r  t  □  g. 
Hgb.  Art.  71,  brasil.  Hgb.  Art.  172,  argent,  Hgb.  (ebenao  ürngnay) 
Art.  353  al.  2,  ital.  Entw.  y.  1873  Art  410  »1.  1  (Verb.  N.  853), 
w  B  r  t  e  m  b.  Art  153.  Anch  der  p  r  e  n  h  b.  Entw.  Art.  280  Abs.  2  (oben  Note  1) 
ging  TDD  der  Anffasanng  ans,  das*  der  CommiasioDir  durch  sein  UandstS' 
TerfaiDtDiss  dem  Committenten  gegenAber  verpflichtet  sei,  die  Rechte  desMlben 
gegen  den  Prachtfilbrer  zn  wahren  nnd  dasa  er,  wenn  er  dieees  nicht  Ihne, 
ihn  daffir  gereclit  werden  mflBae,  d.  b.  eicb  ihm  gegenüber  anT  den  mangel- 
haften  Zustand  des  Gntes  nicht  bemfin  kSnne  (Mot.  S.  151);  bei  den  Be- 
ratbengen  (Prot.  694)  warde  diese  BestiUmang  alt  nicht  aachgemise  beieicbnet ; 
dieselbe  beliebe  sich  auf  die  dieiFachs  Verpflichtnng  des  Commissi  an  Ars,  dia 
Rechte  des  Committentea  gegen  den  Fracblftthrer  zn  wahren,  den  Bewein  in 
sichern  nnd  Nachricht  zn  geben.  FBr  alle  diese  F&lle  dnrch  den  Coamissionikr 
den  Schallen  der  Waare  geradezu  vertreten  za  [eggen,  nei  offenbar  zn  hart. 
Wenn  z.  B  ein  Fahrmann,  der  nnr  1000  Thir.  im  Vermaßen  habe,  einen 
Schaden  von  6000  veranlasst  habe,  so  eei  es  gewiss  anaigamessen ,  den 
CommissionAr  ftir  50(X)  ThIr.  ein-ttehen  zn  lassen  ,  falls  er  die  Wahrung  der 
Rechte  des  Committenten  gegen  den  Fuhrmann  nnterlaisen  würde;  daher 
warde  beantragt ,  statt  des  2.  Abs.  zn  setzen  ;  „Im  DnterlaBSDngsfalle  ist  er 
Kt  den  daraus  entatebenden  Scliaden  verantwortlich",  ein  Antrag,  der  mit 
13  gegen  4  Stimmen  angenommen  wurde  ;  dagegen  wsr  vorgebracht  worden, 
das«  durch  das  streDgere  Prijudii  des  Entw,  dem  Committenten  der  gchnie- 
rige  BeweiB  abgenommen  werde,  ob  die  Besch£dignng  der  Waare  bei  dem 
Tnhrmann  oder  erst  bei  dem  CommissionSr  n.  b.  w.  eingetreten  sei,  der  Ent- 
wurf stelle  nur  eine  PiSsnmtion  dafür  anf,  dass  das  letztere  der  Fall  sei. 
Zn  Art.  308  -2.  Abs.  (oban  Note  ]]  wurde  von  neuem  bemerkt  (Prot.  1189),  dass 
die  Bestimmnng  erfahr  au  gggemiss  nicht  ausreiche,  sondern  zn  sehr  verwickelten 
Streitigkeiten  namentlich  aber  die  Frage  fBbre,  ob  die  Beschädignng  auf  der 
Reise  oder  erst  später  bei  dem  Commissionftr  erfolgt  sei;  täi  diu  Fälle,  in 
welchen  der  CommisBionärfOr  den  Beweis  des  mangelhaften  oder  beschlidlgten 

14' 
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oder  auch  unter  der  Hand  durch  gewisse  befugte  Mittels- 
personen. Zu  diesem  Verkaufe  wird  der  Commissionär  nur 
selten  schreiten  können,  denn  dieser  Verkauf  setzt  voraus, 
dass  der  Frachtführer  oder  Schiffer  das  Gut  dem  Commis- 
sionär abgeliefert  habe ;  die  Ablieferung  von  Seite  des  Fracht- 
führers oder  Schiffers  wird  nun,  so  lange  nicht  die  Fracht  be- 
zahlt ist,  in  der  Regel  nicht  erfolgen ;  der  Commissionär  wird 
sich  aber  in  der  Regel  wohl  hüten,  die  Fracht  zu  bezahlen, 
da  durch  die  Annahme  des  Gutes  und  Bezahlung  der  Fracht 
jeder  Anspruch  gegen  den  Frachtführer  erlöschen  würde; 
daher  wird  in  den  meisten  Fällen  nicht  Art.  343 ,  sondern 
Art.  407  Hgb.  zur  Anwendung  kommen  können. 

Art.  365  Abs.  3  statuirt  keineswegs  blos  ein  Recht 
des  Commissionärs  auf  Feststellung  des  Zustandes  durch  Sach- 
verständige und  Verkauf  nach  Art.  343,  dessen  Ausübung 
er  auch  beliebig  unterlassen  könnte;  allerdings  ist  es  seinem 
Ermessen  überlassen  („er  kann"),  ob  er  durch  Sachverstän- 
dige den  Zustand  des  Gutes  feststellen  lassen  resp.  verkaufen 
will,  allein  wie  immer,  so  muss  auch  hier  dieses  Ermessen 
des  Commissionärs  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  geleitet  und  bestimmt  werden.  Dem  Rechte  zur 
Feststellung  des  Zustandes  resp.  zum  Verkaufe  correspondirt 
die  Pflicht,  das  eine  oder  andere  vorzunehmen,  wenn  ohne 
dessen  Vornahme  die  dem  Commissionär  anvertrauten  In- 
teressen gefährdet  würden.  Der  Commissionär  macht  sich  also 
verantwortlich ,  wenn  er  den  Zustand  nicht  feststellen  resp. 
das  Gut  nicht  verkaufen  lässt,  obwohl  das  eine  oder  das 
andere  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
geboten  ist. 

Der  Commissionär  ist  im  Falle  des  Art.  365  an  die 
Bestimmungen  des  Art.  343  auch  dann  gebunden ,  wenn  es 
sich  um  ein  Verkaufscommissionsgut  handelt  und  ein  Limito- 
preis  nicht  gesetzt  war.  ^^) 


'*)  Anders  Prot.  1190;  zum  3.  Abs.  des  Art  308  Entw.  I.  Les.  (oben  Note  1) 
werde  in  der  Absiebt,  dem  Commissionär  zu  gestatten,  dass  er  die  Waare 
BÖthigenfalls  selbst  verkaufe,  beantragt,  denselben  zn  fassen  :  „ . .  in  geeigneten 
Fällen  das  Ont  verkaufen  lassen  oder  selbst  verkaufen  (Art.  285,  291  Entw. 
I.  Lea.  —  entspr.  den  Art.  343,  348  Hgb.).  Der  Antrag  wurde  mit  8  gegen 
6  Stimmen  abgelehnt,  da  es  sich  hier  selbstverständlich  (?)  nicht  um  diejenigen 
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G-eaetz  gibt  die  Verkaafabefugnisa  dem  Comiuls- 
unter  der  Voraussetzung,  dasa  die  Bestimmangen 
13  Hgb.  beobachtet  werden.  Nur  dieser  Verkauf  ist 
::tzlicher  Beatandtheil  des  Inhaltes  des  Commisaions- 
inzusehen;  das  Gesetz  selbst  ermäichtigt  zu  diesem 
der  Sache  angemessenen  Verfabreo ,  wenn  es  auch 
taben  des  gegebenen  Auftrages  überschreitet;  bei 
jrn  Verkauf  handelt  der  Commiasionär  nicht  als 
lär,  sondern  als  negotiorum  geator. 
er  Einkaufäcommission  '*)  insbesondere  ist  der  Com- 
verpflichtet ,  dem  dritten  Contrahenten  gegeufiber 
Jiren  einzuschlagen,  welches  das  Gesetz  dem  Käufer 
ill  vorschreibt,  dasa  sich  die  von  auswärts  iiber- 
aare  bei  der  Ablieferung  '*)  als  mangelhaft  heraus- 

ia  wetcben  dem  CommiisionAr  von  Anfang  die  Waare  Eom 
e  Limila  Bbernendet  worden  aai. 

der  Yerkanfacoiamisaioa  ist  der  CommiBHionür  zwar  bei  rod- 
lersatzpBicIit  verpSichtet,  wenii  das  Qat  in  einem  finaserlich  er- 
liSdigten  oder  mangelhaften  Zustand  ankammt,  nach  Art.  365  Hgb. 
nd  ancb  wenn  erst  nach  der  Abliaferong  des  Gutes  an  den  Com- 
ip,  nach  dem  Verkaore  desaelhsn  dorch  den  letttereu  Htugel 
Lt  werden,  von  den  AasstellnnKen.  welche  gegen  die  Beschafftin- 
miBsionsgntes  von  dem  dritten  ESnfer  erhoben  werden,  deo  Com- 
verattadigeo  resp,  dessen  Ingtractionen  in  Beziehang  auf  das 
euüber  solchen  Kilg«n  zd  beobachtende  Vcifahren  einzeholen 
Hein  keineswegs  ist  der  Verkaufscommissionar  mit  dem  Käufer 
7  janstiach  «teich  eu  behandeln.  B.  0.  H.  0.  Bd.  XXI  N.  46. 
illt  sich  die  Waara  erst  spfiter  als  mangelhaft  heraaa,  so  ist  an 
,  ob  sich  dieselbe  noch  bei  dem  Commissionär  oder  schon  bei 
anCen  befindet.  Im  ersteren  Falle  gilt  das  imTeite  Aasgefährte  ; 
Falle  kauQ  der  Commitlent,  da  er  mit  dem  dritten  Contrahenten 
'  nicht  in  ein^r  directen  obligatorischen  Baziehnng  steht,  nicht 
lie  vertrag-! widrige    Waare    dem  Dritten   anr  Disposition    stellen 

diesen  halten;  er  muss  vielmehr  sn  diesem  Zwecke  die  Ter- 
Einkaofgcommissionftrs  beanapmchen;  er  mnss  also  das  Ergebniaa 
hang  den  Commiasionär  mit  dem  Auftrage  mitthetlen,  in  aeiaar 
ils  KKnfer  im  eigenen  Namen,  aber  fSr  Becbnnng  dsa  Cammit- 
eigneten  Schritte    gegen    seinen   Terkinfer  eu  thuii,    reap.  den 

darcb  Cession  der  ihm  gegen    den  Dritten    znitehenden  Beehta 

zu  setzen,  anmittelbar  die  dem  Commissionär  wegen  veriraga- 
lität  gegen  den  Dritten  anstehenden  Bechte  geltend  zn  nncheo. 
I  das  Committenten  gegen  den  Commiesionär  ist  aber  dadurch 
9    snch    der  Conmittent  nichts  versSamte ,    was   cor    Geltend- 


stellt  (Art.  347  Hgb.;  ebenso  §.  346  ungar.  Hgb.);  fällt  dem 
Commissionär  diesbeziiglicli  ein  Verschulden  zur  Last  und  wird 
durch  dieaes  Verschulden  eine  ßenachtheiligung  des  Commit- 
tecten  herbeigeführt,  so  muss  der"  Commissionär  dem  Com- 
mittenten  diesen  Schaden  ersetzen ;  Gegenstand  und  Umfang  des 
Ersatzes  sind  durch  den  Causalnexus  zwischen  dem  eoncreten 
Verschulden  des  Commissionärs  und  dem  Nachtheile,  den  der 
Committent  durch  dieses  Verschulden  erlitten,  bedingt;  unter 
ganz  besonderen  Voraussetzungen  würde  der  Committent  auch 
verlangen  können,  dass  der  Commissionär  den  Ersatz  dadurch 
leiste,  dass  er  die  gelieferte  vertragswidrige  Waare  für  eigene 
Rechnung  übernehme.  Keineswegs  aber  folgt  die  Verpflichtung 
zar  Zurüci^nahme  daraus  allein,  dass  der  dritte  ContraLent  als 
Verkäufer  dem  Committenten  eine  vertragswidrige  Waare 
lieferte;  denn  der  Commissionär,  der  die  ihm  nach  dem  eon- 
creten Inhalte  des  Com missions Vertrages  obliegende  Pflicht  mit 
aller  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  erfüllt  hat,  ist  für 
die  vertragswidrige  Qualität  an  und  für  sich  nicht  verantwort- 
lich, wenn  der  dritte  Verkäufer  dem  Committenten  ohne  alles 
Verschulden  des  Commissionärs  vertragswidrige  Waare  geliefert 
hat.  Der  Commissionär  würde  nur  dann  haften,  wenn  er  ent- 
weder von  dem  Dritten  für  Rechnung  des  Committenten  eine 
schlechtere  Sorte,  als  ihm  aufgegeben  worden  war,  eingekauft 
oder  nach  der  Ankunft  der  Waare  etwas  versäumt  hätte,  was 
ihm  oblag,  um  dem  Committenten  die  Geltendmachung  der  An- 
sprüche gegen  den  Dritten  wegen  seines  vertragswidrigen  Verhal- 
tens und  die  Erlangung  des  Schadenersatzes  zu  ermöglichen.  '*) 

§■  27. 

Die  Pflichten  während  der  Aufliewahrung  des  Commiesionsgutee. 

Der  Commissionär  haftet  aus   dem  Com  missions  vertrage 
mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes   für  Verlust 

macbnng  seiner  Rechte  wegen  der  vertragswidrigen  Qualität  der  Waare  noth- 
wendig  und  dienlich  war;  daza  gehOrC  zunächst  Art.  347  Hgb.  Der  CommilteDt 
KURS  nacbweiseD,  dose  er  ohne  Verzag  gemSas  Äba.  1  Terfahreo,  nnd  da  er 
die  Anzeige  nicht  direct  an  den  dritten  Contrahenten  machen  konnte,  das 
Erfcbniss  der  Untenacbnog  ohne  VerspStang  dem  Commissionär  mit  dem 
Anftrage  mitgetheilt  habe,  darnach  weiter  gegen  den  Dritten  als  den  Ter- 
Unfer  vorangehen.  R.  0.  H.  G.  Bd.  I.  M.  22. 
'*)  R.  0.  H.  6.  BJ.  I,  N.  22  S.  81. 
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teschädigiiTig  des  Comtni! 
;,  da33  and  solange  als 
67  Abs.  1 ,  Hgb, ;  ebenso  j 
edenfal Is  erst  n  a  o  b  d  e 
t  und  solange  ala  es  in  i 
z.  B.  nicht  Fässer  mit 
fluf  Tuchballen  oder  K 
s  diese  durch  das  Hindu 
lä).  Bedarf  das  Gut,  z.  B. 
eni  Behandlung  zu  seine 
immissionärs,  in  dieser  B 

,  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIX,  N.  24,  8 
imiBsionSr  nicht  zum  Depo-ünr. 
:2,  Oareis  im  Ceatr.-Org.  VII. 
iitlich«n  Bbarein  das  apaa.  Hyb 
e/tetoi  poT  cuenla  aJena,  tta 
?,  6  poTqiie  (ite  le  tei  hubieie  c» 
:o/iiercara  en  tu  podtr  ii  lot  remit 
cion  de  lai  e/tctoi  en  loi  lirmtnoa  • 
ndo  la  dettmeeion  li  menoicabo  q 
forluito  intvUable.  Alt.  147  :  Tarn 
tu  3««  obren  «n  lu  poder  »e  dtl 
I  vicio  inherenle  d  la  naluraie 
wo  gue  «ea  la  cauia  gue  prodai 

a  legal  lin  pdrdida  de  iiempo, 
.  Hgb.  Art.  66,  69,  70.  braii 
Urngnay)  An.  iJ5l  ,  ital.  I 
nb.  Entw.  Art.  15i ,  152,  R.  H. 
I  Hat  der  CdmmiEsionär  daa  Gn 
10  entscheiden  die  Orandaätse  ftl 
a  entweder  den  Inatraclionen  dei 
rat,  veil  er  es  seiner  Beschaffei 
[Igen  konnte,  bei  einem  Dritten 

bei  der  Auswahl  des  Dritten  ■ 
[anftnannes  ergriffen  habe.  Ist 
lieb ,    wenn  z.  B.  das  Uagazin 

oder  überschwemmt  wird  und 
lel,  mag  aneh  dem  Dritten  in 
llen.  Hätte  aber  der  Commis 
langene  Waare ,  statt  sie  im  ] 
'crkanfen,  die  Commisiion  frBh 
Ifinrnnisa  (Art.  361,  362  Hgb.)  > 
)  Tgl.  schon  Savary  J.  c.  eh. 


'.»    •    ^. 
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Will  der  Commissionär  als  Aufbewahrer  des  Commissions- 
gntes  seine  Haftung  für  Verlust  oder  Beschädigung  desselben 
dnroh  die  Behauptung  ablehnen,  dass  der  Verlust  oder  die 
Beschädigung  durch  Umstände  herbeigeführt  worden  seien^ 
welche  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  nicht 
abgewendet  werden  konnten ,  so  trifft  ihn  die  Beweislast 
(Art.  367  Abs.  1).  Diese  Bestimmung  erscheint  nur  als  eine 
Anwendung  des  schon  dem  Art.  361  zu  Grunde  liegenden 
Principes  ^) ;  sie  ergibt  sich  aus  allgemeinen  G-rundsätzen  und 
entspricht  auch  der  ßücksicht  auf  die  factischen  Verhältnisse, 
da  der  meist  an  einem  anderen  Orte  wohnhafte  Committent 
in  der  Kegel  thatsächlich  nicht  in  der  JJage  ist,  eine  solche 
Aufsicht  über  das  Commissionsgut  und  den  Commissionär  zu 
führen,  um  eine  Nachlässigkeit  des  letzteren  als  Aufbewahrers 
darthun  zu  können. 

Der  Commissionär  ist  auch  dann  verantwortlich,  wenn 
der  Verlust  oder  die  Beschädigung  des  Commissionsgutes 
zwar  durch  ein  Ereigniss  herbeigeführt  worden  ist,  welches 
an  und  für  sich  betrachtet  als  Einwirkung  einer  „höheren 
Gewalt"  (vis  major)  erscheint,  wenn  ihm  aber  ein  Verschulden 
zur  Last  fällt,  ohne  welches  dieses  schädigende  Ereigniss 
nicht  hätte  eintreten  können,  oder  das  ohne  sein  Verschulden 
eingetretene  Ereigniss  seine  schädigende  Wirkung  nicht  oder 
nur  in  geringerem  Masse  liätte   äussern  können'^);    denn  der 

*)  R.  0.  H.  G.  Bd.  X.  N.  41,  S.  187. 

'')  Zu  Art.  262  prenss.  Entw.,  der  mit  Art.  367  al.  1  Hgb.  beinahe 
wörtlich  übereinstimmt,  wurde  der  Antrag  auf  folgende  Fassang  gestellt: 
„dass  er  alle  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  aufgewendet  habe,  oder 
dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  durch  unabwendbare  höhere  Gewalt 
eingetreten  sei^  ;  denn  die  Fälle,  in  welchen  die  Waare  durch  eine  vis  major 
«  Schaden  genommen  habe  ,  seien  nicht  genug  unterschieden  von  denjenigen, 
in  welchen  man  nicht  wisse  ,  was  die  Ursache  eines  entstandenen  Schadens 
sei.  In  Fällen  der  letzteren  Art  müsse  man  erst  daraus,  dass  ein  Schaden  ent- 
standen sei,  obschon  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Eanfknannes  angewendet 
worden,  den  Schlass  ziehen,  dass  irgend  ein,  wenn  auch  unbekannter  Zufall 
den  Schaden  veranlasst  habe ;  da  sei  allerdings  der  Beweis  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  nnerlässlich.  Wo  aber  eine  offenbare  vIb  major 
eingetreten  sei,  genclge  der  Nachweis  ihres  Eintritts,  um  zu  wissen,  dass 
nicht  Mangel  an  Sorgfalt  den  Schaden  verursacht  habe  und  könne  der  Be- 
wei"!  der  Abweseoheit  jeder  Yersäumniss  nicht  gefordert  werden.  Dagegen 
wurde  aber  vorgebracht,  dass  zwischen  der  Fassung  des  Entw.  und  diesem 
Antrag  kein  sachlicher  Unterschied  sei;  der  Antrag  Hesse  aber  nicht 


*-'.  t 


t    . 


—   218   — 

r  muss  nicht  nur  böBtrebt  sein,  mit  der  Sorgfalt 
ichen  Kaufmannes  durch  die  gehörigen  Vorsiehts- 
len  Ereignissen  vorzubeugen,  welche  einen  Verlust 
eschädigung  des  Commissionsgutes  herbeiführen 
lern  auch  die  Wirkung  eines  selbst  ohne  sein 
eingetretenen  schädigenden  Ereignisses  abzii- 
3en  Schaden  soviel  als  möglich  zu  mildem, 
mmissionär  muss  also  beweisen,  dass  ein  Mangel 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  seinerseits  dem 
3  zufälligen  Ereignisses  weder  vorausgegangen, 
folgt  sei.  Ist  z.  B.  das  im  Magazine  des  Com- 
ifindliche  Commissionsgut  durch  eine  Feuersbrunat 
gangen,  so  muaa  der  Commissionär  beweisen,  dass 
;h  sein  Verschulden  den  Eintritt  der  Feuersbrnnst 
ibe,  z.  B.  dass  sie  vom  Nachbarhause  ausgegangen 
1  auch  keine  Nachlässigkeit  in  Beziehung  auf  die 
gewisser  Vorsieht smassregeln,  wie  Vorhandensein 
nichtungen  u.  s.  w.  znrLast  falle,  durchweiche 
len  Folgen  des  Ereignisses  hätte  wahren  können, 
i  eingetretener  Feuersbrunst  nicht  schuldbarer 
versäumt  habe ,  wodurch  die  Wirkungen  der 
hätten  eingeschränkt  werden  können,  dass  er 
äregeln  ergriffen  habe,  um  die  Waare  zu  retten  etc. 
1,  dass  in  Folge  der  Unordnung,  welche  dnrch 
ausgebrochen«  Feuersbrunat  herbeigeführt  wor- 
in den.  Magazinen  des  Commissionärs  befindlichen 
guter  von  eingedrungenen  Dieben  gestohlen  wur- 
er  Commissionär  verantwortlich,  wenn  die  Maga- 
it  versperrt  waren  ».  s.  w.*)    . 

ä<!i  CommissioQftr  alles  gethan  haben  müsse,  vas  in  Beinen 
m  habe,  um  die  bereite  eingetretene    vU  major  zu   lieseitigea, 

dnrcli  Blitz  entütandeDuD  Brand  zu  IQscIien ,  wenn  er  von 
'tlic^hknit  frei  sein  aolle.  Daher  wnrde  die  gegenwfirti^ 
nmen  (Prot.  695,  696). 

>d.  de  pü/neral.  ad.  4-U;  vgl.  Traitschke  §.  18,  S.  41,  42. 
ionär  Birar  nicht  ab  Anfbewahrer,  aber  sua  aonatigen  Grfln- 
den ,  weil  er  z.  B.  die  Waaren  länger  bei  sich  behalten,  all 
taafecommieeionAr  die  Abeendnog  verzCgert  oder  als  Terkaafs- 
den  EäuTer  nicht  abgeliefert  hat),  so  trifft  ihn  die  Haftaag 
I  nur  der  Beweis  befreien,  dass  der  Dn fall  die  Waare  auch  nach 

Abliefernng  getroffen  hätte ;  Tgl.  oben  g.  17  Note  4,  §.  33  NoU  4. 
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Wenn  zu  gleicher  Zeit  eine  vom  Commissionär  auf  bewahrte 
Commissionswaare  und  eine  ihm  selbst  gehörige  Waare  in  Gefahr 
des  Unterganges  oder  der  Beschädigung  gerathen,  so  ist  der  Com- 
missionär verantwortlich,  wenn  er  mit  Vernachlässigung  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  seine  eigene  Waare 
gerettet  und  die  kostbarere  Waare  des  Cömmittenten  preis- 
gegeben hat.  Das  Interesse  des  Cömmittenten  geht  dem  des 
Commissionärs  voraus,  jedoch  nur  insoweit  als  dies  durch  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten  erscheint; 
keineswegs  hat  aber  der  Commissionär  als  alter  ego  des  Cömmit- 
tenten über  das  Gut  desselben  so  zu  wachen,  wie  dieser 
selbst  es  thäte,  der  freilich  wohl  immer  zunächst  seine  eigenen 
Sachen  gerettet  hätte. '') 

Hat  der  Commissionär  von  verschiedenen  Cömmittenten 
Waaren  bei  sich,  welche  gleichzeitig  in  Gefahr  gerathen,  so 
ist  der  Commissionär  nicht  verantwortlich,  wenn  er  auch  nur 
die  Waare  des  einen  Cömmittenten  und  nicht  die  des  anderen 
gerettet  hat,  vorausgesetzt,  dass  er  es  auch  dem  anderen 
Cömmittenten  gegenüber  an  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  nicht  hat  fehlen  lassen;  denn  er  schuldet  dem 
einen,  wie  dem  anderen  blos  diese  Sorgfalt,  durch  welche  es 
allerdings  in  der  Regel  geboten  erscheinen  wird,  die  werth- 
vollere  Waare  zu  retten. 

Der  Commissionär  hat  den  ganzen  Nachtheil  und  nur  den 
Nachtheil  zu  ersetzen,  der  dem  Cömmittenten  dadurch  er- 
wachsen ist,  dass  durch  die  Vernachlässigung  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  der  Verlust  oder  die  Beschä- 
digung des  Commissionsgutes  herbeigeführt  worden  ist;  der 
Commissionär  hat  also  unter  Umständen   mehr   oder  weniger 


^)  §.  934  Ost.  biirgl.  Gb.  und  §.  11,  20,  I.  14  preiiss.  Landr.  gehea 
auch  ia  Ansehang  des  Depositars  voa  einer  in  der  menschlichen  Katar  be- 
^rfindeten  Auffassnog  aus;  anders  nach  franz.  Recht;  hier  wird  überein- 
utimmend  mit  einigen  gemeinrechtlichen  Juristen  fvgl  U n terholzner, 
Schnldverhältnisse  IL  S.  666,  Note  b)  angenommen,  dass  der  Depositar  zwar 
nicht  haftet,  wenn  er  seine  eigene  werthvoUere  oder  doch  gleichwerthige  Sache 
gerettet  hat,  dass  er  aber  far  die  Werthdifferenz  haftet,  wenn  die  unter- 
gegangene Sache  des  Deponenten  werthvoller  war  als  die  gerettete  des  Deposi- 
tars. (Monrlon  III.  p.  212);  für  das  gemeine  Recht  ist  anderer  Ansicht  Glück 
15.  Bd.  S.  181  ff.  Ueber  altdeutsches  Recht  vgl.  Stobbe  zur  Geschichte  des 
deutschen  Yertragsrechtes.  S.  215. 
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setzt  werde,  nachdem  diese  bereits  erloschen  war.  Der  Schaden, 
welchen  der  Committent  hier  ersetzt  begehrt,  ist  ihm  nicht 
daraus  erwachsen,  dass  der  Hafer  durch  Verschulden  des 
Commissionärs  zu  G-runde  gegangen  ist,  sondern  daraus,  dass 
er  es  versäumt  hat,  an  Stelle  der  erloschenen  Commission 
rechtzeitig  eine  neue  Commission  treten  zu  lassen;  der  Com- 
mittent  konnte  sich  ja  Hafer  am  Tage  des  Unterganges  zum 
Marktpreise  von  4  fl.  verschaffen  und  zum  Gegenstande  fort- 
gesetzter Speculation  und  neuer  Commission  machen.  Der 
untergegangene  Hafer  kann  aber  nicht  länger  Object  der 
Commission  sein  und  ebensowenig  an  der  günstigen  Aenderung 
der  Conjunctur  participiren. 

In  der  Regel  folgt  schon  aus  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen über  Schadenersatz;  dass  der  Betrag  des  Schadens 
nach  dem  Werthe  zu  bemessen  ist,  welchen  das  Gut  am  Orte 
und  zur  Zeit  der  Beschädigung  hätte  ;ö)  indessen  sind  Fälle 
denkbar,  wo  die  Berechnung  eine  andere  sein  rauss,  wenn  sie 
nicht  zu  einem  unrichtigen  Resultate  führen  soll.  So  würde 
diese  Berechnung  den  Committenten  ungerechtfertigter  "Weise 
zu  Gunsten  des  Commissionärs  benachtheiligen ,  wenn  die 
Waare  bereits  für  einen  höhern  Preis  nach  einem  andern  Orte 
hin  veräussert,  aber  noch  nicht  abgeliefert  worden  wäre.  ^) 

Treten  Veränderungen  an  dem  Commissionsgute  ein, 
welche  dessen  Entwerthung  befürchten  lassen,  so  hat  der 
Commissionär  zunächst  von  Seiten  des  Committenten  Instruc- 
tionen einzuholen.  Ist  keine  Zeit  dazu  vorhanden  oder  ist  der 
Committent  in  der  Ertheilung  der  Verfugung  säumig,  so 
räumt  das  Gesetz  dem  Commissionär  die,  wenn  auch  den 
Buchstaben  des  gegebenen  Auftrages  überschreitende,  doch 
der  Natur  der  Sache  angemessene  Befugniss  ein,  das  Com- 
missionsgut  nach  Art.  343  zu  verkaufen  (Art.  366  Abs.  l  Hgb.; 
ebenso  §.  372  Abs.  1  ungar.  Hgb.).  *0  Zu  einem  solchen  Ver- 

*)  Dies  bestimmt  das  span.  Hgb.  Art.  150  fSi  por  culpa  del  coniinojiista 
perecieren  6  se  deterioraren  los  e/ectos  que  le  eatuvieren  encargados^  ahonarä 
al  propietario  el  perjuicio  que  se  le  huhiese  irrogado,  gradtidndoie  el  valor  de 
los  efectOB  por  el  preeio  juato  en  la  plaza  en  el  dia  en  que  sohrevino  el  danoj. 
Wartemb.  Entw.  Art.  151,  R.  H.  G.  Entw.  Tit.  V.  Art.  15. 

»)  Preuss.  Mot.  S.  152. 

")  Zar  Entstehungsgeschichte  vgl.  Art.  281  preuss.  Entw.  Abs  1 :  Treten 
Yeräadernngen  an  dem  Gute  ein;  welche  dessen  Entwerthung  befürchten  lassen, 
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kaufe  kann  der  Commissionär  auch  in  anderen  Fällen  schreiten, 
um  sich  im  Wege  der  Selbsthülfe  des  Commissionsgutes  zu 
ent äussern,  dasselbe  nicht  länger  aufbewahren  zu  müssen, 
selbst  wenn  Entwerthung  drohende  Veränderungen  an  dem 
letzteren  nicht  eingetreten  sind ,  vorausgesetzt  nur ,  dass  der 
Committent  rücksichtlich  der  ihm  obliegenden  Verfügungen 
über  das  Commissionsgut  in  mora  ist  (Art.  366  Abs.  2  Hgb.; 
ebenso  §.  372  Abs.  2  ungar.  Hgb.). 

In  der  Bestimmung  des  Art.  366  Abs.  1  liegt  kein  Frei- 


iind  ist  keine  Zeit  vorhanden,  die  Verfägang  des  Commirtenten  einzuholen,  oder 
ist  der  Committent  in  der  Ertheilnng  der  Yerfägang  sänmig,  so  kann  der  Vor- 
sitzende des  Handelsgerichtes  anf  den  Antrag  des  Commissionfirs  den  öffentlichen 
Verkauf  des  Gntes  verordnen  (Art.  264).  Abs.  2 :  Ein  gleiches  Verfahren  findet 
anf  den  Antrag  des  Commissionärs  in  allen  anderen  Fällen  statt,  in  welchen  der 
Committent  Über  die  anvertrauten  oder  angekauften  Gegenstände  zu  verfugen 
nnterlässt,  obwohl  er  hiezu  nach  Lage  der  Sache  verpflichtet  ist.  —  Mit  dem 
preuss.  Entw.  stimmt  im  Wesentlichen  überein  das  span.  Hgb.  Art.  151  (n  oecu- 
riere  en  los  efecto^  encargados  h  un  comisionista  alguna  alferacion  que  hiciere  ur- 
gente SU  venfa  para  salvar  la  parte  posible  de  sn  valor  y  fuese  tcU  la  premura  que  no 
haya  tiempo  para  dar  aviso  al  propietario  y  aguardar  aus  ordenet,  acudird  ei 
comüionista  al  Juez;  wörtlich  gleichlantend  portug.  Hgb.  Art.  72),  das  brasi  1. 
Hgb.  Art.  173,  der  wärt emb.  Entw.  Art.  154,  der  R.  H.  G.  Entw.  Tit.  V.  Art 
12,  letzterer  mit  dem  Zusatz,  dass  der  Erlös  aus  dem  Verkaufe  dem  Commissionär 
auszuhändigen  sei,  (was  bedenklich  ist,  da  die  Frage,  in  welcher  Weise  über  den 
Erlös  zu  verfügen  sei,  quaestio  facto  sein  muss) ;  vgl.  preuss.  Mot  S.  151.  —  Art. 
309  Entw.  I.  Les.  Abs.  1 :  Treten  Veränderungen  an  dem  Gute  ein,  welche  des.sen 
Entwerthung  befürchten  lassen  und  ist  keine  Zeit  vorhanden,  die  Verfügung  des 
Committenten  einzuholen  oder  ist  der  Committent  in  der  Ertheilung  der  Ver- 
fügung säumig,  80  kann  der  Commissionär  den  Verkauf  des  Guten  veranlassen 
(Art.  285).  Abs.  2:  Ein  gleiches  Recht  hat  der  Commissionär  in  allen  anderen 
Fällen ,  in  welchen  der  Committent  über  die  anvertrauten  oder  angekauften 
Gegenstände  zu  verfügen  nnterlä.sst ,  obwohl  er  hiezu  nach  La<e  der  Sache 
verpflichtet  ist.  Art.  343.  Entw.  IL  Les.  Abs.  l:  Treten  Veränderungen  an  dem 
Gute  ein,  welche  dessen  Entwerthung  befurchten  lassen  und  ist  keine  Zeit 
vorhanden,  die  Verfügung  des  Committenten  einzuholen,  oder  der  Committent 
in  der  Ertheilnng  der  Verfügung  säumig,  so  kann  der  Commissionär  unter 
Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Art.  320  den  Verkauf  de«  Gutes  veran- 
lassen. Abs.  2 :  Ein  gleiches  Recht  hat  der  Commissionär  in  allen  anderen  Fällen, 
in  welchen  der  Committent ,  obwohl  hiezu  nach  Lage  der  Sache  verpflichtet, 
über  das  Gut  zu  verfügen  nnterlässt.  Der  in  der  Conferenz  gestellte  Antrag, 
durch  eine  Redactionsänderong  jeden  Zweifel  darüber  zu  beseitigen,  dass  auch 
der  Satz  „oder  der  Committent  in  der  Ertheilung  der  Verfügung  säumig^  auf 
die  Voraussetzung  des  ersten  Satzes  sich  beziehe,  wurde  der  Redactions- 
commission  zur  Berücksichtigung  anheimgegeben. 
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brief  für  den  Commissionär,  unter  den  daselbst  aufgestellten 
Voraussetzungen  zu  dem  Auskunftsmittel  des  Verkaufes  nach 
blosser  Laune  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  vielmehr  sind  auch 
hier  Recht  und  Pflicht  Correlata.  Der  Commissionär  muss, 
wie  überall  in  seinen  Beziehungen  zum  Committenten,  auch 
hier  als  Mandatar  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes geleitet  werden  und  das  Interesse  des  Committenten 
nach  allen  Seiten  hin  wahrnehmen ;  er  hat  für  den  Schaden 
einzustehen,  wenn  er,  obwohl  er  als  sorgfältiger  Kaufmann 
einsehen  musste,  dass  das  Interesse  des  Committenten  einen 
alsbaldigen  Verkauf  des  Commissionsgutes  wegen  drohender 
Entwerthung  erheische,  den  Verkauf  nicht  vornahm,  das  Com- 
missionsgut  zu  Grunde  gehen  liess,  obwohl  er  in  der  Lage 
gewesen  wäre,  den  Verkauf  nach  Art»  343  vorzunehmen  und 
dadurch  das  Interesse  des  Committenten  zu  wahren.  *^) 

Das  Gesetz  ermächtigt  den  Commissionär   nur    bei  dro- 
hender Veränderung   am  Gute  selbst  ^^)    zum  Verkaufe    nach 


^^)  Diese  Pflicht  des  Commissionärs  ist  aas(]rücklich  anerkannt  im 
span.  Hgb.  Art.  151  (s.Note  10),  im  portug.  Hsjb.  Art.  71  and  im  brasil« 
Hgb.  Art.  173 ;  vgl.  R.  0.  H.  G.  XIV.  Bd.  Nr.  74.  S.  256 :  Der  Commissionär 
wollte  wegen  drohender  Entwerthang  des  Commissionsgntes  nar  die  Zastim- 
mnng  des  Committenten  zum  Verkaafe  einholen,  am  sich  gegen  jede  Haftung 
sicherzostellen.  Der  Committent  verweigerte  jede  Erklärang  aber  den  Ver« 
kanf.  Der  Commissionär  war  nicht  verpflichtet,  weitere  Instrnctionen  des  Com- 
mittenten einzuholen,  da  er  solche  nach  der  völlig  ablehnenden  Haitang  des 
Committeuten  nicht  mehr  erwarten  konnte.  Der  Commissionär,  welcher  nach 
Eintreffen  der  Antwort  des  Committenten  die  Waare  anf  Lager  behielt,  anstatt 
mit  dem  Verkauf  vorzugehen,  handelte  damit  gegen  den  Kath ,  den  er  selbst 
den  Committenten  gegeben,  daher  war  er  im  Verschulden ;  selbst  wenn  der 
Commissionär  mit  Wahrscheinlichkeit  ein  späteres  Steigen  der  Preise  an« 
nehmen  durfte  ,  so  war  die  Lage  der  Verhältnisse  doch  so ,  dass  der  fort- 
schreitende Verderb  der  Waare  darch  innere  Feuchtigkeit  mit  Gewissheit 
Torausgesehen  werden  konnte ,  von  dem  Commissionär  auch  vorausgesehen 
worden  ist;  daher  war  ein  längeres  Zuwarten  in  der  Hoffnung  auf  einen  gün« 
«tigeren  Verkauf  nicht  motivirt. 

*^)  So  ist  es  aach  nach  ungar.  Hgb.  §.  372  (ha  az  ärüban  dy  vdl- 
tozäs  törtmik),  nach  span.  Hgb.  Art.  151  (oben  Note  10),  portug.  Hgb.  Art.  72 
(vgl.  dazu  de  Sampaio  IL,  p.  213),  brasil.  Hgb.  Art.  178,  Schweiz.  Entw. 
(▼.  1876)  Art.  377.  Der  Aasdruck  „Entwerthung*'  wurde  für  za  allgemein  ge- 
halten, da  derselbe  möglicherweise  auch  auf  die  Werthverminderung  darch 
Aenderangen  der  Conjunctur  bezogen  werden  könne;  dagegen  wurde  ein- 
gewendet, dass  solche  Verhältnisse  allerdings   nicht  gemeint  seien,    soniern 
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Befngniss,  sondern  aucli  eine  Pflicht,  Art.  363  aber  nur  eine 
Befugniss  des  Commissionärs  statuirt,  dass  nacli  Art.  366  der 
Verkauf  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  343  erfolgen 
muss,  während  nach  Art.  363  der  Verkauf  aus  freier  Hand 
erfolgen  kann  ,  dass  endlich  der  Commissionär  nach  Art.  366 
lediglich  den  gefahrdrohenden  Zustand  des  Gutes  und  die 
Gefahr  am  Verzug,  nach  Art.  363  aber  die  Unmöglichkeit  der 
Ausführung  des  Verkaufes  zu  dem  festgesetzten  Preise  und 
die  Abwendung  des  Schadens  zu  beweisen  hat.  Der  Commis- 
sionär hat  also,  wenn  ein  Limitopreis  gesetzt  ist  und  der 
Verkauf  wegen  eingetretener  Veränderungen  an  dem  Gute, 
welche  dessen  Entwerthung  befürchten  lassen,  zum  Limito- 
preise  unausführbar  ist,  auch  ohne  Beobachtung  der  Bestim- 
mungen des  Art.  343,  also  nicht  gemäss  Art.  366 ,  sondern 
gemäss  Art.  363  das  Recht  die  Waare  aus  freier  Hand  zu 
verkaufen,  vorausgesetzt,  dass  es  zur  Abwendung  eines 
Schadens  von  dem  Comraittenten  geschehen  soll  und  auch 
wirklich  geschehen  ist. 

Der  Verkauf  nach  Art.  366  Abs.  1  unterscheidet  sich 
von  dem  Verkaufe  nach  Art.  375  dadurch,  dass  im  letzteren 
Falle  lediglich  von  einem  Verkaufe  im  Interesse  des  Commissio- 
närs ,  um  die  ihm  gegen  den  Committenten  zustehenden  An- 
sprüche zu  realisiren,  daher  blos  von  einem  Verkaufsrech te 
des  Commissionärs,  im  efsteren  aber  auch  und  zwar  vorwiegend 
von  einem  Verkaufe  im  Interesse  des  Comraittenten  ^^) ,  um 
einen  drohenden  Nachtheil  von  demselben  abzuwenden,  wenn 
nämlich  der  Committent  selbst  wegen  Dringlichkeit  der  Um- 
stände nicht  disponiren  kann  oder  zu  disponiren  unterlässt, 
daher  auch  von  einer  Verkaufs p flicht  des  Commissionärs  die 
Rede  ist.  Von  dem  Verkauf  nach  Abs.  2  Art.  366  unterscheidet 
sich  der  Verkauf  nach  Art.  375  dadurch,  dass  jenem  Verkaufs- 
recht  unter  Umständen  im  Interesse  des  Comraittenten  eine 
Verkaufs pf licht  entspricht,  wenn  z.  B.  der  Commissionär 
als  sorgfältiger  Kaufmann  einsehen  muss,  dass  die  fernere 
Aufbewahrung   des   Commissionsgutes   für    den  Committenten 


«»)  Zu  en?  ist  die  Auffassung    B.  0.  H.  G.    Bd.  V    N.  63  S.  293,    dass 

das  Verkaufsreclit   nur    im  Interesse  des  Comraittenten,    nicht  des  Commis- 
sionärs eingeräumt  sei. 

Grünhut,  Recht  des  Commisaions-Handol».  15 


herbeifiiliren  v 

.zu  bestimmt  ist,  dem  Interesae  des  Commissionärs, 
Commissionsgutea  und  damit  aller  Pflichten  in  An- 
lesselben  zo  entscblagen,  G-enüge  zu  leisten ,  dieser 
■  dazu,  ihm  Befriedigung  für  seine  aua  dem  Commis- 
^rage  gegen  den  Committenten  erwachsenen  Ansprüche 
,bren.  '*) 

Bai  der  Berathnng  in  tretet  Letnng  (Prot.  749  ff.)  wnrde  dis 
den  Art,  281  Abs.  2  (a.  oben  Hote  10)  beaiitrast,  denn  Art.  2Sl  fa«be 
ndflFs  Falle  einea  Verzagcs  des  CommUtPiiteii  hervor ,  während 
jetzt  375)  allgemeine  Voracliriften  für  den  Fkll  eines  Yerzagea  deg- 
balte ;  ea  ael  woLI  angemcBaen ,  fflr  die  besoBdereo  Fälle  gelten  zn 
Li  fOr  den  Verzag  im  Allgemeinen  bestimmt  aei.  Eine" besondere 
DDg  des  Falles  in  Abs.  2  eracbeine  a,beT  als  ganz  nnnStbig,  «eil 
;b  die  Bestimmnngen  d«s  Art.  293  genügend  vorgeaorgt  worden, 
virklieb,  wie  anth  Art.  281  voranssetze  ,  eine  Verpflicbtnng  des 
ten  znr  Verfägnng  Ober  die  Vaaren  bestehe  and  er  mit  Erflillnng 
iftamig  aei.  Jadeofalls  werde  schon  dnrch  Art.  293  fBr  jene  Fälle  Tor- 
'offeo,  in  welchen  der  Commitlent  mit  dem  Empfange  angekanflerWaaren 
,  and  es  müsse  lär  sehr  zweifelhaft  erachtet  werden,  ob  man  dieBe- 
)hne  Gefahr  anch  für  anvertraute  Waaren  gelten  lassen  könne.  Be- 
iher Waaren  solle  man  esTielmehr  anf  eincontradictoHsches  Verfahren 
lausen,  sofern  der  Commisiionär  etwa  wegen  Anfbewahrang  and 
der  'Waaren  n.  s.  w.  Fordemngen  gegen  den  Committenten  habe 
;  Absicht ,  sich  hiefSr  bezahlt  zn  machen ,  von  der  Befngnisa  Cie- 
ichen  wollte,  welche  ihm  in  Art.  292 — 293  eingeränmt  sei.  Dagegen 
!r  vorgebracht,  Art  231  Abs.  3  sei  keineswegs  mit  den  Fillina 
193  identisch,  sondern  habe  am  meisten  Aehnlichkeit  mit  dem  Falle 
0,  Abs.  2  (jetzt  Art.  343);  ea  handle  sich  nimlich  ilarnm, 
r  Committent  den  Comnissionftr  entlaate,  ihm  die 
abnehme,  and   somit  sowohl    am  den  Fall,    in   welchem 


litz  bekomme: 


Umstanden  aach  im  Interesse  des 
im  Art.  293  aber  bandls  es  alch 
mmisBlonari.    (Vgl.    d^egaa  die  Ho- 


a-»V^ 
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§.  28. 
Die  Pflicht  zur  Versicherung  des  Commissionsgutes.  0 

Der  Commissionär   macht  sich   durch  Unterlassang   der 
Versicherung  des  Commissi onsgut es  nur  dann  verantwortlich, 


tive  des  von  Hamburg  ad  Art.  343  Abs.  2  Entw.  II.  Les.  (oben  Note  10)  einge- 
brachten Monitum  N.  382:  „dass  es  sich  hier  nicht  nm  eine  Verpflichtung  des 
Commissionärs  zur  Wahrnehmung  des  Interesses  des  Committenten,  sondern  um 
die  Ausübung  eines  einseitigen  Bechtes  handle".)  Man  solle  nicht  einwenden, 
dsss  in  solchen  Fällen  kein  Grund  vorhanden  sei,  dem  Oommissioni^r  ein 
Becht  der  Veräusserung  der  Waaren  einzuräumen  ,  da  er  sie  ja  recht  wohl 
bei  siqh  lagern  lassen  könne ,  bis  der  Committent  endlich  doch  verfSgen 
würde  oder  bis  er  für  die  Lagerung  derselben  etc.  eine  Forderung  habe  und 
vielleicht  dann  zu  seiner  Befriedigung  zum  Verkaufe  genöthigt  sei ;  denn  der 
Commissionär  könne  ein  Interesse  haben ,  endlich  einmal  loszukommen ,  z.  B. 
wenn  er  die  Lagerräume  dringend  zu  anderen  Geschäften  verwenden ,  den 
Platz,  auf  dem  die  Waaren  lagern,  bebauen  wolle  u.  s.  w.  Es  wurde  noch  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Bedaction  eine  Aenderung  erleiden  müsse,  wenn  sie  diesen 
Sinn  haben  solle ,  dass  der  Absatz  aber  mangelhaft  sei ,  weil  er  nicht  ^age, 
wie  lange  der  Commissionär  zu  warten  habe,  von  welchem  Augenblick  an  er 
von  dem  Hechte  des  Abs.  2  Gebrauch  machen  könne.  Der  Antrag  auf 
Streichung  des  Abs.  2  wurde  mit  15  gegen  2  Stimmen  abgelehnt  und  Ver- 
weisung an  die  Bedactionscommission  beschlossen. 

*)  Breuls  1.  c.  §.  17  p.  21,  §.  24  p.  30  anerkennt  keine  Pflicht  des  Com- 
missionärs zur  Versicherung,  ausser  wenn  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
vereinbart;  Treitschke  §.  18  S.  14  nimmt  eine  Pflicht  des  Commissionärs 
zur  Versicherung  gegen  Feuer  an,  wenn  letztere  nicht  ausdrücklich  untersagt 
ist,  da  diese  Vorsicht  bei  dem  ordentlichen  Kaufmanne  Begel  sei  (vgl.  auch 
Pohls  L  §.  88  S.  193);  ders.  §.  11  S.  32  anerkennt  im  Zweifel  auch  eine 
Pflicht  des  Commissionärs  zur  Versicherung  der  Waare  bei  Versendung  zu 
Schiff,  sonst  Ersatz  der  vorfallenden  Havarie,  ohne  Berechnung  einer  Prämie. 
Brinkmann  S.  399  hält  die  Versicherung  gegen  Feuersgefahr,  nicht  aber 
gegen  Seegefahr  für  eine  Pflicht  des  Commissionärs,  soferne  sorgfältige  Kauf- 
leute  oder  doch  er  selbst  unter  den  vorhandenen  umständen  zu  versichern  pflegte. 
In  H 0 1 1  a n  d  ist  die  Frage  streitig ;  A  s  s e  r  1.  c.  (ob<^n  S.  34)  bejaht  zu  Art.  85  die 
Pflicht  des  Commissionärs  zur  Versicherung  gegen  Seegefahr  nach  allgemeinem 
Handelsgebrauch,  gegen  Feuersgefahr  auf  Grund  des  Auftrages;  Kist  1.  c. 
IIL  p.  82  meint,  der  Commissionär  müsse  gegen  See-  und  Fenersgefahr  ver- 
sichern, da  dies  unter  Kaufleuten  allgemein  gebräuchlich  sei  und  zur  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  gehöre;  vgl.  anch  Levy  1.  c.  (obeu  S.  34)  zu 
Art.  367  p.  325.  Auch  nach  englisch-amerikanischem  Beehte  bestehen 
-verschiedene  Ansichten;  Parsons  p.  160  anerkennt  ein  Becht,  aber  keine 
Pflicht  des  Commissionärs  zur  Versicherung,  ausser  wenn  diese  aufgetragen 
oder  usancemässig  ist;  anders  Levi  I.  172;  er  meint,  der  Commissionär 
müsse    versichern;    ebenso   Smith  p.  113,    wenn   er  im  früheren  Geschäfts- 
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misäionär,  wenn  er  während  seiner  Geschäftsverbindung  mit 
dem  Committenten  in  ähnlichen  Fällen  jedesmal  zu  versichern 
pflegte,  ohne  dass  der  Committent  Widerspruch  erhoben,    bei 


ertheilt  worden  sei,  andererseits,  ob  er  demnach  ein  Recht  habe,  die  Be- 
zahlung der  Prämie  fär  die  Feaerversichernng  vom  Committenten  zu  fordera; 
darüber  seien  schon  sehr  viele  Streitigkeiten  vorgekommen  nnd  namentlich 
empfehle  es  sich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Commissionäre  nicht  selten 
alle  auf  ihrem  Lager  beflndlicben  Waaren  versichert  halten,  auch  über  das 
Recht  des  Commissionärs  auf  Ersatz  der  Prämie  eine  aasdräckliche  Bestim- 
mung zu  treffen;  daher  wurde  der  —  als  Art.  310  Entw.  I.  Les.  Abs. 2  mit  9 
gegen  8  Stimmen  aufgenommene  —  Znsatz  zu  Art.  282  preuss.  Entw.  bean- 
tragt-, allein  er  wurde  als  selbstverständlich  erklärt,  denn  der  Commissionär 
müsse  ja  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  prästiren ;  wolle  man 
etwas  Genügendes  bestimmen  und  Streitigkeiten  abschneiden,  so  müsse  man 
entweder  für  alle  Fälle  die  Versicherung  der  Waare  vorschreiben  oder  aus- 
sprechen, dass  der  Commissionär  nur  auf  besondern  Auftrag  zu  versichern 
gezwungen  sei.  In  diesem  Sinne  wurde  beantragt:  „Zur  Versicherung  ist  der 
Commissionär  nur  dann  verpflichtet,  wenn  er  den  Auftrag  hiezu  vom  Com- 
mittenten erhalten  hat",  namentlich  weil  man  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
schiedenheit der  Waaren,  der  örtlichon  Gelegenheiten  und  Verhältnisse,  da 
nicht  allenthalben  Gelegenheit  zur  Verdicherung  sei,  eine  allgemeine  Vor- 
schrift, dass  in  allen  Fällen  versichert  werden  müsse,  nicht  für  gerechtfertigt 
halten  könne.  Die  Bestimmung  des  Abs.  2  Arf.  310  Entw.  I.  Les.  wurde  in 
der  zweiten  Lesung  (Prot.  1191,  1192)  als  zu  schwankeui  erklärt;  in  vielen 
einzelnen  Fällen  lasse  sich  nicht  feststellen,  was  ein  ordentlicher 
Kaufmann  zu  thun  gewohnt  sei,  daher  wurdd  folgende  bestimmte  Vorschrift 
vorgeschlagen:  ^Zur  Versicherung  des  Gutes  gegen  Feuersgefahr  ist  er 
nur  dann  verpflichtet,  wenn  er  Auftrag  dazu  bekommen  hat",  eventuell  das 
Gegentheil.  Jener  Antrag  warde  mit  allen  gegen  eine  Stimme  angenommen. 
Bei  der  Berathnng  des  Art.  328  Entw.  I.  Les.  (jetzt  Art.  387  Hgb.),  ergaben 
sich  Zweifel  darüber  (Prot.  756),  ob  nicht  auch  der  zu  Art  282  preuss. 
Entw.  beschlossene  Znsatz,  über  die  Pflicht  des  Commissionärs,  die  ihm 
anvertrauten  Waaren  gegen  Feuersgefahr  versichern  zu  lassen,  aufzunehmen 
sei ;  dagegen  wurde  vorgebracht ,  der  Spediteur  werde  oft  nicht  in  der  Lage 
sein ,  eine  Versicherung  vorzunehmen ,  weil  er  sehr  oft  den  Werth  der  ihm 
anvertrauten  Waaren  nicht  wisse,  weil  die  Waaren  meist  nur  sehr  kurze  Zeit 
bei  ihm  lägen  und  schnell  von  einem  Lagerorte  zum  andern  übergingen,  so 
dass  in  sehr  vielen  Fällen  eine  Versicherung  gar  nicht  ausfahrbar  wäre ;  daher 
kdnne  eine  Pflicht  zur  Versicherung  für  den  Spediteur  nicht  besteben.  Da- 
gegen wurde  von  anderer  Seite  bemerkt  (Prot.  757),  der  Spediteur  sei  ein 
Commissionär  für  eine  besondere  Art  vonGescbäften;  habe  man 
dem  Commissionär  die  Pflicht  auferlegt,  in  allen  Fälleu  zu  versichern,  in 
-welchen  ein  ordentlicher  Kaufmann  seine  Waaren  versichere,  so  bestehe  kein 
Grund,  beim  Spediteur  anders  zu  bestimmen;  der  Unterschied,  dass  die 
Waaren   bei   einem  Spediteur    nicht    lange  lägen,  treffe  keineswegs  zu,    und 
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Unterlassung  der  Versicherung  nicht  verantwortlich'),  auch 
dann  nicht,  wenn  die  Versichernng  durch  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Raufmannes  geboten  wäre;  denn  das  Gresetz  be- 
grenzt den  Kreis  dessen ,  was  der  Commissionär  als  sorg- 
fältiger Kaufmann  zu  beobachten  hat,  dadurch,  dass  es  die 
Pflicht  zur  Versicherung  aus  den  Bestandtheilen  der  vom 
Commissionär  zu  praatirenden  Diligenz  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  ausdrücklich  ausscheidet.  Wenn  der  Commiseionär, 
obwohl  zur  Versicherung  üurcb  einen  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  Auftrag  des  Commlttenten  nicht  berufen, 
dessenungeachtet  versichert,  so  handelt  er  überhaupt  nicht 
als  Commissionär,  sondern  ist  ganz  ohne  Auftrag  thätig;  er 
ist  ali  Commissionär  auch  nicht  durch  das  Gesetz  {ipso  jure) 
zur  Versicherung  ermächtigt;  er  versichert  aber,  um  das 
Interesse  des  Coraralttenten  wahrzunehmen  und  besorgt,  da 
€3  sicli  um  ein  dem  Committenten  objectiv  bereits  vor  dem 
Beginne  seiner  Thätigheit  angehöriges  Gut  handelt,  ein 
Geschäft  desselben;  er  ist  daher  als  negotiorum  gestor  des 
Committenten  zu  betrachten.  Dadurch,  dass  das  Gesetz  die 
Pflicht  des  Commissiouärs  zur  Versichernng  verneint,  bat  es 
ihm  das  Recht,  wie  ein  jeder  Dritter,  als  negotiurum  geelor 
im  Interesse  des  Committenten  versichern  zu  können,  nicht 
abgeschnitten. 

Es  fragt  sich ,  ob  der  Commissionär  dadurch ,  dass  er 
versichert,  nicht  vielmehr  sein  eigenes  Geschäft  besorgt,  weil 
er  ja  wegen  des  ihm  an  dem  Gute  zustehenden  Pfandrechtes 
sein  eigenes  Interesse  im  Auge  behält ,  welches  ohne  Ver- 
sicherung gefährdet  wäre ;  allein  der  Commissionär  versichert 
das  Gut  selbst,  also  nicht  blos  sein  Interesse  daran;  aller- 
dings wird  durch  die  Versicherung  der  Waare  zugleich  die 
Sicherheit  aus  dem  Pfandrecht  vermehrt,  allein  dadurch,  dass 
der  gestor  auch  im  eigenen  Interesse  handelt ,  wird  sein 
Anspruch  gegen  den  dominus  an  und  für  sieh  nicht  ausge- 
schlossen ;  das  eigene  und  fremde  Interesse  geht  Hand  in 
Hand.')    Darüber,  ob  der  Commissionär  in  einem  solchen  Falle 

*>  AndKTS  portns.  Hgb.  Art.  85  (obHn  Note  1). 

•)  WiDJicheid  11.  g.  431,  Darnbarg  praaos.  Priralr.  If.  S.  665, 
*.  Monroy  §.  17  bea.  S.  142  ff.  Vgl.  R.  0.  H.  G.  VII.  BU.  N.  95  S.  356: 
£iu  Erä«tiauaprDvh  auf  die  Prämie  besteht   uicht,    weun    der    Coumigjiouftr 


h)   und  c)    Die  Pflicht   Btir    Rechenscbaftsablegung 

und  Heraasgabe. 

§.  29. 

Die  Rechenschaftsablegung. 

Der  Commiggionär  ist,  wie  Jedermann  i),  der  fremdes  Ver- 
mögen verwaltet,  oder  fremde  Grescliäfte  führt,  verpfiicbtet,  über 
seine  Geschäftsführung  Rechenschaft  zu  geben  (Art.;-!6l  Hgb,; 
ebenno  §.  369  nngar,  Hgb.)'),  n.  zw.  besteht  diese  Verp0ich- 
tung  nur  dem  Committenten'),  nicht  anderen  Personen 
gegenüber,  mögen  diese  es  auch  sein,  welche  das  abgeschlossene 
Geseliäft  wirthscbaftlich  eigentlich  angeht.  Durch  die  Rechen- 
achaftsablegung  über  die  Ausführung  des  Auftrages  soll  dem 
Committenten  eine  voHstJindige  Einsiebt  in  die  ihn  intereasirende 
Sachlage  und  Aufklärung  über  den  Erfolg  des  Geschältes  ver- 
schafft werden;  in  derselben  ist  insowt^it  auch  die  Rechnungs- 
legung enthalten,  welche  sich  auf  die  bei  der  Ausführung  vor- 
gekommenen Einnahmen  und  Ausgaben  bezieht.')  Die  Rechnungs- 

II. 9. 36.  welcher  ZQ  (lieeem  BescbluHSd  der  Cänferenz  Ailass  ga>>),  Beneck«- 
Nolte  System  des  See- Aaaeoa rann-  und  Badnieteive-eus  I.  S.  189,  der  fiiuh 
mit    der  EntacheidDilg    vollkommea    einTerstanden   erklärt  (S.  191). 

')  /.  4e  §.  4  D.  de  proeur.  B'S,  l.  2  D.  neg.  ge-<t.  36,  §.  1  J.  3.  27,  !.  10 
g.  3,  l.   Se  §.  4  D.    mand.    171,    pr.   l.   1   §.   3    D.   de    tut.    et    rat.   dittr.   27-3; 

§.  1009,  1012.  1039  ö.t.  bürgl.  Gb.  (vgl.  «nch  §.  150,  238—212.  837, 
119ä-l;iOJ),  §.  1  I.  11,  §.  135,  U3,  114  I.  14,  §.  219  I.  17  prenH». 
Laadr.;  §.  1312.  1393— 139(i  »äch^  Gb.,  vgl,  die  allgememeu  B«9iimiiiaDgen 
Sbei  RechnaagBl-giiDgiD]  porlng.  Hgb.  Bachl.  Tit. IV.  Sect.  3  Art.  232—^40 
„da  pretta^o  de  etm/oi." 

')  Bot.  <!  enaa  dec.  151  A'.  2  p.  208:  Uauda'ariuä  aceeptam  mandatum 
Unt/ur  actione  Tiiandali  ad  reddeiidum  latioiiemi  dec.  137  A'.l  p.  I9-;  dee,  TT 
2f.  2  p.  149,  dtc.  164  N.  16  p.  21S.  L'eber  die  piocessn&l lache  Uelttodmacboug, 
d»s  HoDilnr-  nnd  Dcfecturrer fahren,  deu  Mauifeetatiouseid  B  k  e  h  r  im  Jahrb. 
f.   Dogm.   XIII.  S.  251. 

•)  Anaald.  di$c.  21  N.  17:  Ratio  adminiitrationU  debet  iit  tolum  reddi , 
quvTun  reg  Jueruni  adniiiiittratae, 

*)  Dm  Bechenschaft  za  geben,  rnnsa  man  nicht  immer  Rechnang  legen; 
Tgl.  Förater  II.  S.  312  g.  145;  adchs.  Gb.  g-  131<i  v.  MoDroy§.  21 
S.  168  IT.;  dieser  nnteracheidet  iiberhiapt  Rechenschaftsablage  ond  Ans- 
knnftaerlbeiltingi  jene  bilde  die  Torbereitnng  für  die  Festotellong  des 
Unfangea  einer  Verpflichlnng  zar  TermOgenaheraaiigabe,  resp,  Entschädigang 
osd  umfasse,     weun  ai«,    wie    beim  Mandatar,    eine  Tollallndige  aei    a)  die 
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einer  getreuen  und  sorgfältigen  GeschäftsführuDg  und  der 
Richtigkeit  der  angegebenen  Thataachen,  also  die  Justification 
der  abgelegten  Rechnung ') ;  der  Commissionär  hat  daher 
unter  Umständen  den  Namen  des  dritten  Contrahenten  anzu- 
geben, insbesondere  wenn  er  ihm  Credit  gewährt  hat;  es  liegt 
ihm  ob,  die  Richtigkeit  der  einzelnen  Posten  der  Rechnung 
zu  beweisen  und  sich  zu  diesem  Zwecke  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  die  im  Geschäfts  verkehre  üblichen 
Belege  zu  verschaffen;  er  muss  besonders  darauf  bedacht 
sein,  ordnungsmässige  Beweismittel  rücksichtlich  jener  Er- 
eignisse zu  erlangen,  deren  Eintritt  auf  die  Resultate  seiner 
Geschäfisiührung  von  ungünstigem  Einflüsse  gewesen  sind  und 
durch  welche  er  in  seiner  Verantwortlichkeit  gedeckt'  werden 
soll.  Als  ein  absolutes  Erforderniss  der  Rechnung  sind  aber  Be- 
lege nicht  anzusehen ;  der  Commissionär  ist  nur  schuldig,  voll- 
ständige Rechenschaft  und  Auskunft  über  alle  relevanten  That- 
sachen  und  Handlungen  zu  geben,  so  dass  der  Committent  die- 
selben klar  zu  übersehen  vermag,  insbesondere  was,  wofür,  wann 
und  von  wem,  resp.  an  wen  u.  s.  w.  der  Commissionär  einge- 
nommen, resp.  ausgegeben  hat.  Nur  insoweit  sind  Belege 
absolut  wesentlich,  als  von  denselben  die  Verständlichkeit 
der  Rechnung  abhängt;  im  Uebrigen  folgt  aus  der  Nichtbei- 
bringung  von  Belegen  nur,  dass  die  beteffenden  Ausgaben 
von  dem  Commissionär  so  lange  nicht  geltend  gemacht  werden 
können,  als  er  keinen  Beweis  dafür  erbringt.  ^) 

Zwischen  den  einzelnen  Posten  der  vom  Commissionär 
zu  legenden  Rechnung  wird  sich  praktisch  ein  Unterschied 
herausstellen,  je  nachdem  es  sich  um  Debet-  oder  Credit- 
Posten  des  Committenten  handelt,  je  nachdem  also  Ausgaben 


*)  E.  0.  H.  G.  Bd.  X.  N.  41  S.  187,  Bd.  VI.  N.  4'3  S.  216,  Bd.  VIII.  N.  7  S.  31, 
35,  N.  16  S.  63,  66.  Vgl.  span.  Hgb.  Art.  139:  El  eomiaionista  por  su  parte 
ettd  ohligado  d  rendir  al  comitente  desde  luSgo  q^te  haya  eoacuado  la  comUion 
cuenta  detail  ada  y  ju  sti/ica  da  de  loa  cantidades  que  percibio  para 
ella,  rtintegrdndole  por  los  mtdios  que  dste  le  prescriba  ei  aohrarUe  que  resulte 
d  9U  favor.  En  et  caso  de  morondad  en  su  pago,  queda  responsable  del  inter4s 
legal  de  la  eantidad  retenida  desde  la  feeha  en  que  por  la  cuenta  resulte  deu- 
dtyr  de  ella;  ebenso  portug.  Hgb.  Art.  47  (uma  conta  completa  e  provada 
do  seu  eumprimenio),  Hgb.  v.  Guatemala  (v.  1877)  Art.  93. 

•)  So  §.  136,  137  I.  14  preusa.  Landr. ;  K.  0.  H.  G.  Bd.  VXI.  N.  2i 
S.  92;  Seuf  f  ert  Arcb.  I.  N.  274,  V.  N.  83,  X.  N.  63,  XII.  N.  238. 
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—   2^1    — 

hin  zugestanden  hat.  Behauptet  der  Committent,  dass  der 
Commissionär  höhere  oder  noch  weitere  Einnahmen  als  die  in 
den  Creditposten  angegebenen  gemacht  habe,  so  muss  er 
dieselben  speciell  begründen  und  beweisen;  so  wenn  er 
behauptet,  dass  der  Commissionär  die  Commissionswaaren 
zu  einem  höheren  Preise  verkauft,  als  er  dem  Committenten 
angezeigt  und  die  niedrigeren  Preise  nur,  um  die  Differenz  für 
sich  Zugewinnen,  dem  Committenten  gemeldet  habe;  der 
Committent  muss  diese  Behauptung  dadurch  zu  substanziiren 
suchen,  dass  er  die  Zeit  dieser  angeblich  mit  Dritten  ge- 
schlossenen Verträge,  die  Personen  der  dritten  Käufer, 
die  Bedingungen  der  Verkäufe,  namentlich  die  Course,  zu 
welchen  verkauft  worden,  irgendwie  näher  angibt.  ^^) 

Der  Commissionär  haftet,  wenn  er  durch  Vernachlässi- 
gung der  Pflicht  eines  ordentlichen  Kaufmannes  nicht  in  der 
Lage  ist,  gehörig  Rechenschaft  zu  geben.  Die  Uebereinkunft, 
dass  der  Commissionär  überhaupt  nicht  verpflichtet  sein  solle, 
Rechenschaft  zu  geben  oder  bei  seiner  Rechenschaftslegung 
Belege  beizubringen,  ist  an  und  für  sich  zulässig;  sie  ver- 
stösst  nicht  contra  bonos  mores  ^  sondern  legt  nur  Zeugniss 
von  dem  besonderen  Vertrauen  ab,  welches  der  Committent 
in  die  Rechtlichkeit  des  Commissionärs  setzt.  ^^)  Diese  Ver- 
einbarung verliert  aber  ihre  Wirkung  (replicatio  doli),  sobald 
eine  Unredlichkeit  des  Commissionärs  in  der  Ausführung  des 
Auftrages  nachgewiesen  wird.  '^^) 

In  Art.  361  ist  dem  Commissionär  die  Pflicht  zur  Rechen- 
schaf tsablegung  auferlegt;  der  Verpflichtung,  des  Commissionärs 

»^)  R.  O  H.  G.  Bd  XIX.  N.  106  S.  357. 

**)  Ebenso  Alaxizet  If.  N.  857,  Delamarre  et  Lepoitvin  III. 
N.   301. 

»«)  Arg.  Art.  105  Hgb.  (Prot.  196),    §.  1200  ö  s  t.  bürgl.  Gb.,    §.  157 

I.  14,  §.  219 — 223  I.  17  allg.  p  r  e  u  ss.  Landr.,  (D  e  r  n  b  u  r  g  preuss.  Privair. 

II.  S.  455).  Vgl.  Span.  Hgb.  Art.  140 ^  Lnet  citenias  que  los  coviisionUtas  rin- 
dan  a  stu  comitenUs  han  de  concordar  exactamente  con  los  lihros  y  asientos 
de  eslos.  Tode  comisionisia  d  quien  se  pruebe  que  vna  cuenta  de  cnmision  vo 
esld  ronfor^ne  con  lo  que  resulte  de  sus  lihros,  serd  considerado  reo  de  hurfo 
y  Juzffado  como  tcd.  Lo  mwmo  sucederd  al  comisionisia  que  no  obre  con  fi<h- 
lidad  en  la  rendidon  de  su  cuenta,  alterando  los  preclos  y  pac'os,  bajo  que  se 
hizo  la  negodcicion  d  que  isla  se  refiera  6  suponiendo  6  exagerando  cualquievu 
especie  de  los  gastos  comprendidos  en  ella ;  tibereinstimmend  p  o  r  t  u  g.  Hgb.  Art. 
48,  790   (de  Sampaio  II.  p.  255),  Hgb.  v.  Guatemala  (v.  1877)  Art.  84. 
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dem  Geschäfte  zu  fordern  hat,  zu  realisiren  (Art.  361  Hgb.; 
ebenso  §.  369  ungar.  Hgb.).  Alles  was  der  Commissionär 
auf  Grund  der  Ausführung  der  Commission  durch  die  Füh- 
rung des  Geschäftes  des  Commlttenten  erhalten  hat  (Waaren, 
Geld  u.  s.  w.),  ist  er  verpflichtet,  dem  Committenten  heraus- 
zugeben 2)  und  ebenso  diesem  die  Forderungen  abzutreten, 
welche  er  gegen  den  Dritten  durch  die  Ausführung  der  Com- 
mission erworben  hat^),  Forderungen,  welche  ja  im  Ver- 
hältniss  zwischen  dem  Committenten  und  Commissionär  als 
Forderungen    des    Committenten    gelten     (Art.    368    Hgb.).  *) 


*)  Bei  der  Beratbang  wurde  in  erster  Leänni?  der  Antrag  auf  Streichaas 
des  Art.  278  preuss.  Entw.  Satz  3:  „er  ist  verpflichtet,  dem  Comittenten  .  .  .  . 
da^enige,  was  er  aas  dem  Geschäfte  fär  ihn  besitzt,  za  überliefern'^,  gestellt, 
weil  zur  Missdeutnng  geeignet,  als  ob  der  Commissionär  das,  was  er  aus  dem 
Geschäfte  besitze,  anch  dann  au<)liefern  solle,  wenn  das  Geschäft  noch  nicht 
abgewickelt  wäre  und  obschon  er  Gegenforderungen  habe;  der  Antrag  wurde 
abgelehnt;  dagegen  wurde  vorgebracht,  dass  der  Commissionär  gegen  die 
nnzeitige  Bernfnog  anf  die  Pflicht  zur  Herausgabe  dessen  ,  was  er  ans  dem 
Geschäfte  besitze,  durch  Art.  292  (jetzt  Art.  374  Hgb.)  genitgend  geschätzt 
sei  (Prot.  686,  687).  Ein  Abgeordneter  beantragte  in  zweiter  Lesan?  (Prot.  118G), 
in  der  Absicht  zu  verhflten,  dass  der  mit  Art.  278  Satz  3  übereinstimmende 
letzte  Satz  des  Art.  304  Entw.  I.  Les.  nur  auf  körperliche  Sachen  bezogen 
werde,  demselben. folgende  Fassung  zu  geben  :  j,Er  ist  verpflichtet,  dem  Com- 
mittenten über  das  Geschäft  Rechenschaft  zu  geben  und  ihm  dasjenige  zu 
gewähren,  was  er  ans  dem  Geschäfte  zu  fordern  berechtigt  ist'',  was  mit  13 
gegen  1  Stimme  angenommen  und  als  Art.  338  Entw.  II.  Les.  in  der  heutigen 
Fassung  (Art.  361  Hgb.)  formulirt  wurde. 

*)  /.  20  pr.  D.  mind.  17' 1:  Ex  mandato  apttd  eum  qui  mandatmn  sv.s- 
eepiff  nihil  remanere  oportet,  l.  27  §.  5  D.  17'1:  Si  mandatu  meo  Titio  cred'>- 
deris  et  merum  mandati  egeris^  non  aliter  condemniri  debeo,  quam  si  actione^ 
itias,  quaa  adversus  Titium  kabes^  mihi  pra&ttiteris.  Sed  n  cum  Titio  egeris^  e;j<> 
quideni  non  liberabor^  sed  in  id  dumtaxcU  tibi  obligcUus  ero,  quod  a  Tüio  aervire 
non  potueris.  l.  8  §.  9,  JO,  /.  43  D.  mand.  171^  l,  49  ».  /.  />.  de  acqu.  vtl 
Qvun,  pos8.  4V2,  Auch  der  negotiorum  ges^or  muss,  was  er  durch  die  Ge- 
schäftsführung in  Händen  hat,  dem  dominus  herausgeben ;  /.  2.  D.  de  nc/. 
gest.  3' 5:  aequum  est  eo  nomine  condemnari^  quidquid  vel  non  ut  oportait  gesslt 
vel  ex  his  negotüs  retinet;  selbst  Einnahmen,  welche  dem  dominus  eigentlich 
znnäclist  nicht  gebühren  l.  8.  §.  t  7>.  eod.^  l.  23  eid.  (Eintraibm?  einer 
Nichtschuld);  vgl.  v.  Mo  n  r  oy  1.  c.  §.  20. 

♦)  Vgl.  das  R.  0.  H.  G.  Bd.  II  Nr.  60  S.  266  in  Beziehung  auf  den 
Spediteur:  Der  Committent  darf  von  dem  Spediteur,  resp.  Transportunter- 
nehmer, welcher  in  seinem  Auftrag  für  das  Speditionsgat  Versicherung 
genommen    hat,    schlechthin    Cession    der   Rechte     aus    dem    Versicherangs- 
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wenn  der  Commissionär  günstigere  Bedingungen  erzielt  hätte, 
als  der  Committent  selbst  gestellt  hat,  auch  wenn  es  sich  um 
solche  Vortheile')  handelt,  welche  der  Committent  gar  nicht 
vorausgesehen  (Art.  372  Hgb.;    ebenso  §.  378  ungar.  Hgb.).®) 

")  /.  10  §.  2  D  mand,  17'].  8i  ex  fundo  quem  mihi  emit  procurcUor 
fruettis  conseeiitus  est,  hos  qtwque  officio  fudicU  praestare  eum  oportet-. 

^)  Docli  fehlt  im  nngar.  Hgb.  die  Exemplification  des  Abs.  2  Art.  372 
Hbg.  Znr  EnfstehongBgeschiclite  des  letzteren  vgl.  Art.  290  preass.  Entw.: 
Der  Commigsionär  hat  anf  den  Yortheil  keinen  Ansprach,  welcher  dadurch 
entsteht,  dass  der  Preis,  fflr  welchen  er  verkauft ,  den  von  dem  Committenten 
bestimmten  niedrigsten  Preis  übersteigt,  oder  dass  der  Preis,  fär  welchen  er 
einkauft,  den  von  dem  Committenten  bestimmten  höchsten  Preis  nicht  erreicht ; 
fihnlich  §.  144  revid.  Ost.  Entw.,  R.  H.  G.  E.  Tit.  V.  Art.  5.  Der  württemb. 
Entw.  Art.  148  gestattete  dem  Commissionär  die  Anrechnung  nicht  aasgegebener 
Mäklergebühren,  wo  eine  solche  herkömmlich  ist;  „ein  derartiger  Gebraach 
läuft  aber  dem  guten  Glauben  zuwider  und  erscheint  deshalb  als  verwerflich^. 
Preass.  Mot.  156.  Bei  der  Berathung  in  erster  Lesung  wurde  beantragt  (Prot. 
720).  die  Fassung  des  Art.  29J  abzuändern  zur  Yerhätung  der  irrigen  Meinung, 
als  solle  der  Commissionär  davon,  dass  der  Preis,  für  welchen  er  verkauft  hat, 
den  vom  Committenten  bestimmten  niedrigsten  Preis  fibersteige,  oder  umgekehrt 
nicht  erreiche,  gar  keinen  Yortheil  haben,  also  auch  nicht  einmal  eine  Provision 
aus  dem  das  Limito  fibersteigenden  Preise  berechnen  dOrfen ;  ferner  wurde 
beantragt,  der  Artikel  tnöge  so  gefasst  werden,  dass  er  sich  nicht  nur  anf 
Einkaufs-  und  Yerkanfscommissionen  beziehe.  Die  beantragte  Streichung  des 
Artikels  wurde  mit  15  gegen  1  Stimme  abgelehnt;  denn  es  sei  dies  eine 
selbstverständliche  Folge  ans  der  Natur  des  Auftragsverhältnisses ,  welche  za 
bezweifeln  doch  wohl  noch  Niemandem  eingefallen  sein  werde.  Art.  318  ßntw. 
1.  Les.  =  Art.  349"  Entw.  IL  Les.  =  Art.  372  Hgb.  Die  Ansicht  der  Handels- 
welt scheint  damit  allerdings  nicht  durchgängig  übereinzustimmen;  meistens 
wird  mehr  angesetzt,  als  gegeben,  oder  weniger  als  empfangen  worden  ist; 
Bender  §.  216,  227  spricht  sogar  von  einem  entgegengesetzten  Herkommen, 
welches  er  a^er  missbilligt,  ebenso  Poehls  S.  257,  265,  Riocins  §.  15 
p.  !)2,  T  r  e  i  t  s  c  h  k  e  19,  B  r  i  n  k  m  a  n  n  405  Anm.  6 ,  H  o  1 1  i  u  s  p.  188, 
de  Wal  p.  153.  Der  Commissionär  berechnet  nicht  selten  seinem  Auftraggeber 
einen  höheren  Preis,  als  den  von  ihm  wirklich  bezahlten ;  er  lässt  sich  dop- 
pelte Factnren  geben,  die  eine  für  sich  zu  dem  wirklich  gegebe  neu  Preise,  die 
andere  für  dea  Committenten  zu  dem  höheren  Preise,  oder  er  berechnet  den 
gestellten  Preis,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  billiger  eingekauft  oder  theuerer 

verkauft  hatte.  Ygl.  schon  Casaregis  disc.  199  N.  4ö:  aibi  appropriando 

alitpiod  pretii  augmenlum.  prout  practicari  solent  omnes  Uli  (proeuratoresj  qui 
merccs  ab  allu  emvnt^  illas  postea  nomine  proprio  revendituri,  lä  es'  cuique 
notorium.  Ein  solcher  Gebraach  streitet  gegen  das  Gesetz  und  kann  keine 
Wirkung  haben.  „Es  ist  dies  ein  wahrer  Betrug,  ihn  begeht  aber  optimus 
qiiuique*^  Heise  S.  43.  Ygl.  Phoonsen  (bei  Siegel  1.  c.)  Cap.  25  §.  2 1 :  Ein 
Commissionär  hat  nicht  genug  gethan,  wenn  er  unter  OrJrd  seines  PrinuipiU 

Grüuhut,  Recht  des  Commissions-Handela.  16 


Die  Verpflichtungen  aus  Art.  372  bilden  den  Schwer- 
punkt sowohl  der  allgemeinen  Obliegenheit  des  Commiasionärs, 
den  Commisaionsauftrag  im  Interesse  des  Committenten  hona 
/ide  auszuführen,  als  auch  der  besonderen  Verpflichtung,  dem 
Commlttenten  Rechenschaft  zu  geben  und  ihm  dasjenige  zu 
leisten ,  was  er  aus  dem  Geschäfte  zu  fordern  hat.  Diese 
Voi'schrift  steht  in  unverkennbarer  Verbindung  mit  Art.  368, 
daf^s  die  aus  dem  abgeschlossenen  Geschäfte  hervorgehenden 
Forderungen  des  Commissionärs  im  Verhältniss  zwischen  dem 
Committenten  und  Commissionär  als  Forderungen  des  Com- 
mittenten  gelten  *),  daher  der  vortheilhafte  Inhalt  derselben 
sofort  für  den  Committenten  erworben  ist.  Der  Committent 
hat  sich  gerade  wegen  der  günstigen  Bedingungen ,  die  der 
Commissionär  wegen  seiner  kaufmännischen  Stellung  auf  dem 
betrefifenden  Platze ,  wegen  seiner  .Verbindungen ,  seines 
Credits  ii.  s,  w.  erlangen  kann,  an  ihn  gewendet.  Der  Com 
misaionär  kann  sich  nur  durch  besondere  Vereinbarung  mit 
dem  Committenten  einen  Antheil  an  diesen  durch  ihn  er- 
langten besonderen  Vortheilen  wahren. 

Der  Committent  schenkt  dem  Commissionär  das  Ver 
trauen,  dass  er  sein  Interesse  überall  waiirnehmen  und  des 
halb  zu  so  günstigen  Bedingungen  als  möglich  contrahiren 
werde.  Durch  Beirügung  eines  Limito  wird  hierin  selbstver' 
ständlich  nichts  geändert.  Dasselbe  ermächtigt  den  Commis- 
sionär keineswegs  unter  allen  Umständen  den  gesetzten  Preis 
zu    berechnen ,    sondern    es  bezeichnet    nur    die   Preisgrenze, 

Degociirt,  den  in  den  gegebenen  Qrenzen  geschloBBencn  Handel  weggibt  und 
den  Avanio  vor  seinem  Gewinn  berechnet.  S.  «ucIi  S«v»ry  I.  c.  eh.  II.  S.  214. 
Si  tet  ouvriert  donnent  quelque  exctdanl  d'aitnage  an  banne  mesure,  U  faul  ^il 
lourne  au  profit  da  commeilani  et  non  pat  le  i'appropritr  et  charger  Ui  piäcet 
d'un  plut  ijTond  aunage  qiit  celuy  qa'ita  auroni  payi  Qua;  oucHer«,  parceqtte 
lai  armmiiaioiiairei  ne  daivsTit  prendre  parement  et  timplemeal  gue  ee  jui  leur 
eit  accordi  par  tet  conmetlaru  pour  lean  eommUnont  el  «'üi  en  usoieni  aiure- 
ment ,  ce  teroä  uns  injiutiee  el  un  col  eujet  ä  reitUation;  (erner  aacb  eh.  IV. 
S.  237,  eh.  V.  S.  240.  Vgl.  a  p  a  n.  Hgb.  Art.  153 :  Todaa  lat  ceonomlat  y 
«eniajat  que  cuuiiga  el  cimtiiioniita  en  loi  cmilTotoi  que  kaga  par  aienta  del  ccmi- 
ieiite,  redundardn  en  proveeho  de  üte;  würtlich  ühereingtimmend  p  ort  Dg.  Hgb. 
Art.  74;  ebenso  Hgb.  t.  Onatemala  (t.  1877)  Art.  97,  argen t.  Bgb.  (ebenso 
Uruguay)  Art.  359,  ital.  Entw.  (v.  1873)  Art.  419  (Verb.  N.  853),  Schweiz. 
Entw.  (T.  187Ü)  Art.  379;  für  dai  englische  Recht  ebenso  Smith  p.  109. 
»)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVIII.  K.  52  S.  198. 
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welche  nicht  überschritten  werden  soll.  Das  Geschäft  wird 
vom  Commissionär  immer  für  Rechnung  dea  Committenten, 
also  als  ein  fremdes  abgeschlossen  nnd  der  Commissionär  be- 
rechnet sich  eben  deshalb  auch  Provision,  weln.he  in  der  Regel 
nur  für  die  Besorgung  fremder  Geschäfte  zugebilligt  werden 
kann. '")  Der  Commissionär  hat  daher  nicht  das  Recht,  die 
Differenz  zwischen  dem  Limitopreiae  und  dem  wirklichen 
Preiae  für  sich  zu  behalten.  ") 

Eine  weitere  Folge  ist ,  daaa  der  Commissionär  die 
Zinsen  und  Früchte  herausgeben  musa,  welche  er  aua  den  in 
'seinen  Händen  befindlichen  Vermögensobjecten  des  Commit- 
tenten gezogen  hat ,  gleichgilfig  ob  er  zu  einer  aolchen 
Zinsen-  und  Friichtez  iebung  nach  Inhalt  des  Auftrages  ver- 
pflichtet war  oder  nicht.  Die  Zurückhaltung  dieser  aua  dem 
Vermögen  des  Committenten  gezogenen  Vortheile  wäre  ein 
unerlaubter  Gewinn. 

Hat  der  Commissionär  Geldsummen  dea  Committenten  zu 
eigenem  Nutzen  verwendet,  z.  B.  den  ErlÖa  am  dem  Ver- 
kaufe oder  die  ihm  behufs  Einkaufes  übersandten  Fonds  etc. 
—  was  der  Committent  zu  beweisen  hat  —  so  schuldet  er, 
abgesehen     von    seiner    Schadenersatzpflicht ,    Zinsen  *»)    vom 

»)  Vgl.  preDBB.  Mut.  156,  Bender  216  d,  227,  Poehls  257.  260. 
")  Die  BestiminnDg  des  Alt.  372  kuin  in  Folge  der  gestatteten  Selbst- 
cantrabimDg  nach  Art.  376  leicht  amgaageD  werden.  Der  DDredlicIia  Com- 
miaBiouär  kann  nun  za  dem  niedrigeren  als  dem  Lim  i  top  reise  vom  Dritten  für 
■ich  Reibst  eiokanfen  nnd  sodaan  seinem  Committenten  zn  dem  Limitopreisu 
Tieder  verkaufen  und  umgekehrt  die  zu  verkaofenda  Waare  zum  Limite  für  sich 
selbst  kanfen  nnd  als  sofort  an  den  mehrbietenden  Dritten  tbenrer  verkaufen. 
")  t.  10  §.  S  D.  mand.  lT-1.  Quodii  ittm  exercuü  ptniniam,  teil  ad 
utat  tan*  eonvertä,  in  uiuro»  conBtnieiuT  (vgl.  Giit  et  XV.  S,  294,  DernburK 
preast.  Privalr.  II.  S.  455  Note  33),  §.  1311  sächs.  Gb.,  Art.  1996  franz.. 
eode  ävil  (Monrion  III.  S.  444),  span.  Hgb.  Art.  141  (El  comitinnttl^t 
jue  habiendo  reeibido  fondoi  para  evacuar  un  tncari/o  loi  diilrojere  para  em- 
flearlo'  en  un  negoeio  propio,  abonard  al  comiiente  el  itüeri»  legal  del  d'met'i 
dade  el  dia  en  que  eniraron  en  lu  poder  dichoa  fondoi,  y  iodot  loi  perjuicioi 
■  gue  U  Toulten  por  haber  dejado  de  ewnipUr  in  ercargo) ;  wörtlich  überein- 
Btimmend  portag.  Hgb.  Art.  59,  a.  aacb  Art.  394,  787  (de  Sampaio  II 
p.  235),  Hgb.  T.  Gnatemala  (v.  1S77)  Art.  85,  braBil.  Hgb.  Art.  180, 
•  rgent.  Hgb.  (ebenso  Hgb.  v.  Urognay)  Art.  374,  ita).  Entw.  v.  1873 
Art.  411  (Verb.  N.  853).  Besteht  zwischen  Committenten  nnd  Commissionir 
ein  OontoGorrent verkehr ,    so    gebührt    dem  Committenten    für    die    dem   Com- 

16* 
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Tage  der  Verwendung,  resp.  falls  sich  dieser  nicht  feststellen 
liesse,  vom  Tage  des  Empfanges  oder  jenem  Tage,  wo  er  die 
Fonds  zur  Ausführung  der  Commission  hätte  verwenden 
sollen.  Auch  durch  Vernachlässigung  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  kann  eine  Zinsverbindlichkeit  des 
Commissionärs  entstehen  in  Folge  seiner  allgemeinen  Ver- 
antwortlichkeit und  Schadenersatzpflicht,  weil  er  schuldbarer 
Weise  versäumt  hat ,  die  Forderung  des  Committenten  zur 
Verfallzeit  geltend  zu  machen  ^^^j  ^lie  ünterlassang  der  Ein- 
cassirung  steht  der  Verwendung  zu  eigenem  Vortheil  gleich. 
Der  Commissionär  müsste  beweisen,  dass  er  die  Sorgfalt  einel 
ordentlichen  Kaufmannes  beobachtet  habe,  dass  der  Käufer 
zahlungsunfähig  geworden,  dass  die  eingeleiteten  gerichtlichen 
Schritte  fruchtlos  gewesen  seien  u.  s.  w.  Eine  Zinsverbind- 
lichkeit des  Commissionärs  kann  ferner  nach  allgemeinen 
Rechtsgrundsäten  durch  Mora  begründet  werden ,  dadurch, 
dass  der  Commissionär  in  der  auftragsmässigen  Uebermachung 
der  in  Ausführung  der  Commission  empfangenen  Fonds 
säumig  ist.  **) 

Zur  Begründung  der  Klage  auf  Herausgabe  der  pach 
dem  Inhalt  des  Auftrages  erworbenen  Sache,  resp.  auf  Ab- 
tretung der  Forderung  gehört  nur  die  Darlegung  der  Er- 
theilung  und  Annahme  des  Auftrages  und  des  Erwerbes 
der  betreffenden  Sache  oder  Forderung  durch  den  Beauf- 
tragten, nicht  aber  auch,  dass  der  Commissionär  gerade  in 
Ausführung  des  Auftrages  die  Sache  oder  Forderung  erwor- 
ben habe.     Der    letztere  Umstand  gehört  nicht    zu    den  vom 

inisRionär  zur  unbeschränkten  Yerfägang  gestellten  Vermögens werthe  der  ver- 
einbarte resp.  gesetzliche  Creditpreis.  Vgl.  Gränhnt  Gontocorrentverkehr 
in  Ztßchr.  f.  Privat-  und  öflfentl.  Recht  der  Gegenw.  Bd.  III.  S.  497. 

*^)  Vgl.  span.  Hgb.  Art.  159:  El  comisionisia  que  non  verifieara  la 
cohranza  de  los  caudales  de  stt  comitente  d  las  epocas  e7i  que  segun  et  cardeter 
y  pactos  de  cada  iiegociacion  son  estos  exigibleSf  se  constituye  responsable  de 
las  coiisecuencias  que  en  perjuicio  de  su  comitente  pueda  producir  su  omision^ 
si  no  acredita  que  co7i  la  debida  puntualidad  usö  de  los  medios  legales  para 
conscgidr  el  pago\  wörtlich  fibereinstimmend  por:  g.  Hgb.  Art.  55,  Hgb.  v. 
Gruatemala  (v.  1877)  Art.  103;  ebenso  brasil.  Hg  Art.  178,  argent.Hgb. 
(ebenso  Uruguay)  Art.  365,    ital.  Entw.  (v.  1873)  Art.  425  (Verb.  N.  853). 

")  Span.  Hgb.  Art.  139  (s.  oben  §.  29  Note  7),  portug.  Hgb. 
Art.  47,  294,  Hgb.  v.  Guatemala  (v.  1877)  Art.  83. 
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£läger  zn  beweisenden  Elementen  des  mittelst  a".  mandati 
directa  zu  verfolgenden  Rechtes  auf  Herausgabe.  In  der  Be- 
streitung des  Commiseionärs ,  dass  er  gerade  in  Ausführung 
des  Auftrages  die  Sache  oder  Forderung  erworben  habe, 
liegt  das  G-eltendmachen  einer  sog.  rechtshinderiiden  That- 
Siiche,  welche  vom  Commissionär  als  dem  Beklagten  zu  be- 
weisen ist.  Erwirbt  nämlich  der  Beauftragte  die  Sache,  deren 
Erwerbung  und  Heransgabe  an  den  Auftraggeber  oder  an 
einen  Dritten  den  Inhalt  des  Auftrages  bildet,  oder  erwirbt 
er  eine  Forderung  in  Ausführung  des  Auftrags ,  so  ist  die 
nach  der  Regel  des  Rechtes  eintretende  Wirkung  die  Erzeu' 
gung  der  obliijatio  zur  Herausgabe  der  Sache,  reap.  zur  Ab 
tretung  der  Forderung  dem  Anftraggeber  gegenüber;  jede  That- 
Sache,  welche  gleichwohl  den  Eintritt  dieser  regelmässigen  Wii 
kung  verhindert,  begründet  eine  Ausnahme  und  ist  deshalb  prO' 
cessualisch  eine  Einrede ;  ihr  Beweis  liegt  dem  Beklagten  ob, 

II.  Rechte  des  Commissionärs.  >) 

§.  31. 

Das  Recht   auf  Erstattung  des   gemachten  Aufwandes  und 

erlittenen  Schadens. 
Die  Rechte  des  Commissionärs,  von  denen  im  Folgenden 
(§§.  31,  32,  33)  die  Rede  ist,  können  gegen  mehrere  Com- 
mittenlen,  welche  einen  und  denselben  Commissionär  gemein- 
schaftlich beauftragt  haben ,  unter  der  Voraussetzung ,  dass 
die  Ertheilung  des  Coramissionsauftrages  auch  nur  auf  Seite 
eines  derselben  ein  Handelsgeschäft  ist,  also  eine  Grelegen- 
heitsgesellschaft  (Art.  266)  vorliegt,  als  Solidarschuldner 
geltend  gemacht  werden  {arg,  Art.  26'J  Abs.  2  Hgb.,  ebenso 

")  Vgl.  das  R.  0.  H.  G.  in  BoiEehnng  anf  den  SpeditBnr  Bd.  XV.  Nr.  73 
S.  262:  DerSpeditear  h&tte  daa  Speditionsgnt  in  ein  Ltigerhkns  gebnoht;  et 
weigerte  licli  den  Lagerschein  dem  Absender  laf  deeeen  VerUugea  herauBzn* 
gaben,  gestützt  auf  die  Elnweudnng,  dasa  er  den  LageracheiD  nicht  in  Beiie- 
hnug  aaf  die  im  Auftrage  des  Klägers,  sondern  in  Beziehang  auf  gewisie  im 
Aartraga  eines  Anderen  in  d&a  Lagerhans  gescbafften  GegenstiDde  eibalteo, 
dnfaer  den  Lagerschein  ffir  den  Anderen  ione  babe;  derSpeditenr  mneste  diese 
Behaaptnng  beweisen. 

')  Von  den  Rechten,  welche  dem  Commissionär  gsmftss  Art,  365  Abs.  3 
und  Art.  366  Hgb.  Eoatehen,  ist  schon  oben  S.  212,  221  ff.  gesprochen  worden. 


berufen,  die  in  Ausführung  der  Corainisaion  gemacbten  Ver- 
wendungen zu  tragen.  Der  Commissionär  hat  das  Recht  5), 
vom  Committeuten  den  Ersatz  dessen  zu  verlangen,  „was  er 
an  Baarauslagen  oiier  überhaupt  zam  Vollzug  des  Geschäftes 
nothwendig  oder  nützlieh  aufgewendet  hat"  {Art.  371  Hgb. ; 
ebenso  §.  ST?  ungar.  Hgb.).*)  Der  Committent  ist  aiso  nicht 

')  Wenn  der  CommisBionär  Tom  Coni  mitteilten  mitlelEt  der  o",  niin- 
dati  coniT.  Ersat*  seiner  Verwendnnean  nnd  die  Provision  für  dia  Ana- 
führiiQg  des  Gescli&ftea  als  Vergütnag  seiner  knafmänniacheo  Bemüban;  ver- 
langt, so  gehört  ea,  wenn  nnd  soweit  die  Aaslagon  nnd  Terwendnngen  resp. 
die  ADsfülirDiig  des  Geschäftes  gelengnet  wird,  -zd  dem  Elagegrande  des 
Commiaatonärs,  dssa  die  AnsUgen  and  Verwendnagen  stattgehabt  habea,  und 
das'i  das  Geschäft  aaageführt  wordea  sei;  ea  liegt  ihm  der  Beweis  seines 
Ktagegrandes  ob.  Eine  Fraetomtion  fär  die  Existenz  der  AnsprQ«he  nach 
Art.  371  besteht  nirht,  inahesondere  anch  nicht  lücksichtlich  der  daaelbat 
bervorgehobenea  Ansprüche  für  die  Bendtznng  der  Lagerräame  (Uagaziuage), 
Tran  spart  mittel  und  Arbeit  aeiaer  Leute.  Der  Commissionär  mnss  also  seine 
Fordemng  anf  Lagsrmiethe  nnd  die  Höhe  derselben  u.  s.  w.  behaupten  ond 
dDTch  Angahe  der  6randlage  fSr  die  Beweiserhehnng  —  Bezeicbnnng  der 
Qröeae  des  verwendeten  Lagerranmes,  Thataachen  fftr  die  Angemesseuliaic 
desselben  n.  s.  w.  —  sabstantüreo.  (R.  0.  H,  Q,  Bd.  TU.  Kr.  101  S.  380.)  Der 
Commissioofir  kann  seine  Anspräche  aach  als  Eianendnngen  gegenüber  der 
Klage  des  Committenten  geltend  machen.  Klagt  der  Committent  anf  Erftil- 
lang  der  dem  CommissionSr  obliegenden  oUiyatio  TUlUueTidl,  anf  Rückgabe 
des  Commiasionsgntes,  so  können  diese  Ansprüche  des  Commissiunärs  nicht 
zar  Znrflckweisong  der  Klage  des  Committenten,  sondern  nnr  dazn  führen, 
die  VernrtheilnDg  des  Commisaionärs  nnter  der  Bedingung  an a zusprechen, 
dass  der  Committent  die  vom  Commissionär  nach  gewiesenen  Anaprüche  anf 
Tergfitnng  von  Lagermiethe  n.  s.  w.  erledigt.  Bie  Klageabfreimug  kann  nnr 
dann  erfolgen,  wenn  der  Commisaionär  beweist,  dass  er  das  CommiaaioiiRgnt, 
das  Object  der  Ihm  obliegenden  Resti  tat  Jons  Verbindlichkeit,  nicht  mehr  in 
Hftndeu  habe,  weil  er  gemäss  Art.  37Ö  eich  daraas  bezahlt  gemacht,  oder 
wenn  es  sich  nnr  um  einen  an  Stelle  des  Commissionsgatea  tretenden  W«rth' 
ersatz  bandelt,  so  dass  eine  Compeniation  der  beiderseitigen  Geld  fordern  u  gen 
eintritt  {R.  0.  H.  O.  Bd.  VII.  N.  101.) 

')  Znr  Entstehangsgeschichtfl  vgl.  Art.  289  prense.  Entw.,  Abs.  1:  Der 
Committent  ist  sehnldig,  dem  CommiBsiontr  seine  Verwendungen  zn  ersetzen. 
Zn  diesen  gehört  ancb  der  Preis  für  die  Benützung  des  Lagers  nnd  der 
Gei&the  des  Conunissionfira  und  der  Arbeit  seiner  Leate.  (Debereinstimmend 
B.  H.  O.'E.  Tit.  T.  Art.  9  al.  1.)  Für  die  Anslagen  kann  der  Commissionür 
Zinsen  seit  dem  Tage  rechnen,  an  welchem  er  die  Anslagen  gemacht  hat. 
§.139  revid.  Ost.  Entw.:  In  jedem  Falle  gebührt  dem  Commiasionfir  die  Er- 
stattung alles  dessen,  was  er  zum  Vollznge  des  Geschäftes  an  Yorsubasaen, 
Lagerzins,    Sensarie,    Frachtlohn,    Briefporto   nnd   anderen  haaren  Anslagen 
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den  durch  den  Auftrag  selbst  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
vorgeschriebenen,  also  im  £inklange  mit  dem  ausgesprochenen 
Willen  des  Committenten  gemachten,  jene  Verwendungen, 
welche  entweder  zur  Erhaltung  (physischen  oder  juristischen) 
des  Vermögens  des  Committenten  oder  um  sonst  Schaden  von 
ihm  abzuwenden  durch  die  Macht  der  Umstände  geboten, 
also  als  noth wendig,  oder  welche  doch  wenigstens  als  im 
Interesse  des  Committenten  gelegen,  als  zur  Förderung  seines 
Vortheiles  wiinschenswerth,  also  als  nützlich  erscheinen 
konnten,  u.  zw.  nur  dam  und  in  dem  Maßse,  wenn  und  so- 
weit sie  ein  ordentlicher  Kaufmann  vorgenommen  haben 
würde,  was  im  Falle  der  Bestreitung  der  Commissionär  zu 
beweisen  hat.  Steht  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Noth- 
wendigkeit  oder  der  Nutzen  der  Aufwendungen  einmal  fest, 
so  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  der  Commissionär  das  auf- 
getragene Geschäft  vollenden  konnte^),  ob  es  dem  Commit- 
tenten statt  des  gehofFten  Gewinnes  nur  Verlust  verursacht, 
immer  vorausgesetzt,  dass  dem  Commissionär  als  ordentlichem 
Kaufmanne  ein  Verschulden  nicht  zur  Last  fällt.  ®) 

Das  Gesetz  zählt  beispielsweise  auf  „die  Vergütung 
für  die  Benützung  der  Lagerräume  (Magazinage)  ^)  ,  der 
Transportmittel  des  Commissionärs  ^®)  und  der  Arbeit  seiner 
Leute".  Diese  Aufzählung  erfolgte,  um  Zweifeln  vorzubeugen, 
als  ob  dafür  schon  in  der  Provision  die  Entlohnung  gelegen 
sei,  da  es  sich  doch  um  Abnützung  von  Sachen  des  Commis- 
sionärs  und  Verwendung    seiner   Leute    handelt.  ^^)     Gleich- 

')  L  56  §,  4  D.  17- 1,  Sumiu»  bona  fide  tieeessario  factos  etai  negotio  ßnem 
adhibere  proeurator  nan  potuit,  Judicio  mandati  resiüui  necesse  e8t;  cf.  L  10  §.  9, 
/.  12  §.  9  D.  eod,,  L  1  l,  4  C.  mand.  4  35. 

^  Vgl.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XXII.  N.  19  S.  84  (Kosten  eines  äberseeischen 
Telegrammes) ;  österr.  bärgL  Gb.  §.  1014,  preass.  Landr.  §.  65 — 69  I.  13 
(Förster  II.  314 Note  113,  Dernbnrg  II.  §.  141  S.  455),  sächs.  Gb.  §.  1314, 
franz.  code  cii-il  Art.  1999,  ital.  codice  civile  Art.  1754. 

«)  Vgl.  auch  Bender  §.  95,  F  a  b  e  r  p.  82. 

*<»)  SUtt  ;,Gerathe"  Art.  289  preass.  Entw.  (s.  oben  Note  6)  wurde  be- 
schlossen „Fuhrwerke**  (später  „Transportmittel^)  zu  setzen,  da  der  erste 
Ausdruck  zu  allzu  minutiösen  Vorschriften  fähre,  mit  dem  letzteren  aber 
einem  praktischen  Interesse  genügt  werde. 

")  Brinkmann  402,  P o e h  1  s  253,  T r  e i  t  s c h k e  48.  Bei  der 
Berathung  wurde  die  Streichung  des  zweiten  Satzes  des  Abs.  1  Art.  239 
preuBS.  Entw.  (s.  oben  Note  6)  beantragt  (Prot.  714),   denn  für  die  in  diesem 


f 
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Handelssitte  von  ihm  selbst  nicht  erwartet  werden  konnten, 
zu  welchen  er,  wenn  er  nicht  schon  die  Leute  in  seinem 
Dienste  gehabt  hätte,  andere  Leute  hätte  miethen  müssen. ^^^ 
Der  Commissionär  hat  ausserdem  selbstverständlich  An- 
spruch auf  Ersatz  seiner  Vorschüsse  auf  das  Commissi  ons- 
gut,  der  von  ihm  gezahlten  Fracht,  der  Zülle,  Ablade- 
Abwäge-  Erhaltungs-  und  Reparaturkosten  u.  s.  w.  Hat  der 
Commissionär,  obwohl  zur  Versicherung  nicht  beauftragt, 
dessenungeachtet  versichert,  so  kann  er  die  für  den  Com- 
mittenten  bezahlte  Prämie  nur  nach  den  Grundsätzen  der 
negotiorum  gestio  beanspruchen.  ^^) 


")  Anders  Schweiz.  Eotw.  (v.  1876)  Art.  383;  (s.  oben  Note  6). 

*«)  S.  oben  §.  28  S.  231.  *  Bei  der  Berathung  des  Art.  317  Entv.  I. 
Les.  (s.  oben  Note  6)  in  zweiter  Lesnng  (Prot.  1204)  wurde  der  folgende 
Znsatz  beantragt:  „Eine  Anrechonng  von  Versicherungskosten  ist  unzalässig, 
wenn  ohne  Auftrag  oder  GenehmiguDg  des  Committenten  versichert  worden 
ist,  es  sei  denn  dass  der  Commissionär  ausserordentliche,  dem  Committenten 
nnbekannt  gewesene  Umstände  geltend  machen  könnte,  nnter  welchen  es 
Sache  des  sorgfältigen  Kaufmannes  wäre,  auch  ohne  Auftrag  Versicherung 
zu  nehmen.  Der  Commissionär  hat  in  solchen  Fällen  dem  Committenten 
ungesäumt  Nachricht  von  der  Versicherung  zu  geben.^  Als  Gründe  wurden 
vorgebracht,  dass  in  Art.  310  Entw.  I.  Les.  (jetzt  Art.  367;  s.  oben  §.  28 
Note  2)  zwar  nur  zunächst  die  Frage  entschieden  sei,  ob  der  Commissionär 
eine  Yerpflichtug  zur  Versicherung  des  Commissionsgutes  habe ,  dass  man 
aber,  wenn  über  seine  Berechtigung  zur  Eingehung  von  Versicherungen  und 
Berechnung  von  Prämie  nichts  bestimmt  werde,  mit  Art.  310  die  Frage  der 
Berechtigung  für  verneint  halten  werde,  denn  wo  keine  Pflicht,  da  sei  auch 
kein  Recht.  In  der  Discussion  ergab  sich  eine  Meinungsverschiedenheit  dar- 
flber,  ob  durch  Art.  310  dem  Commissionär  das  Recht  zur  Versicherung  ab- 
geschnitten sei.  Mehrere  Abgeordnete  bejahten  die  Frage  und  hielten  dies 
auch  für  angemessen,  andere  dagegen  meinten,  diese  Frage  sei  nach  Art.  317 
al.  1  zu  entscheiden;  die  Eingehung  von  Versicherungen  und  Bezahlung  von 
Prämien  für  dieselben  falle,  wenn  nach  Lage  des  Falles  jeder  ordentliche 
Kaufmann  versichert  haben  würde,  unter  den  Gesichtspunkt  nützlicher  Ver- 
wendung, selbst  wenn  hinterher  die  Waare  kein  Unfall  betroffen  habe ;  mit 
Art.  310  sollte  nur  ausgesprochen  werden,  dass  der  Commissionär  für  die 
Unterlassung  von  Versicherungen,  selbst  wenn  sie  ein  ordentlicher  Kaufmann 
vorgenommen  haben  würde,  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  könne.  Ob 
also  auch  ohne  Auftrag  eine  Prämie  angesetzt  werden  dürfe,  sei  quaeatio 
facti.  Dagegen  wurde  vorgebracht,  die  Versicherung  sei  nur  dann  eine  nütz- 
liche Verwendung,  wenn  der  Waare  hinterher  ein  Unfall  zugestossen  sei;  um 
Streitigkeiten  vorzubeugen,  sei  eine  ausdrückliche  Bestimmung  empfehlens- 
werth;  der  obige  Antrag  entspreche  nicht  dem  Leben,  da  man  den  Commissionär 
zur  Eingehung  von  Versicherungen    für   berechtigt  halte,    weshalb    die  Com- 
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ir  Commissionär  ha 

den  Committenten 
reu  AufwendiingeD- 

Rechnung  des  Coc 

nothwendig  oder  i 
in  Zukunft  zu  macl 
sionär  hat  z.  B.  die  Z 
versprochen ,   oder 

Waaren  mit  Wec 
isionär  bat  den  Pr 
ernng  anterzeichnel 
lenten  könnte  der 
ärs  als  Schuldner 

;  allein  der  dritte  Contrahent  wird  in  der  Regel  nur 
immissionär  creditiren  wollen  und  nicht  dein  Commit- 
Der  Commissionär  hat  die  a".  mandati  contr.  gegen 
mmittenten,  sobald  er  die  Verbindlichkeit  dem  Dritten 
aer  contrahirt "),  also  bevor  er  sie  noch  et-lbst  erfüllt 
e  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  dem  Dritten  gegen- 
ümmert  den  Committenten  nicht  weiter.  Dadurch, 
T  Commissionär  das  aufgetragene  Geschäft  im  eigenen 

abgeschlossen ,  sieh  selbst  «um  Schuldnpr  gemacht, 
ipt  das  Geschäft  vollzogen  ,  hat  er  den  Auftrag  er- 
id  es  ist  ihm  daher  ein  Rechtsanspruch  entstanden, 
erfolgreiche  Geltendmachung  allerdings  dnroh  Rech- 
gung  über  seine  Geschäftsführung  bedingt  iat. 

e  ftnch  ein-  tnr  sllem&l  ihr  ganxes  Lager  za  versicharn  pflei;teD ; 
nide  folgender  Znsatzantrag  zu  Art.  317  1.  Sati  gestellt:  „ferner 
ie,  loferne  die  TerBicheraug  der  Sorgfalt  eines  oideDtlichen  Kauf- 
utsprecbend  w^r."  Dieser  Antrag  wnrde  mit  8  gegen  6  Stimnen 
neu,  dann  aber  durch  die  entscheidende  Stimme  des  PrAsidenten  b»-. 
.  Gber  diese  Frage  iu  das  Geietz  keine  anadrückliche  Bestimmung 
nen.  Za  Art.  348  Entw.  II.  Lee.  (oben  Hote  ßj  waide  von  L  fi  b  e  c  k 
dem  letsteren  Zosatzantrag  g  ]  eich  lan  ton  des  Honitnm  N.  393  lar  B«- 

dei  Zweifels  über  die  Berechtigang  das  Commissinnärs  zor  Ver- 
'  eingebracht,  aber  nicht  snr  Beratbnng  geslellt 

K.  0.  H  Q.  Bd.  XX.  N,  79  S.  310;  l.  45  §.  2  D.  mand.  tTl.  IifaL 
\egotia  mea  gerii,  alicui  de  credäoribut  nieü  promUerii  el  anteqnawt 
•.endum  ttt,  te  agtrt  po>*e,  \U  oUigalionem  nuäpiam;  aut  »i  iioiil  ere- 
yaliimem  mtiiare,  eavert  libi  debto,  defenturum  te;  preasB.  Laadr. 
13,  (F  erster  IL  S.  315  §.  141  Note  119,  DernbnrgU.  S.  456). 
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Wenn  der  ComiDissionär  für  Rechnung  des  Committenten 
eine  befristete  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  Geldsumme 
contrahirt  hat;  so  muss  er  das  Interusurium,  den  Disconto,  ab- 
ziehen, wenn  er  vop  dem  Committenten  sofortige  Zahlung 
beansprucht;  anders  wenn  der  Committent  freiwillig  früher 
bezahlen  will,  was  der  Commissionär  auf  Zeit  z.  B.  in  Folge 
einer  Einkaufscommission  schuldet;  der  Committent  kann 
ohne  Einwilligung  des  Commissionärs  den  Disconto  in  der  Regel 
nicht  abziehen  (Art.  334  Hgb.;  ebenso    §.  334  ungar.  Hgb.). 

Der  Commissionär  ist  in  Ermanglung  einer  anderwei- 
tigen Verabredung  an  und  für  sich  nicht  verpflichtet,  für  den 
Committenten  in  Vorschuss  zu  gehen.  ^^)     Der  Abschluss    des 

*^  Anders  0a d  §.  133  S.  279,  welcher  eine  solche  Yerpfitchtang  an- 
erkennt; ebenso  Vi  d  ari  N.  360  S.  466;  vgl.  Vorschläge  der  Berliner  Confe- 
renz  v.  1858  in  Goldschmidt  Ztschr.  Bd.  IL  S.  201 :  es  sei  an  manchen 
Plätz^-n  Handelsgebranch,  dass  der  Commissionär  znr  Abnahme  des  Gntes 
nicht  verpflichtet  sei,  wenn  der  Committent  nicht  rechtzeitig  Deckang  macht. 
In  der  Nfirnberger  Conferenz  wurde  der  Antrag  gestellt,  die  Bestimmung 
des  §.  140  rev.  öst  err.  Entw.  aufzunehmen:  „Hat  der  Commissionär  die 
Besorgung  eines  bestimmten  Geschäftes,  mit  welchem  Auslagen  verbunden 
sind,  ohne  sich  einen  Vorschuss  zu  bedingen,  übernommen,  so  ist  er  auch 
▼erpflichtet,  dieselben  vorzustrecken,  wenn  nicht  eine  solche  Veränderung  der 
umstände  eintritt,  durch  welche  der  Committent  gegründeter  Weise  des  Ver- 
trauens verlustig  wird.''  Dazu  wurde  bemerkt,  dass  dies  eine  quaestio  facti 
und  himae  fidei  sei;  je  nachdem  der  Commissionär  seit  längerer  Zeit  mit  dem 
Committenten  in  Geschäftsverbindung  gestanden  und  schon  öfter  in  ähnlichen 
Angelegenheiten  Vorschüsse  geleistet  habe  oder  nicht,  werde  man  eine  andere 
Ents3heidnng  zu  geben  haben ;  zudem  sei  in  den  seltensten  Fällen  von  einer 
formlichen  Feststellung  der  Bedingungen  die  Rede,  unter  denen  der  Commis- 
sionär die  Ansführang  eines  Auftrages  zu  übernehmen  gedenke;  höchst  selten 
schreibe  der  Commissionär,  dass  er  den  Auftrag  annehme,  sondern  er  gehe  in 
der  Regel  sofort  an  die  Ausführung.  Diesem  Gebrauche  gegenüber  werde  die 
Vorschrift  des  §.  140  schwer  Eingang  finden,  umsomehr  als  der  gewöhnlichen 
Yerkehrsauffassang  gerade  das  Gegentheil  der  vorgeschlagenen  Bestimmung 
entspreche  ;  denn  im  Allgemeinen  gehe  man  von  der  Ansicht  ans,  dass  der 
Commissionär,  abgesehen  von  besondern  Verhältnissen,  Geschäftsverbindungen 
n.  8.  w.,  aus  seiner  Tasche  Vorschüsse  zu  machen  nicht  verpflichtet  sei.  In 
der  That  gehe  die  vorgeschlagene  Bestimmung  auch  zu  weit,  denn  nach  Art. 
240  (jetzt  Art.  323  Hgb.)  habe  ein  Auftrag  als  angenommen  zu  gelten,  wenn  er 
nicht  alsbald  ausdrücklich  abgelehnt  würde.  Wenn  nun  der  Commissionär 
ausser  der  Verbindlichkeit,  den  Auftrag  auszuführen,  auch  noch  die  Ver- 
pflichtung haben  solle  Vorschüsse  zu  geben,  wobei  es  sich  nicht  selten  um 
sehr  grosse  Summen  handeln  könne,  so  erscheine  diese  Strafe  für  das 
Schweigen,    namentlich    in  Anbetracht    des    geringen    aus  der   Provision  ihm 


iy-r*; 


Or; 
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Commissions Vertrages  involvirt  nicht  zugleich  den  Abschluss 
eines  Crediteröffnungsvertrags ;  der  Commissionär  verpflichtet 
sich  liur  das  aufgetragene  Geschäft  im  eigenen  Namen  zu 
vollziehen,  in  der  ihm  übertragenen  Angelegenheit  juristische 
und  kaufmännische  Arbeit  zu  leisten,  aber  nicht  an  und  für 
sich  dem  Committenten  den  Genuss  von  Credit  zu  verschaffen, 
das  werbende  productive  Vermögen  und  die  ökonomische  Kraft 
desselben  zu  erweitern  und  zu  ergänzen,  dadurch,  dass  er  für 
dessen  Rechnung  aus  eigenen  Mitteln  Zahlungen  an  dritte 
Personen  leistet  und  so  dem  Committenten  eine  Gebrauchs- 
befugniss  an  seinen  eigenen  Vermögenstheilen  einräumt. 
Der  Commissionär  kann  vielmehr  verlangen ,  dass  ihm  vom 
Committenten  anticipando    die  Mittel ,    insbesondere    auch    die 

erwachsenden  Vortheils,  für  den  Commissionär  doch  allzahaTt.    Fär  eine  solche 
Pflicht  könne  man  darans,  dass  der  Commissionär  den  Auftrag  ohne  Vorbehalt 
angenommen  habe,    nicht  immer  etwas  folgern,    da  sie  anch  Auslagen    treffen 
könne ,    die    bei    Eingehung    des    Geschäftes    nicht    voranszusehen    gewesen, 
z.  B.  wenn   es   sich  nm  Stellung    von  Cautionen    handle ,    welche    durch    ein 
Versehen  bei  Beobachtung   der  Zollgesetze  u.  s.  w.  nöthig  würden.     Dagegen 
wurde  bemerkt,    man    müsse   annehmen  ,    dass  der  Commissionär  die  Absicht 
gehabt  habe,    die   durch  das  Geschäft  bedingten,   in  den  allermeisten  Fällen 
voraussehbaren  Auslagen    zu    bestreiten,    wenn  er  einen    ihm    ohne   Deckung 
zugekommenen  Auftrag  ohne  Vorbehalt  angenommen  habe;    in  einem  solchen 
Falle  sei  es  gewiss    ungerechtfertigt ,    dem    Commissionär    das   Recht    einza- 
räumen ,    dass    er    hinterher    die   Aosführung    des    übernommenen   Auftrages 
von  Einsendung  einer  entsprechenden  Deckung  abhängig  mache  oder  gar  anf 
die  Gefahr    des  Committenten  unterlasse    und   sich    mit    dem  Einwände  ver- 
theidige,    dass    er  keine  Deckung    gehabt  habe.     Man  solle    nicht  allein  die 
Belästigung    des  Commissionärs  im   Ange  behalten,    sondern    anch    erwägen, 
welch'  ein  Schaden  dem  Committenten  aus  einem  solchen  Verfahren  erwachsen 
könne,    wenn  er  im  guten  Glauben    der    vorbehaltlosen  Annahme   seines  Auf- 
trages   vertraut    habe,     wenn    z.  B.   ein    Versicherungsauftrag    unausgeführt 
geblieben  sei,  weil  der  Commissionär  sich  nicht  für  verbanden  gehalten  habe, 
die  geringen  Auslagen  für  die  Prämie  vorzuschiessen.  Der  Commissionär  m&sse 
wissen,  dass  Schweigen  gleich  Annahme    sei,    an  ihm  sei    es  also    zu  reden, 
wenn  er  ohne  Deckung  den  Auftrag  anzunehmen  nicht  gesonnen  sei.  Dagegen 
wurde  aber  bemerkt,    ein  vorsichtiger  Committent   könne   den  ihm  drohenden 
Schaden  stets  vermeiden,  da  es  ja  nur  an  ihm  liege,  sich  einen  Commissionär 
auszuwählen,  von  welchem  er  die  Entrichtung  der  Vorschüsse  mit  Gewissheit 
erwarten  könne,  oder  sich  die  Ausführung  des  Auftrages  durch  sofortfge  Ein- 
sendung   oder  Anweisung    der    nöthigen  Deckung    zu    sichern.     Bei  der  Ab- 
stimmung wurde  der  obige  Antrag  mit  11  gegen  6  Stimmen  abgelehnt  (Prot. 
747,  748). 
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baaren  Fonds,  zur  Verfügung  gestellt  werden  i»),  um  das 
aufgetragene  Geschäft  ausführen,  seine  dem  dritten  Contra- 
henten  gegenüber  einzugehenden  Schulden  (z.  B.  Lieferung 
des  verkauften  Gegenstandes,  Zahlung  des  Kaufpreises), 
erfüllen  zu  können,  damit  er  nicht  sein  eigenes  Vermögen 
angreifen  und  dadurch  dem  Committenten  zur  Disposition 
stellen  müsse. 

Hat  sich  der  Commissionär  verpflichtet,  in  Vorschuss 
zu  gehen ,  also  dem  Committenten  insoweit  einen  Credit  zu 
eröffnen,  ohne  vorher  wegen  des  zu  leistenden  Vorschusses 
Deckung  (Pfand)  zu  verlangen,  so  hat  er  diese  Verpflichtung 
zu  erfüDen  und  ist  dann  nicht  berechtigt,  nachträglich  eine 
solche  Deckung  zu  fordern;  es  fehlt  dazu  an  einem  Rechts- 
grunde ;  ein  solcher  Anspruch  würde  mit  der  Intention  der  Be- 
theiligten in  Widerspruch  treten  und  als  gegen  die  bona  fides 
streitend  mit  der  exceptio  rfo/i  abzuwehren  sein;  der  Schutz  des 
Commissionärs  liegt  dann  in  seinem  gesetzlichen  Pfandrechte. 
Der  Anspruch  auf  Deckung  erscheint  aber  begründet,  sobald 


^^)  Der  gleichen  Ansicht  für  das  franz.  Recht  Delamarre  et 
Lepoitvin  II.  N.  84,  Alauzet  II,N.85l;  so  span.  Hgb.  Art.  124: 
Pero  en  aquellai  eominonea,  cuyo  cumplimiento  exi/a  provision  de  fondos^  na 
eatä  obligado  et  comisionista  a  ejecutarla^  dun  cuando  la  haya  aeeptado,  mi4ntras 
el  comitente  no  ^  la  haya  en  cantidad  sußciente^  y  tambien  podrd  ntspenderla 
cuando  se  hayan  consumido  los  que  tenia  recibidot;  port.  Hgb.  Art.  58, 
der  mit  dem  Art.  125  span.  Hgb.  Übereinstimmt :  0  commUsario  que  se  com' 
prometter  em  adiantar  os  fundos  necessarios  para  o  desempenho  da  comiss&o^ 
posta  a  seu  cargo  dehaixo  d^uma  fSrma  determinada  de  reembolso^  d  obrigado 
a  evmprir  e  preencher  a  commissi,  sem  poder  allegar  falta  de  provis^o  de 
fundos,  aalvo  provando  por  aclos  positivos  superveniente  descredito  notorio  do 
commiUente ;  Hgb.  v.  Guatemala  (v.  1877)  Art.  69,  70,  württemb.  Entw. 
Art.  183;  vgl.  Casaregis  diso,  56  N.  44 — 45:  Mandans  alteri  aliquid  fieti  ex 
natura  mandati  intelligitur  obligatus  ad  providendam  pecuniam  neceasariam  pro 
adimplemento  mandati,  vel  ad  redlntegrandum  mandatarium  de  omni  impensa, 
damno  et  interes^e.  Für  das  gemeine  Becht  l.  45  p,  D,  17'1.  Si  mandato  meo 
fundum  emeris,  utrum ,  cum  dederis  pretium,  ageres  mecum  mandati,  an  et 
qntequam  des,  ne  necesse  habeas  res  tuas  venderef  Et  rede  dicitur  in 
hoc  esse  mandati  aetionem  ut  suscipiam  obligationem  quae  adversus  te  venditori 
eompetit;  nam  et  ego  tecum  agere  posaum  ut  praestea  mihi  adver sua  venditorem 
emti  actionea;  L  12  §,17  eod,  Potuit  enim  (qui  mandatum  auacepit)  agere  etiam 
cum  eo  qui  mandavit  ut  sibi  pecuniam  dar  et  ad  fa  den  dum  (monu- 
mentum);  vgl.  §.  1014  öst.  bürgl.  Gb.,  §.  70  I.  13  p  r  e  u  s  s.  Landr.,  §.  1314 
Sachs.  6b. 


nach  richterlichem  Ern 
Commissionär  auf  Grun^ 
zu  Vorschüssen,  sonder 
eigenem  Vermögen  Dritte 
Eine  solche  Gefahr  (jual 
bei  notorischer  Zerriltt 
Committenten  vor ,  also 
selben  oder  bevorstehen' 
oder  Erschütterung  sein 
mis^slungener  TInternehm 

'")  Vgl.  E.  0.  H.  G.  Bd.  X 

kaurmänni Bellen  Verkehre  bestel 

den  Anffasfinng  ist  es  bei  einem  jaucu  uivui.  miiuri,  xur  auaiunruag  geiaagRaaen 
CreditgeBchlft  —  veua  Hiebt  etwa  besondere  ümBtinda  anf  ein  anderes  Er- 
gebaii^s  hinfahren  —  eine  selbjtverBtändllcbe  VoTansBeUnne  wiikaam  bleiben- 
der Verbindlichkeit  des  Promitteaten.  daes  nicht,  bevor  die  Creditznaage  zar 
AnsfUhrnng  gelangt,  Umat&nde  in  Betreff  der  VermOgensitelJnag  des  Fromia- 
ears  bekannt  werden,  welche  dieaen  als  so  unsicher  nnd  die  Gewährnng  des 
engesagten  Credites  als  so  gefährdet  erscheinen  lassen,  daaa  mit  Beatimmtheit 
aagenommen  werden  darf,  der  Promitteat  würde,  wenn  ihm  dieaa  Lage  Beines 
Contrahenten  wboo  hei  dem  GeachfiftsabBchlnafle  bekannt  gewesen  wSrt ,  zn 
dieaeta  sich  nicht  veratanden  haben.  Die  inneren  Gründe  fttr  diese  Anffasanng 
der  KanflentB  liegen  nahe.  Abgesehen  von  solchen  Fällen,  in  denen  dem 
Creditbe willigenden  eine  Unsicherheit  des  anderen  Theiles  bekannt  ut  und 
er,  dnrch  besondere  Motive  bestimmt,  dennoch  anf  das  Oenchäft  eingebt,  ge- 
währt kein  Kaufmann  einem  Anderen  Credit,  wenn  er  Ursache  zn  der  An- 
nahme hat ,  dass  der  zn  verwendende  Vermögen swerth  erheblich  gefährdet 
sein  werde.  Darüber,  dsBS  dies  eine  allgemein  gehegte  kanfminnische  Ansicht 
ist,  kann  kanm  ein  Zweifel  erhoben  werden.  Ek  folgt  aber  hierans  weiter, 
daS9  jeder  Kaufmann,  welcher  bei  einem  Anderen  Credit  beantragt,  sich  mittel- 
bar als  einen  für  den  Bereicb  des  beabsichtigten  Geschäftes  Credit  würdigen 
darstellt  nnd  dadurch  seinem  Mitcoutrahfnten  erkl&rt,  dieser  dürfe  sich  ver- 
sichert haltCD,  daas  er  bis  zur  Zeit  des  Ablaufs  des  Geschäftes  nngefährdet 
seiD  werde.  Manifestirt  sich  eine  Gefährdung  des  Credita  scfaua  vor  dessen 
materieller  Gewahrnng,  so  würde  es  gegen  den  vorgedachten  Sinn  des  Oe- 
schäftu^l  sein,  nngeachtet  dieser  veränderten  Sachtage  die  Creditznsage  aof< 
recht  zu  halten  nnd  den  Fromittenten  dazu  zn  nClhigen,  den  betreffenden 
Vermogenswerlh  eioer  offenbaren  Gefährdnog  preiszugeben.  Dass  die  im  vor- 
stehenden dargelegte  Behandlnng  des  fraglichen  Pnnktea  keine  ansdrückticfae 
Anerkennung  in  den  Gesetzen  gefunden  hat,  steht,  da  sie  aaa  der  !}atnr  des  zd 
Grunde  liegenden  Verhaltnis-tes  hervorgeht,  ihrer  Festhaltnng  nicht  entgegen." 
Vgl.  3  i>  a  n.  Hgb.  Art.  125  (oben  Note  19),  welches  dem  CommissionAr  sogar  das 
Kecbt  ):ibt ,  obwohl  er  versprochen  hat,  in  Vorschnss  za  gehen,  in  gewissen 
Fällen    (tiji   d'icreilito   nalorto  .  ,  rlerrnln    en   et   giro    y  trdjieo  del    eimilente) 


J 
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keine  Auskunft  zu  vei-Iangen  berechtigt  ist,  rechtzeitig  wider- 
rufen hat,  vielleicht  gar,  um  seibat  mit  dem  dritten  Contra- 
lienten,  mit  dem  er  den  Commiasionär  bereits  in  Unterhand- 
lungen begriffen  weiss ,  direet  abzuschliessen,  so  hat  der 
Commiasionär  kein  Kecht  auf  die  Provision,  wie  gross  auch 
immer  seine  Mühewaltung  zur  Herbeiführaiig  des  Abschliiasea 
gewesen  sein  mag;  denn  die  Proviaion  wird  nicht  für  die  ein- 
zelnen Arbeitsleistungen  erworben,  sondern  nur  im  Ganzen 
für  die  Ansführung, '")     An   dem  Rechte    des  Commissionära, 

'")  Xikil  peraclam  viiitlur  quando  aUqiiid  lemintt  perageiidum.  Hat  der 
CommiasioDäT  bereits  erbebücbe  Mühe  aofgewenilet,  ao  kann  er  nicht  gemäaa 
Art.  290  eine  aagemesseiie  Eatschädignng  varlaugen;  äeaa  fSr  den  hier  in 
Frage  ateheiideti  Fall  sind  apecielle  Bestimmnngen  im  Gesetze  gegeb«ii.  Act. 
371  ist  hier  an  BSC  hl  i  esslich  massgebend ;  Art.  290  kana  nnr  nach  Masagabe 
des  Art  371  zar  Aawendang  kommeD.  B.  0.  H.  0.  Bd.  XYI,  N.  91 S.  379.  Anders 
■ach  §.  137  Sst.  Entw.  N.  94,  §.  138  rev.  Gat.  Entw.  in  De  berein  stimm  nng  mit 
§-  1155  Bat.  bärgerl.  Gb,  Die  Provision  des  Commissi onärs  ist  im  Hgb.  an- 
dere bebandelt  ala  der  Häklerlohn.  (Vgl.  GrBnhnt  Bdrsen-  nnd  Häklerrecht 
in  Ztachr.  f.  Privat-  n.  öffentl.  Eeoht  d.  Gegenw.  Bd.  II.  S.  569.)  Der  letztere  ist 
verdient,  sobald  das  Geschäft  eq  Stitnde  gakommen  and  der  Terpflichtnng  wegen 
Enstellntig  der  Scblnasnoten  Genüge  geschehen  ist ;  er  mnss  anch  dann  ent- 
richtet werden,  wenn  beide  Contrahenten  miiluo  (ii'ajeinu  von  dem  abgeschlos- 
senen Geichafte  zurücktrelen.  Die  Verpflichtnng  ist  nnabbängig  davon,  cb  das 
Object  des  Gesuhäftes  schon  geliefert  ist.  Der  Mäkler  kann  desgleichen  die 
GebShr  ansprechen,  wenn  er  die  Parieien  einander  bekannt  gegeben  hat.  da^ 
Ceschfift  aber  hierauf  noch  am  nämlichen  Tage  von  den  Parteien  nnmittel- 
bar  geschlossen  ist  (Art.  82  Abs.  2  äst  Ges.  v.  4.  April  1675).  Gegen  die 
verschiedene  Behandlung  der  Provision  des  CommissionSrs  und  des  Mäkler- 
lohns Goldschmidt  Gutachten  I.  c.  8.  104  V.:  der  Aasdrock  „inr  Aas- 
ftihrnng  gekommen"  dürfe  nicht  stehen  bleiben,  das  Gesetzbach  habe  klare 
jaristische  Principien  anfzastelleo ;  sei  der  Ahschln^s  definitiv  geschehan  ,  so 
müsse  nach  unzweifelhafter  deutscher  Praxis  die  Provision  verdient  sein.  Der 
Kaufmann  lebe  von  seiner  Provision ,  er  dfirfe  nicht  von  den  Erwügungen 
des  Committenten  und  den  Uandelsconjanctaren  abhfingig  sein.  Wolle  man 
dem  Committenten  nicht  den  beliebigen  'Widerruf  auch  nach  ausgeführtem 
Auftrage  gestatten,  so  kSnne  ihm  auch  die  rechtliche  Pflicht  zur  Provisiona- 
zahlong  nicht  eripart  werden.  Etwaige  Härten  wBrden  Abrede,  kaafmänuische 
Sitte  und  die  Interessen  der  Gesch&fsv  erbind  an  k  genügend  mildern.  Anderer 
Ansiebt  Gad  1.  c.  8.  270:  „Ohne  diese  Bestimmnng  wäre  der  Committent 
IiblSoB  in  seine  Hände  gegeben."  Dagegen  Mnnzioger  1.  c.  S.  264,  welcher 
dadurch  die  gröbste  Unsicherheit  herbeigeführt  sieht;  vgl.  auch  Poehls  I. 
2S8.  Nach  dem  R.  H.  G.  E.  Tit.  V  Art,  9,  Züricher  Gb.  g  16^4,  Schweiz. 
Entw.  (v.  1864)  Art.  268  (anders  schwell.  Entw.  v.  1876  Art.  384,  der  mit 
Art.  371    deutsch.   Hgb.   übereinstimmt)    ist   die    Provision    verdient   mit   dem 
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aber  und  dem  Geiste  des  (Jesetzea  widerspi-echend  würe 
nähme,  dass  der  Commiasionär  um  seine  Provision  auch  ■ 
gebracht  werden  könnte,  daaa  der  Cummittent  aus  eigen 
schulden  oder  gar  willkürlich  die  von  ihm  abhängen 
fiihrurg  des  von  dem  Commissionär  für  seine  ßer.hmu 
achlossenen  Geschäftes  unterlassen  würde;  so  wenn  2 
VerkAufscommissionär  den  Verkauf  mit  aller  Sorgfalt  a 
massig  abgeschlossen  hätte  und  der  Committent  s( 
Lieferung  grundlos  verweigerte,  oder  wenn  der  Comn 
einen  Verkauf  nach  Muster  abgeschlossen  hätte,  der  1 
tent  aber  Waaren  von  schlechter  Qualität  iibersend 
daas  diese  von  dem  dritten  Käufer  xur  Disposition 
würden.  Der  Commissionär  könnte  möglicherweise  di 
lung,  zu  der  er  sich  ja  in  eigenem  Namen  ver 
hat,  sei hsts tändig  vornehmen  und  dann  mit  der  a". 
conti-,  von  dem  Committenten  den  Ersatz  der  ihm  dadu: 
standenen  Auslagen  und  die  Provision  verlangen. '0 
aber  nicht  möglich  und  geräth  der  Commissionär  ii 
der  Weigerung  des  Committenten  in  Erfüllungaverzug 
hält  er,  wenn  nun  der  Dritte  vom  Vertrage  zurücktri 
redhibirt,  das  Recht  auf  die  Provision,  immer  vorau! 
dass  ihm  selbst  ein  Verschulden  wegen  der  Nichtl 
oder  Redhibition  nicht  zur  Last  fällt.  Der  Commissic 
durch  den  Abschluss  des  Verkaufes,  resp.  durch  Trad 
Verkaufscommissionsgutes  und  durch  die  später  eti 
mit  den  Käufern  gepflogenen  Verhandlungen  seine  P 
verdient  und  es  darf  ihn  nicht  berühren  ,  dass  das  I 
durch  Verschulden  oder  gar  mala  fides  des  Committent 
zor  Ausführung  gekommen  iat.  Denn  die  Bestimm! 
Art.  371  soll  zum  Schutze  von  Treu  und  Glauben 
damit  der  Leichtsinn  eines  Commisaionärs,  der  aufun» 
Boden  zu  arbeiten  Neigung  verspürt,  dem   Committent 

")  Vgl.  R.  O.  H.  G.  Bd.  XXIII.  N.  38  S.  107  (dem  Verkaut 
tenten  war  durch  vU  major  die  Deberaeadang  der  Waare  anmüglicb 
der  Commisiiontir  kaan  sich,  darauf  dem  Dritten  gegenüber  nicbt  be 
darf  Breatz  desjenigen  varlaogen,  «an  er  anfvenden  luDsste,  nm 
selbst  nocb  meslich  gebliebeae  Erföllung  zn  leisten);  s.  Gad  §.1 
Eiaesolube  Befuguiss  norde  ancb  der  Berliner  Conferenz  von  1858 
empfohlen.  S.  Goldschinidt'a  Zeitscbr.  II.  S.  äOl ;  vgl.  eod.  I 
(Facnltat  Tetbiogen). 
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i,  allein  es  darf  diesem  auch  die  durch  seine  ^cbiiM, 
cht  gar  ma(a  ßile  lediglich  zu  seinem  eigenen  Vortheil 
ihene  Vereitlung  des  auf  solider  Grundlage  von  dem 
issionär  abgeschlossenen  Geschäftes  nicht  nützen;  dem 
ittenten  Itann  es  doch  nicht  gestattet  sein,  sich  gegen 
rovisionsanpruch  des  Coinmissionärs  auf  steine  eigene 
tverlefzung  zu  seinen  Gunsten  zu  berufen,  er  ist  viel- 
dem  Commissionär  wegen  dieser  Pflichtverletzung  zum 
enersatz,  also  auch  zur  Leistung  der  entgangenen  Provi- 
Art.  2S3  Hgb.),  verpflichtet."} 

Was  die  Rückwirkung  betrifft,  welche  der  in  Beziehung 
aa  aufgetragene  Geschäft  ergangene  Widerruf")  des 
ittenten  auf  das  itecht  des  Commissionärs  rücksichtlich 
rovision  äussert,  so  ergibt  sich  ans  der  Widerraflichkeit 
Auftrages,  diesem  in  der  Natur  desselben  gelegenen 
kteristischea  Merkmale,  dass,  wenn  der  Widerruf  re  in- 
vor  dem  Abschlüsse  des  aufgetragenen  Geschäftes  bei 
Commissionär  eingetroffen  ist,  der  Commissionär  den 
iluss  unterlassen  muss ;    der  Committent    ist   nicht  ver- 

")  Dr's  eine  solche  die  tiiiua  fidea  wabrende  laterpret&tiun  ilem  Seist« 
selzeB  eutajireclie,  ergibt  sieb  e.ach  daraus,  dass  in  der  Nürnberger 
;nz  bei  der  zweiten  Lesnng  bemerkt  wurde  {Prot.  1206],  «ine  richtige 
ang  werde  von  aelljEt  dahin  fiibren,  einer  erst  lungere  Zeit  nach  Ab- 
dea  Geschäftes  dnrch  freiwillige  Uebeieinkanft  des  Co  mm  ittenten  und 
CoDtrahenten  veranlassten  AnflÜsang  des  Geschäftes  keinen  Eintlass 
I  Provision  des  CommissioDärs  einzDräameii.  Was  hier  von  der  mufun 
u  erfolgten  Aufiöenng  des  Geschäftes  ausgeaprooben  ist,  didss  ebenso 
m  einseitigen,  nicht  dorch  ein  Vers  cholden  des  Commisdiouärs  herbei- 
enRucktrittdesConimittenten  gelten.  Vgl.  EeysiDerComm  S. 407  g- 12. 
")  Bander  §.  104,  Faber  S.  89  gewähren  dem  CommissionÄr  Hir 
.11  des  Widerrufes  des  Committenten  einen  Theil  der  Provision,  nicht 
ir  andere  Fälle  der  Vereitlang  der  Conmission,  mag  änch  derComiaie- 
bereits  Schritte  gethan  haben.  Nach  biasil.  Egb.  Art.  137.  188, 
lt.  Hgb.  (ebenso  ürngoay)  Art.  380  al.  1 ,  Schweiz.  Entw.  (v. 
Art.  2C8  nl.  1,  ital.  Entw.  (v.  1873)  Art.  429  soll  ein  verachiBdeu 
nler  Theii  der  Provision  geschuldet  werden,  wenn  der  Abschlnss  io 
l'odt',1  oder  .\.ufkünduiig  des  CommiBsionärB  oder  Widerrufes  des  Com- 
en  niiterlikilit.  Vgl.  anch  span.  Hgb.  Art.  143  {nnten  g  37  Sote  1), 
.  Gaatemal  a  (v.  1377J  Art.  87,  württemb.  Enlw.  Art.  149,  por- 
gl).  Art.  Ij7  Si:hlussSBtz ;  (0  commiltaile)  i  decedor  d'uma  provliSo  pi-u- 
al  o''  «Ei'cifd  prt'sttidu  e  ijuantiiladea  anpre-iadas  ate  ewe  icmj/o  (bis  zum 
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pflichtet,  die  Provision  verdienen  zu  lassen ;  der  Commissionär 
hat  noch  kein  Recht  auf  diese  Provision.  ^^)  Ist  der  Widerruf 
erst   nach   Abschluss   des  Geschäftes   eingetroffen,    so   ist   er 
wirkungslos;    es  vrar  nicht  mehr    res  integra  vorhanden.    Der 
Committent  muss  sich  die  Ausführung  des  Geschäftes  als  die 
nothwendige  Consequenz  des  Abschlusses  gefallen  lassen;  der 
Commissionär  hat,  nachdem  er  das  Geschäft,  sei  es  auch  gegen 
den  Willen  des  Committenten,  ausgeführt,  das  Recht  auf  volle 
Provision.  Hat  z.  B.  der  Commissionär  rücksichtlich  der  Waaren 
bereits  den  Kaufvertrag  abgeschlossen,  bevor  der  Committent, 
von  dem  nachtheiligen  Ausgange  der  Speculation   überzeugt, 
den  Einkaufsauftrag  widerruft,  so  kann  der  Commissionär  mit 
der    a^.    mandatt    contr,    auf   Abnahme    der   Waaren    klagen. 
Anders  wenn  der  Commissionär  die  Ausführung  des  Auftrages 
ruala  fide   beschleunigt,    das  Geschäft   wissentlich   zum  Nach- 
theile des  Committenten    abgeschlossen  hat,    obwohl   er  eine 
Contreordre  desselben  voraussehen  musste;    er  hat  nicht  nur 
kein  Recht  auf  Provision ,    sondern   macht   sich  sogar  wegen 
seiner  Pflichtverletzung    verantwortlich.     Ebensowenig    steht 
ihm   ein  Recht    auf  Provision   zu,    wenn  das  abgeschlossene 
Geschäft    nach    erfolgtem  Widerruf   des  Committenten   7nutuo 
rfissensu  des  Commissionärs  und  des  Dritten  aufgelöst  wird.  ^^) 
Wenn  die  nach  Abschluss   des  Geschäftes   eingetroffene 
Contreordre  des  Committenten  nicht  in  einem  blossen  Wider- 
rufe besteht,  sondern  zugleich  in  einer  Modification  des  Auf- 
Irages,  so  ist  es  so  anzusehen,  als  ob  ein  neuer  Auftrag  vor- 
liegen würde.  ^')     Der  Commissionär  hat,   wenn  das  in  Folge 
des  neuen  Auftrages  abgeschlossene  Geschäft  zur  Ausführung 
gekommen  ist,  rücksichtlich  desselben  Anspruch  auf  besondere 
Provision;     es  handelt  sich  um  ein  neues,  von  dem  früheren 
verschiedenes  Geschäft,  das  dem  Commissionär  neue  Arbeit  und 
Verantwortlichkeit  auferlegt,   das  er  daher  nur  gegen  die  in 

'^)  Eine  Aasnahme  bildet  die  Ausliefern ngsproyision ;    unten  §.  41. 

«)  Vgl.  B.  0.  H.  G.  B.  XIV.  N.  135  S.  428:  Provision  nur  für  vollsländig 
ausgeführte,  nicht  für  rückgängig  gemachte  Verkäufe. 

")•  Ä.  0.  H.  G.  B.  Bd.  XV  N.  75  S.  266:  Contreordre  bei  dem  Speditions- 
vertrage; das  Gut  soll  nicht  in  der  ursprünglichen  Richtong  (nach  Madrid), 
sondern  zurück  (nach  Dresden)  spedirt  werden.  Durch  die  Uebernahme  der 
Ausführung  der  Contreordre  wird  ein  neuer  SpeditioDsvertrag  geschlossen. 

G  runhut,  Eecht  des  Commissious-Hundels.  IS 
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zum  Theile  oder  nur  zum  Theile  gut,  zum  Theile  aber  schlecht 
ausgeführt,  so  hat  der  Commissionär  einen  Anpruch  auf  Pro- 
vision, soweit  diese  dem  gut  ausgeführten  Theile  entspricht ; 
riicksichtlich  des  durch  sein  Verschulden  gar  nicht  oder  schlecht 
ausgeführten  Theiles  hat  er  nicht  nur  keinen  Anspruch  auf 
Provision,  sondern  es  trifft  ihn  sogar  eine  Schadenersatzpflicht. 

Die  Uebernahme  der  Commission  muss  nothwendig  gegen 
Entgelt  erfolgen;  dieser  Grundsatz  schliesst  nicht  aus,  dass 
das  dem  Commissionär  ipso  jure  zustehende  Recht  auf  Provision 
durch  besondere  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Ueber- 
einkunft  der  Parteien  überhaupt  beseitigt,  dass  also  umso- 
nriehr  Modificationen  in  Ansehung  dieses  Rechtes  vereinbart 
werden  können;  es  kann  z.  B.  bedungen  werden,  dass  eine 
Provision  schon  dann  geschuldet  werden  soll,  wenn  das  Ge- 
schäft auch  nur  abgeschlossen  worden  ist  oder  sogar  im  Falle 
rechtzeitigen  Widerrufs  **)  oder  erst  dann,  wenn  das  Geschäft 
Gewinn  bringt  oder  wenn  es  innerhalb  eines  bestimmten 
Zeitraumes  abgewickelt  wird  u.  s.  w. 

Die  Parteien  können  über  die  Höhe  der  Provision  eine 
Vereinbarung  treffen;  zuweilen  geschieht  dies  derart,  dass 
die  Provision  gar  nicht  offen  hervortritt,  dass  sie  nur  ver- 
steckt vorhanden  ist.  2°)  So  kann  vereinbart  werden,  dass  die 
Provision  in  der  Differenz  zwischen  dem  gesetzten  Preise  und 
dem  von  dem  Commissionär  wirklich  erzielten  Verkaufs-  oder 
Einkaufspreise  bestehen  soll,  so  dass  der  Commissionär,  ent- 
gegen   der  Bestimmung   des  Art.  372,    als  Provision  zurück- 

*•)  Vgl.  E.  0.  H.  G.  Bd.  XVI.  N.  94  S.  375:  „Darch  eine  derartige  üeber- 
einknnft  wird  aber  die  rechtliche  Natur  solcher  Verträge  gleich  wie  die 
eines  jeden  anderen  Mandats  Vertrages  wesentlich  geändert;  es  nimmt  der 
Vertrag  den  Charakter  eines  zweiseitigen  Geschäftes  an,  indem  alsdann  die 
Verpflichtnngen  des  Mandanten  nicht  mehr  blos  in  aoluHonCf  sondern  in  obli- 
gatione  Geltung  haben.''  Nicht  zutreffend  ist  die  weitere  Aosfährnng,  dass 
eine  Vereinbarung  dieses  Inhaltes  den  Mandanten  verpflichte ,  diejenigen 
Handlungen  vorzunehmen,  die  zur  Ausführung  des  von  ihm  ertheilten,  durch 
diese  Vereinbarung  anwiderruöich  gewordenen  Auftrages  erforderlich  seien. 
Der  Mandant  ist  trotz  dieser  Vereinbarung  berechtigt,  das  Mandat,  wie  sonst, 
je  nach  dem  Stadium  der  Ausführung  zu  widerrufen ;  der  Mandatar  hat  auch 
hier  kein  Recht  auf  die  Ausführung  des  ihm  tibertrageuen  Mandates,  son- 
dern nur  ein  Recht  auf  die  Provision,  wie  wenn  die  Ausführung  selbst  er- 
folgt wäre. 

«0)  Vgl.  B6darride  N.  134. 

IS* 


ner  nacli  deni 
Werthhetrage  oder  Preise  des  Gegenstandes  der  Mühewaltung, 
des  aufgetragenen  und  ausgeführten  Geschäftes,  in  Percenteii 
berechneten  Snmme,  '■■)  Besteht  die  Commission  ans  mehreren 
aelbstständig  vorzunehmenden  Geschäften,  z.  B.  Ankauf,  Ver- 
frachtung Tind  Versicherung,  so  gebührt  von  jedem  Geschäfte 
eine  besondere  Provision. 

Es  fragt  sich,  oh  die  Provision  von  dem  Brutto-  oder 
Nettowerthbetrage  zn  hereclinen  ist.  Nacli  der  übereinstim- 
menden Praxis  des  Handels verkehr.i  und  der  Gerichte  eifolgt 
die  Berechnung  von  dem  Bruttowerthhetrage.  ")  Die  Pro- 
vision ist  demnach  bei  der  Verkaufscomraission  von  dem 
ganzen  erzielten  Verkaufspreise  zu  berechnen;    jedoch  dürfen 

Commiasinnär  in  «inem  Geschäfte  die  Haftnog  fär  den  Schaldn^r  (§.  147)  aof 
sich  geuomiiiea  hat,  das  Doppelte  dieeer  Gebühren  gefordert  werden.  Zu  dem 
Betrage  deg  Geschäftes,  von  velcbem  die  FroviniDTi  zo  berechnen  iat,  gehören 
ftnch  die  von  dem  CommissJonär  verwendeten  Kosten  (^.  130)."  Dagegen  vnrde 
vorgebracht  (Prot.  716),  es  sei  nicht  angemesseD,  über  die  H6he  der  Provi- 
sion etwas  fpHtEOselzeo  .  da  die  Vprhiltnises  nacb  Orl,  Waare  n.  a.  w.  zu 
verscbieden  seien  and  da  die  Entscheidang  hierüber  am  beatsD  dem  Han- 
delsgerichle  nberlaaaen  bleibe,  wofern  nitht  schon  im  Vertrage  oder  durch 
Ortsgebranch  das  Nöthiga  vorgesehen  wäre. 

")  Meist  in  Enropa  2'/„  (Ladovici  1.  c.  hült  37„  für  gewflhniicli) 
nach  dem  Wert  hbetrafe  der  Verkäufe,  Einkänfe,  Eincaseirnngen  ;  so  Busch 
I.  Tbeil,  3.  Bach,  Cap,  2,  §5.  Dag.:genFaber  S.88,  Bronla  S.  29,  §-2:1;  sie 
bsltuD  den  Oit  derGeschäftsfiihrang  des  Commissionärs  für  entücheideod  nnd 
lengDen  den  von  Bosch  behaupteten  Handeisgebranch.  Vgl.  anch  Mar- 
qoftrdns  oben  Note  1.  Nach  Savary  Üv.  IIl.  eh.  m.  S.  122  1—4%  bei 
derVerkanfstommissior.  je  nach  der  Waarengattnng;  vgl.  PoehlB367,  Wilda 
I.  c.  Heiae  1.  c.  g.  18  (bei  Einkänfeo  niid  Verkänfen  1—5"^  vom  Werthe 
der  Waaren  nud  Unkosten;  bei  Wechseln  nnd  Aeyecnranzen  '/i  — '/,%  vom 
Werthe,  bei  der  Spedition  grfiaste  Verschiedenheit  and  Willkör  [über  das 
„fcbaeideD"  der  Speditenre  Bosch  I.  3.  Cap.  3,  §.  6  S.  234],  '/,"!„  vom 
Werths,  5%  von  ünkostenl,  Holtins  I.  188.  De  Wal  I.  150,  Kiat  II, 
87.  Viocens  Leghl.  e-nnmere.  II.  H2 .  Pardessus  I,  N,  561.  ßfidarride 
N.I36,  Delamarre  et  Lepoitvin  III.  N.  Ö7.  N.  19,  N.  80.  Nach  Levi  I. 
S.  165  gewähelich  1%  von  dem  wirklichen  Batrage  des  Werthes  des  gemachten 
Geacbsrtes,  des  verkanften  oler  eingehanften  CommiBsionsgntes,  des  ge- 
charterte n  SchiffeB. 

")  So  Bn»ch  1.  c,  Breuls  p,  29,  F isch er- E  1  li n ge r  ^.261, 
Delamarre  et  Lepoitvin  III.  N.  &l,  Holtins  I.  1S6,  Du  Wal  1.  150, 
Kist  III.  S.  87,  Vidari  N.  3f5;  g.  137  öst.  Entw.  (oben  Note  24). 
Dagegen  Falier  §.  30  S.  88  nur  vom  Eintanfs-  nnJ  Verkanfapreise ;  so  anch 
prenss.  Undr.  IL  8  §.  Ö99. 


2><ivi>.uug ,  .  rT.iitn:«i.uug  u.  n.  y,.,  liiDzugerethnet  werden, 
welche  der  Commissionär  nach  abgesclilossenem  Einkaufe 
aufwenden  musa,  um  die  Waare  dem  Committenten  bereit  zu 
stellen.  Je  grösser  diese  Kosten  sind,  desto  geringer  ist  der 
Preis,  welcher  dem  dritten  Verkäufer  der  Waare  von  dem 
Comroisaionär  bewilligt  wird.  Würde  der  dritte  Contrahent 
als  Verkäufer  diese  accesaorischen  Kosten  tragen  müssen,  so 
würde  er  selbstverständlich  einen  höheren  Verkaufspreis  ver- 
langt haben  und  die  Provision  würde  von  diesem  anch  die 
Kosten  in  sich  fassenden  Verkaufspreise  bemcbnet  worden 
sein.  Wenn  aber,  wie  in  der  Regel,  der  Commissionär  diese 
Kosten  auslegt,  so  muss  er  deren  Betrag  zu  dem  Ein- 
kaufspreise hinzurechnen  und  von  der  Gesammtsumrae  als 
<lem  eigentlichen  Gesteh uiigspreise  seine  Provision  berechnen, 
sonst  kommt  man  zur  Consequenz,  dass  der  Einkaufscommis- 
sionär für  seine  erfolgreichen  Bemühungen,  einen  geringen 
Einkaufspreis  zu  erzielen,  dadurch  bestraft  wird,  dass  er 
eine  um  so  kleinere  Proviaion  erhält,  je  billiger  er  ein- 
gekauft hat,'*} 

Die  Berechnung  von  dem  Bruttowerth  bei  derEinkanfs- 
und  Verkaufsoommisaion  liegt  demnach  nicht  nur  im  Interesse 
des  Commissionära,  aondern  auch  im  wohlverstandenen  In- 
teresse des  Committentep ,  der  in  Folge  dessen  gewiss  sein 
l^ann,  dass  der  Commissionär  sowohl  bei  dem  Verkaufe,  ala 
auch  bei  dem  Einkaufe  den  für  den  Committenten  vortheil- 
haftesten  Preis  zu  erzielen  bemüht  sein  werde;  denn  einer- 
seits wächst  die  Provision,  je  thenerer  der  Commissionär  ver- 
kauft, andererseits  vermindert  sich  die  Provision  nicht  in  dem 
Masse,  als  er  billiger  einkauft,  Die_ Berechnung  vondemNetto- 
Werlhbetrage,  also  bei  der  Verkaufscommiasion  nach  vorgän- 
gigem Abzüge  aller  Kosten  von  dem  Verkaufspreise,  bei  der 
Siukanfscommission  lediglich  von  dem  Einkaufspreise  ohne 
Zuschlag  der  Kosten,  könnte  auch  in  manchen  Fällen  leicht 
zur  Folge   haben,    dass   die  Provision   zu   sehr   redncirt    und 

<•)  Treitachke  §.  15.  S.  46  stellt  e=<  ala  billig  hin,  di.«3  die  Pro- 
visiou  bei  limitiiteiD  Eiufaaafapreiae  steh  stets  unch  diesem  richte,  wenn 
aDch  unter  demsellien  eingekauft  worden  iat ,  Xiei  oubestimiDtera  Auftrage 
nacli   dem   MarlUpreise    der  Waare,    inaofera    die.-ier  nur  tiitht    überschritten 
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desselben,  durch  welchen  er  sehr  wesentlich  zur  Erleichte- 
rung und  Vervielfachung  der  Handelsoperationen  beiträgt, 
dass  nämlich  der  Committent  Operationen  machen  kann,  für 
die  er  selbst  nicht  die  nöthigen  Fonds  besitzt ,  für  die  er 
aber  den  Credit  des  Commissionärs  benützt,  dadurch  z.  B. 
dass  dieser  die  auf  ihn  gezogenen  Wechsel  des  Committenten, 
welche  der  letztere  seinem  Verkäufer  als  Kaufpreis  für  die 
zum  Verkaufe  bestimmten  Commissionswaaren  gegeben,  accep- 
tirt  XX.  8.  w. ,  würde  in  dem  Augenblicke  verschwinden,  in 
welchem  dieses  Deckungsrecht  des  Commissionärs  nicht  mehr 
anerkannt  würde,  denn  der  Comniissionär  hätte  dann  nicht 
mehr  den  Muth,  für  den  Committenten  in  Vorschuss  zu  gehen. 
Dazu  kommt,  dass  es  auch  ein  Gebot  von  Treu  und  Glauben 
ist ,  dass  der  Committent  das  Comraissionsgut  als  sein  Gut 
für  sich  nicht  in  Anspruch  nehmen  dürfe,  so  lange  er  nicht 
dem  Commissionär  ersetzt,  was  dieser  in  Beziehung  auf  das 
Gut  aufgewendet  hat,  sei  es  um  den  Absatz  desselben  zu 
erleichtern  und  herbeizuführen  oder  um  es  in  unversehrtem 
Zustande  zu  erhalten  oder  um  es  einzukaufen,  und  dass 
es  gewiss  nur  billig  ist,  dem  Commissionär  Gehör  zu  schen- 
ken ,  wenn  er  sich  darauf  beruft ,  dass  er  keinen  Vor- 
schuss geleistet,  überhaupt  nichts  ausgelegt  hätte,  wenn 
er  nicht  über  das  Commissionsgut  hätte  verfügen  können. 
T'on  jeher  2)    wurde    daher    das    Recht     des    Commissionärs 


*)  Vgl.  vorzüglich  Goldschmidt  Handb.  I.  Bd.  §.96  und  Laban  d 
in  Gold  seh  midt's  Zeitschr.  IX.  S.  4'25 — 433.  Gemeinrechtlich  geben  einige 
dem  Commissionär  nnr  Retentionsrecht  nnd  auch  nnr  bfi  der  Verkaafscom- 
mission  nnd  zwar  blos  wegen  Spesen  nnd  Provision,  nicht  wegen  Vorschüsse,  so 
Poehls  §.  114  S.  266,  Treitschke  §.  20  S.  69,  Härtens  §.  18,  Schenk 
Betentionsrecht  §.  4b  S.  202;  Wilda  II.  717  anerkennt  das  Retentions- 
recht wegen  Unkosten  nnd  Provision,  nicht  aber  wegen  anderer  Fordernngen, 
insbesondere  wegen  der  honorirten  Tratten  des  Verkanfscomniittenten.  Anders 
Heise  Handelsr.  S.  40,  Brinkmann  S.  107  §.32  N.  2.  Gemäss  §.  83  I.  13 
preass  Landr.  besteht  ein  Retentionsrecht  des  Mandatars  an  den  in  Fo^ge  des 
Auftrages  in  seine  Bände  gekommenen  Sachen ;  er  kann  aach  die  in  seinen  Händen 
befindlichen  Gelder  des  Mandanten  coniipeiiaando  behalten;  während  sonst  die 
Sröffnnng  des  Concnrses  das  Retentionsrecht  zerstört,  wird  im  Concurse  des 
3lachtgebers  das  Zarückbehaltnngsrecht,  aber  nnr  wegen  des  AnvSprnchs  anf 
Vergütung  der  nützlichen  Verwendungen  ,  aufrecht  erhalten  (§.  33  N.  10 
Conc.  0.  v.  8.  Mai  1855;  ebenso  Reichs-Conc.  0.  §.41  N.  7 ,  Förster  II. 
§.  141  S.  315  n.  Note  121,  Dernborg  II.  S.  457).    Particularrechtlich  gaben 
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Committenten  Befriedigung  seiner  Forderungen  zu  verlangen, 


pr«is  aus  eigenen  Mitteln  bezahlt  hat,  als  durch  Subrogation  von  Rechtswegen 
(Art.  1251  N.  3  Code  civil)  in  die  Befugnisse  (Revindication  und  Privilegien) 
seines  Verkäufers  eingesetzt  erachtet;  vgl.  dagegen  Boistel  1.  c.  S.  352, 
Rivi6re  1.  c.  277,  Delamarre  et  Lepoitvin  II.  N.  395,  cf.  Mot.  zum 
deutsch.  R.  H.  G.  E.  ad  Art.  20  Tit.  V.  S  205  u.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVIII.  N.  73 
S.  255;  anders  Alauzet  II.  N.  824—826.  Das  Pfandrecht  steht  auch  dem 
Nichtkaufmann  bei  Ausführung  einer  Commission  für  einen  Kaufmann  zu; 
ebenso  dem  Kaufmann,  der  nur  gelegentlich  eine  Commission  besorgt.  Vgl. 
Massö  dr.  comm,  IV.  N.  2828,  Rivifere  S.  267,  Alauzet  N.  879.  Zahl- 
reiche Streitfragen  des  älteren  Rechtes,  so  z.  B.  über  die  expcdltion  de 
place  en  place  (vgl.  Delamarre  et  Lepoitvin  III.  N.  242  ff ),  ferner  dar- 
über, ob  der  Commissionär  im  Augenblick  der  Vorschussertheilung  schon  im 
Besitze  der  Waaren  gewesen  sein  müsse  (dagegen  Bravard-Veyrieres 
1.  c,  Masse  IV.  N  2361  p  595,  ebenso  Ges.  v.  lSo3  Art.  95  al.  1),  ob  das 
Pfandrecht  auch  für  die  Provision  zustehe  (so  Delamarre  et  Lepoitvin 
III.  N,  262,  ebenso  Art.  95  al.  3  neuer  Redaction)  wurden  durch  das  Gesetz  vom 
23.  Hai  1863  entschieden.  Mit  dem  franz.  cole  in  seiner  altern  Redaction  Art.  93, 
94,  95  stimmt  das  span.  Hgb.  Art.  169  —  171  überein,  doch  erstreckt  es  das 
Pfandrecht  ausdrücklich  auf  die  Provision  Art.  169  al.  1;  für  den  Rechnungs- 
saldo  im  Contocorrentverkehr  wird,  abweichend  von  der  franz.  Praxis  (vgl. 
Delamarre  et  Lepoitvin  III.  N.  232,  Alauzet  II.  N.  885),  das  Pfand- 
recht nicht  ant*rkannt  von  Kens  y  Garcia  1.  c.  S,  109  Note  2 ;  ebenso  das 
portug.  Hgb.  Art.  49 — 51  (ebenso  auch  no^h  der  portug.  Entw.  Art.  260, 
de  Sampaio  1.  c.  IV.  S.  61)  und  das  Hgb.  v.  Guatemala  (v.  1877) 
Art.  111—113;  das  brasiJ.  Hgb.  Art.  189  (vgl.  auch  Art.  96,  97  über  das 
Pfandrecht  der  Lagerhausverwalter)  setzt  Concnrs  des  Committenten  voraus 
nnd  hat  nicht  das  Erforderniss  der  Ortsverschiedenheit;  nach  argent.  Hgb. 
(ebenso  Uruguay)  Art  384,  385,  386  ist  erforderlich,  dass  Committent  und  Com- 
missionär an  verschiedenen  Orten  wohnen.  Das  Züricher  Gb.  (§.  162))  gibt 
dem  Commissionär  blos  ein  Retentionsrecht,  welches  aber  unter  Umständen  zum 
Faustpfandrecht  wird  (§.  1597,  1598;  vgl.  noch  §.1632,  1640,  1649).  Das 
belgische  Gesetz  v.  5.  Mai  1872  Art.  14  stimmt  mit  Art.  95  des  franz. 
code  in  der  neuen  Redaction  ,  Art.  15  mit  dem  letzten  Absatz  des  Art.  95 
fast  vollständig  überein ;  Art.  16  u.  17  gewähren  den  Banquiers ,  welche 
nicht  selbst  Commissionäre  sind  ,  aber  diese  -mit  den  für  das  Commissions- 
geschäft  erforderlichen  Geldmitteln  versehen ,  ein  gesetzliches  Pfandrecht 
an  denjenigen  Waaren  ,  über  welche  ihnen  der  Commissionär  Connossement 
oder  Frachtbrief  aushändigt;  es  liegt  darin  eine  Art  von  vertragsmässiger 
Subrogation  des  Gläubigers  rücksichtlich  des  Privilegiums  des  Commissionärs 
es  können  ihm  von  dem  Committenten  dieselben  Einwendungen,  wie  dem  Com 
misiionär,  entgegengesetzt  werden.  In  Holland,  wo  das  gesetzliche  Pfand 
recht  des  Commissionär^  schon  früh  Anerkennung  fand  (vgl.  B  erläge  1.  c 
S.  10  ein  Gutachten  Amsterdamer  Kanfleute  v.  1596,  Goldschmidt  1.  c 
§.  96  Anm.  45  iS.  1011;  s.  auch  Phoonsen  [liei  Siegel  1.  c]  Cap.  28, 
Vom  Betrassirtwerden  in  Commission  §.  16:    Wenu  ein  Commissionär  wegen 
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in  re  ent  quam  in  2)ersona  ^)  sich  durch  das  in  seiner  Ver- 
fügungsgewalt stehende  Commissionsgut  zu  decken ,  resp.  so 
weit  als  möglich  zu  compensiren.  Das  deutsche  H.  Gr.  B.  hat 
in  Art.  374  den  bestehenden  Handelsgebrauch  sanctionirt  und 
das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Coramissionärs  nicht  erst  ge- 
schaffen ,    sondern   nur    beibehalten  und  sorgfältig  geregelt.  *) 

der  Art.  79 — 85  des  Hgb.  neue  Bestimmangen  gesetzt  und  zahlreiche  Streit- 
fragen des  früheren  Rechtes  abgeschnitten.  Nach  ital.  Hgb.  (Art.  73,  74.  76, 
vgl.  aach  ital.  Entw.  [v.  1873]  Art.  435 — 439)  ist  erforderlich,  dass  das  Com - 
missioDSgat  dem  Commissionär  von  einem  andern  Orte  zugesendet  worden  sei ; 
sonst  besteht  iinr  ein  vielen  anderen  Privilegien  nachstel^ndes  Pfandrecht; 
V  i  d  ari  1.  c.  I.  N.  427.  Die  Forderung  kann  auch  vor  der  üebersendang  des  Gutes 
entstanclen  sein ;  der  Yorschnss  muss  aber  mit  Rücksicht  aof  die  versprochene 
Uebersenduog  gemacht  werden.  Das  Pfandrecht  gilt  auch  für  den  Einkaufs- 
commissionär;  Borsari  N.  256,  257;  er  meint  (N.  258),  es  sei  kein  eigent- 
liches Pfandrecht,  sondern  ein  Privilegium  sui  generis,  welchem  kein  anderem 
Privilegiam  des  Civilrechtes  (codice  civile  Art.  1958)  vorgehe  oder  nur  gleich- 
komme; ebenso  Vi d ari  N.  418  S.  529  ff.  Der  Schweiz.  Entw,  (v.  Mun- 
zinger)  Art  270  hält  sich  an  das  franz.  Ges.  v.  1863;  er  spricht  zwar  nur 
von  einem  Retentionsrechte  des  Commissionärs,  gestattet  ihm  aber,  sich  durch 
die  öffentliche  Versteigerung  des  Commissionsgutes  bezahlt  zu  machen  und 
anerkennt  das  Recht  auch  gegenüber  sonstigen  Gläubigern  und  gegenüber  der 
Concnrsmasse  des  Eigenthümers ;  der  Schweiz.  Entw.  v.  1876  (Art.  386) 
stimmt  mit  Art  374  al.  1  deutsch.  Hgb.  überein.  Nach  englischem  und 
amerikanischem  Rechte  wird  ein  Retentionsrecht  (genercU  lien)  des  Com- 
missionärs wegen  seiner  Vorschüsse,  Ausgaben,  Provisionen  und  für  den 
Saldo  seiner  laufenden  Rechnung  anerkannt.  Smith  1.  c.  S.  558:  „Tt  u 
kirtcever  estahlished  too  well  for  dispxäe^  that  a  factor  hcLs  a  lien  upon  all  goods 
in  hia  kanda  as  factor^  for  the  halancß  of  his  general  accaunt  and  even  on 
tJie  priee  of  thoae^  with  the  possession  of  which  he  has  parted."  Story  1.  o. 
§.  376,  Kent  1.  c.  S.  634  ff.  (für  den  Saldo  S.  637);  ebenso  nach  schott. 
Recht  Bell  Bd.  TL  Bnch  5  Cap.  4  S.  109—112;  er  kann  von  Zeit  zu  Zeit 
einen  Theil  der  Commissi onswaaren  verkaufen,  um  sich  für  seine  Vorschüsse 
zu  decken,  ausgenommen,  wenn  er  darauf  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
verzichtet  hat.  Parsons  S.  161,  Levy  I.  S.  167. 

')  l.  25  D,  de  reg.  jur.  5011'^  vgl.  Casaregis  di8c.79N.27.  Rei  vel 
pignori  quam  actioni  melius  semper  est  incumbere. 

♦)  Der  wurttemb.  Entw.  Art.  164—170  und  der  deutsche  R.  H.  G.  E. 
Tit.  V.  Art.  16—22  folgten  im  wesentlichen  dem  französisch-holländischen 
Rechte  in  seiner  älteren  Gestalt;  dagegen  lautete  schon  Art.  292  preuss. 
Entw.  Abs.  1 :  „Der  Commissionär  hat  an  dem  ihm  anvertrauten  oder  von  ihm 
angekauften  oder  besorgten  Gute  wegen  der  auf  dasselbe  verwendeten  Kosten, 
gegebenen  Vorschüsse  oder  Darlehen,  wegen  der  Provision  und  wegen  aller 
Forderungen  aus  laufender  Rechnung  im  Commissionsgescbäft  ein  Pfandrecht, 
sofern  er  das  Gut  noch  in  seiner  Gewahrsam  oder  die  Connossemente,  Fracht- 
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wegen  dieser  Kosten  auch  dann ,  wenn  dieselben  nach  ein- 
getretenem Verzug  des  Committenten  in  Folge  der  Reten- 
tion des  Commissionsgutes  auf  Grund  des  Pfandrechtes  vom 
Commissionär  aufgewendet  worden  sind^);  ferner  „wegen  der 
Provision,  wegen  der  rücksichtlich  des  Gutes  gegebenen  Vor- 
schüsse und  Darleihen ,  wegen  der  rücksichtlich  desselben 
gezeichneten  Wechsel  oder  in  anderer  Weise  eingegangenen 
VerbinJlichkeiten",  also  wegen  der  von  dem  Commissionär  für 
Rechnung  des  Committenten  mit  Beziehung  auf  das  Gut  ge- 
gebenen Geldsummen  oder  wegen  der  Verpflichtungdn,  welche 
er,  sei  es  gegenüber  dem  Committenten  oder  für  diesen  gegen.- 
über  Dritten ,  dadurch  z.  B. ,  dass  der  Committent  einen 
Wechsel  gezogen  und  der  Commissionär  denselben  acceptirt 
oder  sonst  übernommen  hat.  ^) 

Bei  allen  diesen  Forderungen  des  Commissionärs  geht 
das  Gesetz  von  der  Auffassung  aus,  dass  die  Kosten  und 
Vorschüsse  in  Rücksicht  auf  das  betreffende  Commissionsgut 
gemacht,  die  Verbindlichkeiten  in  Rücksicht  auf  dasselbe  ein- 
gegangen worden  seien ,  und  dass  das  Commissionsgut  in 
Rücksicht  auf  die  Entstehung  dieser  Forderungen  und  Ver- 
bindlichkeiten des  Commissionärs  in  die  Verfügungsgewalt 
desselben  gebracht  wurde. ^)  Der  Commissionär  hat  diese 
Umstände,    also  die  Ertheilung   von   Vorschüssen,    die    Auf- 


t  .  ^ 


^)  Laband  I.e.  S.  448;  so  für  den  Spediteur  Ob.  App.  G.  Kassel  ia 
Goldschmidt's  Ztschr.  X.  Bd.  S.  149,  Seufferfs  Arch.  XVII.  Bd.  N.  152. 

*)  Bei  der  Berathang  de.s  Art.  320  Entw.  I.  Les.  (oben  Note  4)  wnrde  der 
Antrag  gestellt  (Prot.  1208),  nach  „Kosten **  einzuschalten  „rücksichtlich  des 
Gutes  gegebenen  Vorschfisse,  Darleihen  oder  zu  Qansten  des  Committenten  ein- 
gegangenen Wechsel-  und  anderer  Verbindlichkeiten",  da  nicht  immer  ausdrück- 
lich gesagt  werde,  dass  die  Vorschüsse  u.  s.  w.  auf  die  Waaren  gegeben 
-wurden,  und  da  die  Ertheilung  solcher  Vorschüsse  oft  auch  schon  vor 
Smpfaog  der  Waaren  z.  B.  auf  die  Nachricht,  dass  die  Waare  abgesendet  sei 
n.  8.  w.  erfolge.  Dieser  Antrag  wurde  mit  10  gegen  4  Stimmen  angenommen. 
Damit  war  der  ebenfalls  gestellte  Antrag,  zu  setzen :  „wegen  aller  seiner  durch 
die  Ausführung  des  Auftrages  begründeten  Forderungen  und  wegen  aller 
Forderungen  aus  u.  s.  w.",  abgelehnt. 

®)  Ebenso  franz.  Cod^  (in  der  alten  Redaction)  Art.  93,  franz.  Ges. 
V.  23.  März  1863  Art.  95,  belg.  Ges.  v.  5.  Mai  1872  Art.  14,  holländ. 
Ges.  V.  4.  Juli  1874  Art.  80,  ital.  Hgb.  Art.  71 ,  span.  Hgb.  Art.  169, 
portug.  Hgb.  Art.  49,  Hgb.  v.  Guatemala  Art.  111,  brasil.  Hgb.  Art.  189, 
a  rgent.  Hgb.  (und  Uruguay)  Art.  384,  385,  ital.  Entw.  (v.  1873)  Art.  435, 
Schweiz.  Entw.  (v.  M  u  n  z  i  n  g  e  r)  Art.  270,  Schweiz.  Entw.  (v.  1876)  Art.  386. 
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Wendungen  u.  s.  w.   darzulegen    und  zu  beweiseit   (durch  die 
Handlungsbücher,    Briefe  etc.).  ^^) 

Ausserdem^  aber  steht  das  Pfandrecht  auch  „wegen 
aller  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  in  Commissions- 
geschäften"  zu.  ^^)  Diese  letztere  Bestimmung,  welcher  die 
Auffassung  zu  Grunde  liegt,  dass  eine  Connexität  der  For- 
derung mit  dem  Commissionsgute  durch  den  Contocorrent- 
vertrag  geschaffen  sei ,  entspricht  dem  im  Commissionshandel 
herrschenden  Handelsgebrauche,  da  der  kaufmännische  Com- 
mittent  im  Contocorrentverkehre  oft  gerade  deshalb  Waaren 
zur  Verkaufscommission  übersendet,  um  durch  Einräumung  der 
.Gebrauchsbefugniss  an  deren  Werthäquivalent  das  Productiv- 
vermögen  und  die  ökonomische  Kraft  des  Commissionärs  zeit- 
weilig zu  erweitern  und  zu  ergänzen  und  so  an  Stelle  der 
Bezahlung  dessen,  was  er  aus  früheren  geschäftlichen  Trans- 
actionen  schuldet,  was  ihm  creditirt  ist,  zeitweilig  den  Credit 
zu  setzen ,  den  er  selbst  gewährt ;  die  Bestimmung  ist  von 
besonderer  Wichtigkeit  und  gibt  dem  Pfandrechte  des  Com- 
missionärs im  Interesse  des  Handels  und  Credits  erst  die  eigent- 
liche Wirksamkeit.  ^^)  Das  Pfandrecht  gilt  für  alle  im  Conto- 
correntverkehre entstandenen  Forderungen  des  Commissionärs 


»^•)  Lab  and  1.  c.  S.  448. 

^^)  Ebenso  nach  der  Praxis  in  Frankreich(DelamarreetLepoit- 
vin  III.  N.  232,  Alauzet  II.  N.  885);  in  Italien  (Vidari  1.  c.  N.  422), 
in  England  nnd  Amerika  (s.  oben  Note  2  S.  285);  anders  in  Holland 
nnd  auch  noch  nach  Art.  80  holländ.  Ges.  v.  4.  Joli  1874;  vgl.  Kist  III. 
p.96,  Levy  1.  c  ad  Art.  374,  welche  aber  den  Standpunkt  des  deutschen  Hgb., 
also  dieEinräumang  des  Pfandrechtes  voor  alle  vorderingen  ten  gevolge  van  reke- 
nxing-cour  ant  in  commissiezake  n ,  fdr  uachahmenswerth  halten.  Noch 
weiter  als  das  deutsche  geht  in  diesem  Pnnkte  das  nngar.  Hgb.  §.  379, 
welches  das  Pfandrecht  für  alle  Forderungen  ans  laufender  Rechnung  and 
aus  dem  Commissionsgeschäfte  anerkennt  (a  folyo  szdmldn  alapuld  es  a  bizo- 
mdnyhol  szdrmazo  Jcöveieldsek  erejdig). 

'^)  Vgl.  schon  Paley  p.  128:  It  could  be  detrimental  to  the  free  course 
(\f  trade,  if  factors,  who  are  employed  for  the  facility  of  merchandise,  could 
not  pari  with  the  poasesaion  of  property  in  iheir  handi,  without  parting'  wiih 
their  best  security  for  the  advances  necessarlly  made  by  them  upon  the  property 
which  vould  he  the  consequence,  if  they  had  only  a  particular  lien,  W7iether 
for  this  reason  or  not,  it  is,  however,  now  fully  seitled^  that  a  factor  has  a 
lien  upon  each  portion  of  gooda  in  hia  poaaeaaion  for  his  general  balanee,  as 
well  aa  for  chargea  aritivg  vpon  theae  particular  goois. 


u^ 
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)oininittenteii,  wenn  sie  auch  nicht 
etreffen,  an  welchem  das  Pfand- 
immissionär  erscheint  also  in  Be- 
n  Confocorrente  erfolgenden  Com- 
imittenten  vollständig  gedeckt. 
Voraussetzung  ist,  dass  zwischen  dem  Committenten  und 
Commissionär  ein  eigentlicher  Contocorrentverkebr'*)  besteht, 
dasa  dieser  also  auf  einer  Uebereinkunft  beruhe,  sich  gegen- 
seitig für  einen  bestimmten  Zeitraum  riieksicbtlich  der  während 
desselben  abgeschlossenen  Eechtsgescbäfte  derart  Credit  zu 
gewähren,  dass  die  nach  Ablauf  der  für  die  Abrechnung  be- 
stimmten Zeitperiode  durch  Compensation  der  ganzen  zu  einer 
untheilbaren  Einheit  verschmolzenen  Creditmasae  mit  der  ganzen 
zu  einer  untheübaren  Einheit  verschmolzenen  Dehetmasse  gefun- 
dene Differenz  zwischen  beiden  eine  einheitliche  Forderung 
(Saldo)  zu  Gunsten  des  einen  Theües  ausmachen  soll.  Der  Conto- 
correntverkehr  bringt  es  seiner  Natur  nach  mit  sich,  dass 
der  Commissionär  gegenüber  dem  Committenten  nicht  deshalb 
in  Vorschuss  gebt,  weil  er  ein  bestimmtes  Commissionsgut  in 
seiner  Grewabrsame  hat  und  darüber  zu  verfügen  in  der  Lage 
ist,  sondern  weil  beide  Theile  sieh  gegenseitig  einen  wieder- 
kehrenden Credit  gewähren,  weil  daher  der  Commissionär  die 
Gesammtheit  jener  VermÖgenstheile  des  Committenten,  ^velche 
im  Laufe  der  Geschäftsverbindung  für  Rechnung  desselben 
in  seine  Verfügungsgewalt  gelangen,  in's  Auge  faast;  es  ist 
daher  gerechtfertigt,  wenn  auch  jedes  im  Laufe  der  G-eschäfte, 
sei  es  auch  später,  zugesendete  oder  sonst  in  die  Verfügungs- 
gewalt des  Commissionärs  gekommene  Commissionsgut  zur 
Deckung  der  aus  &üheren  Commissionsgescbäften  begründeten 
Forderungen  und  früher  eingegangenen  VerpEichtuiigen  zu 
dienen  hat,  insoweit  solche  Forderungen  und  Verpflichtungen 
aus  Commissionsgescbäften  herrühren. 

Nicht  genügend  ist  es  aber,  wenn  zwischen  Committenten 
und  Commissionär  nur  ein  einfaches  Kechna  ngsver- 
iiältnisa  >^)  besteht,  welches  in  die  wirthschaftlich 

")  Hoch  weitergehend  das  nngar.  Hgb.  §.  379  (oben  Note  11). 
'*)   VgL  Gräotant  das  Becht  des  ContoLOireatverkehrs  ia  der  Ztachr. 
t.  Priv.  n.  Öffent).  Recht  d.  Ggw.  HI.  Bd.  S.  473  ff.,   bes.  S.  4'JO  ff. 

■•)  Fdidie»  i.Dff4MDDgprensB.  Hot.  za  Art.  29!^  (oben  Note  4)  S.  läS: 
Grün  hat,  Becht  des  Cammiisiont'UandelH,  XD 
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kaufes  der  Waaren  verwendeten  Summen  debitirt,  und  dass 
wenn  A  mit  B  längere  Zeit  in  solchen  Geschäftsbeziehungen 
steht,  viele  Rechnungen  dieser  Art  sich  an  einander  schliessen, 
so  dass  die  gegenseitigen  Geschäftsbeziehungen  in  die  schema- 
tische  Form  des  Debet   und  Credit  gebracht  erscheinen    und 
mit  einem  Saldo  abschliessen ;  allein  dessen  ungeachtet   liegt 
ein  Contocorrentverkehr  nicht  vor;    es  fehlt  das  charakteri- 
stische Meitmal  der  gegenseitigen  Creditgewährung; 
denn  A  hat  dem  B  die  Vermögenswerthe   nicht    in    der  Ab- 
sicht zur  Verfügung  gestellt,    dass  B  darüber    nach    seinem 
Gutdünken    und  zu    seinem  Vortheile    wie    über    einen  Tbeil 
seines  eigenen  Vermögens  verfüge,  sondern  A  will   vielmehr, 
dass    B    diese    Vermögenswerthe    für    die    vorgeschriebenen 
Zwecke,  für  die   in  Voraus   bestimmten  Zahlungen  verwende, 
sie  als  fremdes  Gut  behandle  und  wenn  die  Tratten  honorirt, 
die  Waaren    angekauft    und    zur   Verfügung    des    A  gestellt 
sind,  darüber  Rechnung  lege;  die  betreffende  Commission  ist 
beendigt;  schliesst  sich  daran  eine  zweite  Commission  des^, 
durch  welche  z.  B.  B  beauftragt  wird,  die  ihm  übersendeten 
"Waaren  des  A  zu  verkaufen,    so  stünde   dem    B  wegen    der 
aus  der  ersten  Commission  entstandenen,   noch    nicht    befrie- 
digten Forderung  das  gesetzliche  Pfandrecht  an  dem  Verkaufs- 
commissionsgute  nicht  zu;  der  Commissionär  konnte  ja  auf  einen 
-von  dem  Committenten  zu  empfangenden  Credit,    in  welchem 
er  die  Deckung   für  den    von    ihm  dem    Committenten    gege- 
benen Credit  finden  sollte,  nicht  rechnen;    denn   es  liegt  der 
Voraussetzung  gemäss  keine  Uebereinkunft  vor,  deren  Zweck 
darauf  gerichtet  wäre,    dass    sich  A  und  B  gegenseitig   den 
Genuss  eines  wiederkehrenden  Credites  verschaffen.    Die  Ge- 
schäftsverbindung zwischen  Committenten   und  Commissionär 
besteht  hier  vielmehr  aus  einer  Reihe  streng  abgesonderter  und 
scharf  von   einander  unterschiedener  Operationen.    In   ihrem 
Eechaiungsverhältnisse  hat  der  Commissionär  B  das,    was  er 
empfängt ,  für  Rechnung  des  Committenten  A  empfangen  und 
ebenso   das,   was   er  ausgibt,  für  Rechnung   des  Committen- 
ten -4  ausgegeben.    Zwischen  den   verschiedenen   Posten    des 
Empfanges  und  der  Ausgabe  kann  successive  und  in  dem  Masse, 
als  die  eine  und  die  andere  in  die  Rechnung  tritt,  nicht  blos 
erst  am  Schlüsse  der  Rechnung  in  dem  Augenblicke,  wo  die 
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Der  Contocorrentvertrag  hat  nur  den  Zweck ,  gewisse 
Wirkungen  der  von  den  Parteien  später  eigegangenen  Rechta- 
geschäfte durch  die  vereinbarte  Creditgewährung  im  Voraus 
zu  modificiren,  so  dasa  er  gleichsam  nur  ein  Register  für  an- 
dere Verträge,  nur  ein  juristisches  Grefäss  abgibt,  in  welches 
die  Resultate  verechiedener  anderer  Geschäfte  gegossen  wer- 
den. Die  gegenseitigen  Geschäfte  der  im  Contocorrentverkehr 
stehenden  Parteien  können  sehr  verschiedener  Natur  sein; 
der  eine  Correspondent  wird  in  den  meisten  Fällen  für  den 
anderen  Zahlung  leisten,  acceptiren,  interveniren ,  auf  sich 
trassiren  lassen  oder  seinerseits  auf  den  anderen  trassiren, 
Vorschüsse  machen  etc. ;  kurz  alle  Negotiationen,  durch  welche 
Vermügenswerthe  einem  Änderen  zur  freien  Disposition  über- 
tragen werden  und  welche  auf  bestimmte  Geldsummen  aus- 
laufen, können  als  Posten  in  den  Contocorrent  eintreten  und 
so  den  GrundstoflF  für  den  Contocorrentverkehr  liefern.  Die 
rechliiche  Natur  der  im  Contocorrentverkehr  abgeschlossenen 
Geschäfte  bleibt  trotz  der  Eintragung  in  den  Contocorrent 
unverändert.  Wenn  A  als  Consignatar  Waaren  von  £  zum 
Verkauf  empfangen  hat  und  sich  nach  erfolgtem  Verkaufe  auf 
Credit  für  den  Kaufpreis  debitirt,  resp.  den  B  dafür  creditirt, 
so  ist  durch  diese  Eintragung  in  den  Contocorrent  die  For- 
derung des  B  aus  der  Verkaufscommission  rechtlich  nicht 
verändert.  A  debitirt  sich  ebenso,  wenn  er  die  Waaren  unter 
dem  Reehtstitel  eines  Kauf-  und  Verkaufvertrages  empfängt; 
^  allein  juristisch  stehen  diese  beiden  Forderungen  einander 
nicht  gleich;  im  letzteren  Falle  ist  die  Forderung  des  B 
gegen  A  die  des  Verkäufers  gegen  Jen  Käufer;  im  ersteren 
die  des  Committenten  gegen  den  Commissionär.  A  hat  als 
Commissionär  das  Mandat  den  Preis  für  B  zu  erheben,  ist  als 
solcher  rechnnngspäichtig,  soll  über  den  erhobenen  Preis  voll- 
kommen freie  Verfügung  haben,  ohne  daas  er  aber  deshalb 
allein  die  Forderung  auf  den  Kaufpreis  gegen  den  dritten 
Contrahenten  auf  seine  Gefahr  genommen  hätte.  In  Folge  der 
Eintragung  des  Kaufpreises  in  das  Debet  des  A  ist  also  die 
Forderung  aus  dem  Commissionsgeschäfte   nicht    erloschen.  ") 

Das  gesetzliche  Pfandrecht  steht  dem  Commissionär  für 

")  Vgl.   Gräthnt  1.  e.  S.  503  nml  Note  PG. 
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alle  Forderungen  im  Contocorreute  zu,  welche  er  als  Com- 
missionär  zu  stellen  hat ;  er  rechnet  ja  auch  für  die  Befrie- 
digung dieser  Forderungen  nicht  nur  auf  das  Commissionsgat^ 
welches  er  augenblicklich  in  der  Hand  hat,  sondern  auf  den 
ihm  von  dem  Committenten  versprochenen  Credit,  daher 
auch  und  zwar  vorzugsweise  auf  das  ihm  später  zukommende 
Commissionsgut. 

Wäre  das  Pfandrecht  für  Forderungen  aus  laufender 
Rechnung  in  Commissionsgeschäften  nicht  anerkannt,  so  müsste 
der  Commissionär  stets  sorgfältig  darauf  bedacht  sein,  dass 
die  aus  dem  einen  Commissionsgeschäfte  für  ihn  entstandenen 
Forderungen  befriedigt  seien,  ehe  er  das  betreflfende  Commis- 
sionsgut aus  der  Hand  gibt;  bezöge  sich  die  Forderung  des 
Commissionärs  auf  das  Gut  X,  so  wäre  diese  nicht  durch  ein 
später  angekommenes  Gut  Y  gedeckt;  er  käme  also  in  Gefahr, 
durch  den  Verlust  des  Pfandrechtes  seine  Forderungen  zu  ge- 
fährden. Der  Commissionär  könnte  erst  dann  wieder  in  Vor- 
schuss  gehen,  wenn  er  für  den  neuen  Vorschuas  durch  ein 
damit  connexes  Commissionsgut  gedeckt  wäre.  Dadurch  aber, 
dass  nach  jeder  für  den  Committenten  ausgeführten  Operation 
die  Rechnung  geregelt  und  saldirt  werden  müsste,  würden 
nicht  nur  die  Geschäfte  in  nachtheiliger  Weise  verzögert, 
sondern  die  Geschäftsverbindung  zwischen  Committenten  und 
Commissionär  überhaupt  aufhören,  eine  laufende  Rechnung 
zu  sein  und  der  Contocorreute  begrifflich  beseitigt.  Die  Par- 
teien wollten  ja  gerade,  dass  ihre  Rechnung  eine  gewisse  Zeit  - 
hindurch  laufe,  dass  sie  nur  nach  Ablauf  dieser  Zeit  in  ihrem 
Lauf  aufgehalten  (saldirt)  werde  und  dass  sie  in  der  Zwischen- 
zeit einander  keine  Zahlung  leisten,  ihre  gegenseitigen  An- 
sprüche nicht  befriedigen  sollten;  deshalb  eben  kamen  sie 
überein,  einander  Credit  zu  gewähren;  das  einzige  Mittel 
dieses  ökonomische  Ziel  zu  erreichen,  liegt  aber  in  der  Verein- 
barung, dass  die  ganze  Reihe  successiver  als  Debet-  und 
Credit-Posten  erscheinender  Operationen  erst  zur  Zeit  des 
Rechnungsabschlusses  in  eine  Debet-  und  Creditsumme  ver- 
schmolzen werde,  dass,  soweit  diese  Summen  einander  decken, 
die  gegenseitigen  Obligationen  getilgt  s*»in  sollen  und  dass 
nur  der  Rest  einen  zu  empfangenden  oder  zu  bezahlenden 
Saldo  zu  bilden  habe. 
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babeii,  so  dass  insoweit  Niemand  zu  seinem  N"acht.heile  darüber 
zu  verfügen  vermag.  Das  Gut  mnss  änsserlich  erkennbar  in  die 
Sphäre  seiner  juristischen  Willenathätigbeit,  wenn  auch  noch 
nicht  seiner  unmittelbaren  Detention  getreten,  es  musa  seiner 
factischen ,  wenn  auch  nicht  rechtlich  befugten,  Dispositions- 
gewalt schon  oder  noch  unterworfen,  also  insoweit  der  eines 
jeden  Anderen  entzogen  sein.  Aus  dem  Worte  „inabesondere" 
(Art.  374)  gebt  hervor,  dasa  der  Besitz  der  Connosaemente, 
Ladescheine,  Lagerscheine  nicht  das  einzige  Criteriura  für  die 
Verfügungsgewalt  des  Commissionärs  sei.*^)  Der  Commissionär 
bann  z.  B.  von  dem  Committenten  ermächtigt  sein,  die  Waaren, 
welche  bei  einem  Dritten,  z.  B,  einem  Depositar,  lagern,  zu 
übernehmen  und  zu  verkaufen,  ohne  dass  darüber  Waaren- 
papiere  existiren;  dagegen  wäre  es  nicht  genügend,  wenn 
das  Gut  zur  Disposition  des  Commissionärs  bei  dem  Commit- 
tenten selbst  lagerte. 

Das  Pfandrecht  des  Commissionärs  besteht,  wie  das 
Ketentiorsrecht  nach  Art.  313  Hgb.,  nur  so  lan^e,  als  die 
Verfügungsgewalt  des  Commissionärs  über  das  Commissions- 
gut  dauert;  es  ist  an  die  unmittelbare  oder  mittelbare  Deten- 
tion gebunden;  für  den  Fall  des  Verlustes  der  Detention  ist 
der  Commissionär  nicht  geschützt. 

Das  Pfandrecht  ist  untbeilbar,  sowohl  was  das  Pfand- 
object,  als  auch  was  die  zu  deckende  Forderung  betrifft. 
Wenn  A  als  Commissionär  100  Hectoliter  Wein  detinirt,  mit 
Beziehung  auf  welche  er  einen  Vorschuss  von  5UUfl.  gegeben, 
so  kann  man  von  ihm  nicht  verlangen,  dass  er,  da  50  Hect. 
mehr  als  genügend  zu  seiner  Deckung  seien,  die  anderen  50 
herausgebe,  noch  kann  ihm  die  Zahlung  von  250  fl,  auf- 
gedrängt werden,  um  eine  verhältnissmässige  Herausgabe  des 
Pfandobjectes  herbeizuführen;  der  Commissionär  kann  alles 
zurückbehalten,  bis  er  vollständig  befriedigt  ist.  Sein  Pfand- 
recht erstreckt  sich  auf  das  gesammte  Commissionsgut,  und 
dieses  haftet  dem  Commissionär  als  Pfandgläubiger  so  lange, 
bis  die  sämmtlichen  dadurch  gesicherten  Forderungen  getilgt 
sind,  also  so  lange  auch  nur  irgend  ein  Rest  geschuldet  wird. 

Das  Pfandrecht  dea  Commissionärs  besteht  mit  voller 
Wirkung  auch  im  Concurse  und  überhaupt  gegenüber  anderen 

")  Laban d  1.  c.  S.  4U  Note   18. 
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enten ,   aucL  älteren  Pfandgläabigera 

es  darauf  ankommt ,  ob  das  Com- 
littenten  selbst  gehört  oder  dessen 
Eigenthütner  übertragen  war,  sofern 
ücksichtlich  der  Dispositionsbefiignüa 
utem  Glauben  war.  Wenn  z.  B.  der 
rut  des  Committenten  A  in  Wider- 
Tag  dem  Commissionär  G  zum  Ver- 
teilt das  gesetzliche  Pfandrecht   des 

mag  es  auch  dem  C  bekannt  sein, 
r  Eigentbümer  des  Gutes  sei,  wenn 
auben  ist,  dasa  B  im  Auftrage  des 
elt  habe  und  also  zur  Disposition  be- 
gesetzliehe  Pfandrecht  des  Commissio- 
m  durch  Vertrag  erworbenen  Pfand- 
2  gleichgestellt.  Diese  Gleichstellung 
\f  die  Wirksamkeit   des   erworbenen 

die  Voraussetzungen  des  Erwerbes; 
1  unterscheidet  sich  seiner  Natur  nach 
bt  des  Cjramisaionärs  von  dem  ver- 
sehen Paustpfande;  das  letztere  wird 
ätellt,  welcher  in  der  Absicht  ein- 
indsache  für  die  Befriedigung  einer 
i;  das  erstere  stutzt  sich,  ebenso- 
isreeht  (Art.  313  Hgb.),  auf  die  Ab- 
;ut  für  die  Befriedigung  einer  For- 
8  ist  lediglich  eine  gesetzliche  Folge 
8,  welche  eintritt,  sobald  die  gesetz- 
(iafür  vorhanden  sind;  ea  ist  gleich- 
tandtheil  des  Coinmissionsvertrages, 
die  Ausführung  des  ertheilten  Auf- 
ht  des  Commissionärs  entsteht  kraft 

darauf  bezüglichen  Vertrag;  daher 
le  Voraussetzungen,  welche  sich  in 
. ra g  a  massige    Bestellung    beziehen, 

:V.  N.  118  SAU.  Dasbolländ.  Hgb.  Art.  241 
in  Bolcbem  Falls  sein  Camniisaionsgnt  gsgea 
mdsm  Comnissionnr  CzarBcbzufurdera;  ebenso 


zu  beurtheUen  ist,  bleibt,  einmal  entstanden,  in  dem  durch 
Art,  306  normirten  Umfange  wirksam ;  ebensowenig  wie, 
was  die  Realisirung  des  Pfandreclites  betrifft,  trotz  der 
Grleichstellung  des  Commissionära  mit  dem  G-läubiger  ans 
einem  vertragsmässig  schriftlicb  bestellten  kaufmännisoben 
Fauatpfande  die  Vorausaetzangen  deäArt.  310  vorhanden  sein 
müssen ,  wenn  sich  der  Commissionär  gemäss  Art.  375  (Art. 
310)  ans  dem  Commissionsgute  bezahlt  machen  will,  ebenso- 
wenig ist  erforderlich,  dass  die  Commission  von  einem  Kauf- 
manne  in  dessen  Handelsbetriebe  ausgegangen ,  damit  der 
Commissionär  gegen  die  Vindicationsanspriiche  des  wahren 
Eigenthiimers  oder  gegen  die  Geltendmachung  älterer  Pfand- 
rechte geschützt  sei.*') 

TJeber  die  Rangordnung  des  gesetzlichen  Pfandrechtes 
des  Commissionärs  im  Falle  derCollision  mit  den  gesetzlichen 
Pfandrechten  des  Spediteurs  und  Frachtführers  (Art.  4 1 1  Hgb.) 
s.  unten  §.  47. 

Der  Commissionär  hat  für  die  pfandrechtlich  gesicherten 
Forderungen  ein  auch  im  Concurse  wirksames,  vorzugsweises 
Befriedigungs recht  aus  den  durch  das  Commissionsgeschäft 
begründeten  und  noch  ausstehenden  Forderungen  (Art.  374 
Abs.  2  Hgb-i    ebenso   §.  379    Abs.  2    ungar.   Hgb.)"j     Es 


")  Ändete  Labkod  1.  c.  S.  452,  4äd,  der  sa  aber  dahip  gastelU  sein 
Itast,  ob  sich  die  Uitslieder  der  C  laferenz  diaiec  CoaäsijieaE  d  ir  Fassnag  in 
Art.  306  bewnsal  waren;  t.  Hahn  CJinin.  II.  S.  3)5,  35J,  33);  dagjjea 
GoldBChmidt  S.  1021,  ]024;  Z<rar  kSaate  der  Wortlaat  des  Gesetzei  bei 
stricler  Anslegnng  in  etoer  entgegangea atzten  Anaahme  fUlireo ,  allein  der 
Wortsiun  isL  miniestens  zweifelhaft,  die  Protokolle  gewähren  heiaea  Auf- 
■chlosa  nnd  es  masa  hier  def  Gruad  durchscblasoa,  dise  eine  atric>.e  Aos- 
legnnK  den  wohlthfttigen  Zweck  des  Qdsetzed  vereiteln  würde.  R.  0.  fl.  G. 
Bd.  XII.  N.  81  3.  251.  Die  im  Texte  vectTstene  Anffassnag  dUrfte  doch  wohl 
»nch  die  der  Confur^nz  gBw^sea  Mio,  da  sie  die  Ansdehanng  des  Art.  306 
anf  daa  geaetzliche  Pfandrecht  de«  Cummis^tonärB,  dpeditenrJ  n.  i.  w.  dnrch 
das  nuTerkennbara  gleii^he  Bddiirfabi  nnl  d^a  Ali03l  la:iUm  pij'im  qani 
conBenitaet  (l.  4  pr.  D.  de  pactii  311,  1,  3,  4  pr.  .  D.  i,t  qiUi.  ciiii.  20  2)  ala 
gerechtfertigt  erklärte. 

")  Znr  Entilehnugsgeächichte  vgl,  preaw.  Entw.  Art.  M9ä  Abj,  2:   „Dar 
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;abe  des  Kaufpreises  verpflichtet,  er 
on  berechtigt  nnd  dadnrcb    vor  allen 

Committenten  geachiitzt.  *^)  Für  den 
?nao  gesorgt,  wie  wenn  er  die  Waaren 
»ruber  zu  verfügen  in  der  Lage  wäre; 
)cht,  wenn  der  Commissionär  durch 
Ftrages,  obwol  er  den  Kaufpreis  noch 
en  Rechten  verlieren  sollte.  **)  Ebenso 
r  Einkaufscommiasion;  der  Com- 
nmg  auf  Lieferung  der  Waare;  diese 

dem  Committenten  nicht  abzutreten, 
L  seiner  Forderungen  (Art.  374  Aha.  1) 

somit  die  Möglichkeit,  die  Waare  zu 
Iben  sein  Pfandrecht  auszuüben.  Hat 
aare,  so  steht  ihm  ein  Pfandrecht  an 

nicht  sogar   als   Eigenthümer  zu  be- 

des  Commissionars  dem  Committenten 
iteht  dem  Commissionär  das  vorzuga- 
t  nicht  mehr  zu;  es  fehlt  ein  jeder 
nissionär  steht  nun  auch  formell,  wie 
.er  Forderung  als  Fremder  gegenüber; 
1  von  der  eines  anderen  Gläubigers 
ich  durchaus  nicht  verschieden. ") 

hat  zur  Reaüsirung  seines  Pfand- 
eht    (Art.  375    Hgb.;     ebenso    §.   380 

der  in  Verzug  befindliche  Committent, 
mär  von  dem  ihm  zustehenden  Ver- 
luch  gemacht  hat,  berechtigt,  dadurch, 

Genneser  Statnt  nnd  id  den  älteren  W,  O.  (vgl, 

1  (in  alter  Bedaction) ,  Abereinstiinnieiid  Art.  95 
;  ebeoso  belg.  Ges.  (».  1872}  Art.  15,  spfto.  Hgb. 
Egb.  Art.  50,  Hgb.  v.  OnatemaU  ArL  111 
(in  alter  Rad  action)  nudArt.Sl  (in  nener  Bedao- 
tal.   Entw.    (t.  1873)   Art.  438  (Verb.  N.  179 

t,  4b9. 

^nm.  19 :  „Es  kann  nar  gemeint  Bein,  dua  sie 

Commissionftr,  anuteben."  Laband  IX.  S.  456. 


,nde 
nur 
irai 
ivei 
isve 
itio; 
ah 

von  dem  Schuldner  ausgelost  zu  werc 
in  der  Regel  mehr  werth,  als  die  ; 
beträgt;  der  Gläubiger  soll  principalit 
geben  verpfliohtet  sein ;  darauf  geht 
sein  Recht,  das  Pfand  gemäss  Art.  310 
nur  dann  bestehen,  wenn  die  Pfandl 
folgt  ist;  anders  verhält  es  sich  bei  dt 
missionärs,  welches  als  eine  Folge  de 
unter  gewissen  von  dem  Gesetze  (Ari 
gestellten  Voraussetzungen  kraft  Rei 
tritt,  bei  welchem  daher  die  Nothweni 
tragsmässige  Bestellung  vorgeschriebe 
Commissionär  hat  demnach  ledigliel 
seines  gesetzlichen  Pfandrechtes  get 
scheinigen,  also  seine  Eigenschaft  ah 
mittelbare  oder  mittelbare  Detention  di 
Vorhandensein  einer  durch  das  gesf 
sicherten  Forderung,  endlich  den  Ve 
(Art.  375)  in  Erfiilhing  seiner  Verpfli 
gung    zum    Verkaufe    ist    bei    dem 

")  K.  0.  H.  6.  Bd.  XVI  N.  33  S.  116. 

'^)  Vgl.  Entscb.  in  Bosch  ArcK  Bil.  III 
Coli.  Känigsberg),  R.  0.  H.  Q.  Bd.  XI.  N.  4,  BJ. 
langt  Auerbach  in  Siebenliaars  Arch.    B( 

desCommissioDEgeEcliäftes  ;  dagegen  ancti  Keys! 
ist  übrigens  nicht  berechtigt,  wegen  Verzuges  di 
ErrallaagHofferte  and  Anfforderang  vcn  Seite  des 
d»  Commissi c ns Vertrages,  so  weit  sie  noch  nicht 
mehr  soll  nach  An.  375  (310)  der  Verkanf  des  C 
HeTBDHgabe  des  Qutes  an  den  Committenten  treten, 
des  CoEDDiissioDiri  ihre  VolleodoDg  erhält.  Vgl.  I 
GränkHt,  Recht  des  CommiaBions-Handels. 


=-  "*:  ^^. 
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ständigen  Handelsgerichte  anzusuchen  s«)  und  von  diesem  zu 
verordnen.  Das  Commissionsgut  darf  nicht  ohne  Wissen  des 
Committenten  verkauft  werden;  von  der  Bewilligung  und 
Vollziehung  des  Verkaufes  ist  der  Schuldoer,  soweit  es  thun- 
lich,  sofort  zu  benachrichtigen.  Der  Commissionär,  welcher 
seinen  Anspruch  auf  das  Resultat  des  Pfandverkaufes  stützen 
will,  muss  seine  Klage  durch  die  Behauptung  begründen, 
dass  den  Vorschriften  des  Art.  310  genügt,  resp.  dass  und 
weshalb  deren  Beobachtung  unterlassen  worden  sei.  3') 

Hinsichtlich  der  ßealisirung  des  gesetzlichen  Pfand- 
rechtes ist  in  Art.  375  zwar  nur  Art.  310  allegirt;  dadurch 
ist  aber  die  Anwendbarkeit  des  Art.  311  Hgb.  (ebenso  §.  306 
Ungar.  Hgb.)  nicht  ausgeschlossen,  wenn  der  aussergerichtliche 
Verkauf  zwischen  Committenten  und  Commissionär  schriftlich 
vereinbart  worden  ist;  denn  der  Commissionär  sollte  rück- 
sichtlich der  Realisirung  des  Pfandrechtes  dem  vertrags- 
mässigen  Pfandgläubiger  überhaupt  gleichgestellt  werden ;  es 
ist  aber  natürlich,  dass  der  Gesetzgeber  zunächst  nur  id  quod 
plerumque  fit  in's  Auge  gefasst,  daher  über  eine  solche  bei 
dem  gesetzlichen  Pfandrechte  der  Natur  der  Sache  nach  seltene 
Vereinbarung  hinsichtlich  der  Realisirung  keine  ausdrückliche 
Bestimmung  getroffen  hat.  ^s)  Es  ist  auch  kein  Grund  aufzu- 
finden, welcher  die  gehörige  Vereinbarung  zwischen  Commit- 
tenten und  Commissionär  über  aussergerichtlichen  Verkauf 
verwerflich  machen  könnte.  3») 


^®)  Darüber,  dass  diese  Competenz  keine  aasscbliessliche ,  sondern  nur 
eine  im  Interesse  des  Gläabigera  verordnete  Ansnabme  sei,  so  dass  dieser  nnter 
Verzicht  anf  die  gesetzliche  Erleichterung  sich  wegen  der  Erlaabniss  zur  Pfand- 
distraction  auch  an  den  ordentlichen  Richter  seines  Schuldners,  insbesondere 
nach  der  Concurseröffnung  an  den  Concursrichter,  wenden  därfe  vgl.  R.  O. 
H.  G.  Bd.  XX.  N.  53. 

")  R.  0.  H.  G.  Bd.  X.  N.  41  S.  194. 

^^)  Zu  Art.  352  Entw.  II.  Les.  worde  in  der  That  das  nicht  zur  Be- 
rathnng  gestellte  Monitum  N.  400  (von  Sachsen)  eingebracht,  nach  Art. 
290,  damit  auch  die  Vorschriften  der  folgenden  Artikel  in  Frage  kommen, 
einzQschalten :    „bis    mit  293"    (entsprechend    Art.  310,   811  Hgb.). 

«»)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVI.  N.  34  S.  121,  Keyssner  S.411.  Anders  Gold- 
schmidt 1.  c.  S.  1026,  welcher  über  die  Statthaftigkeit  der  Vereinbarung  des 
Pfand  Verkaufes  ohne  richterliche  Cognition  und  Mitwirkung  durchaus  nur  die 
Grundsätze  des  bärgerlichen  Rechtes  (und  nicht  Art.  3)1  Hgb.)  entscheiden  lässt; 
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Dgs  kann  der  Commissionär  in  allen  denjenigen  Fällen,  in 
1  er  Eigenthümer  der  eingekauften  Waare  geworden 
ili  dem  Committenten  gegenüber  geblieben  ist,  nicht 
'cht  an  seiner  eigenen  Sacbe  baben.  Es  scheint  also 
derpprnch,  dass  ihm  das  Verkanfsrecht  des  Pfand- 
ers beigelegt  werde;  doch  hat  diese  Vorschrift  ihren 
Grnnd,  Hat  der  Commissionär  den  EinkRufsauftrag 
lios  angenommen,  sondern  ausgeführt  und  die  Aus- 
:  gemeldet,  so  ist  er  nicht  mehr  in  der  Lage,  den 
;  aufzukünden.  Weigert  also  der  Committent  die 
le  der  Waare  und  zwar  unter  Umständen,  welche 
fent  bums  Übergang  auf  ihn,  namentlich  ein  cmstitutitm 
ium  auf  Seite  des  Commissionärs,  ausscbliessen ,  ao 
Aufgabe  des  Hgb,,  den  Commissionär  aus  dieser  üblen 
u  befreien  und  seinem  Ansprüche  auf  schleunige  Er- 
;  seiner  oft  beträchtlichen  Auslagen  an  Kaufgel J 
geretlit  zu  werden.  Demgemäss  ist  ihm  generelles 
gsrecht  nach  Art  des  Pfandgläubigers  im  Art.  3iö 
L") 

t  ein  Limitoprels  für  den  Verkauf  gesetzt  und  kann 
!  nicht  erreicht  werden,  so  ist  der  Commissionär  des- 
nicht  berechtigt,  um  seine  Vorschüsse  ersetzt  zu  er- 
ohne  Beobachtung  des  Art.  310  unter  dem  Limito  aus 
and  zu  verkaufen.  ")  Der  vorsichtige  Verkaufscommis- 
ibernimmt  daher  eine  Commission  mit  einem  Limito- 
lur  unier  der  Bedingung,  dass  er,  wenn  er  innerhalb 
estiramten  Zeit  zu  dem  Limitopreise  keinen  Käufer 
ich  Ablauf  dieser  Zeit  berechtigt  sei,  das  Commissions- 
stens  zu  verkaufen  und  sich  aus  dem  Erlöse  be- 
i  machen.  Zum  Schutze  seines  Pfandrechtes  darf  der 
äionär  überhaupt  nicht  von  der  Ordre  des  Committenten 
en;    er   ist   auf  die  Rechte   des  Art.  375    beäcbränkt. 

iliusem  Verkaar«  dem  ComniUenten  gegeaüher  Gebraacb  machen 
;  KT  ist  dann  an  beatimmte  Verkanf«rormeD  uichl  gebandea.  R,  0. 
XIX  N.  24  S  8L 

R.  0.  H.  G.  Bd.  XVI.  N.  33  S.  116. 

Also  abgesehen  Ton  den  Fällea  der  Art.  363  U-  366  Hgb. 
Ebenso     für     dss    englisch-amerikanisch«     Reclit     Sniitta 
arsDLS  p.  163,  Levy  1.  p.   151,   172. 
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yoD  Dritten    als  Zahlung    zugestellt  würden    oder    alle    Geldsendungen    ohne 
Unterschied  (also  auch  Geldbeträge,  welche  nach  der  Absicht  der  Betheiligten 
als  Species,  als  Waare  dem  Comraissionär  tibergeben    würden).     Gegen  den 
Art.  wurde  ziemlich  allgemein    als  berechtigter    Einwand  an- 
erkannt, dass  er  auf   die  Fälle    nicht    anwendbar    sein    dürfe, 
in    welchen  Geld  als  Waare  behufs  der  Verwerthung,   des  Um- 
tausches gegeu  andere  Münzen  u.  s.  w.  übersendet  werde,   son- 
dern nur  auf  Geldleistungen,  in  welchen  Geld   in    der  Absicht 
der  Zahlung  oder  des  Vorschusses  gegeben  werde,    also  nicht 
wenn  das  Geld    als   Commissionsgut    in    Betracht    komme.     Ber 
Antrag  auf  Streichung  wurde  damit    begründöt,    dass    es    eine    quaestio  facti 
sei,  welcher    Art  die  Geldleistung    nach  der  Meinung    der  Contrahenten    und 
dass  es  ganz  selbstverständlich  sei,  dass  die  in  der  Absicht   der  Zahlung  ge- 
machten   Geldleistungen    in    das  Eigenthum    des  Commissionärs    übergingen. 
Gegen  die  Streichung  wurde  vorgebracht,  dass  die  Gerichte    schon     mehrfach 
zu  viel  Gewicht  auf   das  Mandatsverhältniss  gelegt   hätten    und     daher    dem 
Oommissionär,  welcher  das  für  den  Committenten  eingenommene  Geld  in  seine 
Casse  genommen  habe,  eine  Unterschlagung  anvertrauten  Gutes    zur  Last  ge- 
legt hätten.  Auch    dürfe    der    Gommissionär    den  Committenten    im    Concurse 
nicht    begünstigen    können    durch  Ausscheidung   von  Geldsummen  als  angeb- 
lich für  RechuuDg  des  Letzleren  erfolgten  Zahlungen.  Im  Allgemeinen  werde 
nach  der  Auffassung  des  Handelsstandes  jeder  Gommissionär  für  befugt  ange- 
sehen, über  eingehende  Gelder,  wie  über  sein  Eigenthum,  zu    verfügen.     Da- 
gegen wurde  aber  vorgebracht,  daraus  folge  nur,  dass  der  Gommissionär  das 
ihm    eingesandte    Geld    als    sein    Eigenthum    behandeln     dürfe,    sofern   kein 
Vorbehalt  gemacht  worden  und  dass  ihm  keine  Unterschlagung  zur  Last  gelegt 
werden  könne  ,    wenn  er  das  eingesandte  Geld  mit  dem   seinigen   vermischen 
sollte,     keineswegs     aber,     dass    der    Gommissionär    an    allen     eingesandten 
Geldern    schon   mit  dem  Augenblick    der    Uebergabe   oder    überhaupt    früher 
das   Eigenthum  erwerbe,    als   er   wirklich    das   Geld    mit    dem    seiuigen  ver- 
mischt habe  u.  s.  w.     Schlieslich   machte   sich   die  Auffassung  geltend,    dass 
die  Fälle,  in  welchen    dem  Gommissionär  Geld    vom  Committenten    o'ler   für 
denselben  zugestellt  werde,  zu  verschieden  seien,    als    dass   eine    einzige  Be- 
stimmung nach  allen  Richtungen  hin  zutreffen  könnte,  denn  anders  müsse 
eine    Zahlung    für    Forderungen    des    Commissionärs,    anders 
das  Incassogeschäft,    anders   eine  als  Waare  gesendete  Quan- 
tität   Geld    rücksichtlich    des    Eigenthumserwerbs,     der    Tra- 
gung der  Gefahr  u.  s.  w.  beurtheilt  werden.  Deshalb  wurde,   da  eine 
Abweichung  von  den   bei  Beurtheilung   solcher  Verhältnisse 
ausreichenden     Grundsätzen    des    Civil  rechtes    blos    wegen     der 
Befürchtung  von  Collusionen    im  Concurse    des    Commissionärs    oder    wegen 
einzelner  irriger  Entscheidungen  der  Gerichte    sich  nicht  rechtfertigen 
lasse,  die  Streichung  beschlossen.     Die  Frage    ist  demnach  nach  dem  Hgb. 
eine  offene  geblieben;  es  sind  folgende  Unterscheidungen  zu  machen.    Röcksicht- 
lich jener  Geldsummen,  welche  der  Gommissionär  von   dem   Committenten 
selbst    (z.  B.   als  Mittel    zum  Einkauf   oder    zur    Prämienzahlung)    oder    für 
Rechnung    des    Committenten   (z.  B.    aU   Erlös    aus   dem  Verkaufe)    erhalten, 
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nnntenclieidbftre  Termischang  mit 
elbea  die  Oefahr  zn  tr>g«u;  er 
,  welche  ar  empfangen,  znrückzO' 
'erkehre  ali  ^enu9  ia  Betracht;  aaf 
ht  an.  Konnte  bewiesen  werden, 
am  mitteilten  oder  fär  denselben 
i  aogasondert,  nnvermengt  nnd  nnter- 
Bcbeidbar  [z.  B.  in  einer  separaten  Coase)  aofbeirahrt  habe,  ao  würe  dar- 
g-rthan,  äaas  der  Wille  des  Commjgsionäis,  dna  Bigentham  jener  Geldsnnm eti 
zn  erwerben,  nicht  vorhanden  war.  Die  Folge  wäre,  dasa  aineraeita  der  Com- 
mittent  den  Schaden  des  znf&lligen  Unterganges  za  tragen  hätte  and  dass 
er  andererseitB  jene  vom  Gelda  dea  Cammiaaionära  nrtvermiacht  erhaltenen 
Celdsnmmen  im  Concurse  des  letsteren  vindiciren  könnte.  GoUnsionan  alnd 
freilicli  möglich,  bald  znm  Nacbtbeile  der  Qlänbiger  dea  Commiasioeärs 
(wenn  der  Committent  nouh  viqdiciren  kann),  bald  znm  Nachtheile  der 
Glaabiger  des  Committenten  (wenn  der  Commissionär.  als  EigeothUmer 
anerkannt  wird).  Treitachke  S.  37,  Gad  S.  26G.  287,  Vidari 
N.  3ä2,  363,  364,  S.  470  ff.  I»t  das  von  dem  OommitteuUn  oder  fär 
denselben  empfangene  Geld  individnaliajrt  (z.  B.  znm  Zwecke  der  Er- 
kennbarkeit veraiegett) ,  eo  daas  es  aU  ipeciei  in  Betracht  kommen  soll,  so 
tiiit  der  Eigeutbnmserwerb  dea  Commiasionlirs  nicht  ein;  so  z.  B.  wenn 
ein  Depotitum  gewollt  ist;  die  Anfbewahrang  iA  dann  der  principale  Zweck,  der 
Zustellung  an  den  Commiaaioiiiir ;  dieser  ist  Dcjicsitar;  der  Committent  bleibt  sIr 
Deponent  EigenthQmer  und  hat  anch  den  Zufall  za  tragen.  Ebenso  verhält  es 
tiich.  wpon  das  dem  Commissionlr  von  dem  CommJtlenten  als  apeeUi  znge- 
atellle  Geld  Verkaofscommiasionagat  sein  oder  weiia  der  Commissionär  den 
Transport  desselben  besorgen  »oll.  Vgl.  span,  Hgb.  Art.  131:  En  euanto  ä 
iui  fondoi  en  imlätico  que  tenga  el  cotmnoniita  perteneeitntet  al  camitenic, 
serii  (hte)  Tfponaable  de  todo  daäo  y  txiravio  que  en  elloi  lobrevenjan,  auiiqa« 
tea  por  caao  /ortuito  ö  por  efec'.o  de  violeticta,  d  jtiAio»  que  no  proceda  pacio 
ixpreto  en  eontrario  (vgl.  über  den  wichtigen,  in  vielen  Anagaben  aber  gar 
nicht  mebr  erscheinenden  Rsdactionsfehler  fätej  bei  diesem  Art.  Rena 
y  Garcia  1.  c.  p,  101,  102  Note  1);  ea  bestimmt  niehta  über  den  Eigen- 
thnmaerwerb  am  Gelde,  aondern  lässt,  wenn  niehta  anderes  vorher  anadrück- 
lich  bedangen  worden  ,  den  Commiaaionär  die  Gefahr  des  bei  ihm  tOr 
Recbnnng  dea  Committanten  befindlichen  Metallgeldes  tragen ;  vgl.  Art.  146, 
147,  Art.  1007  N.  6,  Art.  1114  N,  6.  Ganz  ebenso  portng.  Hgb.  Art.  60 
in  Verbindnns  mit  Art,  68;  während  der  Commissiontr  in  der  Regel  für 
forsa  viaior  ou.  caao  forlmto  nicht  einsteht  (Art.  68),  Soll  er  nach  Art.  60 
pelo  damno  ou  exlravio  auch  bei  easo  forluilo  ou  «iolencia  haften ;  s.  anch 
Art.  308  (de  Sampaio  II.  p.  242);  ebenso  braaü.  Hgb.  Art.  131,  argent. 
Hgb.  (n.  Drngnay)  Art.  375,  ital.  Entw.  Art.  409-  Die  Gefahr  der  von 
dem  Commiaaionär  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Eanfmannes  vor- 
genommenen Sendung  der  Baarfoads  an  den  Committentsn  bat  der  letztere 
zn  tragen;  ao  aaadrücklieh  apan.  Hgb.  Art.  142,  portng.  Hgb.  Art.  61, 
Hgb.  V.  Gnatemala  Art.  86,  braail.  Hgb.  Art.  182,  argenl.  Hgb.  (u. 
ürngnay)  An.  370.    Vgl.  noch   Goldschmidt   Handb.    §    105S.1142tf. 
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ist  aber,  als  durch  die  ] 
Kegel  insbesondere  dam 
Ansfiilirung  durch  den 
Veränderung  desselben 
nach  den  Umständen  de 
eines  ordnungamässigen 
kann  ').  Wenn  z.  B.  Ä  d 
auf  London  zur  Eincas: 
wird  in  der  Regel  wed* 
darauf  gerichtet  sein  ki 
sorgting  der  EincassiruD 
weiss,  dass  der  Exportc 
nach  Nord-Amerika  aus 
kaufd  in  New- York  com 

.  rechnen  ,  dasa  li  selbst  . 
A  zu  machen  ;  weiss  er  ■ 
scrgnng  seiner  eigenen  G 
mehr  anzunehmen,  dass 
weil  er  selbst  an  dem  I 
besitzt,  dem  B  die  Si 
närs  daselbst  gestattet 
nur  die  Verpflichtung 
spondenten  in  Nordame 
nicht  aber  den  Vollzug 

.und  zu  controUiren j  d( 
konnte  ja  selbstversiän 

also  dem  ('  sDch  für  eigene  I 
theilen  konnte.  Dem  Committ 
Substituten  C  aligegchlosaeBen 
es  demnach  schwer  fallen,  ge 
darEnthnn  ;  amgekuhrt  wird  in 
leicht  nur  zu  sehr  geneigt  sei 
des  B,  eigene  RechnDog  ans] 
niittenteo  A  anfzoirälzen ,  dx 
lieh  der  auf  ein  Handelagescl 
de9  A  darstellt. 

')  Eine  Snhstitntionstjei 
RO  der  Werth  der  Leietang  e: 
Leistnag  des  Verpflichteten 
nicht  gerechnet  werden  hann. 
S,  299,  337.  V.  Wyssl,  c.  S 


die  Substitut 
Verständigung 
g  verknüpften 
len  Geschäftes 
die  Interessen  des  Committenten  zn  gefährden  und  nicht  nur 
den  Erfolg  in  Frage  zu  stellen,  sondern  auch  den  Commit- 
tenten mit  Verlust  zu  bedrohen;  so  z.  B.  wenn  der  Commis- 
siouär  B  sich  verhindert  sieht,  die  Kinkaufscommission  selbst 
auszuführen,  aber  wohl  weiss,  dass  die  Ausführung  des  Ge- 
schäftes etwa  wegen  einer  von  Ä  übernommenen  Lieferung 
einerseits  dringlich,  andererseits  die  rechtzeitige  Benachrich- 
tigung des  A  behufs  Wahl  eines  anderen  Commissionärs  un- 
möglich sei.  Nimmt  der  Commissionär  in  einem  solchen  NotU- 
falle  die  Substitution  vor,  so  handelt  er  als  Mandatar  auf 
Grnnd  der  dem  Commissionär  für  diesen  Fall  (ipso  jure)  durch 
das  Gesetz  selbst")  ertheilten  Befugniss;  der  Commissionär 
hat  aber  unter  diesen  Umständen  auch  die  Verpflichtung  zu 
substituiren;  denn  das  Gesetz  ertheilt  ja  die  Ermächtigung 
zur  Substitution  nicht  im  Interesse  des  Commissionärs,  son- 
dern in  dem  des  Committenten;  es  geht  von  der  Annahme 
aus,  dasa  der  Committent  vor  allem  die  objective  Ausführung 
des  aufgetragenen  Geschäftes  wolle,  nicht  aber  die  subjective 
Ausführung  gerade  nur  durch  diesen  Commissionär;  der  Com- 
missionär macht  sich  daher  verantwortlich,  wenn  er,  obwohl 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  die  Sub- 
stitution geboten  war,  die  Substitution  schuldbarer  Weise  nicht 
vorgenommen  hat  und  das  Geschäft  unausgeführt  geblieben 
ist;    dadurch    allein    wird    einer  ernstlichen  Gefährdung   der 

")  Vgl.  oben  Note  8.  Ein  Fall  geaetzlicber  Ermächtisang  zur  Snbitilu- 
tion  Ut  aach  in  Art.  1780  portog.  Hgb.  enthalten:  0  teijaradi,  obrigado  a 
vijfiar  pe!a  salvamealo  dot  ohjeeta»  leguradot  ou  a  fazer  «ma  rer./amajSo  Jara 
du  Tiino,  encarregando  o  «tu  corre'pondente  ordinario  ou  ouira  caia  oll  peaaaa, 
jue  joze  de  credilo,  näo  retpmide  pela  je$iSo  d'ellei;  ma»  i  todacia  obrigado 
a/ater  ceit&o  da  aci&o  ao  legurador  conlrd  o  »eu  mandatario  ;  die  Quelle  ffir  dies« 
Bestimmung  ist  Art.  656  holt  And.  Hgb. :  De  eerzekerde ,  die  buiten'»  landt 
poging  tot  rediling  of  reclame  moel  taten  doen,  den  last  daartoe  opgcdragen 
hebbende  aan  äjuen  gewonen  corretpondent,  of  aan  een  ander  Anis  of  pertoon, 
ler  gotder  naom  en  faam  stände,  it  voot  den  lastkebbtr  niei  verantipaordeliji; 
dock  i>  gehouden  lijne  reglsrorderingen  legen  denielven  aan  de   ver^eieraar  iif 
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Interessen  des  Committenten  vorgebeugt;  der  Commissionär 
ist  nur  dann  ausser  aller  Haftung,  wenn  er  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  sowohl  bei  der  Beurtheilung 
der  Frage,  ob  ein  gesetzlicher  Substitutionsfall  vorhanden 
sei,  als  auch  bei  der  Wahl  des  Substituten  vorgegangen  ist. 
Hat  der  Commissionär  erst  nach  erklärter  Aufkündung  die 
Substitution  vorgenommen,  so  ist  dies  keine  Substitution 
kraft  des  Auftrages,  der  ja  durch  den  Rücktritt  erloschen  ist, 
sondern  eine  negot,  gestio  des  Commissionars ,  der  sich  an  und 
für  sich  in  das  ihm  fremd  gewordene  Geschäft  nicht  weiter 
zu  iftischen  hatte. 

Im  zweiten  Falle  handelt  der  Commissionär,  wenn  er, 
ohne  dass  es  ihm  von  dem  Committenten  gestattet  worden 
und  ohne  Noth  substituirt,  nicht  auf  Grund  des  Mandates, 
nicht  kraft  einer  ihm  durch  Vertrag  oder  Gesetz  eingeräumten 
Befugniss,  sondern  als  negot,  gestor^^)  und  haftet  jedenfalls 
ganz  allein  für  den  Erfolg;  jedes  Verschulden  des  Substituten 
verpflichtet  ihn,  wie  sein  eigenes.  ^^^  Dem  Commissionär  darf 
es  nicht  freistehen,  obwohl  er  den  Auftrag  übernommen,  sich 
von  den  Verpflichtungen  aus  demselben  in  versteckter  Weise 
los  zu  machen;  der  Commissionär  haftet  insbesondere  auch 
dann  für  jedes  Verschulden  des  Substituten,  wenn  er  zwar 
ohne  eigenes  Verschulden  selbst  zu  handeln  verhindert  war, 
der  Abschluss  des  Geschäftes  Aber  ohne  Nachtheil  für  den 
Committenten  hätte  aufgeschoben  werden  können;  denn  der 
Commissionär  ist  verpflichtet,  von  dem  eingetretenen  Sub- 
stitutionsbedürfniss  den  Committenten  zu  verständigen  und 
dessen  Ordre  abzuwarten. 

Wenn  der  Committent  die  Substitution  ausdrücklich 
verbietet,  so  steht  die  Absicht  des  Committenten  fest,  das 
Geschäft  nur  durch  diesen  Commissionär  abzuschliessen    oder 

'^)  Auch  der  Sabstitat  kann  gegenüber  dem  Committenten  als  nej, 
geator  anzusehen  sein. 

*")  So  auch  nach  gem.  R.  l.  2  §.  1  D.  si  mensor.  ll'ß^  I bering  in  s. 
Jahrb.  für  Dogm.  Bd.  IV.  S.  84  ff.,  übbelohde  in  Goldschmidt:«  Zeitschr. 
VIT.  S.  219  ff.,  V.  Wyss  S.  89.  Windscheid  §.410;  ebenso  österr.  Gb. 
§.  1010,  prenss,  Landr.  I.  13  §.  38,  sächs.  Gb.  §.  1308,  franz.  Code  civil 
Art.  1994,  ital.  Codice  cioile  Art.  1748,  portng.  Hgb.  Art.  162,  argent. 
Hgb.  (n.  Uruguay)  Art.  356. 
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Anderen  als  Substituten  bestellen;  substituirt  er  aber  einen 
Anderen  als  den  Bezeichneten,  so  ist  darin  eine  negot.  gestio  ge- 
legen, zu  deren  Anerkennung  jedoch  der  Committent,  da.  äie  gestio 
gegen  seinen  erklärten  Willen  erfolgt  ist,  nicht  gezwungen 
werden  kann  (oben  S.  187);  der  Commissionär  haftet  in  solchem 
Falle  ganz  allein  für  den  Erfolg,  er  steht  für  die  Thätigkeit 
des  Substituten  in  vollem  Umfange  ein.  Ist  die  Bezeichnung 
des  Substituten  blos  demonstrativ  gewollt,  ?o  ist  der  Com- 
missionär unter  Umständen  berechtigt  und  verpflichtet,  von 
der  Bezeichnung  des  Committenten  abzuweichen  und  eine  an- 
dere Person  an  Stelle  des  genannten  Substituten  zu  wählen  ^*) ; 
so  z.  B.,  wenn  der  genannte  Substitut  im  Augenblicke,  wo 
das  Bedürfniss  der  Substitution  eintritt,  nicht  mehr  credit- 
wtirdig  ist,  oder  wenn  er  die  Uebernahrae  der  Commission 
verweigert ;  denn  es  ist  anzunehmen ,  dass  der  Committent 
diese  bestimmte  Person  als  Substituten  nur  deshalb  bezeichnet 
habe,  weil  er  von  dem  Credite  derselben  und  ihrer  Bereit- 
willigkeit die  Commission  zu  übernehmen  überzeugt  war ;  der 
Commissionär  muss  allerdings  zunächst  den  Committenten  da- 
von verständigen,  damit  derselbe  eine  andere  Person  als  Sub- 
stituten zu  bezeichnen  in  der  Lage  sei;  ist  aber  Gefahr  im 
Verzuge,  leidet  also  das  Geschäft  keinen  Aufschub,  so  wider- 
spräche es  seiner  Pflicht,  als  ordentlicher  Kaufmann  zu  han- 
deln, wenn  er,  gestützt  auf  die  von  dem  Committenten  vor- 
genommene demonstrative  Bezeichnung  des  Substituten  das 
Geschäft  unausgeführt  Hesse  oder  die  Ausführung  der  be- 
zeichneten Person  übertrüge,  obwohl  der  Committent,  wenn 
er  von  dem  Eintritte  der  neuen  Umstände  Kenntniss  erlangt, 
wenn  er  gewusst  hätte,  was  er  eben  nicht  gewusst  hat,  die- 
selbe gewiss  nicht  als  Substituten  bezeichnet  hätte ;  in  einem 
solchen  Falle  ist  dem  Commissionär  die  Bestellung  einer  an- 
deren Person  an  Stelle  des  vom  Committenten  bezeichneten 
Substituten  unvermeidlich  geworden;  geht  er  bei  dieser  Wahl 
eines  anderen  Substituten  mit-  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  vor,  so  trifft  ihn  weiter  keine  Verantwortlichkeit ; 


**)  Vgl.  preuss.  Landr.  §.  ISi  I.  13.  Ist  der  Sabstitat  vom  Macht - 
geber  selbst  ernannt,  so  kann  er  nur  im  Nothfalle  vom  Mundatar  entlassen 
werden;  Förster  II.  321. 
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ntliche  Sabject,  welches  das  Geschäft  in  Wahr- 
bleibt im  Kintergrand ;  an  dessen  Stelle  ist  der 

getreten,  also  ein  Sabject,  welches  nar  für 
iing ,  wenn  auch  im  eigenen  Namen ,  gehandelt 
te  Contrahent  hat  es  aber  nur  mit  diesem  Sab- 
^) ;  dasselbe  contrahirt  nur  für  sich  und  nicht 
,eren,  sogar  seine  Eigenschaft  als  Commissionär 
•itten  Contrahenten  oft  verborgen,  da  der  Com- 
inlich  überhaupt  nicht  genannt  wird.  >)  Bas  in 
bekannte  Mandat  des  Committenten  kann  selbst- 
luf  die  Kechte  des  dritten  Contrahenten  keinen 
Jen;  aber  selbst  wenu  es  zu  Tage  tritt,  hat  es 
:ten     keine     mit    -Rechts Wirkungen     verknüpfte 

der  That  würde  es  im  Handelsverkehre  zu 
rirrungen  Änlass  geben*),  wenn  es  gestattet 
eendigter  Operation  mit  der  Behauptung  anfzn- 
las  abgeschlossene  Geschäft,  z.  B,  der  Verkauf 
cht  den  contrahirenden  Commissionär,  soodern 
ibekannten  Committenten  angehe.  Darauf  beruht 

las  dite,13!f.7:  E^que  lemper  pii-mna  remantt  obUsata  euju» 
contraeUu  rcptritur  celebratui,  licet  mniraÄen*  ammum  habuerlt 
It  pro  alio.  Casaregis  dUc.  140  N.  25:  Actio  contrahenii 
Uli,  gm  non  intercenit  emUraeliii,  qwmvii  ontn«  inlereue 
e  perlineat  (ebsDio  diie.  6  N.  37  ff.);  ^.  26:  Ex  eonlractu 
tton  exhibuit  mandaiam,  noit  obllgatur  pri-näpaiii  $ed  tolvt 
:  Et  id  proeedil  eliam  in  catit  gu«  conlraheiu  cum  procuratore 
liier  raandatum  prineipallt.     VbI.    ders.    diic.  76   N.  3  (ob«ii 

11). 

1 1  ä  o  d.  Hgb.  Art.  77  ftl.  1 ;  Dt  euminhtionair  it  jegeru  dtn- 
'lij  handelt,  niet  gehouden  den  peraoon  op  M  ymsn,  ooor  ineiu 
andeling  verrigt    heeß ;    eb«D30  span,  Hgb.    Art.   118    sl.    2, 

lala  Art.  63  al.  2.    p  of  tng.  Hgb.  Art.  42   (mit  der  hinxD- 

le :    lalvo    no  caio  de  legorot). 

egis  diic.  36  N.  4:  Toium  commtrcium  ac  mandut  pertur- 
erliludine  atarel,  si  ju»  datum  ettet  mercatoriiut  po$t  aotidata 
•I  negotia  et  compvia  in  medium  addaeere,  guod  mercet  vei 
^abattl  jure  proprielatia  ad  merealores  per  guot  fueruni  retpee- 
tae  vel  compciuatae ,  ted  ad  alias  auoi  corretpontaltt  man- 
>b«ii  EinleitmiK  8.  11).  Ausaldas  dUe.  30  A'.  32  [vgl.  den 
I  oben  EinleitDDg  S.  11);  Veravi  hoc  von  reapieil  tertium  con- 
'itTc   jionit   obliffotum  mandantem,    de  qua  nuUa  mcntio  facta 


ler  Cor 

äraaf  h 

mng  ei 

ischaft 
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das  G 

■wird,  im  Verlaufe  seiner  Verhandlungen 

Committen t en  genannt  bat;  ja  aogai 

sionär   von    dem    Conimittenten    bei   den 

Schaftes  selbst  begleitet  worden  wäre, 

mission  vielleicht  selbst  die  Waare  gewäh 

wenn  auch   die   dem  Dritten  gemachte  } 

erhaltenen  Auftrag,  die  Erwägung,  das! 

eionär  ein   creditwürdigpr  Committent  s 

bestimmend  gewesen  sein  mag,  um  das  Gf 

missionär    abznschliessen  ,    so    kommt    ( 

blosses  Motiv  der  Handlung,  juristisch 

tracht   und    kann    für    sich    allein    nich 

Commissionär    dem   Dritten    gegenüber 

Mandatar    zu    machen ,     dessen    Handli 

Dritten    und    dem   Committenten    direct 

zu  begründen  vermöchten.  Ebensowenig 

sieht  des  Commissionärs,  fiir  den  Comn: 

mag  diese  Absicht    sogar    äusserlich  hei 

nicht  auf  ein    Vertretungsverhältnisa   er 

ist,  als  ein  juristisch  relevantes  Motiv  t 

tracht  kommen    und  dazu  genügen ,    da 

als    im  Namen    des  Committenten    band 

A  erklärt  z.  B.  seine  Absicht    für  Rech 

dein,  und  lässt  dies  auch  in  der  Factur 

henten  dadurch  ausdrücken,  dass  es  in  di 

Drittau  in  Bezithang  aof  die  Gelten  dm  ach  nag  sein 
etiTK  ihm  dastehenden  EJDreden  (Beteutioa,  Compe 
geben  j  dem  entsprechend  »arde  von  Harn  barg  aacl 
dat  von  der  Berathang  ebenfalla  nnsgeechiedene  U 
')  Iherins  iu  s.  Jahrb.  I.  S.  330,  Winc 
Thfll  Ansg.  Entgeh.  N.  7,  8,  13. 
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digungsrechtes  das  berechtigte  Interesse  des  Commissionära 
genügend  gewahrt  ist;  jedenfalls  kann  der  Committent  dem 
dritten  Schuldner  gegenüber  die  Forderung  erst  nach  der  — 
freiwilligen  oder  erzwungenen  —  Abtretung  geltend  machen 
(Art.  368  Abs.  1,  der  nur  als  eine  Consequenz  des  Art.  360  Abs.  2 
erscheint);  der  Committent  macht  aber  dann  eben  nicht  ein 
eigenes,  sondern  ein  von  dem  Commissionär  abgeleitetes  For- 
derungsrecht geltend  und  muss  sich  daher  alle  Einwendungen 
gefallen  lassen,  welche  der  dritte  Contrahent  dem  Commis- 
sionär hätte  entgegensetzen  können. 

Im  Verhältniss  nach  innen  zwischen  Committenten  und 
Commissionär  selbst  aber  gilt  der  Committent  als  der  For- 
derungsberechtigte ") ;  denn  der  Commissionär  ist  dem  dritten 
Contrahenten  gegenüber  nur  in  Folge  des  Auftrages  und  zwar  in 
der  Regel  deshalb  als  Contrahent  aufgetreten,  um  den  Abschluss 
der  Operation  zu  Gunsten  des  Committenten  zu  erleichtern ; 
er  hat  nicht  für  seine  eigene  Rechnung  contrahirt ,  sondern 
nur  für  Rechnung  und  im  Interesse  des  Committenten;  er 
hat  als  Verkaufscommissionär  insbesondere  nicht  seine  Waare, 
sondern  die  Waare  seines  Committenten  verkauft.  Stellt  daher 
der  Commissionär  die  Klage  gegen  den  dritten  Contrahenten 
auf  £rsatz  des  Interesses  wegen  des  durch  die  Nichterfüllung 
des  mit  diesem  abgeschlossenen  Vertrages  erwachsenen  Scha- 
dens ,  so  kommt,  abgesehen  von  besonderen  Umständen,  der 
vom  Committenten  erlittene  Schaden  in  Betracht  ^®) ,    da   der 


»*)  Siebenhaar  in  8.  Arch.  f.  d.  H.  u.  W.  R.  N.  F.  Bd.  11  N.  1 
S.  1 — 10  sieht  in  der  Bestimmnng  des  Art.  368  einen  logischen  Widersprach 
(so  früher  schon  Endemann  Gutachten  S.  136 :  „ge  wisser  massen  ein  juristisches 
Monstrnm'').  Eine  Fordernng ,  welche  dem  Schuldner  gegenüber  dem  Com- 
missionär Eostehe,  könne  nicht  eine  Fordernng  des  Committenten  sein ;  vgl. 
anch  Laband  inGoldschmidt's  Zeitschr.  IX.  Bd.  S.  456;  allein  es  ist 
doch  keine  ongewöhnliche  jaristische  Erscheinung,  dass  eine  und  dieselbe 
Forderung  im  Verhältnis^  zu  verschiedenen  Personen  bald  als  dem  X,  bald 
als  dem  T  zuständig  zu  gelten  hat.  Auch  die  cedirte  Forderung  gilt,  so  lange 
der  Cessus  nichts  von  der  Cession  weiss ,  diesem  gegenüber  als  Forderung 
des  Cedenten  und  den  Gläubigern  des  Cedenten  gegenüber  als  Forderung  des 
Cessionars;  s.  Hiersemenzel  1.  c.  S.  70,  Anm.  I. 

*^)  Hahn  Comm.  ad  Art.  368;  Zimmermann  im  Neuen  Arch.  f.H.R. 
L  (1858)  S.48— 82,  bes.  S.  62  fg.;  Seuff  ert  Arch.  XI.  S.  49,  50  ,  Thöl  Ausg. 
Entsch.  N.  13,  15,  R.  0.  H.  G.  Bd.  XI.  N.86  S.  256,  260:  Der  Kläger  hatte 
den  Frachtvertrag  im  eigenen  Namen,  aber  nur  als  Commissionär  oder  Spediteur 
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wenn  er  zahlungsunfähig  würde;  hier  ist  es  durch  Treu 
und  Glauben  geboten,  das  streng  juristische  Princip  ,  dass 
der  Commissionär  allein  aus  dem  mit  dem  dritten  Contrahen- 
ten  abgeschlossenen  Geschäfte  forderungsberechtigt  sei  und 
das3  der  Committent  dieses  Forderungsrecht  des  Commis- 
sionärs  erst  durch  dessen  Abtretung  erwerbe,  zu  durch- 
brechen und  die  an  die  formelle  Stellung  des  Commissionärs 
geknüpften  rechtlichen  Folgen  mit  den  berechtigten  Interessen 
des  Committenten  juristisch  zu  versöhnen ,  ohne  aber  die 
für  den  dritten  Contrahenten  durch  den  Abschluss  des  Ge- 
schäftes mit  dem  Commissionär  entsprungenen  Rechte  irgend- 
wie zu  beeinträchtigen,  den  Committenten  daher  nur,  soweit 
der  dritte  Contrahent  nicht  betheiligt  ist,  also  lediglich  im 
Verhältniss  zum  Commissionär  und  zu  dessen  Gläubigern,  als 
den  einzigen  und  wahren  Gläubiger  zu  behandeln.  Es  wäre 
offenbar  ungerecht,  wenn  der  Commissionär  über  das  gegen 
den  dritten  Contrahenten  auf  Leistung  irgend  eines  Ver- 
mögenswerthes  erworbene  Forderungsrecht,  welches  sich  doch 
nur  scheinbar  in  seinem  Vermögen  befand,  gestützt  auf 
eine  formelle  juristische  Basis,  in  einer  für  den  Commit- 
tenten rechtlich  direct  unangreifbaren  Weise  zu  verfügen, 
oder  wenn  ein  Gläubiger  des  Commissionärs  sich  zum  Nach- 
theile des  Committenten  aus  diesem  Vermögenswerthe  zu 
befriedigen  vermöchte.  Der  Committent  ist  daher  ipso  jure 
berechtigt,  Forderungen,  welche  aus  dem  in  Folge  der 
Commission  mit  dem  dritten  Contrahenten  abgeschlossenen 
Geschäfte  formell  für  den  Commissionär  begründet  sind,  so- 
wohl gegenüber  diesem  ^^)  als    auch    gegenüber    den   anderen 


")  Bei  der  Berathung  des  Art.  285  preuss.  Entw.  wurde  beantragt, 
anstatt :  „und  dem  Commissionär  oder  dessen  Glänbigern'^  za  setzen :  „und  den 
Gläabigern  des  Commissionärs",  damit ,  wenn  z.  B.  der  letztere  gegen  den 
Committenten  eine  Compensationsforderang  habe,  deren  Geltendmachung  nicht 
am  £nde  gar  von  einer  Ruckcession  abhängig  gemacht  würde.  Der  Antrag; 
wnrde  mit  zwölf  gegen  fänf  Stimmen  abgelehnt.  Der  Commissionär  ist  darch 
Art.  374  al.  2  geschützt,  er  kann  jedenfalls  compensiren.  Laband  1.  c.  S.458 
hält  die  Bestimmung  des  Art.  368  Abs.  2  dem  Commissionär  gegenüber 
praktisch  für  bedeutungslos ,  da  er  ja  ohnedies  zur  Abtretung  der  für  Rech- 
nung des  Committenten  erworbenen  Fordernig  ex  mindcUo  verpflichtet 
erscheint;  allein  durch  diese  Bestimmung  ist  dem  Commissionär  der  Rechts- 
boden zu  Verfügungen  entzogen,  welche  er  im  Ein  verstand  niss  mit  dritten 
ebenfalls  in  mala  Ade  befindlichen,  Personen  treffen  wollte. 
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Auftrag  wirkt  nun  gleichsam  nach  aussen,  ohne  dass  aber 
im  Erfolge  ganz  dasselbe  Resultat  erzielt  würde,  als  ob  der 
Commissionär  nicht  im  eigenen  Namen,  sondern  im  Namen 
seines  Committenten  gehandelt  hätte;  denn  der  Committent 
ist  nicht  berechtigt,  mittelst  directer  Klage  (^a^,  tUilis)  von 
dem  Dritten    die    geschuldete  Leistung   zu  verlangen  ^') ,    als 


Bravard -Veyri6res  V.  p.5I6fr.;  Delamarre  et  Lepoitvin  III. 
N.  214  ;  Alauzet  VI.  N.  2828 ff.)}  beinahe  wörtlich  übereiastimmeiid  ital. 
Hgb.  Art.  688,  (nur  dass  es  statt:  tigli  en  vcUeur  hjti^si',  ^^pageUo  in  danaro  od 
alirlmenii",  Borsari  IL  N.  1943  ff.) ;  das  span.  Hgb.  Art.  1114:  Se  declaran 
especialmeiUe  pertenecer  d  la  clase  de  acreedores  de  dominio  con  respedo  d  Icm 
ijuiehraa  de  los  comerciantea ;  7)  las  cantidadea  que  se  ettuvieren  debiendo  al 
quehrado  por  ventaa  que  hubiese  heeho  de  cuenta  aJena  ....  (Rens  y  Garcia 
p.  487);  ebenso  lautet  das  Hgb.  v.  Gaatemala  Art.  1259  N.  3,  das  portng. 
Hgb.  Art.  1219  N.  5;  ansserdem  Art.  915:  O  committenten  oudonode  fazendas 
conaignadas  d  commiaaUo  tein  direlto  a  reivindical-aSj  eatando  na  fiiSo  do  com- 
miaaario  ou  contignatario  quebrado  e  a  reivindicar  o  aeu  preqoi  achando'se 
reiididaa ,  maa  ri&o  pagaa ,  meamo  no  caso  de  o  commiaaario  Jiaver  carregado 
del  credere  gararUindo  a  aolvabilidade  doa  compradorea  (de  Sampaio  II. 
p.  411  ff.);  holländ.  Hgb.  Art.  240 :  al.  1.  Zoo  larig  in  commiaaie  gegeven 
koopmanachappen  zig  nog  in  natura  bevinden  onder  den  gefailleerden  commia- 
aionair^  of  onder  eenen  derde  ,  die  dezelve  voor  latatgenoemden  bezit  of  bewaart, 
kunnen  dezelve  door  den  commisaie-gever  worden  teruggevordert ^  onder  gehou- 
chnheid  ala  by  art,  235  (Ersatz  der  Aufwendungen  etc.)  ia  uitgedrukt. 
af.  2.  Hetzelfde  regt  van  terugfordering  hee/t  plaata^  ten  aanzien  van  den 
koopprija  va/n  in  commiaaie  gegeven  en  door  den  commiaaionair  verkochte  en 
t/eleverde  goederen,  vcor  zoo  ver  de  koopprija  niet  v66r  diena  failliaa&nent  mögt 
zijn  gekwelen ,  al  wäre  het  dat  de  commiaaionair  eemg  voordeel  had  berekend 
ala  waarborg  voor  den  kooper^  of  voor  het  zoogenaamd  del  credere 
(Holtius  I.  p.  489 ff.). 

*^)  In  der  älteren  Literatur  wurde  insbesondere  bei  der  Verkanfscom- 
mission  die  Frage  erörtert,  ob  der  Committent  bei  Concnrs  des  Commissionär s 
sich  den  von  dem  Dritten  geschuldeten  Kaufpreis  znth eilen  lassen  dtlrfe  oder 
ob  er  nur  Anspruch  auf  die  Concursdividende  habe.  Koch-Mettingh  l.  c. 
anerkennt  (§.  7,  10)  ein  Separationsrecht  des  Committenten  an  dem  von  dem 
dritten  Käufer  noch  nicht  bezahlten  Preise,  (§.  9)  auch  an  dem  noch  in 
natura  bei  dem  Commissionär  befindlichen,  und  auch  ein  Klagerecht  des  Com- 
mittenten gegen  den  dritten  Käufer.  Poehls  266,  Bender  231  sind  der 
Ansicht,  dass  der  Committent  bei  Concurs  des  Commissionärs  sofort  eine  unbe- 
dingte Klage  gegen  den  Käufer  habe;  Heise  (S.  43  B. N.  5)  gibt  überhaupt 
dem  Committenten  eine  vtilia  a\,  eine  dlrecte  Klage  gegen  den  dritten 
Käufer.  In  der  That  hat  man  schon  im  römischen  Rechte  gegenüber  der 
Kegel,  dass  aus  den  Geschäften  der  sog.  unvollkommenen  Stellyertreter 
principiell  nur  diese    selbst  berechtigt  werden  ,    der  Geschäftsherr    erst  durch 
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nacli  der  Fassung  dea  Gesetzes '")  hervorgehoben  werden 
wollte,  entsehieden  widerspreoben ,  wenn  das  aus  dem  Gom- 
inissionsgeschäfte  fiir  den  Commissionär  entstandene  Forde- 
nmgsrecht  dem  Committenten  als  ein  von  Rechtswegen  kraß; 
fingirter  Cession  auf  ihn  übergegangenes  Forderungsrecbt 
auch  gegen  den  dritten  Contrabenten  zuerkannt  werden  wollte, 
mit  dem  der  Commissionär  im  eigenen  Namen  abgeschlofisen 
bat;  nicht  diesem,  sondern  nur  dem  Commissionär  und  seinen 
Gläubigern  gegenüber  gilt  der  Committent  als  der  eigentlich 
Forderungsberechtigte.  Das  rechtliche  Interesse  des  dritten 
Contrabenten  wird  durch  das  Separationsrecbt  des  Commit- 
tenten durchaus  nicht  beeinträobtigt ;  der  Committent  wird 
ja  nicht  als  Gläubiger  in  das  obligatorische  Verbältniss 
zwischen  dem  Commissionär  und  dem  Dritten  hineingeschoben ; 
wäre  dies  der  Fall ,  so  würde  es  dem  Dritten  allerdings 
vielleicht  darauf  ankommen,     gerade  Schuldner   des  Commis- 

ist  dies  bei  Ärreatachlfigea  und  imCoDCDTie;  Tgl' MoL  zum  prenss.  Eatw.  ad 
Art.  2ä5  S.  153.  üebereiDstimmend  §.  1621  Z&richoi  Qb.  (§.  1027,  welcher 
sonst  dem  zur  Cession  Berechtigten  eine  a',  uiilii  einräamt,  findet  hier  keine 
Anwendung;  vgl,  Blnntschlil.  c.  ad  g.  1027).  In  den  Protocollen  derN&rnb. 
Conf.  (S.  144S,  vgl.  anch  S.  1455}  wird  allerdings  vom  Referenten  als  Grnnd 
für  den  nn mittelbaren  EigenthnniaeTwerb  des  Committenten  angeflilirt,  daw 
man  ja  aach  keinen  Anstand  gsnommeo  habe  ,  dem  Committeatea  ans  den 
Geschäften  des  Beanftrs^en  eine  a*.  utilU  einzarftumen. 

'°)  Art.  368  Abs.  1  wiederholt  nnr ,  was  auch  andere  Gase tzgebnn gen  in 
separatenArtikeln  aasgespiochen  haben;  z.B.  das  span.  Hgb.  Art.  119:  Ob- 
rando  ei  coTiiitionitla  en  nombre  prop!o,  no  tient  accüm  ei  eoTiülenle  contra  tat 
pertcmat  coii  qvienet  aipiü  contraii  en  toi  negoaioi  que  piao  d  <u  eargo,  tin  qtte 
pTtceda  una  ceiion  keiAa  d  tu  favor  por  et  mümo  comitioniila.  Tampoco  ad- 
qiiieren  dccion  alguna  contra  el  comüente  lot  ^e  trataren  con  tu  comiiionttla 
]>0T  lai  obli'jacioiiea  qve  eite  e&nirajo;  ebenso  Hgb.  V.  Guatemala  Art.  &i; 
das  p  0  r  t  n  g.  Hgb.  Art  43 :  0  commerciantt  «J  pode  (er  ncjSi)  conlra  o»  petsoai, 
qjie  iractaretii  com  o  cmianiiiario  por  e«<äo  d'ailt.  Da  metnia  förwta  titat 
pettoaa  nSo  fem  act^»  directa  contra  o  eommillenle ;  das  holländ.  Hgb., 
Art.  78:  De  cammuiu^ever  Aee/l  geen  regt  can  vordering  tegen  hem,  met 
H'ien  de  cujnmiisionair  gehandeld  keefl,  evennin  alt  hij,  die  met  den  eommit- 
lUmair  keefl  gehandeld ,  den  eommistiegever  tan  aamprelen ;  nach  diesen 
Gesetz  gehangen,  welche  an  ganz  anderen  Orten  das  Separationsrecht  im  Con- 
cnrse  anerkennen,  kann  von  einer  a'.  utilii  des  Committenten  nicht  die  Bede 
sein;  nicht  anders  verhSIt  es  sich  aber  ancb  nach  dem  Hgb.,  welches  diese 
in  den  anderen  Geaetzgebnngen  verstreaten  Beatimmungen  in  einem  eiozigen 
Artikel  zasamm enge f aast  hat. 
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über  nicht  die  entsprechenden  Sicherheitsmassregeln,  nament- 
lich Arrestlegung,  Verbot  ergreift  ^^^  m^^j  ^^f  diese  Weise  der 
Erfüllung  an  den  Commissionär  sich  wirksam  widersetzt,  kann 
sich  der  dritte  Contrahent  gegenüber  dem  Commissionär  als 
seinem  Gläubiger  durch  alle  gesetzlichen  Tilgungsarten,  z.  B. 
Compensation  mit  einer  in  der  Zwischenzeit  entstandenen 
Gegenforderung,  giltig  liberiren.  Die  Forderung  gegen  den 
dritten  Contrahenten  ist  dann  erloschen,  daher  auch  für  den 
Committenten  das  Object  der  Separation  weggefallen. 

Hat  der  dritte  Contrahent  z.  B.  als  Käufer  anstatt  Baar- 
zahlung  zu  leisten,  dem  Commissionär  für  das  Kaufgeld  Werth- 
papiere,  insbesondere  Wechsel  (Tratte,  Indossament,  Accept 
u.  s.  w.)  gegeben ,  so  kommt  es  darauf  an ,  ob  er  dieselben 
an  Zahlungsstatt  als  Befriedigungsgegenstand  oder  blos 
Zahlungshalber  als  Befriedigungsmittel  überwiesen  hat.^^) 
Im  ersten  Falle  hat  der  Commissionär  die  Werthpapiere 
empfangen,  um  durch  dieselben  befriedigt  zu  sein,  der  dritte 
Contrahent  erscheint  durch  Novation  liberirt;  es  besteht 
nicht  mehr  die  Schuldforderung ,  sondern -nur  die  Forderung 
aus  den  Weithpapieren ;  anders  im  letzteren  Falle;  der 
dritte  Contrahent  und  der  Commissionär  haben  nur  einen 
Modus  vereinbart,  durch  den  sich  der  letztere  bezahlt  machen 
soll ;  er  soll  vermittelst  der  Werthpapiere  Geld  zu  erhalten 
versuchen  und  dieses  sodann,  statt  es  herauszugeben,  in  An- 
rechnung auf  seine  Forderung  als  Zahlung  behalten.  In 
allen  Fällen  nun,  in  welchen  der  Commissionär,  wenn  er  auf 
das  von  dem  dritten  Contrahenten  Zahlungshalber  empfangene 
Werthpapier  kein  Geld  erhalten  hat  oder  wenn  ihm  das  Erhal- 
tene nicht  definitiv  verbleibt,  den  dritten  Contrahenten,  sei  es 
aus  dem  Papiere,  sei  es  aus  der  Schuldforderung,  z.  B.  wegen  des- 
Kaufpreises, ganz  oder  theilweise  noch  in  Anspruch  nehmen 
kann,  ist  auch  der  Committent  berechtigt ,    sein  Separations- 

^')  V.  Hahn  Com.  ad  Art.  368.  Die  Gläubiger  des  Commissionärs, 
welche  die  Kaufgeldforderong  mit  Beschlag  belegt  haben,  müssen  dem  Com- 
mittenten  oder  dessen  Gläubigern  nachstehen,  wenn  diese  ihre  Rechte  auf  die 
in  Beschlag  genommene  Forderung  geltend  machen. 

")  Vgl.  bes.  Thöl  Wechseln  (4.  Anfl.)  §.  187,  188,  Römer  Abhand- 
lungen (Stuttgart  1877)  1.  Heft.  N.  IL  (dazu  v.  Hahn  in  Goldschmidt's 
Zeitscbr.  XXIII.  Bd.  S.  631-633);  Borchardt  W.  0.  Zus.  820. 


Capitel. 

§.  36. 

Bdere-Haflung.  ^ 

t  mit    der  Sorgfalt    einea  ordent- 

fabren.    Ist  dies  geachehen  ^) ,    so 

I  des  Art.  370  Hgb.  vgl.  Art.  288  preuas. 
steht  fdr  dis  Zahlapg  nder  tax  die  Er- 
Contrahenten  gId  (del  credere),  wenn  dUs 
im  Ort«  HandelsgebraDcli  ist.  Abs.  2.  Der 
ontrahenten  emstebt,  ist  dem  Committsnten 
härige  Errsllnng;  im  Zeitpunkte  des  Ver- 
rhaftet.  Art.  389  Abs.  4:  Der  Commissionär, 
isteht  (Art.  288),  ist  za  der  ortsüblkbea, 
bat  daraaf  keinen  Ansprncb,  venn  er  aa- 
.t.  §.  147  rev.  öst.  Eotw,:  Hat  der  Com- 
lommen  oder  itt  die  Frovision  nach  einem 
76  Note  24)  beatimmten  Ansma*Be  bednngea 
TB  Yerabredang  gotrofiea  wnrde,  dem  Com- 
BüTge  nud  Zahler  veraot «ort! ich.  Art.  316 
»nss.  EdIw.  (anrdasa  es  schon  am  ScblasEe 
sanng");  Abs.  2  =  Abs.  2  Art.  370  Hgb. 
rte  „rar  die  Zahlong  oder"  wie  in  Art.  288 
ä  =  Abs.  3  Art,  370  Hgb.  (anr  dsse  in 
rovision"  rahlen).  Art.  347  Entw.  II.  Les. 
I  al.  1  die  Worte  „dtl  credirt"  enthalten 
Ul  eredere-FrOYision"  fehlen).  Zi  Art  347 
nmbnrg)  eingebracht,  in  Abs.  1  seien  die 
lel  credtre"  zu  streichen ,  die  Characteri- 
CommiBsionärB  als  del  eredere  sei  deshalb 
len  kennte,  als  aollle  hier  generell  eine 
werden.  Im  Allgemeinen  werde  nnter  den 
r  eine  Garantie  fQr  die  SolvabiliUt  eines 
9r  umfang  des  in  Art.  347  beteicbneten 
BTweitige  Erflllnng  von  Verbindlichkeitea 
iznstehen,  anf  das  gewöhnliche  det  credere 
cksicht   darauf  wurden    die    beanständeten 

des    CammiBsionärs    vorliegt,    z.    B.    Ge- 
die  Erfüllung    oder  Abscblnss    mit  einem 
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isionär  sich  diesem  Gebrauche  habe  unterwerfen  wollen, 
icht  das  Gegentheil  im  Vertrage  festgesetzt  wurde. 

Folge  des  stare  del  credere  haftet  der  Coramissionär 
:  Erfüllung  von  Seite  des  dritten  Contrahenten ,  mit 
■  das  aufgetragene  Geschäft  abgeschlossen ;  er  trägt 
'rovision  die  Gefahr  aus  der  Creditgebung  und  ist  ver- 
:;,  in  Ermanglung  der  Erfüllung  von  Seiten  des  dritten 
lenten,  sei  es  im  Falle  der  Zahlungauafähigkeit  oder 
■Zuges  in  der  Erfüllung,  selbst  zu  erfüllen,  macht  so 
mmlttenten  von  der  Erfüllung  durch  den  dritten  Con- 
sn  ganz  unabhängig,  und  garantirt  ihm  insoweit  den 
des  für    seine  ^Rechnung   ausgeführten  Geschäftes ,    so 

den  Committenten  gar  nichts  mehr  angeht,  wenn  der 
sionär  dem  dritten  Contrahenten  Credit  gewährt  hat.  *"} 

der  i)eier6rfere -Vereinbarung  liegt  daher  neben  dem 
sionsvertrage  und  ohne  Umformung  der  juristischen 
lieses  Vertrages,  insbesondere  ohne  Umänderung  der 
hen  Beziehungen  zwischen  dem  Committenten  und  dem 
sionär ,  der  Abschlusa  eines  accessorischen  Vertrages 
tssorisch  Insoferne,  als  er  noth wendig  die  Existenz 
ommissionsvertrages  voraussetzt  und  mit  diesem ,  als 
uptvertrage,  namentlich  bei  Widerruf  der  Gommission, 
-  und  zwar  eines  kaufmännischen  Bürgschafts- 
iges  (Art.  281  Abs.  2,  Art.  273)*')  resp.  der  Comrais- 
ffird,    wo  das   stare  del   credere  nicht  Folge    einer  be- 

darauf  gerichteten  Vereinbarung  ist,  unter  Umstän- 
)  jure  als  kaufmännischer  Bürge  angesehen.  '*)    Gegen 

Terschieden  davon  ist  der  Fall  im  R.  0.  H.  Q.  Bd.  T.  Nr.51-S.229: 
migsionär  äbemahm  allaa  eine  vereinbarte  Haiimalgrenze  iiber- 
1  Verlost  des  Committenten  aaf  seine  alleinige  Bechnnog.  Es  ist 
dem  Delcredere-VeitTtg ,  wie  den  Prämiengeichiften ,  ähnliche  Ver- 
,  gleicligiltig,  aoa  -reichem  Grande  der  Commissionär  diese  über- 
lat.  Er  mnss  dem  Committeotea  allen  dnrch  die  Fortsetzung  der 
>n    über  die    vertragsrnjissige    Maximalgrenza    erwachsenden    Veilnst 

Vgl.  mit  Art.  281  deatach.  Hgb.  Art.  852  p  o  r  t  n  g.  Hgb.  :  Para  que  uma 
I  repulada  mercanlil,  baala  gue  o  objecto  garantida  derive  de  ado  ou 
comvlei-cial,  sem  embargo  de  n&ii  ler  conmerciante  o  ßador;  ebenso 
ipan.  Hgb.,  docb  müssen  loi  priitcipale)  contrayenlei  Eaaflenle  sein. 
Als    coiiilitutunt    debiti   alUiii    fasst    das  Detcredere    Poehla    auf 


so  liegt  im 
)  Die  versii 
tenten  erw( 
tten  Contraf 

derweitigeN >-. »^g  «^-.  ,  wu...«..i-u»^,.,ii^  «..^-^u 

lenten  als  Scbuldners  u.  zw.  im  Zeitpunkte  des  Ver- 
der  Preis  für  die  Ueberoahme  der  Gefahr  ist  die  Delcre- 
jvision.  Allein  trotz  dieser  nahen  Verwandtschaft  liegt 
2h  ein  Versicherungsvertrag  nicht  vor  und  können  da- 
Bechtsgrundsätze  über  denselben  nicht  zur  Anwendung 
1.=")  In  der  That  ist  auch  die  Sachlage  eine  verschie- 
lemCreditversicherer,  der  anknüpfend  an  einen  Credit, 

I  Eine  laiceptio  perieuH  pro  preiio  certo,  eine  claumla  luicepti  periculi. 

hke  S.  23:  „der  CommiaaianSr  iit  («viasermasaen  Versicherer  des 
Tb  öl  I.  g.  301  sieht  im  Delcredere  sowohl  eine  Versichern  ng  (ein 
HandelsgeBchäft  nach  Art.  271  Z.  3)  ah  anch  eine  InterccBaioD 
die  Ornndaätze  beider  Bechtiinstitnte  für  eotacheideDd.  Vgl.  anch 
irkebr  mit  Staatapapieren  S.  331  Anm.  25.  Als  AasecnraDz  erkJfiren 
essne  U.  N.  564,   Domonget  et  Peyr  onny    U.M.  781,    Dela- 

tLepoitvinlll.  N.  85ff.,  Demaageat  za  Br  a  v  ard  -  Veyrii  res 

ff.NoteS,    Vidari  N.  405,  Holtina  I.  205.    Anders  Alanzet  II. 
ar  hält  ea  für    eineu  Vertrag  aui  generit.    Boiatel's.  347    iquelque 
mixle   enire    U   catiHonntmtnt   et   U    eontral  ri'uMurnnce).     Zweifelnd 
3.  Bd.  Xli.  Nr.  51  S.  153. 
Vgl.    Goldscbmidt   Hdb    (2.  AdA.)  g.  49  S.  58i:    „Der   abatra- 

rein  jnristiachen  Betrachtnngs weise  darf  als  Tersicbemug  ein  Jeder, 
li  QDF  ein  eolcber  Vertrag  gelten  ,  welcher  die  Decknng  einer  fremden 
DSgefahr  gegen  Entgelt  zu  seioam  einzigen  Zweck  und  Inhalt  hat. 
nach  der  Oeech&fhepraxia  der  Gegenwart  wird  einmal  die  VermiSgeas- 
I  einem  aehr  weiten  Sinne  genommen  nnd   nnterateht  femer  eia  der- 

ertrag  den  für  „Versi  ehern Dgageachätte"  aasgebildeten  wirthschaft- 
td  techniachen  Grundsätzen  wie  üaancen  nur  inHoferne,  als  er  die 
iit  eiaea  rationellen,  genossen  seh  aftli  eben  Betriebes  darbietet,  indem, 
eud  einer  anf  statistischer  Grand  läge  beruhenden  Darchschoitta- 
lg,  ein  gemeinschaftlicher,  durch  die  Beiträge  der  Versicherten  aof- 
r  Ersatzfond  gebildet  nnd  verwaltet  werden  liinn.  Wird  das  einer 
1  Behandlang  fähige  nnd  in  der  Regel  theilhaftige  Geschäft  aae- 
se  zwar  anaaerhalb  eines  genosaenschaftlichen  Betriebes,  abeT  doch 
für  diesen  aasgebildeten  Grundsätzen  eingegangen  —  wie  nicht 
e  SeeverBichetoog,    mitunter    der  Leibrentenverlrag    —    so    mag  et 

noch  als  „Versichernng"  gelten.  Anders  wenn  ea  an  diesen  Vor- 
gen fehlt.  Daher  sind  nicht  „ Vera i che rnn gen"  in  dem  massgebendeD 
tn  Sinne:   „die  gewöhnliche  entgeltliche  VerbQrgang"  n.  s.  w. 
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gebung  in  der  Regel  ausgeschlossen;  hat  der  Comraissionär 
dessenungeachtet,  also  unbefugt,  Credit  gewährt,  so  ist  er 
auftragswidrig  verfahren,  und  es  gilt  Art.  369;  es  fehlt  von 
vornherein  an  jedem  Existenzgrund  für  das  del  oWere  Stehen. 
Hat  der  Committent  dasselbe  nicht  ausserdem  noch  ausdrück- 
lich untersagt,  so  läge  hier  doch  in  dieser  Beziehung  eine 
stillschweigende  Willenserklärung  des  Committenten  vor ; 
wenn  auch,  das  stare  del  credere  in  Folge  des  Handels- 
gebrauches am  Orte  der  Niederlassung  eine  gesetzliche  Pflicht 
des  Commissionärs  wäre,  so  bliebe  es  für  diesen  Fall  durch 
den  Willen  des  Committenten  ausgeschlossen.  Hat  der  Com- 
mittent es  dem  Ermessen  des  in  Folge  Vereinbarung  oder 
Handelsgebrauches  del  credere  stehenden  Commissionärs  über- 
lassen, ob  er  auf  Credit  abschliessen  wolle  oder  nicht,  so  ist 
der  Commissionär  berechtigt,  je  nach  dem  Interesse  des  Com- 
mittenten das  eine  oder  das  andere  zu  thun ;  allerdings  liegt 
nun  für  den  Commissionär  die  Versuchung  nahe,  um  den 
Entgang  der  Delcredere -Vrovimon  zu  vermeiden,  nur  unter 
Creditgewährung  abzuschliessen ,  obwohl  er  im  Interesse  des 
-Committenten  auch  ohne  solche  zu  ebenso  günstigen  Bedin- 
gungen hätte  abschliessen  können;  andererseits  könnte  aber  der 
in  Folge  Vereinbarung  oder  Handelsgebrauch  del  credere  stehende 
Commissionär,  wenn  er  in  jedem  Falle,  auch  ohne  Credit- 
gewährung, ein  Recht  auf  die  DeZcrerfere  -  Provision  hätte, *^) 
sich  bestimmt  fühlen,  den  Auftrag  nur  mit  Vermeidung  einer 
Creditgewährung  auszuführen ,  obwohl  er  im  Interesse  des 
Committenten  gegen  Creditgewährung  zu  günstigeren  Bedin- 
gungen hätte  abschliessen  hönnen,  da  er  so  in  der  Lage  wäre, 
ohne  selbst  irgend  eine  Grefahr  zu  laufen,  eine  Provision  zu  ge- 
winnen. Gegen  den  einen,  wie  gegen  den  anderen  Missbrauch  ist 
übrigens  der  Committent  dadurch  geschützt,  dass  sich  der  Com- 
missionär verantwortlich  macht,  wenn  er  eine  Gelegenheit,  im 
Interesse  des  Committenten  günstigere  Bedingungen  zu  er- 
langen, durch  Vernachlässigung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes   versäumt  hätte. 

Ist  ein  Creditgeschäft  abgeschlossen  und  zahlt  der  dritte 
Contrahent")    z.  B.   den  Kaufpreis   gegen  Abzug  eines  Dis- 

")  So  V.  Hahn  ad  Art.  370  §.  5. 

*^)  Wenn  blos  der  Commissionär  selbst  eine   erst  später  fällige   Geld- 
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die  Commtssion  als  erloschen,  betrachten. 

Der  Commisaionär   hat   die  Unmöglichkeit   der  Ausfdh- 
rung  zu  beweiaeD.  *') 


")  B.  0.  H.  G.  Bd.  XIX.  N.  67  S.  211  {Kr  dan  äpeditear):  Varpflichtotoin 

RechtsverhfiltnJBB  zu  einer  Leistung,  so  hat  der  LeiBtangiiberecbtfgte  mit  Nach- 
weis der  Entstehung  iea  RechlBverhältDines  seiner  Baiveispflicht  in  Betreff 
Beines  Ansprnchea  auf  die  LeiatnDg  genügt  and  ea  ist  Sache  des  Leistnngs- 
pSichtigea,  der  sich  flir  seine  Befreiang  anf  die  DnmÜglichkeit  der  Leistung 
berafi,  die  Dmst&nde  darzulegen  ,  unter  denen  die  Unmöglich  kalt  eingetreten 
ist,  damit  erwogen  werden  kann,  ob  die  [InmC glich keit  eingetreten  Bei,  ob- 
wohl der  Verpflichtete  seinerseits  das  ihm  Vertrags  massig  Obliegende,  das 
ja  nicht  Mos  in  dem  äasiern  Handeln,  sondern  in  dem  Handeln  mit 
der  Diligenz ,  die  das  Geselz  fQr  das  concrete  VertragsvorbSIIniss  Tor- 
sthreibt,  besteht,  gethan  hat.  Diese  Grundsätze  rScksichtlith  der  Beweis. 
last,  welche  Anwendung  finden  müssen,  gleichviel  ob  der  Leist  angäbe  rech- 
tigle «ein  Jnteresse  wegen  nicbterfolgter  Leistung  einklagt  oder  ob  det 
LeistuDgspflichtige  einen  Anspruch  geltend  macht,  der  die  ihm  obliegende 
Leislnng  aU  bereits  bewirkt  voraussetzt,  hat. das  H.  6.  B-,  weil  als,  obwohl 
in  Theorie  und  Praxis  bereits  verschiedentlich  anerkannt  (Kiernlff  Entsch. 
Ob.  App.  G.  LfibeckLS.455,  Weber  Verbindlichkeit  zurBeweisfÜbraug  §.21, 
Windscheid  IL  g.  265  N.  6],  von  verschiedenen  Seiten  noch  bestritten 
wnrden,  beim  Speditionsvertrage  ansdrficklicb  ansznsprechen  für  eiforderlicti 
erachtet,  ohne  dabei  die  Gefahr  zu  verkennen,  dass  hierin  in  der  Praxis 
leicht  etwas  Besonderes  gefanden  nnd  die  Bestimmnng  bis  ed  nngeeigneten 
Consequenzen ,  insbesondere  dazu,  die  Speditenre  zam  Kachweise  von  Nega- 
tiven aninhalten,  getrieben  werden  möchte  (Prot.  759,  1217).  Vgl.  portng. 
Hgb.  Art.  775;  Quanda  o  mandatario  t.So pSde  oceQvir  o  mandato,  4  ohrlyado 
a  miniatrar  ao  commiHenle  prova  rondudenle  da  impoiiibitidade  do  adimple- 
»lenlo  para  ler  etcuio  da  culpa,  vma  tez  que  a  impoiiibilidade  tiatcrsae  de 
facto  potüico.  Frocijido  de  facto  ne^ofito,  ^  mfficUnte  a:ealpa^o  a  timplt» 
aatCT^o  do  comiaitiario,  aalva  ao  commiMenie  a  proca  em  aiürario;  An- 
wecdanga^le  finden  sich  in  Art.  834,  637,  (für  den  eoimgitalario  em  parlici- 
pa<;SiiJ  nnd  in  Art.  1430  (für  den  labrtcarga). 


-\ 
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ist  der  Committent  wegen  dieser  Abweichung  von  der  im- 
perativen Instruction  nicht  verpflichtet,  das  Greschäft  als 
für  seine  Rechnung  abgeschlossen  gelten  zu  lassen.  Der 
Comraissionär  soll  sich  des  Verkaufes  enthalten,  wenn  er 
nicht  wenigstens  das  Limito  erreichen  kann;  die  Waare  soll 
in  einem  solchen  Falle  unverkauft  und  zur  Verfügung  des 
Committenten  bleiben,  der  ja  durch  den  Verkauf  wenigstens 
zum  Limitopreise  in  der  Regel  eine  Speculatiou  realisiren 
will.  Während  aber  bei  dem  über  dem  Limitopreise  erfolgten 
Einkaufe  das  Interesse  des  Committenten  durch  die  Zurück- 
Weisung  des  Geschäftes  möglicherweise  vollständig  gewahrt 
erscheint,  ist  dies  bei  der  Verkaufscommission  dann  nicht 
der  Fall,  wenn  der  Committent  durch  den  auftragswidrigen 
Verkauf  seiner  bereits  in  der  Hand  des  Commissionärs  sich 
befindenden  Waare  eine  Vermögensminderung  erlitten  hat;  er 
hat  daher  das  Recht,  für  dieselbe  einen  Ersatz  zu  bean- 
spruchen. Der  Commissionär  verkauft  ohne  Auftrag,  ja  sogar 
gegen  den  giltig  erklärten  Willen  des  Committenten,  die  dem 
letzteren  gehörige  Sache;  er  ist  daher  negot,  gestor,  doch  hat  der 
Committent  als  dominus  die  a^.  negot,  gest  dir,  lediglich  auf 
Vergütung  des  Unterschiedes  zwischen  dem  erzielten  und  dem 


geschehen  znräckweisen,  wenn  nicht  der  Commissionär  den  unterschied  deckt. 
AI.  3.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  erleiden  eine  Ansnahme,  wenn  der 
Commissionär  beweist,  dass  das  Geschäft  nicht  gemäss  dem  Auftrage  aasge- 
führt werden  konnte  nnd  die  Unterlassung  dem  Committenten  anzweifelhaft 
Schaden  verarsacht  haben  würde.  Art.  306  Entw.  I.  Les. :  Hat  der  Commis- 
sionär anter  dem  ihm  gesetzten  Preise  verkauft,  so  mnss  er  dem  Commit- 
tenten den  Unterschied  im  Preise  vergüten,  falls  er  nicht  beweist,  dass  der 
Committent  durch  den  vorgenommenen  Verkauf  keinen  Schaden  oder  nur  einen 
geringeren  erlitten  hat.  Art.  340  Entw.  II.  Les. :  Hat  der  Commission&r 
u.  8.  w.  wie  in  Art.  363  Hgb.  bis  „vergüten".  Gegenfiber  Art.  279  preuss.  Entw. 
wurde  geltend  gemacht,  dass  nur  der  Fall  in  Betracht  kommen  könnte,  wo 
dem  Commissionär  ein  bestimmter  Preis  bezeichnet  worden  sei ;  wo  dies  nicht 
geschehen,  da  habe  der  Commissionär  nach  bestem  Wissen  im  Interesse  des 
Committenten  zu  verfahren ;  es  sei  aber  ganz  unthunlich ,  denselben  für  den 
laufenden ,  den  Marktpreis  verantwortlich  zu  machen ;  daher  wnrde  die 
Streichung  der  Worte :  „oder  in  Ermanglung  eines  solchen  unter  dem  laafen- 
den  Preise"  und  bei  der  Einkaufs-Commission :  „oder  in  Ermanglung  eines 
solchen  den  laufenden  Preis"  beantragt  (Prot.  S.  690);  denn  den  laufenden 
Preis  zu  kennen  sei  oft  uomöglich ;  man  könne  deshalb  dem  Commissionär 
nicht  zumuthen,  dafür  einzustehen,  dass  er  mit  den  im  Laufe  des  Tages  ab- 
geschlossenen Geschäften  auch  wirklich  den  Marktpreis  getroffen  habe. 
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"scliiecl  vergüten ,  auch  wenn  er  den  übrigens 
iglichen  Beweia  erbringen  könnte,  dass  der  Com- 
einem  Falle  trotz  der  mügHehen  Aendemng  der 
mehr  aU  den  von  ihm  erzielten  Preis  und  dass 
ire  den  Limitopreis  nicht  hätte  erlangen  himnen. 
immittent  muss  aber  auch  Tiir  berechtigt  ge- 
Q '),  an  Stelle  der  a".  negot.  gest.  dir.,  namentlich 

n  emisprecbe.  Die  Strefchnng  das  beasstaadetan  Satzes  varde 
Slimme  beachloMeo  (Prot.  1189).  Zn  Art.  340  Entw.  II.  Las. 
;.  f.  Bremen  nad  Hambarg  —  tou  der  letzteran  Seite  mit 
dags  weDn  der  Commission&r  den  immerhin  scbirierigen  Beweis 
möge,  dass  wegen  beiouderei'  Combination  der  Vethftltniase  eio 
ia  Limito  im  Interease  des  Committenten  seboten  war,  eine  an- 
;  dea  Commissioniira  für  den  ganzen  geaetzten  Freie  eine  Hirt« 
iniium  N.  376  eingeliracht  worden,  folgenden  Znaati  anfza- 
ir  Biclit  beweiset,  dass  der  Conimittent  dnrch  den  vorgenon- 
elnen  Schaden  oder  nar  einen  geringeren  erlitten  babe",  allein, 

Schatz  dea   CommisaionirB  bedacht,  mit  H  gegen  2  Stimmen 

nicht  nar  heinen  Schaden,  aander a  Vortheil  mässe  derCom- 
aben,  wenn  der  Commiasioatir  nngeachtet  desZuvriderhaDdelna 
Itene    Ordre    gerechtferligt   erscbeim^n   aolle;    ea  mäasteo  die 

der  neg.  yestia  vorhanden  gewesen  sein  (Prot,  4^2ä).  Vgl.  daa 
135  al.  2 :  Ea  comecaeacla  de  eUa  dUpatklon  (io  AI  I  heiaat  ea, 
IsioDär  todat  lai  canieeueitcia'  pcrjiidieialet  de  uii  amiralo  hecha 
tcUtitei  de  m  comileiüe  ö  con  abuto  de  ena  fvcllndei  zu  tragen 
titl/i  rpit  haya  uiio  tnajenaelini  yor  catnia  njena  &  inferior 
'.  ettaba  marcado,  ab(mard  d  au  camilenfe  «l  perjnicia  que 
ido  poT  la  di/erencia  del  preeio,  luisuliendo  iiü  ob- 
Ebenso  Hgb  v.  Onatemata  Art.  79.  Der  Fassang  des  dant- 
I,  näher  die  des  portag.  Hgb.  Art.  65,  welcher  im  Uebrigea 
:  span.  Hgb.   voliatändig  Übereinstimmt:  .  ,  .abonard  ao  com,' 

■erenfo  rf(.   ;ire(o Wärttemb.  Entw.  Art.   Hl. 

r  Berathang  hatte  ein  Uitglied  drn  Antrag  featellt  (Prot.  5t>9), 
r  BedactionscommiBaioD  in  der  gegenwärtigen  Faaaapg  dea 
irgeschlagenen  Art.  340  Entw.  11,  Les.  folgende  Aendernng  vor- 
.  vergüten.  Diese  Beatimmang  leidet  keine  Anwendung,  wenn 

v."  Dnrch  die  Annahine  dieata,  mit  11  gegen  3  Stimmen 
itragaa  wäre  ansgesprochen  worden,  daas  der  CommiBaiDDlr 
tong  des  Unteracbiedea  im  Preise  alle  von  dem  Committenten 
n  dea  Verfcanfes  anter  dem  Limitopreise  geltend  zn  macbendea 
edige.  In  seiner  gegenwärtigen  Faaenng  aber  bezieht  sich 
liglich  aaf  jene  AnsprBche  des  Committenten,  welche  mittelst  der 
seilend  an  machen  sind.  Wenn  der  Commissionar  diesen  gegeo- 
I  negotii  nicht  beweiaen  kann,  so  mnas  er  dem  Committenten, 
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gutes,   ode 

die  Beob^e 

Auftrag  als  .  ^    -^  ^ 

desselben  (vgl.  untea  S.  407,  408),    gegen  den  dritten    Con- 

trahenten    selbstverständlich   nur    unter    den  Beacbränkungen 

des  Art.  3c6  Hgb. '),    gegen    den  CommissionäT  selbst  unter 

')  Tgl.  l.  ö  §.  3,  4  D.  171.  htm  n  mandavaro  tibi  al  Juniium  sieum 
WTriunt  venderei  tuqae  tum  Mnagiata  vendiderii  et  pelam  fundum,  nrni  obtlaliit 
mihi  exceptio  nim  et  reliquttm  nuAi  qiioA  deett  mandatv  mto  praeaei  et  indunnevi 

veiidere,  iile  minorit  väiidiJeril,  limililer  vlndiaare  ean  dumiuiu  putett;  nee 
Ulla  txeepliime  sumnumeri,  ntti  indenmiliit  et  praeetetur,  Cj.  l.  1  §.  3  D.  de 
except  rei  cendit,  et  irad.  21  3.  Celiui  aif,  >i  quii  rem  meam  vendidit  min  'rit 
ijiiam  ei  mar  dam,  nun  vidttar  alienata,  et  li  pelam  eam,  nin  obttabil  mihi 
lioee  exceptio.  Qaod  verum,  eit. 

')  lu  der  OonfBrsDZ  ent«pana  aicb  zaaächst  eine  Debatte  daräbar,  ob 
mit  den  Worten  „so  moss  er  den  unterschied  vargfitea"  in  Art.  279  AI.  2 
prenaa.  Entw.  fflr  den  Fall  der  Terknafecommiseion  das  Hecht  des  Comait- 
teDten  die  ODter  dem  Limfto  verkaafle  Waare  zu  vindiclnn  aosgeKhlossen 
werden  aolle.  Id  Art.  279  AI.  1  prents.  Entw.  irar  bei  der  ersten  LegnD[ 
(Art.  305  Übereinatimmend  Art.  362  Hgb.)  der  folgende  Zagatz  anfgenommen 
«orden:  „er  [der  Committent)  kann  die  venasierte  Waare  toq  dem  dritten 
redlicben  Beailzer  nicbt  ZBrackrordem",  ho  dags  die  Tindicatiou  nicht  bloi 
dann  anigeechiosBea  sein  sollte,  irenn  der  CommiaBionär  unter  dem  Limito, 
sondern  ancb  tshd  er  in  einer  andern  Beriehimg  aaflragsiridrig  verkaad 
habe.  (Prot.  689).  Die  Beatimmang  findet  ihren  Qrnnd  darin  (Prot.  4603), 
daaa  dir  Committent  den  CommisBionär  Dritten  gegenUber  aU  Bigenthümer 
der  Waare  zu  verfügen  beaaftraga  und  in  Folge  hie?on  selbst varatCadlJcb 
die  Bandlougeu,  welche  der  wie  ein  Eigenthamer  sich  gerirende  Coaimiasionftr 
Tornebme,  nicbt  anfechten  kSnoe.  Gegen  den  Antrag  anf  Weglaasons  de« 
Wortea  „redlichen"  wurde  eingewendet,  man  gehe  sonst  ütier  den  Satz  „Hand 
mnsB  Hand  wahren"  hinaos  und  laase  den  CoUnBlonen  eines  Tielleicht  dem 
Concnne  Dahestehenden  CommiMion&rs  frjien  Spielraum,  denn  alsdann  könnte 
der  Dritte  eine  Waare  um  hundert  kaufen,  obscbou  er  wisse,  dasa  der  Coai- 
missionär  nnr  nm  tansend  verkanfeu  solle  nnd  nnr  ans  unredlichen  BAck- 
sichten  anders  handle;  gewiss  kSuue  mau  dasselbe  nicht  so  auslegen,  ala  aoUe 
jede  Wissenschaft  davon,  dass  der  Commission&r  unter  dem  Limito  verkanfe, 
schon  die  Ontglänbigkeit  aufbeben,  selbst  wenn  der  Commissionar  im  Interesse 
des  Committenten  so  bandle,  sondern  iiar  bd,  dass  er  aufbore  gntgläabig  au 
«ein,  wenn  er  Antbeil  an  einem  dolut  des  Commissionärs  nshme  (Prot.  5037). 
In  dritter  Leiong  wnrde  die  Streichung  der  Scblassworte  Art.  339  Entw. 
II.  Lesung:  „Er  kann  aber  die  Waare   von   dem    dritten    redlichen    Besitzer 


des  gegen  die  imperative  Vol — ^ . 

gescbäftes  gezwungen ,  wenn  nämlich  der  CommisEionär  das 
HindernisB  der  Aasfülirung  des  aufgetragenen  Verkaufes  zam 
Limitopreise  und  ausserdem  den  Umstand  zu  beweisen  ver- 
mag, (lass  er  durch  den  vorgenommenen  Verkauf  vom  Com- 
mittenten  Schaden  abgewendet  habe  (Ait.  363  Hgb.;  ebenso 
§.  370  Abs.  l  Ungar,  Hgb.)  ")  Diese  Bestimmung  findet  ihre 
Begi'iiiiduug  in  dem  Bestreben,  den  dem  Committenten  drohenden 
Verlnst  in  dessen  Interesse  so  viel  als  möglich  zu  verringern; 
denn  die  auftragswidrige  Thätigkeit  des  Commissionärs  bewahrt 
hier  den  Committenten,  wenn  dieser  auch  durch  die  Nichterlan- 
gung  des  Limito  in  seinen  Hanijelsoperationen  eine  unerwartete 
Störung,  ja  i-inen  Schaden  erleidet,  doch  vor  dem  grösseren 
Schaden,  der  in  Folge  der  weiteren  Verschiebung  des  Verkaufs  un- 
fehlbar eingetreten  wäre ;  in  dem  Verkaufe  liegt  eine  negot.  gestio'^) 

")  Tgl.  olien S.  224,  325.  »se  vou  Baden  za Art.  IMO  Entw.  II.  Les.  ein- 
geLracbtu  Mtmilunt  Nr.  3<7,  dan  S.Aba.  desArt.279  preDBS.  Entw.  (9.  oben  Note  1) 
mit  der  ModiflcatJon  wiederberEiHtelleii,  dasi  dai  Wort  „nDSweifelbstt"  «egZD- 
laBsen  aei,  vnrde  in  dritter Lesang mit  11  geien  2  Stimmen  anKeDOmmen.  Da- 
gegen  wurde  vorgebracht,  daas  die  GegenaDsprScbs  des  Commisaionfira  aDB  einer 
etwaigen  neij,  gestio  dnrch  den  Art.  340  Entw.  II.  Lea.  nicbt  atugeschl aasen 
seien  und  ea  ungerecht  fertig  aei,  dieBefugni^a  de9  CammiBaiouäri,  nnter  Dm- 
atänden  nnter  dem  Llmitnm  zu  verkanfen,  als  geaetElichen  Inhalt  de«  Hvx- 
datea  liinzaBtellea.  Darauf  wuide  entgegnet,  et  seien  zwei  Fragen  in  nnter- 
ECbeiden;  1,  nnter  welchen  Vorauasetznngen  der  CommisdoDär  wegen  des  Ter- 
kaofea  unter  dem  Limitnn  znr  Leistung  von  Scbadeneraatz  verbanden  sei, 
2.  wie  gross  der  zu  leistende  Schadeuersati  sei.  Das  .Vonitnm  Hr.  377  be- 
treffe nnr  die  erste  Frage,  indem  der  beantragte  Zniatz  beBtimme,  die  der 
Commissionir  gar  keinen  Scbadeneraatz  zu  leisteD  brauche,  wenn  er  znm 
Tortheil  des  Committenten  der  Ordre  desselben  zuwidergehandelt  haha  ;  «s 
stehe  nichts  im  Wege  diesen  Zusatz  anzunehmen.  Zugleich  wurde  mit  10 
gegen  A  Stimmen  der  Redactionscommission  aDheimgegeben,  ob  es  nicbt  vor-  - 
zuziehen  sei,  statt;  „and  die  Unlerlasiiung  dem  Committenten  Schaden  ver- 
araacht  haben  würde"  zu  setzen:  „nnd  die  Vornahme  des  Verkaufes  nater 
dem  Liniitnm  einen  Schaden  von  dem  Committenten  abgewendet  habe" 
(Prot.  5091);  die  Bedactionscommiasioa  schlog  sodann  den  Arl.  310  io  der 
gegenwärtigen  Fassong  (Art.  363  Hgb.)  vor. 

")  Anders  V.  Hahn  Camm,  ad  Art.  363,  §.4;  vgl.  anten  Note  17.  Art. 
363  Hgb.  bezieht  sich  nur  aaf  den  Fall,  diss  das  Commissi  od  sgnt  sich  bereits 
factisch  in  der  Dispositionsgewalt  des  Commisaionärs  befindet  (vgl.  Fiacher- 
Ellinger  g- 267),  so  dass  der  letztere  bei  seinen  snftragswidrigen  YerTn- 
gnngen  doch  als  neg.  i/eaior  handelt  {oben  S.  186);  wHre  das  Commissiona- 
gDt  dem  CommiaaionSr  noch  gar  nicht  äbertendet,  to  wäre  der  letztere  nicht 
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Speculation  bis  zu  einer  PreiserhÖliang  auszusetzen,  oder  die 
Waare  zu  anderweiter,  besseren  Nutzen  versprechender  Spe- 
culation  zu  verwenden.  Der  Commissionär,  welcher  die  Ab- 
wendung eines  Schadens  von  dem  Committenten  behauptet, 
musä  also  zeigen ,  dass  die  Möglichkeit  eines  Mehrerlöses 
nach  diesen  Richtungen  hin  nicht  vorhanden  gewesen ,  dass 
der  Committent,  hätte  er  später  verkauft,  einen  noch  ungün- 
stigeren Preis  als  den  jetzt  erzielten  erlangt  hätte."  '*} 

Wenn  der  Yerkaufscommiasionär ,  der  die  Waare  des 
Committenten  unter  dem  Limito  verkauft  hat,  sich  zur  Lieferung 
einer  demselben  genua  angehorigen  Waare  erbietet,  so  kann  an 
dem  durch  Hie  }ieg.  gestio  des  Commissionärs  bereits  erworbenen 
festen  Rechte  des  Committenten,  mittelst  der  a".  neg.  gest.  directa 
die  Vergütung  des  Unterschiedes  im  Preise  zu  verlangen, 
nichts  geändert  werden,  wohl  aber  sind  andere  mittelst  der 
a".  mandati  geltend  zu  machende  Ansprüche  des  Committenten 
ausgeschlossen  "),  wenn  durch  die  hinterherige  Zurückstellung 
einer  gleichartigen  Waare  der  Anspruch  des  Committenttiti 
auf  das  Interesse  wegen  auftragswidriger  Ausführung  voll- 
ständig befriedigt  wird;  denn  die  Verletzung  des  Auftrages 
erscheint  ebenso  aanirt,  wie  bei  der  Einkaufacommission,  wenn 
der  Commissionär    zugleich    mit  der  Anzeige    von    dem    auf- 

")  R.  0.  H  G.  Bd.  IX  N.  6  S.  19;  oben  Note  13.* 

")  Bei  der  Beralbaog  würde  anf  das  von  eioem  Mitgliede  geänssErt« 
Bedenken,  daan  jeder  Ernatz  der  verkanften  Sacbe  dnrch  eiaen  Gegeasland 
gleicher  Bedentong  und  gleichen  Werthes,  z.  B,  eines  Slastspapierei  anf  den 
Inhalier  dnrcb  ein  anderes  derselben  Art  and  toq  dem  nSmlichen  Werlhe 
aUBgeschlossen  cracheitie,  entgegnet.  dasB,  wenn  eine  solche  SabstitQtioa  über- 
liaupt  thanlich  und  der  Commissionär  zn  derselben  bereit  sei,  der  Commiltent 
keinen  Schaden  babe,  also  der  Art.  (in  der  ueaen  Fassang  Art.  306  I.  Les.) 
nicht  znr  Anwendang  komme.  Damit  war  man  allgemein  «inverstandeD 
(Prot.  693).  Auch  bei  der  Berathnng  in  zweiler  Lesang  ward«  anerkannt. 
dnsB  unter  Umslfinden  ein  Commissionär,  der  nnter  dem  Limito  verkanft  babe. 
als  liberirt  gelten  könne,  wenn  er  dem  Committenten  eine  gleich  geltende 
Waire,  i,  B.  Staatspapiere  derselben  Gattung  zoröckgeben  könne  {Prot.  11S9). 
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ja  den  Verkauf  auf  Grund  des  Mandatevertrages  pflicht- 
gemäss hätte  vornehmen  können  und  dass  der  Zeitpunkt 
dieses  möglich  gewesenen  Verkaufes  allein  als  die  Basis  der 
Sehadensanfstellung  zu  gelten  habe  ;  denn  als  Beauftragter 
konnte  er  überhaupt  nur  so  lange  handeln,  als  der  Auftrag 
nocli  bestand ,  nicht  aber ,  nachdem  der  Aultrag,  wie  in  dem 
gegebenen  Falle,  f^chon  erloschen  war. 


Die  Ueberschreitung  des  LImito  bei  der  Einkaufscommistion.  ■) 

I.  Die  durch  die  Unmöglichkeit  der  Ausführung 
begründete  Ueberschreitung. 
Konnte  der  aufgetragene  Einkauf  zum  Limitopreise 
überhaupt  nicht  abgeschlossen  werden,  da  die  Waare  zu 
diesem  Preise  nicht  zu  finden  war,  so  ist  zwar,  wenn  der 
Commissionär  über  das  Limito  hinausgeht  und  einen  höheren 
Preis  bezahlt,  die  Abweichung  von  dem  Limito  durch  die 
Unmöglichkeit  der  auftragsmässigen  Ausführung  begründet, 
allein  dessenungeachtet  liegt  in  der  Abweichung  von  der  im- 
perativen Instruction  *)  eine    Ueberschreitung    des  Auftrags 


')  Art.  279  prensB.  Entw.  (a.  obnn  S.  393  Note  1);  Art,  307  Entw.  I.  Les, 
gtinunt  mit  Art.  364  Hgb.  beinahe  vollatändig  überein,  aar  dass  es  JD  Art.  307 
AI.  1  heiaBt:  „eofera  nicht  der  Commissionär  Sen  Unterachied  deckt  and  Bich 
biezn  bni  der  Einkiafsfinzeige  erbietet"  nnd  in  AI.  2  Mob:  „Aaneige".  Art.  341 
Eutir.  IL  Us.  =  Arl.364Hgb.  Tgl.  spftii.  Hgb.  Act  135  Ate  3:  Eaeuanloat 
Comliimiiita  que  tneargodo  de  haeer  tina  compra  «e  hubUre  extedido  del  preä« 
que  le  eitaba  letalaäo  per  el  comilenle,  queda  d  arbilrio  lU  itte  aceptar  tl 
coniralo  tal  conto  >t  hiio,  6  dejarlo  por  cuejitn  del  comUlonUta ,  d  me'noi  que 
^tle  no  se  conforme  en  percibir  lolantenle  ei  precio  qua  le  eataba  deiii/nado,  «n 
Ctii/o  fa/o  no  podrd  el  comiietite   deieckar   la  compra  gut  se  hizo    de  tu    Oiden; 

ebenso  Hgb.  V,  GuatemaU  A[t.79Aba.3,    portug.Hgb   Art.  65  Aba.  3, 
württemb.  Entw.  Art.  141. 

'J  Wäre  der  BinkaDfecommissionär  daTon  verständigt ,  dass  der  Com- 
mitte nt  die  einznbanfeudeD  Waaren  innerhalb  einer  gevriasen  Zeit  einen 
Dritten  bei  sonstigem  Verfall  einer  bedentenden  Conventionalatrafe  za  liefern 
verpäicblet  eei,  bo  käme  es  daraaf  an,  zn  nntaraachen,  ob  die  Festseliaag  des 
Limilo  nicht  überhanpt  bloB  demooatratiTe  Badeatnng  haben  lallte,  so  dass 
dem  Commisaionär  eint)  gewisse  Freiheit  derBevegnog  in  Beziehaag  anf  den 
Kaufpreis  eiugeräamt  aeia  sollte.  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  kennte  der 
Committent  den  Einkinf  zurück wei Ben  ,  mag  auch  der  Commissionär  wegen 
der  Nahe  der  Liefernngsfrist   im   gnten  Qlanben ,    das  Interesse  des  Commit- 


T  v- 


—    410    — 

züglichen  Erklärung  tier  Zurückweisung,  als  auch  eine  Ant- 
wort, welche  die  Zurückweisung  undeutlich . ausdrückt  —  gilt 
als  Annahme  der  Offerte,  hat  also  die  Wirkung  der  Geneh- 
migung. ^)  Dadurch  dass  das  Gesetz  an  das  blosse  Schweigen 
des  C')mmittenten  die  Fiction  der  Genehmigung  knüpft,  *) 
ist  der  letztere,  soviel  als  möglich,  daran  gehindert,  die  ihm 
durch  die  Mandatsverletzung  des  Commissionärs.,  deren  sich 
dieser  vielleicht  in  bester  Absicht  schuldig  gemacht  hat,  er- 
wachsenen Rechte  zu  missbrauchen  und  es  von  den  Schluss- 
resultaten der  Operation  abhängig  zu  machen,  in  welchem 
Sinne  er  diese  Rechte  ausüben,  ob  er  den  Einkauf  genehmigen 
oder  zurückweisen  wolle.  A  beauftragt  z.  B.  den  Commissionär 
B  für  seine  Rechnung  Hafer  zu  einem  Jjimitopreise  einzu- 
kaufen; der  Commissionär,  der  den  Hafer  zu  dem  Limito- 
preise  nicht  erhallen  kann,  kauft  zu  einem  höheren  Preise  und 


^)  Vgl.  oben  S.  196  ff.  Nicht  jede  Mandats verletzang  des  Einkanfsconi- 
missionärd  gilt  nach  deutschem  Handelsruclit  als  dnrch  das  blosse  Schweigen 
des  Gommitteuten  genehmigt  (so  ist  es  nach  portug.  Hgb.  Art.  808  (oben 
S.  399  Note  9) ,  sondern  nur  jene  Mandats  Verletzung,  welche  in  der  Ueber- 
Bchreituug  des  Limitopreises  gelegen  ist.  In  anderen  F&Uen  ist  die  Frage, 
ob  Geuehmigang  des  Committenten  vorliege ,  mit  Bäcksicht  auf  die  Um- 
stände des  besonderea  Falles  zu  beurtheilen;  es  verhält  sich  demnach  rück- 
sichtlich dieser  anderen  Mandats  Verletzungen  des  Einkaufscommidsionärs  eben- 
so, wie  bei  aUen  Mandatsverletzungen  des  Yerkanfscommissionärs  (oben  S.  B99)  ] 
so  kann  in  der  Einstellung  einer  entsprechenden  Post  im  Contocorrente ,  im 
Empfange  der  eingekauften  Waare  n.  s.  w.  eine  Grenehmigung  gefunden  werden, 
8.  oben  S.  198. 

«)  B.  0.  H.  G.  Bd.  IL  N.  19  S.  88  (oben  S.  399  Note  10):  „Denn  der  Ein- 
kaufscommissionär,  welcher  das  Limite  überschreitet,  kann  dazu  nur  durch  die 
Annahme  veranlasst  werden,  dass  er  dnrch  die  Bewilligung  des  höheren  Preises 
dem  Iiiteresse  des  Committenten  diene  nnd  also  dessen  nunmehriger  Willens- 
meioung  entspreche,  u.zw.  geht  er  in  der  Fürsorge  für  das  Interesse  des  Commit- 
tenten so  weit,  dass  er  für  den  Fall,  wenn  jene  Annahme  sich  nicht  bewähren 
sollte,  sich  persönlich  der  Verbindlichkeit  aussetzt,  die  Waare  für  eigene  Rech- 
nung übernehmen  zu  müssen,  unter  diesen  umständen  erscheint  es  als  eine  Forde- 
rung der  Billigkeit,  dass  der  Commissionär  in  kürzester  Frist  darüber  Gewissheit 
erlange,  ob  er  der  im  Interesse  des  Committenten  übernommenen  Verbindlich- 
keit enthoben  werden  könne  oder  nicht,  um  nicht  im  letzteren  Falle  durch 
die  Verzögerung  der  Erklärnug  des  Committenten  an  der  Vornahme  der  im 
eigenen  Interesse  angemessenen  Dispositionen  über  die  Waare  verhindert  za 
werden.  Ueberdies  würde  der  Committent,  wenn  er  mit  seiner  Erklärung  nicht 
alsbald  hervortreten  müsste,  in  die  Lage  kommen,  sogar  auf  Kosten  des  Com- 
missionärs speculiren  zu  können.^ 
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Der  Commissionär    war    von    dem   Committenten    beauf- 
tragt,   die    Waare  zu  einem   bestimmten  Preise   anzukaufen; 


fertigt  za  halten  sei,  wenn  er  an  der  über  dem  Limito  eingekanften  Waare  einen 
der  Üeberschreitang  des  Preises  gleichkommenden  Betrag  sonst  in  Ersparung 
gebracht  habe.  Gegenüber  der  Bestimmang  des  Art.  279  prenss.  Eotw.  (oben  S.  394 
Note  1)  wnrde  in  erster  Lesung  erklärt  (Prot.  691),  dass  eine  andere  Vorschrift 
rücksichtlich  der  Einkanfsjcommission  erforderlich  sei,  des  Inhaltes,  dass  sich  der 
Commissionär  eventuell  zur  Decknng  des  Unterschiedes  sofort  bei  der  An- 
zeige über  die  Ausführung  des  Auftrags  erbiete ;  letzteres  erscheine  deshalb  als 
unvermeidlich,  weil  ausserdem  der  Committent  in  einer  ganz   ungebührlichen 
Weise  darüber  in  TJngewissheit. gelassen  werde,    ob  er  über  die  Waare  noch 
verfügen  könne,  oder  nicht;  wenn  z.  B.  ein  an  der  Nordsee  wohnender  Kauf- 
mann einem    anderen  in  Lissabon   den  Auftrag  gebe ,  eine  Waare   nicht  über 
einen  gewissen  Preis  einzukaufen,  und  wenn  letzterer  gleichwohl  diesen  Preis 
überschreite,  so  sei  es  gewiss  äusserst  gefährlich ,    dem  Commissionär  zu  ge- 
statten, daLS  er  gleichsam  erst  replicando  dem  Committenten ,  wenn  dieser  die 
Waare  schon  abgelehut  habe,  noch  schreiben  könne,  er  wolle  den  ünter.«chied 
decken    und  dass    er    so  vielleicht    unter   gänzlich   veränderten  Conjancturen 
nach    unverhältnissmässig    langer    Zeit    den  Committenten    zar  Annahme   der 
Waare  zu  seinem   Limitum   verpflichte.     Auf  den  Einwand  ,    dass    der  Com- 
mittent voraussichtlich   immer  von  dem  Erbieten  des  Commi&sionärs  Gebrauch 
machen  werde,  wenn  dieses  sofort  mit  der  Anzeige  verbunden  werden  müsse, 
selbst  wenn  er  ausserdem  keinen  Anstand    genommen  haben  würde ,    das  Ge- 
schäft za  genehmigen,  dass  dadurch  aber  der  Commif^sionär   leicht  ungebühr- 
lich geschädigt  werden  könne  ,  wnrde  entgegnet,  dass,  abgesehen  davon,  dass 
von  einem  solchen  Erbieten  nur  von  einem  unbilligen  Mann  und  gewiss  nicht  in 
dem  Verhältniss  fortdauernder  Geschäftsverbindung  Gebrauch  gemacht  werden 
würde,    es    schon  Vortheil    genug  fnr  den  Commissionär  sei,    wenn  nur  aus- 
gesprochen werde,  dass  der  Committent  den  Vertrag  zu  genehmigen  schuldig 
s^i,  wenn  der  Commissionär  zur  Zahlung  des  Unterschiedes  sich  erbiete,  denn 
auch  dies  sei  noch  in  der  neuesten  Zeit  für  sehr  bestritten  gehalten  worden*,, 
ebenso  leicht,  als  der  Commissionär  durch  die  Pflicht  zum  sofortigen  Erliieten, 
könne  der  Committent  durch  das  Recht,    erst  nach  erfolgter  Ablehnung  der 
Waare  den  Unterschied  anzubieten ,    in  Gefahr  kommen ,    wenn    z.  B.  in  der 
Zwiächenzeit  die  Waare  so  bedeutend  gesunken  sei,    dass  die  Darauf/.ahlans 
des  Unterschiedes  für  den  Commissionär  vortheilhafter  sei,  als  ein  Ausschlagen 
der  Waare  durch  den  Committenten.     Wolle  es   aber  der  Commissionär  nicht 
darauf  hin    wagen ,    ob    der  Committent    von    seinem    eventuellen  Anerbieten 
Gebrauch  mache,   so  möge  er  eben  die  Ausführung  des  Auftrages  mit  Ueber- 
schreitung  des  Limitum  unterlassen,  oder  erklären,  dass  er  schlimmsten  Falle» 
die  Waare  zu  behalten  bereit  sei  (Prot.  692).     Ein  Mitglied  war  der  Ansicht, 
die  Pflicht  zur  eventuellen  Anerbietung  könne  nur  dahin  festgesetzt  werden, 
dass  das  Offeriren  des  Unterschiedes    noch    vor    stattgehabter  Ablehnung  der 
Waare  geschehen  müsse,  weshalb  man  statt  der  in  Abs.  2  Art.  279  gebrauchtea 
Worte  „den  Unterschied  deckt"    nur  zu  setzen   brauche ,  „sich  bereit  erklärt 


t?  -»«•  j-r 
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wenn  er  mehr  zahlt  und  die  Differenz  übernimmt,  so  ist  der 
von  ihm  berechnete  Einkaufspreis  mit  dem  von  dem  Commit- 
tenten  gesetzten  identisch.  Der  Commissionär  hat  daher  der 
Sache  nach  nichts  anderes  gethan,  als  das,  was  der  Commit- 
tent  gewollt  hat;  jener  verlangt  ja  nicht  mehr,  als  was 
dieser  selbst  limitirt  hat.  Der  Commissionär  hat  demnach  die 
Commission  genau  ausgeführt ;  von  einer  üeberschreitung  des 
Auftrags  (excessus  mandaJbi)  kann  nicht  die  Rede  sein.  Es 
lässt  sich  nicht  einsehen,  warum  die  Commission  nicht  als 
genau  ausgeführt  gelten  soll,  wenn  der  Commissionär  den  viel- 
leicht aus  Irrthum,  falscher  Berechnung  etc.  bezahlten  höheren 
Preis  dem  Committenten  nicht  in  Rechnung  bringen,  sondern 
sich  mit  dem  geringeren,  von  dem  Committenten  gesetzten  Preise 
begnügen  will.  Der  Commissionär  braucht  ja  den  Commit- 
tenten nicht  einmal  davon  zu  verständigen,  dass  er  mehr  bezahlt 
habe,  als  limitirt  war ;  er  könnte  auch  dem  Committenten  ein- 
fach mittheilen,  dass  er  zum  Limite  eingekauft  habe.  Soll  des- 
halb, weil  der  Commissionär  den  Committenten  etwas  wissen 
lässt,  was  dieser  in  der  Regel  nicht  wissen  kann,  deshalb,  weil 
er  ihn  davon  verständigt,  dass  er  das  Limite  überschritten  habe, 
obwohl  er  den  Ersatz  der  Differenz  nicht  beansprucht ,  der 
Einkauf,  als  auftragswidrig  ausgeführt,  zurückgewiesen  werilen 
können?  Daraus,  dass  der  Commissionär  in  Wirklichkeit  dies- 
mal theuerer  eingekauft  hat  und  dem  Committenten  billiger 
liefert,  erwächst  doch  dem  letzteren  kein  Schaden;  der  Com- 
mittent  hat  die  Waare,  die  er  haben  wollte  und  zwar  gerade 
zu  dem  Preise,  zu  dem  er  sie  haben  wollte.  Der  Com- 
missionär erklärt  sich  bereit,  den  üeberschuss  des  von  ihm 
bezahlten  Einkaufspreises  über  den  von  dem  Committenten 
gesetzten  Limitopreis    auf   sich    zu   nehmen    und    die   Ueber- 


hat ,  den  Unterschied  auf  Verlangen  zu  decken"  (Prot.  692).  Zar  Verdeut- 
lichung der  Absicht  des  Gesetzes  wurde  einstiminig  die  folgende  Fassung 
des  letzten  Satzes  Abs.  I  angenommen:  „sofern  nicht  der  Commissionär  sofort 
bei  der  Empfangsanzeige  den  Unterschied  zu  decken  sich  erbietet".  Ein  An- 
trag auf  Einschaltung  des  Wortes  „eyentuell"  wurde  mit  allen  gegen  eine 
Stimme  abgelehnt  (Prot.  1189).  Das  zu  Art.  341  II.  Les.  eingebrachte  Moni- 
tum  Nr.  377,  den  bei  Art.  340  angenommenen  Zusatz  (oben  S.  400  Note  11) 
auch  hier  aufzunehmen  ,  wurde  mit  10  gegen  3  Stimmen  abgelehnt,  da  die 
Verhältnisse  bei  der  Einkaufscommission  andere  seien  als  bei  der  Verkaofs- 
commission,  was  aber  von  anderer  Seite  widersprochen  wurde  (Prot.  4625). 
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schreitung  des  Auftrages  aus  eigenen  Mitteln  zu  saniren.  Die 
Commission  erscheint  daher  nur  der  Form  nach  auftragswidrig, 
der  Sache  nach  aber  auftragsgemäss  ausgeführt.  Die  Bestimmung 
des  Gesetzes,  dass  der  Committent  gezwungen  werden  kann, 
den  Einkauf  als  für  seine  Rechnung  geschehen  anzuerkennen 
und  die  Waare  zu  dem  Limitopreise  zu  übernehmen,  ist  daher 
gerechtfertigt.  ^)     Der     Benachtheiligung     des    Committenten 


^)  Schon  im  römischen  Recht  war  es  streitig  —  der  Streit  selbst  wird 
§.  8,  J.  III.  26  vorgetragen,  cf.  Gajua  III.  §.  161,  L  3  §  2,  1.4,  1.33 
D.  mand.  171  (Glück  XV.  S.  280,  K ritz  Fand.  I.  S.  39,  Bravard- 
Teyriferes  II.  260ff.,  Delamarre  et  Lepoitvin  IL  N.  303  ff.,  B4- 
darride  N.  97,  Monrlon  III.  S.  446)  —  ob  der  Mandant,  der  den  Mandatar 
beauftragt  hat,  z  B.  einen  fundua  cornelianus  nm  den  Preis  von  100  zu  kanfen, 
den  von  dem  Mandatar,  wenn  anch  im  guten  Glanben  das  Interesse  des 
Mandanten  zn  wahren,  zu  110  ansgeföhrten  Einkauf,  als  nicht  ftlr  seine 
Rechnung  geschehen,  zurückweisen  dürfe,  selbst  wenn  der  Mandatar  von  dem 
Mandanten  nicht  mehr  als  den  Limitopreis  von  100  in  Anspruch  nehmen 
sollte.  Die  Sabinianer  entschieden  gegen  den  Mandatar  und  verweigerten  ihm 
jeden  Anspruch ;  denn  der  Mandatar  habe  das  Mandat  fiberschritten  ,  also 
ohne  Mandat  gehandelt;  wolle  er  daher  anch  die  Differenz  ans  Eigenem  be- 
streiten, so  stehe  ihm  doch  die  actio  mahdati  nicht  zu.  Anders  die  Procn- 
lianer;  denn  der  Mandatar,  der  die  Grenzen  des  Mandats  überschritten  habe, 
führe  durch  das  Anerbieten,  die  Differenz  zu  tragen  ,  die  Sache  wieder  anf 
den  Punkt  zurück,  anf  den  sie  durch  das  ursprüngliche  Mandat  gestellt  war. 
Der  Mandant  wollte  den  fundus  am  100  erwerben,  er  erwerbe  ihn  aber  nun 
in  der  That  um  diesen  Preis,  könne  sich  also  nicht  beklagen;  für  diese 
mildere  Ansicht  sprachen  sich  die  justinianischen  lostitntioneu  aus.  Für  die 
Ansicht ,  dass  der  Mandant  das  Recht  zur  Zurückweisung  des  Geschäftes 
haben  solle,  läset  sich  Folgendes  anführen:  Man  darf  nicht  einseitig  immer 
von  der  Annahme  ausgehen,  dass  der  Mandant  den  Einkauf  znm  Limito- 
preise anzunehmen  ans  eigensiuniger  Lanae,  aus  zn  missbilligender  Chicane 
verweigere;  man  denke  an  den  Fall,  dass  seit  der  Ertheilung  des  Auf- 
trags das  Vermögen  des  Mandanten  derartig  zerrüttet  worden  ist ,  dass 
ihm  der  beauftragte  Einkauf  höchst  lästig  fallen  muss ,  dass  aber  diese 
nngünstige  Aendernng  der  Vermögens  Verhältnisse  erst  zu  einer  Zeit  einge- 
treten, wo  der  Committent  nicht  mehr  in  der  Lage  war,  die  Commission 
rechtzeitig  zu  widerrufen.  Hätte  sich  in  einem  solchen  Falle  der  Com- 
missionär  getreu  an  die  Yordchrift  dej  Committenten  rücksichtlich  des 
Preises  gehalten,  so  wäre  der  Committent  nunmehr  von  jeder  Verlegenheit 
befreit.  Soll  nun,  weil  es  der  Commissionär  für  gut  gefunden,  die  Grenzen 
des  Auftrags  zu  überschreiten,  der  Committent  genöthigt  sein,  unter  dem 
Drucke  eines  ihm  unter  den  gegenwärtigen,  veränderten  Verhältnissen  höchst 
lästigen  Einkaufes  zu  verbleiben  und  Schaden  zu  leiden?  Dazu  kommt,  dass 
der  Commissionär  dadurch,  dass  er  sich  zur  Deckung  des  Unterschiedes  erbietet, 
den  Committenten  zur  Anerkennung  des  Geschäftes    zwingen   und   so  die  an- 
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darch  missbräuchücfae  Äasnutzung  der  Conjunctur  von  Seite  des 
Commissionürs  wird  znm  grossen  Theil  dadurch  vorgebeugt  (s. 
NoteT),  dass  der  letztere  verpflichtet  ist,  zugleich  mitderEiti- 

RSnittsen  Cbancen  dea  Geacli&flai  ftaf  den  Committealau  aberwälzen,  die  gao- 
stigen  fQr  sich  aoebeuten  kuiD.  Betragt  z,  B.  das  Limito  100  and  kaaft  der 
Commiagionär  zq  120  ein,  da  er  d&s  Gescbsri:  trotz  dee  hübersn  EiDbaafa- 
preises  iregen  einer  von  ilim  sicher  erwarteten ,  dansmden  HansBe  für  ge- 
Tinnbriagend  hilt,  so  kann  er  einerBsita,  wann  die  erwartete  Steigerasg  der 
Preise  eintritt,  die  Waare  fUr  eich  behalten  nnd  den  Gewinn  tUr  sicli  beziehen, 
andereTEsits  aber,  wenn  ein  starkes  Sinken  der  Preise  eintritt ,  eo  da,sa  sicil 
du  Schlnssre>nltat  der  Specnlation  als  nagtlQStig  berauBstellt ,  den  Commit- 
tentea  zningea,  dis  Waare  znm  Limitopreise  von  lOO  za  Bbernebman.  Wäre 
der  Preis  der  zn  120  eingekanften  Waare  nnr  anf  100  Befallen  ,  so  würde 
der  Comioirsionär  den  Committenten  in  Rnhe  lassen,  denn  er  kConts  ja  zn 
diesem  Preise  von  100  selbst  weiterverkaofea  ;  w&re  aber  der  Preis  noch  mehr, 
z.  B.  anf  80,  gefallen,  so  Terbielte  es  sich  anders ;  hier  wtre  es  (Bt  den  Com- 
mittenten  Ton  Wichtigkeit,  den  Binkanf  znrBckwaisea  zn  können;  allerdings 
könnte  der  Commissi onär  sagen,  dass  er  ja  den  Verlast  auf  sich  nehme,  ila  er 
die  Preiadiffereaz  ans  Eigenem  bestreiten  wolle,  allein  derCommissionir  opfert 
diese  Differenz  (ISO  —  100  =  20)  nur,  nm  nicht  einen  noch  grögseren  BelrsK 
verlieren  zn  mitssen  (120  —  80  =  40)  nad  wälzt  so  schliesslich  einen  Tbeil 
des  TerlDStes  aaf  den  Committenten.  Zwar  bStte  die  Speculation  auch  dann, 
wenn  der  Commissioaäc  das  Limito  100  gewia.tenhaft  eingehalten  hätte,  in 
Folge  der  aaf  80  eingetretenen  Baisse  dem  Committenten  Verlnst  gebracht, 
aliein  der  Znfall  hatte  ea  nnn  einmal  schon  so  gefügt ,  dass  der  Committenl, 
wenn  der  Commissionär  sich,  wie  es  seine  Pflicht  war,  an  den  Anftrag  ge- 
balten and  diei^eD  pAnktlich  ansgefUhrt  hStte,  diesmal  von  dem  drohenden 
Terlnsle  befruit  geblieben  wilre  ;  denn  da  die  bnchstäbliche  AusführaDg  des 
Anftrags,  die  Einhaltnag  des  Preislimito,  nnmügllch  war,  so  hätte  die  ganze 
Operation  nnterhleiben  mSssen  ,  wodurch  das  Interesse  des  Committenten  am 
besten  gewahrt  gewesen  wäre.  Soll  nnn  deshalb,  well  der  Commissionür  die 
Grenze  des  Auftrages  wissentlich  äberschritteo  ,  den  Committenten  ein  Ver- 
lnst treffen  7  lu  der  Deberschreitnng  des  Auftrags  liegt  eine  Pflichtverlelzang 
des  Commissionärs ,  welche  im  Erfolge  dem  Committenten  Schaden  gebracht 
hat;  es  iat  nnr  billig,  dass  der  Commissionär  für  die  Folgen  dea  V«iBchal- 
den£  aufkomme;  er  hat  anrtrags widrig  gehandelt,  er  hat  ein  ganz  nenea 
Geschäft,  daher  zunächst  fär  seine  Bechnnng  nnd  Gefahr  ,  abgeachlossen ;  er 
'  muBste  wissen,  dass  der  Committent  zn  genehmigen  haben  würde,  nnd  sich  auf 
dessen  Weigerong  gefasst  machen.  Tgl.  noch  sächs.  6b.  §.  1305.  Hat  der 
Beaoftragte  das  Geschäft  unter  nngOnstigeren  Bedingungen  zu  Stande  ge- 
bracht, als  ihm  anfgetrsgen  ist,  ohne  dass  anznnehmen  ist,  dass  der  Auf- 
traggeber zu  der  Abweichung  ermächtigt  haben  wurde,  wenn  er  die  Dmatünde 
gekannt  hätte,  welche  die  Abweichung  veranlasien,  so  gilt  der  Auftrag  nnr 
dann  als  erfSilt ,  wenn  der  Beauftragte  den  durch  die  nngünatigen  Bedin- 
gungen   entstehenden  Nachtheil  ilberuimnit. 
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kaufsanzeige  zu  erklären,  dasö  er  den  Mehrbetrag  aus  eigenen 
Mitteln  bestreiten  wolle,  dass  er  also  nicht  mehr  berechtigt 
ist,  eine  Anerkennung  des  Einkaufs  von  Seite  des  Commit- 
tenten  zu  erzwingen,  nachdem  er  einmal  die  Einkaufs- 
anzeige  ohne  solche  Erklärung  erstattet  hatte.  In  einer  An- 
zeige der  letzten  Art  liegt  die  Oflferte  eines  neuen  Geschäftes, 
welche  der  Committent  nach  Belieben  annehmen  oder  zurück- 
weisen kann.  Nur  besteht  der  ßechtssatz  (Art.  364  Abs.  2), 
dass  hier  das  blosse  Schweigen  stets  als  Annahme  der 
Offerte  gilt. 

Der  Commissionär  hat  demnach  das  Hecht,  dadurch 
dass  er  sich  rechtzeitig^),  d.  h.  mit  der  Einkaufsanzeige  zur 
Deckung  des  Unterschiedes  erbietet,  den  Committenten  zur 
Anerkennung  des  Geschäftes  zu  zwingen.  Es  ist  aber  in  der 
Natur  der  Sache  begründet,  dass  es  dem  freien  Willen  des 
Commissionär -i  überlassen  sein  muss,  ob  er  *sich,  um  die  Aus- 
führung der  Commission  überhaupt  möglich  zu  machen,  ein 
solches  Opfer  auferlegen  wolle  oder  nicht.  ^®) 

Hat  er  einmal  die  Anzeige  mit  dem  Deckungsanerbieten 
abgesendet,  so  kann  er  nicht  mehr  widerrufen,  das  Geschäft 
als  für  seine  Rechnung  geschlossen  behandeln  und  die  ein- 
gekaufte Waare  behalten;  denn  es  ist  nicht  so  anzusehen, 
als  ob  er  in  diesem  Falle  einen  Antrag  gestellt  hätte,  der 
allerdings  noch  während  einer  gewissen  Zeit  —  bis  zum  Ein- 
langen  bei  dem  Adressaten  (Art.  320  Hgb.)  —  zurückgenommen 
werden  könnte;  er  hat  vielmehr  nur  die  Anzeige  gemacht, 
dass  er  den  Auftrag  ausgeführt  habe,  in  dessen  Grenzen  er 
ja  durch  das  rechtzeitige  Anerbieten  der  Waare  zu  dem 
Limitopreise  zurückgetreten  ist.  Eine  Befugniss  zum  Wider- 
ruf stände  auch  mit  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  in  Wider- 
spruch; der  Commissionär  könnte  auf  Kosten  des  Committenten 

^)  Phoonsen  (bei  Siegel  1.  c.)  Cap.  25  §.  20:  Wenn  ein  Commis- 
sionär seine  Ordre  überschritten  nnd  seinem  Principal ,  dem  er  von  seinem 
Kegoz  Nachriebt  gibt,  zngesteht,  die  üeberschrijitnng  bei  Disapprobation  auf 
sich  za  nehmen,  so  mnss  der  Principal  das  geschehene  Negoz,  wie  solches 
abgehandelt  worden,  approbiren. 

«0)  Ebenso  Meier  im  C.  0.  f.  deutsch.  H.  u.  W.  R.  VIII.  S.  318. 
Sein  Grnnd  ist,  dass  Art.  364  dem  Commissionär  nicht  neue  Pflichten  aufer- 
legen, sondern  Erleichterungen  gewähren  wolle. 
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apeculiren,  z.  B.  brieflich  die  Einbaufsaazeige  übersenden  und , 
sieb  zugleich  zur  Deckung  des  Unterschiedes  erbieten  und 
dann  telegraphiscb  widerrufen. 

Hat  der  Commissionär  durch  das  rechtzeitige  Anerbieten 
zur  Deckung  des  Unterschiedes  die  Verletzung  des  Auftrags 
sanirt,  so  ist  nunmehr  die  Grefahr  riicksichtlich  der  über  dem 
Limito  angekauften  Waare  vod  dem  Committenten  zu  tragen 
(oben  S.  207,  208),  denn  die  Voraussetzung,  unter  welcher  der 
Committent  zur  Anerkennung  des  von  dem  Commissionär  ab- 
geschlosseneu Geschäftes  nach  dem  Gesetze  gezwungen  ist, 
erscheint  als  verwirklicht. 

Dadurch,  dass  der  Committent  dem  Commissionär  den 
Ersatz  des  ganzen  Einkaufspreises  anbietet,  kann  er  den 
letzteren  nicht  zwingen,  ibm  die  mit  Ueberschreitung  des 
Limito  eingekaufte  Waare  zu  liefern '');  denn  es  liegt  hier 
(s.  oben  S.  102,  I9i  fg.)  keine  negot.  gestio  vor,  welche  der  Com- 
mittent zu  ratihabiren  ein  festes  Recht  hat,  vielmehr  hat  der 
Commissionär  dadurch,  dass  er  einen  höheren  als  den  limitirten 
Preis  bezahlte,  ein  dem  Committenten  ganz  fremdes  Geschäft 
abgeschlossen.  Wie  es  einerseits  im  Belieben  des  Commissio- 
närs  steht,  ob  er  dieses  Geschäft  dem  Committenten  anbieten, 
oder  für  seine  eigene  Rechnung  behalten  will,  so  steht  { 
andererseits  im  Belieben  des  Committenten ,  ob  er  das  ai 
gebotene  Geschäft,  so  wie  es  abgeschlossen  worden  ist,  geneh- 
migen wiU,  oder  nicht.  In  gewisser  Beziehung  erscheint  aber  der 
Committent  allerdings  dem  Belieben  des  Commissionärs  preis- 
gegeben und  die  Möglichkeit  von  Missbräuchen  nicht  ausge- 
schlossen. Lässt  nämlich  der  Einkauf  trotz  des  bezahlten  höheren 
Einkaufspreises  eine  Gewinnstchance  offen,  so  ist  der  Commis- 
sionär in  der  Lage,  den  Gewinn  sich  selbst  zuzueignen.  Der 
Committent,  der  den  Einkauf  gerne  für  sich  gelten  lassen  wollte, 
wenn  er  auch  in  Folge  der  Ueberschreitung  des  Limito  selbst- 
verständlich nur  weniger  gewinnen  kann  ,  als  wenn  das  Li- 
mito eingehalten  worden  wäre ,  könnte  das  Geschäft  doch 
nicht  als  für  seine  Rechnung  geschlossen  in  Anspruch  nehmen 
and  80  würde  ihm  in  Folge  der  Weigerung  des  Commissio- 
närs das  Geschäft   als    für  Rechnung  des  Committenten    ge- 

")  UebereiDstlinmeDd  Meier  I.  e. 
QrüDhnt,  Beeilt  dea  Cammissions Handels.  fi? 
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elten  zu  lassen,  auch  dieser  geringere  Gewinn  ver- 
.  Ist  aber  Verlust  die  voraussichtliche  Folge  dea 
men  Einkaufs,  so  ist  der  Commiesionär  in  der. 
rch ,    dass  er  selbst   einen   Theil   des   Verlustes, 

Differenz  zwischen  dem  limitirten  und  dem  be- 
ise,  auf  sich  nimmt,  denselben  zam  Theil  dem 
;n  aufzubürden,  dem  freilich  kein  Unrecht  geschieht, 

die  bei  seiner  Speculationsunternehmnng  gemachte 
schnung  schlieaslich  aufzukommen  hat.  Der  Com- 
alao  einerseits  nicht-  in  der  Lage ,  im  Falle  einer 
ance  den  Commiasionär  zur  Ueherlassung  des  Ein- 
ftes  zu  zwingen,  bann  aber  andererseits  gezwungen 
i  Falle  einer  Verlustgefahr  das  Geschäft  ak  für 
.ung  abgeschlossen  gelten  za  lassen  "};  allerdings 
e  Gefahr  für  den  Committenten  sowohl  dadurch, 
wenn  er  ein  Sinken  der  Preise  befürchtet,  wider- 

als  auch  durch  die  gesetzliche  Vorschrift  weaent- 
ert,  dass  sich  der  Commissionär  zugleich  mit  der 
:eige  zur  Deckung  des  Unterschiedes  erbieten  müsse. 

)egründete  Ueberschreitung  des  Limit o. 
i  der  Einkaufaauftrag  zumLimito  oder  gar  unter 
lesorgt  werden ,    ist   also  der   Commissionär  vom 

steht  im  Widersprach  mit  dem  Ausspruch  des  P&nlas  l.  3  §.  2 

iiii^unt  eal  iion  etse  mihi  cum  illo  actionem  n  noli',  ÜU  vero  li 
€.  ADch  in  anderer  Beziehung  ist  darch  Art.  364  Abs.  1  and  % 
Dgleicbheit  in  die  gegtnaeilige  Siellang  des  Comoiiuiooärs  nnd 
gebracht;  man  könnte  zwar  glauben,  dass  die  Bestimmang  ,dea 

des  Committenten  zur  aofortigea  Srkl&rang  aber  die  Ableh- 
:b  die  Billigkeit  gebotenes  CoroUar  des  Abs.  1  sei  (Zwang  des 
:  sich  sofort  zur  Deckung  des  UnterBchiedes  zd  erbieten);  allein 
der  Stellung  wäre  nur  dann  vorhaoden,  wenn  der  Commis- 
ir  berechtigt,  sondern  aocli  unter  Umständen  verpflichtet 
ito  zu  überschreiten.  Veun  sich  der  Commissionftr  sofort  zar 
Inteischieiles  bereit  erklären  muss,    so  findet  diese  Pflicht  ihr 

seinem  Rechte  den  Cemmitteaten  in  solchem  Falle  zur  Aner- 
escbäftes  zwingen  za  koonen;  obwohl  aber  der  Commitlent 
luea  muss.  so  fehlt  es  an  jedem  Aei^uivalente  fDr  diese  gesetz- 
!QD  der  Comnissionur  ist  in  keinem  Falle  gezwangen  im  lotei^ 
ittenten  das  Limite  zu  oberschreiten. 
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Limito  ohne  zwingende  Gründe  abgewichen ,  so  fe 
Committent  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Commi 
lassen  and  auaserdem  wegen  des  ihm  durch  die  U 
ftihruDg  der  Commission  zugefügten  Schadens  Ersatz  ver 
denn  dem  Commissionär  fällt  in  dieser  Beziehung  t 
schulden  zur  Last,  für  welches  er  haften  muss.  Bew 
Committent,  dass  der  Commissionär  im  Stande  gewese 
den  EinVaufsauftrag  instractionsgemäss  auszuführen, 
er  Anspruch  auf  das  Interesse,  welches  der  Einkani 
er  völlig  auftragsmässig  ausgeführt  worden  wäre, 
Committenten  gehabt  hätte,  so  als  ob  der  Commissic 
Commissionswaare  zum  Limitopreise,  resp.  zu  dem  gei 
Preise,  zu  dem  er  sie  hätte  einkaufen  können ,  auch 
eingekauft  hatte.  Als  entscheidende  Basis  für  die  Hob 
Interesses  gilt  der  Zeitpunkt,  zu  welchem  der  Einki 
Auftrag  gemäss  hätte  ausgeführt  werden  können  und 
also  der  Unterschied  zwischen  dem  gegenwärtigen  Vi 
des  Committenten  —  zur  Zeit  des  Urtheils  —  und  d 
mögen  desselben,  wie  es  sich  gestaltet  hätte,  wenn  d 
mission  gehörig  ausgeführt  worden  wäre.  Der  Con 
kann  aber  die  Basis  der  Schadensaufstellung  nicht  nac 
-willkürlich  gewählten  Zeitpunkte  bestimmen  '*)  und  ve 
dass  seiner  Forderung  auf  das  Interesse  z.  B.  der  jetzig* 
niedrige  Marktpreis  der  Waare  zu  Grunde  gelegt  we: 

§.  40. 
Die  Creditgewährung  bei  der  Verkaufscommission 

Bei  der  Verkaufscommission  gilt  der  Commi 
wenn  es  der  Committent  nicht  ausdrücklich  oder  stillsch 

")  E.  0.  H.  e.  Bd.  U,  V.  19  S.  88. 

■)  Art.  387  preass.  Entw.  al.  l  =  Art.  369  al.  1  Hgb.; 
al.  3:  Insoweit  jedocli  der  Haadelagebranch  am  Orte  des  Gesell 
Creditgeben  mit  licb  brlnst  a.  s.  v.  (wie  ftl.  3  Art.  369  Hgb.); 
al.  3  stimmt  mit  Art.  369  al.  3  Heb.  übereiu,  not  dass  es  in  Ar 
Scbluase  beisat:  „so  hat  er  nar  diesen  (Preis),  keinenfalla  aber  eii 
geren  als  den  anftraggemäasen  Preis  zn  Tergüten.  Art.  315  Ent 
al.  l  =  Art.369  al.  1  Hgb. ;  in  al.2  heiaat  es  anstatt:  „das  Creditgel 
Oewilirting  von  TorschOssen  anf  erkanfte  Waaren  oder  das  Cred 
Eanfpreisea"  ;  al.  3  =  Art.  3<i9  al.  3  Hgb. ;  Art.  346  Entw.  II.  Les.  a 
=  Art.  369  al.  2  and  3  Hgb. 
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untersagt    hat,    den    Kaufpreis 2)    zu    creditiren    schon   dann 
als  berechtigt,    wenn  und  insoweit  dies  der  Handel sgebrauck 


*)  Von  anderer  Seite  wnrde  vorgeschlagen,  im  2.  Abs.  des  Art.  287 
preass.  £ntw,  ausdrücklich  auszusprechen,  dass  nnter  den  erwähnten  Yorans- 
Setzungen  der  Commissionär  auch  Yorschnss  zu  geben  berechtigt  sei,  weil 
man  in  manchen  Geschäften  ohne  Yorschüsse  gar  nicht  durchkomme  und  füg- 
lich annehmen  könne,  dass  jeder  Kaufmann  die  Handelsgebränche  der  Orte 
kenne,  an  welchen  er  durch  Commissionäre  Ilandel  treibe.  Daher  wnrde  fol- 
gende Fassung  beantragt :  „Insoweit  jedoch  der  Handelsgebranch  am  Orte  des 
Geschäftes  die  Gewährnug  von  Vorschüssen  anf  erkaufte  Waaren  oder  das 
Creditiren  von  Verkanfspreisen  mit  sich  bringt.**  Andere  Mitglieder  hielten 
es  aber  für  bedenklich,  dem  Commissionär  das  Recht,  Vorschüsse  anch  ohne 
Anfrage  bei  dem  Commiitenten  zu  ertheilen,  einzuräumen.  Bei  der  Abstim- 
mung wurde  der  Antrag  mit  11  gegen  6  Stimmen  zum  Beschlüsse  erhoben 
(Prot.  708).  Iq  zweiter  Lesuug  wurde  zu  Art.  315  Entw.  I.  Les.  al.  2  mit 
Rücksicht  anf  die  Härte  für  den  Committenten  die  Streichung  der  Worte 
„die  Gewährung  von  Vorschüssen  auf  erkaufte  Waaren**  beantragt,  aber 
mit  11  gegen  3  Stimmen  abgelehnt  (Prot.  1200);  im  weiteren  Verlaufe  der 
Disenssion  wurde  der  Antrag  auf  Streichung  der  erwähnten  Worte  von 
neuem  gestellt  (Prot.  1203),  denn  eine  solche  Bestimmung  harmonire  nicht 
mit  dem  Wesen  der  Einkaufscommission  und  werde  gewiss  im  grössten  Theile 
Deutschlands  nicht  einmal  verstanden  werden.  Der  Einkaufscommittent  sage 
zu  dem  Commissionär:  „ Verschaffe  mir  die  und  die  Waare  zu  dem  und  dem 
Preise  bis  zu  der  und  der  Zeit.**  Welche  Mittel  nun  letzterer  aufwende,  den 
Auftrag  auHzuführen,  gehe  ersteren  nichts  an;  man  könne  dem  Committenten 
nicht  zumuthen,  wenn  der  Commissionär,  um  den  Auftrag  auszuführen  und 
seine  Provision  zu  verdienen,  einen  Yorschnss  leiste,  dies  für  seine,  des 
Committenten,  Rechnung  anzuerkennen.  Die  Aensserungen  der  Sachverstän- 
digen, auf  welche  in  den  Discussionen  Bezug  genommen  worden,  könnten  nur 
die  Bedeutung  haben  zu  constatiren,  dass  Vorschussleistungen  durch  den  Com- 
missionfir  vorkämen,  die  Sachverständigen  könnten  aber  nicht  gemeint  haben, 
dass  solche,  abgesehen  natürlich  von  der  Zustimmung  des  Committenten,  für 
Rechnung  des  Committenten  geschehen,  d.  h.  dass  von  dem  Tage  des  Vor- 
schusses der  Commissionär  Zinsen  berechnen  könne  oder  dass,  wenn  die 
Vorschussempfänger  weder  Waare  liefern ,  noch  das  Geld  zurückzahlen  würden, 
der  Committent  sein  Geld  verliere;  es  sei  unmöglich  etwas  derartiges  ohne 
üebereinkommen  unter  den  Parteien  zn  statuiren  und  könne  ein  solcher 
Handelsgebrauch  durchaus  nicht ,  wenigstens  nicht  in  den  deutschen  Landen , 
als  bestehend  anerkannt  werden.  Dagegen  wnrde  vorgebracht,  es  könne  mit 
Grund  die  örtlich  übliche  Vorschussertheilung  für  Rechnung  des  Commit- 
tenten nicht  beanstandet  werden  ^  wenn  man  das  Creditiren  des  Kaufpreises 
auf  seine  Gefahr  gestatte,  denn  es  sei  gleichgiltig ,  ob  der  Commissionär, 
ohne  Geld  zu  erhalten,  die  Verkaufswaare  des  Committenten  oder  dessen 
Geld,  ohne  sogleich  die  gekaufte  Waare  zu  erhalten,  hingebe;  der  beanstan- 
dete Gebrauch  der  Vorschussertheilung  bestehe  ganz  allgemein  bei  dem  Korn- 
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Der  Commissionär  hat  sich  rücksichtlich  der  Modalitäten 
dieser  befugten  CreditgewähruDg  mit  der  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmannes  und  so  zu  verhalten ,  wie  es  der  Handels- 
gebrauch mit  sich  bringt.  *)  Gewährt  der  Commissionär  einen 
dem  Handelsgebrauche  nicht  entsprechenden  Credit,  so  liegt 
eine  unbefugte  Creditgewährung  vor,  ebenso  wie  wenn  der 
Commissionär  sonst  ohne  specielle  Grestattung  den  Kaufpreis 
creditirt  oder  gar  gegen  die  imperative  Vorschrift  des  Com- 
mittenten,  nur  unter  gewissen  Modalitäten  Credit  zu  gewähren 
oder  nur  gegen  baar  zu  verkaufen,  gehandelt  hätte.  Der  Com- 
missionär handelt  in  allen  diesen  Fällen  nicht  als  Commissionär, 
sondern,  da  es  sich  um  eine  Disposition  über  das  dem  Com- 
mittenten  objectiv  bereits  vor  dem  Beginn  der  gestio  des 
Commissionärs  angehörige  Coramissionsgut  handelt,  als  negot, 
gestor  (oben  S.  182  ff.).  Ob  er  den  Committenten  (mittelst  der 
a^.  neg.  gest.  contr.)  zur  Anerkennung  dieses  Geschäftes  zwingen 
könne,  ist  nach  den  Grundsätzen  der  negot.  gestio  zu  beant- 
worten ,  wobei  zu  beachten  ist,  dass  er  nicht  in  allen  Fällen 
unbefugter  Creditgewährung  gegen  das  Verbot  des  Commit- 
tenten Credit  gewährt  hat.  Das  Gesetz  gestattet  aber  jeden- 
falls dem  Commissionär,  wenn  der  Committent  die  unbefugte 
Creditgewährung  nicht  genehmigt,  dadurch,  dass  er  selbst  so- 
fortige Zahlung  als  Schuldner  des  Kaufpreises  leistet,  die 
Ueberschreitung  des  Auftrages  {excessus  mandati)  zu  saniren  und 
die  Zurückweisung  des  nunmehr  in  die  Grenzen  des  Auftrags 
zurückgetretenen  Ge.^chäftes  zu  verhindern.  Während  aber 
bei  der  ueberschreitung  des  Einkaufslimito  der  Commissionär, 
der  die  Anerkennung  des  Geschäftes  erzwingen  will,  sich 
sofort  mit  der  Einkaufsanzeige  zur  Deckung  des  Unter- 
schiedes erbieten  muss,  kann  hier  die  Zahlung  des  Kauf- 
preises erst  geschehen ,  wenn  der  Committent  die  unbefugte 
Creditgewährung  nicht  genehmigt  hat;  dem  Interesse  des 
Committenten  ist  dadurch  Genüge  geschehen;  er  weiss  ja 
einerseits  schon,   dass  er  über  die,  wenn  auch  unbefugt,  auf 


♦)  Casaregis  disc,  125  N.  10:  Mandatariaa  qui  vendidit  merces  #1*6 
ßde  pret'ii  mercatori  hahito  communiter  idoneo^  non  tenetur  ad  damni  refec- 
iionem  ai  poatea  mercator  decoxerit.  Stracch.  de  rmrcai,  tit.  mandat.  N.  36 
p.l63.  Marquard/iÄ.  //.  cop.  XL  iV.  58— 60p.  308;  vgl.  auch  Hamburger 
Statut  part.  2  Tit.  12  Art.  7. 
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zu  verkaufen,  so  hat  der  Commissionär  sofort®)  Zahlung  zu 
leisten.  Der  Committent  hat  aber  auch  das  Recht,  anstatt  dessea 
die  noch  ausstehende  Forderung  des  Commissionärs  als  dominus 
negotii  gemäss  Art.  368  Hgb.  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 
War  die  Creditgewährung  zwar  gestattet,  aber  nur  ugter  ge- 
wissen Modalitäten,  so  hat  der  Commissionär  für  die  Zahlung 
unter  den  betreffenden  Modalitäten  einzutreten  ;  wenn  z.  ß.  der 
Committent  die  Gewährung  von  Credit,  jedoch  nur  auf  3  Monate, 
gestattet  und  der  Commissionär  auf  6  Monate  Credit  gewährt 
hätte,  so  läge  eine  gegen  den  erklärten  Willen  des  dominus 
vorgenommene  neg.  gestio  des  Commissionärs  vor;  der  Com- 
mittent könnte  seine  Rechte  aus  derselben  geltend  machen, 
resp.  mit  der  Mandatsklage  Ersatz  wegen  nicht  auftrai^s- 
mässiger  Ausführung  verlangen,  also  beanspruchen,  dass 
der  Commissionär ,  wenn  nach  Ablauf  des  von  dem  Commit- 
tenten  vorgeschriebenen  dreimonatlichen  Zeitraumes  Zahlungs- 
unfilhigkeit  des  dritten  Contrahenten  eintreten  sollte,  selbst 
die  Zahlung  leiste.  Der  Committent  kann  auch  unter  Um- 
ständen (Art.  306  Hgb.)  die  auftragswidrig  auf  Credit  ver- 
kaufte Waare  vindiciren.  Hätte  der  Committent  die  Waare 
dem  Commissionär  noch  gar  nicht  übersendet,  so  stünde 
ihm  das  Recht  zu,  den  auftragswidrigen  Verkauf  als  nicht 
für  seine  Rechnung  geschehen,  als  ein  ihm  ganz  frem-les 
mgt^ttumy  zurückzuweisen  und  die  Waare  zu  behalten. 

Der  Committent  hat  in  keinem  Falle  auf  mehr  Anspruch, 
als  was  bei  auftragsmässiger  Ausfuhrung  der  Commission  er- 
zielt worden  wäre;  da  bei  dem  Verkaufe  auf  Credit  mit  Rück- 

« 

sieht  aut  die  spätere  Zahlungszeit  in  der  Regel  ein  höherer 
Kaufpreis  bewilligt  wird,  so  würden  sich  die  Ansprüche  des 
Coramittenten  bei  dem  auftraggemässen  Verkaufe  gegen  baar 
in  der  Regel  nicht  so  hoch  belaufen ,  als  der  mit  dem  dritten 
Contrahenten  bedungene  Kaufpreis  beträgt.  Beweist  nun  der 
Commissionär,  dass  bei  dem  Verkaufe  gegen  baar  der  Preis 
ein   geringerer   gewesen    wäre    —    dass  der  erreichte  höhere 


*)  So  «ach  Hsrb.  t.  Guatemala  Art  100:  En  el  ceuo  de  que  el  comi- 
*u"»<'u  n^H'Ui  %u    nr.tl^^    fsti:nJ-if  f^presamenie  prokitido ,    serd  respotisahle  a* 
i\  K»  .Vn.V  »»•.*   iN'.Vr    da    Jiw    r^R'ii*   y    rf*  los  danos  y  perjuiehs  gut  de  ellcts  se 
M,i.>rtM:   Span.  Hjcb.  Art,  154  (oben  S.  142  Note  1),  portng.  Hgb.  Art.  52, 
a  rgettf,  H^b.  (a.  rrttguar^  Art.  362  al.  1,  ital  Entw.  Art.  420  al.  1. 


Preis  darch  die  Creditgewährnng  bedingt  sei,  wird  im  Zweifel 
aDZQnehmen  sein,  da  die  Natur  der  Handelsgeschäfte  diesen 
Causslnexus  mit  sich  bringt ')  — ,  so  hat  er  nur  diesen  Preis, 
resp.  wenn  ein  Limito  für  den  Verkaufspreis  gesetzt  ist,  den 
Unterschied  gemäss  Art.  363  za  vergüten  (Art.  369  Abs.  3 
Hgb.;  ebenso  §.  375  Abs,  3  nngar.  Hgb.). '") 

§.  41. 
Das  Recht  auf  die  Auslieferungsprovision  bei  der  Verkaufs- 
commission. 

Von  der  Regel'),  dass  für  Geschäfte,  welche  nicht  zur 
Ausführung  gekommen  sind,  eine  Provision  nicht  gefordert 
■werden  könne,  anerkennt  das  Gesetz  (Art.  371  Abs.  2  Hgb.), 
in  üebereinstiramung  mit  dem  an  vielen  Plätzen  herrschenden 
Handelsgebrauche ,  bei  der  Verkaufs commission*)  zu 
Gunsten  des  Commissionärs  eine  Ausnahme,  für  welche  be- 
sondere Billigkeitsgründe  sprechen.  Wenn  nämlich  der  Com- 
missionär  Waaren,  welche  bei  ihm  consignirt  waren  und  mit 
deren  Verkauf  er  beauftragt  war,  vor  ausgeführtem  Verkaufe 
zurückgeben  muss,  so  hat  er  das  Recht  auf  die  Auslieferungs- 
provision,    sofern  eine    solche    ortsgebräuchlich    ist.') 

')  TreitBchte  S    2«. 

">l  Ebeneo  fSr  das  franz.  Becbt  Pardeisns  1.  C.  N.  567,  AlaDZ.et 
ZI.  N.845.  Im  Hinblictc  auf  daa  (tod  Hambnrg)  gestellte  ModUdid  N.  3S9 
wurde  die  heatige  FasRong  des  Art.  369  Hgb.  angenommen  (Prot.  5092). 

■)  Vgl.  oben  S.  264  fg.  Wo  anch  im  Falle  der  NichUnsfilhrans  de« 
AnftrigeB  pro  modo  /aborit  ireoigstens  ein  verhältnissmäasiger  Tbeil  der  Pro- 
visioD  geacbnldet  wird  (oben  S.  270  Note  10,  S.  272  Kote  14)  bedarf  es  keiner 
■besonderen  Bestimmung  aber  die   AailiefemngsproTiaion. 

■)  Art.  371  Hgli.  gpricbt  zwar  allsemein,  doch  kommt  die  Ansliefernnga- 
provisioD  beiaabe  annscbli esslich  bei  der  Verlan fsoommiaaion  vor;  für  die 
SpeditioD  s.  nnten  §.  47 1  vgl.  scbweiz.  Eatw.  v.  1876  Art.  384.  Das  nngar. 
Hgb.  §.  377  Abs.  i  beachränbt  seine  Bestimmnng  anf  die  VerkanfscommiasioD: 
Eladdai  bisomdtii/ndt  azonbaii,  ha  az  ügylet  a  hiiomdnyoi  hibAjün 
kivüi  ntm  viiU  fogunaloti'kiUÖ ,  ez  az  liru  vUsiaadiaakor  dijl  köveielhet,  a 
taennyiben  et(  a  kelyOeli  kerethrdeimi  gzoliii  megenz/tdi. 

*)  Art.  289  Abs.  3  prenaa.  En(w,  (oben  S.  264  Note  5).  ebenso  R.  H.  6.  B. 
Tit.  V.  Art.  9  and  in  Navhahmung  desselben  Züricher  Gb.  §.  Iij24;  Art,  3L7 
Abs.  3  Entw.  I.  Les.  =  Art.  348  Abs.  2  Satz  2  Ent».  II.  Lea. .  welche  mit  der 
gegenwärtigen    Faaanng    des   Art.  371  Abg.  2  Satz  2    bis  auf  das  Wort  „orts- 
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In  derselben  ist  also  nicht  eine  Entlohnnng  wegen  eines  be- 
wirkten Verkaufes  gelegen,  sondern  eine  Entschädigung  wegen 
der  auf  den  Empfang  und  auf  die  Aufbewahrung  der  consig- 
nirteu  Objecte  aufgewendeten  Sorgfalt  und  zugleich  wegen 
des  in  der  Regel  versuchten  Verkaufes. 

Liegt  eine  besondere  (auadriicklicbe  oder  stillschweigende) 
Vereinbarung  der  Parteien  über  die  AuBlieferungsprovision 
vor ,  so  ist  zunächst  diese ,  ausserdem  aber  der  Gebranct 
des  Ortes,  wo  das  aufgetragene  Greschäft  ausgeführt  wird, 
also  in  der  Regel  des  Ortes  der  Handelsniederlassung  des 
Commissionärs  massgebend,  und  zwar  nicht  nur  in  Beziehung 
auf  die  Höhe  der  Auslieferungsproviaion  *) ,    sondern  auch  in 

gfbrän  eil  lieh'  aostntt  „ortsüblich'  übsreiosUmmen.  Bei  der  BeTathnng  in 
Irrster  Lesung  meinte  eio  Abgeordaeter ,  es  werde  zwar  nar  bei  Verkanfs- 
commiäsioueu  io  dem  Falls,  weDO  vor  bewirktum  Verkaufe  die  Waare  zarni^k- 
genoDinien  werde,  eine  Provision  bewilligt,  nod  diese  gewöhnlich  AnalieferangB- 
provision  geuannt,  diese  Provision  pflege  aber  nicht  bios  nater  dea  Vortaa- 
setznngen  des  Entw.  Art.  2S9.  sondern  allgemein  bewilligt  zn  werden,  wenn 
obne  Scbnlil  des  CemniissioDlirs  die  VerkaufscomaiissioD  nicht  habe  realisirt 
werden  kSnoeD ;  sie  koDime  z.  B.  gerade  am  bänflgstaa  in  dem  von  dem 
Entw.  gar  nicht  berührten  Falle  vor,  wenn  dem  Cammiagionär  ein  I.imiium 
geheizt  sei,  und  dieses  trotz  aller  seiner  BemilhnnKen  nicht  erreicht  «erden 
konnte,  der  Committeat  aber  dadurch  veranlasst  worden  sei,  über  die  Waare 
auderweilig  zu  Verlagen  ;  übrigens  bedürfe  es  keiner  weiteren  AofzäblanK 
der  VorSDsscIZQDgen,  wenn  man  das  Recht  anf  eine  solche  Provision  nich 
Orlsgebranch  beurtheile ;  wenn  man  aber  nach  dem  Satze :  „aoferu  eine  solcho 
ortsüblich  ist",  andere  Voraassetzungen  aa/zahle ,  ko  werde  in  «llen  Fällen 
das  Hecht  auf  eiue  Berechnung  derselben  abgeschnitten,  in  welchen  keine  der 
erwähnten  Varaunaetzungen  zulrefl'e,  obschon  sie  vielleicht  auch  da  zweifellos 
hergebracht  sei.  Daher  wurde  der  Antrag  auf  Streiclinng  des  Satzes  „wena 
er  das  ihm  n.  s.  w.  (oben  S.  264  Kote  5)  zarUckgebea  muss"  gestellt.  Dagegen 
wtirile  aber  voi gebracht,  die  Aufzahlung  der  einzelnen  hanptsächlichstea 
Voraus  Setzungen  der  ADglieferangsjirovlsion  si:bliesse  eine  analoge  Anwendaag 
des  Art.  nicht  aus.  Eine  solche  Aufzählung  sei  aber  nothweudig,  weil  sia 
zur  Festsietlnng  des  Begriffes:  Aaslieferungeprovision  diene.  Ein  andere* 
Hitglied  beautragte,  um  diesen  Bedenken  abzabelfea,  zn  setzen:  „wenn  über 
das  ihm  zum  Verkaufe  Ubergebene  Gut  von  dem  Commiltenten  hnderw«itis 
verfägt  wird".  Ein  anderer  Abgeordneter  wollte  die  Streichung  der  Woria 
„sofern  eine  solche  ortdüblich  ist",  um  die  AnsliefemngsprovisioD  allgemein 
für  zulässig  zn  erklären,  wenn  sie  auch  an  einem  gewissen  Orte  nicht  her- 
gebracht sei  (Prot.  716). 

')  Gewöhnlich  die  halbe  Provision  Bender  I.  S.  225,  Holtin»  I. 
S.  186,  Vincens  1.  c.  11.  S  133,    Delajuarre  et  Lepoitvin  III.  N.  77; 


—    42.S   — 

§.  42. 
Das  Eigenthum  am  Commissionsgute. 

a)  Bei  der  VerkaufscommissioD. 
Bei  der  VerkaufFcommiasion  verbleibt  daa  Eigentbum 
des  Commissionagutes  bei  dem  Com  mitten  ten.  ')  Der  Commit- 
tent  kann  daher  im  falle  der  ConcurserÜfFnung  über  das 
Vermögen  des  CommissioTiärs  das  in  der  Concursmasse  des 
letzteren  befindliche  Commissionsgut  vindiciren.  *)  Der  Com- 
missionär  scbliesst  den  Verkaufsvertrag  in  eigenem  Namen 
ab  und  tradirt  dann  in  eigenem  Namen  daa  verkaufte  Com- 
missionsgut;  während  aber  aus  dem  Kaufvertrage  ein  Obli- 
gationsverhältniss  zunächst  nur  für  und  gegen  den  handelnden 
Commissionär  erwächst  und  keineswegs  dieselben  Wirkungen 
eintreten,  als  ob  der  Committent  selbst  den  Verkauf  abge- 
schlossen hätte,  so  geht  durch  die  Tradition  des  Commissionärs 
das  Eigenthum  der  verkaufsen  Waareo  unter  den  Voraus- 
setzungen des  Art.  306  Hgb.  direct  von  dem  Committenten 
auf  den  Käufer  über  mit  derselben  Wirkung,  als  ob  der 
Committent  und  Eigenthümer  des  Commisslonsgutes  selbst 
die  Tradition  derselben  vorgenommen  hätte. 

bj  Bei  der  Einkaufscommission. 
Die  Frage,  wer  Eigenthümer  des  von  dem  Commissionär 
in  eigenem  Namen,  jedoch  im  Auftrage  and  für  Rechnong  des 
Committenten  eingekauften  und  dem  Commissionär  tradirten 
Commissionsgntes  werde,  war  von  jeher  zweifelhaft  und  ist, 
da  eine  Regelung  derselben  in  der  Conferenz  abgelehnt  wurde, 
im  Hgb.  unbeantwortet  geblieben,  daher  auoh  jetzt  noch  be- 
stritten. ")    Der  dritte  Contrahent,  welcher  als  Verkäufer  den 

')  Einige  (rFsetzgebangen  Terbieten  dem  Commiasionär  aaBdröckUcti 
die  Harken  an  dem  Verkaarscommissionsgat  obne  EnD&chtignng  des  Com- 
nitteatea  zn  ändern;  s.  nnten  Note  18. 

')  Eiccina  SI.  p.  26,  29,  Pättmann  S.  173,  Koch-Mattin  r h 
g.  6,  Treitschke  S.  3.^  §  12,  Frankf,  W,  0.  v.  1739  §.  52  (oban  S.  26); 
anders  rnss  i  ach.  Bandeis- Ord Dung  Art.  1780:  Die  dem  VerkaafgcoQimiaiioiiJlc 
gesendeten  Waaren  ,  welche  vor  dtr  Offenbarang  aeiner  Inaoivenz  in  seine 
Diapoaitinn  gelangen,  verbleiben  der  Masse  des  CommisaioDära.  S.  noch  oben 
Einleitung  §.   1  S.  25  If.  nnd  §.  36  S.  360  Note  38. 

»)  Vgl.  nnten  Anmerkung  S.  440  fg.. 


—    429    — 

Kaufvertrag  mit  dem  in  eigenem  Namen  handelcden  Com- 
m!s3ionär  als  Käufer  abg^sschloäsen  hat,  wird  in  der  Eegel,  um 
seine  Verpflichtung  aus  dem  Kaufvertrage  zn  erfüllen,  er  mag 
den  Committeaten  kennen  oder  nicht,  dem  Commissionär 
das  Commissionsgut  tradiren,  u,  zw.  entweder  mit  der  erklärten 
Absicht,  (las  Eigenthum  des  Gutes  nur  dem  Commissionär  zu 
übergeben,  so  dass  der  Traditionswille  des  dritten  Contra- 
hijnten  durch  die  Rücksicht  auf  die  individuell  bestimmte 
Persönlichkeit  des  Commissionärs  als  des  Empfängers  bedingt 
ist,  oder  so  wie  ea  durch  die  Bequemlichkeit  des  Verkehres 
geboten,  daher  auch  allgemeine  Kegel  ist,  dass  sein  Wille 
weder  auf  den  Commissionär,  noch  überhaupt  auf  eiue  indivi- 
duell bestimmte  Persönlichkeit  als  Erwerber  des  Eigenthuma 
fixirt  ist  (in  incertam  personam  collocata  voluntas) ,  dass  er 
zwar  mit  dem  Willen  sein  Eigenthnm  zu  übertragen  dem 
Commissionär  liefert,  diesem  es  aber  durchaus  überlässt,  ob 
er  für  sich  oder  für  einen  Andern  erwerben  will,  da  es  ihm 
als  Verkäufer  vollkommen  gleichgiltig  ist ,  wer  durch  die 
Tradition  des  Gutes ,  welche  er  mit  dem  Willen  sich  des 
Eigenthumes  daran  zu  entäussern  vollzogen ,  das  für  ihn 
jedenfalls  verlorene  Eigenthum  erworben  habe.  *) 

Im  ersten  Falle    kann    der  Commissionär   nur    für   sich 

*)  Darüber,  dass  bei  dem  Rechtagescbäft  der  Ueb ergab a  eine  bestirninte 
Blchtnag  des  WilleDs  des  Teräassarnden  EigeatbQmeri  gerade  auf  eine  ba- 
stimmte  Penon  das  Eigentbam  za  Qbertrageo  zar  Uebertragaug  des  Eigaa- 
tbama Dicht notbirendig sei,  vgl.  Scbearl  Beiiräge  I.  205—208,  212,  Pavhta 
Vorlesungen  g,  148 ,  3,  Bremer  in  Linde'a  Zeüsobrift  XX.  S,  25,65, 
Knntze  Inbaberpapiere  S.  348,  Eaada  Besitz  (2.  AdA.)  S.  425,  Gold- 
acbmidt  Hdli.  §.  66  S.  613,  Hanser  Stellvertretnng  im  Besitze  8.  18, 
Arndts  Fand.  §,  145  Anm.  3,  Wiadscbeid  Fand.  g.  155  Aam.  a.  §,  173 
Anm.  Jl— 13.  Der  dritte  mögliche  Fall,  dass  der  Verkänfer  die  erkifirta  Ab- 
Bicht  hat,  da>  Eigenlham  des  CommisBionsgatea  nuranf  den  Committeaten 
za  übertragen,  braucht  nicht  weiter  berüctgichtigt  za  werden;  dann  entweder 
geschieht  diese  Uebertragnpg  mit  Willen  des  Commissionär«.  dann  hat  dar 
CommitteDt  das  EigentbaDi  erworben,  oder  gegen  den  Witleo  des  Commissionärs 
daoD  ist  die  Eigenthnmsübertragnag  ungiltig;  der  Committenl  ervirbt  nicht 
den  Besitz,  denn  der  CommissioDär  hat  ja  nicht  den  Villen,  för  jenen  den 
Besitz  in  ergreifen;  über  die  Prraon  des  Erwerbers  des  Besitzes  entscbeidst 
aber  der  Wille  des  CommisBionära ;  andererseits  erwirbt  der  CommissioDär 
Dicht  für  sich  das  Eigenthnm,  denn  der  Tradent  kann  dsa  Eigenthnm  nicht 
gegen  seinen  Willen  Terlieren. 


ttelbar  tür  den  Oommittenten  das  Ü^igenthum 
igute  erwerben;  es  entscheidet  der  einseitige 
enten,  vorausgesetzt,  dass  der  Commisaionär 
luch  vorhandenen ,  entgegengesetzten  Willen 
lt. ')     Liegt  eine  solche  entgegengesetzte  Er- 

0  erwirbt  den  Besitz  derjenige,  für  den  der 
■werben  will  und  nicht  derjenige,  für  den  der 
ergibt,  da  der  Commissionär  nicht  den  Willen 
tteren  den  Besitz  zu  ergreifen.  DasEigenthnm 

1  Tradenten ,  mag  auch  sein  Besitz  corpore 
durch  Apprehension   aufhören;    der  Commis- 

1I90  das  Eigenthum  weder  für  sich,  noch  für 

i  Falle,  wenn  nämlich  der  dritte  Verkäufer 
nicht  auf  eine  bestimmte  Person  übergehen 
aderu  sich  gegenüber  der  Person  des  neuen 
ihgiltig  verhält,  wird  das  Subject  des  Er- 
3h  den  Willen  des   Besitz  ergreifenden  Com- 

immead  Briaz  PaaJ.  §.  140,  Bremer  XX.  S.  72 
,  138,  139,  Hauser  19-33. 

428,  GoIdBchniidt  S.  614,  Bromer  XX.  S.  55,  71. 
[anale  Streitfiage  des  rämiachea  Rechtes  vegen  der  wider* 

l.  37  §.  e  D.  de  aequir.  poii.  41  (Joliao)  n.  t.  IS  D.  <U 
.  JqIlui  behauptet,  es  gebe  kein  Eigentham  Aber,  vesn 
e  fUr  den  C  tradire,  ß  aber  die  Sache  für  sich  selbst 
icwerba  den  Besitz  fdr  sich  ,  aber  nicht  das  Eigenthnm, 
irtragen  »erden  wollte ;  C  erlange  daher  keinen  Besits, 
;entbam.  Ulpiaa  aber  sagt,  dass  eine  solche  dolose  Absicht 
)rt  auageaprochen,  igoorirt  werdea  mhsae,  so  daas  C  Besitz 
li  die  Tradition  erwerbe.  Ueber  die  zahlreichen  Veranche  dl« 
eiuander  zu  vereinigen  vgl.  Bremer  in  Linde's  Ztscbr, 
Iff.,  Thering  in  s.  Jahrb.  I.  325-334,  Schenri  ebd.  IL 
wg.  205Anni.,    Arndts  g.  i4Ü  Anm.  4,    Windscheid 

172  AniD.  13;  gegen  diese  Verelnignngaversnche  Einer 
rnbnrg  Prenas.  Privatr.  g.  154  N.  2;  der  letztere  stellt  die 
als  die  massgebende  bin.  ebenso  Roth  bayr.  Civit.R.  §.  132 
iter  B.  160N.  I2ö.  Brinz  |.  140  S.  520  hilt  die  Ansicht 
h  strenger  coiBeqaent,  gibt  aber  der  Ansicht  Dlpian's  dea 
er  ist  es,  dem  übereinstimmenden  Willem  der  Hauptpersonen 
:b  den  der  Mittelperson  alles  verderben  zn  lasaea".  Fdr 
nllaa's  Randa  S.429  Anm.  27,  Exner  1.  c. 
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missionärs  bestimmt');  dieser  kann  den  ihm  vom  Commit- 
tenten  ertheilten  Einkaufsauftrag  in  doppelter  Weise  aus- 
führen, entweder  so,  dass  er  zunächst  selbst  Besitz  und 
Eigenthum  erwerben  und  hinterher  d^m  Committenten  über- 
lassen, oder  so,  dass  er,  wenn  auch  nicht  ausdrücklich,  so 
doch  stillschweigend  den  Erwerbsact  im  Namen  des  Commit- 
tenten vornehmen  und  so  unmittelbar  und  sofort  dem  Com- 
mittenten Besitz  und  Eigenthum  erwerben  will.  Es  ist  eine 
durch  Interpretation  der  insbesondere  vom  Commissionär  vor- 
genommenen Handlungen  zu  lösende  quaestio  facti,  ob  der  Com- 
missionär Willens  gewesen  sei,  in  der  einen  oder  anderen  Art 
dem  Committenten  zum  Besitze  der  Waare  zu  verhelfen,  ob 
er  den  animus  stbi possidendi  oder  alieno  nomine  posstdendi  ge- 
habt habe. 

Handelt  es  sich  um  den  Auftrag  zum  Einkauf  einer 
individuell  bestimmten  Sache  (speciesjy  so  ist  im  Zweifel,  wenn 
nicht  bestimmte  Willenserklärungen  oder  die  vorliegenden 
Umstände  des  Falles  eine  entgegengesetzte  Schlussfolgerung 
nothwendig  machen,  die  Annahme  gerechtfertigt,  dass  der 
Wille  des  Commissionärs  darauf  gerichtet  war,  dass  Besitz- 
und  Eigenthumserwerb  des  Committenten  sofort 
und  unmittelbar  erfolgen  sollte.  Der  Voraussetzung  ge- 
mäss verhält  sich  der  dritte  Contrahent  als  Tradent  gegen  die 
Person  des  Traditionserapfängers  und  Erwerbers  gleichgiltig, 
er  sieht  nur  darauf,  dass  er  den  Kaufpreis  erhält  und  ver- 
zichtet auf  Besitz  und  Eigenthum,  um  dem  Commissionär  die 
freie  Verfügung  und  die  Möglichkeit  des  sofortigen  Besitz - 
und  Eigenthumserwerbes ,  sei  es  für  sich,  sei  es  für  einen 
Anderen,  zu  gewähren.  Der  Commissionär  ist  daher  an  und 
für  sich  nicht  gehindert,  unmittelbar  für  den  Committenten 
Besitz  und  Eigenthum  zu  erwerben.  Der  Commissionär  hat 
den  der  Tradition  zu  Grunde  liegenden  Kaufvertrag  (causa 
tradittonü)  allerdings  im  eigenen  Namen  abgeschlossen,  er  ist 
aus  demselben  allein  berechtigt  und  verpflichtet  und  erwirbt 
also  auch  allein  einen  B;echtstitel  und  die  Klage  gegen  den 
dritten  Contrahenten.  auf  Uebertragung  des  Eigenthums ;  in- 
soweit steht  der  Committent  ganz  ausserhalb  des  abgeschlossenen 


0  Bremer  1.  c.  XX.  S.  65  flf.,  Randa  §.  20  S.  425. 
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Kaufvertrages;  allein  für  den  Besitzerwerb  ist  dies  nicht 
entscheidend.  Das  Subject  des  Abschlusses  des  Kaufvertrags 
kann  von  dem  Subject  des  Besitz-  und  Eigenthumserwerbes 
rücksichtlich  der  in  Folge  des  Kaufvertrags  übergebenen 
Waare  verschieden  sein.  Bedenkt  man  nun ,  dass  der  Com- 
missionär  für  Rechnung  des  Committenten  auf  Grund  und  in 
Folge  der  übernommenen  Einkaufscommission  handelt,  dass  aber 
der  Wille  des  Committenten  seinem  Interesse  gemäss  darauf 
gerichtet  ist,  sobald  als  möglich,  also,  wenn  möglich,  auch  sofort 
im  Augenblick  des  vom  Commissionär  vorzunehmenden  Em- 
pfanges der  specteSy  Besitz  und  Eigenthum  an  derselben  zu 
erwerben,  so  erscheint  es  als  ein  Gebot  der  bonafides,  dass 
der  Commissionär,  um  das  in  ihn  gesetzte  Vertrauen  des 
Committenten  zu  rechtfertigen,  den  zur  Erlangung  von 
Besitz  und  Eigenthum  erforderlichen  animus  dominij  den 
Willen  die  Waare  für  sich  zu  haben  und  zu  behalten, 
an  derselben  für  sich  Besitz  und  Eigenthum  zu  erwerben, 
als  dem  Willen  und  dem  Interesse  des  Committenteu  wider- 
sprechend, nicht  fasse,  dass  er  bei  Vollziehung  des  Auf- 
trags sich  nicht  selbst  auch  nur  einen  Augenblick  als 
Eigenthümer  der  eingekauften  und  ihm  übergebenen  species 
betrachte  oder  über  dieselbe  zu  seinen  eigenen  Zwecken  ver- 
füge; es  ist  vielmehr  im  Zweifel  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dass  der  Commissionär,  da  er  ja  bei  Ausführung  des  aufge- 
tragenen Geschäftes  nur  den  Willen  und  das  Interesse  des 
Committenten  vor  Augen  haben  musste-,  von  vornherein  den 
Willen  gehabt  habe,  dass  der  Committent  unmittelbar  Eigen- 
thümer der  eingekauften  und  dem  Commissionär  übergebenen 
species  werde ;  der  Committent  hat  ja  auch  sofort  die  Gefahren 
und  Lasten  des  für  seine  Rechnung  gemachten  Erwerbes  zu 
tragen,  und  wenn  dieser  Umstand  auch  an  und  für  sich  für 
die  Frage  nach  dem  Uebergange  des  Eigenthumes  nicht  ent- 
scheidend ist®),  da  ja  der  Committent  ex  mandato  jeden  Nach- 

•)  Vgl.  Casaregis  diso.  56  N,  19:  Ex  solo  periculo  non  bene  argiuttir 
dominium;  diso,  137  N.  25  (Text):  JSx  clausula  „per  conto  del  Signor  .  ."  prtte- 
sttmi  nequit  in  ilium  dtminii  translatio  sed  dicendum  est  guod  apposita  sit  ad 
significandum  solum  interesse  , ,  ,  et  ideo  periculum  quod  subire  poterat,  N,  26: 
qucd  dominium  aut  titulus  remanere  potest  solum  penes  unum  et  totum  eommodujn 
et  inccmmodum  et  periculum  coniractus  penes  alteruni.    N.  27:  guod  dominium^ 


l  --^«^.^J^ 


theil  vergüten  muas,  welcher  für  den  Commiaaionär  ohne 
dessen  Verschulden  durch  die  Ansfnhrung  des  Auftrages  ent- 
standen ist,  aneh  dann  wenn  jener  das  Eigentham  der  Commis- 
sionswaare  noch  nicht  erlangt  hat,  so  ist  doch  im  Zweifel  eine 
Anffassnng  zarücküuweisen ,  durch  welche  der  Committent 
der  Willkür  des  Commissionärs  preisgegeben  erscheint,  welcher 
letztere  die  eingekaufte  Waare,  so  lange  sie  unversehrt 
vorhanden  ist ,  als  fiir  sich  selbst  eingekauft  behandeln  und 
dem  Ansprüche  des  Committenten  entziehen,  sobald  sie  aber 
untergegangen  ist,  als  für  ßecbnung  des  Committenten  ge- 
kauft hinstellen  könnte. 

Es  lässt  sich  nicht  einsehen,  welchem  berechtigten  In- 
teresse des  Commissionärs  der  juristische  Umweg  dienen  soll, 
dass  er  zunächst  seibat  den  Besitz  und  das  Eigenthum  der 
eingekauften  apeciea  erwerbe  und  dann  erst  die  Sache  dem 
Committenten  zu  tradiren  habe.  *)     Warum    soll    durch   zwei 


rai  vatditae  et  nondam  Iradiiae  lit  apud  vendllorem,  guamvit  uiiläaa  tl  eom- 
viodum  et  ineommadtaii  avt  eordraetui  ptrieulum  aut  rei  vendttae  tk  tmptorii 
X.  30 :  .  .  .  Juxla  commvnem  mercatortm  con$uetudinem  clausula  „per  conto' 
polett  .  .  ad  periculuni  et  interetie  rcferrt  quod  qui»  habü  auper  mereibut,  tum 
vero  ad  dominium  .  . .  Ebenso  ditc.  161  N.  23. 

')  Selbst  das  E.  0,  H.  G.,  velches  immittelbaren  Eigfliitimmaerverb  des 
CoramisaJonärs  sanimmt,  uierkeiiDt  degaeDDDgeachtet  nicht  ein  Becht  des 
Istzteren ,  als  Elf  anthflnier  Sber  die  Sache  zd  verfagen ;  so  Bd.  XI.  K.  4. 
S.  11 :  Allerdings  etwerba  der  Einkaofscommisslonfii  dDrch  Aosführang  des 
CommissionganflrageB  das  £igeatham  an  dem  CommiBsioDsgat ;  er  erirerbe 
aber  daBeelfae  für  den  CnmmittenteQ  fSr  Rechnang  and  anf  Gefahr  desselben, 
d,  h,  er  mSsee  da»  Commissionsgot  demaetben  heransgebea  (Art.  361),  nod 
habe  bis  zur  Uebemahme  des  Gntes,  resp.  bis  zur  Tertflgong  über  dasselbe 
Ton  Seiten  dea  Committentea  diesem  geganSber  nor  die  Pdicht  nad  Be- 
fngniea  eines  Verwahrers  nach  Massgabe  der  Art.  365 — 367;  dem  entspreche 
Art  368  (s.  oben  S.  334  fg.) ,  nnd  das  Gesetz  lege  dem  Rechte  jedes 
Commissionärs  am  Commjssioiiegate  dem  Committenten  gegenQber  nnr  den 
Cbuacler  des  Fanstpfand  recht  es  bei.  Demnach  dürfe  der  Eiakaulscom- 
miesionfir  gegenüber  dem  Committenten  sein  Eigenthamsrecht  am  Commis- 
sionsgnte  nicht  gellend  machen,  sondern  mUsse  sich,  wenn  der  Commit- 
tent seine  vertragsmäBsigen  oder  gesetzlichen  Pflicht en  nicht  erfülle,  im  Allge- 
meinen mit  AnsÜbang  des  einem  Panstpfandglänbiger  für  den  Fall  zustehenden 
Hechtes  begnägen,  dass  der  Schuldner  zwar  an  nnd  für  eich  die  Heraasgabe 
des  Pfandes  verlangen,  der  Glänbiger  aber  dieselbe  wegen  seiner  Anspräche 
verweigem  nnd  seine  Befriedignng  aus  dem  Pfände  fordern  könne.  Das  Wesen 
des  Commissionsgeschaftes  manifeatire  sich  in  der  Anftragsnatnr  des  Ge- 
Grünbüt,  Hecht  des  Commiseions-HsnäeJa.  gg 
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Traditionen,  die  eine  auf  Grund  des  Kaufvertrages,  die  zweite 
auf  Grund  des  Mandates,  juristisch  erreicht  werden,  was 
direct  durch  eine  Tradition  geschehen  kann?  Wie  der  Com* 
missionär  zwar  im  eigenen  Namen,  aber  nicht  für  sich  selbst, 
sondern  für  den  Committenten  gekauft  hat,  keineswegs  aber 
in  der  Absicht,  erst  diesem  wieder  zu  verkaufen,  so  empfangt 
auch  der  CommissioDär  die  Tradition  zwar  im  eigenen  Namen, 
aber  nicht  für  sich  selbst,  sondern  für  den  Committenten, 
nicht  in  der  Absicht,  erst  diesem  wieder  zu  tradiren.  *<*) 

Nimmt  man  an,  dass  der  Commissionär  stets  zunächst 
selbst  Eigenthümer  der  für  Rechnung  des  Committenten  ge- 
kauften Waare  werde,  so  liefeit  er  dem  Committenten  die 
Waare  in  jedem  Falle  von  seinem  Lager  und  doch  soll  letz« 
teres  nur  ausnahmsweise  unter  den  Voraussetzungen  des 
Art.  376  Hgb.  zulässig  sein.  Die  Thätigkeit  des  Commissionärs 
stellt  sich  bei  der  Besitzergreifung  der  eingekauften 
species  nur  als  eine  Hülfeleistung  *^)  für  das  Geschäft  des 
Committenten  dar;  es  entspricht  dem  Interesse  und  Willen 
des  Committenten ,  dass  die  Besitzergreifung  des  Commissionärs 
nicht  für  ihn  selbst,  sondern  für  den  Committenten  erfolge; 
da  nun  nicht  angenommen  werden  kann ,    dass  sich  der  Com- 


schäftes,  vermöge  welcher  der  Einkanfacommissionär,  ausser  dem  Falle  des 
Art.  376,  an  dem  Gommissionsgota  trotz  seines  Eigenthnmsrechtes  an  dem- 
selben dem  Committenten  gegenüber  nur  Sicherheitsrechte  ansdben  und  das- 
selbe nnr  in  deren  Ausübung  dem  Committenten  vorenthalten  dürfe.  Das 
R.  0.  H.  G.  iuterpretirt  diese  Ausführungen  in  Bd.Xyi  N.  65  S.  269  dahin,  dass 
im  Yerhältniss  zwischen  Committenten  und  Commissionär  der  letztere  auf  die 
Stellung  eines  Verwahrers  und  Pfand gläubigers  beschränkt  sei  und  denn 
Committenten  gegenüber  seine  Eigenthumsrechte  am  Commissionsgute  nicht 
geltend  machen  dürfe.  Damit  sollte  nur  dem  Gedtnken ,  dass  der  Commis- 
sionär schliesslich  zur  Auslieferung  an  den  Committenten  verbanden  sei, 
daher  sein  Eigenthumsrecht  nicht  unter  der  Verletzung  seiner  Contractspfiicht 
missbrauchen  dürfe,  dass  insofern  sich  das  Commissionsgut  bereits  im 
Vermögen  des  Committenten  befinde,  prägnanter  Ausdruck  gegeben  werden. 

^®)  Eine  solche  Tradition  {comtüutum  posaeMorium)  des  Commissionärs 
an  den  Committenten  als  änsserlich  erkennbares  Zeichen  des  Eigen thums- 
wechsels  wird  allerdings  dann  unentbehrlich,  wenn  der  Commisiionär  als 
Selbst  verkauf  er  nach  Art.  376  Hgb.  eingetreten  ist  und  die  tpeeie»  von  seinem 
eigenen  Lager  geliefert  hat,  da  ein  blos  in  der  Seele  des  Commissionärs  ver- 
laufender, änsserlich  ungreifbarer  Vorgang  nicht  genügt,  einen  Eigenthums- 
erwerb  des  Committenten  zu  begründen. 

^^)  ea  mente  tU  operam  dumtax<U  8uam  accomodarent  l.  1  §,  20  D,  4i'2, 
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missionär  über  den  Willen  des  Committenten  hinwegsetzen 
and  zunächst  für  sich  Besitz  und  Eigenthum  der  species  er- 
werben wolle j^  so  ergibt  sich,  dass  auch  nach  dem  Willen 
des  Commissionärs  durch  diese  Besitzergreifung  ein  Geschäft 
des  Committenten  besorgt ,  daher  sofort  fdr  den  Committenten 
Besitz  und  Eigenthum  erworben  werde. 

Hat  daher  der  Commissionär   über   eine   individuell   be- 
stimmte Waare  (species),  deren  Einkauf  ihm  aufgetragen  war, 
in  eigenem  Namen   abgeschlossen,    und   die  durch  die   Com- 
mission  bezeichnete  species  tradirt  erhalten ,  so  ist  im  Zweifel 
anzunehmen,  dass  er  den  Willen  hatte,  dem  Auftrage  gemäss 
zu  handeln ,  daher  den  Kauf  für  Rechnung  des  Committenten 
abzuschliessen ,  Besitz  und  Eigenthum  der  species  unmittelbar 
dem  Committenten  zu  erwerben  und  nicht  für  sich  zu  empfangen. 
Der  Committent  hat  daher  das  Eigenthum   der  species  in  dem 
Augenblicke  erworben ,  wo  dem  Commissionär  tradirt  worden 
ist,  selbst  wenn  der  Committent   nicht  weiss,    dass  die  Tra- 
dition Platz  gegriffen  hat.  ^^)    Der  Commissionär  handelt  bei 
Abschluss  des  Kaufvertrages  im  eigenen  Namen  als  Zwischen- 
person, nicht  als  Stellvertreter,    nach  innen    aber  dem  Com- 
mittenten gegenüber  vermöge  des  zwischen  ihnen  bestehenden 
Rechtsverhältnisses  bei  der  Tradition  als  Stellvertreter,    als 
welcher  er  sofort  den  Eigenthums-  und  Besitzwillen  des  Com- 
mittenten realisiren  will,  so  dass  die  Tradition  an  den  Com- 
missionär die  Tradition  an  den  Committenten  vertritt,   ohne 
dass  es  dazu  nöthig  wäre ,    dass   dem  Dritten    gegenüber   im 
Namen  des  Committenten    gehandelt  werde,    da  es   sich  hier 
um  die  Uebertragung  des  Eigenthums  und  nicht  darum  handelt, 
dass  der  Committent  durch  den  vom  Commissionär  abgeschlos- 
senen  Kaufvertrag     persönlich     berechtigt    und    verpflichtet 
werde. ") 


**)  L  13  D.  de  acquir.  rer,  dorn.  41' 1. 

*')  Anders  wäre  es  allerdings,  veno  der  Commissionär  verpflichtet 
wäre,  dem  Tradenten  gegenüber  zu  erklären,  dass  er  nicht  in  eigenem,  son- 
dern im  Namen  des  Committenten  erweiben  wolle;  so  nach  I  he  ring  I.  319 
bis  333  unter  Berafnng  auf  1. 13  pr.  D.  de  <icqu,  rer.  dorn,  (dagegen  Bremer 
S.  5t))  n.  l.  13  J),  de  donat,  (dagegen  Bremer  S.  53),  Pagenstecher 
Eigenthum  II.  S.  205;  ihre  Lehre  ist  also,  dass  wenn  der  Beauftragte  sich 
dem  Tradenten    nicht   als  Mandatar    einer    bestimmte u    Person    kundgegeben 
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Hatte  der  Commissionär  unzweifelhaft  den  Willen,  Be- 
sitz und  Eigenthum  des  eingekauften,  individuell  bestimmten, 
Commissionsgutes  (specüs)  zunächst  für  sich  zu  erwerben, 
wenn  auch  mit  dem  Vorbehalt  seinerseits  dann  die  Tradition 
an  den  Committenten  vorzunehmen ,  während  der  Tradent 
sich  gegen  die  Person  des  Erwerbers  gleichgiltig  verhielt,  so 
entscheidet  der  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erklärte 
Wille  des  Commissionärs ;  von  einem  unmittelbaren  Eigen- 
thumserwerb  des  Committenten  kann  in  diesem  Falle  nicht 
die  Rede  sein. 

Hat  der  Commissionär  den  Auftrag  erhalten,  eine  Quan- 
tität vertretbarer  Sachen  oder  eine  der  Gattung  nach  be- 
stimmte Sache  (gentis)  einzukaufen,  so  widerspricht  es  in  der 
Regel  nicht  dem  Willen  des  Committenten  und  erscheint  es 
durch  die  Pflicht  des  Commissionärs,  den  Auftrag  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  auszuführen,  keines- 
wegs ausgeschlossen ,  dass  der  Commissionär  das  Eigenthum 
der  einzukaufenden  Sachen  zunächst  für  sich  erwerbe.  So 
können  in  der  Hand  des  Commissionärs  in  Beziehung  auf 
dieselben  vertretbaren  Sachen  oder  Sachen  derselben  Grattang 
Einkaufscommissionen  verschiedener  Personen,  vielleicht  sogar 
mit  Propreeinkäufen  zusammengetroffen  sein.  **)  Der  Commis- 


oder  wenn  nicht  wenigstens  stillschweigend  von  beiden  voraasgesetzt  worden 
ist,  da»8  für  den  Mandanten  erworben  werden  soll ,  der  Mandatar  nnr  fflr 
sich  selbst  Besitz  nnd  Eigenthnm  erwerben  könne;  es  soll  also  znm  Besitz- 
erwerb dnrch  Stellvertreter  einer  offenbaren  Kaodgebnng  der  Stellvertretung 
dem  Tradenten  gegenüber  bedürfen.  Der  Mandatar  soll  nnr  sich  selbst  Eigen- 
thnm erwerben  können,  wenn  er  das  Geschäft  abgeschlossen  nnd  den  Gegen- 
stand  empfangen,  ohne  dass  sein  Yerhältniss  znm  Mandanten  dem  Tradenten 
bekannt  geworden.  Dagegen  Arndts  §.145  N.  3,  Vangerow  446,  566; 
Pnchta  Fand.  §.  148  Vorlesungen  k)  n.  1),  Kleine  Schrift.  N.  32,  Schenri 
Beitr.  212,  Bremer  XX.  45,  Hauser  S.  18,  Exner  139  Anm.  46,  Brins 
§.140,  D ern bürg  S.  306  §.  154  Note  2:  „Tradirt  Ä  die  Sache  dem  B  in 
der  Meinung,  dass  dieser  sie  selbst  erwerben  wolle,  B  hat  aber  im  Einver- 
stäudniss  mit  C  die  Absicht,  den  Besitz  unmittelbar  seinem  Vollmachtgeber 
C  zu  erwerben,  so  erlangt  dieser  sofort  den  Besitz  der  tradirten  Sache,  denn 
A  hat  den  Besitz  unbedingt  aufgegeben,  C  ihn  durch  B  ergriffen.  Ein  Grund, 
den  Willen  des  B,  auch  wenn  er  dem  A  nicht  erklärt  ist,  hier  za  ignoriren, 
existirt  aber  nicht**  Was  ausdrücklich  erklärt  wirksam  ist,  ist  nicht  weniger 
wirksam,  wenn  es  als  gewollt  aas  den  Umständen  unzweifelhaft  erkannt  wird. 
*^)  Besondere  Vorsichtsmassregeln  zur  Hintanhaltung  schädlicher  Ver- 
wirrung schreibt  für  den  Fall  des  Znsammentreffens  von  Einkaufs-  oder  Ver- 
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sionär  kann  behufs  gleichzeitiger  Ausführung  dieser  mehreren, 
von  verschiedenen  Gommittenten  gleichzeitig  empfangenen  .-.^4 
Einkaufsaufträge  und  seiner  Propreeinkäufe  den  Ankauf  einer  z':-'.'^ 
grösseren  Quantität  vertretbarer  Sachen  oder  mehrerer 
Gattungssachen  vornehmen  ^^) ;  er  kann  gerade  durch  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  dazu  bestimmt  sein,  in 
Beziehung  auf  die  eingekaufte  Quantität  oder  das  eingekaufte 
genua  nicht  von  vornherein  eine  Aussonderung  vorzunehmen 
und  erst  hinterher  zu  bestimmen ,  was  von  dem  Ganzen  für 
jeden  Gommittenten,  resp.  für  sich  erworben  sein  soll.  In 
diesem  Falle  bedarf  es  erst  der  Vornahme  einer  Handlung, 
z.  B.  Abgabe  der  Nummern  der  Papiere,  Kennzeichnung  der 
Waaren  durch  Marken  u.  s.  w.,  durch  welche  die  eingekauften 
Waaren  dem  Gommittenten  tradirt  werden,  sei  es  auch  durch 
constitutum  possessorium.  Der  Gommissioiiär  besitzt  nunmehr 
in  Folge  der  thatsächlichen  Aussonderung  für  den  Gommit- 
tenten einen  bestimmten  Gegenstand,  den  er  nicht  mehr  be- 
liebig umtauschen  kann.  ^^)  Der  Gommittent  kann   aber  nicht 
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kanfscommissionen  das  span.  Hgb.  vor :    Art.  164.    Loa  comUionistas  no putden 

tener  efeet08  de   una  miama    especie  pertenecienten   d  dlstintos   dueüog  hnjo  una      - 

miama  marca^    ain  dUUnguirloa    por    una    contramarca    que    eoite    confufion  y 

deaigne  la  propiedad  reapectiva  de  ead^  comllente.  Art.  165.    Cuando  bajo  una 

miama  nJegodadon   ae  coniprendan  efectoa  de  dütintoa  comitenteat    6  del  miamo 

comiaioniata  con  los  de  algun  eoniitenfe^    debe  hacerae    la  debida    diatincion  en 

loa  facturaa  con  indicadon  de  taa  marcaa  y  contramarcaa  gue  deaignen  la  pro- 

eedencia  de  cada  buUo,  y  anotarae  en  loa  libroa  en  articulo  aeparado  lo  respectivo 

d  cada  propietario.     Uebereinstimmend   Hgb.  v.  Guatemala  Art.  106,    107 

und  portug.    Hgb.  Art.  80,  81,  der  letztere  mit  dem  Schlasssatz:  Dando-ae  i 

neatea  eaaoa  a  mala  leve  differen<;a   na   qualidade    doa  generoa^    o  eontracto    ao  - 

podeid  celebrar-ae  a  preqoa  diatinctoa;    vgl.  ferner   Art.  838:    0    conaignatario, 

encarregado  de  muitaa  conaignaifiea  de  diveraaa  peaaoaa  ^    nSo  poderd  unil-aa  a 

arb'ftrio  aeu,  formando  d^ellaa  um  todo^  e  vendendo-aa  em  um  ao  lote:  pena  de 

reapovder  por  perdaa  e  damnoa,  E-lhe  todavia  perviUtido  aortir  umaa  fazendaa  com 

4nUraa,  uma  vez  que  defazer  tal  ajriitnento  nenhum prejuizo  reauUe  aoa  conaignarUea. 

^^)  Treitschke  8.  35.3ünimmt  hier  Miteigeothum  (communio  incidens) 
unter    den  verschiedenen  Gommittenten   an  (anders  Poehls  259),    allein  ein  cj 

solcher  Erwerb  des  Coramissionsgates  widerspricht    dem  Willen   des  Commit- 
tenten. 

*«)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIX.  N.  24  S.  77—81 :  Der  Gommittent  erlangt  zu-  I 

nächst  nor  einen  persönlichen  Anspruch  gegen  den  Gommlssionär  darauf,  dass  ! 

derselbe  Zug  um  Zug  gegen  Erstattong   der  Auslagen  und  Zahlung  der  Pro- 
vision  ihm   die   eingekauften  Sachen    ausantworte.     In  Beziehung  auf  einge- 
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^f^'i^  wider   seinen  Willen    durch    dieses  Rechtsgeschäft   des  Com- 

missionärs  Eigenthümier  werden ;  dem  Willen  des  Commis- 
sionärs  das  Eigenthum  zu  übertragep ,  darf  nicht  der  Wille 
des  Committenten  direct  entgegenstehen ;  es  entscheidet  selbst- 

|f^!ir  verständlich  der  Wille  des  Committenten  in  dem  Augenblicke, 

da  mit  dem  Besitzerwerb  des  Commissionärs  die  Möglichkeit 
eines  unmittelbaren  Vermögenserwerbes  für  den  Committenten 
entsteht.  Hat  sich  also  der  Committent  in  diesem  Augen- 
blicke entschieden  losgesagt,  so  fehlt  es  an  der  für  die  Tra- 
dition oder  das  constitutum  possessorium  nothwendigen  Willens- 
übereinstimmung. 1') 


^ 
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kaufte  vertretbare  Sachen  geht  der  gedachte  persönliche  Ansprach  auch  nicht 
anf  AnsantwortoDg  der  gekauften  Species;  da  vielmehr  bei  vertretbaren 
Sachen  die  Species  gleichgiltig  ist,  so  geht  jener  persönliche  Ansprach  nur 
auf  Ansantwortnog  einer  bestimmten,  dem  Auftrage  entsprechenden  Qnantit&t 
gleich werthiger  Sachen.  Ei  kann  aach  in  der  Yeränssernng  der  in  Folge  der 
Commission  eingekanften  Species  von  vertretbaren  Sachen  anf  eigene  Rech- 
nung des  Commissionärs  eine  Vertragsverletzung  nicht  gefunden  werden  ,  so 
lange  der  Commissionär  nur  in  der  Lage  bleibt,  dem  Committenten  in  dem 
Zeitpunkte,  in  welchem  dieser  zur  Erstattung  der  Auslagen  und  zur  Zahlung 
der  Provision  bereit  ist,  eben  so  viele  gleichwerth ige  Sachen  zu  fibergeben  ^ 
daher  fehlt  es  an  einem  Rechtsgrand,  welcher  den  Committenten  berechtigte, 
im  Falle  einer  solchen  vom  Commissionär  auf  eigene  Rechnung  bewirkten 
Veräusserung  den  Verkaufser  ös  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen.  Eine  solche 
Yeräassernng  bertihrt  die  rechtliche  Lage  des  Committenten  nicht;  dieser 
behält  nach  wie  vor  den  bezeichneten  persönlichen  Anspruch  gegen  den  Com- 
missionär. Hierin  wird  auch  dadurch,  dass  der  Commissionär  dem  Commit- 
tenten die  ihm  in  Arl  361  zur  Pflicht  gemachte  Anzeige  über  die  Aosfährnng 
der  Commission  erstattet,  för  sich  allein  noch  nichts  geändert,  sofern  nicht 
diese  Anzeige  zugleich  eine  Erklärung  enthält,  welche  ein  stärkeres  Recht 
des  Committenten  zu  begründen  geeignet  ist.  Damit  nämlich  das  bis  dahin 
rein  persönliche  Recht  des  Committenten  in  ein  stärkeres  Recht  (insbesondere 
Eigenthnm)  übergehe,  muss  ein  tbatsächliches  Moment  hinzakommen,  welches, 
da  das  Handelsgesetzbuch  darüber  nichts  bestimmt,  nach  dem  in  dem  betref- 
fenden Lande  geltenden  bürgerlichen  Rechte  geeignet  ist,  Besitz  resp.  Eigenthnm 
zu  übertragen.  Im  gegebenen  Falle  waren  die  vom  Commissionär  (Banqaier) 
für  fremde  Rechnuog  eingekauften  Papiere  als  Depot  bezeichnet  worden; 
dieser  Umstand  für  sich  allein  wurde  als  nicht  entscheidend  angesehen,  da 
der  Ansdrnck  „Depot"  kein  bestimmtes  Rechtsverhältniss  technisch  bezeichne; 
allerdings  könne  ein  solches  Depot  in  ein  eigentliches  Depositum  fibergehen, 
wenn  der  Banquier  dem  Committenten  die  Nummern  der  für  ihn  eingekanften 
Papiere  anzeige;  erst  dsnn  bestehe  aber  die  Pflicht  zur  Restitution  des 
Depositums  in  epecie. 

'')  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVI  N.  65  S.  270. 
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Da  die  grosBe  Mehrzahl  der  EiDkanfscomn 
tretbare  oder  generell  bestimmte  Saches  zam 
hat,  so  gestaltet  sich  in  der  Praxis  das  Verhäl 
der  anmittelbare  Besitz-  and  Eigenthamserwerb 
tenten  im  Handelsverkehr  als  seltene  Auanah 
der  Besitz-  nnd  Eigenthamserwerb  des  Commissi 
gemeine  Regel  erscheint. 

Die  Frage  nach  dem  unmittelbaren  Eigei 
des  Committenten  wird  besonders  wichtig ,  we 
missionär  in  Concurs  geräth,  bevor  er  dem  Com 
liefert,  was  er  für  dessen  Rechnung  eingekauft 
gen  hat.  Hat  der  Committent  das  Eigentbum  i 
Concursmasse  des  Commissionärs  noch  befindli 
^  erworben ,  ao  wird  er  dieselben  vindiciren ; 
weisen  können,  dass  er  den  Auftrag  ertheUt,  i 
Commiaaionär  den  Aaftrag  übernommen  habe,  i 
des  Committenten  gerade  die  in  Frage  stehe 
einzukaafen,  daas  die  Tradition  dereelben  an  den 
erfolgt  sei  und  dass  dieser  nach  den  ITmständi 
die  Absicht  hatte,  Besitz  und  Eigenthom  für 
tenten  zu  erwerben.  Die  Identität  der  Waarei 
dadurch  bewiesen  werden,  daas  an  den  betreffe 
gerade  die  im  Auftrage  angegebenen  oder  die 
verkehr  zwischen  diesem  Committenten  and  dem 
üblichen  Marken  i^),  Kammern  n.  s.  w.  angebi 
seien,  oder  durch  die  sonatigen  Umstände  des  1 
z.  B.  den  B  beauftragt,  100  Hectoliter  Wein  f 
kaufen ;  der  Commissionär  vollzieht  den  Auftra 
Magazinen  finden  sich  nnn  100  Hectoliter  Weil 
wie  sie  dem  Auftrage  entsprechen;  es  steht  abe: 
niemals  Wein  für  eigene  Rechnung  eingekauft 
auch  von  keinem  anderen  Committenten  einen 
trag  erhalten  habe.")  Dagegen  kann  der  Comm 

")  C»R»t«giB  duc.  IT 5  y.25:  üarcum  teu  ligniim 
idttititatem,  StTBCcha  de  mtreaC.  pari.  2  !f.  80.  Vgl.  gpai 
portQg.  Hgb.  Art.  73,  argsnt.  ngb.  (n.  ürngnay)  Art. 
CammiBSicinür  verbieten,  die  Marken  an  dem  CommiiBionagai 
Teiäodera',  ebenso  witrttenib.  Eatw.  Art.  155. 

'*)  Treitscbke  8.36,  Bender  218. 
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die  Concursmasse,  welche  letztere  dadurch  der  CoUusioo  des 
Commissionärs  mit  einem  vorgeschobenen  Qaasi-Committenten, 
um  Waaren  dem  Bereiche  der  Gläubigerschaft  zu  entziehen, 
vorzubeugen  vermag,  beweisen,  dass  der  vom  Commissionär 
rücksichtlich  der  betreffenden  Waaren  im  eigenen  Namen  ab- 
geschlossene Kaufvertrag,  wenn  auch  durch  die  ertheilte 
und  übernommene  Commission  veranlasst,  doch  zu  derselben 
in  keiner  solchen  rechtlichen  Beziehung  stehe ,  dass  er  als 
für  Rechnung  des  Committenten  abgeschlossen  gelten  könne, 
dass  der  Commissionär  demnach  die  betreffende  Waare  nicht 
für  Rechnung  des  Committenten  eingekauft  habe  oder  dass  er 
bei  der  Tradition  nur  für  sich  erwerben  wollte,  dass  z.  B. 
die  oben  angegebenen  Marken  und  Nummern  erst  nach  der 
Concurseröffnung  beigefügt  worden  seien  oder  auch  dass  der 
dritte  Contrahent  als  Tradent  nur  an  ihn,  den  Commissionär, 
veräussern  wollte  u.  s.  w. 

Anmerkung.  Vgl.  die  oben  (Einl.  §.  1  S.  19)  citirte  Stelle  der  Sta- 
tuten von  Genua  v.  1589  lih.  IV.  cap.  14  rühr.  «»  qait  mandaret;  Casa re- 
gia diic.  56  AT.  22;  Frocurator  conlrahens  ceusetur  contra/iere  in  cim  praece- 
dentis  mandati^  licet  mandatnm  non  expresaisset  [ebenso  ders.  //  cantbUta  inttruiio 
IlT.Bd.(Venetii8  /7öO)  Cap.  III.  N.57]  iV.23;  ß  per  quesfa  ragione  la  proprieta 
e  il  dominio  della  cosa  aequUtata  dal  procuratore  paisa  itel  mandanie^  henche 
non  ahhia  egli  contrattato  espreseamente  a  n-jme  del  suo  principate  (ebeuso  di*e. 
137  N,  2,  dise.  161  N.  6:  etiamsi  contractu^  esiet  geatut  nomine  proprio),  N.  24: 
Si  vero  constaret  quod  voluerit  contraihere  nomine  proprio ,  dominium  et  possessio 
arfjuiiitur  ipsi  procuratori.  N.  25:  Sed  potest  eonveniri  a  mandantCj  ui  restituai 
rein  acquisitam,  Ders.  diso,  161  X.  23^24:  Consuetudo  merccUorum  est  qui 
quamvis  emant  nomine  alterius^  tamen  in  emptione  non  exprimunt  sed  nomine 
proprio  emunt  (ad  ejfectum  eidtm  revendendi^  disc.  161  N,  19),  quo  casu  man- 
darUi  qnaeritur  actio  adversus  mandatarium  pro  rei  emptae  restüutione,  quia 
prtiesumilur  virtute  praecederUis  mandati  emisse.  N,  25:  Emptio  quando  non 
est  facta  expresso  nomine  mandanti^  ad  transferendum  dominium  requiritur, 
quod  fint  consignatio  portitori  approbato,  Hot,  Gen.  dec*  67  N,  1  p.  141:  Ordi- 
nanti  alicui  quod  mandet  rem  per  tertium  emi,  tertius  emens  acqmrU  dominium 
et  non  mandanii,  Mandatariui  emens  rem  proprio  nomine ,  tenelur  actione^ 
mandati  ad  rem  mandanti  tradandam;  dec  .127  N.  8  p.  193:  Nulla  halnta 
mentione  mandantis  dominium  acquiritur  ementi^  non  vero  mandanti,  sed  bent 
mandanti  competit  actio  ad  rei  reslitutionem  .  .  .  quia  preiesumitur  mandatarius 
in  vim  praecedenfis  mandati  rem  illam  emisse.  Vgl.  aber  auch  Casaregis 
disc.  137  y.  19  (Text):  Quo  casu  (in  corresponsore  de  mandato  alicufus  merca- 
toris  merces  emsniej  verissimum  est ,  quod  qui  pro  oLio  emit ,  officio  fungiiur 
procuraioriM  tam  in  emendo  quam  in  recipiendo  res  emptas  pro  mandante  et  ita 
fttsrces  receptae  ab  eo  tamquam  comviittentis  procuratore  kctbeniur  perinde  ac  si 
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emptae  et  reeeptae  fuerint  ab  ips'y  mandante.  Ders.  II  eambiita  inttruito  L  c* 
Cap.  VIII  N,  2 — 3  :  Le  mercanzie  comnrate  per  ordine  di  un  viercante 
passavo  subito  nel  dominio  del  mandante^  per  mezzo  del  Commisaario,  che  Vha 
eomprcUe  per  ordine  del  mercante  (SummariumJ ;  (Text)  poiche  colla  pluralith 
-di  piti  peraone  rappresentate  dal  corriipcmdente  si  finge ,  che  il  corrispon' 
dente  y  come  procuratorSj  compn  da  ae  o  da  altri  le  mercanzie  ordinafe  e 
ne  riceva  al  medeaimo  nome  la  conaegna  o  tradiziane,  per  mezzo  della  quäle 
certameute  acquiata  la  proprieta  e  dominio  al  mercante ,  per  di  cui  ordine 
sono  atate  comprate^  come  ae  fosaero  atate  a  hii  medeaimo  date  e  conaegnate- 
Straccha  de  cuaecurationibua  gl.  AI  N.  9:  Mandatum  auacipiena  de  emendo 
merce« ,  ai  nomine  proprio  emat ,  nomine  mandaiUia  emiaae  cetiaetur  ^  quod 
tat  notandum  inter  mercatorea  (qui  poat  auacepium  mandatum  videntea  emp» 
iionea  lucrum  afferre  poaae  nomine  proprio  emunt).  Far  den  uamittel- 
baren  Besitz  und  Eigenthamserwerb  des  Committenten  vgl.  Püttmann 
S.  177—182,  Paber  §.  28  S.  80;  Breuls  §.  9  S.  14—16,  §.  18  S.  21—24 
erklärt  das  Eigentham  als  für  den  Committenten  erworben,  sobald  dieser  den 
Preis  vorausbezahlt  habe  und  die  Waare  an  den  Commissionär  tradiit  sei ; 
anders  wenn  der  Commissionär  die  Waaren  einfach  znnäcbst  für  sich  erwerbe, 
was  im  Zweifel  anzunehmen  sei ,  ausgenommen  wenn  der  Commissionär  in 
der  betreffenden  Waarengattung  bisher  gar  nicht  Geschäfte  far  eigene  Rech> 
nung  gemacht  habe  nnd  es  noch  ungewiss  sei ,  ob  er  diese  hinterher  dem 
Committenten  übertragen  oder  andere  Waaren  einkaufen  und  nberschicken 
wolle;  seien  die  Waaren  bereits  auf  dem  Lager  des  Commissionärs  zur  Zeit 
der  Eingehong  des  Commissionsvertrages ,  so  gehe  das  Eigentham  auf*  den 
Committenten  über  dnrch  Ausscheidung  der  Waaren  ,  resp.  Ueber^eadung  der 
^actar  an  den  Committenten;  Bender  Handelsr.  I.  §.  99  S.  217 — 219, 
PoehlB  I.  259,  Treitschke  §  12  S.  34,  Puchta  kleioe  Schriftea  N.  32, 
Wilda  Rechtsl.  11.718,  G  e  n  g  1  e  r  deutsch.  Priv.  R.  1. 467,  Walter  deutsch. 
Priv.  R.  §.  276.  Kräwel  Comm.  498,  Gad  I.  §.  129  S.  266,  267,  Auerbach 
Hg.  II.  S.  258,  Stubenrauch  Österreich.  Priv.  H.  R  §.113,  Brix  zu  Art.  368 
ß.  376,  Fischer-Blodig  §.  258,  Gruchot  Beiträge  VEII.  S.  453—466, 
Boistel  S.  345,  351,  Riviere  S.  278,  Vidari  N.  365,  366  S.  474  ff., 
Kist  S.  75—78.  Diephuiz  §.  17  S.  113,  De  Wal  N.  240.  Dagegen  für 
die  Nothwendigkeit  einer  weiteren  Tradition  an  den  Committenten  Heise 
§.18  C.  N.  4  S.45,  Bremer  XX.  S.  91—94,  Gelpcke  in  s.  Zeitschr.  f. 
Haudelsr.  II.  S.  113  ,  Hiersemenzel  S.  70,  Brinkmann-Endemann 
§.  112  Anm.  23.  24,  Gerber  deutsch.  Priv.  R.  §.  199  Anm.  4,  Gold- 
schmidt Handb.  §.  66  S.  615,  Laban  d  in  ZtscUr.  f.  Handel.ir.  IX.  S.  439, 
Koch  Comm.  zu  Art.  360  Anm.  1  S.  36::^,  Mako  wer  Comm.  zu  Art  368 
Anm.  13:^,  V.  Hahn  Comm.  zu  Art.  368  Zas.  II,  zu  Art.  374  §.  1,  Anschütz 
Comm.  HI.  S.  283,  284,  352-355,  372,  Pnchelt  Comm.  zu  Art.  360 
§.  11,  Keyssner  zu  Art.  360  §.10,  Hauser  S.  14  Anm.  6,  Härder  S.37, 
Bernhurg  §.  154  S.  306,  Förster  II.  §.  145,  Note  101  S.  313 ,  Sohm 
in  Goldschmidt's  Ztschr.  XYIII.  S.  46 ,  Stahl  ebd.  S.  384,  Holtius  I. 
S-  201  zn  Art.  84.  Dafür,  dass  es  auf  coocrete  Beurtheilong  des  einzelnen  Falles 
ankomme  Randa  S.  427;  dieser  stellt  als  Regel  auf  (S.  432),  dass  Besitz  und 
Eigenthum  dem  Commissionär  erworben  werde.   Gegen  den  uamittelbaren  Eigen- 
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thnmRerwerb  d«8  Gommittenten  die  ältere  Praxis ,  so  Ob.  App.  G.  L  ä  b  e  c  k 
N.  176—178  bei  Thöl  Ausgew.  Entscheidangsgrande  (Göttingen  1857)  S.  178 
bis  180;  ebenso  Plen.  Besohl,  des  Ob.  Trib.  Berlin  v.  2.  0 ct.  1848  (vgl.  preuBS. 
Mot.  S.  152);  Ob.  App.  G.  Kiel  v.  28.  Oct.  1851  in  Seuffert's  Arch.  V.  N. 
253  S.  331;  ebenso  die  constante  Praxis  desR.  0.  H.  G.  so  Bd.XVI.  N.GO,  N.65, 
Bd.  XYIII.  N.  46  und  obenNoten  9,  16;  vgl.  noch  Schweiz.  Entw.  v.  1876 
Art,  204  Abs.  1:  Wenn  ein  Stellvertreter  auf  eigenen  Namen,  jedoch  fär  Rechnung 
des  Vertretenen  bewegliche  Sachen  erworben  hat,  so  geht  das  Eigentham  in  dem 
Zeitpunkte  auf  den  Vertretenen  über,  in  welchem  der  Vertreter  demselben  Anzeige 
von  dem  Eigenthumserwerbe  gemacht  hat.  Abs.  2.  Bei  vertretbaren  Sachen  ist 
überdies  erforderlich,  dass  die  für  dea  Vertreteaen  bestimmten  Sachen  von 
anderen  derselben  Gaitqng  erkennbar  ausgeschieden  seien.  Art.  457b:  Der 
Auftraggeber  kann  im  Concurse  des  Beauftragten  die  beweglichen  Sachen,  welche 
der  Beauftragte  in  eigenem  Namen  für  Rechnung  des  Auftraggebers  in  Besitz 
genommen  hatte,  als  Eigenthum  in  Anspruch  nehmen  und  zwar  selbst  dann^ 
wenn  die  nach  Art.  204  Abs.  1  erforderliche  Anzeige  noch  nicht  stattgefondea 
hatte.  Etwaige  Retentious-  oder  Pfandrechte  des  Beauftragten  au  diesen  Sachen 
bleiben  der  Masse  vorbehalten.  Unmittelbarer  Eigenthumserwerb  des  Commis- 
slonärs  i^t  auch  anerkannt  in  Art.  1777,  1778,  1779  russ.  Handels-Ord. 

Art.  284  preuss.  Entw.  Abs  1  bestimmte :  Der  Commissi onär,  welcher  eine 
Einkaufscommission  ausführt,  erwirbt  das  Eigentham  des  Gates  dem  Committenten 
in  demZeitpuokte,  in  welchem  der  Commissionar  dasselbe  erworben  haben  würde, 
weon  er  das  Geschäft  für  seine  eigene  Rechnani?  geschlossen  hätte  (ebenso  R.H. 
G.  E.  Tit.  V  Art.  8  Abs.  2)  jedoch  geht  das  Eigenthum  an  vertretbaren  Sachen 
erst  dann  auf  den  Committenten  über,  wenn  sie  mit  hinreichender  Bezeichnung 
ausgesondert  oder  an  den  Committenten  abgesendet  sind.  Vgl.  Motiv.  S.  152, 153>. 
Sowohl  das  Bedörfniss  des  Verkehrs  als  der  Gebrauch  beim  Commissions- 
handel  spreche  dafür;  dem  Interesse  des  Verkäufers  wegen  Sicherung  st;iner 
etwaigen  Eaufgeldforderung  gegen  den  Commissionar  könne  hiebei  kein  ent- 
scheidendes Gewicht  beigelegt  werden;  derselbe  komme  durch  den  unmittel- 
baren Uebergang  des  Eigenthums  der  verkauften  Sache  auf  den  Committenten 
in  keine  wesentlich  schlechtere  Lage,  als  wenn  der  Commissionar  das  Eigen- 
thum erwerbe ,  solches  aber  sofort  weiter  veräussere ,  woran  ihn  doch  der 
Verkäufer  in  der  Regel  nicht  hindern  könnte.  Im  Verhältniss  des  Commis- 
sionärs  zum  Committenten  aber  sei  nach  Sinn  und  Absicht  der  Parteien  an- 
zunehmen ,  dass  der  Beauftragte  alles ,  was  er  auf  Grund  des  Auftrags  und 
.behufs  Ausführung  desselben  erwerbe,  sofort  dem  Auftraggeber  habe  erwerben 
wollen.  Der  Commissionar  werde  dadurch  nicht  benachtheiligt ,  da  er  dorch 
das  Pfandrecht  genügend  gedeckt  sei.  Für  den  Committenten  dagegeu  sei  es 
in  der  Regel  nnd  namentlich  für  den  Fall  des  Concnrses  des  Commissionars 
von  wesentlicher  Bedeutung,  dass  das  Eigentham  des  angekauften  Gutes  so- 
fort auf  ihn  übergehe,  ohne  dass  es  noch  einer  besonderen,  von  der  Willkar 
des  Commissionars  abhängenden  und  oft  schwer  zu  erweisenden  Uebertragang 
von  Seite  des  letzteren  auf  ihn  bedürfe.  Bei  vertretbaren  Sachen  bleibe  es 
aber,  anders  als  bei  individuell  bestimmten  Sachen,  objectiv  zunächst  noch 
nn gewiss,  ob  der  Commissionar  die  angekauften  Sachen  gerade  behufd  Aas- 
führung der  betreffenden  speciellen  Einkauf scommission  habe  erwerben  wollen. 


I 


* 


'.»■. 


—    443    —  \.-m 

deshalb  sei  es  erforderlich,  dass  bei  ihnen  noch  ein  besonderes  Moment  hin- 
znkomme,  darch  welches  sie  als  Oommissionsgat  individoslisirt  werden;  dies 
geschehe  darch  Absendnng  an  den  Gommittenten  oder  darch  eine  solche  Ab- 
sonderang,  welche  hinreiche  ,  am  sie  als  für  den  Gommittenten  erworbene 
Sachen  kenntlich  za  machen.  Ein  blosser  Vermerk  in  den  Bttchem  des  Gom- 
nissioBärs  könne  aber  hierzu  nicht  genögen  (vgl.  wfirttemb.  Entw.  Art.  160)» 
inreil  durch  ihn  eine  änsserlich  erkennbare  Trennnns;  nicht  hervorgebracht 
'werde ;  überdies  könnten  solche  Vermerke ,  wenn  ihnen  die  Wirkung  der 
£igenthamsdbertragang  aaf  den  Gommittenten  beigelegt  würde ,  leicht  zu 
C9llasion6n  and  betraglichen  Begünstigongen  einzelner  Gläubiger  des  Gom- 
mission&rs  im  Goncarse  des  letzteren  missbraacht  werden  (vgl.  auch  Mot.  zu 
Art.  8  Tit.  V.  R.  H.  G.  E.  S.  195,  196). 

Bei  der  Berathung  in  erster  Lesung  (Prot.  698  ff.)  warde  der  Antrag 
aaf  Streichang  des  Art.  284  preuss.  Entw.  gestellt,  eventaell  auf  Fassunjg 
desselben  im  Sinne  des  entgegengesetzten  Princips:  „Der  Gommisdonär, 
welcher  eine  Hinkaufscommission  ausfährt  erwirbt  das  Eigen thnm  des  Gutes 
in  gleicher  Weise,  als  wenn  er  das  Geschäft  für  eigene  Rechnang  abge> 
schlössen  hätte.  Für  die  Uebertragang  des  Eigenthams  vom  Gommissionär 
an  den  Gommittenten  gelten  die  allgemeinen  Grnndsätze  über  Eigenthams- 
Übergang.**  Als  Gründe  wurden  vorgebracht,  der  vom  gemeinen  Rechte 
wesentlich  abweichende  Inhalt  des  Art  284  gehe  auch  gegen  die  allgemein 
verbreitete  Ansicht  d%s  Eaufmannsstandes  an  den  bedentendsten  Haudels- 
platzen;    der   Inhalt    des    Abs.  1    sei     höchstens  in  denjenigen  Fällen  bisher  f^M^^S^ 

als  richtig  anerkannt  worden ,  in  welchen  dem  Gommissionär  im  Voraas 
Geld    zum    Einkauf    einer    bestimmten    Sache    übersendet    oder    sobald    ein- 


mtl  Anzeige    über    die    Ausführung  der   Einkanfscommission  gemacht  worden  -V'i^L 

sei ;    mit  der  Neuerung  stosse    man   auf  grosse  Schwierigkeiten  ,    so  bei  Ent-  c^^ 

Scheidung  der  Frage,   wem  die  Vindication  zustehe,    dem  Gommittenten  oder  ^^ 

dem  Gommissionär,  sie  werde  za  GoUisionen   mit  der  Lehre  von  den  Gonnosse-  '^pf 

meuten  und  Frachtbriefen  führen,  denn  es  müsste  z.  B.  die  Auslieferung  eines  '  i)» 

Connossementes  an  einen  Anderen  als   den  Gommittenten    als  ein  Eingriff   in  [>'|d 


* 


fremdes  Eigenthum   erscheinen;    wenn    ein    Gommissionär   von    verschiedenen 

Personen   den  Anitrag    habe,    ein    bestimmtes  Schiff  za  kaufen,    und   dieses 

wirklich   kaufe,    so    werde   man    oft   nicht    in    der    Lage    sein,    zu    wissen,  '' 

für    wen    er    das    Schiff  gekauft,    also  Eigenthum     erworben    habe.     Ebenso  ^}*i 

würde,    wenn    er    von    mehreren    den  Auftrag  habe,    Kaffee  zu  kaufen,    und 

eine    Quantität    kaufe,    mit    der   er    alle    ihm    gegebenen    Aufträge    decken 

könne ,    nicht    ersichtlich   sein ,    welche  Ballen    dem    einen    und    welche   dem 

anderen    Gommittenten   gehören.     Der  Gommissionär    contrahire    im    eigenen 

Kamen    mit    Dritten,     daher    sei     eä     angemessen,     dass    er    zunächst    das 

Eigentham  erwerbe  und  dass  dieses   erst   dann  auf  den   Gommittenten   über-  M 

gehe,  wenn  eine  zur  Uebertragang  des  Eigenthams  geeignete  Handlung  vor-  /^i 

genommen  sei.     Von   anderer  Seite  wurde  bemerkt,    es  sei  zu  unterscheiden  '  >• 

zwischen    der   Frage,    ob    der    Gommitt^nt    Eigenthum    schon    dadurch    er-  '.: 

werbe,    dass  an  den  Gommissionär  übergeben  werde,   und   der  Frage,    durch 

welche   Handlungen    der    Gommissionär    das    ihm   erworbene    Eigentham    auf 

den   Gommittenten    übertrage.     Bei    der   ersten   Frage    werde    im   gemeinen 
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Bechte  mit  Grand    alles    davon    abhängig    gemacht,    cb    der    Beauftragte  im 
eigenen  oder  fremden  Namen  das  Eigenthum  erwerben  wolle.   Biese  innerlich 
berechtigte  Unterscheidung  lasse  sich  nicht  mit  einem  Satze  erledigen,   denn 
der  Commissionär  benehme  sich  nicht  immer  in  dem  einen  Falle  so,    wie  in 
dem  anderen.  Da  es  zu  sehr  auf  die  individuellen  Verhältnisse  ankomme,  so 
sei  es  angemessener,    in  dieser  Beziehung    es    bei    der  Anwendung    des    ge- 
meinen Civilrechtes  zu  belassen.     Dagegen    wurde  vorgebracht,    Art.  284  ent- 
spreche der  Billigkeit  im  höchsten  Grade,  denn  wenn  dem  Committenten  nicht 
das  Eigenthum  eingeräumt  werde,  so  befinde  er  sich  in  einer  höchst  bedenk- 
lichen Lage,  weil  er  andererseits  das  Eigenthum  an  seinem  dem  Commissi onat 
übersendeten   Gelde  verliere ;  für  das  Interesse   des  Commissionärs    sei  durch 
das  gesetzliche  Pfandrecht   desselben   genügend    gesorgt   für    den  Fall,    dass 
der  Committent  das  Geld    ffir  die  Waare  noch    nicht   angeschafft   habe.     Der 
Oommittent  würde  ohne  Art.  284  im  Concurse  des  Commissionärs  weder  Geld 
noch  Waaren  haben,    während    der    letztere    im  Concurse    des  Committenten 
unter    allen  Umständen    darch    sein  Pfandrecht    ausreichenden  Schutz   habe. 
Eine  CoUision  mit  den  Bechtssätzen   über  Connossement  trete  nicht  ein ,    da 
hier  von  dem  Verhältnisse  des  Commissionärs   zu  dem  Committenten    geredet 
werde,  während  in  der  Lehre  vom  Connossement  der  Satz  enthalten  sei,  dass 
der  Inhaber    des  Connossements    Dritten    gegenüber    als    Eigenthflmer    gelte. 
Diese  beiden  Beziehungen  müsse  und  könne  man  ebensogut  hier  auseinander- 
halten   als    im    Hypothekenrechte.    Der    obige  Antrag    wurde   mit    10  gegen 
7  Stimmen  abgelehnt.  Im  Verlaufe  der  Discussion  beantragte  man  (Prot.  700) 
statt  des  Art.  284  folgende  Bestimmung  zu  setzen:  „Wenn  der  Commissionär, 
welcher    eine  Einkanfscommlssion    ausfährt,    das   Eigenthum    des    Gntes    er- 
worben hat,   so  gebt  dasselbe  auf  den  Committenten  in  dem  Zeitpunkte  über, 
in  welchem  der  Commissionär    das    Gut   zu    seiner  VerfOgnng    gestellt    hat." 
Dagegen  wurde   vorgebracht,  dieser  Antrag  sei  zu  allgemein  und  unbestimmt, 
als  dasi  er  die  gewünschte  Sicherheit  hervorrufen  könnte;  welche  Acte  fielen 
unter  „zur  Verfügung  stellen",    und  inwieweit  müssten  sie  in  Beziehung   anf 
die  Bezeichnung  der  Waare  mehr  oder  weniger  bestimmt  sein?  Genüge  es  za 
sagen:  Ich  stelle  Ihnen  dem  erhaltenen  Auftrage   gemäss  1000  Ballen  Kaffee 
zur    Verfügung,    oder   müssten   dieselben    nach    bestimmten   Unterscheidungs- 
merkmalen bezeichnet  werden?    Es  wurde   daher   zu  diesem  Antrage  da^  fol- 
gende   Amendement    gestellt:    „in    welchem    der  Commi»sionär    dem  Commit- 
tenten Anzeige  über  den  Eigentbumserwerb    erstattet  hat."  Es  bedürfe  aller- 
dings einer  besonderen  Handlang  des  Commissionärs,  um  das  Eigenthum  einer 
erkauften  Waare  auf  den  Committenten  zu  fibertragen,  weil  sonst  grosse  Un- 
sicherheit entstehen  müsse,    z.  B.  dann,    wenn    der   Commissionär,    was    ihm 
unzweifelhaft  gestattet  sei,  die    vom  Committenten   gewünschten  Waaren    von 
seinem  eigenen  Lager  entnehme.  Diese  besondere  Handlung  könne  aber  nicht 
blos  in  einem  Kundgeben  der  Absicht  liegen,  dass  der  Commissionär  för  dea 
Committenten  erwerben  wollte,    denn  ps  werde  z.  B.  niemand  zweifeln,    dass 
der  Commissionär,  welcher  eine  Quantität  Kaffee  gekauft  habe,    um  mit  der- 
selben den  Bedarf  des  Committenten  zu  decken,    über   den    erkauften  Kaffee 
noch  als  über  sein  Eigenthum  verfügen,    ihn  für  sich  behalten,  anderweitig 
verwenden  und  dem  Committenten  anderen  Kaffee  kaufen  dürfe.  Die  entschei- 
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dende  Handlang  könne  man  vielmehr  nar  in  einer  Anzeige  des  stattgehabten 
Eigenthnmserwerbes  an  den  Committenten  finden,  denn  hierin  liege  allerdings 
•Ine  entsprechende  Tradition shandinng.  Dagegen  wnrde  aber  vorgebracht, 
dass  auch  eine  solche  Anzeige  nicht  entscheidend  sei,  wenn  die  Waare  nicht 
^nz  genan  in  einer  Weise  bezeichnet  worden,  dass  man  sie  von  anderen 
ähnlichen  Waaren  nnterscheiden  könne,  eine  Meinung ,  welche  insbesondere 
von  den  kaufmännischen  Abgeordneten  unterstützt  wnrde.  Der  Antrag  sammt 
dem  Amendement  wnrde  mit  10  gegen  7  Stimmen  angenommen. 

Ein  Abgeordneter  meinte  (Prot.  702),  bei  Entscheidung  der  Frage  könne 
es  nicht  daraof  ankommen,  an  wen  der  Yerkänfer  die  verkaufte  Sache  und  deren 
£igenthum  zu  Überträgen  gewillt  sei ,  wohl  aber  darauf,  für  wen  der  Com- 
missionär  Eigenthnm  zu  erwerben  beabsichtige,  ob  dieser  schon  die  Meinung 
habe,  eine  bestimmte  Waare  für  den  Committenten  erwerben  zu  wollen  oder 
nicht,  da  man  im  ersteren  Falle  gewiss  nicht  annehmen  könne,  dass  er  für 
sich  wider  seinen  Willen  Eigenthnm  erwerbe.  Daher  wurde  vorgeschlagen,  es 
im  Wesentlichen  bei  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Rechtes  zu  belassen, 
hier  aber  nur  eine  Praesnmtion  in  Beziehung  auf  die  Absicht  des  Commis- 
sionärs  aufzustellen,  daher  zu  diesem  Zwecke  und  um  den  Richter  zu  veran- 
lassen, dass  er  seine  Entscheidungen  hauptsächlich  nach  der  muthmasslichen 
Absicht  und  dem  Benehmen  des  Commissionärs  bemesse,  in  dem  Art.  284 
nach  dem  Worte  „Committenten''  einzuschalten  „im  Zweifel".  Ein  anderer 
Abgeordneter  bemerkte  (Prot.  703),  der  erste  Absatz  sei  nur  dann  richtig, 
wenn  er  auf  den  Fall  beschränkt  würde,  dass  es  sich  um  den  Kauf  einer 
speciellen  Sache  handle ,  daher  statt  ^Einkaufscommission'^  zu  setzen  sei 
„Commission  zom  Einkauf  einer  individuell  bestimmten  Sache^;  Abs.  1  wolle 
sich  nur  darauf  beziehen,  Abs.  2  nur  vom  Kaufe  von  Sachen  in  genere 
handeln.  Dagegen  aber  erhob  sich  Widerspruch;  es  handle  sich  hier  nicht 
nm  den  Gegensatz  von  gentts  und  specieSf  sondern  von  vertretbaren  und 
nicht  vertretbaren  Sachen.  Abs.  1  handle  nicht  nnr  von  individneli  bestimmten, 
sondern  auch  von  generell  bestimmten  Sachen  als  Gegensatz  zu  vertretbaren, 
worin  keineswegs  ein  Gegensatz  zu  individneli  bestimmten  Sachen  gelegen 
sei,  da  man  auch  vertretbare  Sachen  als  individuell  bezeichnete  kaufen  könne. 
Es  wurde  der  Antrag  gestellt  (Prot.  703),  Abs.  2  des  Art.  blos  rücksichtlich 
des  Ueberganges  der  Gefahr  anzunehmen :  „Bei  der  Commission  zam  Einkaufe 
vertretbarer  Sachen  geht  die  Gefahr  derselben  auf  den  Committenten  über 
XL.  s.  w.**  Der. Antrag,  den  Abs.  2  des  Art.  284  zu  streichen,  da  kein  Grand 
sei,  vertretbare  Sachen  anders  zu  behandeln  als  andere  Waaren,  wurde  mit 
9  gegen  8  Stimmen  angenommen.  Der  Antrag,  den  ganzen  Art.  zu 
streichen,  wurde  mit  16  gegen  1  Stimme  abgelehnt.  Art.  312  Entw.  I.  Les. 
lautete  demgemäss:  Der  Commissionär  welcher  eine  Ein  kauf scommission  aus- 
fuhrt, erwirbt  das  Eigenthnm  des  Gutes  zunächst  für  sich;  jedoch  geht  das 
Eigenthnm  auf  den  Committenten  in  dem  Zeitpunkte  über,  in  welchem  der 
Commissionär  dem  Committenten  über  den  Eigenthnmserwerb  Anzeige  er- 
stattet. 

In  der  zweiten  Lesung  (Prot.  1196)  wurde  bei  Art.  312  der  —  mit 
12  gegen  2  Stimmen  abgelehnte  —  Antrag  auf  folgende  Fassang  gestellt: 
„Bei  Einkaufscommissionen    gelten    im   Verhältnisse    zwischen    dem  Commis- 
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sionär  und  Committenten  wegen  üeberganges  der  Gefahr  and  des  Eigea- 
IhamB  dieselben  Grandsätze  wie  beim  Kaufe.  Hat  der  Commissionär  die  be> 
stellten  Waaren  für  den  Committentea  besonders  eingekauft,  so  geht  aaf 
letzteren  die  Gefahr  über,  sobald  sie  den  Commissionär  triift,  das  Eigentham 
'  aber  geht  aaf  ihn  über,  sowie  der  Commissionär  dasselbe  erwirbt,  vorbehalt- 
lich jedoch  des  dem  Commissionär  aas  Art.  320  zastehenden  Pfandrechtes." 
Dieser  Antrag  warde  tnit  12  gegen  2  Stimmen  abgelehnt.  Als  Gründe  für 
den  Antrag  warden  vorgebracht:  Art.  312  mache  den  Eigenthnmserwerb  im 
Gegensatz  zu  der  richtigen  und  selbst  im  gewöhnlichen  Leben  gangbaren 
Ansicht  von  der  Mittheilang  des  Erwerbsactes  an  denjenigen  abhängig,  für 
welchen  das  Eigenthnm  erworben  werden  solle.  Aach  igaorire  er  den  Fall 
gänzlich,  wenn  der  Commissionär  die  vom  Committenten  bestellte  Waare  von 
seinem  eigenen  Lager  entnehme.  In  diesem  Falle,  sowie  anch  wenn  er  Ein- 
känfe  mache,  am  mit  denselben  mehrere  gleichartige  Commissionen  zagleich 
auszuführen,  müssten  ohne  Zweifel  auch  für  d^s  Verhältniss  zwischen  dem 
Commissionär  und  Committenten  die  Bestimmungen  über  den  Kaufvertrag 
massgebend  sein.  Wenn  aber  der  Commissionär  mit  einem  Einkaufe  einen 
einzelnen  bestimmten  Auftrag  ausführe,  so  entspreche  es  der  allgemeinen  Auf- 
fassung, anzunehmen,  dass  in  dem  Augenblicke  des  Erwerbes  der  Waare  durch 
den  Commissionär  das  Eigenthom  und  somit  alle  Gefahr  und  das  Recht  der 
Verfügung  über  die  erkaufte  Sache  vorbehaltlich  des  Pfandrechtes  des  Com- 
jnissionärs  auf  den  Committenten  sogleich  übergehe.  In  diesem  Falle  feien 
die  Verbültnisse  denen  des  Mandats  zweifellos  vorwiegend  ähnlich,  und 
daher  angemessen,  die  dabei  geltenden  Grundsätze  auch  anf  das  Commissions- 
geschäft  anzuwenden.  Die  Erwägung,  dass  zuweilen  die  Beweisfrage  darüber, 
ob  der  Commissionär  in  dem  einzelnen  Falle  wirklich  den  Auftrag  eines  ge- 
wissen Committenten  habe  ausführen  wollen,  sehr  schwierig  sei,  könne  kein 
Grand  sein,  um  diese  Grundsätze  zu  verlassen.  Dagegen  wurde  beantragt, 
Art.  284  des  preuss.  Entw.  sei  herzustellen,  da  er  im  Wesentlichen  auf  den- 
selben Grundsätzen  wie  dieser  Antrag  beruhe,  und  mit  den  gemeinrechtlichen 
Grundsätzen  über  das  Mandat  im  Einklänge  stehe.  Art.  28^  habe  mit  Recht 
den  Fall  ganz  ausser  Auge  gelassen,  in  welchem  der  Commissionär  die  Waaren 
von  seinem  eigenen  Lager  entnehme,  da  es  sich  in  dem  Zusammenhange  des- 
selben zunächst  nur  um  das  reine  Commissionsgeschäft  handle,  in  welchem 
der  Commissionär  einen  einzelnen  bestimmten  Auftrag  ausführe.  Um  für  das 
Commissionsgeschäft  das  richtige  Princip  zu  finden,  und  die  Meinung  fern- 
zuhalten ,  dass  der  Commissionär  im  Verhältnisse  zum  Committenten  vor- 
wiegend als  Verkäufer  und  nicht  als  Mandatar  zu  betrachten  sei,  erscheine 
die  Herstellung  des  Art.  284  als  sehr  empfehlenswerth.  Aus  demselben  Grunde 
müsse  aber  auch,  wie  dies  Abs.  2  thue,  auf  die  Fälle  Rücksicht  genommen 
werden,  in  welchen  der  Commissionär  in  Ausführung  mehrerer  Aufträge  ver- 
tretbare Sachen  in  ungesondertem  Znstande  einkaufe.  Diesem  letzten  Antrage 
(Herstellung  des  Art.  284)  traten  auch  mehrere  Abgeordnete  bei,  welche  den 
ersten  Abs.  des  Art.  284  nicht  für  übereinstimmend  mit  dem  gemeinen  Rechte 
hielten,  indem  sie  den  Satz,  dass  in  dem  unterstellten  Falle  der  Commissionär 
als  Mandatar  des  Committenten  das  Eigenthum  gar  nicht  erwerben,  sondern 
dieses  sofort  und  ohne  jede  weitere  Traditionshandlang  auf  den  Committenten 
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Übergehen  solle,  mit  Biicksicht  anf  die  Nachtheile,  welche    den  Commissionär 
als  Eigenthümer    wegeu  Tragnng   des  Zufalls    n.  s.  w.    treffen   könnten,    fdr 
legislatorisch  empfehlenswerth  hielten.  Dagegen   wnrde    freilich    vorgebracht, 
dass  es  zur  Beseitigung  nngerechtfertigter  Benachtheiligong  des  Commissionärs 
wegen  Tragnng  der  Gefahr  n.  s.  w.  eines  solchen  Schutzes  gar  nicht  bedürfe, 
-weil  der  Commiltent  einen  solchen  Kachtheil  als  dnrch  Ansführnng  des  Auf- 
trages entstanden  schon  wegen  dieses  Auftrag^iverhältnisses  tragen  müsse,  so- 
nach der  Uebergang  der  Gefahr  anf  den  Committenten  schon  vor  dem  Eigen- 
thomsübergang  eintrete.  Die  Herstellung  des  Abs.  1  des  Art.  284  preuss. 
Entw.  wnrde  mit  10  gegen  4  Stimmen,  des  Abs.  2  mit  der  Ifodification 
^und  die  Anzeige  an  denselben,  dass  sie  zu  dessen  Verfügung  gestellt  seien, 
behufs  ihrer  Absend nng  abgegeben  ist",  anstatt  der  Worte  „oder  an  den  Com- 
mittenten   abgesendet   sind"    mit  9  gegen    5  Stimmen   angenommen. 
Der  Antrag  (Prot.  1198)  auf  Streichung  des  ganzen  so  nngeformten  Art.  312, 
da  diejenigen  Geschäfte,    in  welchen   der  Commissionär   die   bestellte  Waare 
nicht  vom  eigenen  Lager  entnehme,  und  nur  einen  einzelnen  bestimmten  Aaf- 
trag  ausführe,  bei   weitem  die  Hinderzahl  bilden    und    da   die    verschiedenen 
in  Frage  kommenden  Fälle  doch  nicht  erschöpfend  und  richtig  in  einem  ein- 
zigen Art.  entschieden  werden  könnten,  während  für  deren  Entscheidung  das 
Oivilrecht  vollkommen   ansreiche ,    wurde  mit  9  gegen  5  Stimmen   abgelehnt. 
Oegen  Art.  312    wnrde    von  Neuem  vorgebracht  (Prot.  1202),  derselbe   müsse 
deutlicher  gefasst  werden ;  er  solle  gewiss  kein  unbedingt  befehlender,  sondern 
nur  ein  interpretativer  Satz  sein,    um    mit  ihm  den  präsumtiven  Willen    der 
Oontrahenten  auszudrücken;    anch  bedürfe   der  2.  Abs.    einen  berichtigenden 
Zusatz,  denn  warum  sollte  der  1.  Abs.  nicht  anwendbar  sein,   wenn   es   einer 
Aussonderung  gar  nicht  bedürfe,    um   das  Eanfobject  von  anderen   zu  unter- 
scheiden. Daher  wurde  der  folgende  Vorschlag  gemacht:    „Der  Commissionär 
«rwirbt  das  Eigenthnm  an  den  Gütern,  welche  er  in  Ausführung  des  ihm  er- 
theilten  Auftrages  eingekauft  hat,  in  dem  Zeitpunkte,   in  welchem    er   es  bei 
«inem  Geschäfte  auf  eigene  Rechnnng  selbst  erworben  haben  wurde ,    unmit- 
telbar dem  Committenten,    sofern    er    nicht    eine   entgegengesetzte 
Absicht  erklärt  hat.  Jedoch  geht  das  Eigenthnm  an  vertretbaren  Sachen, 
welche  mit  anderen  von  gleicher  Gattung  und  Art  vermischt  sind,  erst  dann 
auf  den  Committenten  über,  wenn  sie  gehörig  ausgesondert  sind  und  die  An- 
zeige, dass  sie  demselben  zur  Verfügung  stehen,  abgegeben  worden  ist.^  Mit 
dem  Schlüsse  des  1.  Abs.    sollte    eine   vom  Commissionär   dem  Committenten 
gegenüber  abgegebene  Erklärung  gemeint  sein.     Da  sich    ergab,    dass    mit 
diesem  Antrage  demPrincipe  nach  die  Versammlung  allseitig 
«inverstanden  war,   wurde   die  Feststellung   der  Fassung    des  Art.  312 
der    Redactionscommission    anheimgegeben.     Eben    dahin  wurde    ein    anderes 
Bedenken  verwiesen,  rücksichtlich   des  Wortes  „vertretbar'' ,    da  es  sich  hier 
nicht  blos  um  vertretbare  Sachen  im  streng  rechtlichen  Sinne,    sondern  auch 
um  nicht  vertretbare,  aber  dem  Individuum   nach  noch  nicht  vollständig  be- 
sümmtb    Sachen   handle  ;     so   seien   z.   B.   Pferde    gewiss   keine   vertretbare 
Sachen,  gleichwohl  aber  trete  die  Bestimmung  des  Art.  312  Abs.  2  ein,  wenn 
der  Commissionär  den  Auftrag  habe,  zwei  Pferde    einer    bestimmten  Race  zu 
kaufen,    und    um   noch    einige    andere    gleichartige    Aufträge    auszuführen. 
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6  solcher  Pferde  kaufe;  da  aber  andererseits  did  Bestimmang  des  Abs.  2 
auch  nicht  so  gefasst  werden  könne,  als  wenn  sie  sich  ansschliesslich  nnr 
aaf  generell  bestimmte  Sachen  bezöge,  so  sei  es  freilich  am  angemessensten 
zn  sagen,  dass  Abs.  2  überall  da  eintrete,  wo  es  überhaupt  noch  einer  Aus- 
sonderung bedürfe.  Dagegen  wurde  vorgebracht,  dass  nicht  vertretbare,  aber 
vorerst  nur  dem  genus  nach  und  nicht  speciell  bezeichnete  Sachen  ohne  Ge- 
fahr eines  Missverständnisses  als  vertretbare  Sachen  bezeichnet  werden 
könnten.  In  einer  späteren  Sitzung  (Prot.  1250)  wurde  bemerkt,  dass  zwischen 
dem  1.  und  2  Abs.  des  Art.  312  keine  üebereinstimmnng  sei;  der  Grund- 
gedanke des  1.  Abs.,  für  den  in  der  IL  Les.  in  der  Hauptsache  Art.  284 
prenss.  Entw.  restituirt  worden  sei,  laufe  darauf  hinaus,  dass  mit  dem  Augen- 
blicke, in  welchem  eigentlich  der  Commissionär  das  Eigenthum  erwerben 
sollte,  wenn  er  für  eigene  Rechnung  contrahiren  würde,  das  Eigenthum  statt 
auf  den  Commissionär  sogleich  auf  dessen  Oommittenten  übergehe,  also  bild- 
lich gesprochen  über  den  Commissionär  hinwegfliege ;  im  2.  Abs.  aber  scheine 
ein  anderes  Frlncip  aufgestellt;  wenn  nämlich  wegen  der  unausgeschiedenen, 
vertretbaren  Sachen  noch  ein  Act  der  Ausscheidung  für  nothwendig  erkannt 
werde,  um  den  Eigenthumsübergang  auf  den  Committenten  anzunehmen,  so 
lasse  sfch  dagegen  wenig  einwenden;  aber  dann  müsste  man  sich  auch  da- 
mit begnügen,  für  den  Eintritt  des  Eigenthnmsübergangs  ausser  den  Voraus- 
setzungen des  I.Abs,  diesen  Act  der  Ausscheidung  zu  fordern;  denn  wenn 
man  noch  weiter  gehe  und  mit  dem  Redactions^ntwarfe  die  Abgabe  einer 
Erklärung  an  den  Committenten  verlange,  so  werde  damit  das  Princip  des 
1.  Abs.  verlassen,  denn  daraus  werde  mit  Recht  gefolgert  werden,  dass  bei 
vertretbaren  Sachen  das  Eigenthum  zuerst  auf  den  Commissionär  und  erst 
von  diesem  nach  dem  Hinzutritt  eines  in  der  erwähnten  Erklärung  liegenden 
Traditionsactes ,  eioes  consiitiUi  possetsorii  u.  s.  w.  auf  den  Committenten 
übergehe.  Zur  Herstellung  der  Einheit  der  Principien  wurde  daher  der  An- 
trag auf  Streichung  des  die  fragliche  Erklärung  betreffenden  Zusatzes  ge- 
stellt, sofern  man  nicht  vorziehen  sollte ,  das  im  1.  Abs.  aufgestellte  Princip 
des  Eigenthnrosüberganges  umzukehren ;  dieser  Antrag  wurde  mit  9  gegen  2 
Stimmen  angenommen. 

In  einer  späteren  Sitzung  (Prot.  H43)  wurde  von  Bremen  der 
folgende  Antrag  gestellt:  „Bas  von  dem  Commissionär  in  Ausführung  des 
ihm  ertheüten  Auftrages  eingekaufte  Gut  gilt  als  dem  Committenten 
übergeben,  sobald  vom  Commissionär  unter  geoügender  Bezeichnung  des- 
selben die  Anzeige  an  den  Committenten ,  dass  es  ihm  zur  Verfügung 
gestellt  sei,  für  ihn  behufs  ihrer  Absendung  abgegeben  worden  ist.  Sind 
jedoch  die  für  den  Committenten  elngekaufren  Gegenstände  von  anderen 
derselben  Gattung  und  Art  noch  nicht  ausgeschieden,  so  gilt  die  üeber- 
gabe  erst  dann  für  vollzogen,  wenn  sie  ausserdem  gehörig  ausgesondert 
sind;''  ferner  zu  Art.  322  Entw.  I.  Les.  (jetzt  Art.  376  Hgb.)  den  folgen- 
den Zusatz  zu  machen:  „Liefert  der  Commissionär  selbst  das  einzukau- 
fende Gut,  so  gilt  es  als  dem  Committenten  übergeben,  sobald  vom  Com- 
missionär unter  genügender  Bezeichnung  der  für  den  Committenten  be- 
stimmten Gegenstände  u.  s.  w.  (wie  oben).  Sind  jedoch  die  für  den  Committenten 
bestimmten    Gegenstände    u.  s.  w.**     Diese    Anträge    wurden    mit    II    gegen 
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keit  der  Identität)  nDpiaktiacli  lei.   Der  dritte  Tsrkäafer 

Frttga  kommeD,  er  habe  dfts  Eigeotham  ftofgegebsn,    es   : 

gleich ,  ob  der  Commissi  od  är  das  Eigeotham  sofort  fBr  di 

werbe,  oder  einen  Äaganblick  Bpäter  dorch  Traditionsrort 

sei  schwer  eininselien,  wie  Anfechtangsgründe,  i.  B.  dolai 

das  Oberlrageite  Eigenthnm  betreffen,    uitd  welche  Wicht! 

haben  sollte,    daes  der  Terkfinfer  den  Committenten  nichj 

ihm  wildfremden  Hanne  werde   er  Gberhaapt  nichts  za  sc 

die  Waare  abgegeben  habe.     Die  Gefahr  voq  frandalosen 

Comniitteiiten  habe  maa    hier    am    wenigsten  za  fürchten 

würden  sich  aach  wohl  meist  in  der  Fremde  finden ,    zadi 

entweder  dicDeckang  gegeben  haben  oder  später  zahlen  i 

einer  der  wichtigsten    im  ganzen  Titel    in  Beziehang    aof 

des  reinen  CammisBionsgeichtliftes  and  auf  den  Schutz  des 

hanpts&chlichsien  Bedecken,  welche  der  Art.  erregt  habe, 

man  sich  in  VorstellBng  der  mSgtichen  Fälle  Zweifel  aber 

des  Principcs  gemacht  habe;   dies  betreffs  aber  lediglich  e 

Der  Beweis  ,    dass  eine  bestimmte  Waare    fär   den  Commi 

liege  dem  letzteren   ob ;  bei   der  tpeciet  werde  er  leicht  sei 

Sachen  schwierig  nnd  oft  nnmäglich.    Dies  kCnne  aber  ni< 

das  richtige  Princip  zum  Schaden  des  Committenten  za  ti 

Commissionär  Dameotlich  wegen    der  Gefahr   den  Beweis   | 

tenten  fähren    dttrfe ,    warum    nicht    der  Committent    wegi 

gegen  den  Commissionär i*    Im  Lanfe  der  Discnssion  ward« 

noch  geltend  gemacht   (Prot.  1443) ,    dass    der  Commission 

Willen  haben  könne,  al»  die  fär  den  Committenten  gekanfl 

Eigenthnm  nnbeschadet   seines  Pfandrechtes    anzusehen,    i 

tliluium  poneiiorium  1h    dem    Momente    der    Besitzerwerbi 

Commissionira  verlegt  werden,    sonst  befände   sich   der  Ci 

sehr  nngfinstigsn  Lage.     Wena    der  Commiasicnär    beweise 

lür  den  Commiltenten    eine    gewisse  Waare    eingekauft    hi 

Committent  die  Tragnng  einer  Gefahr  derselben,  die  Anrei 

ans    dem    Kaufpreise    n.  s.  w.    vom  Tage    des  Eanfabachti 

lassen ;    unbillig  sei  es  nnn  ,    dem  Committenten  dessennni 

thum  an    einer    solchen  Waare,    deren  Gefahr    er  zn  trag< 

Waare,  die  ihm  »o  viele  Nachtheile  bringen  kSnne ,   anch 

noch  nicht  tradiit  werde ,    zn  versagen  ,    ihm  also    die  Ni 

bürden  nnd  die  Vortheile  vorznenthalten.  Dass  der  Commi 

des  Bigcnthnms  habe,  dafür  sei  das  drlngendate  Interesse  i 

lieh    wenn  der  Commissionlir  in  Ooncnra  gerathe;    selbstve 

dabei  alles  daranf  an,  dass  es  erkennbar  sei,    ob  eine  Ws 

mittenten  gekauft  worden   oder  nicht,  dass  der  Commissi onS 

den  Beweis  hierüber  liefern  känae;  eben  deshalb  könne  am 

Übergang  bei  dem  Ankauf   anderer  Sachen   als   einer   »peaii 

Absendnng  angenommen  werden,    weil  vorher   die   Erbring 

Nachweises  nndenkbar  sei.     Die  Streichung  des  Art. 

11     gegen     6    Stimmen    besc  hlosssen.     Die    von    B 
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den  für  ßechnnng  ihrer  Committetitän  bei 
fen  oder  aD  sich  selbst  zu  verkaufen,  amsO' 
ssetzten,  aber  einander  entsprechenden  Auf- 
Committenten  zu  combiniren,  also  bei  der 

als  Verkäufer  für  Rechnung  des  ent- 
ifacommittenten  ,  bei  der  Verkaufacommis- 
r  Rechnung  des  entsprechenden  Einkaufs- 
treten.  ') 

nders  aus  der  engen  Verbindung,  in  welcher 
iel  mit  dem  Commissionshandel  entwickelt 
pportunitätsgründe  eprechen  dafür,  dasa 
Grenzen  eine  solche  Abweichung  von  der 
jnenten  Durchführung  der  für  den  Auftrag 
ze  zulässig  sei.  Dem  Committenten  kann 
laran  gelegen  sein,  dass  der  Inhalt  seines 
lobachtet  werde ;    es  ist  ihm  in  der  Regel 

bei  der  Einkaufsoommission  die  gewollte 
r  Verkaufscommission  der  gewollte  Kaaf- 
ewissen  G-esehäftszweigen,  namentlich  bei 
jrtbpapieren,  sind  die  Commissionäre  meist 
gleichzeitig    für    eigene  Rechnung  Handel 

die  bedeutenden  Comniissionshäuser  sind 
Wartung  künftiger  Einkaufsaufträge  grosse 
Waaren  zu  machen,  welche  sie  dann  nach 
Committenten  absetzen.  Die  Handelswelt 
rem  eigenen  Interesse  sogar  mit  Vorliebe 
'on  Commissionen  solche  Handelsfirmen, 
mmissionshandel  einen  bedeutenden  Eigen- 
weil sie  von  denselben  eine  bessere  und 
lg  erwarten  zu  können  glauben  als  voa 
tlche  sich  ausschliesslich  dem  Commissiona- 
aher  nicht  im  Stande  sind,  durch  eigenes 
aufgetragene  Kaufgeschäft  den  Auftrag 
a  in  jedem  einzelnen  Falle  erat  einen  dritten 

rd.  d  e  Lnca  Lib.   V.  paia  II.  de  cnrnbli»  dltc.  IT.  A'.  3, 
.pi.  Kt  vttidil.  dUc.    V.  S'.  S. ;    ebenso  dera.  Lib.  VHJ. 
23  N.  W;    vgl.  Casaregia  di,:.  38  aldU.  X.  5X. 
Jhf.v.Donai  t.  18.  Dec.  1854  bfli  Alanie  t  II.  N.  819. 
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missionära  hervorgerufenen  Situation  das  Inter 
mittenten    genügend    zu  wahren.  >)     Insoferne  ; 


eulot  preeeJeTtiu,  iio  iendrd  el  cumitioniita  dereeko  d  ptreilf, 
nai-ta  en  tu  eneargo,  itno  que  >e  amgtaTd  d  la  «jus  liaya 
pacta  aeprcio;  y  n  no  «e  hubUre  ktcJio,  y  lat  parle*  tio  ae  < 
punto,  le  redtteird  la  camision  d  la  miiad  de  lo  qae  imporl 
ebenso  im  Gegensatze  za  dem  früheren  Hände  lege  biaach  (^ 
II.  S.  250)  daa  portug.  Hgt..  Art.  77,  78,  79  nnd  Art.  25- 
Tgl.  aach  Art.  132,  121C,  1-137;  ferner  «rgent.  Hgb.  (o 
367,  3e8,  Hgb.  v.  Guatemala  Art.  105.  Auch  der  revid.  ö; 
ZastimmoDg  des  Commitlenten  zum  Selbsteintritt;  ebenso  da 
g§.  1627,  1633  (der  Committent  ist  aach  nkht  verpflichtet 
bezahleo).  Der  württemb.  Entw.  Art,  143  nnd  der  R.  H.  G. 
erklären  iwar  den  CoDuniteionär  als  zam  Eintritt  berechUi 
pflichtet,  bievoa  sofort  dem  Committenten  besondere  Au 
Oboe  dass  es  jedoch  nothig  wäre,  die  Genehmigung  de^selhe 
Art.  376  Ueh.  stimmt  in  der  Han|)tsachH  der  auhweiz 
Art.  280.  281  überein,  nur  daxe  dieser  das  Eintrittarecbt 
und  marktgängige  Waaren  beschränkt.  Diese  Beachranhnog 
Schweiz.  Entw.  (v.  1876)  Art.  387,  388,  389,  390.  Nach  • 
D  or  dam  er  ik  an  isch  em  Rechte  ist  der  Srilbstein tritt  i 
nur  im  Falle  besonders  ertheiller  Ermächtignng  des  Comn 
tritt  der  Verkanfscommissiouär  als  Selbstkäarer  ein.  so 
dasa  er  dem  Committenttn  nichts  verheimlicht  oder  falsc 
c^eselben  Vortbeile  verschafft  habe,  vrie  bei  dem  Verkai 
sonen.  Bat  der  EinkanfsGomuiissionär  für  sich  selbst  etnge 
als  Trvttee  tut  den  Committenleo  behandelt;  der  Commissi o 
berechtigt,  das  ihm  von  dem  einen  Committenten  anvertrai 
far  einen  anderen  Committenien  zu  kaofen.  Smith  p. 
p.  618,  Paraons  p.  157.  Le»!  I.  p   153,  171. 

*)  Tgl.  preosi.  Motive  S.  161.  Durch  die  Annahmt 
beschränkten  Rechtes  des  Commiasionärs  selbst  einzi 
Uommissionshandel  in  der  eigentlichen  Bedentang  zerstört 
Eigenhandel  au  dessen  Stalle  gesetzt  werden.  Die  Siehe 
tenten  wBrde  erheblich  gefährdet  nnd  dem  Commissiouär  c 
geben  seia,  alle  Vortheile  dca  Geschäftes  sich  anzueignen, 
iheile  von  dem  Committenten  Ketragen  werden  müssten; 
ganz  in  die  Gewalt  des  Commissionärd  geKeben;  dieser  w. 
Sosieu  des  Committenten  für  sich  zu  specaliren ,  die  etw. 
Änderung  der  Terhättuisse  nnd  ConjuuctnTen  in  seinem  Int 
oder  hinterher  die  Sachlage  des  Geschäftes  willkürlich 
namentlich  die  Gefahr  aaf  den  Committenten.  za  schieben; 
beit  erhalten,  sich  der  Reclinnngslegang  zn  entziehen  nn 
fictiven  UokostfU  in  Ansatz  za  bringen,  insbesondere  Ls 
ubeitnngskosleu  Courtage  sowie  soublige  Spesen,    welche 


gebrauch    eine   Coml 

ßcbiedenerCommittenteD  zulääst,  besteht  er  nach  dem  Mandels- 

geaetzbuche  unbeschränkt  zu  Recht;  nur  macht  sich  der  Com- 

nicht  seilen  in  der  That  berechnet  werden,  ohne  wirklich  Teranegftbt  zn 
Mio.  Wo  aiso  ein  Gebrauch  in  dieser  nnbeecbHLnkleii  Ansdehnnng  «ich  ge- 
bildet hat,  kann  er  nur  als  ein  dem  gaten  Glanben  zcwiderlanfender  Kisg- 
braach  verworfen  werden.  Schon  der  prense.  Entw.  Art  294  enthält  daher 
die  Beschrankangen  des  Art.  376  dea  Hgb.;  er  laatet:  Abs.  1.  Bei  der  Com- 
missian  znm  Einkauf  oder  znm  Verkauf  von  Waaren,  welche  am  Orte  des 
Commissionärs  einen  Bürsencours  oder  einen  en]tlii;b  festgestellten  Marktpreis 
haben,  ist  der  Commiasionsr,  wrnn  der  Commitlent  nicht  ein  Anderes  be- 
fitimmt  hat,  befugt,  tiae  Gut,  welcbps  er  einkanfea  soll,  selliaL  als  Verkänfer 
zu  liefern,  oJer  das  Out,  welches  er  za  verkaufen  lieanftragt  ist,  als  Eäofer 
für  sich  ZD  behalten.  Abs,  2.  Es  wird  aagenommen,  dasE  der  Cammissloilär 
Ton  dieser  Beftigniss  Gebrauch  gemacht  hat,  wenn  er  nicht  zugleich  mit  der 
Anzeige  über  die  Ansführang  desAnftrags  eine  andere  Person  als  den  Käufer 
oder  Verkäufer  namhaft  macht.  Abs.  3.  In  diesem  Falle  ist  die  Pflicht  det 
Commiasionars,  Kecbenai haft  eu  geben,  innoweit  dies  die  Abschlieiaiing  de* 
Eaufs  oder  Verkaufs  betrittt.  auf  den  Nachweis  beschrankt,  dais  bei  dem 
berechneten  Preitie  der  Börsencoors  oder  der  Marktpreis  zur  Zeit  der  Aus- 
fährung iei  Auftrags  eingehalten  ist.  Der  Commissi9när  hat  zugleich  die 
Eechte  und  Pflichten  des  Käufern  oder  Verkäufers;  er  ist  zu  der  gewöhn- 
lichen Piovision  berechtigt.  Abs.  4.  Wenn  der  Committent  den  Auftrag  wider- 
ruft und  der  Widerruf  Lei  dem  Commissioaär  eintrifft,  bevor  die  Anteige 
von  der  AnarShrnng  des  Auftrags  abgegangen  ist,  so  kann  sich  der  Commis- 
siouär  der  Befuguias,  selbst  zu  kaufen  oder  zu  verksnfen,  nicht  mebr  be- 
dienen. Art.  322  Entw.  I.  Lea. :  Abs.  1.  Bei  der  Commission  zum  Einkauf 
oder  znm  Verkauf  von  Waaren,  Wechseln  und  Effecten,  welche  am  Ort  des 
Commissionbrs  einen  Bür^enpreis  oder  Marktpreis  haben  d.  s,  w.*,  wie  Art.  294 
preuss.  Eulw.  Abs.  1.  Abs.  2.  In  diesem  Falle  i>t  die  Pflicht  des  Commissiouärs, 
Bechenscliaft  tiber  die  Abscbliesinng  des  K^nft  oder  Verkaufs  sa  geben,  auf 
den  Nachweis  beschränkt,  dass  bei  dem  beTecbneleD  Preise  dor  Börsenpreis 
oder  Marktpreis  zur  Zeit  der  Ansflihcung  des  Auftrags  eiagehalteu  ist.  Der 
Commissionär  hat  zugleich  die  Rechte  nnd  Pflichten  des  Käufers  oder  Vsr- 
känfers.  Abs.  3.  Er  inl  t.a  der  gewöhnlichen  Provision  berechtigt.  Ob  nnd 
iu  welchem  Umfange  die  bei  Commissionsgeschftften  sonst  re^Imäsaig  vor- 
kommenden Uukostcti  berechnet  werden  können,  entscheidet  der  Ortsgebraucll. 
Abs.  4  stimmt  mit  Art.  294  prouss.  Entw.  Abs.  4  überein  (nur  da^s  an-italt  ,«b- 
gegangen"  gesetzt  ist  „behufs  ihrer  Äbsenduug  abgegeben").  Art.  3'>3  Eutw. 
II.  Les.:  Ab.  1.  Hei  d^r  Commissiou  zum  Einkauf  oder  znm  Verkauf  von 
Waaren,  Wechseln  nnd  Worth papieren,  welche  eineu  Börsenpreis  oder  Markt- 
preis habtn,  ist  der  Commissionir  u.  s,  w.,  wie  oben  Art.  323  Abs.  l.  Abs.  2. 
In  diesem  Falte  ist  die  Paicht  des  Commis^ionärs,  Rechenschaft  üb^r  diiAb- 
Schliessung  dea  Kanfs  oder  Verkaufs  zu  geb^-n,  auf  den  Nachweis  beschränkt, 
das9  bt^i    dem    berechneten  Preise  der  Dörsenpreit   oder  Marktpreis    sur  Zeit 
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missionär  verantwortlich ,  wean  er  niclit  1 
abgekürzter  Ansfäbrang  das  Interesse  eines  jedi 
mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannef 

der  AasfiihninK  des  Anftraga  eingehaltea  ist.  Er  ist  zi 
ProvisioD  bereclitigt  und  kann  die  bei  Commiaaionsgesc 
mftsBJg  Yorkom  Dl  enden  Unkosten  berechnen.  Abs.  3.  Macl 
nicht  zugleich  mit  der  Anzeige  bber  die  Aiufiihrang  des  i 
Person  als  Eäafer  oder  Verkäafer  namhaft,  bo  ist  der 
den  ÜoiDuisBionär  selbst  als  KäaCei  oder  Verkftafer  in  A 
Art.  354  Eotv,  II.  Les.  stimmt  übereis  mit  Art.  323  Abi. 
*)  Andi-r.;r  Ansicht  Gad,  Handelsrecht  g.  131  S  ! 
Tertretene  ÄnfTagsang  findet  in  den  Nlirnbergar  Protocoli« 
Za  Abs.  4  des  Art.  294  preass.  Entw.  (entsprechend  dem  A 
der  folgende  Antrag  anfFasaangsäaderang  gestallt;  „Gebt 
bei  ihm  ein,  als  er  selbst  dem  Committeaten  die  Anstübi 
müDdlich  angeseigt  oder  schriftlich  Nachricht  davon  für 
abgesendet  hat,  ao  bann  er  sich  auf  die  schon  vorher  ges 
des  Geschäftes  nnr  dann  berufen,  wenn  er  nachzuweisen 
er  dasselbe  schon  vor  Eingang  des  Wideriafes  mit  einem  D 
oder  für  einen  anderen  Com  mittönten  vermö 
vorbei  erhaltenen  Anftrages  abernommeu  h 
wurde  damit  begrfindet,  äaas  Abs,  4  des  Art.  29)  preuas.  . 
missionär  nicht  gefährlich  werden  kSun?,  da  er  anch  dan 
nenn  deiselbe  schon  mit  der  Ansführnag  des  Auftrages  t 
nach  seine  Dispo.-iiiioDeu  getroffen  habe.  Wenn  z.  B.  dei 
einer  Seite  den  Auftrag  habe,  eine  Waare  eioznkanfen,  nn 
Seile  einen  im  Limiio  znlreifendeu  Aoftiag,  dieselbe  Wa> 
kitone  derselbe  den  Entschluas  fassen,  die  beiden  Commi 
pensation  ihrer  Aufträge  zu  befriedigen.  Gesetzt,  er  habe 
hierauf  den  gQustigen  Angenbliclc  fUr  den  anderweitigen 
versäamt  aud  noch  bevor  die  Anzeige  an  beide  Commi: 
treffe  ein  Widcrrtif  der  Einkaufsücmmiseion,  vielleicht  mi 
plolzlich  eingetretenes  politisches  Ereigniss,  ein,  so  werdi 
gegennbtr  dem  Com  mittönten,  der  ihm  den  Eanf  anbefohl 
Verlegenheilen  versetzt;  für  Eolche  Fälle  nlü8^ie  vorgesorg 
dt»  Antrag  wnrde  aber  vorjf «brach t ,  dass  der  Artikel  in  < 
Anwendung  finde,  da  dieser  nnr  den  Fall  im  Aage  habe,  it 
ftlr  eigene  Rechnung  als  Käufer  oder  Verkäufer  eini 
vertrete  der  Commiüdonär  mehrere  Personen  und  wenn 
der  CompCQ'iatiou  gefasst  habe,  so  sei  durch  den  hierin 
aiiuemiii  ein  Eanfvertrag  in  dem  Sinne  purfect  geworden 
sionär  in  seinem  Namen  für  Rechnung  des  Verkanfs< 
eigentlich  outer  dritten  Per:<onen,  abgeschloäsen  habe.  D 
Seiten  die  A  nffaasnug,  wonach  deiArtikel  aat 
treffen    einer   Einkaufs-    und    Verk  aofscommii 
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II. Beschränkungen  desSelbstcontraliirungs- 
rechtes.  Das  Handelsgesetzbuch  (Art.  376,  ebenso  ungar. 
Hgb.  §.311)  macht  das  Selbstcontrahirungsrecht  des  Com- 
missionärs  von  zwei  Voraussetzungen  abhängig: 

1.  Es  lässt  den  Selbsteintritt  nur  unter  der  Voraus- 
ij-"  -  Setzung  zu,  dass  „der  Committent  nicht  ein  Anderes  bestimmt 

hat".  Jeder  Committent,  dem  es  bei  der  Einkaufscommission 
nicht  blos  um  die  gewollte  Waare ,  bei  der  Verkaufscommission 
nicht  blos  um  den  gewollten  Erlös  zu  thun  ist,  oder  der  ea 
überhaupt  vermeiden  will,  dass  zwischen  seinen  Interessen 
und  den  Interessen  des  Committenten  der  oben  charakterisirte, 
immerhin  gefährliche  Gegensatz  hervorgerufen  werde,  ist  be- 
rechtigt, den  Selbsteintritt  des  Commissionärs  zu  untersagen 
und  imperativ  vorzuschreiben,  dass  die  Commission  durch 
Abschluss  des  Geschäftes  mit  einem  dritten  Contrahenten  aus- 
geführt werde.  Die  Entziehung  des  Rechtes  zum  Selbsteintritt 
kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erfolgen ;  sie  ist  dann 
als  gewollt  anzunehmen,  wenn  die  Natur  des  aufgetragenen 
Geschäftes  es  mit  sich  bringt,  dass  es  nicht  die  Absicht  des 
Committenten  sein  konnte,  das  Recht  zum  Selbsteintritt  zu- 
zugestehen; so  z.  B.  bei  Aufträgen  zum  Abschluss  von  Differenz- 
geschäften *»),  also  von  Geschäften,  bei  denen  weder  von  dem 
Committenten  noch  von  dem  Dritten  ein  wirklicher  Umsatz 
der  Verkehrsgegenstände  beabsichtigt  wird,  sondern  wo  es 
beiden  nur  um  die  Bezahlung  der  Coursdifferenz  zu  thun  ist, 


zogen  werden  könne,  für  begrfindet  erklärt  und  ein  Wider- 
sprach gegen  die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  nicht  erhoben 
wurde,  so  wurde  der  Antrag  znräckgezogsn  (Prot.  S.  742).  Vgl.  R.  O.  H.  G. 
Bd.  VII.  N.  23  S.  90  (Recht  des  Commissionärs,  zur  Vermittlung  eines  Kauf- 
geschäftes Aufträge  beider  Contrahenten  entgegenzanehmen ) ;  cf.  Bd.  V.  Nr.  79 
S.  352  (Der  Agent  schliesst  für  den  Auftraggeber  als  Verkäufer  mit  dem 
Käufer  (ebenfalls  Auftraggeber)  ab);  für  das  ältere  Recht  lehrt  Faber 
p.  76,  77,  dass  der  Commissionär  auch  von  verschiedenen  Committenten  Auf- 
träge übernehmen,  auch  rücksichtlich  derselben  Gattung  Waaren,  wie  er  auch 
beider  Contrahenten  Commissionär  sein  könne,  doch  müsse  er  die  Kamen 
beider  auf  Verlangen  neoneo,  wenn  es  die  Rechenschaftspflicht  mit  sich 
bringe.  Auch  Wilda  1.  c.  714  anerkennt  für  jeden  Fall  diese  Befugniss  des 
Commissionärs  zur  Combination. 

*)  R.  0.  H.  G.  Bd.  Xr.  N.  19  S.  43,  44,  T hol  Handelsr.  (5.  Anfl)S.  436. 
Härder  S.  19. 
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80  dass  die  durch  Äbschlnss  der  aufgetragenen  G-eschäfte  mit 
Dritten  hervorgerufene  Preisfluctuation  nothwendig  erscheint, 
um  in  den  beiden  Chancen  des  Steigens  und  Fallens  der 
Preise  eine  Gelegenheit  zum  Gewinn  zu  finden. 

2.  Es  gestattet  den  Selbsteintritt  nur  bei  Commissionen 
„zum  Einkauf  oder  Verkauf  von  Waaren,  Wechseln  und 
"Wertbpapieren ,  welche  einen  Börsenpreis  oder  Marktpreis 
haben",  so  dass  der  Börsen- und  Marktpreis  stets  die  Schranke  *) 

*)  GegeD  diese  BesühräakDUE  „trotz  der  Tfelen  Grande,  welcb«  dafär 
sprechen"  Goldscbmidt  Gatacbten  S.  105.  106  VJI.  B.  (dar  Commlttent 
sei  durch  diese  Torschrift  geoölliigt,  sich  jederzeit  sn  nnterrichten ,  welch« 
Waaren  in  dem  gpgebenen  Zeitpankte  am  Etabliaüementiorte  des  Commis- 
BiODäTB  in  den  PreiBCoorant  anfgnnommen  za  Verden  pflegen);  vgl.  anch 
Ti  d  ari  N.  368  p.  479,  ^80.  Im  §.  304  des  prens».  Entw.  von  1856  war  die 
Befagniss  zum  Selbst  eintritt  ganz  generell,  ohne  Unterschied  der  Art  der 
Waaren,  anerkannt,  nnr  mnaste  der  Commissi onSr  seinen  Eintritt  sofort  an- 
zeigen. In  der  Beratbnrg  der  Sachverstand  igen  wnrde  von  der  Majorität  vor- 
geacblagen,  das  Becbt,  als  SelbatcOntrabent  einzntreten,  welcbes  aelbstTsr- 
Htändlich  Qberhanpt  nnr  dann  Platz  greife,  wenn  der  Committent  eicht  etwas 
Anderes  bestimmt  habe,  an  die  Bedingting  zn  knüpfen,  das«  der  Anftrag 
Waaren  znm  Gegenstand  halie,  welche  einen  Böraenconrs  oder  Marktpreis 
haben  nnd  dass  dir  Commiasionär  bei  Berecbunng  des  Einkanfs-  resp.  Ver- 
fcanfspreisea  den  Btirsenconrs  oder  Marktpreis  einhalte  nnd  anf  Erfordern 
nachweise.  Dieser  Vorgihlag  nebst  Motiven  wnrde  von  der  pranai.  Regiernag 
adoptirt  und  liegt  dem  Art.  391  des  der  Nürnberger  Conferenz  vorgalegten 
preass.  Entw.  zn  Grnnde  (s.  oben  Note  3).  In  den  prenss.  Motiven  (S.  162) 
wird  bemerkt,  desa  aich  nnr  dnrch  diese  Beachränkong  der  Befngniss  des 
Commisnionära,  selbst  als  ESofer  oder  Terkänfer  einzutreten,  der  factisch 
bestehende  Znstand,  der  ührigena  anch  nnr  in  dieser  Besohräaknng  ein  con- 
stanter  an  sein  siheina,  in  einer  Weise  regeln  larse,  welche  mit  den  An- 
fardemngen  der  G p recht' gkeit  nicht  in  Widerepruch  trete;  das  Interesse  des 
Committeuten  werde  dabei  Bnerelcbend  gesichert,  indem  der  Bäraenconrs  oder 
Uarktpreis  das  etwa  fehlende  Preielimitnm  ersetze  nnd  der  Commisaionär 
nicht  befagt  sei,  denselben  bei  Berechnnng  des  Einkaufs-  oder  Terkaafs- 
preiaes  zo  überschreiten;  bebnfs  der  Bechnnngslegnng  Über  den  AbBcblnea 
dea  aufgetragenen  Geschäftes  aei  der  Nachweia  dea  berechneten  Börsenconraea 
oder  Maiktpreises  erforderlich,  atier  anch  genügend;  es  werde  damit  zugleich 
die  Möglichkeit  gegeben,  in  den  Fällen,  bei  welchen  eine  Combination 
mehrerer  entgegengesetzter  Anfirtge  sich  als  rortbeilbaft  darstelle,  eine  ge- 
rechte Ansgleichnng  nnter  den  verschiedenen  Committenten  berznatellen,  ohne 
dass  der  CommissionSr  genStbigt  sei,  seine  Geschäft sverbiadungen  offen  zn 
legen.  Bei  der  ersten  Leaang  wnrde  zn  Art.  294 prenss.  Entw.  der  folgende 
Antrag  anf  Fasannf^iändeinng  gestellt;  „Der  Commiseionär  darf,  wenn  der 
Committent   nicht    ein  Anderes   bestimmt   hat,    die   einrnkanfenden   Waaren 
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bildet,  welche  der  Commissionär   in  keinem  Fall   zum  Nach- 
theil des  Committenten  überschreiten  darf. 


selbst  liefern  and  die  za  verkaufenden  Waaren  selbst  kaufen;  er  ist  aach 
in  diesen  Fällen  zu  der  gewöhnlichen  Provision  berechtigt,  er  mnss  jedoch 
im  ersteren  Falle  den  niedrigst  möglichen,  im  letzteren  den  höchst  möglichen 
Preis  berechnen."  Als  Gründe  fär  den  Antrag  wurden  die  folgenden  ange- 
führt (Prot.  S.  732  u.  s.  w.) :  Die  allgemeine  Anerkennung  des  Eintritts- 
rechtes liege  im  beiderseitigen  Interesse ;  wenn  z.  B.  der  Commissionär  einen 
Kundenkreis  habe ,  von  dem  er  im  Yorans  gewisse  Aufträge  bezüglich  des 
Ankaufes  einer  Waäre  erwarten  könne,  so  sei  es  für  beide  Theile  sehr  vor- 
theilhaft,  wenn  der  Commissionär,  günstige  Kanfgelegenheiten  benutzend, 
sich  einstweilen  solche  Vorräthe  von  Waaren  anschaffe,  welche  zur  Befrie- 
digung aller  seiner  Committenten  zureichten;  denn  alsdann  könne  er  sie 
wohlfeiler  bedienen,  ja  es  sei  dies  vielleicht  der  einzige  Weg,  um  die  Com- 
missionen  überhaupt  ausführen  zu  können,  weil  möglicherweise  an  der  Börse 
so  geringe  Quantitäten,  wie  sie  z.  B.  oft  bei  Droguerien  nothwendig  waren, 
gar  nicht  zu  kaufen  seien;  man  könne  eine  ganz  allgemeine  Anwendnng dieses 
Rechtes  auch  nicht  hindern,  da  man  nicht  jedesmal  untersuchen  könne,  ob 
die  durch  den  Commissionär  angeschaffte  Waare  von  einem  Dritten  oder  von 
seinem  Lager  genommen  sei  und  da  man  ausserdem  das  Commissionsge^chäft 
zu  sehr  beschränken  würde,  weil  man  z.  B.  dann  nicht  von  einem  Marktpreis 
reden  könne,  wenn  vielleicht  an  einem  Platze  nur  ein  einziges  Handlungs- 
haus  für  gewisse  Waaren  bestehe,  wie  z.  B.  bei  Droguerien.  Wolle  man  aber 
überhaapt  erlauben,  dass  der  Commissionär'  die  Waaren  von  seinem  Lager 
nehme  oder  selbst  kaufe,  und  beides  nicht  ganz  verbieten,  dann  müsse  mau 
ihm  nicht  zamuthen ,  dass  er  die  Personen  nenne,  mit  denen  er  contrahirt 
habe;  eine  solche  Verbindlichkeit  Verstösse  gegen  die  bisherige  Uebnng;  man 
könne  es  auch,  ohne  unbillig  zu  sein,  nicht  verlangen,  weil  dadurch  der 
Commissionär  gezwungen  würde ,  seine  Connexionen  za  verrathen.  Wenn  man 
nun  mit  der  Einräumung  des  Eintrittsrechtes  weniger  streng  sei,  so  müsse 
man  andererseits  strenger  seine  Eigenschaft  als  eines  Vertreters  fremder  In- 
teressen festhalten;  die  Berechnung  des  Marktpreises  genüge  nicht  unbedingt, 
vielmehr  müsse  er  die  Interessen  des  Committenten  mi(  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  wahrnehmen  und  dürfe  die  Gelegenheit  zu  einem 
anderweiten  billigeren  Einkaufe  oder  zu  einem  höheren  Verkaufe  nicht  unbe- 
nutzt lassen.  Die  Bestimmung,  wonach  der  niedrigst  mögliche  oder  höchst 
mögliche  Preis  berechnet  werden  solle,  sage  nichts  anderes,  als  dass  der 
Commissionär  hiebei  das  Interesse  des  Committenten  vorzugsweise  zu  wahren 
habe.  Der  Antrag  wurde  mit  13  gegen  3  Stimmen  abgelehnt.  Gegen  den  An- 
trag wurde  vorgebracht  (Prot.  S.  734):  Die  Worte  „Börsenpreis,  Marktpreis** 
böten  eine  glückliche  Lösung  derjenigen  Schwierigkeiten,  welche  bei  Ausübung 
des  fraglichen  Rechts,  mit  dem  leicht  Missbrauch  getrieben  werden  könne, 
sich  von  jeher  erhoben  hätten  ;  die  mit  diesen  Worten  eingeführte  Beschi^nkung 
desselben  führe  es  im  Interesse  des  Committenten  auf  das  rechte  Mass  zurück; 
auch  im  Interesse  des  Commissionärs  liege  die  Bestimmung;  denn  wenn  dem- 
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Hat  der  Gegenstand,  dessen  Einkauf  oder  Verkauf  auf- 
getragen ist ,  keinen  Börsen-  oder  Marktpreis ,    so  steht  dem 

selben  der  Börsen-  und  Marktpreis  eine  Richtschnar  p^ebe,  so  habe  er  hierict 
eine  Grandlage  für  seine  Berecbnongen ,  welche  ihm  im  Falle  eines  Streites 
schwierige  Beweisf abrangen  erspare.  Darob  die  Beschränkan?  des  Eintritts- 
rechts werde  keia  Greschäft  anmöglich  gemacht,  der  Commissionär  dürfe  ja 
nar  dem  Committenten  dieWaaren,  welche  keinen  Marktpreis  haben,  förmlich 
anstellen  and  als  Yerkänfer  oder  Käufer  öffentlich  aaftreten ,  am  seinen 
Zweck  za  erreichea.  Darch  die  Streichung  der  Worte  ^Börsenpreis,  Markt - 
preis'*  würden  in  ganz  angeeigneter  Weise  auch  specielle  Sachen  getroffen, 
welche  gewöhnlich  im  Handelsverkehr  nicht  za  haben  seien  ,  während  die 
Beschränkung  durch  jene  Worte  nur  sehr  wenige  Waaren  treffe,  da  wohl  die 
meisten  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  hätten.  Die  Bestimmung,  dass  der 
Commissionär  den  niedrigst  möglichen,  resp.  höchst  möglichen  Preis  berechnen 
soll,  sei  aber  nicht  nur  ohne  Werth  für  dea  Fall  eines  Processes,  sondern 
auch  im  Verkehre  unausführbar,  denu  an  demselben  Tage  laufe  oft  der- 
selbe Artikel  eine  ganze  Scala  von  Preisen  durch;  wenn  dann  ein  Commis- 
sionär bezüglich  derselben  Waare  zugleich  eine  Verkaaf:i-  und  Einkaufs-Com- 
mission  habe  und  die  Waare  zuerst  mit  98,  dann  mit  102  ,  zuletzt  mit  100 
notirt  worden  sei,  so  müsse  derselbe  die  Waare  dem  Verkäufer  mit  102,  dem 
Käufer  mit  98  berechnen,  was  unausführbar  namentlich  bei  Fällen  sei,  in 
denen  der  Commissionär  von  dem  einen  Committenten  bezüglich  einer  Waare 
eine  Verkaufs-,  von  dem  anderen  eine  Einkau fs-Commission  habe  und  die 
eine  durch  die  andere  zu  erledigen  gedenke.  Bei  der  zweiten  Lesung 
wurde  zu  Art.  322  der  Antrag  gestellt,  die  Worte  „welche  am  Orte  des  Com- 
missionärs  einen  Börsen-  oder  Mar^ctpreis  haben"  zu  streichen,  jedoch  mit  9 
gegen  5  Stimmen  abgelehnt.  Der  Antrag  auf  Streichung  wurde  damit  be- 
gründet (Prot.  S.  1210),  dass  sonst  das  richtige  Princip  des  Artikels  in  sehr 
nachtheiliger  Weise  beschränkt  werde ;  es  gebe  viele  Waaren ,  für  welche 
kein  Börsen-  oder  Marktpreis  bestehe,  der  Selbsteintritt  aber  herkömmlich 
sei;  auf  demselben  bernhe  z.  B.  fast  der  ganze  Handel  der  Ostseestädte  mit 
dem  Norden.  Der  Börsen-  und  Marktpreis  biete  fast  niemals  einen  sicheren 
Anhaltspunkt;  denn  abgesehen  davon,  dass  er  durch  solche  Kauflente  fest- 
gestellt zu  werden  pflege,  gegen  deren  etwaige  üebergriffe  man  die  Commit- 
tenten schützen  wolle,  so  werde  derselbe  fast  niemals  in  einer  völlig  be- 
stimmten Weise,  sondern  nach  einem  Maximnm  und  Minimum  bestimmt,  es 
heisse  z.  B.,  diese  und  jene  Waare  stehe  za  110  bis  115  Thlr. ;  endlich  sei 
nicht  abzusehen,  warum  man  bei  Waaren,  welche  keinen  Marktpreis  hätten, 
darauf  bestehen  wolle,  dass  der  Commissionär  in  weitläufiger  Correspondenz 
erkläre ,  er  könne  den  ertheilten  Auftrag  nicht  ausführen ,  er  sei  aber  bereit, 
die  Waare  selbst  als  Verkäafer  zu  liefern  u.  s.  w.,  da  selbstverständlich  nicht 
der  Willkür  des  Commissionärs  die  Feststellung  des  Preises  überlassen  werden 
solle,  sondern  derselbe  sich  immerhin  rechtfertigen  und  nachweisen  müsse, 
dass  er  als  ordentlicher  Kaufmann  das  Interesse  des  Committenten  gewahrt 
habe,  was  er  allerdings  ia  der  Regel  durch  den  Nachweis  thun  werde,    dass 
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Commisaionär  das  Recht  zur  Selbstcontrahirang  in  keinem 
Falle ')  zu,  selbst  dann  nicht ,    wenn    vom  Committenten   ein 

er  den  Uarktpreis  eingebalt«n  habe.  Eine  flolch«  ßechtfertigang  fnhre  aber 
zn  keinen  erÜBseren  Schwierigkeiten,  als  wenn  der  Comniiiiaioiiär  du  ihm 
aafgegehene  Geschäft  mit  eintta  Dritten  gemacht  habe,  deau  wenn  iu  ernem 
flolchtin  Falle  aeia  Yerfahren  BeanstSndaiig  Sade,  gpnfige  ea  ja  aacb  nicht, 
dasa  er  aeinen  CoutrabeDten  benenne,  er  mtlafie  vielmehr  anch  alidaon  den 
mit  diespni  vereinbarten  Preis  durch  den  Nachweia  rechtfertigen,  dau  der- 
selbe in  finer  Reihe  einzelner  Falte  zar  entsprechenden  Zeit  gleich  hocb  ^e- 
vea*ii  sei.  Eine  TerTecbElnng  des  Eigenbandels  nnd  CommiaBionsbaDdels  liege 
in  dem  berührten  Princip  auch  dann  Dicht,  wenn  es  verallgemeinert  «erde, 
denn  derCommisaionfir  behalte  immerhin  neben  den  Pflichten 
des  Eänfera  nnd  Verkänfera  die  weitge  hendan  Obliegenheiten 
des  Commissi  onära,  ec  habe  fortwährend  die  Verbindlichkeit  nuhin- 
welaeo,  dass  er  anfa  beale  für  daa  Interesse  des  Committenten  bedacht  ge- 
wesen. Gegen  den  Antrag  anf  Streichong  wurde  vorgebracht  (Prot.  S.  1211, 
1212).  es  gehe  gewiaa  nicht  an,  nnbedingt  nnd  ohne  Schntzmittel  in  ge- 
atatten,  dass  Jemand,  welcher  der  Ver tränen 9 mann  eines  Anderen  aei,  bei 
Ausfühmng  des  Anftrages  sein  eigenes  Interesse  verateckler  Weise  wahr- 
nehme.  Hit  Unrecht  meine  man,  der  CommiasioDär  habe  bei  BeanatSndBDg 
Reines  Verfahrens  stets  za  beweisen ,  dass  er  dem  Inter>>aBe  des  Committenten 
nicht  zuwider  gehandelt  habe;  diese  Bewcislast  liege  dem  klagenden  Commit- 
tenten ob,  nnd  der  letztere  beflnde  sich  deshalb  bei  einer  schrankenlosen  Oe- 
Btatlnng  des  SelbstübornelimenB  in  der  bedenklichsten  Lage.  Der  jetzt  bean- 
ständete Inhalt  des  Artikels  könne  wohl  mit  Recht  als  die  jin>i<er«te  Orease 
fiir  die  Abweichnng  von  der  inneren  Natur  des  ligentlichen  Commissii^ns- 
geschäftea  erblürt  werden;  der  Committent  sei  ganz  der  Discretien  daa  Com- 
niisaionära  anheimgegeben,  wenn  er  nicht  wenigstens  in  dem  Uarktpreiae  einen 
Vergleithnngsmassatab  habe,  ob  nit  dem  ihm  gesetzten  Preise  sein  Interesse 
gewahrt  aei.  Die  Beatimmnng  des  Art.  322  reiche  auch  für  das  Bedärfniss 
ans,  znmal  sich  erwarten  laaae,  dans  sie  nicht  nur  von  dem  an  grossen 
Handelsplätzen  bestehenden  Uarkipreise  werde  verstanden  werden,  sondern 
auch  von  dem  Uarktprejse,  welcher  sieb  von  dort  ans  anf  die  Omgegand  anf 
dem  Lande  zn  erstrecken  pflege;  die  Beschränknng  des  Art.  32'J  ^ei  durch 
das  System  dea  Entwurfes  bedingt;  wenn  dieselbe  falle,  so  ludnrfe  der  ganze 
Titel  über  das  Commissionsgeschäft  einer  völligen  ümgestaltang ,  denn  es 
werde  dadurch  das  im  Entwürfe  hehandel'e  reine  CommissiousgeschSn  nnd 
das  Propregenchäft  vollständig  vermischt;  die  Commisaionfire,  von  welchen 
anf  gegnerischer  Seite  die  Bede  sei,  kannten  unr  im  nationalBkono mischen 
Sinne  als  Commissionäre  der  Committenten,  d.  h.  als  Vermittler  des  Handelt 
zwischen  diesen  nnd  namentlich  dem  Binnenhandel  einerseits  nnd  den  Impor- 
teuren andererseits  betrachtet  werden,  juristisch  seien  sie  Proprehinäler,  denn 
sie  hätten  keineswegs  die  Absicht,  die  Pflichten  der  Commissionäre  zn  Bhrr- 
nehmen;  der  Ansatz  von  Provision  n.  s.  w.  sei  dabei  nichts  als  ein  eigen- 
thümlicher  Modus  fflr  die  Berechnung  des  Eanfpreiies. 
')  B.  0.  H.  G.  Bd.  XII.  N.  61  3.  181  n.  a.  w. 
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Limitopreis  gesetzt  ist.  ®)  Wie  der  Commissionär  in  dem  letz- 
teren Falle  nicht  für  berechtigt  gilt,  das  aufgetragene  Gre- 
schäft  dadurch  auszuführen,  dass  er  zum  Limitopreise  selbst 
eintritt,  so  ist  andererseits,  wenn  der  Gegenstand ,  dessen 
Einkauf  oder  Verkauf  aufgetragen  ist,  einen  Börsen-  oder 
Marktpreis  hat,  das  Selbstcontrahirungsrecht  des  Commis- 
sionärs  dadurch  allein  nicht  als  ausgeschlossen  anzusehen, 
dass  vom  Committenten  ein  Limitopreis  gesetzt  ist.  *)  Unnöthig 
ist  es,  dass  die  Waare  gerade  am  Orte  der  Niederlassung 
des    Commissionärs    einen    Börsen-    oder  Marktpreis   habe  ^°) 


^)  Die  Bemerkung  (Mot.  des  prenss.  Kntw.  S.  162  8.  oben  S.  461  Note  6), 
dass  der  Marktpreis  das  etwa  fehlende  Preislimitam  ersetze,  darf  nicht  so 
mtssdentet  werden,  als  ob  dasjenige,  was  das  Gesetz  für  den  FaU  eines  Markt- 
preises stataire,  nmsomehr  bei  einem  Preislimito  gelten  müsse. 

»)  Vgl.  Treitschke  §.  7  S.  21;  t.  Hahn  Comm.  zn  Art.  376  §.  6; 
Anschütz  Oomm.  zn  Art.  376  III.  Keyssner  S.  413;  Härder  I.  c.  S.  21; 
R.  0.  H.  G.  Bd.  XII.  N.  61  S.  188,  Bd.  XXIII  N.  36  S.  104:  Das  in  der  Limi- 
timng  des  Preises  enthaltene  Verbot  betrifft  nnr  den  Kaufpreis,  nicht  die 
Person  des  Käufers;  es  steht  daher  dem  Gommissioaär  frei,  selbst  zu  kaufen, 
sofern  er  den  Marktpreis  zahlt,  wenn  derselbe  das  Limito  tibersteigt  oder  den 
limitirten  Preis,  wenn  derselbe  dem  Marktpreis  gleichkommt  oder  ihn  über- 
steigt. Anderer  Ansicht  Puchelt  Comm.  zu  Art.  376,  4),  Marcinowski 
in  BuscVs  Archiv  I.  376,  Gad  1.  c.  §.  131  S.  272. 

^^)  So  war  es  in  Abs.  1  Art.  294  preuss.  Entw.  u.  Abs.  1  Art.  322  Entw. 
I.  Losung  vorgeschrieben  (s.  oben  Note  3).  In  der  zweiten  Lesung  der 
Nnrnb.  Conf.  (Prot.  S.  1210)  wurde  dagegen  —  allerdings  ohne  innere  Berech- 
tigung —  bemerkt,  dass  die  Verweisung  auf  den  am  Orte  des  Commissionärs 
bestehenden  Marktpreis  für  den  Committentea  mehr  Nachtheile  als  Vortheile 
habe,  namentlich  bei  Verkaufscommissionen ;  denn  wenn  der  Commissionär  an 
einem  kleineren  Orte  wohne,  werde  er  dadurch  berechtigt  für  den  an  dem- 
selben bestehenden  geringeren  Preis  die  Waare  zu  behalten,  während  er  die- 
selbe vielleicht  an  einem  nahe  gelegenen  grösseren  Platze  ohne  grosse  Mühe 
zu  einem  höheren  Preise  verwerthen  könne.  Mit  11  gegen  3  Stimmen  wurde 
beschlossen  (Prot.S.  1212),  die  Worte  „am  Orte  des  Commissionärs**  zu  streichen, 
damit  eine  etwas  freiere  Auffassung  und  namentlich  dieRück- 
sichtnahme  auf  den  in  einem  gewissen  Umkreise  in  der  Um- 
gebung des  Commissionärs  bestehenden  Marktpreis  möglich 
werde,  während  man  dafür  hielt,  dass  eine  rieh  ti  ge  Inter- 
pretation von  selbst  dphin  fähren  werde,  dass  eine  Berufung 
auf  einen  an  weit  entfernten  Orten  bestehenden  Marktpreis 
die  Anwendung  des  Artikels  nicht  rechtfertige.  Mit  14  gegen 
2  Stimmen  wurde  ferner  beschlossen  (Prot.  S.  733),  die  Worte  „amtlich  fest- 
gestellten" aus  Abs.  1  Art,  294  cit.  wegzulassen,    weil  es  viele  Waareu  gebe, 

Grünhut,  Recht  des  Commissions'Handels.  30 
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nur  so  viel  ist  nöthig,  dass  die  Waare,  wenn  der  Commis- 
sionär  die  Commission  durch  Abschluss  des  aufgetragenen 
Kaufgeschäftes  mit  einem  Dritten  ausfuhren  wollte,  an  dem 
für  das  betreffende  Greschäft  massgebenden  Handelsplatze  einen 
Börsen-  oder  Marktpreis  hätte. 

Das  Handelsgesetzbuch  beschränkt  das  Recht  des  Com- 
missionärs  zur  Selbstcontrahirung  nur  dadurch,  dass  es  das 
Vorhandensein  dieser  zwei  Voraussetzungen  verlangt;  andere 
Beschränkungen  des  Eintrittsrechtes  anerkennt  das  Gesetz 
nicht.  Der  Einkaufs-Commissionär  ist  insbesondere  gesetzlich 
nicht  verhindert,  auch  dann  das  Eintrittsrecht  auszuüben  und 
als  Selbstlieferant  za  contrahiren ,  wenn  er  die  markt-  oder 
börsengängigen  Waaren,  deren  Einkauf  ihm  aufgetragen  ist, 
selbst  zur  Zeit  des  Selbsteintritts  noch  nicht  besitzt,  so  dass 
er  sich  erst  durch  einen  Geschäftsabsehluss  mit  einem  Dritten 
in  den  Stand  setzen  muss,  die  Commission  als  Selbstcontrahent 
ausführen  und  als  Selbstverkäufer  liefern  zu  können,  doch 
macht  er  sich  verantwortlich,  wenn  er  nicht  bona  fide  mit 
-der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  vorgegangen  ist.  ") 

welche  einen  Marktpreis  hätten,  ohne  gerade  immer  auf  dem  amtlichen  Conrs- 
zettel  notirt  za  sein  (z.  B.  Drognerien,  Bücher  etc.). 

*^)  Vgl.  V.  Hahn  1.  c.  §.  4.  Zu  Abs.  1  Art.  353  war  von  Hamburg  das 
von  der  Berathang  ausgeschiedene  Monitum  N.  402  eingebracht  worden  aof 
Einschaltung  der  Worte :  „selbst  als  Verkäufer  von  den  zu  seiner  Verfdgang 
stehenden  Vorräthen  zu  liefern^;  denn  der  Commissionär  solle  berechtigt 
sein,  von  denjenigen  Waaren,  welche  er  zur  Zeit  der  erhaltenen  Einkaufs- 
commission  bereits,  sei  es  für  eigene  oder  für  Dritter  Rechnung,  za  seiner 
Disposition  habe,  seinem  Committenten  als  Verkäufer  zu  liefern,  aber  nicht 
nach  erhaltener  Einkaufsordre  auf  Rechnung  des  Committenten  za  seinem 
Vortheil  zu  speculiren,  damit  eine  möglichst  reelle  Ausführung  des  Commis- 
sionsauftrages  erzielt  werde.  Vgl.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIX.  N.  106  S.  354,  359, 
bes.  Bd.  XX.  N.  80  S.  326.  „Die  Rechtsgiltigkeit  eines  Kaufvertrages  hängt 
überhaupt  nicht  davon  ab,  dass  der  Verkäufer  das  Eaufdolject  bereits  zor 
Zeit  des  Vertrages  in  seinem  Besitze  hat  und  darüber  sofort  verfügea  kann: 
namentlich  besteht  ein  solches  Erforderniss  nicht  in  Beziehung  auf  den 
Genuskauf;  es  kommt  vielmehr  nur  darauf  an ,  dass  der  Verkäufer  zar  ver- 
tragsmässigen  Erfüllungszeit  in  der  Lage  ist,  seine  Vertragspflicht  za  er- 
füllen, und  wenn  er  auch  dann  dazu  noch  nicht  im  Stande  ist,  so  wird  da- 
durch die  Rechtsgiltigkeit  des  Vertrages  nicht  berührt,  sondern  es  treten 
Art.  354  u.  s.  w.  ein.  Nicht  anders  ist  es,  wenn  der  Commissionär  als  Selbst- 
verkäufer eintritt;  keineswegs  muss  der  Commissionär  zur  Zeit  der  Aasübnug 
dieses  Rechts  die  von  ihm  als  Selbst 7erkäafer   zu  liefernden  Effecten  bereits 


^^?E|?^^'' 


Ebensowenig  ist  das  Eintrittareclit  auf  sog.  glatte 
gescliäfte  beschränkt,  d.  h.  auf  solcbe,  welche  Zug  u 
zu  erfüllen  oder  ohne  besondere  Nebenabreden  gesc 
sind ;  das  Eintrittsrecht  kann  auch  dann  geltend  g 
werden,  wenn  es  sich  um  bedingte  oder  betagte  Ve 
tnngen  aus  dem  Kaufgeschäfte  handelt.  ") 

Tritt  derCommissionär  als  Selbstcontrahent  ein, 
der  Committent  den  Selbsteintritt  untersagt  hat,  ode 
es  sich  um  den  Einkauf  oder  Verkauf  vonWaaren,  W 
und  Werthpapieren  handelt,  welche  keinen  Börsen-  oder 
preis  haben,  so  hat  der  Committent  das  Recht,  das  G 
als  nicht  für  seine  Rechnung  geschlossen  zurückzuweit 
Schadenersatz  wegen  Nichtausführung  des  Auftrags  s 
langen;  er  kann  auch  unter  Umständen  die  Rechte  als  ü 
negotii  mit  der  a".  negot.  gest.  dir.  geltend  machen.  ") 

III.  Die  juristische  Natur  der  Commissio] 
A  rt.  376  Hgb.  f§.  381  ungar.  Hgb.)    Jede  Commissi 
Einkauf  oder  Verkauf   von  Waaren,    Wechseln   und 
papieren ,    welche  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben 

besitzen  Dnil  zn  »einer  Verfägnng  hsbeo;  davon  bSngt  die  ßechtsi 
a«ii]es  EJDtrilts  keineswegs  ab;  ob  er  die  Effecten  za  liafern  im  St 
kommt  erat  bei  der  ErfDUnng  d«r  ifam  als  Selbst  Verkäufer  obliegBn 
pdicbtungen  in  Betracht" 

")  R.  O.  H.  G,  Bd.  XXII.  N.  53  S.  238. 

'■)  R.  0.  H.  G.  Bd.  Xir.  N.  61  S.  189:  Der  CommiSBionär  konn 
•ich  nicbt  nm  den  Terkanf  von  Gegenständen  handeile,  welche  einen 
oder  Marktpreis  haben,  nicht  al.s  Selbstkänfer  eintreten ;  die  Terkauf 
■ion  war  damit  nicbt  erledigt;  der  CommiBsionär  detinirte  noch  ii 
Waare  nnr  als  VerkaafscommiBBiocär,  wenn  aneb  seine  Absicht  eini 
war;  die  Rechte  des  Eäafers  kannte  er  nar  so  erlsDf;en,  wie  im  All| 
Kanfverträge  perfect  werden;  vt  loass  nicbt  nur  über  res  uaA  pretium, 
BDch  aber  die  Personen  der  Contrahenten  eine  Einigung  erfol 
diese  konnte  nur  in  der  Art  herbeigeführt  werden,  dass  entwe 
Commitlent  die  Waare  dem  CommissionSr  znm  Selbatkanfe  ansdrückl 
darih  conclndenle  Handinngen  zu  bestimnitem  Preise  offerlrte  nnd 
missionär  die^e  Offerte  acceptirte,  oder  der CommiEsionär  dem  Comi 
ofTerirte,  za  bestimmten  Preisen  selbst  zo  kanfen  nnd  der  Cammitti 
Offerte  »coeptirte.  Der  Commissionkr  hat  onn  die  Waare  verstejgei 
nnd  dabei  weit  höhere  Preise  erzielt;  der  Committent  kann  das  R 
dieser  Ve  rs  taigernng  für  sich  beaneprnchen,  Recli 
1  cgnng  nnd  Ansan  twortn  ng  des  Erlöses  verlangen. 
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wenn  der  Committent  nicht  ein  Anderes  bestimmt,  also  das 
Contrahiren  mit  einer  dritten  Person  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend imperativ  vorgeschrieben  hat,  kraft  Rechtsnoth- 
wendigkeit  als  facultativ  riicksichtlich  des  Modus  der  Ausfüh- 
rung, so  dass  dem  Commissionär  auf  Grund  des  Comraissions- 
vertrages  ipso  jure  die  alternative  Befugniss  (facultas  alternativa) 
eingeräumt  erscheint,  nach  seiner  Wahl  entweder  das  aufgetra- 
gene Kaufgeschäft  mit  einer  dritten  Person  abzusch Hessen  oder 
in  Beziehung  auf  dasselbe  selbst  als  Verkäufer  oder  Käufer 
einzutreten ") ,  also  die  Verbindlichkeit ,  das  aufgetragene 
Geschäft  mit  einer  dritten  Person  abzuschliessen ,  als  diejenige 
Leistung,  auf  welche  der  Committent  allein  ein  Recht  hat, 
durch  eine  bestimmte  andere  Leistung,  nämlich  durch  den 
Geschäftsabschluss  in  sich  selbst,  zu  ersetzen.  Der  Commit- 
tent besitzt  ein  Forderungsrecht  nur  auf  die  erstere  Leistung 
(den  Geschäftsabschluss  mit  einer  dritten  Person),  muss  sich 
aber  die  Ablösung  durch  die  zweite  (den  Geschäftsabschluss 
des  Commissionärs  in  sich  selbst)  gefallen  lassen.  Nur  die 
erstere  Leistung  ist  in  ohligatione,  aber  beide  Leistungen  sind 
in  solutione;  der  Commissionär  wird  auch  durch  die  letztere 
Leistung  befreit ;  ist  der  Abschluss  mit  Dritten  unmöglich, 
so  wird  der  Commissionär  von  jeder  Verbindlichkeit  aus  dem 
Commissionsvertrage  frei,  wenn  auch  seinem  Selbsteintritt  in 
das  aufgetragene  Geschäft  kein  Hinderniss  im  Wege  steht 
Wie  bei  jeder  facultativen  Commission,  so  ist  auch  hier  die 
freie  Bewegung  des  Commissionärs  durch  seine  Pflicht  be- 
grenzt, mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zum 
Vortheil  des  Committenten  zu  handeln  und  dessen  Interessen 
nach  besten  Kräften  zu  wahren.^*)  Ebensowenig,  wie  der 
Commissionär  bei  Commissionen ,  welche  in  anderen  Punkten 
facultativ  gestaltet  sind,  den  Eingebungen  seiner  persönlichen 
Laune  zum  Nachtheile  des  Committenten  zu  folgen  berechtigt 
ist,  ebensowenig  ist  es  ihm  hier  gestattet,  bei  der  Wahl 
zwischen  den  beiden  Arten  der  Ausführuns:  der  Commission.  sich 


»»)  Vgl.  E.  0.  H.  G.  Bd.  XIX.  N.  106  S.  354,  359,  besonders  aber  Bd.  XX. 
N.  80  S.  326.  üeber  die  herrschende  Auffassung  der  Commission  nach  Art.  376 
als  einer  Offerte  zu  einem  Propregeschäfte  s.  unten  S.  487  fg.  Vgl.  auch 
Regelsberger  in  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd.  XVI,  S.  162  u.  s.  w. 

^*)  S.  oben  §.  15  S.  120  ff. 
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durcli  einen  uneingeschränkten  Egoismus  zum  NacKtl 
Committenten  leiten  zu  lassen ;  der  Cammissionär 
mehr  verpflichtet,  wenn  er  bei  Anwendung  der  Sorgfi 
ordentlichen  Kaufmannes  findet,  dass  bei  dem  Coi 
mit  einer  dritten  Person  fiir  den  Committenten  gi 
Bedingungen  zu  erlangen  wären,  als  jene  es  sind,  w 
selbst  zu  gewähren  geneigt  ist,  im  Interesse  des  Coi 
ten  sich  des  Selbsteinfritta  zu  enthalten;  hat  dt 
missionär  bei  der  Wahl  der  Alternative  des  Selbst 
etwas  gethan  oder  unterlassen,  was  ein  ordentliche 
mann  in  solchen  Fällen  nicht  za  thun  oder  za  unt 
pflegt,  so  ist  er  über  die  jeder  facultativen  Commissio 
verständlich  gezogene  Grenze  hinausgegangen;  der 
tent  ist  zwar  in  diesem  Falle  nicht  berechtigt,  das  ' 
Comjnissionär  in  sich  selbst  abgeschlossene  Geschäft  i 
für  seine  Rechnung  geschlossen  zurückzuweisen,  er 
berechtigt,  den  Ersatz  des  ihm  durch  Vernachlässig 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  von  dem  ■ 
sionär  zugefügten  Schadens  zu  verlangen.  War  der  ■ 
sionär  bei  der  Wahl  der  Alternative  des  Selbst 
darch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
so  kann  es  ihm  nicht  zur  Last  gelegt  werden ,  das; 
andere  Alternative  hintangesetzt  hat ,  obwohl  die  a 
gene  Operation  für  den  Committenten  vortheilhaften 
täte  gehabt  hätte ,  wenn  sie  der  Commissionär  mi 
Dritten  abgeschlossen  hätte;  denn  der  Commissio 
mittelst  des  von  ihm  gewählten  Modus  der  Auaföhi 
aufgetragene  Geschäft  ausgeführt  und  kein  anderes. 

Das  Verhältniss  zwischen  den  beiden  Alternativ 
sich  demnach  so  dar,  dass  die  eine  Alternative,  die 
mng  der  Commission  durch  Abschluss  mit  einem  Drii 
der  Hauptmodus  der  Ausführung  erscheint ,  durch 
Wahl  sich  der  Commissionär  einerseits  niemals  ven 
lieh  machen  kann,  zu  -dessen  Wahl  derselbe  andererse 
nur  berechtigt,  sondern  unter  Umständen  verpflicl 
dann  nämlich ,  wenn  die  Sorgfalt  eines  ordentlichei 
mannes  die  Wahl  dieser  Alternative  als  geboten  er 
lässt,  dass  aber  die  andere  Alternative,  der  Selbstein 
Commissionärs,    lediglich  als  ein  Kecht,    niemals 


Pflicht  des  Commissionär: 

durch  die  Nichtwahl  dieser  Alternative  in  keinem  Falle  '^), 
durch  die  Wahl  derselben  aber  dann  verantwortlich  macht, 
wenn  diese  Wahl  nicht  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  vorgenommen  worden  ist. 

IV.  Wirkungen  der  Selbstcontrablrung. 

Ä)  Die  rechtliche  Stellung  des  Selbatcontra- 
henten  als  eines  Commissionärs.  Der  Commissionär 
hat,  auch  wenn  er  von  der  ihm  als  Commissionär  in  Be- 
ziehung auf  den  Modus  der  Ausführung  eingeräumten  Alter- 
native, selbst  als  Käufer  oder  Verkäufer  einzutreten,  Gebrauch 
macht,  im  Allgemeinen  alle  Rechte  und  Pflichten 
eines  Commissionärs;  er  kommt  also  in  Folge  seines 
Selbstein tritts  durchaas  nicht  blos  als  Proprebändler  in  Be- 
tracht ;  er  behält  vielmehr  auch  nach  dem  Selbsteintritt 
seine  rechtliche  Stellung  als  Commissionär.  Die  Commission 
bleibt  daher  auch  trotz  der  Selhstcontrahirung  innerhalb  des 
juristischen  Rahmens  des  Commissionsgeschäftes  \  sie  ist  nach 
wie  vor,  soweit  das  Gesetz  nicht  ein  Anderes  bestimmt,  nach 
den  bezüglich  des  Commissionsgeschäftes  sonst  geltenden  Vor* 
Schriften  zu  behandeln,  so  als  ob  der  Commissionär,  statt  das 
aufgetragene  Geschäft  in  sieh  selbst  abzuschliessen ,  gemäss 
der  anderen  Alternative  mit  einem  Dritten  contrahirt  hätte. 

1.  Die  Pflicht  znr  gehörigen  Ausführung 
des  Auftrags.  Der  selbstcontrahirende  Commissionär  hat 
als  Commissionär  (Art.  361)  die  Commission  gemäss  der  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zu  erfassenden 
Absicht  des  Committenten  auszuführen ,  daher  den  ausdrück- 
lich oder  stillschweigend  erthellten,  imperativen  oder  demon- 
strativen Instructionen  des  Committenten  entsprechend  zu 
verfahren  und  das  Interesse  desselben  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  zu  wahren;  er  hat  als  Commissionär 
die  Pflicht,  dem  Committenten  von  der  Ausführung  des  auf- 
getragenen Geschäftes  sofort  Anzeige  zu  machen  (Art.  3(>1); 
er  hat  diese  Pflicht  erfüllt,  wenn  er  auch  nur  anzeigt,  dass, 
wenn  auch  nicht,    wie    er    ausgeführt    habe;    so    wenig  der 

'^)  Anderer  Ansicht  fi*rd«r  1.  c.  S.  18. 
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CommissioDär  bei  Äbschluss  des  aafgetragenen  G-eschäftes  mit 
einem  Dritten  verpflichtet  ist,  schon  in  der  ihm  nach  Art.  3t>l 
obliegenden  Anzeige  den  Namen  des  dritten  Contrahenten  zu 
Dennen,  so  wenig  ist  er  im  Falle  der  Selbstcontrahirung  ver- 
pflichtet, sofort  sich  selbst  als  Selbstcontrahenten  zu  be- 
zeichnen. i°)  Der  Commissionär  kann  anch  die  Anzeige  ganz 
unterlassen ''') ,  er  macht  sich  allerdings  in  Folge  dessen  nach 
Art.  362  verantwortlich,  bleibt  aber  dessenungeachtet  Selbst- 
contrahent  und  ist  als  solcher  im  Verbaltniss  zum  Commit- 
tenten  zu  behandeln.  ^^) 

'•)  ÄDders  B.  0.  H.  G.  BJ.  VIII.  N.  21  S.  94;  digegen  aber  spätere  Eot- 
scheidangen  desa.  Ohf.,  iDibeaondere  Bd.  XIX.  N.  lOo  (b.  antea  Kote  20  and  22). 

")  SieistBbeTCaateI«eKBDArt.377;EndeiDannHaQdel9rechtg.l6ani. 

")  Der  wÜrtUmb.  Entw.  Art.  143  and  der  B.  H.  G.  E.  Tit.  V  Art.  6  ver- 
pflichteteu  den  CommisaJouftr  zar  lofortigeu ,  beeonderen  Anzeige  des  Setbst- 
ejiitritts  au  den  Com  mitte  aten ;  dagegen  prenKs.  HoL  (S.  161),  denn  da  hiebe! 
nicht  zagleich  eine  GenehmignDg  des  Com  mitte  nten  erfordert  werde,  anch  im 
eigenen  Interewe  desaelben  nicht  fUglich  erfordert  werden  hdnae,  indem  sie 
mit  einem  nicht  unerheblichen  Zeitverlost  verknOpft  «ein  «Brde  und  bei  in- 
xwiMhEn  eingetretenen  Yerindernngen  der  Preise  nnd  ConjnLctnrBo  hänflg  tu 
seiaem  Nachlhell  aasBchiagen  müute ,  so  bestehe  dar  Zweck  einer  solchen 
Anzeige  im  Wesentlichen  nnr  darin,  sn  constatiien ,  dass  der  Commissionilr 
ala  Selbatkiefer  oder  SelbstTorkäofer  eingetreten  sei  ond  den  Committenten 
von  dieser  Sachlage  zu  seiner  Nachichtang  in  EeantnisB  zu  setzen.  Die  An- 
zeigepflicht wttrde  somit  eine  erhebliche  Belästignug  des  Commissionärs  sein, 
-vlhrand  sie  dem  Committenten  keinen  beaonderen  praktischen  Nutzen  bringe, 
ireBhalb  die  Anzeige  im  Geschäfts  verkehre  aach  niemals  verlangt  werde.  Bei 
der  ersten  Lesung  in  der  Kflmb.  Conf.  wurde  der  Antrag  anf  Stieichang 
des  zweiten  Absatiea  des  Art.  294  prenas.  Eutw.  (s.  oben  Note  3)  und  anstatt 
deMen  auf  fol^endea  Zasalz  zam  ersten  Absatz  des  Art.  291  cit.  gestellt; 
„dafernu  er  davon,  dass  dies  geschehen  ,  dem  Committenten  sofort  Anzeige 
macht."  Der  Antrag  worde  damit  begrQndet,  dass  in  diesem  Falle  far  die 
Sicherst  eil  an  g  des  Committenten  eine  sofortige  Anzeige  von  Seile  des  Com- 
mJsaionärs  erforderlich  sei ,  damit  der  letztere  nicht  auf  Kosten  des  erst^ren 
specatire;  diza  reiche  Art.  27S  prenas.  Entw.  (entsprechend  Art.  361  Hgb. 
nicht  ans,  weil  dort  kein  Prttjadiz  angedroht  sei  nod  demnach  dem  Commit- 
tenten, wenn  der  Conimissionttr  die  Anzeige  unterlasse,  anch  hier  nnr  eine 
Schadenersatzklage  znstehe,  welche  von  geringem  Holzen  sei,  da  er  meist 
weder  einen  Schaden  zo  behaupten  ,  noch  zn  beweisen  im  Stande  sein  werde, 
daher  die  Giltigkeit  des  Geschtftes  von  der  aofortigen  An- 
zeige desselben  im  Falle  des  Art.  291  abhängig  gemacht 
werden  solle.  Der  Antrag  wurde  aber,  als  gegen  die  bishsrlge  allgemeine 
Uebang  verttossend  und  eine  nene  nnuStbige  Belustigung  enthallend,  mit  li 
gegen  4  Stimmen  abgelehnt. 
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Hat  der  Commissionär  dem  Committenten  die  Anzeige 
über  die  Ausführung  des  Auftrages  in  der  oben  erwähnten 
allgemeinen  Fassung  gemacht,  nachdem  er  einmal  das  Ge- 
schäft in  der  einen  oder  anderen  Weise  abgeschlossen  hatte^ 
so  kann  er  die  erfolgte  Ausführung  des  Auftrags  nicht  mehr 
rückgängig  machen  und  hinterher  einen  anderen  Modus  der 
Ausführung  wählen;  seine  Pflicht  ist  es  vielmehr,  dem  Com- 
mittenten Rechenschaft  darüber  abzulegen ,  welchen  Modus 
der  Ausführung  er  in  Wirklichkeit  gewählt  habe ;  er  kann 
daher,  wenn  er  das  Kaufgeschäft  für  Rechnung  des  Commit- 
tenten mit  einem  Dritten  geschlossen  hat,  von  dieser  Grund- 
lage nicht  mehr  abgehen,  muss  über  dieses  Geschäft  Rechnung 
legen,  über  die  für  Rechnung  des  Committenten  gemachten,  ihm 
von  diesem  zu  ersetzenden  Auslagen  etc.  specificirte  Auskunft 
geben  und  jeden  vom  Committenten  bestrittenen  Rechnungsposten 
beweisen.  Für  diese  Auffassung  spricht  auch  der  Wortlaut  des 


Eintritt  als  Selbstcontrahent  erklären ,  da  ihn  sonst  zwar  der  Committent 
nach  Art.  376  Abs.  3  als  Selbstcontrahenten  in  Ansprach  nehmen  dürfe,  nicht 
aber  umgekehrt  er  noch  hinterher  seinen  Eintritt  als  Selbstcontrahent  zn  er-^ 
klären  berechtigt  sei.  So  vorzüglich  Oad  in  Goldschmidt^s  Ztschr. 
Bd.  XIV  S.  234—256;  ders.  im  Central  -  Organ ,  N.  F.  I.  S.  597;  ebenso 
Kräwel  in  Bnsch's  Archiv  VIII.  S  464,  XI.  S.  HO;  Anschntz  Comm. 
zu  Art.  376  Anm.  21;  Entsch.  in  Buach's  Arch.  V.  281,  285,  XI.  231 
(Ob.-Trib.  Berlin),  XII.  (Ob.-Trib.  Berlin)  340,  XV.  24.  Anders  Marci- 
nowski  in  Bnsoh's  Arch.  I.  598,  Entsch.  in  Busch's  Archiv  V.  283, 
284,  IX.  480,  XV.  24,  XVI.  241;  Seufferfs  Archiv  Bi.  XX.  N.  249 
S.  416.  417,  XXIV.  N.  68  (0.  A.  ö.  Lübeck)  S.  108;  Gol dach midt's  Ztschr. 
XIX.  S.  544;  Central-Organ  N.  F.  Bd.  I.  597—600.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVI. 
N.  83  S.  334.  Bd.  XIX.  N.  106  S.  358,  Bd.  XX.  N.  80  S.  326.  In  der  letzteren 
Entsch.  bemerkt  das  R.  0.  H.  G. :  Die  Erklärung  (in  welcher  der  beiden 
Arten  der  Commissionär  die  Commission  ausgeführt  wissen  will)  braucht  er 
noch  nicht  in  der  ersten  über  die  Ausführung  der  Commission  dem  Commit- 
tenten erstatteten  Anzeige  abzugeben;  er  kann  es  in  dieser  Anzeige  noch 
dahingestellt  sein  lassen,  welche  der  beiden  Arten  der  Ausführung  er  wählen 
will  und  die  Ausübung  der  Wahl  einem  späteren  Zeitpunkte  vorbehalten 
(im  Widerspruch  mit  früheren  Entscheidungen  Bd.  V.  N.  62  S.  280,  Bd.  VIII. 
N.  21  S.  94).  Die  entgegengesetzte  Ansicht  hängt  mit  der  unhaltbaren  Auf- 
fassung zusammen,«  dass  in  dem  Comm issionsauf trage  zugleich  eine  eventuelle 
Offerte  zu  einem  Proprekaufe  zu  finden  sei,  welche  der  Commissionär 
spätestens  in  der  Anzeige  nach  Art.  361  acceptiren  müsse,  wenn  sie 
nicht  als  abgelehnt  gelten  solle,  und  dass  die  Anzeige  als  Acceptation  jener 
Offerte  die  Selbstubernahme  notbwendig  erkennbar  machen  müsse. 


Gesetzes.  Der  Commiflsionär  ist  „befugt,  das  Gat,  welches  er 
einkaufen  soll,  seibat  als  Verkäufer  «u  liefern,  oder  das  Gut, 
velcbes  er  zu  verkaufen  beauftragt  ist,  als  £äufer  für  sich 
zu  behalten",  also  nur  ao  lange  befugt,  als  der  Auftrag  noch 
ausgeführt  werden  soll,  nicht  aber  auch  nach  dann,  wenn 
der  Auftrag  bereits  ausgeführt  worden  ist.  *') 

Nicht  zu  billigen  ist  die  Ansiebt,  dass  erst  die  einmal 
erklärte,  nicht  schon  die  wirklich  ausgeübte  Wahl  des 
Commissionärs  rücksichtlich  des  einen  oder  des  anderen  Uodas 
der  Ausführung  unabänderlich  sei,  dass  also  der  Commiasionär, 
welcher  den  Auftrag  durch  einen  Gescbäftsabschluss  mit  einena 
Dritten  oder  als  Selbstcontrahent  wirklich  ausgeführt  hat,  nicht 
gehindert  sei,  sich  später  noch,  wenn  nur  die  Anzeige  nach  Art. 
361  die  Ansübung  eines  Wahlrechtes  nicht  enthält,  für  die 
eine  oder  andere  Alternative  mit  freier  Wahl  tu  entscbeideo, 
dass  also  der  Commissionär  keineswegs  blos  darauf  gewiesen 
sei,  aufzudecken,  in  welcher  der  beiden  Arten  er  den  Auftrag 
in  Wirklichkeit  ausgeführt  habe.  *')  Durch  diese  Auffassung  ist 

")  Vgl.  Krüwel  in  Bntch'a  Arch.  XI.  S.  115. 

")  So  B  0.  H.  6.  XIX.  Bd.  N.  106  (aeine  OrDode  sind  ,  insoweit  sie 
sich  anf  die  Zalfissigkeit  der  Erklärung  des  früher  erfol^a  SaibsteistrittB 
auch  nach  erstattetar  Anzeige  fiber  die  Anaführniig  der  CommisBion  be- 
zisheo,  vollkommen  zutreffend):  Ea  ist  nnarfindlicb,  am  «elcbem  Recht«- 
grnnde  das  freie  Wahlrecht  des  Commissionärs,  vermfige  dessen  er  aaeli 
dann,  «eon  tr  In  Wirklichkeit  behufs  Ausführung  der  Conun'ssicD  ein 
Geschäft  mit  einem  Dritten  abgeschlosseD ,  den  Eintritt  alt  Selbstcootra- 
haot  wühlen  kann  (theils  nm  nicht  seine  GeschftftsTerbiadnngoQ  dam  Com- 
mittenten  aufdecken  zu  müsien ,  theils  um  sich  dem  slnmigan  Cammit- 
tenten gegenüber  die  dem  nicbtsänmigea  Cuntrahenten  nach  ArL  354 — 357 
zustehenden  Hechte  zu  sichern)  darch  eine  allgemeine  Anzeige  über 
die  Ansführnng  der  Comfflisaion  sein  Ende  erreichen  soll;  vielmebr  lieft, 
die  Folgerung  nahe,  dass  das  Wahlrecht,  eben  veil  es  durch  eine  solche  all- 
gemeine Anteige  noch  niibt  aasgeübt  und  couanmirt  iat,  aucli  nach 
jener  allgemeinen  Anzeige  unvertindert  and  ungeBchmälert  fortbestehen  nnd 
ansgeübt  werden  darf  and  muBS.  Daza  führt  auch  folgende  Erwägang : 
Art.  376  bezieht  sich  nur  auf  marktgängige  Gegenstände,  wobei  ei  also  nicht 
anf  Lieferung  nnd  reip.  Abnahme  einer  Species .  sondeH  einer  Qnantittt, 
eines  genui  ankommt.  Der  ÜommistionSr  schliesst  das  betreffende  Kaof- 
gescbäfl  mit  Dritten  auf  seineu  eigenen  Namen  ab,  so  daai  zunächst  noch 
nicht  ftasserlich  erkennbar  ist,  ob  dieses  Geschäft  mit  Dritten  zu  der 
ertheiUen  Commission  überhaupt   in  einer  rechtlichen  Beziehung  siehe  .... 


*w  n^ 
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dem  Commissionär  die  Möglichkeit  gegeben,  auf  Kosten  des 
Oommittenten  nach  Belieben  zu  speculiren ,  dadurch,  dass  er 
die  Erklärung  darüber,  welchen  Modus  der  Ausführung  des 
Auftrags  er  gewählt  habe,  so  lange  als  möglich  hinausschiebt 
und  je  nach  den  veränderten  Conjuncturen  den  bereits  voll- 
zogenen Auftrag  hinterher  als  nicht  vollzogen  behandelt,  auf 
diese  Weise  bald  durch  den  Selbsteintritt  den  durch  Abschluss 


Der  Commissionär  kann  die  Absicht  haben,  sich  dnrch  den  Geschäftsabschlasa 
mit  dem  Dritten  in  den  Stand  zn  setzen,  die  Commission  als  Selbstcontrahent 
auszufahren.  Der  Commissionär  kann  auch  bei  Abschluss  des  Geschäftes  mit 
^em  Dritten  selbst  noch  im  Unklaren  darüber  sein,  ob  er  die  Commission  in 
der  einen  oder  anderen  Weise  ausfuhren  wolle.  Erst  eine  vom  Commissionär 
dem  Commiltenten  gegenüber  abzugebende  Erklärung  wird  die  Art  der 
Ausfährung  der  Commission  zur  Gewissheit  bringen.  Wenn  also  eine  solche 
Erklärung  in  der  allgemeinen  Anzeige  über  die  Ausführung  der  Commis- 
sion nicht  zu  finden  ist,  so  muss  sie  noch  nach  dieser  Anzeige  nachgeholt 
werden  können  und  es  liegt  kein  genügender  Grund  vor,  die  spätere  Er- 
klärung des  Commissionärs  dahin  zu  beschränken,  dass  er  die  Ausführung 
der  Commission  als  Selbstcontrahent  nicht  mehr  wählen  darf.  Eine  solche 
Beschränkung  wird  auch  nicht  durch  das  Interesse  des  Committenten  geboten ; 
dieser  kann ,  wenn  die  Anzeige  über  die  Ausführung  der  Commission  es 
zweifelhaft  lässt,  ob  der  Commissionär  als  Selbätcontrahent  eintreten  wolle 
oder  nicht,  je  nachdem  er  das  eine  oder  andere  seinem  Interesse  entsprechen- 
der findet,  entweder  erklären,  das^  er  den  Commissionär  als  Selbstcontrahenten 
in  Anspruch  nehmen  wolle,  oder  den  Commissionär  zn  einer  bestimmten  Er- 
klärung, ob  er  als  Selbstcontrahent  auftreten  wolle  oder  nicht  und  im  letzteren 
Falle  zur  Kechnungslegung  auffordern  oder  die  ihm  gegen  den  Commissionär 
als  solchen  zustehenden  Rechte  (namentlich  auf  Rechnungsablage)  geltend  machen 
und  abwarten,  ob  derselbe  alsiann  noch  seinen  Eintritt  als  Selbstcontrahent 
erklären  will  und  darf.  Hat  der  Commissionär  ein  Geschäft  mit  dem  Dritten 
überhaupt  nicht  abgeschlossdu ,  so  liegt  ebenfalls  kein  Grund  zu  einer  Be- 
schränkung des  Wahlrechts  des  Commissionärs  vor;  der  letztere  kann  dann 
selbstverständlich  nicht  die  Abwicklung  dod  Commissionsgeschäftes  auf  Grund- 
lage eines  nicht  existirenden  Geschäftes  mit  einem  Dritten  wählen,  er 
kann  nur  den  Eintritt  als  Selbstcontrahent  wählen;  aber  dass  er  diesen 
wählen  kann ,  ist  für  ihn  von  dem  grössten  Interesse ,  weil  dadurch  die 
Möglichkeit  einer  Geltendmachung  seiner  Rechte  überhaupt  bedingt  ist.  Wäre 
nach  der  allgemeinen  Anzeige  über  die  Ausführung  der  Commission  der  Ein- 
tritt als  Selbdtcontrahent  überhaupt  nicht  mehr  zulässig,  so  würde 
gegen  die  lutention  der  Parteien  der  Committent  jedem  Anspruch  de3  Com- 
missionärs damit  entgegentreten  können,  dass  derselbe  als  Sdlbstcontrahea t 
keinen  Anspruch  habe,  weil  er  seinen  Eintritt  nicht  rechtzeitig  erklärt  habe 
und  dass  er  als  Commissionär  keinen  Anspruch  habe,  weil  er  kein  Geschäft 
mit  einem  Dritten  geschlosdcn  und  keine  Auslagen  für  den  Committenten 
gemacht  habe.    Ebenso  R.  0.  H.  G.  Bd.  XX.  N.  80. 


mit  einem  Dritten 
Gewinn  an  sieh  ziel 
Abschliiss  mit  ei'nei 
Selbsteintritt  bereits 
tenten  überwälzt.  E 
G-lauben,  wenn  es  d 
das  aufgetragene  Ge; 

Modus  aiiagefiibrt  hatte,  aus  dem  Zeiträume,  der  ihm  zar 
Besorgung  des  Auftrages  gegönnt  ist,  willkürlich  einen  Zeit- 
punkt herauszuwählen  und  zu  erklären,  dass  er  als  in  diesem 
Zeitpunkt  selbst  verkaufend  oder  selbst  kaufend  betrachtet 
werden  wolle,  daher  für  bereits  an  dritte  Personen  verkaufte 
Commissionswaaren,  jetzt,  da  die  Preise  gesunken  sind,  selbst 
als  Käufer,  für  bereits  von  dritten  Personen  eingekaufte  Com- 
missionswaaren, jetzt,  da  die  Preise  gestiegen  sind,  selbst  als 
Verkäufer  einzutreten.  Diese  Gefahr  der  Ausbeutung  des 
Committenten  wird  vermieden,  wenn  der  Commissionär  nicht 
erat  an  die  dem  Committenten  gegenüber  erk  lärt  e  ,  sondern 
auch  schon  an  die  einmal  vollzogene  Wahl  des  Modus  der 
Ausfuhrung  gebunden  ist,  daher  nur  so  lange  das  freie  Wahl- 
recht zwischen  dem  einen  oder  andern  Modus  der  Ausführung 
behält,  als  er  in  Wirklichkeit  noch  nicht  ausgeführt  hat, 
wenn  er  auch  die  Anzeige  über  die  Ausführung  des  Auf- 
trages nach  Art.  361   bereits  erstattet  hat. 

Hat  der  Commissionär  in  Wirklichkeit  mit  einem  Drit- 
ten abgeschlossen  und  behandelt  ihn  der  Committent  seinem 
Wahlrechte  gemäss  (Art.  376  Abs.  S)  als  Selbstcontrahenten, 
so  hat  der  Commissionär  über  das  mit  dem  Dritten  abge- 
schlossene Geschäft  Rechenschaft  zu  geben  und  persönlich 
als  fingirter  Käufer  oder  Verkäufer  für  die  Erfüllung  aller 
Verbindlichkeiten  einzutreten  ,  _  welche  der  dritte  Contrahent 
als  wirklicher  Käufer  oder  Verkäufer  ans  dem  von  dem  Com- 
missionär mit  ihm  abgeschlossenen  Geschäfte  zn  erfüllen  hat ; 
die  Verbindlichkeit  des  Commissionärs  gegenüber  dem  Com- 
mittenten wird  dahin  erweitert,  dass  er  im  Falle  später  sich 
ereignender  Hinderungen  in  der  ContractserfüUung  nicht  be- 
rechtigt ist,  die  Verantwortlichkeit  von  sich  abzulehnen  und 
sie  auf  seinen  Contrahenten  zu  werfen.  ")  Der  Commissionär 

")  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIV.  N.  119  S,  387. 
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hat  in  diesem  Falle  nicht  das  Becht,  anstatt  des  wirklich 
dem  dritten  Contrahenten  bezahlten  oder  von  dem  dritten 
Contrahenten  eingenommenen  Preises  als  Selbstcontrahent  Mos 
den  Börsen-  oder  Marktpreis  in  Rechnung  zu  stellen  und  die 
Differenz  zu  lucriren.") 

2.  "Die  Sorge  für  das  Commissionsgut.  Die 
Bestimmungen  des  Art.  365,  366,  367  Hgb.  (s.  oben  S.  208  fg.) 
finden  auch  auf  den  selbstcontrahirenden  Commissionär  An- 
wrendung;  derselbe  ist  daher  inbesondere  als  berechtigt  und 
verpflichtet  anzusehen,  unter  Umständen  den  Verkauf  des 
Gutes  nach  Art.  313  zu  bewirken,**) 

3.  Die  Rechenschaftspflicht.  Der  selbstcontra- 
hirende  Commissionär  genügt  seiner  Pflicht  znr  Rechenschafts- 
legung, wenn  er  die  Uebereinatimmung  des  zu  Grunde  geleg- 
ten Preises  mit  dem  Bürgen-  oder  Marktpreise  nachweist  '*), 
wenn  er  also  auch  nichts  mehr  darthut,  als  dass  bei  dem 
berechneten  Preise  der  Börsen-  oder  Marktpreis  zur  Zeit 
der  Ausführung  des  Auftrages  eingehalten  worden  sei; 
er  darf  sich,  wenn  ein  Limitopreis  gesetzt  ist,  nicht  die 
Differenz  zwischen  dem  Limite-  und  dem  Markt-  oder  Börsen- 
preise zueignen.  *•)   Das  Selbstcontrahirungsrecht  kann,  wenn 

")  E.  0.  H.  G.  Bd.  m.  N.  42  S.  189;  eoä.  N.  71  S.  334.  335;  IV. 
N.34  S.168,  170;  V.  N.  62  S.  279,  281;  VIII.  N.  21  S.94;  XI.  K.4  S.9j 
SU.  N.  85  S.  203.  264. 

")  Vgl.  Entsch.  dei  österr.  obst.  Qhf.  t.  17.  Nov.  1871  in  Adler- 
CUmenB  gammlang  HI.  H.  341. 

")  Vgl.  V.  Hahn  1.  c.  §.  6,  Anschötz  Conm.  za  Art.  376  III. 
In  der  ersten  Lesung  der  NUrnb.  Conf.  (Prot.  736)  vnrds  der  Antrag  anf 
Streichnog  des  ersten  Satzes  Abs.  3  Art.  294  pieass.  Entw.  (t.  oben  Note  3]  damit 
begriiadet,  dsas  derjenige,  der  einem  Andern  ein  Qescbllft  anvertraue ,  dem- 
selben auch  die  Rechaoachaft  anTertraaen  müsse,  Uass  es  aomit  nicht  Sache 
des  Conmissionärs  sei,  mit  dem  Beweise,  dasi  er  ordnungs massig  ver- 
fabreo,  Toraozogeheu,  wohl  aber  Sache  de*  Committeoten,  vermatbete  Rechts- 
widrigheiten des  CommissioDärs  zu  lögeo.  Der  Antrag  wurde  mit  13  gegen 
3  Stimmen  abgelehnt ,  da  die  angeiochtene  Bestimmung  eine  Coneeqnenz 
des  ersten  AbeatEes,  als  ein  Mittel  gegen  nnreelles  Verfahren  der  Commis- 
Bionilre  naentbebrlich  und  ohnehin  dem  beatehenden  Haudelsgebianche  ent- 
sprechend sei. 

")  Die  entgegeogesetEte ,  von  Lantarbach  comp.  jor.  XIX  3  und 
Bfccfns  g.  5  p.  28  gebilligte  Uebnug  des  Hand  eis  verbehres  besteht  eben- 
sowenig zn  Recht,  als  die  Uebang  (s,  oben  S.241  Note  8),  dass  der  Commi«- 


der  Marl 
ist  als  d 

ausgeübt  ,  _    

zu  dem  höheren  Markt-  oder  Börsenpreise  und  nicht  zu  dem 
ihm  gesetzten  Limitopreise  als  Käufer,  der  Einkaufscommis- 
sionär nur  zu  dem  niedrigeren  Marktpreise  und  nicht  auch 
zu  dem  ihm  gesetzten  Limitopreise  ala  Verkäufer  eintreten, 
Ist  der  Markt-  oder  Börsenpreis  fiir  den  Committenten 
nngünstiger  aU  der  Limitopreis ,  so  darf  der  Commissionär 
zu  dem  Markt-  oder  Börsenpreise  überhaupt  nicht,  also  auch 
nicht  in  sich  selbst  abschliesscn ;  der  Verkaufscommii>sionär 
darf  daher  nicht  zu  dem  niedrigeren  Markt-  oder  Börsenpreise 
verkaufen,  resp.  selbst  kaufen,  ausgenommen,  wenn  die  Vor- 
aussetzungen des  Art.  363  vorhanden  sind,  der  Einkanfscom- 
missionär  darf  nicht  zudem  höheren  Markt-  oder  Börsenpreise 
einkaufen,  resp.  selbst  liefern,  doch  gilt  für  ihn  Art.  364.  *®) 
Der  Commissionär  muss,  wenn  ein  Börsen-  oder  Markt- 
preis zur  Zeit  der  Ausführung  des  Auftrags  bestand,  wenig- 
stens zu  diesem  laufenden  Preise  contrahiren^');  er  kann  sich 
nicht,  wenn  er  als  Verkäufer  eintritt ,  etwa  darauf  berufen, 
dasa  er  einem  Anderen  zu  höheren  Preisen  verkauft,  oder 
wenn  er  als  Käufer  eintritt,  dass  er  von  einem  Anderen  zu 
niedrigeren  Preisen  gekauft  habe;  sonst  wäre  treulosem  Miss- 
brauche des  Coramissionärs  ein  breiter  Zugang  eröffnet,  da 
dieser,  um  auf  Kosten  des  Committenten  Gewinn  zu  machen, 
in  fraudulosem  Einverständniss  mit  Anderen  zu  fictiven 
Preisen  abzuscbliessen  vermöchte, 

sionSr  weno  er  thenrer  an  einea  Dritten  verkauft  oder  wohlfeilar  von  einem 
Dritleo  einknaft,  als  anfgetragen  iat,  die  Differenz  für  sich  behallen 
köüne.     Vgl.  Bender  I.  c.  S.  237. 

">)  B.O.  H.  G.  Bd.  XII.  N,  61.  S.  188  cf,  Bd.  VIII,  N.  21S.  96,  Seaf- 
fert  Arch,  XXI,  N.  149  S.  255.  Casaregie  d^ac.  I79  N.  73  bÜligt  die  Ent- 
suheidoDg  Jnstiniana  (b.  oben  S.  414  Note  8)  und  fährt  dann  fort :  (Juan  eon- 
clui'O  ti  procedit  in  emptione  a  mandaiario  in'ita  cum  tcrtio,  eadtni  ro/ione 
locum  habere  debet  in  emplüme  facta  a  se  tjwo  juxla  elybtm  mtrcalorum, 
quia   Tivlta   datur  ratio  dt/ferentiae. 

")  Vgl.  Gad  §.  131  S.  273:  Die  Courae  wecbeeln;  an  manchen  Orten 
sind  täglich  mehrere  Notimngen;  zn  welchem  der  verschieiienea  Preise  n 
eintreten  dürfe,  bcBtininit  sieh  nach  dem  Auftrag;  bei  eigenem  Eintritt  mnsB 
der  CommiSHionfir  den  ans  der  Vergleichnng  sieh  ergehenden  minieren  Prei» 
berechnen  (Art.  3-73). 
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Der  ComiDissionär  mn83  die  Zeit  der  Ausfuhrung  des 
Auftrags  darthon  und  durch  diese  Angabe  den  Cominitten- 
ten  in  den  Stand  setzen,  den  Markt-  oder  Börsenpreis  des  be- 
treffenden Tages  zu  verificiren.  Will  der  Committent  die  Wahl 
des  Zeitpunktes  zum  G-eachaftsabschlueae  nicht  dem  freien 
Ermessen  des  Commissionärs  überlassen,  so  kann  er  ihm  hier- 
über eine  besondere  Vorschrift  ertheilen  und  sich  dadurch 
wirksam  ^egen  etwaige  Speculationen  des  Commissionärs  au  £ 
Preisänderungen  sichern,  welche  derselbe  zum  Nachtheile  des 
Committenten  für  sich  ausbeuten  könnte. 

Als  massgebende  Grundlage  für  den  zu  liefernden  Rech- 
nungsnachweis  rücksichtlicb  des  Börsen-  oder  Marktpreises 
ergibt  sich  in  der  Regel  der  Zeitpunkt  der  dem  Committen- 
ten gemachten  Anzeige  über  die  Ausführung  des  Geschäftes 
(Art.  361),  also  der  Börsen-  oder  Marktpreis  des  betreffenden 
TageSj  nmsomehr  als  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  der  Commit- 
tent den  Auftrag  zu  widerrufen  befugt  ist  {Art.370i  in  keinem 
Falle  aber  genügt  der  blosse,  dem  Committenten  nicht  ge- 
meldete Entschluss  des  Commissionärs,  von  den  eigenen  Be- 
ständen gewisse  Quantitäten  für  den  Committenten  bereit  zu 
halten,  da  ein  solcher  Willensact,  der  einseitig  wieder  ge- 
ändert werden  kann,  die  Ausführung  des  Auftrages  nicht  zu 
begründen  vermag,  ^<') 

Dem  Committenten  bleibt  es  vorbehalten  zu  beweisen, 
dass  der  Commissionär  bei  Anwendung  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kanfmannes  mit  einem  Dritten  hätte  contrahiren 
können,  der  günstigere  Bedingungen  als  den  massgebenden 
Börsen-  oder  Marktpreis  bewilligt  hätte,  oder  dass  der  an- 
gegebene Börsen-  oder  Marktpreis  nicht  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen entspreche. 

Der  selbstcontrahirende  Commissionär  ist  durch  Art.  376 
keineswegs  einzig  und  allein  darauf  beschränkt,  die  Einhal- 
tung des  massgebenden  Börsen-  oder  Marktpreises  zu  be 
weisen,  so  dass  er,  wenn  in  dem  betreffenden  Zeitpunkte  ein 
solcher  Preis  überhaupt  nicht  existirt  hätte,  von  dem  Nachweise 
ausgeschlossen  wäre,  dass  die  Ausführung  dessmungeachtet 
dem  Auftrage  entsprochen  habe,  der  Committent  vielmehr  das 

»-)  E.  0.  H.  G.  Bd.  IV.  N.  U  S.  168. 
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Reelit  hätte ,  den  Selbsteintritt  wegen  Mangels  der  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  abzulehnen;  denn  die  Existenz  eines 
mit  dem  vom  Commiseionär  angegebenen  Ankaufs-  oder  Ver- 
kaufspreise übereinstimmenden  Börsen  -  oder  Marktpreises 
gehört  überhaupt  nicht  zq  den  gesetzlichen  Yorauasetzangen 
des  Selbstcontrahirangsrechtes  (Art.  376  Abs.  2);  der  Com- 
mittent  ist,  sobald  er  nicht  ein  anderes  bestimmt  hat  und  es 
sich  um  den  Einkauf  oder  Verkauf  von  börsen-  oder  markt- 
gängigen Gegenständen  handelt,  verpflichtet,  den  Selbstein- 
tritt des  Commissionärs  als  eine  in  dem  Com missions vertrage 
wurzelnde  gehörige  Ausfuhrung  des  diesem  ertheilten  Auf- 
trags gelten  zu  lassen ;  der  Commissionär  ist  aber ,  wenn  er 
selbst  eintritt,  befugt,  auch  dann,  wenn  ein  Börsen-  oder 
Marktpreis  rücksichtlich  des  börsen-  oder  marktgängigen 
Gegenstandes  zur  Zeit  des  Selbsteintritts  überhaupt  nicht,  also 
selbstverständlich  auch  keine  Uebereinstimmmung  desselben 
mit  dem  von  dem  Commissionär  berechneten  Preise  bestand, 
den  Selbsteintritt  als  eine  auftragsmässige  Ausführung  der 
Commission  zu  rechtfertigen. ") 

4.  Die  Rechte  des  Selbstcontrahenten  als 
eines  Commissionärs.  Der  selbstcontrahirende  Commia. 
sionär  hat  als  Commissionär  (Art.  3711  das  Recht  auf  die 
gewöhnliche  Provision  ")  und  auf  die  bei  Commissionsgeschäften 
sonst  regelmässig   vorkommenden  Unkosten  ^') ;    er  kann  dem 

")  Ygl.  Endemann  Hdr.  §.  169,  Adhi.  26.  R.  0.  H.  G.  BJ.  XIV. 
N.  11?  S.  387, 

")  Casaregis  dUc.  179  A'.  12—13  (s  obon  S.  100  Note  l)i  es  haiasl 
nan  weiter:  Et  adeo  verum  est,  <rf  per  corrupontarea  reeeptit  loiiiu»  commii- 
eionibut  nierciunt  et  executioni  demandatii ,  ultra  pretium  «terctum  talel  in 
eom/niti»  dari  debitum  de  provitionilnii  guod  clariiie  c<mvincil  lalee  comtniniotia 
de  providendü  leu  traitsportandii  mercibtia  aimplieiter  data*  praeiererre  man- 
dalujtt  de  iilU  eniendi»,  guo  adimpleto,  ut  vidimui  (a.  oben  Note  1)  dao  prac' 
dicli  jicrßciuiaur  contraciut ,  alia»  recle  tum  poiienl  obtinere  corretpotuoru 
dictai  proniiioiiei,  ipiae  tolcuntur  lanlam  a  mercatoribut  pro  mandati  exeentiane 
nee  debenlur  coTTupomoribiit ,  li  agtreiu  tanlum  perionam,  vendilarü  et  nott 
laandalarxi  de  nierciii«  eviendU  (S,immariumJ  vgl.  aach  N.  32,  33  {obto  S.  203 
Note  29);  «a  beisat  weiter  H.34:  Quod  clariiu  convincilur  ex  provitwalbut  de 
■jiiibai  d'ic'.tii  xcixdiloT  enmlilult  debiloreta  dicliim  emplorem  in  IrantmiUendo  ei 
niircei  nam  eine  dicla  repraeteTitatione  nucae  jierjonae  i/esturia,  aive  noru  anUractu 
ab  CO  vti  i/ealorc  emplorh  cum  lemetipio  faeto  diciae  pruvitioau  nan  puttra»! 
;,i   debiliini  cmptorit  poni.    Vgl.  aach  H.  71. 

")  In  der  ersten  Les.    d»r   Nürnb,  Conf.  (Prot.  S,  736)    wnrds  der 


Committenten  ohne  weitere  BeweiBpäicht  in 
gen,  wae  er  nach  der  normalen  Uebung  im  Vi 

ADtrag  hintsr  .ProTiHion"  in  Abs.  3  Art.  294  preiUB.  EdI 
ei Dzn schalte n ;  „Conrtage  and  EoHten"  resp.  statt  dessen:  ,1 
EosteQ"  mit  9  gegen  7  Stimmen  abgelehnt.  Die  GrUnde  fi 
dass  der  Commiftsionär  im  Falle  einer  Einkanfscommiss;!« 
die  gewöhnlichen  Kosten,  seibat  wenn  er  Selbstverkänfer 
rechne,  dass  dieses  Verfahren  allenthalben  anbeanstindt 
Zallsaigkeit  wichtig  sei,  weil  oft  das  Zastandekoamen  eil 
abhänge,  dass  man  im  Torans  nnd  notei  allen  Dnuländc 
Räeksicht  nehmen  därfe.  Wer  eiaeo  Anftrag  zum  Einkaaf  i 
er  ansaer  dem  Limilo  die  ProvisioD,  Coortaga  and  die  ge« 
zahlen  haben  werde.  iTedes  Limits  sei  also  dahin  zu  verstehi 
tent  ausser  demielbenanch  noch  dieäbrlgen  erwähnten  Poslt 
sei.  Hauche  öeecbftCte  würden  nnr  dadurch  mitglicb,  dass  c 
Limite  cwar  Überscbreite,  aber  am  hör  das  Geechäft  moct 
Theil  der  ihm  gebührenden  Tergätnngen  opfere.  Der  Aase 
gen  erscheine  nicht  nnr  als  Tortheilhaft  fSr  den  Terbeh: 
sondern  anch  als  juristisch  gerechtfertigt,  wenn  man  nnr . 
denke,  welcher ,  am  seine  Enadschaft  befriedigen  zu  kSnJ 
im  Torani  anschaffe;  dieser  habe  allerdings  in  der  Be 
seines  Lagers  Courtage  bezahlt  nnd  man  kSnne  ihm  gern 
massige  Berechnnos  gestatten  ,  anch  wenn  er  bei  Ausfuhi 
Commission  solche  nicht  zu  zahlen  brauch«.  Aehnlicl 
Wechseln'  rticknichtlich  der  BicBrnbiorechnnag  gestattet 
ancfa  der  Eaatmann  noch  manche  andere  Anslagen,  welcl 
berechnen  kfinae,  z.  B.  durch  AofstelluDg  von  Agenten  i 
Zolassnng  des  erwähnten  Gebrauches  nichts  Bedenklichet 
f&r  die  Ablehnung  des  Antrages  waren,  dass  diese  alli 
bestehende  üebung  Jedes  rechtlichen  Grundes  entbehre,  di 
nicht  Ersatz  verlangen  dürfe  für  etwus,  was  er  nicht  au 
gemachte  Verwendungen ;  man  künne  keine  BQcksicht  d 
der  Commissionitr  möglicher  Weise  hätte  ausgeben  kOnn 
spiel  sei  der  Ansatz  von  Courtage  etc.  nicht  gerechtferti, 
aionär  mit  Rücksicht  auf  die  ihm  bei  dem  Einkauf  er 
schon  seinen  Preis  berechnen  werde  ond  jedenfalls  als  S 
Gefahr  gehandelt  habe.  In  der  folgenden  (82.)  Sitzung  . 
die  oben  beantragte  Einschaltung  „and  den  gewfihnlich 
(Prot.  738  u.  3.  w.);  die  Auffassung,  dass  die  Berechnnn 
der  gewöhnlichen  Kosten,  wenn  and  soweit  solche  bei  Auefä): 
nicht  wirklich  vom  Commissiouär  ausgelegt  worden  seii 
solle,  Bei  zu  weitgehend ;  dieses  Gebot  der  juristischen  i 
Gesichtspunkte,  dass  Niemand  den  Ersatz  eines  Betrag 
den  er  nicht  ausgelegt  habe,  stehe  mit  einem  offenkundig 
im  Widerstreit;  es  sei  daher  nicht  thnnlich,  die  jnristisi 
Grünhat,  BechC  des  ComMiaaions-Handsls. 


lg  hätte  nothwendig  oder  nütElicIi  aufwenden  mUssen, 
'  nicht  selbst   za  liefern    oder    zq    kaufen    im  Stande 

lg  zu  bringeD ;  min  btbe  dieselbe  ohDehia  schon  Terlus»D  dnrch 
[  einer  Provision ,  obgleich  ohne  Zveifel  dta  C ojn m  i a«  io o t' 
thierjnristiseliBQfgehSrthabaComuiaBionHKeBchift 
und  in  ein  KanfgBBchäft  Übergegmngeu  aei.  Dtgtga 
cht  vorgebracht  Verden,  dais  die  ProviaiOD  immerhin  Terdient 
retl  sich  der  CommiSBionär  auch  in  dieaem  Falle  znvor  omaelieD 
ti  er  die  Vaare  nicht  wohlfeiler  kanfeu,  oder  tbenrer  verkanrci 
ino    dies    Rei  erfahrnngsgemäiii    in    der  Bcgel    nicht    der  Fall.    Im 

liesaea  sich  die  Parteien  die  Berecbanog  von  Courtage  d.  i.  ir,  ge- 
I  obschon  aie  vBasten,  deas  dtsse  Berechnung  statt  habe,  ertheilten 
wobi  ihre  Commiuionen.  Der  Commiasioaür  habe  in  der  Rege!  die 
n.  B.  w.  frOhar  bei  Ernerbnng  sainer  Torräthe  bezahlt  nnd  Mi 
w  za  deren  Terbfiltniaamiaciger  Berechnung  befugt.  Dagegen  tuse 
:  aagen ,    daia  die  Courtage    schon    im  Fraise    der  Waare  enthalten 

er  dSrfe  den  Preis  nicht  willbflrlich  bnsetzen,  londem  sei  an  den 
ler  Barsen-Prels  gebunden;  dieser  werde  aber  hanptBächlich  durch 
TOD   Geschäften  bestimmt,  welche  die  zahlrcichiten  aeien.   Am  whl- 

aeies  aber  die  Einfe,  welche  zwischen  dem  Importenr  und  anderen 
n  geacblosaen  wttrden,  bei  denen  also  nicht  davon  die  Bede  sein 
aas  der  Eanfpreis  onter  Hiniarechnong  einer  Coartage  beitiniit 
lil  der  Importeur  eine  aolche  nicht  bezahlt  habe,  so  dass  der  Harkt- 

selten  dem  vom  Commisaionftr  beiahlten  Preise  oilter  Hinzarechnane 
nrtage  gleichkommen  werde.  Wenn  der  Commlesionär  gleichwohl  za 
[tpreise  seine  Waare  an  den  Committenten  abUseen  solle  ohne  Be- 

der  Provision  nnd  der  gewöhnlichen  Kosten ,  so  motfae  man  ihm 
hanfmlnniachen  Erwerb,  ohne  Nntzen  zn  verkanfen  nnd  mache  di' 
1  Aukanr  des  CommissionSra .  nm  hern&ch  seine  Committenten  la 
.n,  nnmöglich.  Ansaerdem  habe  der  Commissionsr  eine 
e  Haftbarkeit  gegenflber  seinem  Committenten  als 
erer  Verkauf  er  gegenüber  aeinem  Eänfer  nnd  daf^r  ge- 
g  allerdings  anch  einiger  Vortheil.  Hit  dem  Verbote  dieser  Bertcb- 
erde  endlich  anch  in  dos  Banqaiergeschäft  die   grössle  Verwirrnni 

da  man  dort  selten  ganz  sieber  onterscheiden  ksnne,  ob  f&r  eigene 
de  Rechnung  gekauft  oder  verkanft  sei.  Ein  Nachtheil  aei  aas  der 
i  Debnng  nicht  entatanden,  denn  wer  die  Besahluag  der  Conrtafe 
'ollt  habe,  der  habe  eben  eeinem  Limito  die  Vorte  „franco  Coartage'- 
■„  Daher  warde  der  Antrag  aaf  folgenden  Znaatz  zn  Art.  294  Abs.  3 
ntw.  gestellt:  nOb  nnd  in  walcbem  Umfange  die  bei  Commissions- 
1  Bonat  regelmiasig  vorkommenden  Unkosten  berechnet  werden 
entscheidet    der  Ortagebraach"    nnd  mit  It   gegen  6  Stimmen   ange- 

Der  Autrag  aaf  Streichung  des  Scblnassatzes  in  Aba.  3  Art.  294 
ach  die  Berechnung  der  Provision  abEDacbaeidea,  da  der  betreffende 

ein  Miasbraach  sei  nnd  kein  Handelsgebraach,  worde  mit  U  gegen 
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gewesen  wäre ;  z.  B.  Courtage ,  Lag^rmiethe ,  Arbeitslöhne 
für  seine  Leute,  Ersatz  für  Benutzung  von  Transportmitteln, 
Ablade-  und  Abwagkosten;  in  keinem  Falle  hat  er  aber  das 
Recht  auf  eine  Delcredere-Frovision^*);  es  fehlt  die  Möglich- 
keit für  die  Erflillang  der  Verpflichtung  des  dritten  Contra- 
henten  «Is  Bürge  einzustehen  und  dem  Committenten  durch 
Uebernahme  der  mit  seinem  Auftrag  verknüpften  Gefahr  der 
Nichterfüllung  des  Dritten  eine  erhöhte  Sicherheit  za  geben. 

Auch  dem  selbdtcontrahirenden  Commissionär  steht  das 
gesetzliche  Pfandrecht  (Art.  374,  375)  zu.»») 

J3J  D  ie  rechtliche  Stellung  des  Selbstcontra- 
henten  als  Proprehändlers.  Der  Commissionär  ist 
durch  die  Selbstübernahme  des  aufgetragenen  Geschäftes 
Käufer  oder  Verkäufer  geworden,  aber  nur  in  gleicher 
Weise  wie  es  der  dritte  Contrahent  geworden 
wäre,  wenn  der  Commissionär  die  andere  Alternative  be- 
hufs  Ausführung  der  Commission  gewählt  und  das  Geschäft 
mit  einem  Dritten  abgeschlossen  hätte.  Dem  Dritten  gegen- 
über wäre  er,  da  er  den  Kaufvertrag  in  eigenem  Namen  ab- 
zuschliessen  hatte,  für  Rechnung  und  im  Auftrage  des  Com- 
mittenten entweder  Käufer  oder  Verkäufer  geworden;   da  er 

6  Stimmen,  der  eyentnelle  Antrag  nach  „Provision^  nnr  „Courtage''  zu 
setzen  mit  14  gegen  3  Stimmen  abgelehnt.  In  der  zweiten  Les.  derNürnb. 
Oonf.  (Prot.  1213)  wurde  wieder  der  Antrag  auf  Streichnng  des  obigen  Zn- 
Satzes,  also  des  Satzes  2,  Abs.  3  Art.  322  (<i.  oben  Note  3)  gestellt,  aber  mit  9 
gegen  4  Stimmen  abgelehnt.  Dagegen  wnrde  der  Antrag,  statt  dessen  zu. 
setzen:  „Er  ist  zn  der  Berechnung  der  gewöhnlichen  Provision  und  der  hei 
Commissionsgeschäften  sonst  regelmässig  vorkommenden  Unkosten  berechtigt^ 
mit  8  gegen  5  Stimmen  angenommen,  denn  die  Verweisung  auf  den  Orts- 
gebraach  genüge  nicht,  da  ein  solcher  nicht  überall  bestehe;  sei  die  Be- 
rechnoug  an  einem  Orte  gestattet,  wo  sie  jetzt  schon  hergebracht  sei,  so  sei 
kein  Grund ,  warum  dies  nicht  überaU  geschehen  solle,  zumal  da  in  der  Gon- 
cnrrenz  ein  ausreichendes  Mittel  gegen  etwaigen  Missbrauch  geboten  sei. 
Für  Italien  ebenso  Vidari  N.  369  p.  480  ff.  Das  span.  Hgb.  Art.  163, 
das  portug.  Hgb.  Art.  79  gewähren  dem  selbstcontrahirenden  Commissionär 
die  halbe  Provision. 

^)  Anders  v.  Hahn  1.  c.  §.  8,  Anschütz  1.  c  IV.  Zu  Art.  453  Abs.  2 
II.  Lesung  war  von  Bremen  das  von  der  Berathung  ausgeschiedene  Monitum 
N.  403  eingebracht  worden,  hinter  „Provision"  einzuschalten:  „und  Ver- 
gütung für  del  credere  nach  Massgabe  von  Art.  347.*^ 

«)  Lab  and  Ztschr.  IX.  S.  450. 

31* 


/"    "'     l^    .     ■      7^ 


V'. 


;w^,V 


■«'v::' 


-.     ■■  r'  i  >  • 


'      I 


—    484    - 

nun  auf  Grand  des  Commissionsauftrags  gemäss  der  ihm 
gesetzlich  zustehenden  alternativen  Befugniss  das  aufgetragene 
Kaufgeschäft  in  sich  selbst  abgeschlossen  hat,  so  ist  er  so  za 
behandeln,  als  ob  er  in  seiner  Person  die  doppelte 
Eigenschaft  des  Käufers  und  Verkäufers  ver- 
einigte*^); er  gilt  bei  der  Einbauäcommission  zugleich  als 
Verkäufer  für  seine  eigene  Rechnung  und  als  Käufer  im  Auf- 
trage und  für  Rechnung  seines  Committenten ;  er  gilt  bei  der 
Yerkaufscommissiou  zugleich  als  Käufer  für  seine  eigene  Rech- 
nung und  als  Yerkänfer  im  Auftrage  und  für  Rechnung  seines 
Committenten. 

Die  beiden  Functionen  als  Käufer  und  Verkäufer,  welche 
sonst  zwei  Personen  zufallen,  hier  aber  iu  der  einen  Person 
des  Commissionärs  als  verschmolzen  anzusehen  sind,    müssen 

1°)  UnuB  hämo  plurei  lattintre  poie$l  perionii  l.  9.  pr.  D.  3, 14.  la  der 
sretsu  Lsrang  der  Nünib.  Conf.  (Prot.  736)  vards  der  snf  Streichaug  der 
'Worte;  „Der  CommisBionir  hat  zugleich  die  Rechte  nnd  Pflichtea  des  Eäafen 
oder  Terfcänfers"  bdb  Art.  394  preass.  Eatv.  Abs.  3  (b.  oben  Note  3)  geatelll« 
Antrag,  da  es  aach  im  lotere«««  des  Committenten  E^l^oteD  wäre  (Prot.  733), 
dem  eintretenden  GommiHsiouSr  nicht  die  Rechte  nnd  PfUch- 
ten  eines  Yerkänfera  beiialegen,  weil  die  Pflichten  des- 
selben ans  dem  Anftragsverhaitnisae  zaQnaaten  des  Com- 
mittentan,  welcher  hier  gegen  Missbrancb  geacbütst  «erden  mSsste,  weiter 
gingen  als  die  ans  dem  Eanf  vertrage,  nnd  dem Comm[ttentea  gegen 
sein  Wissen  nnd  Wollen  nicht  ein  anderes  Rechts verhältnisa  anfgedrnngen 
werden  dürfte,  mit  15  gegen  1  Stimme  abgelehnt,  dagegen  in  der 
Eweiten  Leenng  (Prot.  1213)  derselbe  ,  Antrag  za  Art.  322  Abs.  2  Entw. 
I.  Leaang  mit  9  gegen  5  Stimmen  angenommen.  Bei  der  Beratbnng  dei 
Art.  325  erster  Leenng  (jetzt  Art.  333  Hgb.)  wnrde  anf  den  Einwand  (Prot. 
1220),  dasa  der  Satz:  „er  (der  Spediteur)  hat  zugleich  die  Becbte  nnd 
Pflichten  dee  Frachlfübrera"  nicht  angenommen  werden  könne,  weil  der  ent- 
sprechende Satz  des  Art.  322  bei  dem  Selbst  eintrittsrechte  des  CommissioDirs 
gestrichen  sei,  entgegnet,  die  Lage  des  Commissionärs  sei  gerade 
in  dieser  Beziehnng  nicht  dieselbe  wie  die  des  Spediteurs, 
denn  der  Frachtfahrer  h»  he  grSsaere  Pflichten  als  der  Spe- 
diteur, der  KSnfer  nnd  Verkinfer  aber  geringere  als  der  Com- 
missionär;  der  Antrag  wurde  einstimmig  angenommen.  In  der  Con- 
ferenz  war  man  sich  Bber  die  rechtliche  Stellung  des  selbstcontrahirendeD 
Commissionfirs  nicht  klar  (b.  oben  Noten  6,  33) ;  allein  jedenfalls  war  du 
Bestreben  darauf  gerichtet,  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Committenttn 
bei  dem  Selb  stein  tritt  des  Commissionära  die  Pflichten  des  letzteren  dnrcli 
die  Bebandlnng  desselben  aU  Eänfers  oder  Verkäufers  nicht  zn  verringern, 
also  insbesondere  das  Haas  seiner  Haftung  nicht  dadaroh  herähznsetiea. 
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jariatüclt  völlig  geschieden  werden,  AlsKäafer,  res] 
für  seine  eigene  Beclinung  hat  der  Commissionär  dlt 
liehe  Stellang,  welche  sonat  dem  dritten  Contrahei 
aufgetragenen  Geschäfte  zakommt,  daher  alle  Ri 
Pflichten  eines  solchen  dritten  Kauf 
Verkäufers,  Dies  und  nicht  mehr  sagt  Art,  Sl 
bestimmt,  dass  der  Commissionär  befugt  sei,  selb 
käufer  zu  liefern  oder  als  Käufer  für  sich  za  behal 
und  dass  der  Committent  befugt  sei,  den  Commiss 
ala  Käufer  oder  Verkäufer  in  Anspruch  zu  nehm 
Es  ist  hier  ein  von  der  Natur  des  reinen  C 
geschäftes  abweichender  Äusnahmsfall  gesetzlich 
welchem  der  Commissionär  berechtigt  ist ,  gleic 
bei  einem  Rechtsgeschäfte  fUr  den  Mandanten  zu  ] 
seine  eigenen  Rechte  wahrzunehmen,  bei  dem  au 
Kaufvertrage  die  Stellen  der  einander  gegenlib 
Contrahenten  in  seiner  Person  zu  verbinden  n 
contractus  desselben,  soweit  der  Committent  keine 
VoTscliriften  ertheilt  hat,  nach  seinem  durch  die  Si 
ordentlichen  Kaufmannes  geleiteten  Arbitrium  f 
Keineswegs  soll  durch  Art.  376  bestimmt  w 
der  Commissionär  durch  seinen  Selbsteintritt  als  1 
Verkäufer  in  den  aufgetragenen  Kaufvertrag  d  e  i 
tenten  sich  selbst  gegenüber  zum Verka 
Käufer  in  diesem  dem  Auftrage  gemäss  abgi 
Kaufvertrage  zu  machen  berechtigt  sei,  so  al) 
gar  nicht  um  einen  Commisaionsauftrag  handeln  " 
dem  als  ob  ein  Proprekauf  zwischen  ihm  und  d 
tenten  abgeschlossen  worden  wäre.  Es  ist  ein  Fi 
satz  des  deutschen  Handelsrechts,  dass  der  Ci 
das  aufgetragene  Geschäft  in  eigenem  Namen  ab 
hat;  in  Widerspruch  damit  stunde  es  aber  nicht 
der  Commissionär  das  aufgetragene  Geschäft  im 
Committeuten  mit  einem  Dritten  abschlösse,  si 
wenn  er  durch  seinen  Selbsteintritt  den  Ci 
selbst  ala  Käufer  oder  Verkäufer  in  das  aufge 
scbäft  hineinzuzerren  berechtigt  wäre ;  wenn  auc 
missionär  einerseits  allerdings  nicht  einen  Augenblic 
darüber   täuschen    kann,    dass    er  nur  fiir  den  Ci 
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handelt,  so  kann  er  andererseits  doch  auch  nicht  einen  Augen- 
blick ignoriren,  dass  der  Committent  überhaupt  nicht  den  Willen 
hat,  dass  in  seinem  Namen  contrahirt,  dass  er  also  ans  dem 
aufgetragenen  Kaufvertrage  unmittelbar  als  Käufer  oder 
Verkäufer  verpflichtet  werde,  dass  er  vielmehr  lediglich  den 
Willen  bat,  dass  sich  in  seinem  Auftrage  und  für  seine  E.ech- 
nung  der  Commissionär  verpflichte,  sei  es  gegenüber  dem 
dritten  Contrahenten ,  sei  es  gemäss  der  durch  Art.  376  sta- 
tuirten  Ausnahme  sich  selbst  gegenüber,  ^'j 

Ebensowenig  wie  sonst  zwischen  dem  dritten  Contra- 
henten und  dem  Committenten ,  sind  zwischen  dem  selbst- 
contrahirenden  Commissionär  und  dem  Committenten  die 
Klagen  aus  dem  Kauf  vertrage  (a*.  emtif  vendüi)  direct  be- 
gründet; allein  wie  der  Committent  auch  bei  Geschäfts- 
abschlüssen mit  Dritten  unter  Umständen  berechtigt  ist,  die 
formell  für  den  Commissionär  gegen  den  Dritten  begründete 
Forderung  als  seine  Forderung  in  Anspruch  zu  nehmen 
(Art.  368  Abs.  2),  so  erscheint  der  Committent  im  Falle  der 
Selbstcontrahirung  des  Commissionärs  stets  berechtigt,  die 
Forderungen  aus  dem  von  dem  Commissionär  in  sich  selbst 
abgeschlossenen  Kaufvertrage  mit  der  Klage  aus  dem  Kauf- 


'^)  Römer  Bechtsgeschäft  des  Stellvertreters  mit  «ich  selbst  io 
Goldschmidt's  Zeitschr.  XIX.  Bd.  S.  67  ff.  hält  es  nicht  blos  für  unmöglich, 
dass  der  Stellvertrteter ,  sondern  auch,  dass  eine  sog.  Zwischenperson  (also 
der  Commissionär)  mit  sich  selbst  einen  obligatorischen  Vertrag  abachliesse 
(S.  69) ;  denn  das  dadurch  za  erzeugende  Rechtsverhältnif^s  sei  Herrschaft 
einer  Person  über  den  Willen  einer  anderen  Person ;  Snbject  and  Object  des 
Rechtes,  Herrschendes  nnd  Beherrschtes  könnten  nicht  identisch  sein,  das 
Object  der  Herrschaft  sei  nothwendig  ein  ausserhalb  des  Sabjects  der  Herr- 
schaft Existirendes  (S.  67);  das  Recbt  nnd  die  dem  Recht  correspondirende 
Beschränkung  (auf  dem  Grebiete  des  Vermögensrechtes)  setze  begrifnich  zwei 
verschiedene  Vermögen  voraus,  das  eine  Vermögen  sei  vermehrt ,  das  andere 
gemindert.  Allein  so  richtig  auch  diese  Auseinandersetzungen  an  und  für  sich 
sind,  so  stehen  sie  doch  der  im  Texte  aufgestellten  Ansicht  nicht  entgegen ; 
denn  wenn  fingirt  wird,  dass  der  Commissionär  den  von  dem  Committenten 
aufgetragenen  Kaufvertrag  mit  sich  selbst  abschliesse,  so  wird  der  Com- 
missionär allerdings  formell  Gläubiger  und  Schuldner  in  einer  Person;  mate- 
riell wir!  aber  in  dem  betreffenden  ScbuIdverhSltnisse  der  Committent 
entweder  Gläubiger  oder  Schuldner;  es  bestehen  zur  Geltendmachung  der  „Herr- 
schaff'  zwischen  beiden  die  adiones  mandtiti,  resp.  zu  Gunsten  des  Com- 
mittenten ausserdem  gemäss  Art.  376  Hgb.  auch  die  €tcth  emti  resp.  re»- 
diti  utilis. 
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vertrage  (a".  ittilis  enui,  venditi)  gegen  den  Commtssionär  in 
dessen  Eigenschaft  als  dritten  Contrahenten  geltend  zu  maeheii. 
Nach  der  herrschenden  AaGFassnng  ist  in  einer  jeden 
Commission  zam  Einkanf  oderYerkanf  vonWaaren,  Wechseln 
and  Werthpapieren ,  welche  einen  Börsenpreis  oder  Marktpreis 
haben,  wenn  der  Committent  nicht  ein  Anderes  bestimmt 
hat,  eine  eventuelle  Offerte  von  Seite  des  Committenten 
zumAbsehluss  eines  entsprechenden  Propregeschäftes  gelegen, 
dnrch  deren  Annahme  das  bisher  bestandene  Mandat  in  ein 
Kaufgeschäft  zwischen  den  Parteien  übergegangen  sei, ") 
Etwas  abweichend  ist  die  AufFassang  ") ,  dass  bei  diesen  Com- 
misaionen  die  Propoaition  des  Committenten  gerichtet  sei  auf 
einen  Vertrag  mit  alternativer  Verbindlichkeit  des  Com- 
mi^sionärs,  so  dass  dieser  die  Wahl  habe,  ober  den  ertheilten 
Auftrag,  wenn  er  ihn  überhaupt  übernehme,  als  Mandatar 
des  Committenten  durch  Abschluss  des  aufgetragenen  Ge- 
schäftes mit  einem  Dritten  ausführen  wolle  oder  ob  er  als 
Selbstcontrahent  eintreten  und  zur  Ausführung  der  Einkanfs- 
comtaission  die  Waare  als  Verkäufer  selbst  liefern  wolle  ;  es 
sei  nicht  eine  einfache  (Kauf-)  Offerte  vom  Committenten  ge- 
stellt, sondern  eine  (Kauf-)  Offerte  in  Form  einer  kaufmän- 
nischen Commission.  Bis  zur  Umwandlung  des  Commissions- 
geschäftes  in  ein  Propregeschäft  des  Commisaionärs,  resp.  bis 
zur  erfolgten  Anzeige  der  Ausfäbrung  (Art.  377)  behalte  der 
Commisaionär  alle  gesetzlichen  Päichten  aus  dem  Commissions- 
geschäfte,  allein  vom  Augenblick  des  Eintrittes  des  Com- 
missionärs  in  das  proponirte  Geschäft  als  Selbstverkäufer  ver- 
wandle sich  das  Commissionsgeschäft  in  ein  Propregeschäft 
des  Commissionärs ;  der  Commissionär  sei  aus  einem  Mandatar 
und  Vermittler  zum  directen  Contrahenten  seines  Commit- 
tenten in  Bezug  auf  das  aufgetragene  Geschäft  geworden; 
beide  Parteien  stehen  sieh  als  Verkäufer  und  Käufer  mit 
allen  Kechten    und  Pflichten    derselben    einander    gegenüber. 

")  R.  0.  H.  G.  Bd.  V.  N.  62  S.  280.  ebenso  Bd  XVI.  N.  8.S  S.  335 :  „An 
Stelle  des  CoIu[Ili!eioDaTerblilt■li^Bes  tritt  du  VeThältniBH  zwiacben  Eäufnr  tud 
Verkäofer' ;  ebenso  XIX.  Bd.  N.  16  S.  52,  (anders  Bd.  XIX.  N.  106,  Bd.  XX. 
N.  80). 

'")AnschDtz  JD  Goldacliniidt's  Zeitecbr.  f.  d.  gte.  Eandelir. 
XVir.  S.  9.  Dbss.  CommentBr  1.  c.  VI. 
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Allerdings  übe  die  Umwandlung  des  Geschäftes  in  ein  Propre- 
geschäft keine  rückwirkende  Eraft  aus,  sie  zerstöre  nicht 
diejenigen  E^echte  und  Pflichten ,  welche  aus  dem  Commissions- 
geschäfte  bis  zum  Augenblick  der  Umwandlung  für  beide 
Theile  bereits  erworben  wären ,  aber  diese  fechte  und  Pflichten 
sollen  nur  für  die  Vergangenheit,  nicht  für  das  Geschäft  in 
seiner  neuen  Gestalt  wirken.  Man  könne  nicht  sagen,  es  sei 
nun  so  anzusehen ,  als  ob  ein  Commissionsgeschäft  überhaupt 
niemals  bestanden  habe,  sondern  die  Umwandlung  wirke  nur 
ex  nuncj  nicht  ex  tunc» 

Allein  die  Auflassung  der  Commission  als  einer  even- 
tuellen oder  alternativen  Offerte  zum  Abschluss  eines  Kauf- 
vertrages mit  dem  Committenten  selbst  ist  juristisch  unhalt- 
bar, sie  bewirkt  eine  vollständige  Vermengung  des  Commis- 
sions-  und  Propregeschäftes,  entspricht  nicht  dem  Geiste  des 
Gesetzes  und  findet  auch  in  dem  Bedürfnisse  des  Verkehrs 
keine  Rechtfertigung.  Hat  der  Commissionär  den  Auftrag, 
einen  börsen-  oder  marktgängigen  Gegenstand  für  Rechnung 
des  Committenten  einzukaufen  oder  zu  verkaufen,  einmal  an- 
genommen ,  so  liegt  ein  Commissions vertrag  vor;  es  fehlt  dann 
überhaupt  an  dem  Substrate  für  eine  Offerte  zu  einem  Kauf- 
vertrage ;  die  schon  angenommene  Commissionsofferte  erscheint 
consumirt,  sie  kann  nicht  noch  einmal  als  Kaufofferte  be- 
handelt und  angenommen  werden.  Hätte  der  Commissionär 
.den  Auftrag  noch  nicht  angenommen,  so  dass  es  ihm  noch 
freistünde  die  Commissionsofferte  als  eine  Offerte  zum  Kauf- 
vertrage zu  behandeln,  so  wäre  er,  wenn  er  von  dieser  Be- 
f ugniss  keinen  Gebrauch  machen  wollte ,  überhaupt  nicht  ver- 
pflichtet ,  den  Auftrag  auszuführen ,  und  doch  besteht  ohne 
Zweifel  die  Verpflichtung  des  Commissionärs,  den  übernommenen 
Auftrag  durch  Abschluss  mit  einem  Dritten  auszuführen,  wenn 
er  nicht  selbst  gemäss  Art.  376  eintreten  will.  Fingirt  man 
aber  das  Vorhandensein  von  zwei  alternativen  oder  eventuellen 
Offerten ,  durch  deren  Acceptation  die  beiden  verschiedenen 
Vertragsverhältnisse ,  der  Commissions-  oder  Kaufvertrag, 
entstehen  würden,  so  könnte  doch  immer  nur  die  eine  oder 
die  andere  Offerte  acceptirt  werden.  Muss  nun  eine  Ver- 
pflichtung des  Commissionärs  als  sofort  existent  anerkannt 
werden,    den  übernommenen  Auftrag,    wenn    er   nicht   selbst 
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gemäss  Art.  376  eintreten  will,  durch xGeschäftsabschluss  mit 
einem  Dritten  jedenfalls  auszuführen,  so  muss  vorausgesetzt 
werden ,  dass  er  die  eine  Offerte  zum  Absehluss  des  Commis- 
sionsvertrages  angenommen  habe  und  dass  dieses  so  entstandene 
Yertragsverhältniss  erlösche ,  sobald  sich  der  Commissionär 
durch  die  Annahme  der  eventuellen  oder  alternativen  Offerte 
für  das  andere  VertragsverhältnisS;  den  Kaufvertrag,  ent- 
schieden habe ;  zwischen  der  Annahme  der  Commissionsofferte 
und  der  Annahme  der  Kaufofferte  besteht  ein,  wenn  auch 
kleines,  Zeitintervall;  beide  Annahmen  könnten  nicht  gleich- 
zeitig erfolgen.  Erlischt  nun  aber  die  Commission  als  die 
primäre  Obligation ,  so  bleibt  Art.  376  Abs.  2  unerklärt, 
welcher  das  Vorhandensein  der  Commission  jedenfalls  vor- 
aussetzt und  dem  selbstcontrahirenden  Commissionär  die  Rechte 
eines  Commissionärs  gewährt.  *®) 

Der  gleichen  Schwierigkeit  begegnete  man,  wenn  man 
annehmen  wollte ,  dass  sofort  zwei  bedingte  Obligationen  her- 
vorgerufen werden,  dass  der  Co mmissions vertrag  unter  einer 
auflösenden,  der  Kaufvertrag  unter  einer  aufschiebenden  Be- 
dingung des  gleichen  Inhaltes  abgeschlossen  sei,  unter  der 
Bedingung  der  Selbstcontrahirung ,  deren  Eintritt  also  von 
der  Willkür  des  Commissionärs  abhängig  wäre ;  eine  Annahme, 
bei  welcher  dann  im  Falle  des  Abs.  3  Art.  376,  wenn  der 
Commissionär  den  Namen  eines  dritten  Contrahenten  ver- 
schweigt,   die  Erfüllung    der  Bedingung,    damit   diese    nicht 


*^  Das  R.  0.  H.  6.  VI.  182  bemerkt  in  dieser  Beziehuag:  Das  Gesetz 
(Art.  376)  sagt  ansdrficklich  Käafer  und  Yerk&nfer ;  ebenso  sagt  es  aber  ancb, 
dass  der  Commissionär  noch  in  gewissen  Beziehongen  dessenungeachtet  als 
Commissionär  gilt;  denn  er  hat  Rechenschaft  zn  geben  (freilich  nur  über 
die  Innehaltnng  des  Marktpreises);  er  darf  ausser  dem  Marktpreise  die  ge- 
wöhnliche Provision  nnd  die  sonst  bei  Commissi onsgeschäften  gewöhnlich 
vorkommenden  Unkosten  berechnen.  Der  Commissions vertrag  mnss  aber  als 
«rloschen  angesehen  werden,  sobald  der  Commissionär  dem  Committenten  an- 
gezeigt hat,  dass  der  Kaufvertrag  abgeschlosi>en  sei,  da  es  juristisch  völlig 
undenkbar  erscheint,  zwischen  denselben  Personen  zwei  einander  ansschlies- 
sende  Rechtsverhältnisse  als  cumalativ  begründet  anzanehmen.  unerklärt 
bleibt  es,  wie  man  bei  der  Auffassung  als  alternativer  oder  eventueller  Offerte 
zu  der  Folgerung  gelangt,  „dass  das  Maadatsverhältniss  mit  dem  Augen- 
blicke des  Eintrittes  nur  ffir  die  Zukunft  endige,  wenigstens  insoweit  als  es 
mit  dem  neu  begründeten  Verhältnisse  aus  dem  Kaufgeschäfte  unvereinbar 
sei«.  (1.  c   VI.  182) 
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für  den  Committenten  zu  lange  in  Schwebe  bleibe,  zu  Granaten 
des  Cornrnittenten  durch  das  Gesetz  als   fingirt  anzusehen  ist. 

Bedenkt  man,  dass  nur  wichtige  Opportunitätsgründe 
dazu  führten,  dem  Commissionär  die  der  juristischen  Natur 
des  Auftrags  widersprechende  Befugniss  des  Selbstein tritts 
einzuräumen,  so  entspricht  es  gewiss  nicht  dem  Geiste  des 
Gesetzes,  wenn  man  dem  Commissionär  nicht  nur  dasjenige 
gestattet,  was  durch  dringende  Bedürfnisse  des  Verkehrs 
allerdings  gerechtfertigt  ist,  nämlich  in  dem  ihm  aufgetragenen 
Geschäfte  sich  selbst  die  Function  des  dritten  Contra- 
henten  zuzutheilen,  sondern  auch,  was  durch  solche  Rück- 
sicht nicht  geboten  ist,  den  Commissi onsvertrag  willkürlich 
in  einen  Kaufvertrag  umzuwandeln,  den  Committenten  ohne- 
weiters  als  Contrahenten  in  den  Kaufvertrag  hineinzuschieben 
und  ihm  in  demselben  die  rechtliche  Stellung  eines  Käufers 
oder  Verkäufers  anzuweisen.  Eine  solche  Befugniss  des  Com- 
missionärs  steht  mit  d^m  Interesse  des  Committenten  im 
Widerspruch  und  liegt  auch  nicht  einmal  im  Interesse  des 
Commissionärs.  Wird  die  Doppplstellung  des  Commissionärs 
als  Käufers  und  Verkäufers  als  vorhanden  anerkannt,  so  hat 
er  die  —  wenn  auch  schwer  zu  erfüllende  und  vielleicht 
selten  erfüllte  —  rechtliche  Pflicht  als  Commissionär  das 
Interesse  des  Committenten  sich  selbst  gegenüber  in  seiner 
Function  als  drittem  Contrahenten  wahrzunehmen;  das  In- 
teresse des  Committenten  mag  oft  genug  wegen  der  vorhan- 
denen Personenidentität  factisch  preisgegeben  sein,  es  ist  aber 
wenigstens  rechtlich  gewahrt.  Weist  man  aber  dem  Commis- 
sionär lediglich  die  Stellung  als  Käufer  oder  Verkäufer  gegen- 
über dem  Committenten  als  Verkäufer  oder  Käufer  an,  so- 
wird  er  von  jeder  Rücksichtnahme  auf  den  Committenten  von 
vornherein  rechtlich  befreit;  es  wird  ihm  das  Recht  zuerkannt^ 
einseitig  seinen  Vortheil  im  Auge  zu  behalten  und  die  juri- 
stische Basis  gegeben,  von  welcher  aus  er  zum  Nachtheil  des 
Committenten  zu  operiren  vermag.  *') 


*^)  In  etnendo  et  vendendo  vaiuralittr  concessum  esty  qund  plurls  nt 
mivoris  eniere,  quod  minoiis  sit,  pltiris  vendeve  et  üa  invieeai  $e  eircumteriher^ 
(l.  22  §.  3  1).  loc.  19'2).  In  pretio  entplionis  et  vendit^onis  ntUuralüer  lieere 
conlrahenlibus  se  circumvenire  (l,  16  §.  4  D.  minor.  4'4), 
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Das  Interesse  des  Committenten  erheischt  es  dahe 
ibm  die  Klage  aus  dem  CoDuuissionsvertrage  (a°.  mand 
gegen  den  selbstcontrahirenden  Commissionär  erhalten 
das  Gesetz  gibt  ihm  aasserdem  die  Klage  ans  den 
vertrage  (uiüia  a".)  gegen  den  Commissionär  als  ein 
valent  für  die  durch  die  Personenidentität  zwischen  C 
sionär  nnd  drittem  Contrabenten  in  jedem  Falle  herbeig 
Gefährdung  seiner  Interessen.  Der  Committent  kam 
Klagen  auch  wegen  jener  ftecfate  anstellen,  welche 
den  Verzag  des  Commisaionärs  als  Käufers  oder  Ver 
oder  wegen  der  mangelhaften  Beschafi'enheit  der  v 
Commissionär  gelieferten  Waaren  begründet  sind,  oh: 
die  erfolgreiche  Geltendmachung  dieser  Klagen  dadu 
dingt  wäre ,  dass  der  Committent  selbst  die  sonst 
Käufer  oder  Verkäufer  zur  Wahrung  dieser  Rechte  ol 
den  Pflichten  (z.  B.  gemäss  Art.  356 ,  Art.  347)  gej 
dem  Commissionär  erfüllt  hätte,  denn  da  der  Commi 
diese  Pflichten,  um  die  Recbte  aus  dem  Kaufverträge 
teresse  des  Committenten  zu  wahren,  einem  dritten  ' 
henten  gegenüber  zu  erfüllen  hatte,  so  gilt  hier,  wo  ii 
der  Personenidentität  der  Commissionär  nicht  in  der  Li 
sich  selbst  gegenüber  diese  Pflichten  zu  erfüllen  ,  die . 
dass  der  Commissionär  diese  Pflichten  sich  selbst  ge; 
erfüllt  habe,  so  dass  er  in  keinem  Falle  berechtigt  ii 
auf  die  Nichterfüllung  dieser  Pflichten  dem  Commi 
gegenüber  zu  seinem  Vortbeil  zu  berufen. 

Angenommen,  dass  bei  der  Einkaufscommission  der 
contrabirende  Commissionär  mit  der  Lieferung  der  Wi 
Verzug  sei,  so  kann  der  Committent  gemäss  Art.  3£ 
von  dem  Vertrage  abgehen,  ohne  dass  er,  wie  ein  !! 
die  Pflichten  des  Art.  356  erfüllt  haben  muss. ")  De 
misaionär  kann  sieb  nicht  darauf  berufen,  dass  ibm  voi 
mittenten  als  Käufer  keine  Anzeige  gemacht  und  kein 

")  Vgl  B.  0.  H.  G.  Bd.  XS.  N.  77  S.  299,  wo  ansgHsprocben 
weDD  der  Committent  den  CommisBioDär  vor  der  Erklärung,  ihn  al 
Verkäufer  in  Anipruch  zn  nebmen,  schon  wiederbolt  zur  Aneaatwor 
CommiseioiisgDtes  aufgafnrdert  bibe,  es  nicbt  einer  neuen  Attfforde 
dürfe,  am  den  Commissiouir  in  seiner  Eigenschaft  als  Selbetverlt 
Verzag  zu  tetzen. 
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zur  Nachholung  des  Versäumten  {purgatio  morcte)  gewährt 
worden  sei ;  denn  der  Commissionär  hatte  dem  dritten  Con- 
trahenten  gegenüber  im  Interesse  des  Committenten  zur 
Wahrung  der  Rechte  desselben  wegen  Verzugs  diese  Schritte, 
zu  thun;  diese  gelten  daher  hier  als  gethan.  Wie  aber  der 
Committent,  wäre  mit  einem  Dritten  abgeschlossen  worden,  den 
Commissionär  davon  verständigen  müsste,  welches  von  den 
dem  Commissionär  gegen  den  dritten  Verkäufer  wegen  Verzugs 
zustehenden  Rechten  (Art.  355)  er  ausgeübt  haben  wolle,  so 
liegt  ihm  diese  Verständigung  auch  hier  ob,  obwohl  der  Com- 
missionär natürlich  in  der  Lage  ist,  gegen  sich  selbst  in 
seiner  Eigenschaft  als  dritten  Contrahenten  die  Rechte  wegen 
Verzugs  geltend  zu  machen.  Ebenso  verhält  es  sich,  wenn, 
der  Committent  die  von  dem  Commissionär  selbst  gelieferte 
Commissionswaare  als  nicht  empfangbar  erklärt;  der  Com- 
mittent braucht  sich  nicht,  wie  ein  £äufer,  gemäss  Art.  347 
zu  benehmen.  Dabei  ist  aber  zu  beachten,  dass  er  in  der 
Regel  durch  die  bona  fides  verpflichtet  ist,  den  selbstcontra- 
hirenden  Commissionär  rechtzeitig  von  der  Nichtempfang- 
barkeit  zu  verständigen,  widrigenfalls  er  als  genehmigend 
gelten  kann,  so  als  ob  der  Commissionär  von  einem  Dritten 
gekauft  hätte,  obwohl  im  Falle  der  Selbstcontrahirung  eine 
Wahrung  der  Rechte  des  Commissionärs  wegen  Nichtempfang- 
barkeit  unmöglich  ist. 

Dessenungeachtet  erscheint  die  Stellung  des  Commit- 
tenten in  Folge  der  Selbstcontrahirung  des  Commissionärs  in 
ihrer  Sicherheit  beeinträchtigt ,  insbesondere  bei  der  Verkaufs- 
commission. Der  selbstcontrahirende  Commissionär  schuldet 
als  Käufer  selbst  den  Kaufpreis ;  Art.  368  Abs.  2  kann  daher 
dem  Committenten  nicht  zu  Grute  kommen,  nicht  einmal  wenn 
der  Commissionär  in  Concurs  geräth,  bevor  er  den  Kaufpreis 
gezahlt  hat;  es  verhält  sich  so,  wie  wenn  die  Zahlung  von 
Seite  des  dritten  Käufers  an  den  Commissionär  bereits  erfolgt 
wäre.  Auch  kann  der  Committent  das  Verkauf scommissionsgut 
im  Concurse  des  Commissionärs  nicht  mehr  vindiciren,  sobald 
dieser  als  Selbstkäufer  das  Eigenthum  desselben  erworben  hat. 

Während  der  Committent  neben  der  Klage  aus  dem 
Commissionsvertrage  {aP,  mandati  dir,)  auch  die  Klage  aus 
dem  Kaufvertrage  (als  utllis  a".)    hat,    so   steht    dem    selbst- 
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**)  Anders  das  R.  0.  H.  G.  Bd.  IV.  N.  71  S.  348,  welches  aber  von  seinem 
Standpunkte  ans  mit  Recht  verlangt,  dass  der  Commissionär,  der  in  die  Lage 
kommt,  gegen  seinen  Committenten  klagend  auftreten  za  müssen,  von  vorn- 
herein bei  der  Anstellung  der  Klage  bestimmt  zu  erklären  habe,  ob  er  aus 
dem  Kaufverträge  oder  aas  dem  Handatsvertrage  die  Klage  erheben  wolle,  da 
die  Processverhandlangen  die  Unbestimmtheit  des  Klagegrandes  nicht  dulden. 
Vgl.  auch  R.  0.  H.  G.  Bd.  VII.  N.  1  S.  16  u.  Bd.  XX.  N.  80  S.  326. 


contrahirenden  Commissionär,  welcher  ja  in  seiner  Person 
die    Doppelstellung    des    Käufers    und   Verkäufers    vereinigt,  "'-s^j. 

gegen  den  Committenten  lediglich  die  Klage  aus  dem  Com- 
missions vertrage  (a^.  mandati  contr,)  zu*'),  welche  aber  voll- 
kommen genügt,  um  seine  berechtigten  Interessen  als  Käufer 
oder  Verkäufer  aus  dem  in  sich  abgeschlodsenen  Kauf  vertrage 
in  vollem  Umfange  gegenüber  dem  Committenten  zur  Geltung 
zu  bringen. 

Der  Commissionär  kann  mit  dieser  Klage  jene  Rechte, 
welche  dem  dritten  Contrahenten  aus  dem  Kaufvertrage  wegen 
Verzuges  des  Commissionärs  nach  Art.  354 — 357  erwachsen 
wären,  in  seiner  rechtlichen  Eigenschaft  als  dritter  Contrahent 
aus  dem  in  sich  selbst  abgeschlossenen  Kaufvertrage  gegen 
den  Committenten  geltend  machen,  da  ja  die  Folgen  des  Ver- 
zuges, welcher  in  dem  für  Rechnung  des  Committenten  ab- 
geschlossenen Kaufvertrage  eingetreten  und  nicht  von  dem 
Commissionär  selbst  durch  Vernachlässigung  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  verschuldet  worden  ist,  auf 
den  Committenten  zurückfallen  und  zwar  ohne  Unterschied 
ob  der  Commissionär  im  Auftrage  und  für  Rechnung  des 
Committenten  an  einen  Dritten  verkauft ,  resp.  von  einem 
Dritten  gekauft  hatte  oder  ob  er  selbst  eingetreten  ist. 
Angenommen,  dass  der  Verkaufcommissionär  als  Selbstkäufer 
eingetreten  sei,  so  ist  er,  wenn  der  Committent  die  Waare 
bei  Ertheilung  des  Auftrages  nicht  sofort  übersendet  und  auch 
nicht  hinterher  geliefert  hat,  als  Verkäufer  im  Auftrage  und 
für  Rechnung  des  Committenten  aus  dem  in  sich  selbst  abge- 
schlossenen Kaufvertrage  nicht  in  der  Lage,  sich  selbst  recht- 
zeitig zu  liefern;  er  hat  nun  in  seiner  rechtlichen  Stellung 
als  dritter  Contrahent,  als  Käufer  für  eigene  Rechnung,  die 
Rechte  aus  dem  ihm  als  Verkäufer  für  Rechnung  des  Commit- 
tenten zur  Last  fallenden,    vom  Committenten  verschuldeten 


•  ■« .  ■-> 
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Verzuge;  er  hat,  wie  ein  dritter  Käufer,  die  Wahl,  vom  Ver- 
trage abzugehen,  öder  statt  der  Erfüllung  Schadenersatz 
wegen  Nichterfüllung  oder  nachträgliche  Erfüllung  nebst 
Schadenersatz  wegen  versapäteter  Erfüllung  zu  verlangen. 
(Art.  355);  er  kann  diese  durch  den  Verzug  zunächst  sicli 
selbst  gegenüber  begründeten  Rechte  allerdings  nicht  gegen 
sich  selbst  geltend  machen,  wohl  aber  mit  der  actio  mandcUt 
contraria  gegen  den  Committenten.  Hätte  der  Commissionär 
einem  Dritten  verkauft  und  müsste  er  diesem  im  Falle  des 
Verzuges  z.  B.  statt  der  Erfüllung  Schadenersatz  wegen 
Nichterfüllung  leisten ,  so  wäre  der  Committent  verpflichtet, 
dem  Commissionär  den  so  bezahlten  Betrag  als  eine  Auslage 
(Art.  371)  zu  ersetzen;  die  gleiche  Verpflichtung  trifft  ihn 
auch  jetzt,  wo  der  Commissionär  als  Selbstkäufer  eitlgetreten 
ist.  Wäre  der  Commissionär  bei  der  Einkaufscommission  als 
Selbstverkäufer  eingetreten  und,  da  der  Committent  es  ver- 
säumte, die  nöthigen  Fonds  rechtzeitig  einzusenden,  als 
Käufer  für  Rechnung  des  Committenten  sich  selbst  gegenüber 
als  Verkäufer  für  eigene  Rechnung  in  Zahlungsverzug  ge- 
rathen,  so  hätte  er  in  seiner  rechtlichen  Stellung  als  dritter 
Verkäufer  die  durch  den  Verzug  des  Käufers  nach  Art.  354 
begründeten  Rechte;  er  könnte  insbesondere  die  Waare  nach 
Art.  343  verkaufen  und  Schadenersatz  fordern,  er  wurde 
aber  in  seiner  Qualität  als  dritter  Verkäufer  sich  selbst  als 
Käufer  gegenüber,  nicht  als  Commissionär  gegenüber  dem 
Committenten  verkaufen.  **J  Das  Recht  auf  Schadenersatz 
könnte  er  allerdings  sich  selbst  gegenüber  nicht  geltend  machen, 
wohl  aber  mit  der  a*.  mandati  contr^,  gegenüber  dem  Commi- 
tenten,  so  als  ob  er  von  diesem  den  Ersatz  des  einem  dritten 
Contrahenten  geleisteten  Schadenersatzes  beanspruchen  würde. 
Der  Commissionär  kann  aber  seine  Ansprüche  gegen 
den  Committenten  mit  der  a®.  mandati  contr.  nur  dann  er- 
folgreich geltend  machen ,  wenn  er  den  Verzug ,  welcher  in 
dem  für  Rechnung  des  Committenten  abgeschlossenen  Kauf- 
vertrage eingetreten  ist,  nicht  selbst  verschuldet  hat ;  in  Ver- 
schulden ist  er,  wenn  er  versäumt  hat,  den  Committenten  ge- 
hörig zu  benachrichtigen  (Art.  361),  damit  dieser  in  der  Lage 

")  S.  oben  S.  212  fg.    221  fg.    R.  0.  H.  G.    Bd.  XVI.    N.  33    S.  120, 
Seuffert  Arch.  Bd.  XX.  N.  168. 


*^)  Vgl.  B.  0.  H  G.  Bd.  XIX.  N.  106,  S.  364  ff.  „Der  Cpmmissiocär  kann 
bei  der  Erklärung  seines  Eintrittes  als  Selbstcontrahent  und  in  der  Erklärung 
zugleich  das  Wahlrecht  nach  Art.  354 — 357  geltend  machen ;  er  muss  nicht 
nach  der  Erklärung  seines  Eintrittes  zunächst  den  Committenten  sich  gegen- 
über in  Verzug  setzen ;  er  braucht  also  nicht  so  zeitig  vor  dem  Stichtage  von 
dem  Selbsteintritte  den  Committenten  zu  benachrichtigen,  dass  dieser  in  der 
Lage  sei,  das  verkaufte  Gut  bis  zum  Stichtage  dem  Oommissionär  zu  liefern  ; 
denn  der  Oommissionär  hat  wiederholt  d^n  Committenten  daran  gemahnt,  das 
Geschäft  abzuwickeln;  der  Committent  konnte  also  nicht  zweifeln,  dass  er 
seinen  Verpflichtungen  als  Verkäufer  nachzukommen  haben  werde,  widrigens 
Differenz  ersetzen  mfisse  ....  Zo  einer  nochmaligen  Mahnung  nach  dem 
Selbsteintritt  ist  der  Commissiooftr  nicht  verpflichtet,  denn  die  froheren 
Mahnungen  zu  einer  Zeit,  wo  es  noch  in  swpsnso  war,  ob  die  Commission 
durch  ein  Geschäft  mit  Dritten  oder  durch  Selbsteintritt  ausgefährt  worden 
sei,  deckt  beide  Eventualitäten,  daher  ist  der  Committent,  sobald  der  Com- 
misMiooär  selbst  eintritt,  auch  dem  Commissionär  gegenfiber  ohne  neue  Mah- 
nung im  Verzug.''  Es  handelte  sich  um  einen  Fall,  in  welchem  es  eine  Zeitlang 
unentschieden  blieb,  ob  der  Commissionär  selbst  eintreten  oder  mit  einem  Dritten 
abschliessen  werde.  Der  Commissionär  hatte  vor  der  Ausfährung  den  Verkaufs- 
committenten  widerholt  daran  gemahnt,  das  Gut  einzusenden,  ohne  dass  der 
Committent  Folge  geleistet  hätte.  Hinterher  entschloss  sich  der  Commis- 
sionär selbst  als  Käufer  einzutreten.  Wäre  der  Committent  Verkäufer  in 
dem  nun  abgeschlossenen  Kaufvertrage,  so  wäre  er  als  solcher  noch  nicht 
in   Verzug;    er    war    lediglich    als     Committent    in   Verzug;,    er     ist    aber 


■j.    *• 
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sei,  das  Commissionsgut  rechtzeitig  zu  liefern,  resp.  den  Kauf-  ^S^ 

preis  einzusenden  und  so  die  Mittel  zur  gehörigen  Abwicklung 
des  Geschäftes  zu  bieten.  Wie  der  Commis-sionär  bei  Abschluss 
des  aufgetragenen  Geschäftes  mit  einem  Dritten  als  solcher 
verpHichtet  ist  (Art.  361),  den  Committenten  davon  zu  ver- 
ständigen, dass  der  Dritte  die  Anzeige  nach  Art.  356  gemacht 
und  eine  Frist  zur  Nachholang  des  Versäumten  gesetzt  habe, 
so  trifft  ihn  die  Pflicht  der  Verständigung  auch  in  dem  Falle 
der  Selbstcontrahirung.  Der  Committent  hat  daher ,  wenn 
auch  nicht  als  Käufer  oder  Verkäufer  —  was  er  weder  ist 
noch  sein  will  —  so  doch  als  Committent  ein  Recht  darauf, 
dass  Art.  35l>  auch  bei  dem  von  dem  Commissionär  in  sich 
abgeschlossenen  Kaufvertrage  gehörig  beobachtet  werde,  dass 
also  der  Commissionär  nicht  eher  statt  der  Erfüllung  Scha- 
denersatz wegen  Nichterfüllung  fordere  oder  von  dem  Ver- 
tiage  abgehe  als  nach  gehöriger  Anzeige  und  nach  Ablauf 
einer  den  Umständen  angemessenen  Frist  zur  Nachholung  des 
Versäumten.  *f') 


Bei  der  VerkaafscommissioD  kann  der  selbstcoDtraliirende 
Commiasionär  seine  Ansprüche  wegen  Nicbtempfangbarkeit 
der  Waare  mit  der  a".  mandaii  conir,  gegen  den  Committenten 
geltend  machen;  er  ist  nicht  als  Käufer  gegenüber  dem  Com- 
mittenten als  Verkäufer  gemäss  Art.  347  Hgb.  zar  An- 
zeige verpflichtet;  der  Verkaufscommissionär  ist  überhaupt 
nicht  mit  dem  Käufer  einer  von  auswärts  übersendeten  Waare 
gleichzustellen,  weder  wenn  er  an  einen  Dritten ,  noch  wenn 
er  an  sich  selbst  verkauft;  er  ist  nur  schadenersatzpflichtig 
(Art.  362) ,  wenn  er  es  unterlässt;  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  den  Committenten  von  solchen  Aus- 
Stellungen,  welche  der  dritte  Käafer  gegen  die  Beschaffen- 
heit des  Commisaionsgutes  erhoben  hat,  zu  benachrichtigen, 
reap,  die  Instructionen  des  Committenten  in  Beziehung  auf 
das  von  ihm  gegenüber  solchen  Ausstellungen  zu  beobach- 
tende Verfahren  einzuholen  (Art.  361).")  Sowie  der  dritte 
Contrahent  als  Käufer  den  Commissionär  als  Verkäufer 
wegen  Mangelhaftigkeit  der  Waare  in  Ansprach  nehmen 
kann,  der  Commissionär  seinerseits  den  Committenten  davon 
verständigen  muss  (Art.  361)  und  sich  wegen  des  Ersatzes 
an  ihn  halten  kann,  so  sind  auch  im  Falle  des  Selbstein- 
tritts für  den  Commissionär  in  seiner  Eigenschaft  als  dritten 
Contrahenten  die  Rechte  wegen  Mangelhaftigkeit  der  Waare 
begründet,  welche  er  allerdings  nicht  gegen  seinen  Verkäafer 
geltend  machen  kann,  da  er  mit  diesem  eine  und  dieselbe 
Person  ist ,  welche  aber  dessenungeachtet  als  rechtlich  vorhan- 
den anzusehen  sind  und  anch  mit  der  o".  mandaii  corUr.  gegen 
den  Committenten  ausgeübt  werden  können,  wenn  nur  der 
Commissionär  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
nicht  vernachlässigt  hat,  insbesondere  seiner  oben  erwähnten 
Verständigungapflicht  gegenüber  dem  Committenten  (Art.  361) 
nachgekommen  ist. 

Da  der  selhstcontrahirende  Einkaufscommissionär  nur 
sich  selbst  und  nicht  dem  Committenten  gegenüber  als  Ver- 
käufer anzusehen  ist ,  so  darf  er  nicht  als  Verkäufer  die 
Rechte  aus  Art.  343  wegen  Verzuges    des  Committenten    als 

flberhanpt   nicht   Verkäofar ,    aondern    nnr   Committent  ,    d«hBr   Dach  wi«  »or 
in   Verzng. 

*')  K.  0.  H.  Q.  M.  XXI  N.  46. 


—   497    — 

Käufers  in  der  Empfangnahme  der  Waare 
geltend  machen;  doch  steht  ihm  als  Gon 
Recht  zu,  unter  den  Voraussetzungen  des 
das  Commissionsgut  unter  Beobachtung  d 
des  Art.  343  zu  verkaufen. 

Je  nachdem  man  im  Falle  der  Selbs 
Committenten  als  Käufer  oder  Verkäufer  i 
Selbsteintritt  abgeschlossenen  Kaufverträge 
beide  Functionen  in  der  Person  des  Commissio 
sieht,  wird  auch  die  Frage  nach  dem  Ueber 
von  der  das  Commissionsgut  betroffen  wirc 
beantworten  sein.  lat  der  Verkaufscomm 
Verkäufer  anzusehen,  so  geht,  wenn  er  da 
erst  nach  erfolgtem  Selbsteintritt  des  Con 
det ,  die  Gefahr  nach  den  Grundsätzen  d 
(Art.  345  Hgb.) ,  also  in  der  Regel  sofort 
sionär  über ;  ist  aber  der  selbsteontrahire 
juristisch  als  Verkäufer  an  sich  selbst  anz 
das  Commissionsgut  regelmässig  zunächst 
Committenten,  so  lange  als  die  Gefahr  ii 
Schäftsabschlusses  mit  einem  Dritten  nicht 
gegangen  wäre.  Der  Commiasionär  trägt 
ein  dritter  Käufer,  also  in  der  Regel  erst  vi 
Zeitpunkt  angefangen.  War  das  Commissii 
dem  Selbsteintritt  in  der  Hand  des  Commit 
die  Gefahr  in  Folge  seines  Selbsteintritts, 
im  Falle  des  Art.  376  Abs.  3,  sofort  auf  i 
Committent  bei  der  Einkaufscommission  s 
anzusehen ,  so  findet  der  Uebergang  der 
Grundsätzen  des  Kaufvertrages,  also  in  der  f 
als  wenn  er  lediglich  als  Committent  in  Bei 
dem  letzteren  Falle  trägt  er  die  Gefahr  i 
seit  einem  früheren  Zeitpunkte,  riamlich  mit  1 
von  dem  Commiasionär  als  Verkäufer  für  eige 
sich  selbst  als  Käufer  für  Rechnung  des  ( 
geschlossenen  Kaufvertrag. 

V.    Das     Selbstcontrahirungsre 
ürfi^ere-Commiasionärs,     Durch  das   d 
(iruQliut,  Becht  des  CommiasioDB-Hiindelg. 


die  durcli  den  Commissiosvertrag  begründeten  reclitliclien  Be- 
ziehungen zwischen  CommitteDten  und  Commissionär  durchaus 
nicht  verändert  (a.  oben  S.  358  fg.) ;  der  Commissionär  ist  nicht  als 
Selbsteontrahent,  noch  weniger  der  Committent  als  Käufer  oder 
Verkäufer  zu  behandeln.  Allein  der  Commissionär,  welcher, 
weil  es  von  ihm  übernommen ,  oder  am  Orte  seiner  Nieder- 
lassung Handel agebrauch  ist,  del  credere  zu  stehen  hat 
(Art.  370  Hgb.),  kann  allerdings  auch  als  Selbsteontrahent 
eintreten.  Die  Folge  der  Uebernahme  des  del  credere  ist, 
dasa  der  Commissionär  dem  Committenten  als  Selbstachuldner 
für  die  Erfüllung  der  Verträge,  welche  der  Commissionär 
zur  Ausführung  der  ertheilten  Commission  für  Rechnung  des 
Committenten  mit  Dritten  geschlossen  bat,  haftet  und  also 
seinen  Committenten  nicht  durch  Cesaion  seiner  Klage  gegen 
den  Dritten  abfinden  kann.  Dies  ist  allerdings  etwas  Anderes 
als  der  Eintritt  als  Selbsteontrahent  nach  Art.  Ü7ti.  Es  folgt 
aber  ilurchaua  nicht,  dass  die  Uebernahme  des  del  credere 
die  Folge  habe,  dass  der  del  credere'  stehende  Commissionär 
nicht  gemäss  Art.  376  als  Selbsteontrahent  eintreten  könne 
oder  dürfe.  Den  Commissionär  del  credere  kann  die  Erwägung, 
daaa  er,  wenn  er  doch  einmal  vermöge  des  del' credere  als 
Selbstschal  dner  für  den  dritten  Contrahenten  haften  müsse, 
anch  zur  einfacheren  C^estaltung  des  Kechts Verhältnisses  ab 
Selbsteontrahent  eintreten  könne,  eher  und  öfter  als  den 
einfachen  Commissionär  zum  Eintritt  als  Selbstcontrahenten 
veranlassen.  *') 

Practisch  äussert  sich  der  Unterschied  zwischen  dem 
Falle,  dass  der  Commissionär  del  credere  steht,  und  dem  Falle, 
dass  er  als  Selbsteontrahent  eintritt,  riicksichtUch  des  Ueber- 
ganges  der  Gefahr  und  zwar  nur  bei  der  Verkaufseommbsioa 
Steht  nämlich  bei  der  Verkaufscommiasion  der  Commissionär 
blos  del  credere,  so  hat  er  als  Selbstach ul dner  für  die  Zab- 
lung  des  Käufers  zu  haften,  nicht  aber  wenn  das  Commis- 
sionsgut  durch  Zufall  zu  G-rnnde  geht,  bevor  die  Gefahr 
desselben  auf  den  Dritten  übergegangen  ist;  denn  der  Com- 
missionär steht  nicht  ftir  die  Gefahr  ein ,  die  das  Commi^- 
sionsgut  selbst  treffen  kann  ,    er  steht  nur  für  die  Zahlang 

")  K.  O.  n.  G.  BJ.  XIX  N.  lU  S.  52. 
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des  Kaufpreises  ein.")  Tritt  er  jedoch  als  Selbstbäufer  ein,  so 
geht  die  Gefahr  des  Commissi onsgates  nach  den  Grundsätzen 
des  Kaufvertrages,  also  schon  von  einem  früheren  Zeitpunkt 
angefangen ,  auf  ihn  selbst  über ,  sowie  auf  einen  dritten 
Käufer;  daher  sofort,  wenn  er  vor  dem  Selbsteintritt  das  Gut 
bereits  in  Händen  hat.  Anders  .bei  der  Einkaufscommission ;  steht 
hier  der  Commissionär  del  credere ,  so  trifft  ihn  in  der  Regel 
keine  Verpflichtung,  wenn  das  Commiasionsgut  durch  Zufall 
zu  Grunde  geht,  nachdem  es  der  dritte  Contrahent  gemäss 
Art.  345  abgegeben  hatte.  Die  Gefahr  trifft  sofort  den  Com- 
mittenten;  ebenso  aber  auch,  wenn  der  Commissionär  Sölbst- 
verkäufpr  ist  und  als  Eigenthümer  in  erkennbarer  Weise 
Huf  sich  als  Mandatar  des  Commlttenten  breoi  manu  die 
Waare  überträgt;  die  Gefahr  geht  ebenfalls  sofort  auf  den 
Coramittenten  über;  weder  in  dem  einen  noch  in  dem  an- 
deren Falle  trägt  also  der  Commissionär  den  Zufall.  Wäre 
der  Committent  selbst  als  Käufer  anzusehen,  so  ginge  die 
Gefahr  nach  den  Grundsätzen  des  Kaufvertrages  auf  ihn 
über,  also  in  der  Eegel  erst  von  einem  späteren  Zeitpunkte 
angefangen ,  als  wenn  er  blos  als  Committent  in  Betracht 
kommt.  *•) 

")  Winl  daher  dem  dei  ereiere  staheadeo  VurkanfscommiaBionir  du 
CammisaionsgDt  ohne  sein  Verschulden  geatohlBii  ,  so  bat  er  Belbst 
keine  Klage  gegen  den  Dieb  auf  Eriatz  des  voa  ihm  erlitteoeD  Schadens, 
da  ja  der  Coininittent  den  Schaden  so  tragen  hat.  Vgl.  Anders  in 
Grnchot's  Beitr.  VI.  8.  14-Ül. 

•■)  In  der  zweiten  Les  der  Ndrnb.  Conf.  (Prot.  1313)  irar  za 
Art.  323  Ab«.  1  enter  Lea.  (s.  oben  Note  3)  der  Zosateantrag  gestellt 
worden,  daas  der  CommisiioDär ,  welcher  nicht  zugleich  mit  der  Anz-iige 
Qlier  die  Aosfahrnng  des  Aaflrtgas  eine  andere  Person  als  Käufer  oder 
Verhünfer  oimbaft  mache  (also  im  Falle  des  Art.  376  AUs.  3  Hgb.)  del 
eredere  zn  stehen  habe.  Die  Gründe  far  den  mit  8  gegen  5  SiimmeD  ab- 
gelehnten Antrag  waren,  dass  man  jedenralla  nicht  so  weil  gehen  könne,  zu 
bestimmen ,  dasn  der  Cimmlesiontir  entweder  den  Kamen  seiner  Kunden 
neanen,  oder  die  Pflichten  eines  Känfers  oder  Verkänfers  äbernehmen.  somit 
die  Gefahr  dar  Waare  tragen  müBse,  sondern  nnr  ,  da»  der  Commissionär  in 
diesem  Falle  dfl  eredere  stehe,  mit  welcher  Verbindlichkeit  eine  Haftnag  fBr 
den  Zafall  nicht  verknüpft  sei.  Ein  anderer  Abgeordneter  beantragte,  die 
Bestimmang,  dass  der  Commissionär  dtl  credere  stehe,  wenn  er  den  dritten 
Conlrabenten  nicht  nennen  wolle,  anf  den  Fall  einer  Verk  anfa  commijsion 
zn  bPBchrfinken  (s.  aoch  NoU  52).     Hätte    man    diesen    letz.ien  Antrag  nnge. 


VI.  Die  Verachweigung  des  N  amens  eines 
ten  Contrahenten.  Mit  der  Frage,  ob  der  Com- 
onär  selbst  aU  Käufer  oder  Verkäufer  einzutreten  be- 
sei,  tätigt  die  andere  Frage  zusammen,  ob  der  Com- 
ionär  verpflichtet  sei,  auf  Verlangen  des  Committenten 
n  dritten  Contrahenten  zu  nennen.  Versagt  man  ihm 
äelbstcontrahirnngsrecht ,  so  kann  man  ihm  auch  nicht 
dingt  das  Recht  zuerkennen,  bei  der  Rechenschaftslegung 
erschweigen,  an  wen  er  auf  Gfrund  de^  Auftrages  ver- 
t,  von  wem  er  eingekauft  habe.  Mit  der  Anerkennung 
Rechtes  der  Selbstcontrahirung  hat  das  Handelsgesetz- 
zugleich und  zwar  in  demselben  Umfange  wie  jenes 
it  auch  das  Recht  des  Coramissionära  zur  Verscbweignng 
Kamens  des  dritten  Contrahenten  anerkannt. 
In  allen  Fällen  aber,  in  welchen  der  Commissionär  nicht 
5elbstcontrahent  eintreten  darf,  ist  er  auch  zur  Nennung 
Namens  des  dritten  Contrahenten  verpdichtet,  voransge- 
:,  dass  diese  Nennung  einen  Bestandtheil  der  dem  Com- 
^onär  obliegenden  Rechenschaftslegung  bildet ;  dies  ist 
regelmässig  der  Fall,  denn  darin  liegt  ja  ein  Haupt- 
Itspunkt  für  die  Controle  (z.  B.  wenn  die  Richtigkeit  der 
nung  bestritten  wird  und  behufs  Untersuchung  des  von 
Commissionär  angegebenen  Preises  zur  Aussage  des 
en  Contrahenten  Zuflucht  genommen  werden  mnss,  dessen 
en  daher  nicht  verschwiegen  bleiben  darf).  Ausserdem 
es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Commissionär  das 
it  hat,  den  Namen  seines  Contrahenten  dem  Committenten 
[lüber  geheim  zu  halten,  um  zu  verhindern,  dass  der 
miltent  in  Znkunft  seine  Vermittlung  umgeben  und  sich 
t  an  den  Dritten  wenden  könne,  dessen  Kundschaft  ibm 

!D ,  SO  wäre  im  Falle  des  Abs.  3  der  practieche  Uatenchied  zvischrn 
iel  crederc  Dod  dem  SelbateiDtritte  des  Commiseionärs  beseitigt  p- 
.  Zu  Alis.  3  Art.  353  II.  Les.  (jetzt  Abu. 3  Art.  376)  wnrde  von  Labet t 
la  der  Berathang  aasgeacbiedene  Monitnm  N.  401  eingebracbt,  Aba.  'i  m 
len  oder  daranf  zn  beachränken,  dass  ia  diesem  Falle  der  Commis- 
für  die  Solvenz  des  EKafers,  reap.  dea  YeTkäDrers  einzaatehen  babe: 
IsKs  der  Commissi  onär,  wenn  der  Marne  des  Käufers  oder  VerkäDrer« 
im  Dicht  aufgegeben  werde  ,  das  ikl  credere  für  die  Zahlungsfahigkfii 
3eu  ZQ  Uliernebmen  habe,  sei  selbstverständlich;  damit  sei  aber  äea 
<»e    des  Committenten   aach  vollsländig  Gentige  geleistet. 
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der  Commissi onär  verschafft  hat.  Die  unbedingte  Pflicht  des 
Commissionärs ,  den  Namen  des  dritten  Contrahenten  zu 
nennen ,  mässte  den  Commissionahandel  zu  Grunde  richten. 
Die  Wahrung  des  (reheimnisaes  muss  daher  insolange  als 
berechtigt  anerkannt  werden,  als  für  den  Committenten  ein 
juristisches  Interesse  an  der  Kenntniss  des  Namens  des  dritten 
Contrahenten  nicht  vorhanden  ist,  umsomehr  wenn  dem  Be- 
gehren des  Committenten  ma^a  ^rfes  zu  Grunde  liegt'");  in  der 
Regel  folgt  aber  sehou  aus  der  Verbindlichkeit  des  ComraiBsionärs 
zur  Klageabtretung  gegen  deu  Dritten  die  Pflicht  desselben 
znr  Nennung  dieses  Dritten.  Selbstverständlich  ist,  da'ts, 
wenn  der  Auftrag  seiner  Natur  nach  den  Commissionär  selbst 
nicht  in  die  Lage  setzt,  den  Namen  des  dritten  Contrahenten 
zu  erfahren,  auch  von  einer  Pflicht  des  Commissionärs  zur 
Namhafcmachung  desselben  und  zur  Klageabtretnng  nicht  die 
Rede  sein  kann. 

In  jenen  Fällen,  in  welchen  der  Commissionär  zur 
Selbstcontrahirung,  daher  auch  zur  Verschweigung  des  Namens 
des  dritten  Contrahenten  berechtigt  erscheint,  hat  das  Gesetz 

'"}  Ein  solches  InteroaB«  besteht  insbeSDoiera  im  Fall  des  Art.  3t>8 
AI  F.  2;  zwsifelioa  di^an,  veno  der  ComailasiaDär  nicht  dei  credere  fesUndeo 
ist;  der  Comtnittect  hat  doch  ein  ßecht  darauf,  za  viaiau,  aaf  vesaen  Credit 
die  materiell  für  ihn  anshaftende  Forderung  eteht;  erst  dann  kann  er  bear- 
thnilen,  ob  der  CommiaeioDär  mit  der  Sorgfalt  eiuei  ordeatlJcheQ  KaafmaDnea 
Credit  ^eiribrt  hat;  aber  auch  unter  ümatändeti  daoD,  wenn  der  Coaimia- 
sioiiär  del  ereifere  gestanden  ist  nnd  der  Committent  eine  fraui  dea  Commis- 
■ionfir*  wBhTScbeinlii:h  zd  machen  vermag  (s.  oben  8  359  fg.))  anders  württemb. 
Entw.  Art.  158  Poehls  1.  c.  265,  Faber  1,  c.  S.74,  75  anerkennen  gemein- 
rechtlich keine  unbedingte  Pflicht  dei  CommiasionirB  znr  IJambaftmachang  dei 
dritten  Contraheateo ;  ebeoBO  Pardesang  II.  H.564,  Alanzet  II,  N.  856 
(ebd.  Entgeh,  dea  Trib.  Bordeaai  v.  1838  und  des  Cassation shofea  v.  1858 
und  1550);  vgl.  auch  Frankf.  Wechsolord.  y.  1739  g.  53  (oben  §.  1  S.  26).  Das 
span.  Hgti.  anerkennt  im  Anachlnss  an  den  varttemb.  Ent«.  Art.  158 
bei  CredirgeBcbäflen  die  FSicht  des  Commissionttrs  znr  Nennung  des  Dritten  : 
Art.  1Ö5  Abs,  1.  Slempre  jue  el  comitionitla  renda  d  plaioi  deberii  txpreiar 
tn  lag  euentai  y  aciaoi  que  de  al  cumitente  lot  nombrei  de  los  compradoret, 
y  no  haeiindali} ,  te  enlitnde  que  la*  veniat  fueron  al  conlado.  kba.^Z.  I^ual 
tnani/eitacion  hard  el  comiiionitta  en  loda  cla^e  de  con'rafm  que  haja  pro 
crien'a  ajena,  tiempre  qiie  li»  intereiadi»  lo  ea-yon;  gleichlautend  da*  Hgb.  v, 
Guatemala  Art.  101  nnd  das  portag.  H^b.  Art.  54;  mit  dem  1.  Abs, 
slimmt  liberein  brasil.  Hgb.  Art.  177.  welcher  jeden  Gegenbeweis  ansdrück- 
lich  auasuhliesst;    ebanso  Art.  420  ilai.  Entw.  (Verb.  N.  853). 
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dem  Committenten  das  Recht  eingeräumt,  den  Commissionär, 
wenn  er  die  rechtzeitige  Nennung  *^)  des  dritten  Contrahenten 
unterlassen  hat,  als  Selbstcontrahenten ,  also  als  persönlich 
verpflichteten  Käufer  oder  Verkäufer  in  Anspruch  zu  nehmen,  s*). 
Ohne  das  Präjudiz  des  Abs.  3  Art.  376  (ebenso  Abs.  3  §.  381 


^')  Die  Anzeige,  dass  „ein  Frennd",  also  ein  Dritter,  dessen  Namen 
aber  nicht  genannt  wird,  Käufer  sei,  schliesst  die  Anwendbarkeit  des  Art.  876 
Abs.  B  nicht  ans.  Eine  derartige  unbestimmte  Mittheilang  kann  der  NennaDg 
des  Eänfers  nicht  gleichgeachtet  werden,  weil  sie  den  Committenten  nicht  in 
den  Stand  setzt ,  die  üebereinstimmung  der  Verkanfsbedingungea  mit  der 
Verkanfsanzeige  zn  prüfen  und  mit  Rücksicht  aaf  die  Person  des  Käafers 
die  zar  Sicherung  dps  Eingangs  des  Kaufgeldes  geeigneten  Massregeln  za 
ergreifen.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XXIV.  N.  36  3.  103. 

")  In  der  ersten  Le«.  der  Närnb.  Conf.  (Prot.  735)  wurde  an  Stelle 
des  Art.  294  Abs.  2  preuss.  Entw.  (s.  oben  Kote  3)  folgender  Autrag  gestellt: 
Es  wird  angenommen,  dass  der  V  erkauf  s  commissionär ,  der  nicht  dti 
credere  steht,  von  dieser  Befugniss  Gebrauch  gemacht  hat  (n.  s.  w.  wie  Abs.  2 
Art.  294  cit.).  Die  Giünde  für  den  Antrag  waren:  Abs.  2  des  Art.  294  cit.  sei 
zn  allgemein  gehalten;  er  sei  nur  dann  hergebracht,  wenn  der  Verkauf» 
commissionär  auf  Credit  verkauft  habe,  ohne  zugleich  del  credere  zustehen, 
damit  alsdann  der  Committent  wisse,  an  wen  er  sich  zi  halten  habe;  sonst 
sei  die  Bestimmung  auch  nicht  durchführbar;  wenn  der  Commissionär,  um 
nicht  far  den  Verkäufer  zu  gelten,  seinen  Verkäufer  nennen  solle,  so  würden, 
da  cie  Einkäufe  oft  im  Kleinen  bei  veri^chiedenen  Personen  gemacht  würden, 
nicht  selten  ganze  Reihen  von  Verkäufern  genannt  werden  müssen;  der 
Commissionär  müsste  seine  Concurrenz  offen  legen  und  sein  ganzes  Geschäft 
in  Frage  stellen.  Der  Antrag  auf  gänzliche  Streichung  des  Abs.  2  Art.  294  cit. 
wurde  hierauf  mit  14  Stimmen  gegen  2  angenommen  ,  da  sich  bezüglich  der 
Verkaufscommission  auf  Credit  und  ohne  del  credere  die  Pflicht  zur 
Nennung  des  Käufers  schon  aus  Art.  278  preuss.  Entw.  (jetzt  Art.  361  Hgb.) 
ergebe.  In  der  zweiten  Les.  (Prot.  1213)  wurde  zu  Abs.  I  Art.  3*^2  Entw. 
I.  Les.  (s.  oben  Noten  3  u.  45)  folgender  Zusatz  beantragt:  „Wenn  der  C^mmis- 
.sionär  nicht  zugleich  mit  der  Anzeige  über  die  Ausführung  des  Auftrages 
eine  andere  Person  als  den  Käufer  oder  Verkäufer  namhaft  macht,  so  brancht 
der  Committent  sich  späterhin  dies  nicht  gefallen  zn  lassen  und  kann  sich 
an  den  Commissionär  als  Käufer  oder  Verkäufer  halten.*'  Zur  Begründung 
wurde  angeführt,  dass  man  allerdings  den  Commissionär  nicht  zwingen  könne, 
seine  Kunden  dem  Committenten  zn  nennen;  dieser  könne  aber  nicht  ganz 
der  Discretion  des  Commissionärs  anheimgegeben  werden;  man  dürfe  den 
Committenten  nicht  in  die  Lage  versetzen,  dass  ihm  der  Com- 
missionär nachträglich  einen  insolvent  gewordenen  KHuf- 
mann  als  den  Käufer  seiner  Waare,  eine  untergegangene 
Waare  als  die  für  ihn  erkaufte  bezeichne,  ohne  dass,  seltist  an- 
geuommen  diese  Alittheilnngen  bt-ruhten  auf  Wahrheit  und  nicht  auf  nacb- 
herigen   beliebigen    Augaben    auf    Grnnd    von    anderwiitigeu  Geschäften   des 
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Ungar.  Hgb.)  würde  der  Committent,  wenn  d 
den  Kamen  eines  dritten  Contrahenten  nicht  j 
Ungewissheit  darüber  bleiben,  ob  derCommiai 
oder  den  anderen  Modns  der  Ausführung  der 
wählt,  ob  er  mit  einem  Dritten  oder  in  sich  selb 

ConmitsioDärB .  der  Committeot  darch  rechtzeitige  K 
EiDgebuDg  einer  Veraicherang  bütte  Fürsorge  treffen  kOui 
nach  dem  ZengDisse  SachverBläadiger  anch  dem  Haadelsge 
naaii t beb rl icher  Schatz  fär  den  Committenten.  der  schoi 
im  Nachtheil  gei,  dasa  er  bis  zar  Anzeige  DI 
rang  dea  Aaftrages  in  nngewieiih  eit  bleibi 
einem  sein,  des  C  omm  ittea  te  n  ,  IntereaBB  vah 
sionSr  oder  mit  einem  aeia  eigenes  lateresse 
die  Conjunctaren  zu  seinem  eigenen  Vorthei 
den  Caafmanne  za  thnn  habe.  Der  Zosalzantrag 
5  Stimmen  angenommen.  In  der  dritten  Lee.  {Prot.] 
der  mit  10  gegen  7  ätimmea  abgelehnte  Antrag  anf  Sti 
eatzea  ,  eTealneil  da  dorch  die  Aofatellnng  einer  hio 
HSite  gegen  den  Commietiooftr  gumildert ,  wahrend  docl 
vortheilang  des  Committenten  nicht  mehr  zu  befürchte 
gegen  4  Stimmen  abgelehnte  Antrag  anf  Hentellnng 
prensB.  Entw.  (b.  oben  Note  3),  reap.  aaf  Wahl  einer 
stellt,  ireiche  dem  Ccmmissionitr  den  Beweis  dee  Oegantl 
Abs.  3  Art.  353  Entw.  II.  Les.  (jtHzt  Abs.  3  Art.  3Tt>)  ' 
Uouilnm  N.  40ä  eingebracht  worden,  dasa  die  namentll 
dritten  Contrahenten  nicht  verlangt  werden  könne  nnd  « 
von  Hambnrg  das  Monitum  K.  406,  daes  das  auf  die 
haftmachung  seines  Contrahenten  dem  Commisaionär  gei 
Böolich  als  K&ofer  oder  Verkäufer  haften  zu  mflsaen,  we 
dasa  der  CommJssionär  fiir  del  eredere  eine  Provision  za 
dem  practischen  Qeachäfts verbehr  entaprechs;  daas  de 
Namen  seines  Contrahenten  aufgebe,  werde  nie  oder  I 
geschehen,  denn  es  sei  gegen  das  Interesse  desselben,  t 
verrathen.  Sollte  es  aber  genug  sein,  wenn  der  Commissioi 
des  Namens,  im  Allgemeinen  mittheile,  er  habe  von  einem 
an  einen  Drillen  verkauft,  so  würde  dies  nar  Veranlas 
sagenden  Phrase  werden.  Der  Commisaionär,  wenn  ( 
tigenem  Lager  besorge,  aehe  sich  selbst  in  diesem  Fall 
ea  sei  eine  ganz  gebräuchliche ,  gewiss  harmlose  Bedei 
dein  Committenten  rchreibe  ,  ea  sei  ibm  gelungen,  die 
günstigen  Bedingungen  zn  effectniren  u.  s.  w.  ;  von  B 
N.  407,  Abs.  3  solle  ianten:  Benachrichtigt  der  Commiai 
mit  der  Anzeige  über  die  Auit'dhrang  dea  Anrtrages  dei 
eine  andere  Peraon  Etufcr  oder  Verkäufer  sei ,  so  u.  s. 
407   wurden  aber  von  der  Berathung  aasgeschieden. 
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liabe.  Art.  376  Abs.  3  hat  zu  Gunsten  des  Committenten  ein 
Zwangsmittel  geschaffen,  um  diesen  Schwebezustand  zu  be- 
seitigen; der  Committent  ist  nun  in  der  Lage,  sobald  als 
möglich  zu  wissen,  worauf  er  eigentlich  ein  Recht  habe,  und 
bleibt  nicht  auf  seine  Kosten  gefährlichen  Speculationen  des 
Commissionärs  ausgesetzt. 

Verschweigt  der  Commissionär,  obwohl  er  in  Wirklich- 
keit das  aufgetragene  Geschäft  mit  einem  Dritten  abge- 
schlossen hat,  bei  der  ihm  nach  Art.  361  obliegenden  Anzeige 
über  die  Ausführung  des  Auftrages  den  Namen  des  dritten 
Contrahenten  ,  so  hat  der  Committent  kraft  Rechtsnothwen- 
digkeit  die  in  dem  Commissionsvertragß  wurzelnde  alterna- 
tive Befugniss,  nach  seiner  Wahl  entweder  den  eigentlichen 
Leistungsgegenstand  oder  an  dessen  Stelle  einen  anderen 
Gegenstand  zu  fordern,  daher  entweder  den  Commissionär  als 
solchen  in  Anspruch  zu  nehmen  und  die  Abwicklung  des 
Commissionsgeschäftes  auf  Grundlage  des  in  Wirklichkeit  mit 
einem  Dritten  abgeschlossenen  Kaufvertrages  zu  verlangen, 
oder  den  Commissionär  als  Selbstcontrahenten  zu  behandeln  *8); 
beide  Leistungen  sind  in  obligatione.  Hat  der  Commissionär 
in  Wirklichkeit  nicht  mit  einem  Dritten ,  sondern  in  sich 
selbst  abgesohlossen,  so  ist  die  eine  Leistung  unmöglich, 
und  es  bleibt  dem  Committenten  nur  das  Recht,  auf  die  an- 
dere zu  greifen.  Das  Gleiche  muss  für  den  Fall  gelten, 
wenn  der  Commissionär  die  ihm  nach  Art.  361  obliegende 
Anzeige  überhaupt  unterlassen  hat^*);  sonst  wäre  der  Com- 
missionär, welcher  der  Vorschrift  des  Gesetzes,  über  denAb- 
schluss  des  Geschäftes  sofort  Anzeige  zu  erstatten,  zuwider- 
handelt, besser  gestellt  als  der  Commissionär,  welcher  diese 
Vorschrift  befolgt  hat. 

Der  Commissionär  ist  aber  keineswegs  ohneweiters  als 
Selbstcontrahent  anzusehen ;  vielmehr  ist  das  Rechtsverhältniss 
nach  wie  vor  zunächst  ausschliesslich  nach  den  bezüglich  des 
Commissionsgeschäftes  geltenden  Vorschriften  bis  dahin  zu  be- 
handeln, als  der  Committent  von  seiner  Befugniss  Gebrauch 
macht  und  dies  dem  Commissionär  erklärt^*);    erst  in  Folge 


*3)  Vgl.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XX  N.  7  S.  299. 

^*)  V.  Hahn  Comm.  1.  c.  §.  12. 

*^)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVI  N.  83  S.  344,  Bd.  XIV  N.  110  S.  387. 
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^)  Handelt  es  sich  um  ein  Kaufgeschäft,  dessen  Erfdllaog  gemäss  dem 
Auftrage  bedingt  oder  betagt  sein  sollte,  z.  B.  Verkauf  mit  Credit  oder  mit 
bestimmten    Modalitäten    in    Betreff    der  Eaafpreiszahlnng  (Verpflichtung    za 

■ 

eventuellen  Nachzablangen  aaf  die  zu  verkaufenden,  nicht  volleingezahlten 
Namensactien),  so  hat  der  Commissionär,  wenn  ihn  der  Committent  als  Selbst- 
contrahenten  in  Anspruch  nehmen  kann,  alle  jene  Verpflichtungen  zu  erfüllen, 
welche  er  gemäss  dem  Auftrage  dem  dritten  Contrahenten  auferlegen  sollte. 
R.  0.  H.  G.  Bd.  XXII  N.  52  S.  236  ff. 

^^)  Ebenso  v.  Hahn  1.  c.  §.  13,  dagegen  Anschütz  1.  c.  Anm.  21. 

^  R.  0.  H.  G.  Bd.  III  N.  42  S.  189,  N.  71  S.  335. 
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einer  solchen  Erklärung  wird  er  nicht  blos  als  Commissionär, 
sondern  auch  als  Selbstcontrahent,  als  Käufer  oder  Verkäufer 
für  eigene  Rechnung  angesehen.  ^^  Will  der  Committent  von  der  ; '  1^^ 

alternativen  ßefugniss,  an  Stelle  des  eigentlichen  Leistungs- 
gegenständes  (des  Geschäftsabschlusses  mit  einem  Dritten), 
den  Ersatzgegenstand  (den  Selbsteintritt)  zu  verlangen,  keinen 
Gebrauch  machen,  so  kommt  es  nun  darauf  an,  wie  die  Com-  V^ 

mission  wirklich  ausgeführt  worden  ist*^),  ob  der  Commis- 
sionär kraft  der  ihm  gesetzliclf  zustehenden  alternativen  Be- 
fugniss  mit  einem  Dritten  abgeschlossen  ,  also  die  eigentlich 
schuldige  Leistung  gemacht,  oder  dieselbe  durch  die  ihm  ge- 
stattete andere  Leistung  ersetzt  und  in  sich  selbst  contrahirt 
habe.  Hat  der  Commissionär  in  Wirklichkeit  mit  einem  Drit- 
ten abgeschlossen,  so  hat  er  nun  nicht  die  Befugniss  die  ein- 
mal getroffene  Entscheidung  zurückzunehmen  und  als  Selbst- 
contrahent aufzutreten;  er  ist  vielmehr  verpflichtet,  und 
berechtigt,  sich  durchaus  als  Commissionär  des  Committenten 
zu  betrachten  und  zu  betragen;  er  hat  den  Abschluss  des 
Geschäftes  mit  dem  Dritten  zu  beweisen  und  über  dasselbe 
Rechenschaft  zu  legen.  ^^) 

VIL  Erlöschung  des  Selbstcontrahirungs- 
rechts.  Der  Commissionär  kann  von  der  ihm  in  den  Eällen  des 
Art.  376  durch  das  Gesetz  eingeräumten  alternativen  Befug- 
niss, den  Modus  der  Ausführung  der  Commission  zu  wählen, 
das  aufgetragene  Geschäft  entweder  mit  einem  Dritten  oder 
in  sich  selbst  abzuschliessen,  nur  so  lange  Gebrauch  machen, 
als  der  Auftrag  selbst  besteht.  Der  Committent  ist  aber  be- 
rechtigt, den  Auftrag,  so  lange  res  integra  ist,  jederzeit 
nach  Belieben  zu  modificiren,    z.  B.   den    Geschäftsabschluss 


^ 
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mit  einem  Dritten  imperativ  vorzuschreiben  oder  auch  den 
Auftrag  gänzlich  zu  widerrufen.  Trifft  die  Modification  oder 
der  Widerruf  des  Committenten  bei  dem  Commissionär  ein,  nach- 
dem dieser  zur  Ausführung  des  Auftrages  den  principialen  Mo- 
dus gewählt  und  das  Geschäft  mit  einem  Dritten  abgeschlossen 
hatte,  so  ist  der  Committent  an  das  Geschäft  gebunden,  mag 
auch  die  Anzeige  von  der  Ausführung  noch  nicht  behufs  ihrer 
Absendung  abgegeben  sein.  „Der  Auftrag  ist  objectiv,  nach- 
weisbar vollzogen;  der  Verkauf  an  den  Dritten  oder  der 
Einkauf  von  dem  Dritten  ist  eine  in  die  äussere  Erscheinung 
tretende  Thatsache;  der  Widerruf  kann  das  consumirte  Ver- 
hältniss  nicht  mehr  rückgängig  machen."  ^^)  Diese  Gebunden- 
heit des  Committenten  müsste  auch  für  den  Fall  gelten,  dass 
der  Commissionär  zur  Ausführung  des  Auftrags  den  alter- 
nativen und  subsidiären  Modus  gewählt  und  das  Geschäft 
selbst  übernommen  hat,  wenigstens  dann,  wenn  der  Umstand, 
dass  der  Selbsteintritt  vor  dem  Widerrufe  erfolgt  sei,  ausser 
Zweifel    gestellt    ist ,    allein  Art.  377  ^^)  schliesst    für    diesen 


^»)  R.  0.  H.  G.  Bd.  V  N.  62  S.  280. 

*^)  Ueber  den  in  der  ersten  Les.  der  Nürnb.  Conf.  (Prot.  741)  zo 
Abs.  4  Art.  294  prenss.  Entw.  (s.  oben  Note  3)  gesteUteo,  später  aber  zurück- 
gezogenen Abändernngsantrag  vgl.  oben  Note  4.  In  der  Discnssion  wurde 
gegen  Abs.  4  Art.  294  cit.  bemerkt:  Das  geltend  gemachte  Bedeoken  sei 
allerdings  begründet  in  anderen  Fällen  (wenn  auch  nicht  im  Falle  der  Com- 
bination  der  Aufträge  verschiedener  Committenten);  wenn  z.  B.  ein  Commis- 
sionär eine  Waare  habe,  welche  er  zu  verkaufen  im  Begriffe  stehe,  weil  ihm 
dies  durch  den  Stand  der  Verhältnisse  geboten  erscheine  und  nun  Doch  vor 
der  Börseozeii  eine  entsprechende  Einkaufscommission  erhalte,  so  könne  der- 
selbe den  Entschluss  fassen,  die  Waare  seinem  Committenten  zu  überlassen 
und  deshalb  von  einem  weiteren  Verkaufe  Umgang  nehmen,  so  dasa  die 
günstige  Gelegenheit  für  einen  solchen  weiteren  Verkauf  vorübergehe ;  wenn 
nun  noch ,  bevor  es  dem  Commissionär  möglich  gewesen ,  im  Drange  der 
Geschäfte  die  Vollzugsanzeige  abgehen  zu  lassen  ,  ein  Widerspruch  eintreffe, 
so  werde  er  mit  Unrecht  in  einen  grossen  Schaden  versetzt;  dies  werde 
namentlich  oft  im  überseeischen  Verkehr  der  Fall  sein,  wenn  die  nächste 
Post  vielleicht  erst  in  14  Tagen  nach  dem  erwähnten  Entschiasse  abgehe; 
mit  Rücksicht  anf  diesen  Fall  sei  eine  Lücke,  doch  dürfe  anch  das  Interesse 
des  Committenten  nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden  und  müsse  deshalb 
die  Willensentscbeidung  des  Commissiouärs ,  um  rechtliche  Beachtung  zu  er- 
langen, von  einem  äusseren  Momente  abhängig  gemacht  werden,  damit 
dem»elben   nicht  die  Möglichkeit  gegeben  werde,  anf  Kosten  des  Committenten 


2r. 
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Fall  das  E«cht  des  Committenten,  die  CommissioD  zi 
rufen,  resp.  zu  modificiren,  erst  von  dem  Zeitpunkte  i 
gen  ans ,  dass  die  Anzeige  des  Commissionärs  von  d 
fiiliruDg  behufs  der  Absendnng  abgegeben  ist ,  selb: 
wenn  der  Commissionär  durch  andere  Beweismittel 
thün  vermöchte,  dass  er  als  Selbstcontrahent  schon 
eingetreten  war,  daher  die  Commission  bereits  vollzogt 
Die  Anzeige  von  der  Ausfährnng  des  Auftrages  nach 
ist  identisch  mit  der  Anzeige  nach  Art.  361,  also  die 
Anzeige,  dass  gekauft  oder  verkauft  worden  sei ;  niel 
derlich  ist  die  Anzeige  der  Selbstübemahme ,  noch 
das  Anerbieten  in  der  Anzeige,  den  das  gesetzte  Limi 
steigenden  Markt-  oder  Börsenpreis  des  entscheidende 
zu  entrichten'');  die  mündliche  Anzeige   hat  übrigens 

zu  spacnlirea.  Der  Antraf;,  in  Abs.  4  Art.  294  cit.  statt:  „beTi 
zeige  von  der  Anafabrang  des  Aoftrags  abgegaagon  ist"  xn  setzei 
derAnftrse  aasgefübrt  ist",  wnrde  mit  12  gegen  5  Stimmea  abgelc 
742) ;  dagcgsD  wnrde  dia  gegenwärtige  Fassnng  mit  14  gegen  3  St 
geaoniinen  ;  denn  bierin  liege  ein  änsaeres  Zeicben,  welches  de 
tentea  sicheraielle  nnd  andereiseits  auch  das  Interesse  des  Com 
wahre,  da  derselbe ,  sobald  er  seinen  Entsctalnss  gefasst  habe  , 
äusseren  Zeivhen  Qebranch  machen  kBune  ,  ohne  an  die  Zeit  des 
der  Beförderangagelegenbeit  gebunden  zn  sein.  Ein  anf  Strei 
ganzen  Abs.  4  Art,  294  cit.  gestellter  Antrag  wnrde  mit  14  gegen  ; 
verworfen;  die  Gründe  fOr  den  Antrag  waren,  dass  die  Vorschr 
flüasig  seien,  da  im  Terhftitniaae  des  Commissionärs  znm  Committ« 
von  dem  gegenseitigen  Vertranen  abbäogennd  man  sich  nicht  aaf 
pnnkt  stellen  känae  ,  als  sei  von  den  Commissionüren  alienthalbE 
reelles  Verfahren  zu  befürchten,  gegen  das  der  Committent  geschBi 
müsste ;  anch  liege  hier  nur  eine  specielle  Anwendung  der  Vorscl 
Art.  338  preuas,  Entw.  (jetzt  Art.  320}  bber  den  Widerrnf  eine 
vor ,  was  überftüssig  sei.  Gegen  den  Antrag  wnrde  aber  vorgebt 
Art.  294  cit.  obne  eine  schGtzeDde  Bestimmang  diener  Are  imme 
Bedenkliches  enthalte,  dass  der  Committent  ganz  in  die  WillkQr  d. 
sionSrs  gegeben  wire  ,  welcher  dann  zn  jeder  beliebigen  ,  seinen 
entsprechenden  Zeit  erklären  könne,  dass  er  den  Auftrag  dnreh  Ct 
seiner  eigenen  Waare  etc.  ansgefAbrt  habe ;  wie  man  den  Wide 
Antrages  gestattet  habe,  so  solle  man  den  Widerruf  eines  Anftn 
nnmöglich  machen;  anaserdem  sei  darin  anch  ein  Tortheil  fflr  de 
aiontlr  gelegen,  da  mit  dem  Abgange  der  Anzeige  desselben  dei 
nnwiikaam  werde. 

")  Andere  R.  0.  H.  G.  Bd.  VIII  N.  21  S.  94. 
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Wirkupg ,   wie  die  zur  Absendung  gegebene    schriftliche  Be- 
nachrichtigung. «2) 
i  Das  Widerrufsrecht  des  Cotnmittenten    besteht    auch  in 

jenen  Fällen  ,  in  welchen  der  Commissionär  der  Absicht  des 
Committenten  gemäss  den  Auftrag  ungesäumt  zu  vollziehen 
hatte,  demnach,  da  er  als  Modus  der  Ausführung  den  Selbst- 
eintritt gewählt  hatte ,  sofort  selbst  eingetreten  war  **) ;  denn 
er  hat  auch  in  diesem  Falle  von  der  Ausführung  des  Auf- 
trags sofort  Nachricht  zu  geben,  so  dass  die  Absendung  der 
Anzeige  als  der  Moment  in  Betracht  kommt,  von  dem  an  der 
Widerruf  ausgeschlossen  ist. 

So  lange  die  Anzeige  behufs  der  Absendung  nicht  ab- 
gegeben ist,  gilt  also  in  allen  Fällen  der  Selbstcontrahirung 
res  als  integra,  der  Auftrag  als  noch  nicht  ausgeführt,  der 
früher  eingetroffene  Widerruf,  resp.  die  früher  eingetroffene 
Modification  als  rechtzeitig  eingetroffen,  die  Commission  selbst 
als  widerrufen,  resp.  modificirt.  •*)  Der  Commissionär  ist  nun 
verpflichtet,  den  Widerruf  zu  respectiren.  Das  gewöhnlich 
nach  aussen  hervortretende  Kennzeichen    für   die  Selbstüber- 


««)  R.  0.  e.  G.  Bd.  VIII  N.  21  S.  94. 

•»)  Anders  v.  H  ahn  za  An.  377  §.  4.  Vgl.  R.  0.  D.  G.  Bd.  V  N.  62  S.  280: 
„Man  kann  yielleicht  weiter  gehen  and  sagen,  dass  Art.  377  nar  far  die 
dnrch  Worte  erfolgende  Annahmeerklärnng  formnlirt  sei,  es  könne  aber  sein, 
dastt  der  Offerent  eine  Antwort  überhaupt  nicht  erwarte,  jedenfalls  keine 
Annahmeerklärnng ,  insbesondere  sofortige  Ausführung  verlangt  werde ,  wo 
die  Annahme  durch  die  Erfüllung  erfolgen  soll.  Jedenfalls  aber  entspricht 
es  der  ratio  legis ^  dass  auch  in  diesem  Falle  die  die  Acceptationserklärong 
ersetzende  Erfüllung  erkennbar  in  unzweifelhaften  Handlungen  an  den 
Tag  tritt.«* 

")  So  das  R.  0.  H.  G.  Bd.  V  N.  62  S.  280,  wenn  auch  von  dem  unrichtigen 
Gesichtspankte  aus,  dass  es  sich  um  die  Acceptation  einer  Offerte  handle:  „Die 
Annahme  der  nach  Art.  376  in  der  Commission  liegenden  Eaufofferte  ist  ein 
factum  intemum^  ein  Willensact,  welcher  in  der  Annahmeerklärung  dem  Offe- 
renten gegenüher  seinen  Ausdruck  und  seine  Verwirklichung  findet.  So  lange 
diese  Erklärung  nicht  erfolgt  ist ,  ist  das  an  Stelle  des  Mandates  tretende 
Kaufgeschäft  noch  nicht  perfect  geworden.  Das  Recht  zur  Annahme  erlischt 
daher  durch  den  vor  der  Annahme  eintreffenden  Widerruf.  Dem  Widerruf 
gegenüber  kann  der  Beauftragte  auch  nicht  geltend  machen,  dass  der  Eut* 
schluss  in  ihm  zur  Vollendung  gekommen  sei ,  die  Offerte  zu  acceptiren  ond 
in  dieser  Form  den  Auftrag  zu  vollziehen,  denn  in  dieser,  wenn  auch  etwa 
Dritten  gegenüber  ausgesprochenen  Absicht  liegt  keine  Acceptation  der  Offerte 
dem  Committenten  gegenüber."  Ebenso  ßd.  IV  N.  34  S.  168. 
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nähme  des  Sescliäftes,  die  Abaendang  der 
das  G-esetz  zu  einem  Momente  von  der  wes 
tung  gemacht  und  ala  daa  einzige  Crlterii 
contrahirung  erklärt,  ala  der  Zeitpunkt,  vo 
mehr  integra,  der  "Widerruf  also  aasgeschlc 
Widerrufsrecht  des  Committenten  wird  nicl 
der  Commissionär  eich  anch  darauf  berufe 
vor  dem  EintreflFen  des  Widerrufes  die  fei 
habe,  den  Modus  des  Selbsteintritts  zur 
Comraission  zu  wählen.  Dagegen  spricht  n 
des  Gesetzes;  „nicht  mehr  bedienen";  denn 
wegs  gesagt  sein ,  dass  ihm  erst  von  da 
sei ,  den  Modus  des  Selbsteintritts  zu  w 
wenn  dieser  Modus  schon  früher  gewählt 
Auftrag  als  vollzogen,  daher  als  unwide 
habe,  sondern  es  soll  damit  ausgedrückt  w 
dem  rechtzeitigen  Eintreffen  des  Widerrufes 
überhaupt  nicht  mehr  gestattet  aei,  sich 
der  Ausführung  zu  berufen,  ohne  Unten 
Absicht  des  Selbsteintritts  vorher  schon  h 

Im  Falle  des  Widerrufes  kann  nun 
dessen  Selbsteintritt  als  nicht  erfolgt  a 
welcher  der  Voraussetzung  gemäss  mit  e 
nicht  abgeschlossen  hatte  auch  nicht  mehi 
Alternative,  die  Commisaion  auszuführen, 
im  Falle ,  dass  der  Gommittent  die  Comn 
modificirt,  dass  er  den  Selbsteintritt  unters 
Commissionär,  wenn  er  die  so  modificirte 
haupt  übernehmen  will,  noch  nachträglich 
contrahiren. 

In  Folge  der  Bestimmung  des  Ait.  3 
Gommittent  durch  rechtzeitigen  Widerruf 
commission  ein  etwaiges  Steigen  der  Preise, 
commission  ein  etwaiges  Sinken  der  Preise 
auch  kann  der  rechtzeitige  Widerruf  der  E 
zur  Folge  haben  ,  dass  der  inzwischen  er 
resp.  die  Beschädigang  des  von  dem  Commi 

•■')  k.  O.  tr.  G.  BJ.  V  N.  6ä  S,  280. 
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Verkäufer  gelieferten  Commissionsgutes,  welche  der  Committent 
als  solcher  zu  tragen  hätte,  ihn  nicht  treffen. 

Art.  377  gilt  ebensowenig  wie  Art.  376  für  den  Fall. 
.dass  der  Commissionär  die  einander  entsprechenden  Aufträge 
verschiedener  Committenten  combinirt;  jeder  der  Committen- 
ten  kann  widerrufen ;  trifft  der  Widerruf  erst  ein ,  nachdem 
der  Commissionär  den  Auftrag  durch  Combination  ausgeführt 
hat,  was  ihm  zu  beweisen  obliegt,  so  ist  der  Widerruf  ver- 
spätet, mag  auch  der  Commissionär  die  Anzeige  behufs  Ab- 
sendung noch  nicht  abgegeben  haben. 


VII.  Capitel. 

§.  44. 
Die  WecheelgescbSftsCommission. 

Der  dem  Commissionär  ertheilte  Auftrag  kann  eii 
Wechselgeschäft  zam  tiegenstaode  haben,  ea  sei  die  Aus 
Stellung  einer  Tratte  oder  eines  Acceptes,  die  Begebung,  Ev 
Werbung  oder  Eincaasirung  eines  Wechsels.  Im  Folgendet 
sollen  nur  jene  Wechselgeschäfts-Commissionen  berührt  werden 
welche  eine  besondere  Seite  für  die  juristische  Betrachtung 
darbieten. 
I.   DieComraissionstratte. ')  (Cambtum,  pro  computo  aluno._ 

Der  Commissionär  übernimmt  den  Auftrag  für  Rechnanj 
des  Committenten    eine  Tratte   zu  ziehen;    es  können    beson 

')  Einert  de  cambiU  lraisali>  auclore  tertio  cd'Uu  iu  aeinen  medil.  ai 
Jut  canb.  ipec.  TU  (-Lgipzig  IS28).  Heise  a.  Cropp  Abb.  II.  Bd.  Nr.  XII 
§.20—23,  Daniela  W.  R.  (Köln  1827)  §.  8ä  3.  316—321.  Treitachk 
Encyolopädie  Bd,  I  S.  222,  Bd.  11  S.  4U  ff.,  480  ff.,  506.  Crfllingeri 
Graeff  W.  R.  S.  160,  161,  273.  HoffmanD  Anaf.  Erl,  d.  ff.  O.  §.3  8.2« 
27,  §.  10  S.  73,  74,  §.  33  S.  318,  319,  S.  655,  656  (Zosfttze).  Volkm^r  t 
Löwy  §.10  S.24,  Knntie  W.  R.  §.  24,  3.  71,  Hartmann  W.  R.  g.  67  8.17^ 
175,  §.  162  S.  515,  0.  ffichtef  Wechgellehre  §70,  6  ad  1.  o.  8.  279.  28( 
Fink  im  Areh.  f.  ff.  R.  VOI.  8.  138,  HardBr  1.  c,  8.  44,  Liebe  W.  C 
S.  55 ,  bea.  Thö  1  (4.  Aufl.)  §.  72  S.  251,  252.  In  dar  Leipziger  Confereo 
(Thal  Prot.  8.  18,  19,  8itz.  V.)  hielt  man  es  nicht  fBr  erforderlich  des  ffl 
fremde  Rechusng  geEOgenen  Wechaela  Ervähnang  zd  thnn  nnd  übertiess  d« 
Jarispradenz,  das  Eigenthümlicbe  von  Wecbaela  dieser  Art  herTorznheLen  nn 
nöthigeafalla  naclizniFeiaen ,  dasa  dieselben  durch  die  BeBtimmnngen  d« 
Geaetzea  nicht  anageachloasen  aeien.  Vgl.  auch  Fhoonsen  1.  c.  Cap.  2t 
PftrdoBsnH   (6.  Anag.)  II.  N.  578— 583,    Premery   Cap.  22     S.  140-14« 
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:ioneii  ertheilt  sein  rücksichtlich  der  Personen  des 
und  des  Trassaten,  welche  aach  mit  dem  Commit- 
iach  sein  können,  der  Valuta  u.  s,  w.;  es  gelten 
neu  Grundsätze  über  die  Ausführung  des  Auf- 
Handel  sgebrauch  wird  der  Name ')  des  Commit- 
dessen  Rechnung  die  Tratte  gezogen  wird,  in 
id  zwar  nur  durch  die  Anfangsbuchstaben  an- 
B. :  und  stellen  es  auf  Rechnung  des 
B,^)  laut  Berieht.  Sowohl  der  Trassant- 
r  als  auch  der  Committent  übermitteln  in  der 
esonderen  Avisbriefen  *)  dem  Trassaten  genauer 
lungen,  welche  für  seinen  Entschluss  die  Tratte 
bestimmend  sein  können,  insbesondere  über  die 
ikung ;  der  Trassat  ist  nur  dann  verpflichtet,  den 
:  Honorirung  abziiwarten,  wenn  dies  in  der  Tratte 
emacht  oder  ihm  sonst  bekannt  gegeben   ist;   der 

103-110.  Alan«et  n[  N.  1256,  1273  bis  1280-  Schon  bei 
\itnigaciant(PaTires  12,  45,  109)  flndet  sich  die  in  der  Ordon- 
licht  besonders  erwibnte  Com  miB^i  an  stritte  und  zwar  oho« 
Haftang  des  Trasaanten-Commissionärs ,  wenn  er  den  vollen 
OS,  wie  in  der  Regel,  die  Initialen  des  Com  mittenteil  in  der 
n;  gemäss  Art.  111  >1.  3,  115  eode  de  commerce  wurde  der 
s  Begresspflichtiger  and  auch  anaaerdem  als  QaraDt  ttt  die 
asaatea  von  Seite  des  Dritten  angesehen;  darch  6eH.  *.  19.  Uära 
Wechselverpflichtnng  des  Trisaanten,  KDgleich  aber  der  alte 
der  Trassant  für  die  Deckang  dsm  Trasaaten  nicht  hafte, 
Zwaifel  gestellt.  Daniels  S.319— 321.  B^darride  I.e. 
Ure  de  ehani/e  Bd,  I.  N.  154.  Üebereinstimmend  spao.  Hgb. 
y  Garcia  p.l85),brasil.  Hgb.  Art.  367,  368.  holländ.Ugb. 
H,  143,200,  Holtina  I.  275,  438,  De  Wal  I.  N.  285,  Eist 
252.  vgl.  portttg.  Hgb.  Art.  .^22  (da  Sampaio  II.  p.  218). 
Bu    wird    der    Dritte    nnr    im    Avis    erwähnt.    A  lant  et  IH, 

na  I.  S.  276  glaubt  mit  Unrecht,  dass  dies  nicht  die  Farn 
en  Commisaionslratte  sei .  dass  hier  nnr  eine  }Iacbricht  und 
len  Bezogenen  vorliege,   von  wem  er  die  Ueckang  zn  erwarten 

die  eigentliche  Commiasionutratte  im  Cantexte  des  Wecfaseli 
egen  diesen  Wechsel  zahlen  Sie  fär  Recbnang  des  Herrn  J.£. 
.  d.  R.  O.  H.  G.  bei  Borchard  t  W.  O.  (7.  Aufl.  Zus.  2-13). 
gl.  V.  N.  361.  So  jetzt  auch  in  Franltreich  unbestrirten; 
■tc  de  cliBut/e  p.  170,  Alanzel  III.  N.  1376. 


*)  Vgl.  Entsch.  bei  Borchardt  1.  c.  Zns.  352.  Anders  Wagner  Hdb. 
des  in  don  österreicb.-d entsch.  Staaten  geltenden  Wecbselr.  II.  Bd.  §.  296 
S.  297,  298 ;  er  meint,  dass  der  Acceptant,  wenn  der  Committent  (als  Assig- 
nat)  den  Begress  yerweigere,  sich  als  Assignatar  subsidiär  an  den  Trassanten 
als  Assignanten  wenden  könne  (§.  1397  bis  1399,  1406,  1407  öst  bürgl.  Ob.) 
wegen  dar  Bichtigkeit  and  EinbriugUchkeit  des  angewiesenen  Betrages ;  allein 
der  Trassant  hat  durch  seine  Acceptation  erklärt,  dass  er  den  Assignaten 
(Committenten)  als  Alleinzahler  annehme  (§.  1407  öst.  bürgl.  Ob);  vgl.  da- 
gegen auch  Daniels  I.e.  S.318,  Thöl  1.  c.  S.  252,  Treitschke  Encyd. 
Bd.  I  S.  222,  223. 

*)  Der  Inhaber  einer  Mangels  Zahlung  protestirten  Commissionbtratte 
hat  aber  keinen  Ansprach  gegen  den  Trassanten  aaf  Gession  der  diesem  gegen 
den  Committenten  zastehenden  Rechte.  Entsch.  d.  Hg.  Hamburg  in  Gold- 
8  c  h  m  i  d  t's  Ztschr.  Bd.  II.  S.  138. 

7)  Treitschke  Encyclopädie  Bd.  I.  S.  138,  139,  Thöl  1.  c.  §.  70. 

Granhut,  Becht  des  Commissions-Handels.  33 
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Committent  ist  nicht  Wechselverpflichteter  ^),  haftet  aber  dem 
Trassaten    für    die  Deckung,    wenn    die    Tratte    mit    seinem  f*»^ 

Willen  gezogen  ist.  '~'^ 


,     ».  V 
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Der   Commissionär   tritt   als  Trassant   in    den  Wechsel-  ;?■<! 

nexus,    so  wie  wenn  er  für  eigene  Rechnung  gezogen  hätte;  '  ' '^^Jyi 

er  kann  von  dem  Committenten  actione  mandatl  Ersatz  dessen 
verlang-fn,  was  er  vermöge  seiner  Regresspflicht  einem  Nach- 
manne za  leisten  hatte®);  er  hat,  wie  jeder  Trassant  (Art.  23 
W.  0.),  Wechselrecht  gegen  den  Acceptanten,  kann  aber  von 
dem  Trassaten,  resp.  Acceptanten,  der  den  Wechsel  eingelöst, 
nicht  wirksam,  auch  nicht  subsidiär,  wegen  der  Deckung  mit 
der  Revalirungsklage  in  Anspruch  genommen  werden  ') ;  denn 
der  Remittent  resp.  Indossatar,  welcher  den  Wechsel  zur  Accep- 
tation, resp.  Zahlung  präsentirt,  überbringt  einen  Antrag  des 
Trassanten-Commissionärs,  welcher  von  diesem  als  Mandatar 
im  Namen  des  Committenten  und  nur  unter  der  im  Wechsel 
oder  in  einem  besonderen  Schreiben  ausgedrückten  Bedingung 
gestellt  ist,  dass  sich,  der  Trassat  mit  dem  Deckungsanspruch 
resp.  der  Revalirungsklage  nicht  an  ihn,  sondern  an  den- 
jenigen halte,  für  dessen  Rechnung  die  Tratte  gezogen  ist; 
durch  die  einfache  Acceptation,  resp.  Zahlung  hat  der  Trassat 
diesen  Antrag  angenommen ;  es  ist  daher  zwischen  dem  Com- 
mittenten und  Trassaten  durch  den  Trassanten  als  Stellver- 
treter des  ersteren  ein  Commissions vertrag  zu  Stande  ge- 
kommen ;  anders  verhielte  es  sich ,  wenn  der  Tratjsat  die  ein- 
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fache  Acceptation  resp.  Zahlung  verweigerte  und  nur  zu 
Ehren  des  Trassanten-Commissionärd  annehmen  oder  zahlen 
zu  wollen  erklärte;  er  kann  sich,  wie  jeder  Fremde,  durch  eine 
blosse  Ehren-Intervention  Regressrechte  gegen  den  Trassanten- 
Commissionär  sichern.  ®)  Hätte  der  Trassat  auf  den  Avisbrief 
des  Trassanten  geantwortet,  dass  er  nur  für  des  Letzteren 
Rechnung  und  nicht  für  Rechnung  des  Dritten  acceptiren 
wolle,  und  dann  die  Tratte  nicht  blos  zu  Ehren,  sondern  ein- 
fach acceptirt,  so  würde  er  dessenungeachtet  einen  Deckungs- 
anspruch gegen  den  Trassanten  nicht  erlangen ;  anders  wenn 
der  Trassant,  als  unbefugter  Stellvertreter,  ohne  Vollmacht 
gebandelt  oder  seine  Vollmacht  überschritten  hätte.  Auch  zu 
Ehren  des  Committenten ,  für  dessen  Rechnung  die  Tratte 
gezogen  ist,  kann  intervenirt  werden ;  eine  solche  Intervention 
(neg,  gestio)  liegt  aber  ausserhalb  des  Wechselrechts.  ^) 

Verfällt  sowohl  der  dritte  Committent  als  auch  der 
Accjeptant  in  Concurs ,  so  kann  der  Trassant,  der  den  Wechsel 
eingelöst  hat,  als  Wechselgläubiger  bei  der  Concursmasse  des 
Accep tauten  und  als  Gemeingläubiger  (mit  der  a^.  mandati 
contr.)  bei  der  Concursmasse  des  Committenten  auftreten.  Hat 
die  Concursmasse  des  Acceptanten  dem  Trassanten  eine  Divi- 
dende bezahlt,  so  kann  sie  mit  der  a^.  mandati  contr,  bei  der 
Concursmasse  des  dritten  Committenten  Ersatz  verlangen, 
ohne  das  daselbst  dem  Trassanten  ein  Vorzugsrecht  zukäme ; 
sie  sind  beide  Mandatare  des  Committenten  und  haben  ein 
gleiches  Recht  auf  Befriedigung. 

Die  Bereicherungsklage  nach  Art.  83  W.  0.  *°)  findet  gegen 


8)  Thöl  W.  R.  §.  137  S.  547  Note  2. 

»)  T  h  ö  1  1.  c.  §.  136  S.  541.  Nach  h  o  1 1  ä  n  d.  Hgb.  Art.  122  hat  ein 
solches  Ehrenaccept  za  Gunsten  des  Committenten  den  Vorzug  vor  dem  Ehren- 
accept  zu  Gunsten  des  Wechselnehmers. 

*«)  Vgl.  bes.  Ren  and  im  Arch.  f.  civ.  Prax.  Bd.  47  S.  14—19  §.8; 
unrichtig  B  r  a  u  e  r  W.  0.  S.  141,  K  h  e  i  1  W.  R.  S.  327  §.  402.  In  der  Conf. 
war  man  zwar  ohne  Widerspruch  der  Ansicht,  dass  bei  Wechseln,  die  für 
Rechnung  eines  Dritten  gezogen  seien,  der  Trassant  nur  die  Verpfiichtang 
habe,  diesen  Dritten  zanennen  (Thöl  Prot.  S.  207  28.  Sitz.) ;  vgl.  aber  dazu 
R en  a u d  1.  c.  S.  15.  V  o  1  k m  a r  u.  L  Ö  w y  1.  c.  S.  24  geben  unter  Umstanden  dem 
Inhaber  des  prfijudicirten  Wechsels  eine  dem  Art.  83  nachgebildete  Ciyilklage 
gegen  den  Committenten ;  ähnlich  Liebe  1.  c.  S.  56;  dagegen  Gad  L  c,  Hart- 
mann S.  515.  Nach  holländ.  Hgb.  Art.  200  hat  der  Inhaber  des  protei^tirten 
Wechsels  im  Falle  des  Concurses  des  Trassanten  ex  aequitate  eine  subsidiäre  Klage 
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d^n  Committenten  in  keinem  Falle  statt;  gegen  den  Commis- 
sionär  nur  dann,  wenn  er  bereichert  ist.") 

II.  Die  Commission  zum  Einkauf  eines  Wechsels. 

Hat  der  Committent  dem  Commissionär  den  Auftrag  er- 
theilt,  einen  Wechsel  einzukaufen,  so  würde  es  dem  aus  der  Natur 
des  aufgetragenen  Geschäftes  sich  ergebenden  Willen  des  Com- 
mittenten, ein  circulationsfahiges  und  creditwürdiges  Werth- 
papier  zu  erlangen,  widersprechen,  wenn  der  Commissionär 
dem  Indossamente,  durch  welches  er  den  in  eigenem  Namen 
eingekauften  Wechsel  auf  den  Committenten  überträgt,  einen 
Vorbehalt  hinzufügte,  durch  den  die  regelmässige  Regresspflicht 
der  Vormänner  unterbrochen  würde,  da  in  Folge  dessen  der 
Credit  und  die  Negociabilität  des  Papieres  eine  erhebliche 
Minderung  erlitte;  auf  dieser  Erwägung  beruht  die  Bestim- 
mung des  Art.  373  Hgb.  ^^)    Dar  Commissionär  ist,   „wenn  er 


gegen  den  Committent^,  wenn  dieser  die  Yalnta  bezogen  und  keine  Decknng  dem 
Trassaten  gegeben  hatte,  also  wegen  der  Bereicherang.  Vgl.  Holt  i  ns  LS.  438  ; 
anders  K ist  III.  249,  250,  der  —  allerdings  tadelnd  —  die  Klage  anch  dann  für 
begründet  hält,  wenn  der  Committent  Decknng  gegeben  hat  nnd  der  Acceptant 
in  Concars  gerathen  ist  nnd  nicht  Mos  eine  Pflicht  znr  Herausgabe  der' 
Yalnta  annimmt,  sondern  znr  Vergötang  der  Wechseliomme,  Zinsen,  Kosten  etc. 
Aehnlich  war  es  früher  auch  nach  franz.  Recht;  Dnpnis  de  la  Serra 
de  arte  lit.  camb,  Cap.  XVI.  N.  1,  9,  anders  Fremery  Etudes  S.  147. 

")  Thöl  §.  102  S.  386  Note 5:  Der  X  hat  von  T  1000  zn  fordern  und 
Ifisst  nnn  für  seine  eigene  Rechnung  von  A  anf  den  T  znm  Betrage  von  1000 
ziehen.  Der  A  begibt  die  Tratte  gegen  baares  Geld  an  B  nnd  hat  das  von 
diesem  erhaltene  Geld  (die  Valuta)  nach  Abzug  seiner  Commissionsgebüliren 
an  X  ausgeantvrortet  oder  ausznantworten.  Es  ist  klar,  dass,  wenn  der 
Trasbat  T  nicht  zahlt  und  der  Trassant  A,  weil  der  B  (oder  sein  Nachmann) 
gar  Dicht  oder  zn  spät  protestirt  hat,  yom  Regress  frei  ist,  der  Trassant  A 
gar  nicht  bereichert  ist.  Nur  der  X  ist  bereichert,  denn  er  hat  von  A  die 
Valuta,  welche  B  bezahlte,  erhalten  oder  zu  fordern  nnd  hat  Überdies  seine 
Forderung  anf  1000  gegen  den  T  unalterirt.  Der  Trassant  A  hat  aber  gegen 
den  A"  bei  den  vorliegenden  Verhältnissen  gar  keine  Klage,  mithin  ist  er  auch 
nicht  durch  eine  ihm  gegen  den  X  zustehende  Klage  zum  Nacbtheile  des  B 
(oder  seines  Nachmannes)  bereichert.  Renand  I.e.,  Hartmann  S.  515.  Mit 
Unrecht  verneint  Gad  1.  c.  die  Möglichkeit  der  Bereicherang  des  Commis- 
si onärs-Trassanten.  Dagegen  S  wob 0 da  im  Arch.  f.  W.  u.  H.  R.  Bd.  XV.  S.  303. 

")  Vgl.  Rnss.  H.  0.  (I.  c.  S.  73)  Art.  464:  Wer  einen  Wechsel  nicht  als 
sein  Eigenthum,  sondern  auf  fremde  Rechnung  im  Auftrage  eines  Anderen  er- 
worben hat,  haftet,  wenn  er  auf  demselben  ein  Indossament  gemacht  hat,  den 
auf  ihn  folgenden  Indossanten;  seinem  Committenten  aber  haftet  er  nur  dann, 

33* 


i-'  V 
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den  Wechsel  indossirt,  verpflichtet,  denselbBn  regelmässig  und 
ohne  Vorbehalt  zu  indossiren";  er  darf  also  das  Indossament 
insbesondere  nicht  durch  die  Clausein  der  Art.  14,  15  und  31 
der  W.  0.  beschränken. 

Durch    die  hypothetische  Fassung   der' gesetzlichen  Be- 
stimmung   sollte    der   ursprünglich   vorwaltenden    Absicht  *^), 


weun  er  hei  Acqaisition  dieses  Wecbsnls  für  ihn  sich  dafür  verbürgt  ha%  diss 
derselbe  sicher  sei  (del  creiUre).  Nach  span.  H^b.  darf  der  CoiDini:fsioiiär 
nar  in  Folge  ausdrücklicher  Yereinbarnng  die  ladossimng  anterlassen;  Art. 
160:  En  las  comisiones  de  lai  letras  de  cambio  6  pajares  endosable<^  se  entiende 
siempre  que  el  cominonis'a  se  constUuye  gar  ante  de  las  que  a  Iquiere  6  7ie^oci(t 
por  cuenta  aJena,  eamo  ponja  en  ellm  su  endo80,  y  solo  puede  excasarse  fanda- 
damente  d  ponerlit,  cuando  preceda  un  pacio  expreso  entre  el  comitente  y  el  ccfmi- 
sioiiisfa,  exonerdndolo  de  dicha  responsabilidad,  en  cuyo  caso  deberd  girarse  la 
leira  6  extenderse  el  endoso  d  favor  del  comitente;  ebenso  Art.  104  Hgb.  v.  Guate- 
mala, Art.  76  portug.  Hgb.,  Art.  366  argent.  Hgb.  (ebenso  Uruguay), 
Art.  159  württemb.  Entw.,  Art  424  ital.  Eotw.  (Verb.  N.  853);  doch  stellt 
letzterer,  gleich  dem  Hgb.,  die  Indossirung  in  das  Belieben  des  Commissionärs. 
Vgl.  Phoonsen  (bei  Siegel  I.e.)  Cap.  27  §.  17 :  Wenn  ein  Geber  in  Gommis« 
sion  für  d'e  Rimessen  nicht  del  credere  steht,  handelt  er  sehr  nuTorsichtig, 
dass  er  die  Wechselbriefe  an  seine  Ordre  zu  bezahlen  einrichtet  und  dieselben 
indossirt;  denn  also  steht  er  effectiv  del  credere ,  ohne  etwas  dafür  zu  ge- 
niessen.  Auch  Sayary  Bnch  3  Cap.  4  p.  234»  236  hält  die  In^Iossirnng  des 
angekanften  Wechsels  durch  den  Commissionär  für  nicht  erforderlich;  ebenso 
Püttmann  1.  c:  S.  175,  176.  Treitschke  §.9  S.  27  gibt  dem  Commis- 
sionär das  Bricht,  den  Wechsel  gleich  an  die  Ordre  des  Committenten  stellen 
oder  giriren  zu  lassen  oder  mit  dem  Beisatze  ohne  Regross  an  den  Commit- 
tenten zu  indossiren  ;  ebenso  Daniels  1.  c.  S.  334  §.  90 ,  G  r  e  1  i  n  g  e  r- 
Graeff  W.  R.  (Breslau  1833)  S.  159,  160,  Fischer-EUinger  §.265; 
für  das  franz.  Recht  ebenso  Alauzetlll  N.  1280 ;  das  gleiche  gilt  nach 
Ungar.  Recht,  da  das  Hgb.  eine  dem  Art.  373  Hgb.  entsprechende  Besti'ji- 
mung  nicht  aufgenommen  hat. 

'^)  Art.  291  preuss.  Entw.  lautete:  Ein  Commissionär,  welcher  den 
Ankauf  eines  Wechsels  übernommen  hat,  ist,  wenn  ein  Anderes  nicht  be- 
dangen ist,  verpflichtet,  den  Wechsel  regelmässig  und  ohne  Vorbehalt 
zu  indossiren.  Art.  319  Entw.  I.  Les.  :=  Art.  350  Entw.  IL  Les.  =^  Art.  373  Hgb. 
Bei  der  Berathung  in  erster  Les.  (Prot.  722)  wurde  zu  Art.  291  von  dem 
Referenten  bemerkt,  die  Bestimmung  des  Art.  sei  an  grösseren  Handelsplätzen 
entschieden  Handelsgebrauch  und  dem  rechtlichen  Verhältnisse  des  Commis- 
sionärs ganz  angemessen;  denn  der  Commissionär  habe  im  eigenen  Namen 
mit  dem  Dritten  zu  contrahiren  ,  sei  also,  wenn  diese  Verbindlichkeit  zur 
W.ihrheit  werden  solle,  auch  verpflichtet,  den  Wechsel  zunächst  für  sich  ein- 
znkaufen  und  auf  sich  giriren  zu  lassen,  sodann  aber  denselben  an  den  Com- 
mittenten weiter  zu  indossiren.     Dagegen    wurde   geltend  gemacht,    da^s  der 
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das9  der  Commissionär  schon  kraft   des  Gesetzes  verpflichtet 
sein  solle,  durch  Indossirung  des  eingekauften  Wechsels  eine 

Commisionar  überall  für  fremde  Rechnong  handle,   daher  yon  jeder  Haftnng 
frei   sei,    wenn    er  beweisen    könne,    dass  er  die  Sorgfalt    eines  ordentlichen 
Eanfmannes  angewendet  habe,    dass  es  sich    nicht    absehen  lasse,    warnm  es 
bei  Wechseln  anders    sein  solle,   als  bei  Waaren ;    allerdings  nbernähmen  an 
vielen  Handelsplätzen  die  Oommissionäre  die  Haftung  für  die    von    ihnen  er- 
kauften Wichsei  sehr  hänflg,    namentlich  bei    einer    eigentlichen  Commission 
zum  Ankaufe  von  Wechseln,  obscbon  dieselben  hiebe!  auch  niemals  eine  Ver- 
gütung  für  Delcredere   berechneten,    aber    fiberall  fehle    es   bei    Vermittlnug 
von  Wechselkäafea  dnrch  Oommissionäre  an  der  Meinung  der  Kothw»'ndigkeit 
einer   solchen  Haftung,    wodurch    allein   diese    Uebung    zu    einem    bindenden 
Bandelsgebrauche    umgewandelt    werden    könne;    in  sehr    vielen  Fällen  aber 
würden  die  von  Commissionären  gekauften  Wechsel  in  bxaneo  oder  sofort  vom 
Verkäufer  an  den  Committenten  indossirt.  Art.  29 L  könne  schon  deshalb  nicht 
gebilligt  werden,  weil  man  dem  Commissionär  doch  kaum  das  i>e^cre^ere-Stehen 
anfdräugen    könne,    ohne    zugleich    demselben    dafür    eine  Vergütung    einxn- 
länmt^n;  das  letztere  sei  aber  geradezu  gfgen  alle  bisherige  Uebung,    würde 
grosses  Aufsehen  erregen  und  sogar  den  Bestand  des  ganzen  Wechselgeschäftes 
gefährden,    bei    dem    nur   geringe  Provisionen    bezahlt    zu    werden  pflegten ; 
man  könne  ohne  Nacbtheil  von  der  Vorschrift  des  Entw.  absehen,  es  handle. 
sich  eigeLtlich  nur  darum  ,  wer  im  Falle  des  Ankaufes    von  Wechseln  zuerst 
sprechen,    ob  der  Commissionär  zuerst  sagen  8olle,   dass  er  die  Wechsel  nur 
kaufen  würde,  wenn  er  vom  Obligo  freigelassen  werde,  oder  der  Commiitent, 
dass  er  die  Wechsel  nur  annehme,    wenn    ihm    für  dieselben  gehaftet  würde. 
Ein  Mitglied    beantragte  (Prot.  724;  aus   Art.  291  die  Worte:  „wenn  ein  An- 
deres nicht  bedungen  ist'',    als  ohnehin    selbstverständlich    zu    streichen  und 
zu  setzen:   „....verpflichtet,    wenn   er    den  Wechsel    indossirt,    ihn  regel- 
mässig und  ohne  Vorbehalt    zu  indossiren'' ;    dieser  Antrag   wurde    mit  neun 
gegen  siebeo  Stimmen    angenommen;    decn  es  liege   kein    genügender  Grund 
vor,  die  von  den  Commissionären  in  der  Praxis  bisher  geül  te  Freiheit  zu  be- 
schränken, während  es  allerdings  verboten  werden  müsse,    dass   der  Commis- 
sionär,    wenn  er    überhaupt  indossire,    es    mit  Vorbehalt   thue;    in  letzterer 
Beziehung  wurde  eingewendet,  es  seien  Indossamente  mit  Vo. behalt  nicht  zu 
verbieten,    denn  ein  Indoi^sament    z.  B.  ohne  Obligo    sei    nur   so    anzusehen, 
als  wenn  der  betreffende  Namen  nicht  auf  dem  Wechsel  stände,   es  falle  eben 
nur    ein  Mann    ans    der  Beihe  der  haftbaren    ans    und    werde    dadurch    dem 
Wechsel    kein  Eintrag  gethan;    dies  wurde    aber  vielfach    bestritten  und  nur 
bei  Wechseln    sehr  renommirter  Häuser    als  berechtigt  zugegeben,    bei  deuen 
aber  kaum  ein  Indossament   mit  Vorbehalt    vorkommen    werde.     Bei  der  Be- 
lathnhg   in    zweiter    Les.  (Prot.  1207)    wurde    die   Streichung    des    Art.  319 
Entw.  I.  Les.  beantragt,   weil  es  eine  Felbstverständliche  Folge  aus  dem  Ver- 
trage sei,  dafs  der  Commissionär  keinen  Wechsel  in  Erfüllung  eines  Auftrages 
liefern   dürfe,    dessen   Werth  er   selbst   durch  einen   Zusatz    gemindert  habe; 
der  Antrag    wurde    aber   mit    10  gegen  4  Stimmen    abgelehnt.     Zu  Art.  350 
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Wechselregresspflicht  zu  übernehmen,  daher  unter  allen 
Umständen  materiell  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  auf  dem 
Wechselpapiere  erscheinenden  Wechselverkäufers  einzustehen, 
entgegengetreten  werden.  In  Ermanglung  einer  besonderen 
Vereinbarung  steht  es  daher  dem  Comraissionär  frei,  ob  er 
eine  wechselmässige  Haftung  durch  Indossirung  des  ein- 
gekauften Wechsels  übernehmen  will  oder  nicht;  in  Folge 
dessen  hat  die  gesetzliche  Bestimmung  keine  grosse  practisehe 
Bedeutung;  denn  der  Commissionär  kann  nach  Balieben  einen 
in  bianco  indossirten  Wechsel  einkaufen  und,  ohne  persönlich 
eine  Wechselverpflichtung  zu  übernehmen,  gemäss  Art.  13 
W.  0.  auf  den  Committenten  übertragen. 

Art.  373  lautet  ganz  allgemein  und  bezieht  sich  daher 
nicht  nur  auf  den  Fall ,  dass  der  Auftrag  des  Committenten 
lediglich  auf  den  Ankauf  eines  Wechsels  als  des  eigentlichen 
Gegenstandes  der  Commission  gerichtet  ist,  sondern  auch 
auf  den  Fall,  dass  bei  Gelegenheit  einer  anderen  Commission, 
insbesonderd  bei  der  Verkaufscommission,  der  Commissionär 
in  Folge  Auftrags  des  Committenten  oder  ohne  Auftrag,  an- 
statt der  Baarzahlung  des  Kaufpreises  für  das  verkaufte 
Commissionsgut ,  von  dem  dritten  Contrahenten  Wechsel  an- 
nimmt und  an  den  Committenten  indossirt.  ") 


Entw.  IL  Les.  wurde  yon  Sachsen  das  yon  der  Berathnng  ausgeschiedene 
Monitum  Nr.  395  aaf  Streichung  eingebracht,  da  Art.  350  ohne  practischen 
Werth  sei,  wenn  keine  Verpflichtung  zur  Indossirung  bestehe ,  welche  auch 
föglich  allgemein  nicht  ausgesprochen  werden  könne,  indem  auch  b^i  dieser 
Art  Commissionsgeschäft  die  praestatio  diligentiae  genüge. 

^*)  V.  Hahn  zu  Art.  373  §.  1.  Bei  der  Berathung  des  Art.  291 
(oben  Note  13)  drehte  sich  die  Discnssion  hauptsächlich  auch  um  die  in 
dem  Texte  berührte  Frage  (Prot.  721).  Mehrere  Mitglieder  sprachen  sich 
dafür  aus  (Prot.  722) ,  dass  der  Art.  sicherlich  nicht  nur  jene  Fälle  treffe, 
in  welchen  zwischen  dem  Committenten  und  Commissionär  gar  nichts  Anderes 
iu  Frage  komme ,  als  der  Auftrag ,  Wechsel  einzukaufen ,  sondern  auch 
jene,  in  welchen  der  Kaufpreis  für  verkaufte  Waaren  in  Wechseln  remittirt 
werde  u.  s.  w. ;  in  Fällen  der  letzteren  Art,  wo  es  sich  um  eine  förmliche 
Zahlung  handle,  dürfe  unsoliden  Leuten  nicht  die  Möglichkeit  gegeben 
werden,  beliebige  Wechsel  ohne  Obligo  einzusenden ;  was  auch  immer  der 
Anlass  zur  Binsendung  von  Wechsein  an  den  Committenten  sei,  so  wolle 
derselbe  doch  jedenfalls  ein  unbemängeltes  Papier  haben ;  unbemängelt 
sei  aber,  abgesehen  von  solchen  Wechseln,  welche  ganz  hervorragende  Häuser 
aii.'igestellt  oier  indossirt  hätten,  ein  Wechsel  nicht  mehr  zu  nennen,  welcher 
von   eioem    späteren  Inhaber    nur    mit    Verwahrung    gegen    Obligo    indossirt 


vv. 
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Es  fragt  sich,  ob  der  Commissionär  berechtigt  ist,  für 
die  Indossirung  des  Wechsels  eine  Bdcredere-l^Toyision  zu 
beanspruchen.  1*^)  Ein  solches  Recht  steht  ihm  selbstverständlich 
nur  dann  zu,   wenn  ein  DelcredereStehQn  überhaupt  wirklich 


worden.  Aach  jene  Mitglieder,  welche  sich  gegen  Art.  291  .aassprachen ,  er- 
klärten, dass  Art.  291  allerdings  aach  jene  Fälle  treffe,  in  welchen  ein  Kauf- 
preis in  Wechseln  remittirt  würde  (Prot.  723);  anders  ein  Abgeordneter 
(Prot.  715),  der  den  Art.  nnr  anf  jene  Fälle  bezog,  in  welchen  ein  Auftrag 
zum  Ankaafe  von   Wechseln  wirklich  ergangen  sei. 

^^)  ▼.  H ahn  1.  c  §.  7, 8,  9.  Bei  der  Berathang  des  Art.  291  (oben  Note  13) 
in  erster  Les.  entspann  sich  eine  Discassion  über  die  Frage,  ob  eine  Haftung  aus 
dem  Indossamente  des  Commissionärs  einem  Delcredere  gleich  stehe,  ob  daher 
der  Commissiooär  zwar  formell  wecfaselmässig  für  den  Wechsel  bafce,  aber  nach 
wie  vor  etwaige  Eechtszustäadigkeiten  aas  dem  Commissionsverhältnisse  z.  B. 
den  Einwand  geltend  machen  köone,  dass  er  für  den  Wechsel  nicht  zu  haften 
brauche,  weil  er  bei  dessen  Ankaafe  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
angewendet  habe,  oder  ob  er  nnbediogt  und  auch  civilrechtlich  hafte,  ferner 
ob  der  Commissionär,  wenn  er  mit  dem  Indossamente  die  volle  Delcredere- 
Haftung  öbernehmen  müsse,  auch  berechtigt  sein  solle,  die  hiefür  bei  Waaren 
n.  s.  w.  hergebrachte  besondere  Vergütoog  zu  berechnen.  Nach  der  Absicht 
des  Entw.  sollte,  wie  der  Referent  bemerkte  (Prot.  722),  der  Commissionär  die 
ganze  Haftung,  auch  eine  materielle,  zu  übernehmen,  also  von  Rechtswegen 
delcredere  zu  stehen  haben;  für  diese  strengere  Auffas^ang  des  Eatw. 
sprachen  sich  mehrere  Mitglieder  aus;  dem  Commissionär  gebühre  für  das  bei 
dem  Einkaufe  von  Wechseln  von  Rechtswegen  als  Regel  aufgestellte />e/crec26re 
die  Übliche  Vergütung,  dies  sei  ausdrücklich  etwa  darch  die  Verweisung  auf 
Art.  288,  289  (oben  S.  344  Note  1)  za  sagen  und  lediglich  dem  Commit- 
tenten  zu  überlassen,  den  Ankauf  von  Wechseln  entweder  ganz  zu  untersagen 
—  z.  B.  den  Commissionär  zu  autorisiren ,  dass  er  auf  ihn  den  Betrag  des 
Kaufpreises  trassire  —  oder  vertragsmässig  die  Anwendung  des  Art.  291 
auszuscfali essen.  Von  einem  Mitgliede  wurde  der  Antrag  auf  folgende  Fas- 
sung des  Art.  291  gestellt  (Prot.  724):    »Ein  Commissionär übernommen 

hat,    bat    für  denselben  del  credere  zu  stehen  ist  somit  verpflichtet zu 

indossiren" ;  denn  dem  Commissionär  sei  die  volle  I>e/cre(2er«-Haftung  aufzu- 
erlegen; mehrere  Mitglieder  erklärten  aber,  dass  sie  sich  im  Allgemeinen 
weder  für  noch  gegen  den  Antrag  aussprechen  könnten,  da  es  von  den 
Umständen  abhänge,  ob  die  von  dem  Commissionär  mit  dem  Indossa- 
mente übernommene  Haftung  dem  Delcredere  gleichstehe  oder  nicht;  durch 
die  Abstimmung  gegen  diesen  Antrag  sprächen  sie  sich  also  keinesweg» 
für  die  Unanwendbarkeit  der  Bestimmung  in  allen  Fällen  aus.  Der  Antrag 
worde  mit  9  gegen  7  Stimmen  abgelehnt.  Von  einem  anderen  Mitgliede 
wurde  der  Antrag  gestellt  (Prot.  724),  mit  Rücksicht  aaf  den  bisherigen 
Handelsgebrauch  folgende  Fassong  anzunehmen:  „eine  Vergütung  für  die  in 
dem  Indossamente  gegebene  Garantie  findet,  ohne  dass  solche  ausdrücklich 
bedungen  wäre ,  nicht  statt^.  Von  anderer  Seite  wurde  der  Antrag  gestellt  ^ 
folgenden  Zusatz  aufzunehmen:    „....so  dass  er  wechselmässig  haftet;  ohne 
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vorliegt;  letzteres  ist  aber  trotz  der  Indossirung  nicht  immer  der 
Fall.  Der  dritte  Contrahent  ist  vielleicht  überhaupt  nicht  aus 
dem  Wechsel  verpflichtet;  er  hat  mit  der  üebergabe  des 
Wechsels  seine  Verpflichtung  aus  dem  Wvchselschlus«e  voll- 
ständig erfüllt;  der  Commissionär  steht  daher  darch  das  In- 
dossament gegenüber  dem  Committenten  nicht  ein  für  die  Zah- 
lung des  dritten  Contrahenten ;  er  steht  nicht  dd  credere.  Ist 
der  dritte  Contrahent  aus  dem  Wechsel  verpflichtet  und  tritt 
der  Commissionär  durch  sein  Indossament  selbst  als  Regress- 
pflichtiger hinzu,  so  könnte  in  diesem  Falle  der  Commissionär 
allerdings  von  den  Nachmännern  des  Committenten  wirk- 
sam in  Anspruch  genommen  werden,  jedoch  nicht  in  Folge 
eines  von  ihm  übernommenen  Delcredere- Stehens,  welches 
letztere  ja  eine  Verpflichtung  des  Commissionärs  gegenüber 
dem  Committenten  involvirt,  sondern  eben  auf  Grund  des 
Indossamentes    als    Regresspflichtiger;     gegen    den    Commis- 


besondere  Verabrednng  kann  er  biefiir  keine  Vergütung  fordern"  ;  denn  Art.  29 L 
solle  nnr  bestimmen,  dass  der  Commissionär  nach  Wechselrecht  hafte  nnd 
nicht,  dass  er  del  credere  f>tehe;  die  Znerkennnng  einer  be^ionderen  Ver- 
gütung für  eine  solche  Haftung  sei  nicht  gerechtfertigt.  Von  anderer  Seite 
wurde  zur  Beseitigung  jeden  Zweifels,  dass  nicht  auch  eine  über  die  formelle 
wechselmässige  Haftung  hinausgebende  materielle  Verbindlichkeit  des  Com- 
missionärs entstehe,  der  Antrag  gestellt,  folgenden  Zasatz  aufzunehmen:  „es 
bleibt  dem  Commissionär  jedoch  gegen  eine  Regressklage  des  Committenten 
ein  Einwand  aus  dem  unterliegenden  Verhältnisse  vorbehalten,  wenn  er  nicht 
del  credere  steht".  Nach  der  Annahme  der  heutigen  Fassung  ergab  ^ich  eine 
Meinangsverschiedenbeit  (Prot.  7*^5)  darüber,  ob  und  inwiefern  dadurch  die 
übrigen  Vorschläge  erledigt  seien,  namentlich  ob,  wenn  der  Commissionär 
indos.«ire  ,  dessen  Haftbarkeit  einem  Delcredere  gleich  sei  oder  nicht  und  ob 
ihm  dafür  Vergütung  gebühre;  der  Antragsteller  der  heutigen  Fassung  be- 
merkte: Art.  291  erwähne  keine  besondere  Haftbarkeit,  daher  könne  nicht 
angenommen  werden,  dass  der  Commissionär  eine  andere  Haftbarkeit  habe 
als  eine  wechselmässige,  d.  h.  aus  dem  Indossamente;  dies  sei  mit  der  Haf> 
tung  aus  dem  Delcredere  keineswegs  identisch;  denn  abgesehen  davon,  dass 
der  Commissionär  ans  dem  Delcredere  unmittelbar  und  persönlich  hafte,  aus 
dem  Indossamente  aber  nur  im  Wege  des  Regresses,  Hessen  sich  auch  Fälle 
denken,  in  welchen  der  Commissionär  dasjenige,  was  er  dem  Committenten 
wegen  des  Indossamentes  bezahlt  habe,  wegen  des  Commissionsverhältnisses 
zurückverlangen  könne;  sei  aber  die  Haftung  aus  dem  Indossamente  nicht 
gleich  der  Haftung  aus  dem  Delcredere  ^  so  könne  selbstverständlich  nicht 
davon  die  Rede  sein,  dass  der  Commissionär  Anspruch  auf  eine  Vergütung 
habe.  Diese  ünterscbeidung  wurde  aber  nicht  von  allen  Seiten  für  gerecht- 
fertigt gehalten. 
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sionär  als  Vormann  könnte  aber  von  dem  Committenten  selbst 
auf  Grund  der  durch  das  Indossament  formell  übernommenen 
Jßegresspfiicht  nicht  mit  Erfolg  vorgegangen  werden ;  der 
Committent  wäre  vielmehr  verpflichtet,  dem  Commissionär 
Ersatz  zu  leisten,  falls  dieser  auf  Grund  des  in  ordnungs- 
mässiger  Ausführung  des  Auftrags  ertheilten  Indossamentes 
von  den  Nachmännern  des  Committenten  zur  Zahlung  ge- 
zwungen würde ;  denn  der  Commissionär  hat  ja  diese  Zahlung 
für  Rechnung  des  Committenten  geleistet  *®);  der  Regressklage 
des  Committenten  als  Indossatars  gegen  den  Commissionär  als 
Indossanten  steht  demnach  eine  wirksame  Einrede  aus  dem 
Oommissionsverhältniss  entgegen.  *^)  Entweder  der  Commis- 
sionär hat  von  dem  Committenten  überhaupt  keine  Valuta 
erhalten;  in'  diesem  Falle  hat  er  selbst  gegen  den  Commit- 
tenten aus  dem  Commissionsvertrage  Anspruch  auf  Leistung 
■der  dem  dritten  Verkäufer  gegebenen  Valuta  und  kann  daher 
die  Regressforderung  des  Committenten  ablehnen ;  oder  er  hat 
dem  Auftrage  gemäss  die  von  dem  Committenten  empfangene 
Valuta  dem  dritten  Contrahenten  für  den  Wechsel  hingegeben  ^^) ; 

»•)  Vgl.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIII  N.  95 :  Wenn  der  Committent  dem  Com- 
missionär das  Mandat  zn  indossiren  ertheilt,  and  zwar  so,  dass  der  Com- 
missionär niemals  in  die  Lage  kommen  soll,  sein  Indossament  eiozalösen, 
so  ist  die  später  doch  eingetretene  Yerpflichtang  des  Commisvionärs  znr 
^Zahlung  an  d<*n  dritten  Wechselinhaber  nnr  eine  von  den  Paciscenten 
nicht  beabsichtigte,  gesetzliche  Folge  des  in  Ansfährnng  des  Indossirnngs- 
mandates  anf  den  Wechsel  gesetzten  Indossamentes  nnd  der  dadurch 
dritten  Wechselinhabern  gegentLber  übernommenen  wechselmässigen  Verbind- 
lichkeit nnd  es  wäre  offenbar  ein  Widerspruch  gegen  die  bona  fidea,  wenn 
•der  Mandant  Zahlung  fordern  wollte,  während  seine  Pflicht  zum  Ersatz  einer 
gleichen  Summe  an  den  Mandatar   bereits  in  sicherer  Aussicht  steht. 

")  V  Hahn  I.  c.  §.  9.  Ein  interessantes  Beispiel  bei  Savary  1.  c.  p.  235; 
vgl.  Hamburger  W.  0.  V.  1711  Art.  36  j(oben  §.  1  S.  27);  anders  nach  der 
Angsbnrger  W.O.  v.  1778  Cap.  VIII  §.4  (oben  §.  1  S.  27),  span.  Hgb. 
Art.  160,  portug.  Hgb.  Art.  76  (dazudeSampaio  I.  S.  266  ff.),  ital.  Entvr. 
Art. 424,  wfirttemb.  Entw,  Art.  159  (oben  Note  12),  Pardessus  N.  583, 
Alauzet  HI.  N.  1280. 

**)  Phoonsen  (bei  Siegel  1.  c.)  Cap.  27  §.  10:  Ein  Geber  in  Com- 
mission  del  eredere  stehend  ist  bei  Retoumirung  einen  protestirten  Wechsels 
mangels  Zahlung  bei  Unvermögen  seines  Trassanten  nicht  gehalten,  seinem 
Principal  mehr  als  die  von  diesem  empfangene  Valuta  zu  ersetzen;  denn  er 
hat  nur  von  dieser  Summe  Provision  erhalten.  Wenn  er  aber  von  dem  Tras- 
eanten  die  Retourrechnung  bezahlt  erhalten  hat,  so  muss  er  diese  dem  Prin- 
zipal in  Rechnung  bringen. 


h: 
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dann  war  er  nur,  so  zu  sagen,  ein  passiver  Vermittler  mit 
einer  genau  vorgezeichneten  Rolle ,  lediglich  damit  beauftragt, 
von  dem  einen  Theile,  dem  dritten  Contrahenten ,  den  Wechsel 
gegen  die  Valuta  zu  empfangen  und  denselben  dem  anderen 
Theile,  dem  Committenten,  zuzustellen ;  oder  der  Commissionär 
hat  weder  die  Valuta  von  dem  Committenten  empfangen» 
noch  selbst  die  Valuta  dem  dritten  Verkäufer  geleistet,  lehnt 
aber  seine  Haftung  aus  dem  Indossamente  gegenüber  dem 
Committenten  deshalb  ab,  weil  er  als  Commissionär  beim  An- 
kauf des  Wechsels  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
angewendet,  also  als  Commissionär  nicht  weiter  zu  haften 
habe.  In  allen  diesen  Fällen  kann  von  einem  Delcredere-Stehen 
des  Commissionärs  nicht  die  Rede  sein ,  daher  auch  nicht  von 
einem  Rechte  auf  i>e^crecZere- Provision. 

Das  Delcredere  kann  aber  allerdings  in  Form  eines  In- 
dossamentes  vom  Commissionär  übernommen  werden,  wenn 
nämlich  der  dritte  Contrahent  aus  dem  Wechsel  verpflichtet 
erscheint  und  der  Commissionär  dem  C  ommittenten  gegen- 
über für  die  Erfüllung  der  Wechselverpflichtung  des  dritten 
Contrahenten  mit  seiner  Wechselverpflichtung  eingetreten 
ist;  in  diesem  Falle  ist  der  Commissionär  nicht  schon  dann 
von  aller  Verbindlichkeit  frei,  wenn  er  bei  dem  Ankaufe  de» 
Wechsels  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
vorgegangen  ist,  wenn  ihm  z.  B.  in  der  Prüfung  der  Zuver- 
lässigkeit  der  auf  dem  Wechsel  als  Wechselschuldner  er- 
scheinenden Firmen,  des  Trassanten,  der  Giranten  und  des 
Acceptanten,  durchaus  Ijein  Verschulden  zur  Last  fällt;  er 
ist  vielmehr  für  den  Eingang,  für  die  Erfüllung  derWechsel* 
Verpflichtung  des  dritten  Contrahenten,  verantwortlich  und 
zwar  auch  dem  Committenten  gegenüber,  nicht  nur  formell, 
sondern  auch  materiell,  so  dass  ihm  gegen  dessen  Regress- 
klage eine  wirksame  Einrede  nicht  zusteht;  ein  solches  Del- 
credereStehen  kann  insbesondere  auch  dann  beabsichtigt  sein» 
wenn  der  Verkaufscommissionär  für  den  Kaufpreis  Wechsel 
annimmt   und    dem    Committenten,  indossirt. ^*)    Beruht    die 


'^)  Deshalb  allein  aber,  weil  der  VerkanfscommissioDär  del  endert 
steht,  haftet  er  nicht,  auch  für  den  Eingang  der  Wechsel ,  welche  er  für  den 
Eanfpreis    der    verkauften    Commissi onsgüter  angeschafft   und    an    den   Com« 


.{  -  -  ■ 
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Uebernahme  einer  solchen  Wechselverpflichtung  auf  Verein- 
barung oder  auf  dem  Handelsgebrauch  am  Orte  der  Nieder- 
lassung des  Commissionärs  y  so  hat  der  letztere  einen 
Anspruch  auf  die  ßelcredere-V royi&ion  (Art.  370  Hgb.), 


mittenten  indossirt  hat.  Brinkmann  S.  388  Anm.  9.  Vgl.  Phoonsen  (hei 
Siegel  I.e.)  Cap.  27  §.18:  Ein  Commissionär,  welcher  einen  Auswärtigen 
im  Verkaufe  seiner  Güter  bedient  nnd  del  credere  steht,  steht  nicht  del 
credere  för  die  Rimessen ,  welche  er  an  seinen  Principal  aas  dieser  einge- 
kommenen Schnld  Übermacht,  es  sei  denn  dass  er  es  dnrch  speciellen  Contract 
einwillige. 


i* 


."»■^■i 
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VlII.  Capitel. 

Die  Speditionscommission. 


§.  45. 
Begriff  des  SpedilionsvertragsO;  Abschliessung  desselben. 

Wer  eirem  Anderen  Waaren  übersenden  will,  übergibt 
sie  einem  Spediteur  zur  Besorgung  des  Transportes,  bezeichnet 
die    Art   der   Versendung,    den  Bestimmungsort,    den  Desti- 
natar etc.;    der   Spediteur    schliesst    dann    rücksichtlich    des 
Transportes    an   den  Destinationsort  in   eigenem  Namen    mit 
einem  Frachtführer  oder  Schiffer  einen  Frachtvertrag  ab;  er 
lässt  sich ,    um  einerseits  nicht    zu  lange  die  von  ihm  aufge- 
wendeten   Geldsummen    zu    entbehren    und    andererseits    den 
Frachtführer    zur  Anwendung   grösserer   Sorgfalt    zu   veran- 
lassen, in  der  Regel   von   dem  letzteren   die   auf  dem  Spedi- 
tions-   und  Frachtgute  ruhenden  Auslagen,   Kosten   und    die 
Provision    bezahlen    (Nachnahme)   und    bemerkt    im    Fracht- 
briefe,   dass    dies    geschehen    sei.     Nicht    selten   wird   dann 
dem  Frachtführer   ein   zweiter  Spediteur   als  Destinatar  be- 
zeichnety  namentlich  an  einem  Zwischenhandelsplatze,  ein  sog. 
Zwischenspediteur,    der   die  Waare,   von   deren  Ankunft    er 
gewöhnlich  im  voraus  durch  einen  Avisbrief  unterrichtet  wird, 


^)  Vgl.  bes.  Gareis  Das  joristische  Wesen  des  Speditionsgeschäftes 
im  Centr.-Org.  f.  d.  d.  H.  u.  W.  B.  N.  F.  VII.  Bd.  S.  257—287.  Im  Holland. 
Hgb.  (Art.  86t  89)  beisst  der  Spediteur  Ezpeditenr,  während  mit  diesem  Ans- 
dmck  in  Frankreich  (Art.  1(X)|  101  eode  de  commerce)  der  Absender  (Art.  392 
P.  3deatsch.  Hgb.)  bezeichnet  wird;  vgl.  holländ.  Hgb.  Art.  90:  Der  Fracht- 
brief enthält  (p.  6)  de  onderteekening  van  den  afzender  of  van  den  expediteur. 
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von  dem  Frachtführer  zu  empfangen  und  diesem  dann  eben« 
falls  die  Aaslagen  und  den  Frachtlohn  za  vergüten  hat.  Dar 
Zwischenspediteur  liefert  nun  entweder  das  Speditions-  und 
Frachtgut  dem  eigentlichen  Destinatar  ab,  oder  er  schliesst 
behufs  des  weiteren  Transportes  mit  einem  zweiten  Frachtführer 
einen  Frachtvertrag  ab,  bezeichnet  ihm  vielleicht  einen  anderen 
Zwischenspeditear  als  Destinatar,  bis  so  die  Waaren  zuletzt 
an  den  eigentlichen  Destinatar,  dem  sie  der  Committent  des 
ersten  Spediteurs  zukommen  lassen  wollte,  gelangen.  Bei 
einem  Speditionsgeschäfte  kommen  also  verschiedene  Personen 
in  Betracht:  der  Versender,  der  Spediteur,  resp.  der  Zwischen - 
Spediteur  (zu  unterscheiden  von  dem  Unterspediteur,  s.  unten 
S.  575),  dsr Frachtführer,  der  Empfänger  (Adressat,  Dastinatar). 

Bei  Abschluss  des  Speditionsvertragas  handelt  der 
Versender  entweder  für  seine  eigene  Rechnung  oder  für 
Rechnung  eines  Dritten ,  insbesondere  des  Destinatars  und 
zwar  im  letzteren  Falle  entweder  im  eigenen  Namen  oder  im 
Namen  des  Destinatars.  2)  Versender  und  Destinatar  können 
aber  auch  eine  und  dieselbe  Person  sein,  so  dass  der  Desti- 
natar selbst  als  Versender  (Committent)  den  Speditionsvertrag 
abschliesst.  In  diesem  Falle  und  ebenso,  wenn  der  Versender 
als  Stellvertreter  des  Destinatars  handelt,  fungirt  der  Spedi- 
teur lediglich  als  Mandatar  des  Destinatars. 

Der  Speditionsvertrag  selbst  besteht  nun  darin,  dass 
der  eine  Contrahent  (der  Committent ,  der  Versender)  den 
Auftrag  ertheilt,  der  andere  (der  Spediteur)  den  Auftrag 
übernimmt,  für  fremde  Rechnung  in  eigenem  Namen  einen 
Transport  durch  Frachtführer  (d.  h.  zu  Lande  oder  auf  Flüssen 
und  Binnengewässern)  oder  Schiffer  (d.  h.  zur  See)  zu  besorgen. 
Wer  gewerbemässig  solche  Aufträge  zur  Besorgung  von 
Güterversendungen  übernimmt  und  daher  in  eigenem  Namen 
für  fremde  Rechnung  Frachtverträge  und  (mit  Zwischen- 
spediteuren}    Speditionsverträge    abschliesst ,     ist    Spediteur 


')  Es  ist  guaestio  facti  ^  ob  die  Aufgabe  eines  bestimmten  Spediteurs 
TOQ  Seite  des  Destinatars  an  den  Versender  die  Bedeutung  habe,  dass  der 
Letztere  im  eigenen  Namen  oder  in  dem  des  Destinatars  contrahiren  solle ;  an 
und  für  sieb  wird  der  Versender  durch  diese  Instruction  nur  in  seiner  Haf- 
tung fbr  culpa  in  digendo  gedeckt.  Vgl.  Goldschmidt  ins.  Ztschr.  Bd.  IV 
S  482 ff.;  unrichtig  Wengler  I.e.  S.  51  ff. 


7---r- 
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(Art.  379  Hgb.;  §.  384  uugar.  Hgb.);  er  ist  Kauftnann«); 
denn  seine  Geschäfte  sind  relative  Handelsgeschäfte  (Art.  272 
Z.  3  Hgb.,  ebenso  §.  259  Z.  3  ungar.  Hgb.).  Die  Rechts- 
sätze über  das  Speditionsgeschäft  kommen  nur  dann  zar 
Anwendung,  wenn  entweder  ein  berufsmässiger  Spediteur, 
also  ein  Kaufmann ,  dessen  gewöhnlicher  Handelsbetrieb  nur 
in  Speditionsgeschäften  besteht,  den  Auftrag  übernimmt,  für 
Rechnung  des  Auftraggebers  in  eigenem  Namen  eine  Guter- 
versendung  durch  Frachtführer  oder  Schiffer  zu  besorgen, 
oder  wenn  ein  Kaufmann ,  welcher  nicht  Spediteur  von  Be- 
ruf ist,  im  Betriebe  seines  auf  andere  Handelsgeschäfte  ge- 
richteten Handelsgewerbes  einen  solchen  Auftrag  übernimmt 
(Art.  272  Abs.  2,  Art.  388  Hgb.,  ebenso  §.  259  Abs.  2,  §.  392 
Ungar.  Hgb.).  *) 


')  Für  seine  Buchführung  waren  specielle  Bestimmangen  in  Art.  297 
preuss.  Entw.  beantragt,  welche  jedoch  bei  der  Berathung  abgelehnt  wurden 
(Prot.  752.  753). 

*)  Zur  Begriffsbestimmung  des  Spediteurs  vgl.  Art.  296  preuss.  Slntw. : 
Spediteur  ist  derjenige,  welcher  gewerbemässig  in  eigenem  Namen   für  Rech- 
nung  eines   Versenders   Frachtverträge    schliesst.     Art.  304    preuss.    Entw.  : 
Wenn  ein  Kaufmann,  welcher  nicht  Spediteur  ist,  gegen  Bezahlung  die  Ver- 
sendung von  Sachen  übernimmt,    so    gelten    in  Ansehung    eines  solchen  Ge- 
schäftes alle  Vorschriften  dieses  Titels.     Art.  323  Entw.   I.  Les.  ==  Art.  356 
Entw.  II.  Les.  =  Art.  379  Hgb.  (nur  dass  es  in  Art.  323  „Seeschiffer^  heisst). 
Art.  365  Entw.  II.  Les.  =  Art.  388  Hgb.  (nur  dass  hier  die  Worte :  „in  eigenem 
Namen**  eingeschaltet  sind).  Bei  der  Berathung  des  Art.  296  wurde  in  erster 
Lesung  bemerkt   (Prot.  751),    die  Definition    des   Entw.    schliesse    diejenigen 
Geschäfte  aus,  welche  statt    auf   einen  Transport    der  Waaren   lediglich    anf 
eine  Empfangnahme  derselben  vom  Frachtführer,  auf  eine  Untersuchung,    ob 
dieser  sie  richtig  und  in  entsprechendem  Zustande  abgeliefert  habe,    auf  Ab- 
rechnung mit  den  Zollbehörden  u.  s.  w.  gingen ,    um  die  Waare  sodann    zur 
Verfügung  des  Committenten  zu  halten,  obschon  die  Geschäfte  des  Spediteurs 
sehr  oft  sich    gerade  ausschliesslich    auf    solche   Geschäfte    bezögen;    daher 
wurde  der  Antrag  gestellt,    anstatt  Art.  296   und  Art.  304  preuss.  Entw.  zu 
setzen:    »Wer   für    fremde    Rechnung   auf   eigenen  Namen   gegen  Vergütung 
Transportgegenstfinde  in  Empfang  nimmt,    um    sie    wieder   abzuliefern  oder 
deren  Weiterbeforderung  zu  übernehmen,  ist  ein  Spediteur*' ;  (Prot.  772).  Da- 
gegen wurde  Torgebracht,    die  Definition    des   Entw.    biete    die   juristischen 
Unterscheidungsmerkmale    des  Geschäftskreises    des    Spediteurs    und    reiche 
daher  aus,  auch  wenn  sie  die  erwähnten,    gewiss  mehr    factischen  Momente 
der  Geschäftsthätigkeit  des  Spediteurs  nicht  umfasse ,    von   welchen   ohnehin 
Niemand  bezweifeln  werde,  dass  sie  auch  bei  Speditionsgeschäften  vorkommen 
können.  Die  vorgeschlagene  Fassung   gehe  aber   zu  weit;    denn   sie   umfasse 
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Der  Spediteur  unterscheidet  sich  einerseits  vom  Fracht- 
führer (Art.  390  Hgb.,  ebenso  §  393  ungar.  Hgb.)  dadurch, 
dass  der  Letztere  den  Transport  selbst  ausführt,  also  haupt- 
sächlich factiache  Arbeit  leistet,  während  die  Hauptthätigkeit 
des  Spediteurs  in  der  juristischen  Arbeit  (Abschluss  von 
Frachtverträgen  etc.)  gelegen  ist ,  andererseits  vom  Güter- 
bestätter  ^) ,   Frachtmakler ,    SchiflFsprocureur    dadurch  ,    dass 


auch  das  Frachtge>chäft;    sie  wurde  mit  16  gegen   1  Stimme  abgelehnt.    Bei 
der  Berathnng  wurde  der  Antrag  (Prot.  773)    auf  folgende  Fassung   gestellt: 
„Güterversendungen  u.  s.  w.    zu  besorgen  fibernimmt^,    damit  nicht  auch  der 
Beauftragte    des  Fuhrmanns  als  Spediteur    angesehen    werden    könnte,    der 
für  den  Fuhrmann  Frachtverträge  abschliesst.  Dagegen  wurde  bemerkt,  dass 
mit  dem  Ausdrucke:  „zu  besorgen  übernimmt*'    nichts  Anderes  gemeint  sein 
könnte,  als  dass  der  Spediteur  Frachtverträge  schliesse;    denn   ein   Besorgen 
in  dem  Sinne,  dass  der  Spediteur  für  die  Ausführung  sorge,  indem  er  einem 
Knechte  u.  s.  w.    den  Befehl   ertheil^e ,    einen  Transport    auszuföhren ,    könne 
nicht  hieher  gehören.  Der  Antrag  wurde  mit  9  gegen  8  Stimmen  angenommen. 
In  der  zweiten  Les.    wurde    der  Antrag    auf  Streichung    der  Worte:    „durch 
Frachtführer  oder  Seeschiffer^  gestellt  (Prot.  1216) ;  denn  der  Art.  passe  jetzt 
nicht  auf  viele  Fälle,  in  denen  unzweifelhaft  Speditionsgeschäfte  vorlägen,  wie 
z.  B.  wenn  der  Spediteur  den  Auftrag  erhalte,  eine  Waare  von  Frachtführer, 
Eisenbahn   n.  s.  w.   in   Empfang  zu  nehmen,     bis    zur   Ankunft    des    eigenen 
Geschirres  des  Committenten  zu  bewahren    und    zuletzt    diesem  Geschirr   zu 
übergeben.     Ein  solcher  Spediteur  habe  bei  der  Empfangnahme    der  Waaren 
Obliegenheiten,  welche  man  bei  jedem  Spediteur  wiederfinde;  er  habe  Fracht- 
lohn vorzuschiessen  u.  s.  w.    und  würde  allgemein  als  Spediteur    betrachtet, 
obschon  er  nicht  die  Aufgabe  habe,  zur  Weiterbeförderung  der  Waare  wieder 
einen  Frachtvertrag  abzuschliessen.    Dagegen    wurde  aber  vorgebracht:    der 
Spediteur  sei  eine  Unterart  von  Commissionären;  letztere  hätten 
Auftrag,  Verträge  über  Handelsgeschäfte  abzuschliessen,  der  erstere  habe  den 
Auftrag,    eine  gewisse  Art  von  solchen  Verträgen,  nämlich  Frachtverträge,  zu 
schliessen;  in  diesem  letzteren  Momente  liege  allerdings   das  unterscheidende 
Merkmal  des  Spediteurs;    soweit   derselbe    aber    auch    andere  Verrichtungen 
übernehme,  wie  z.  B.  Empfangnahme,  Aufbewahrung  von  Waaren  u.  s.  w.,  sei 
er,  wie  von  einer  Seite  geltend  gemacht  wurde,    als  Commissionär  anzusehen 
und  könne  also  auch   wegen  solcher  Verrichtungen  nichts  im  Art.  323    auf- 
genommen werden,  oder  es  liege,  wie  ein  anderes  Mitglied  bemerkte,  gar  kein 
Auftrag,  einen  Vertrag  zu  schliessen,  also  weder  eine  Commission,    noch  ein 
Speditionsgeschäft,  sondern  ein  Auftrag  vor,  eine  Handlung   vorzunehmen ;  für 
solche  Aufträge  enthalte  das  Hgb.    keine  speciellen  Bestimmungen,    es  stehe 
aber  allerdings  nichts   im  Wege ,    sie   nach  Analogie    des  Commissions-    und 
Speditionsgeschäftes  zu  beurtheilen;    der  Antrag  wurde    daher  mit  11  gegen 
3  Stimmen  abgelehnt.     Vgl.  auch  oben  S.  42  ff.  §.  3  Kote  6. 

')  Wagenbestätter,  Litzenbrüder;    an    manchen  Orten  sind  sie,    gleich 
den  Maklern,  amtlich  bestellte  Personen  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  in 


**jt*^»»r 
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die  letzteren  die  Frachtverträge  nicht  in  eigenem  Namen  ab- 
schliessen,  sondern  nur  das  Zustandekommen  derselben  zwischen 
den  Versendern  und  den  Frachtführern  vermitteln  (Art.  389 
Hgb.).®)  Als  gewerbemässige  Vermittler  von  Handelsgeschäften 
können  sie  aber  Kaufleute  (Art.  272  Z.  4  Hgb.,  ebenso  §.  259 
Z.  7  Ungar.  Hgb.),  daher  auch,  wie  jeder  Kaufmann,  unter 
Umständen  (Art.  388)  den  Bestimnjungen  über  das  Speditions- 
geschäft  unterworfen  sein. 

Das  Speditionsgeschäft  ist  eine  Species  der  Art  Com- 
missionsgeschäft.  ^)  Das  Hgb.  zieht  wenigstens  die  Conseqaen- 
zen  dieser  Anschauung,  steht  aber  in  der  Begriffsbestimmung 
des  Speditionsgeschäften  auf  eiuem  anderen  Standpunkte. 
N  ich  dem  Hgb.  braucht  nämlich  der  Speditionsauftrag  nicht 
nothwendig  auf  die  Ausfdhrang  eines  Geschäftes  gerichtet  za 
sein,  welches  sich  vom  Standpunkte  des  Committenten  aus 
als  Handelsgeschäft  darstellt;  denu  der  Abschluss  des  auf- 
getragenen Greschäftes,  des  Frachtvertrags  u.  s.  w.,  wäre  für  den 
Committenten  nur  dann  Handelsgeschäft,  wenn  dieser  ein  Kauf- 
mann wäre ;  Spediteur  im  Sinne  des  Hgb.  ist  aber  auch  derjenige, 
welcher  gewerbemässig  lediglich  von  Nichtkaufleuten  Aufträge 


der  Waarenveraendang,  Einziebang  der  Frachten  für  die  Fahrlent«,  Aasferti- 
gang  der  Frachtkarten  n.  s.  w.  Leachs  System  des  Handels  (Nfirnb.  1804) 
§.359  S.  306;  Yeillodter  Entw.  eines  aUg  Handl.  R.  (Frankf.  1790)  Cap.22 
S.  210;  Billow  n.  Hagemann  1.  c.  S.  445,  Heineken  §.  23.  PoehU  L 
§.  66  S.  142  (für  Hamburg  S.  143,  144).  S.  aach  die  anonyme  Schrift:  Yersncli 
über  das  kaafmännische  Speditionswesen  in  seinem  Verhältnisse  gegen  den  Staat 
(Stuttgart,  Metzler'sche  Buchh.  1804)  §.  13  S.  26,  §.23,^24  S.  38— 41 ;  über 
Schiffdprocnrears  s.  P  o  e  h  1  s  I.  §.  64,  65 ;  über  die  holländischen  Expeditionscom- 
toirs  L  e  V  y  1.  c.  ad  Art.  389.  Vgl.  auch  Z  ü  r  c  h.  Oblig.  R.  v.  B 1  n  n  t s  c  h  l  i  S.  354. 

^)  Vgl.  Art.  305  prenss.  Entw.:  Die  blosse  Vermittlung  des  Fracht- 
Vt^rtrages  zwischen  dem  Versender  und  dem  Frachtführer  unterwirft  den 
Vermittler  nicht  der  Verantwortlichkeit  eines  Spediteurs.  Art.  330  Entw. 
1.  Les.  ist  im  Wesentlichem  gleich  Art.  366  Entw.  II.  Les.  =  Art.  389  Hgb. 
Bei  der  Berathung  des  Art  305  in  erster  Les.  wurde  anerkannt,  mii  dem 
Art.  solle  keineswegs  ausgesprochen  werden,  dass  der  Frachtenvermittler  yon 
aller  Haftung  frei  sei,  dagegen  gelte  er  aber  auch  rflcksichtlich  der  Vermitt- 
lung von  Seefrachten,  daher  sei  nach:  „Frachtführer''  einzaschalten :  ,oder 
dem  Schiffer**;  diese  Fassung  wurde  einstimmig  angenommen. 

')  Vgl.  oben  Note  4 ;  R.  0.  H.  G.  Bd.  XV  N.  73  S.  264,  XVI  N.  94  S.  375 ; 
Endemann  Hdr.  §.  172,  §■  166  III.,  Dernburg  I.e.  §.188.  ▼.  Hahn  zu 
Art.  379  §.  1 ;  die  Frage  war  in  der  älteren  Literatur  bestritten ;  so  war 
anderer  Ansicht  Faber   1.  c.  S.  7,  12;  dagegen  Breuls  1.  c.  §.2  S.  4. 
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zur  Besorgung  von  Giiterversendungen  übernimmt.  ^)  Wäre 
daher  jeder  Spediteur  als  eine  Species  der  Art  Commissionär 
anzusehen,  so  geriethe  das  Hgb.  mit  seiner  Begriffsbestimmung 
des  Commissionärs  in  Widerspruch.  Es  gäbe  dann  Species 
von  Commissionären ,  welche  gewerbemässig  Aufträge  zu 
Geschäftsabschlüssen  übernehmen  würden,  die  für  die  Auftrag- 
geber an  und  für  sich  keine  Handelsgeschäfte  wären.  Die 
Art  kann  aber  keine  anderen  Merkmale  haben ,  als  die  den 
verglichenen  Objecten,  den  Species,  gemeinsamen,  so  dass 
der  Begriff  der  Art  in  dem  Begriffe  einer  jeden  Species  ent- 
halten idt.^)  Die  Begriffe  der  Species  stellen  sich  dar  als  die 
Verbindung  ihrer  gemeinsamen  Art  mit  den  jeder  Species 
eigenthümlichen  Merkmalen,  der  dtferentia  specifica;  nach  dem 
Hgb.  kann  daher  principiell  der  Spediteur  nicht  als  eine 
Species  der  Art  Commissionär  angesehen  werden;  er  bildet 
vielmehr  eine  der  Art  Commissionär  coordinirte,  unter  dem 
höheren  Begriffe  Mandatar  *°)  verbundene ,  selbstständige 
Art.  Allein  in  den  practischen  Resultaten  macht  dies  keinen 
Unterschied;  denn  das  Hgb.  bestimmt  dessenungeachtet,  dass 
die  ßechtsgrundsätze  über  das  Commissionsgeschäft  auch  für 
das  Speditionsgeschäft   suppletorisch   gelten   sollen,    insoweit 


«)  Gareis  1.  c.  S.  285. 

^)  Das  Denkea  bildet  aas  den  Begriffen  der  Species  als  der  ver- 
glichenen Objecto  einen  nenen  Begriff,  löst  an  jeder  der  Species  die  ihr 
eigenthümlichen  Merkmale  von  den  allen  gemeinsamen  ab  and  behält  den 
Begriff  eines  Objectes  übrig,  das  keine  anderen  Merkmale  als  die  jenen  Ob- 
jecten gemeinsamen  bat,  so  dass  dieser  Begriff  in  dem  Begriffe  einer  jeden 
Species  enthalten  ist.     Vgl.  Drobisch  Logik  4.  Aail.  §.  18  S.  19. 

*®)  Als  lastitor  wird  der  Speditenr  erklärt  von  Marqnardns  de 
jure  merccU.  I.  c.  8  K.  3  coli,  N.  14.  Als  Mandat  wird  der  Speditionsvertrag 
anfgefasst  von  Fr.  v.  Bülow  nnd  Th.  Hagemann  1.  c.  (oben  S.  32)  S.  438, 
Püttmaunl.  c. ,  Erhard  1.  c,  Gnentherl.  c.  §.  10,  Bender  §.  112 
Poehls  §.  120,  Gelpcke  Zeitscbr.  I.  S.  37  fg.,  Ackermann  in  Basch's 
Arch.  m.  S.6,  Dernbarg  1.  c.  II.  §.  188,  Holtins  I.  S.  207;  als  locaiio 
conductio  operarum  von  Martens  §.  18,  Heineken  I.e.  §.  13;  nur  im 
Allgemeinen  als  Mandat,  daneben  aber  auch  als  locatio  conductio ^  depositp.m, 
negotiorum  (/eatio  von  Wen  gl  er  S.  46,  Wolff  im  Arch.  17.  Bd.  S.  172,  also 
als  ein  „negotium  ex  variis  negotiis  confiatum^  (dagegen  Goldschmidt  in  s. 
Ztschr.  IV.  S.  482,  Gareis  1.  c.  S.  283);  als  „Arbeitsgeschäft"  von  Ende- 
mann §.  172  a.  bes.  Gar  eis  im  Central-Organ  VII.  S.  259  ff.;  dagegen 
Gold  Schmidt  in  s.  Ztschr.  XV.  S.  623;  vgl.  anch  oben  §.  4  S.  51  Note  1. 
Grüuhut,  Becht  des  Commissions-Handels.  34 
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nicht  für  das  letztere  besondere  Bestimmungen  getroffen 
sind  (Art.  387  Hgb.,  ebenso  §  391.  ungar.  Hgb.). ") 

Für  den  Spediteur  gilt,  was  oben  (Cap.  II  §.  8 — 12 
S.  73  fg.)  über  die  Absebliessung  des  Commissionsvertrages 
bemerkt  wurde.  Der  Spediteur  muss  daher  unter  Umständen 
(s.  oben  S.  84  ff.  §.  9)  sofort  den  Speditionsauftrag  ablehnen 
oder  gilt  als  annehmend.  ^^) 

§.  46. 

Wirkungen  des  Speditionsvertrages.  I.  Pflichten  des  Spediteurs; 

Verjährung. 

Die  Speditionscommission  ist,  wie  jede  Commission, 
nach  der  Absicht  des  Committenten  auszuführen;  für  die 
Ermittlung  dieser  Absicht  sind  in  erster  Linie  die  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  ertheilten  Instructionen  mass- 
gebend; der  Committent  kann  insbesondere  die  Art  der 
Versendung ,  z.  B.  mittelst  Eilfracht  oder  Dampfboot ,  den 
Frachtführer  oder  Zwischenspediteur,  die  Zeit  der  Ver- 
aendung,    die    Adresse  ^),     insbesondere    directe    Adressirung 

*')  Art.  328  Entw.  I.  Lesung:  Von  den  für  den  kaufmännichen  Com- 
missionär  geltenden  Bestimmungen  kommen  die  nachstehenden  in  gleicher 
Art  auch  für  den  Spediteur  in  Anwendung:  1.  Die  Bestimmungen  über  die 
Sieberun gsmassregeln  bei  Ablieferung  des  Gates  in  einem  äusserlich  erkenn- 
bar beschädigten  oder  mangelhaften  Zustande,  Art.  308  (oben  S.  208  Note  1). 

2.  Die  Bestimmungen  über  die  Sorgfalt  bei  Aufbewahrung  des  Gutes  und 
Versicherung    desselben   gegen   Feuersgefahr.    Art.  310  (oben  S.  228  Note  2). 

3.  Die  Bestimmungen  über  die  Verpflichtung  gegen  den  bestimmten  Empfänger, 
wenn  das  Gut  za  dessen  Verfügung  gestellt  worden  ist.  Art  314  (oben 
S.  373  Note  11).  4.  Die  Bestimmungen  über  das  Recht  zur  Befriedigung  der 
Forderungen  den  Verkauf  d.'S  Gutes  zu  veranlassen.  Art.  321  foben  S.  303 
Note  32).  In  zweiter  Lesung  wurde  der  Antrag  gestellt  (Prot.  1222),  den  Ein- 
gang des  Art.  3^8,  wie  folgt,  zu  fassen:  Im  Uebrigen  kommen  die  für  den 
Commissionär  gegebenen  Bestimmungen  auch  bei  dem  Spediteur  in  Anwendung, 
insbesondere  etc.  (wie  Art.  328).    Art.  364  Entw.  II  Les.  =  Art.  387  Hgb. 

'^)  In  der  franz.  Praxis  wird  angenommen,  dass  er  im  Falle  be- 
stehender Geschäftsverbindung  nicht  ablehnen  darf  (Alaazet  II.  N.  892, 
N.'972).  Nach  Lauterbach  de  jure  singulari  in  curia  mereaiorum  N.  176, 
Heineken  §.  21,  Guenther  §.  11  ist  ihm  die  Ablehnung,  wenn  er  im 
OoUegium  der  Spediteure  eingeschrieben  ist ,  nur  aus  wichtigen  Gründen 
gestattet. 

*)  Die  Clausel:  „Nach  Bericht"  kann  verschiedene  Bedeutung  haben; 
entweder,  wenn  der  Destinatar  bereits  genannt  ist,  dass  noch  eine  Avisirang 
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dea  Gutes  an  den  Destinatar ,  also  mit  Ausschluss  eines 
Zwischenspediteurs*),  imperativ  oder  demonstrativ  vor- 
geschrieben haben. 


des  Speditenrs  von  Seit«  das  Versendera  abgewartet  werde,  oder,  wenn  der 
Qestinatir  nicht  eenaani  ist,  das«  die  vom  Versender  an  einen  Dritten  ge- 
ricbtete  Bezngsanwsisang  dem  Speditenr  aU  Bericht  genügen  EoHe.  S.  Gold- 
■  chmidt  in  B.  Ztscbr.  Bd.lV  S.483;  Wengier  1.  c.  S.  67  ff.,  Koch  in 
BnBCb's  Arch.  II.  S.  468. 

')R.  0.  H.  a.  Bd.  XII  N.  111  S.  379:  Der  Speditear  hat  das  Gnt 
cor  Beförilemng  an  0  in  Köln  emprangeD  nnd  d!a  Waaren  dem  Schiffer  H 
zum  Transport  nach  Kola  an  die  Adresse  des  dortigen  Speditenra  E  über- 
geben. Kläger  bebaaptet,  das.i  die  dRm  Speditenr  von  dem  Committenten  auf- 
gegebene Adresse  O  znglelcb  diejenige  Peräon  sei,  auf  deren  Na nien  als  Em- 
pfängerin der  FracbtbrUf ,  re^p.  Ladescbein  gestellt  werden  mnsste,  sofern 
nicht  eine  fuidere  BedeQtnng  der  Adressanfgabe  und  zugleich  die  UomSglich- 
keit  einer  directen  Adiessirung  oder  doch  die  Unschädlicbkeit  einer  indirecteu 
Adreasirung  fSr  den  Empfänger  dargethan  sei.  Diese  Anffasenng  verstöast 
gegen  Art.  380.  l-äge  in  der  ja  regelmässigsn  Aufgabe  einer  AdresBe  au  und 
fär  sich  die  Erkläruog,  daas  der  Spediteur  das  Gut  direct  an  diese  Adresse 
nnd  njcbt  an  einen  Zwischen  Spediteur  oder  sonstigen  Agenten  liefördero  mässe 
to  bütte  daa  Geneiz  schon  die  blosse  Thatsache  d^r  Wahl  eines  Zwisclien- 
epeditenrs  schlechthin  oder  präsumtiv  für  die  VernncliiüRsiguns  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufoianues  erklärt  und  somit  den  Speditear  schlechthin 
oder  doch  präsumtiv  für  den  aiigeuommeneD  Zwischenspediteur  haftbar  machen 
müssen.  Diis  iät  aher  nicht  der  Fall;  es  muss  allerdings  überall  geprüft 
werden,  ob  nicht  schon  die  Thatsnche  der  Annahme  ein^s  Zwischenspedileurs 
unabhängig  von  der  Person  des  Gewühlten,  als  eine  Verletzung  der  schuldigen 
Sorgfalt  erscheint;  allein  unhaltbar  ist  gegenüber  dem  Wortlaute  und  Ge- 
danken des  Gesetzes  die  Auffassung,  das«  in  der  Aufgabe  der  Adresse  im 
Zweifel  eine  Instruction  gelegen  sei,  von  welcher  nur  aligewiclien  werden 
dürfe,  falls  deren  Befolgnng  nicht  möglich  oder  mit  Nacb'heilen  für  den 
Empfänger  rerbanden  sei.  DerCommittent  kann  den  Speditenr  eines  Zwiscben- 
platzes  oder  de:<  Endpunktes  der  Reise  als  den  Transportdestinatar  anflehen 
nnd  in  diesem  Falle  erscheint  die  directe  Ablieferung  an  d  ejenige  Person, 
für  wolche  das  Gut  schliesslich  bestimmt  ist,  mag  die!>elbe  auch  ,  wie  bäaflg 
geschieht,  im  Versen  dangsanft  rage  mitgenannt  sein,  untersag:;  allein  nmge- 
kehrt  liegt  in  der  Bezeichnung  derjenigen  Person,  an  welche  das  Gnt  abzu- 
liefern ist,  keineswegs  ohneweiters  die  Uuter^^agung  der  Benutzung  einer 
ZwiBchenperson  ,  vielmehr  verlangt  das  Gesetz  nnr  den  Nailiweis,  dass  der 
Ppeditenr  durch  die  Wahl  der  Ziviscbenpersou  niiht  wider  die  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  vorsloüsen  habe;  clie^er  Beweis  hat  sich  im  Zweifel 
sowohl  darauf  zn  erstrecken,  dass  die  Annahme  eines  Zwischenspeditenrs 
flbeihanpt,  wia  dass  die  getroffBoe  Wahl  den  Grondsatzen  entsprochen  habe, 
welche  von  ordentlichen  Kanflenten  in  gleicher  Lage  befolgt  zn  werden 
pflegen  (Art.  283,  279).    Ist  es  nun  zweifelhaft , .  was  in  solchen  Fällen  der 

31* 


—    533    — 

Gommittenten  nichts  vorgeach rieben,  so  liat  der  Spediteur  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  im  Interesse  des 
Gommittenten  gemäss  dem  Auftrage  zu  verfahren;  er  macht 
eich  verantwortlich,  wenn  er  bei  der  Ausführung  der  über- 
nommenen Versendung  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes verletzt  hat  (Art.  380  Hgb.,  ebenso  §.  385  Abs,  1 
Ungar.  Hgb,). '"! 

Dem  Spediteur  liegt  die  Empfangnahme,  Aufbewahrung 
und  Versendung  des  Speditionsgutea  ob. 

Rücksichtlich  der  vom  Frachtführer  oder  Schiffer  zu  empfan- 
genden Waaren  kommt  Art.  365  {Art.  387)  —  ebenso  §.  371, 
§.  391  Ungar.  Hgb.  —  auch  Tiir  den  Spediteur  in  Betracht 
(s.  oben  §.  26  S.  208  ff.).  Bestellt,  um  für  den  Transport 
Sorge  zu  tragen,  also  alles  zu  thun,  was  zur  sicheren  Aus- 
führung desselben  erforderlich  ist,  muss  der  Spediteur  bei 
der  Ablieferung  der  Waaren  von  Seite  des  Frachtführers 
oder  Schiffers  sorgfältig  darauf  achten ,  dass  ihm  keine  an- 
deren als  die  im  Frachtbriefe  (nach  Stückzahl,  Beschaffen- 
heit, Zeichen  und  Nummern  der  Colli)  angegebenen  und  dass 
diese  in  einem  äusserlich  *)  unbeschädigten   und  unverdorbenen 

eftfr.  a  väle»  baUeetM  U  felelöi.  Kiuitelnek  e  uhialttben  aHor  unn  kelye, 
ha  a  izillitmdnyoiö  igazolhalja,  hogy  a  vHlea  baleiH  a  nugka^ydt  poato»  lel- 
jtvtete  ineUctt  U  behöceiktzelt  Bo'na. 

»)  R.  0.  H.  G.  Bd.  SVI  N.87  S.  349:  Dar  Spediteur  hat  alle»  dasjenige 
xa  tlian  ,  was  seineraeits  erforderlich  ist,  am  die  ordonngsm aasige  TerBea- 
dnng  und  den  Zveck  der^ielbeD,  diu  richtige  ADshäsdignng  dea  Frachtgutes  an 
den  Destinatar,  zn  ermäKl'chen  ;  er  hat  daher  folgerichtig  die  Verbiodlichkeit, 
alles  dasjenige  za  unterlaasea ,  was  diesen  Zweck  gerAbrdea  kann.  Diese 
Verbindlichkeiten  beziehen  aich  gerade  aof  liia  Anafdiirnng  der  vom  Spedi- 
tevr  flbemoDifflenen  Guterversenilnngi  daher  iat  es  nnerbeblieb,  wo  sich  znr 
Zeit  der  Begahnng  einer  diearAltigen  Nachl&saigkeit  von  Seite  des  Spedi- 
tears  die  fiberDommeaeu  Odter  befinden  nud  wann  in  Folge  einer  solchen 
der  Schade  eingetreten  ist.  S.  auch  B.  0.  H.  G.  Bd.  XI  N.  32  S.8S,  Bd.  XII 
N.  69  S.213.  Vgl.  EoUch.  anderer  Gerichte  in  Goldaoh  midfs  ZIsohr.  Bd.  X 
S.  142,  148,  Bnsch's  Atcb.  Bd.  X  S.  378,  Centr.  Org.  N.  F.  III.  S.  107,  Entsch. 
^  HandeU-App.-Q.  Nürnberg  in  Sammlnng  III.  Bd.  S.  435  ff. 

')  Früher  war  es  streitig,  ob  derSpeditenr  bei  der  Empfangnabnia  dis 
innere  Beschaffenheit  der  Waaren  oder  nnr  deu  äaaseren  Znsland  derselben 
■n  nnUnneheu  habe ;  für  daa  letztere  S  a  v  a  rj  1.  c.  3.  Bnch  5.  Cap.  S.  239, 
Gaeiither§.  14,  Heineken  §.  21,  Tei  llodt  er  S,  81,  NUrm  berger  Samm- 
lnng Hamb.  Handelsr.  Gewohnheiten  (1846)  S.  31,  Foehls  S.  2S1,  Heise 
S.  46,  Wengler  8.78;    vgl.  auch  §.  1644   Zttricb.  Gb.;  anders  USnter 
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Zustande  und  innerhalb  der  vereinbarten  Transportfrist  ab- 
geliefert werden.  Ist  die  äussere  Beaehaffenteit  eine  derartige, 
das3  der  Verdacht  innerer  Beschädigung  oder  Mangelhaftigkeit 
für  einen  sorgfältigen  Kaufmann  entstehen  miies,  ersnhelnea 
2.  B.  die  Marken  weggenommen,  die  Kisten  erbrochen,  werden 
die  Colli  von  einem  geringeren  als  dem  im  Frachtbriefe  an- 
gegebenen Gewichte  befunden  n.  ?.  w.,  so  hat  der  Speditenr 
gemäss  Art.  365  zu  verfahren. ') 


Fracbtfabrer-R.  I.  p  100  fT,  124  IT.  Gemäss  Art,  365  bauD  der  Speditenr,  wenn 
er  die  Umhällung  der  Waaren  naverletzt,  das  Gewicht,  die  Marke  aiid  «Ddcre 
fiassere  Zeichen  der  Waaren  in  UabereLDstimmnng  mit  dem  Frachtbriefe  g»- 
fandeo  hat,  die  Waare  sicher  ftbarnehmen  nud  weitet  Tersendeiii  Ja  er  ist  nutvr 
ümstandea  al9  sorgfältiger  Eaufmann  nicht  einmal  berechtigt,  den  innereii 
Znstand  der  Waaren  zn  nntersactaen,  da  eine  solche  Unteranchnog  den  Waaren 
nicht  selten  schädlich  wäre;  dies  entspricht  anch  dem  VerkehrshedSriniss; 
Bonat  mnsste  die  HUIIe  jedesmal  weggenommen,  der  innere  Zustanit  der 
Güter  nntersncht  nnd  diesit  danu  wieder  verpackt  werden.  Vgl.  Koch  1.  C 
II.  458. 

')  Vgl.  E.H.G.E.  Tit.V  Art.  26,  prenaa.  Entw.  Art.  293;  B.O.H.6. 
Bd,  XV  N.  105  S.  377 :  Der  Versender  matht  den  Speditenr  verantwortlich,  weil 
in  Folge  nnterlasseuer  Constatirusg  des  Mindergewichtes  darch  Naihwtgen  bei 
Ahoahme  nnd  Weiterbelörderung  des  Gates  gegenüber  dem  Schifl'er  derRegress 
gegen  diesen,  re«p.  g^gen  dessen  Rhederei  entzogen  sei.  Besteht  ein  recht- 
liches Interesse  des  Commiltenten  [Art.  396,  607  Hgb.)  an  Constatirong  de» 
Mindergewichte!*,  bo  mnas  dieses  Interesse  vom  Spediteur  bei  Emiifangnahma 
des  Gntes,  wenn  er  als  ^o^gfälliger  Kaufmann  handeln  «iü,  gewahrt  werden. 
Wird  gegen  den  Schiffer  der  Beweis  dea  Manuo  erbracht,  «u  ist  er  entachädi- 
gong&pSichtig,  aofern  er  nicht  den  gemäss  Art.  607,  396  ihm  obliegenden  Entschnl- 
digungsbeweid  zu  führen  vermag.  Der  Manco  ist  die  Differenz  zwischen  dem 
eingenommenen  nnd  dem  abgelieferten  Quantum;  den  Manco  erweisen,  heisst 
somit  das  angenommenB  und  das  abgelieferte  Quantum  darlegen.  Deber  den 
Beweis  des  ein  genommenen  Quantums  enthält  das  Gesetz  Iceiue  allge- 
meinen Beat  immun  gen ;  es  nnterliegt  daher  keinem  Zweifel ,  das«  dieser 
Beweis  von  den  Interesaeoten  durch  jedea  an  sich  processoalisch  statthafte 
Beweismittel  erbracht  werden  kann,  daas  somit  ein  Qaantitätabake  nntnisa 
des  Verfrachters  oder  Schiffers  für  diesen  Zweck  keineswegs  erforderlick 
ist.  Anders  verhält  es  sich  mit  dem  Beweise  dea  abgelieferten  Qnantnma. 
Gemäss  Art.  büS,  610,  4U8  Hgb.  wird  durch  die  nnterlassene  Feststellung  die 
Lage  des  Abladers,  resp.  Empfängers  rechtlich  wie  thatsächlich  in  hohem 
Grade  ven>cblinimert ;  schon  die  Umkehr  der  Behanptangs-  nnd  Beweiilaat 
kann  prncti^Lh  wie  R^chlsverlnst  wirken.  Die  anch  bei  der  Emiifangnahme 
des  Gntes  von  dem  Speditenr  zn  beobachtende  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  erlordert  die  Constatirnng  eines  etwaigen  Mindergewichtes  des 
Gutes.  Die  Umstände  können  aber  so  beschaifen  sein,  daas  der  Spediteur  eine 
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Der  Speditear  hat  ferner  die  Pöicht  zur  Aafbewaliruiig 
des  Speditionsgutes  (Art.  366,  367,  387  Hgb.)*);  er  hat  es  daher 
als  sorgfältiger  Kaufmann  an  einen  trockenen  und  wohlver- 
schlossenen  Ort  zu  bringen,  wo  weder  Diebstahl,  noch  die 
Unbilden  der  Witterung,  Ueberachwemmangen  u.  s.  w.  zu 
befürchten  sind;  er  hat  alles  vorzukehren ,  was  zur  Erhaltung 
des  Gutes  geboten  erscheint. 

Der  Spediteur  hat  endlich  mit  der  Sorgfalt  eines  ordent- 
lichen Kaufmannes,  deren  Anwendnng  er  za  beweisen  bat  *},  die 


geaügende  Veranlaisang  za  einer  derartigen  Feststellaag  uicbt  bat;  ebenso 
B.  0.  H.  G.  Bd.  XX  N.  63  S  231:  Es  liegt  ein  Verschnldea  des  Speditenra  vor, 
der  das  angeblicbe  Hacco,  am  dem  Committenten  den  Regress  gegen  den  Fracht- 
fBhrer(ATt.  4CS  Abs.  2)  zn  erbalten,  Bofort  aad  zwar  für  jede  einzelne  Sendung 
besonders  bätte  feststellen  lassen  und  mit  Rückaicbt  anC  die  karze  Verjährnng 
Art.  408  Abs.  3  den  Commiltenten  von  dem  Befnnde  aUbald  benachricbtigea 
mHssen.  Vgl.  B.  O.  H.  G.  Bd.  VIII  N.  49  S.  192:  Der  Speditaar  bat  dam  Em- 
pFaager,  resp.  seinem  Conmittenten  gegenüber  de.»  Gewicbtsmanco  zn  vertreten 
trotz  der  Annabme  des  Frachtgutes  nnd  Bezablnng  der  Fracbc  an  den  Fracht- 
fbbrer;  denn  Art.  408  Abs.  1  gilt  nnr  zn  Gonaten  des  F rächt f üb rers,  nicht 
des  Spediteurs;  der  Frachtfdhrer  kann  sehr  wohl  gehörig  erfüllt  haben, 
vabrend  der  Spediteur  verantworllicb  bleibt;  der  FracbCtahrcr  kaon  nach 
Art,  409  verkaafen;  dem  Empfänger  kann  es  daher  gegen  den  Spediteur  nicht 
prajndiciren,  falls  er  diesen  Verkauf  darch  Bezablaog  des  Fracbtfübrers  abvendet. 

■)  S.  obfu  §.  i7  S.  215  ff-  Wengler  1.  o.  S  79  hält  ihn  deshalb  für 
einen  Depositar^  dagegen  s.  oben  S.  216  Note  1.  Ueber  die  Pliicht  znr  Ter- 
sicbemng  des  Gates  s.  oben  S.  327  fg.  ti.  Kote  2. 

»)  S.  oben  S.  175,  177  Note  8;  unten  S.  541  Note  16.  R.  0.  H.  Q.  Bd.  XII 
N,  111  S.  386:  Der  Spediteur  hat  die  Umstfiode  darzulegen,  unter  denen  er 
die  übernommene  Versendung  aUKgeftilirt  bat;  werden  bestimmte  Uomente  an- 
geführt, welche  ein  Versehen  dea  Spediteurs  begründen  sollen,  so  kanik 
sich  dieser  in  seiner  Venbeidigung  anf  diese  allein  behaupteten  Scbuid- 
ricbtungeu  beschränken  und  im  Gebrigeu  unerärtert  lassen,  ob  er  in  anderer 
Beziehaug  die  ihm  obliegende  Sorgfalt  unterlassen  hat.  R.  O.  H.  G.  Bd.  XIX 
S.  67  S.  211:  Bei  der  PBicht  des  Nachweises  der  sorgfältigen  Geschäft«- 
rdbrnng  nach  Art.  380,  resp.  bei  der  Pflicht  des  Diligenzuacbwsiaea  im 
Falle  des  Misslingen«  dea  aufgetragenen  Geacbäftes,  eoCerne  der  Geschfifts- 
fuhrer  Rechenschaft  Über  die  AnsfÜhrnngshaDdlangen  legt  und  der  daminug 
bestimmte  BandlniigeD  oder  Unterlassungen  aU  Entstehnngsutsache  des 
Misslingena  beaeiuhnet .  beschränkt  sich  die  Beweispflicht  anf  da'  Nicht- 
Torhandensein,  resp.  die  Niuhtyerschuldnng  dieser  Handlangen,  r^bp.  Unter- 
lassnngen.  B.  0.  H.  G.  Bd.  VIII  N.  49  S.  192,  200 :  Der  Kläger  behauptet,  der 
beklagte  Spediteur  mDsge  beweisen,  nicht  nur.  dass  er  bei  der  Lagerung,  sondern 
dass  er  auch  bei  der  Empfangnahme  und  der  späteren  Aufgabe  zum  Transporte 
an  die  Eisenbahn  alle  Sorgfalt  angewendet  habe;  mit  Unrecht;  denn  der  Kläger 


Waaren  der  Absicht  des  Committenten  gemäss 
bat  zu  diesem  Zwecke,  wenn  der  Committent  in 

nichts  vorgeschrieben  hat,  einen  sachkandigen 
a  Frachtführer  oder  Schiffer  mit  der  Sorgfalt 
en  Kaufmannes  auszuwählen ;  er  musa  der 
;  nach  als  berechtigt  gelten,  jene  Personen 
bne  deren  Mitwirkung  er  den  Auftrag  nicht 

ohne  Frachtführer,  bei  grösserer  Entfernung 
lediteure,  kann  aber  der  Transport  in  der 
Igen,'")  Er  kann  mit  dem  Frachtführer,  wenn 
t  gesetzt  ist"),  zu  jenem'  Frachtlohne  coa- 
r  zu  dieser  Zeit,  für  diese  Gattung  Waaren, 
:ht  und  diese  Entfernuiig  gewöhnlich  gezahlt 
;  er  hat  als  sorgfältiger  Kaufmann  jedenfalls 

!s  Verscbolden  de»  beklagten  Spedltears  bi«  aaf  das  ans- 

negirt  nod  aelbst  eine  begtimmle  Eatstebangsarsache  dea 
aller  brsacbt  der  verklagte  Spedileor  eine  anderireiiige 

Schaden  au  rsache  niuht  za  geben,  aoadern  nur  darzalhao, 
gebenen  Beziebang  nicbt  scbaldii:  eei. 

is  dUc.  aas  K.  5—0:  Qiuniiam  (ExpedUionarii)  jiurla 
•m  eorum  miniiterii,  guod  in  mercium  expeditione  ad  toca 
tinala  imke  veraatar  (ef.  A  n  s  ai  d.  ditc.  23  X.  12],  quo'lipie 

eoatimilit  profeitionU  expletur  neipit  .txpltri  pouil  avt 
napi'cufan'oruni,  plaiisirariortim  et  httjutmo/ii  pOTiilorum 
i-oplerta  cmienlur  eemper  höhere  in  mandatia  fifieram/""/- 
iriim  el  ttadcularioTum  indaitria  tiii  poiae ,  cum  de  Jure 
.'um  praeiunaltir  ad  ta,  quae  de  more  coneerfi  »ö(eni,  ad 
•itendi  proul  ad  ea  quoqiie  ontnia,  quae  eommuniter  agunlHr 
ndalum  halmtrunt  (Stracch.  deinercat.  tit.  mand.X.  41). 
't)  luffiHl  oilendere  virum  prohum  (de  (empöre  eleelionit,  SO 
orte  propria  experlum  Ceommuniter  repiUaluia,  so  in  N.  10 
■ililjiiuc ,  uJ  a  refiiiendo  dantno ,  quod  ex  tubitUvlt  cu'pa 
•neril,  evadere  queaiit  (qaia  mbililutiu  tive  eleelio  rtavjrclii 
eiiim  irantwiittiime  .  .  .  txpleta  necettUate  minuferü  ,  qaod 
:bd. i  fuanru  potfea  tpte  (ni}iititalv$)  mores  mulaverit  et  in 
(u  doloit  aut  negtlgenter  le  gaierit.    Ders.  tfi'ie.  56  N.  16: 

de    ordine  atteriut  mercatori»  noit  tenetur  de  pericalo  rel 
ercibua  ,    *ed    iilud    tpeelat    ad   eommiuenlem.     A  n  i  a  1  d. 
.  29  .V.  P. 
uito  geaetit,  BO  handelt  der  CommisstoDir    im  Fall«    der 

Limiio  zam  Nachtbeile  das  Committeutaa  in  der  Begel 
;  Alt  364  Hgb.  findet  aber  keine  Amrendong;  anders 
91. 
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seinen  nächsten  ^^)  Adressaten  davon  zu  verständigen ,  dass 
die  Waaren  abgesendet  worden  seien,  durch  welchen  Fracht- 
führer und  unter  welchen  Bedingungen  der  Transport  aus- 
geführt werde  und  wenn  der  Adressat  ein  Zwischenspediteur, 
also  nicht  selbst  der  eigentliche  Destinatar  ist,  was  dieser 
mit  den  Waaren  weiter  zu  verfügen  habe. 

Der  Spediteur  haftet  nur  für  ein  Verschulden  bei  der 
Auswahl  des  Frachtführers  oder  Zwischenspediteurs,  wenn 
er  also  mit  Vernachlässigung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  einen  für  den  betreffenden  Fall  passenden  *^), 
vertrauenswürdigen  {lutegrae  fidei)  oder  sachkundigen  (com- 
muni  ojpinione  idoneum)  Frachtführer  oder  Zwischenspediteur 
nicht  gewählt  hat;  hat  er  hei  der  Auswahl  der  genannten 
Hülfspersonen  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
beobachtet,  so  hat  er  für  ein  diesen  zur  Last  fallendes  Ver- 
schulden (culpa  aliena)  nicht  einzustehen  **),  er  kann  nur  actione 


")  R.  0.  H.  G.  Bd.  XII  N.  Hl:  Es  handelt  sich  um  die  Frage,  ob  der 
verklagte  Spediteur  im  Verschulden  sei,  weil  er  den  letzten  Destinatar, 
welcher  die  Entlöschung  bewirkt  haben  würde,  wenn  er  von  der  bevorstehenden 
oder  erfolgten  Ankunft  des  Schiffes  rechtzeitig  Kenntniss  erhalten  hätte,  nicht 
dlrect  avisirt,  sondern  sich  diesfalls  auf  den  Zwischenspeditenr  verlassen 
hatte,  welcher  Letztere  jedenfalls  zu  dieser  Avisirung  verpflichtet  war* 
Die  Sachverständigen  waren  darüber,  ob  auch  der  verklagte  Spediteur  selbst 
dazu  verpflichtet  war,  verschiedener  Ansicht;  daher  wurde  der  Vorwurf  gegen 
den  verklagten  Spediteur  nicht  als  begründet  angesehen ;  arg  uro.  Art  404  Hgb. ; 
vgl.auch  Savary  1.  c.  eh.  5  p.  242,  Poehls  282,  Wengler  83,|Wolf  f  1.  c. 
190,  Koch  I.e.  S.  470. 

")  Vgl.  Prot.  762.  Bei  der  Berathung  des  Art.  300  Abs.  3  wurde  be- 
merkt, dass  der  Spediteur  bei  der  Wahl  des  Transportmittels  wie  jeder  an- 
dere ordentliche  Kaufmann  verfahren  müsse,  der  sich  da,  wo  Eisenbahnen, 
Dampfsühiffe  u.  s.  w.  beständen,  kaum  eines  anderen  Verkehrsmittels  be- 
dienen würde;  es  dürfe  dies  natürlich  nicht  anftragswidri  g  geschehen 
sein.  Von  anderer  Seite  wurde  bemerkt,  dass  die  Annahme,  der  Spediteur 
dürfe  sich  der  Post,  der  Eisenbahnen,  Dampfschiffe  u.  s.  w.  in  allen  Fällen  be- 
dienen, in  welchen  dies  ihm  nicht  ausdrücklich  notersagt  worden,  keineswegs 
gerechtfertigt,  sondern  dass  dies  eine  quaestio  facti  sei.  Vgl.  auch  Meier  in 
Busch  Arch.  Bd.  XXX  S.  58.  Der  Spediteur  hat  auch  dabei  die  Pflicht 
zur  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes. 

")  Vgl.  oben  NotelO ;  so  schon  vor  dem  Hgb.  P o e h  1  s  I.  279,  Guenther 
§.15,  Heineken  §.  20,  Heise  46  (anders  Gelpcke  Zeitschr.  f.  Handelsr.  I. 
34 ff.),  Wengler  S.  85ff',  Entsch.  des  Handels- App.  G.  Nu rn  berg  v.  1854  in 
Sammlung  Bd.  I  S.  501  (G  o  1  d  s  c  h  m  i  d  t»s  Ztschr.  Bd.  X  S.  146) ;  s.  auch  N  ü  r  m- 
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und  Versender  gelten  ja  diese  in  Ansführang  des  Auftrags 
erworbenen  Forderungen  als  Forderungen  des  Versenders 
(Art.  368,  387).  '^) 

Das  Hgb.  hat,  um  Zweifeln  vorzubeugen  und  insbe- 
sondere den  Gegensatz  gegen  das  im  preuss.  Entw.  bean- 
tragtü  System  anszudrücken ,  in  Art.  38 J  (ebenso  §.  385 
Abs.  1  Ungar.  Hgb.)  in  besonderer  Richtung  auf  den  Spe- 
ditions vertrag  ausdrücklich  auszusprechen  für  erforderlich 
erachtet,  was  sich  als  Consequenz  aus  Art;.  361,  367  Abs,  1, 
387  von  selbst  ergibt.  '*) 


welcher  dem  Speditenr  iie  Haftang  fSr  die  Zwiaohenspediten  re,  nicht 
aber  tür  die  Frachtführer  auferlegt,  obwohl  janer  doch  ehar  Gelegeaheit.  hat, 
bei  der  Wahl  des  in  loco  beöndlichen  Frachtführgrs  mit  aller  Sorgfalt  varzn- 
gahen.  Holt  ins  I.  S.  207  meiat,  dasa  aich  die  HaftoDg  dea  Speditears  nach 
Art.  89  nnr  anf  Art.  87  (rechtzeitige  Versendung)  bezieht. 

")ß.  0,  H.  G.  Bd.  XV  N.  73  3.264;  übereinstimmeDd  Schweiz. 
Entw.  {V.  1876)  Art.  391«  Abs.  2,  Art.  457b. 

")  Ebenso  Schweiz.  Entw.  (v.  1876)  Art.  3911).  Der  preoH.  Entw. 
statnirte  nach  dem  Mnster  des  einem  Gewohnheitsrechte  folgenden  franz. 
codt  de  commirce  Art.  99  (De^amarre  et  LepoitTin  11.  N.  203.  Alanzet 
II.  N.  966  IT.),  de»  wartlem  b.  Entw.  Art.  175,  E  H.  G.  Entw.  Tit.  V  Art.  29 
—  ebenso  Züricher  Gb.  g.  1646,  1617,  1648  (Blnntschli  1.  c.  S.  B33, 
534),  ital,  Hgb.  Art.  78  (BorBari  1.  N.  273  IT.),  apan.  Hgb,  Art.  232 
(EeoB  y  Garcia  I.  c.  S,  125),  portng.  Hgb.  Art.  202  (de  Saropaio  I. 
S.  77  ff.),  Hgb.v.Gnalemala  (v.  1877)  Art.  170,  brasil.  Hgb.  Art.  102, 
aerb.  Hgb.  §.65  (Blodig  I.e.  S.  42)  —  eins  ansgedehntere  Haftung  beim 
Speditenr.  Art.  £99  preuss.  Entw. :  Der  Speditear  haftet  fdr  die  Verspätung  der 
Ablieferung,  sowie  für  Verlust  und  Beschädigang  des  Gutea,  wenn  er  nicht  be- 
weist, dasB  er  sie  durch  Anwendung  der  Sorgfalt  eines  or d e ntl ich en  Kauf manaea 
nicht  würde  haben  abwenden  können.  Art.  300  Aba.  1 :  Der  Spediteur  haftet  für 
Frachtfahrer  and  Zwischenspediteure,  iusofern  ihm  diese  nicht  aneJrllcblich 
TomAbaender  vorgeschrieben  sind,  oder  vertragtmSssig  ein  Anderes  bestimmt 
iat.  Vgl.  preoss.  Mot.  S,  165.  Bei  der  Berathnng  ober  Art.  298  preuss.  Eulw.  erhob 
sich  eine  allgemeine  DJscussion  Qber  die  Wahl  eines  Systems  fdr  die  Haftung 
des  Spediteurs  {Prot.  753).  Der  stellvertretende  Referent  (Gerber)  bem'rkte, 
dasB  der  Entw.  das  französische  System  befolgt  habe,  wonach  der  Spediteur 
die  ganze  Haftung  für  die  übernommene  Sendung,  also  auch  für  die  ZvJschen- 
epediteure  und  Frachtführer,  abernehme;  darin  liege  ein  grosser  Tortheil  für 
den  Kaufmann  ,  welcher  aich  mit  «einen  An8prni:hen  ans  dem  Waarentrans- 
porte  an  einen  einzigen  halten  könne  ,  dessen  Zahlnngsfahigkeit  er  r.u  prüfen 
vermöge  und  nicht  gezwUDgen  sei,  sich  an  unbekanate  Personen  zu  wenden 
und  anf  Grund  von  schwer  zu  beweisenden  Thatsacheu  gegen  diese  Process 
zn  fahren  n.  e.  n.  Die  Sieigernng  der  Provision  in  Fnlge  desseu  ,  da  der 
Spediteur  gleichsam    del  credere  atebe ,  sei  kein  Uebel  im  Verhältniss  zu  den 


—    540    — 

Der  Spediteur   ist  als   ordentlicher  Kaufmann   dafür  zu 
sorgen  verpflichtet,  dass  das  Gut  dem  Frachtführer   mit  den 


Vortheilen;    aber    aach    für    das    entgegengesetzte    Sy^tetn    sprächen   manche 
Gründe;    denn    der    preuss.  Entw.  Art.  298,  299,  300    setze    eine  Art    des 
SpeditioDSweseos    voraus,    -welche    wenigstens    zur    Zeit    in    einem    grossen 
Theile  Deutschlands  noch  nicht  bestehe,  also  eine  Einrichtung  ge Wissermassen 
anticipire,  welche  von  der  zukünftigen  Entwickelung  der  mercantilen  Verhält- 
Bisse  erwartet    werden   dürfte.     Für  den   Fall   der  Nichtannahme    des  Entw. 
werde  event.  ein  zweiter  Vorschlag  gemacht,    welcher  das  bisher  bestandene 
Recht    formulire ;    nämlich    ein  Antrag    anf  Streichung    des  Art.  299  preass. 
Entw.    und    auf  folgende    veränderte  Fassung    des  Art.  300:    „Der  Speditenr 
haftet   für  jeden   Schaden,    welcher   aas    der  Vernachlässigung    der  Sorgfalt 
eines    ordentlichen   Kaufmannes     bei    der   Bestimmung    der  Zeit  und  Art  der 
übernommenen  Versendung  der  Güter,    bei    der  Wahl    der  Frachtführer    und 
Zwischenspediteure  hervorgeht."  Auf  die  Frage  eines  Abgeordneten  (Prot.  758) 
warum  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes    nur   bei  Bestimmung  der 
Zeit  und  Art    der  übernommenen  Versendung   gefordert  werden    wolle    nnd 
nicht  auch  in  anderen  Beziehungen  der  Versendung,    z.  B.  insofern  dass  der 
Spediteur  nicht  leii  htsinniger  Weise    eine   zu    hohe  Fracht    bewilligen    dürfe 
u.  -8.  w. ,  erklärte  der  Referent,  dass  er  das,  was  diese  Erinnerung   im  Ange 
habe,  also  z.  B.  auch    die  Wahl  unrichtiger  Wege    und  Transportmittel,    die 
Versendung  der  Waar^n  trotz  eines  schlechten  Zustandes  der  Verpackung  ohne 
vorherige  Nachhülfe  u.  s.  w.,  mit  dem  Ausdrucke:    Art  der  Versendung    habe 
treffen  wollen,  dass  er  aber  gerre  geneigt  sei,    die  Worte    „der   Bestimmung 
der  Zeit  and  Art"  zu  streichen,  nur  müsse  in  diesem  Falle  bei  der  schliess- 
liehen  Bedaction  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  dass  der  Spediteur  nar 
für  eine  bei  ibm  vorkommende  Vernachlässigung  der  Sorgfalt  eines   ordent- 
lichen Kaufmannes  und    nicht    für    eine  auf  der   ganzen  Länge    der 
Versendung  bei  sonstigen  dabei    betheiligten    Personen    etwa 
vorkommendeVernachlässigung  einzustehen  habe,  da  dies  durch 
die  Streichung  der  erwähnten  Worte  zweifelhaft  würde.  Gegen  das  vom  prensa. 
Entw.  beantragte,  —  mit  14  gegen  3  Stimmen  abgelehnte  (Prot.  756)  —  fr  an  z. 
System  warde  noch  vorgebracht,  dass  für  eine  solche  ELnfnhrnng  der  Eotrepre- 
nenrs,    welche    eigentlich  nichts    als    Unternehmer    für  eigene  Rechnung  mit 
Transportanstalten  seien,  durch  das  Gesetz,  statt  durch  das  Verkehrsleben  selbst, 
kein  Bedürfniss  sei;  selbst  in  manchen  Theilen  Deutschlands  mit  franz.  Recht 
seien  Stimmen  ge^en  dieses  System  (vgl.  auch  B  ed  a  rr  i  d  e  1.  c.  N.  275,  276);  man 
habe  schon  mehrfache  Versuche  gemacht,  dasselbe  in  Deutschland  einzuführen,  es 
aber  immer  wieder  aufgegeben  (so  im  Wiener  Speditionsvereiu) ;  die  nuth wendig 
höhere    Provision    werde    sehr   lästig    befunden    werden    und   jedenfalls     den 
überseeischen  Speditiunshandel  von   den    deutschen  Seeplätzen  nach   den  aus- 
ländischen ableiten.    Für  das  franz.  System    des  preuss.  Entw.   wurde  geltend 
gemacht  (Prot.  756),   dass  sich    in  den  Bheinlanden    und  Baden,    gewiss  zum 
Tbeil  in  Folge    des    höheren  Schutzes    für  den  Handel  durch    dieses  System, 
ein  sehr    umfangreiches   Speditionsgeschäft    entwickelt   habe,    dass    auch    in 
Nürnberg  eine  ähnliche  Haftung  der  Fuhrmannswirthe   seit   langer  Zeit  ohne 
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erforderlichen   Legitimationspapieren    (Art.  393  Hgb.,  ebenso 
§.  396  Ungar.  Hgb.)  übergeben  und  das  durch  Zoll-,  Sanitäts- 

nachtheilige  Folgen  bestehe.  —  Gegen  die  letztere  Annahme  vgl.  Nürmberger 
Samml.  Nörnb.  Handelsr.  Gewohnh.  S.  27  fg.  Unter  dem  14.  März  1828  heisst 
es:  Der  Satz  steht  aufrecht,  dass  die  Gastwirtbe  fär  die  bei  ihnen  ein- 
kehrenden Fnhrlente  in  Hinsicht  der  ihnen  zugebrachten  und  verschafften 
Frachtirnngen  zu  haften  haben,  wenn  sie  (die  Gastwirthe  s.  S.  29  ad  b.) 
bei  der  Besorgung  dieses  Geschäftes  ein  Versehen  sich  zu 
Schulden  kommen  lassen.  Eine  dem  franz.  Systeme  entsprechende 
Haftung  legte  das  Hamburger  Recht  (Ordn.  der  Wagenbestätter  v.  1720  §.  6) 
den  Güterbestättern  oder  Litzenbradern  aaf  (Poehls  I.  §.  66  S.  143,  144).  — 
Ein  Abgeordneter  bemerkte  weiter,  der  Schwerpunkt  der  Frage  liege  darin« 
dass  die  Beweislast  festgesetzt  werde,  falls  es  zu  einem  Processe  über  die 
Ausführung  des  Frachtvertrages  komme;  man  könne  nicht  verlangen,  dass 
der  .Versender  dem  Speditear  nachweise,  worin  ersieh  eine  Vernachlässignug 
habe  zu  Schulden  kommen  lassen,  man  müsse  vielmehr  den  Spediteur  ver- 
pflichten ,  dass  er  auf  Verlangen  des  Committenten  Rechenschaft  über  seine 
Geschäftsführung  zu  geben  und  den  Beweis  daröber  zu  fähren  habe,  dasi  er 
dabei  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  in  der  That  angewendet 
habe.  Abs.  1  wurde  in  der  obigen  veränderten  Fassung  nebbt  dem  Zasatze: 
^die  Beweislast  in  Betreff  der  angewendeten  Sorgfalt  trifft  den  Spediteur" 
mic  9  gegen  8  Stimmen  saloa  redaciione  angenommen.  Art.  324  Entw.  I.  Les. 
lautete  demgemäss  :  „Abs.  1.  Der  Spediteur  haftet  für  jeden  Schaden,  welcher 
aus  der  Vernachlässigung  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  bei  der 
Ausfähruog  der  von  ihm  übernommenen  Versendung  der  Güter  und  bei  der 
"Wahl  der  Frachtfahrer,  Seeschiffer  oder  Zwischenspediteure  entsteht.  Abs.  2. 
Der  Spediteur  hat  die  Anwendung  dieser  Sorgfalt  zu  beweisen.^  Bei  der  Be* 
rathung  in  zweiter  Lesung  (Prot.  1217)  wurde  zu  Art.  324  der  Antrag  auf 
Streichung  des  2.  Abs.  und  folgende  Fassung  des  1.  Abs.  gestellt:  „Der  Spediteur 
bat  bei  der  Aasführnng  der  von  ihm  übernommenen  Versendung  der  Güter 
und  bei  der  Wahl  der  Frachtführer,  Seeschiffer  oder  Zwischenspediteure  di^ 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  anzuwenden,  und  haftet  für  jedei 
Schaden,  welcher  aus  der  Vernachlässigung  der  daraus  sich  ergebenden  Ver- 
pflichtungen entsteht,"  Als  Grund  wnrde  angeführt,  da.ss  in  der  ausdrück • 
liehen  Feststellung  der  Beweislast  des  Spediteurs  in  der  Praxis  etwas  giu^ 
Besonderes  gesucht,  daraus  ganz  ungeeignete  Consequenzen  gezogen  werdeu 
-wurden,  so  namentlich,  dass  der  Spediteur  sehr  oft  Negative  zu  beweisen 
angehalten  werden  würde ;  z.  B.  dass  nichts  Nachtheiliges  gegen  den 
erwählten  Fahrmann  bekannt  gewesen  u.  s.  w.,  was  doch  gewiss  numöglich 
gei.  Dagegen  wurde  aber  vorgebracht:  Abs.  2  sei-  unentbehrlich,  denn  er 
schneide  die  oft  ventilirte  Streitfrage  ab,  ob  der  Spediteur  die  Erfüllung 
seiner  Verpflichtung  zur  Prästation  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes oder  sein  Gegner  ihm  eine  culpa  in  eligendo  zu  erweisen  habe;  der 
erwähnte  Antrag  bilde  das  vermittelnde  Princip  zwischen  dem  in  einem 
grossen  Theile  Deutschlands  geltenden  System,  wonach  der  Spediteur  für  die 
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und  sonstige  Polizeivorschriften  gebotene  Verfahren  mit  dem 
Gute  vorgenommen  werde;  er  haftet  für  den  durch  sein  Ver- 
schulden in  Folge  unrichtiger  Angaben  entstandenen  Schaden 
(Confiscation  von  Waffen  und  Munitionssendungen,  Zollstrafen 
u.  8.  w.),  ausgenommen,  wenn  den  Committenten  selbst  in 
dieser  Beziehung  ein  Verschulden  trifft.  ^^) 

Aus  dem  Vertrage  zwischen  dem  Committenten  (Ver- 
sender) und  dem  Spediteur  wird  nur  der  erstere  berechtigt  und 
verpflichtet.  *^)     Der  Spediteur  handelt  daher  auftragswidrig, 

Zwischenspeditenre  und  Frachtfahrer  hafte,  and  dem  in  einem  anderen  Theile 
Deutschlands  bestehenden  System,  wonach  derselbe  bloi  für  culpa  tu  eltjendo 
hafte  nnd  wo  nicht  selten  angenommen  wordeff  sei.  dass  man  dem  Spediteur 
die  culpa  beweisen  mßsse;  daher  wurde  der  Antrag  mit  12  g^gen  4  Stimmen 
abgelehnt.  Art.  357  Entw    II.  Les.  =  Ait.  380  Hgb. 

>')  Poehls  281,  Wen  gier  S.  84.  111,  Meier  in  Bnsch  Arch.  XXX. 
S.  59,  Wolf  f  1.  c.  S.  189  ff.,  Entsch.  d.  Handels-App.  G.  Nürnberg  im  Centr.- 
Org.  N.  F.  I.  S.  510.  Vgl.  übereinstimmend  s  p  an.  Hgb.  Art.  133:  JEs  de  cargo  dd 
cumisionuta  cumpllr  con  las  ohliyacionea  prescritaa  por  loa  leyes  y  reylamentoi 
del  Gühitrno^  en  razon  de  las  neyociaciones  que  se  han  puetto  d  6U  cargo,  y 
ßi  coniraviniere  d  ellas^  6  faese  omiso  en  »u  cumplimiento^  serd  suya  la  respon- 
sabilidadf  y  vo  del  comitente^  como  en  la  contravencion  ü  omUion  no  haya 
procedido  con  orden  expresa  de  e^fe]  ebenso  portug.  Hgb.  Art.  63,  Hgb.  v. 
-Guatemala  Art.  77,  ital.  Entw.  (v.  1873)  Art.  414. 

*'^)  Dem  bürg  I.e.  II.  S.  475,  476;  über  die  Möglichkeit  das  Interesse 
^es  Destinatars  geltend  zu  machen  s.  oben  S.  176  Note  7,  S.  3^4  Note  16.  Bei 
der  Berathung  in  erster  Lesung  wurde  der  Antrag  auf  folgende  Fa>sung  des 
Art.  300  Abs.  2  preuss.  Entw.  gestellt:  „Klagen  gegen  den  Frathifübrer  oder 
2wischen»pediteur  können  unmittelbar  gegen  diese  auch  ohne  vorhergehende 
Klageabtretang  gerichtet  werden. '^  Dieser  Absatz  wurde  mehrfach  als  sehr 
bedenklich  bezeichnet  (Prot.  759) ;  denn  er  gründe  sich  anf  den  gewiss  nur  aof 
einem  Missverständniss  beruhenden,  jedoch  mehr  und  mehr  in  Aufnahme 
kommenden  Satz,  dass  derjenige,  der  ein  Recht  habe,  von  dem  anderen  die 
Cession  einer  Klage  zu  erlangen,  auch  ohne  förmliche  Cession  sofort  eine 
a\  läilü  anzustellen  berechtigt  sei.  (Vgl.  oben  S.  328  Note  6,  S.  338  Note  19.) 
Die  Fälle  seien  aber  nicht  selten,  in  denen  der  Cedent  der  Klage  erst  nach 
Befriedigung  von  Gegenansprüchen  dieselbe  zu  cediren  schuldig  wäre,  deren 
Gelteudmachnng  durch  die  Einräumung  einer  a^  utilis  sehr  fraglich  wäre.  Dies 
könne  im  vorliegenden  Falle  z.  £.  sein,  wenn  der  Spediteur  auf  das  Gnt  Tor- 
fichüssse  gegeben  habe  und  wenn  somit  der  Committent  (und  von  dessen  Klage 
könne  hier  zunächst  nur  selbstverständlich  die  Rede  sein)  nur  gegen  Bezahlung 
dieser  Vorschösse  die  Auslieferang  der  Güter  oder  gegen  Abzng  der  Vorschüsse 
Ersatz  ihres  Werthes  verlangen  könne;  daher  wurde  der  Antrag  auf  Streichung 
des  2.  Abs.  gestellt.  Dagegen  wurde  aber  vorgebracht  (Prot.  160) ,  Abs.  2 
biete  eine  processualische  Erleichterung,  welche  übrigens  nicht  nur  dem 
Committenten  des  Spediteurs,  sondern  auch  dem  Empfänger  und  den  übrigen 
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wenn  er  einer,  mit  dem  Auftrage  seines  Committenten  i  n  W  i  d  e  r- 
spruch  stehenden  Anweisung  des  Destinatars  z.B. 
einem  Widerrufe  oder  einer  Modification  des  Auftrags  ohne 
Einwilligung  des  Committenten  Folge  leistet;  anders  wenn  der 
letztere  dem  Destinatar  eine  Dispositionsbefugniss  über  das  ^ 
Speditionsgut  eingeräumt  und  dieser  dem  Spediteur  inner- 
halb der  Grenzen  dieser  Befugniss  eine  Modification 
der  demonstrativ  vorgeschriebenen  Ausführung  z.  B.  eine  andere 
als  die  vom  Versender  bezeichnete  Beförderung  aufgetragen 
hat.  Wenn  der  Spediteur,  da  ihm  eine  entgegengesetzte 
Weisung  von  Seite  des  Versenders  in  der  Zwischenzeit  nicht 
zugekommen  war,  diese  Modification  beachtSt,  so  handelt  er 
nicht  auf tragswidrig ,  sondern  thut,  was  gemäss  der  von 
dem  Committenten  selbst  als  berechtigt  anerkannten  Anord- 
nung des  Destinatars  anstatt  des  vom  Committenten  demon- 
strativ Vorgeschriebenen  geschehen  soll.  Im  Geschäftsver- 
kehr wird  es  nicht  beanstandet  und  kommt  es  häufig  vor, 
dass  der  Verkaufscommissionär  ,  wenn  er  die  Waare  schon 
vor  Ankunft  derselben  verkauft  hat,  dem  Spediteur  den  Auf- 
trag ertheilt,  dieselbe  nicht  nach  dem  vom  Versender  bezeich- 
neten Bestimmungsort,  sondern  nach  der  von  ihm  bezeichneten 
Verkaufsstelle   zu   befördern.  ^^)  Der  Spediteur  hat  re  integra, 

ans  dnr  Verfrachtung  der  Güter  zu  einer  Klage  berechtigten  Personen  za 
Onte  komme;  er  beruhe  anf  einer  constanten  Gewohnheit  and  entspreche 
einem  sehr  dringenden  Bedürfnisse;  wenn  der  Frachtführer  abliefere  und 
gegen  denselben  wegen  mangelhafter  Lieferong  oder  wegen  Benchädigang  der 
Waare  ein  Ansprach  begründet  sei,  so  erscheine  es  dringend  nothwendig, 
dem  Empfänger  das  Kecht  des  Abzages,  resp.  ein  KlagerHcht  gegen  den 
Fuhrmann,  Schiffer  n.  s.  w.  zazugesteheo ;  der  Umweg  einer  Begress- 
nahme  durch  den  Committenten  an  den  Spediteur  und  von 
diesem  durch  den  Zwischenspediteur  an  den  Frachtführer 
werde  zu  ganz  unzulässigen  Weiterungen  fähren.  Der  Antrag 
anf  Stroichung  wurde  mit  13  gegen  4  Stimmen  abgelehnt.  Im  Verlaufe  der 
Berathnng  (Prot.  856)  wurde  der  Antrag  gestellt ,  Art.  SCO  Abs.  2  in  ver- 
&nderter  Fassung,  um  das  Pfandrecht  des  Spediteurs,  der  dem  Versender 
möglicher  Weise  Vorschüsse  auf  die  Waaren  gegeben  habe,  nicht  bedeutungslos 
werden  zu  lassen,  in  den  Titel  über  das  Frachtgeschäft  aufzunehmen;  der 
Antrag  wurde  mit  16  gegen  1  Stimme  angenommen  (Prot.  861). 

»»)  S.  oben  S.  372  fg.  Note  11.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XXIII.  N.  6  S.  26, 
Bd.  X  N.  67  S.  301.  Ueber  die  bestrittene  Frage,  ob  der  Spediteur  im  Falle 
einer  CoUision  den  Weisungen  des  Absenders  oder  Destinatars  Folge  zu  leisten 
habe,    vgl.    Guenther  §.  16,17,    Poehls  S.  2B4,    b ad is che s  Handelsr. 
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Versender  gemäss  dem  zwigchen  ihnen  bestehenden  Eechts- 
Verhältnisse  auf  Cesaion  der  jenem  gegen  seinen  Mitcontra- 
henteo,  den  ersten  Spediteur,  zustehenden  Klage,  belangen; 
mit  dieser  Klage  kann  er  von  dem  ersten  Spediteur  die  Ab- 
tretung seiner  Rechte  gegen  den  Zwiscbenapediteur,  resp,  den 
Frachtrdhrer  erlangen  und  so  gegen  die  einzelnen  Spediteure, 
resp.  Frachtführer  der  Reihenfolge  nach  vorgehen,  bis  zuletzt 
derjenige  belangt  wird,   welcher  den  Schaden  zugefügt  hat.  ^^) 


I.  8.476,    Koch  I.  c 

.  IL   476  fg.,    AnachlltB 

itch.  U.  K.  286  (Kfts 

sei),  V.  56,60  (Lübeck). 

")  Dembatg  1.  . 
ComnL  III.  393 ;  Seaffei 
XV.  N.  48  (Kiel);  andere  PoehU  S.  287,  288,  Hel»e  S.  49  N.  5, 
Weagler  S.  118,  119,  Brinkmann  ■  Endemann  §,113,8.425.426, 
Wolff  I.  c.  13.  Bd.  S.  191.  bM.  196;  Senffert  Arch.  XIV.  N.  23.  Vgl. 
bes.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XII  N.  111  S.  379,  Bd.  SIII  N.  108  S.  322:  „Dtr 
klagende  DeBtinalar  hat  eine  Quantität  Begeagchirm Blöcke  gekauft,  sie 
sofort  in  Empfang  genommen  nnd  mit  dem  Terkftnfer  deren  Vergendnng  anf 
■eine  Gefahr  und  Kosten  verabredet ;  mit  der  Besorgung  des  Transportca 
hat  der  Verhäofer  eine  Speditionsfirma  beannragt;  bei  dieser  ist  die  Eiste 
stehen  geblieben;  der  kl^ende  Destinatar  begehrt  von  dem  Spediteur  vollen 
Scbadeneraals  gegen  UeberlMsang  der  darch  den  Uodewecbael  north  los 
gewordenen  Waaren,  er  behauptet,  es  sei  gleicbgiltig,  ob  der  Vetkäofer  als 
Tersender  mit  dem  Speditenr  im  Namen  des  Klägers  contrahirt  halie;  der 
SpeditoDr  stehe  dem  FrachtfShrer  gleich  nnd  sei  wie  dieser  dem  bezeichneten 
Empfänger  der  Waaren  fBr  die  Erfällung  des  Speditionavertragea  verant- 
worilich.  Die  Vejfolgang  der  AnsprOche  kBnne  nicht  blos  dem  Versender  der 
Waaren  einger&amt  worden  sein,  welcher  mit  dem  Speditenr  nnmittelbar  c.on- 
trahirt  habe,  sondern  gemäes  Art.  341  bandle  der  Teraender,  welcher  mit  der 
zar  Beförderung  des  Tranaportea  an  den  Waarenkänfer  benötbigten  Hitlels- 
peison  coutrahire,  als  geaetzli eher  Vertreter  nnd  Bevollmächtigter  desWaareo- 
empfäDgers,  daher  in  dieser  Eigenschaft  und  innerhalb  der  Grenzen  dJesfs 
Btandatea  mit  rechtlicher  Wirknog  für  den  Waaren empfüager.  Der  Spediteur 
gehöre  nnzweifeihaft  xa  den  Personen  des  Art.  344 ,  ebenso  wie  der  Fracht- 
f&hrer ;  daher  sei  anch  die  Analogie  zwiachen  beiden,  lesondera  mit  ßttcksJcht 
aof  Art.  383  und  385,  geiietzlkh  geboten  und  daher  dürfe  mit  Rntkaicht  auf 
Art.  405  das  Klagerecbt  des  Art.  366  auch  dem  Waarenemplänger  eingeräumt 
werden,  welcher  «egen  Znaendnng  der  Waaren  mit  dem  Speditenr  nicht  un- 
mittelbar coutrahirt,  selbtit  wenn  man  darüber  caih  der  allgemeinen  Fassung 
des  Art.  38(>,  der  nirgends  zwischen  Absender  und  Empfänger  nnterscbeide 
und  Klagen  bezeichne,  bei  denen  offenbar  sonichst  der  Empfänger  der  Waart: 
betheiligt  sei,  überhaupt  noch  zweifeln  könnte.  Diese  vom  Ober-Triboual 
Berlin  gemaihlea  Argumente  wurden  vom  B.  0.  H.  G.  als  anhaltbar  er- 
klär-'; aus  dem  Wortlaute  des  Art.  344  folge  zunächst  nnr  ,  daaa  der  Ver- 
käufer im  Auftrage  des  Käufera  über  die  Transportbesorgung  oder  Trans- 
port anafilh  tun  g  contrabire,  nicht  aber  zugleich,  daaa  dieses  in  Vertretung 
Grüuhut,  ßccLt  dea CommiBsiouB-HauduIs.  35 
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!lagen*>)    und  Einreden   gegen  den  Spediteur 

e;  allein  anch  nur  ein  wahres,  d.  h.  lelbstiUadiges,  den 
indBät^en    des    UandatvsrtrageB    unterHagendes  Aoftngs- 

ia  BOlchen  Fällen  zvischan  Känfer  and  Terkänfer  nicht, 
h  inbintelligirteB  NebeQgedJEg  znm  Kanfverlrige ;  —  vgl. 
Viri.  N.2  S.13.  Xt.  N.26S.64,  Gold.chmjdt  Handb. 
),  Ansc hü  tzIU. 280.  Stahl  in  Ooldschmid  t'a  Ztschr. 
■s  S  e  n  f  f  e  r  t  Arch.  24  N.  23  — ;  ans  den  besouderea.  för 
Brkänfer  geltenden  Grundsätzen  kSane  daher  ein  direcl«s 
'iachen  dem  Waarenempf Säger  und  dem  Speditear  nicht 
benaavrenigaDS  Art.  405;  weder  direct,  denn  er  spreche  nnr 
r,  noch  analog,  weil  der  Gesetzgeber  keineswegs  ein  allg  e- 
cip  nur  in  beschrankten  Conaeqnenzen  gedacht  nnd  ansge- 
iQ  ausgesprochenen  Rechtssatz,  einem  nnbeslreitbarea  Ter- 
1  einem  freilich  schwaukenden  Gewohnheitar echte  folgend, 
jhtftlhrer  gewollt  habe.  Im  Verhiltnisi  zwischen  den 
id  dem  vom  Absender  bestellten  Spediteur  finde  sich  ein 
licht  anerkannt,  eine  analoge  Anwendung  derN'ormen  rem 

das  Speditionsgeschäft  sei  nnznläsaig  (arg.  Art.  387), 
isetz  ausdrücklich  einige  Fälle  des  SpeditionsverhältDisses. 
rten  zwischen  dem  reinen  Speditionsgeschäfte  und  den 
ienen,  ganz  oder  theil  weise  den  Regeln  des  PracbtgescfaäflcB 
—385),  die  Anwendung  dieser  Grandsätze  auf  den  reinen 
mit  aasschliesse.  Ans  Art.  386  folge  nicht  das  Gegentheil, 
eihliohe  Nachlässigkeit  des  Gesetzgeber«,  wann  hier  der 
iigend  aiisgesprocheD  werden  aollen :  „Diese  Klagen  stehen 
lender,  soadero  anch  dem  Empfänger  zu,  «enngleicli 
ttelbar  oder  mittelbar  mit  dem  Spediteur  contrahirt  bat, 
ision  oder  Vollmacht  des  Absender«  za  deren  Austeilung 
chin  lägen  ancb  wlrthachaftlich  die  VerliältDisse  bei  dem 
anders  als  bei  dem  ITrachtf obrer.  Am  wenigsten  könne 
;emeiuen  Grandsälzen  des  Hgb.  gezweifelt  werden.  Bier 
festgehalten,  dass  abgesehen  von  singnlären  nnd  positiven 

im  Mameu  eines  Anderen,  sei  es  aDsdräcklicb, 
«m  Hinweis  auf  leia  Tertretangsverhältuiss,  nicht  schon, 

Vertreter  erscheine  nnd  durch  seinen  VertragsaDacblojis 
selben  Hechte  begründe.  Besoaders  in  dar  Lehre  von 
hafte  sei  dieses  Frincip  ansdrtkcklich  einKescbärtt  (An.  360, 
>2,  65,  58.  298,  114  al.  2,  230.  241,  ;:«9,  Laband  in 
Bcbr.  X.  198,205,213  ff.)."  —  Handelt  der  Spediteur  all 
inatars,  so  kann  ein  directea  Klagerecht  des  letsteren 
gen  den  ersteren  begründet  i>ein;  ebenso  kann  der  Desti- 
ittmer  ein  Elagerecht  haben. 

eines  Mitgliedes,  Gutsprecbeud  dem  Art.292  üetzt  Art.  349) 
EU  setzen:     „die  Klagen"  ,    da  in    erster  Les.    anerkannt 
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aus  dem  Speditionsvertrage**)  wegen  gänzliclien  Verlustes  oder 
wegen  Verminderung,  Beschädigung  oder  verspäteter  Abliefe- 
rung des  Gutes  ist  im  Interesse  des  Speditionsverkehrs  die 
kurze  Verjährungsfrist  eines  Jahres  festgesetzt  (Art.  386)  "^) ;  sie 
beginnt  —  actio  nata  —  bei  gänzlichem  Verlust  mit  dem  Ablauf 
des  Tages,  an  dem  die  Ablieferung  nach  Vereinbarung  oder 
Handelssitte  (Art.  279)  —  mit  Rücksicht  auf  die  regelmässige 
Dauer  des  Transportes  von  dem  Abgangsort  an  den  Bestim- 
mungsort —  ordnungsmässig  hätte  bewirkt  sein  müssen,  in  den 
übrigen  Fällen  mit  dem  Ablauf  des  Tages,  an  dem  die  Ab- 
lieferung geschehen  ist.  *^)  Der  Destinatar  darf  demnach  nicht 

'worden  sei,  dass  Klagen  ans  einem  betrügerischen  Verfahren  dss  Speditears 
von  der  Yerjährnng  nicht  betroffen  werdbn  sollten  nnd  dem  gegenüber  die 
Fassung  za  bestimmt  nnd  aasschliessend  laate,  warde  mit  14  gegen  1  Stimme 
beschlossen. 

'*)  Nicht  ans  anderen  Bechtsgründen ;  vgl.  R.  0.  H.  G.  Bd.  X.  N.  67 
S.  301.  Bern  Committenten  steht  ja  ausser  der  a*.  mandati  gegen  den  Spediteur 
anzweifelhaft  unter  umständen  auch  die  rei  vindicatio^  resp.  pribliciana  auf 
Herausgabe,  eventuell  auf  Schadenersatz  zu. 

*')  Vgl.  Art.  108  franz.  Code  de  commerce  ^  wo  die  Verjährungsfrist 
abgestuft  erscheint,  je  nachdem  der  Transport  aof  Has  Inland  beschränkt 
bleibt  (6  Monate)  oder  in  das  Ausland  geht  (ein  Jahr);  Alaazetll.  N.  1002. 
Für  Klagen  wegen  verspäteter  Ablieferung  ist  nichts  bestimmt,  Alauzet  II. 
K.  1004;  in  der  Praxis  wird  Art.  108  analog  angewendet,  dagegen  Duverdy 
Trait/  du  contrat  de  transport  N.  112  S.  172.  Das  serbische  Hgb.  §.  74 
statuirt  je  nach  dem  geographischen  Bezirke  der  Ausführung  eine  Verjährungs- 
frist von  3  Monaten,  6  Monaten  nnd  einem  Jahre.  Mit  dem  franz.  Hgb. 
stimmt  überein  ho  11  and.  Hgb.  Art.  95  (Holt ins  I.  223),  ital.  Hgb. 
Art.  88  (Borsari  N.  311),  Züricher  Gb.  §.  1650  (dieses  unterscheidet  aber 
anstatt  zwischen  In-  und  Ausland  zwischen  europäischem  und  ausserenropäi- 
«chem  Verkehr,  Bluntschli  S.  451),  württemb.  Entw.  Art.  177,  R.  H.  G. 
E.  Tit.  V  Art.  33.  So  auch  preuss.  Entw.  Art.  303  (Mot.  167),  der  aber,  wie 
schon  der  R.  H.  G.  E.  und  das  holländ.  Hgb.,  auch  den  Fall  verspäteter 
Ablieferung  normirt.  Bei  der  Berathung  (Prot.  771)  wurde  der  Antrag  auf 
Streichung  gestellt,  da  der  Art.  in  innigem  Zusammenhange  mit  dem  strengeren 
Systeme  des  preuss.  Entw.  (oben  Note  16)  gestanden  und  nunmehr  neben  der 
<lem  Spediteur  obliegenden  geringeren  Haftbarkeit  kein  Bedürfniss  darnach 
vorhanden  sei,  jedoch  mit  13  gegen  4  Stimmen  abgelehnt.  In  zweiter  Lesung 
(Prot.  1221)  wurde  der  Antrag  gestellt,  für  das  In-  und  Ausland  gleichmässig 
ein  Jahr  als  Verjährungsfrist  festzusetzen,  da  eine  solche  Unterscheidung  un- 
practisch  sei.  Der  Antrag  wurde  mit  9  gegen  5  Stimmen  angenommen. 

««)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVII.  N.  21  S.  80 :  Wenn  es  sich  nicht  um  gänzlichen 
Verlust  des  Speditionsgntes  handelt,  sondern  um  seine  Beschädigung  durch 
ver^änmte  Auslieferung  an  den  Destinatar,  so  fehlt,  so  lange  die  Auslieferang 

35* 
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oder  Veruntreuung  des  Spediteurs  kann  die  Rechtswohlthat 
der  kürzeren  Verjährungsfrist  zu  dessen  Entlastung  nicht 
zur  Anwendung  kommen;  anders  wenn  nicht  der  Spediteur 
persönlich,  sondern  eine  der  Zwischenpersonen  2^),  der  Fracht- 
führer oder  Zwischenspediteur,  sich  eines  Betruges  oder  einer 
Veruntreuung  schuldig  gemacht  hat. 

§.   47. 

II.  Rechte  des  Spediteurs ;  Recht  auf  die  Erstattung  des  gemachten 
Aufwandes  und  des  erlittenen  Schadens ;   Recht  auf  die  Provi- 
sion; Pfand-  und  Retentionsrecht  des  Spediteurs. 

Was  das  Recht  des  Spediteurs  auf  den  Ersatz  seiner 
Kosten  und  Auslagen,  —  so  der  Fracht,  der  Zölle,  des 
Erahn-  und  "Werftgeldes,  der  Wagegebühr ,  der  Kosten  für 
Verpackung,  Transport  in  sein  Magazin  und  aus  demselben,  für 
Ab-  und  Aufladelohn,  Lagermiethe,  Maklerlohn,  Briefporto 
etc^  — ,  sowie  das  Recht  auf  die  Provision  betrifft,  so  wiederholt 
Art.  381  Abs.  1  1)  ausdrücklich  für  den  Spediteur,  was  in 
Art.  371  für  den  Commissionär  festgesetzt  ist. 


port  bestehenden  Spesen  in  der  Absicht  aufgerechnet ,  nm  ihn  in  einen  für 
ihn  naciitheiligen  Irrtham  za  versetzen.  Der  Committent  hat  diese  Zahlung, 
in  diesem  Irrthnme  befangen,  bewirkt.  Der  Spediteur  hat  den  zur  Ausführung 
der  kürzeren  Frist  vertragsmäsaig  übernommenen  Transport  nicht  nur  in 
der  längeren  Frist  ausgeführt,  sondern  auch  von  vornherein  die  Verladung  in 
der  längeren  Lieferungszeit  bewirkt,  dessenungeachtet  aber  die  Vertrags- 
mfissigen  Speditionssälze  für  die  kürzere  Lieferungszeit  berechnet  und 
erhalten.  Der  Schweiz.  Entw.  (von  1876)  Art.  391f  statuirt  eine  fünfjährige 
Yerjährang  bei  Arglist  oder  grober  Fahrlässigkeit  des  Spediteurs. 

*®)  Vgl.  Mot.  zum  R.  H.  G.  E.  zu  Art.  33  S.212;  im  franz.,  hoUän  d. 
und  ital.  Recht  streitig;  vgl.  Alauzet  II  N.  1005,  Levy  1.  c.  ad  Art.  386, 
B  orsari  I.  N.  313. 

*)  Ebenso  §  387  Abs.  1  ungar.  Hgb.;  Abs.  2  §.  387  (gleich  Abs.  2 
§  377  für  den  Commissionär)  lässt  über  die  Provision  in  Ermanglung  freier 
Vereinbarung  den  Ortsgebrauch  entscheiden.  Mit  Art.  331  Hgpb.  stimmt  über- 
ein Schweiz.  Entw.  (v.  1876)  Art.  391^.  Bei  der  Berathnng  des  Art.  302 
prenss.  Entw.  (Prot.  766)  bemerkte  ein  Abgeordneter,  es  sei  nirgends  gesagt, 
dass  der  Spediteur  die  Bezahlung  seiner  Gebühren  nicht  geradezu  vom  Ab- 
sender verlangen  könne,  sondern  zuerst  versuchen  müsse,  solche  von  dem 
Empfänger  zu  erlangen.  Vgl.  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIX.  N.  67  S.  211 :  Der  Spediteur 
kann  seine  Auslagen  von  seinem  Auftraggeber  mit  der  a".  mandati  contr, 
ersetzt  verlangen.  Uebernimmt  er  auch  observanzmässig  einen  Auftrag,  die- 
selben  vom  Empfänger  zu  erheben ,    so  wird  dadurch    sein   Recht  gegen  den 


_l 


—    550   — 

Wie   dieser,    so   hat   auch   der  Spediteur  Anspruch  auf 
Ersatz   des  von   ihm  durch  die  Ausführung  des  Auftrags  er- 


Auftraggeber  kein  blos  subsidiäres  Rtickgriffsrecht ,  vermöge  dessen  er  sich 
diesem  gegenüber  nnr  in  Betreff  desjenigen  erholen  könnte  ,  was  er  vom 
Empfänger,  resp.  ans  dem  haftenden  Gnte  nicht  eintreiben  kann.  Es  liegt  nur 
ein  Erhebangsanftrag  vor,  der  erledigt  ist,  wenn  der  Empfänger  nicht  zahlt, 
ohne  dass  der  Spediteur  noch  zur  Klage  gegen  den  Empfänger  verpflichtet 
wäre.  Yoranssetzang  für  die  a*.  cantr.  ist  nnr,  dass  der  Spediteur  die  Aus- 
ftthrung  des  Geschäftes  oder  dessen  Misslingen  ohne  eigene  Schuld  nachweist 
und  er  verliert  deshalb  den  Anspruch ,  wenn  das  Gut  ohne  Bezahlung  der 
Spesen  ansgeaotwortet  ist,  im  Falle  mangelnden  Verschuldens  nicht.  Diese 
principale  Natur  des  Anspruches  drQckt  Art.  381  aus;  der  Spesen  ansprach 
des  Spediteurs  ist  von  seinen  Abmachungen  mit  seinem  Auftraggeber  abhängig, 
das  Spesenlimitum ,  auf  das  der  Empfänger  recurriren  darf,  von  den  Ab- 
machungen desselben  mit  seinem  Gegencontraheoten.  Der  Speditear.  welcher 
gegen  den  Empfänger  klafft,  könnte  nur  die  Rechte  seines  Auftraggebers 
diesem  gegenüber  geltend  machen;  es  besteht  kein  Grand,  die  berechtigten 
Anspräche  des  Spediteurs  gegenüber  seinem  Auftraggeber  auch  nur  vorläufig 
darauf  zu  verweisen,  dass  es  ihm  zunächst  obliege,  diese  Ansprüche,  als  die 
seinem  Auftraggeber  auch  gegen  den  Empfänger  zustehenden,  diesem  gegen- 
über durchzusetzen.  Was  das  Recht  auf  die  Provision  betrifft,  so  vgl.  R.  O.  H.  G. 
Bd.  XVI.  N.  94  S.  375:  „Das  Gesetz  unterscheidet  nicht  zwischen  gesetzlicher 
Provision  und  derjenigen,  welche  ausbedangen  oder  nach  A  rt.  384  als  in  der 
Gegenleistung  des  Auftraggebers  eingeschlossen  zu  betrachten  ist.  Ebenso- 
wenig ist  die  Anwendung  des  Principes  (Art.  371)  abhängig  gemacht  von 
dem  Grunde,  aus  dem  das  Geschäft  nicht  zur  Ausführung  gekommen  ist, 
vielmehr  hat  nach  der  generellen  und  apodictischen  Fassung  des  Principes 
der  Commissionär  und  folgeweise  der  Spediteur  gar  kein  Recht,  nach  diesem 
Grunde  zu  forschen  und  über  denselben  von  dem  Auftraggeber  Auskunft  za 
verlangen.  Freilich  gilt  in  dieser  Beziehung  der  fragliche  Rechtsgrandsatz 
«-  abgesehen  von  dem  Rechtsanspruche  auf  die  ortsübliche  Auslieferungs- 
Provision  AI.  2  Art.  371  —  nnr  unter  der  Yoranssetzang ,  dass  der  Commis- 
sions-  oder  Speditionsvertrag  keine  entgegenstehende,  ausdrückliche  oder  still- 
schweigende Uebereinkunft  enthält;  demgemäss  ist  jener  Rechtssatz  des  Hgb. 
auf  die  Natur  des  Mandatvertrages  zurückzuführen  und  hierin  kann, 
da  das  Speditions-  sowie  das  Commissionsgeschäft  eine 
speeiea  dieser  Yer tragsgattnng  bildet,  noch  eine  Bestätigung  der 
Annahme  gefunden  werden,  dass  der  fragliche  Rechtsgrundsatz  auch  in 
Art.  384  Anwendung  findet.  Art.  290  kann  bei  Rechtsgeschäften,  für  welche 
sie  berührende  specieile  Bestimmungen  im  Gesetze  gegeben  sind,  wie  io 
Art.  371 ,  nar  nach  Massgabe  derselben  zur  Anwendung  kommen ;  für  die 
Rechtsgeschäfte  nach  Art.  371  sind  die  Bestimmungen  dieses  Art.  über  das 
Provisionsrecht  ausschliesslich  massgebend."  —  Der  Spediteur  kann  eine  Au s- 
lieferungsprovision  in  Anspruch  nehmen,  sofern  eine  solche  ortsgebranch- 
lieh  ist  (Art.  371,  387).   Poehls  I.  283  gibt  das  Recht  auf  eine  verbältniss- 
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littenen  Schadens,   z.   B.    ZoUcontraventionsstrafen  in   Folge 
unrichtiger  Declaration  des  Committenten. 

Zu  den  zum  Zwecke  der  Versendung  im  Sinne  des 
Art.  381  nothwendig  oder  nützlich  aufgewendeten  Auslagen 
und  Kosten  gehören  nur  jene,  welche  durch  die  übliche  Art 
der  Versendung  und  das  übliche  Mass  der  hiefür  erforder- 
lichen Aufwendungen  ihre  Rechtfertigung  finden.  Die  Kosten 
und  Auslagen  müssen  objectiv  aus  den  Versendungshandlungen 
hervorgehen,  resp.  in  denselben  ihren  rechtmässigen  Grund 
haben.  Das  blos  factische  Hervortreten  von  das  Grut  wirk- 
sam bestrickenden  Ansprüchen,  welche  sich  der  Ausführung 
oder  Fortsetzung  des  Transportes  hindernd  entgegenstellen, 
genügt  nicht,  um  die  Erfüllung  derselben  durch  den  Spediteur 
behufs  Ermöglichung  der  Versendung  als  nothwendige  oder 
nützliche  Aufwendung  zu  characterisiren.  Es  kommt  darauf 
an,  ob  der  Committent  zur  Erfüllung  dieser  Ansprüche  recht- 
lich verpflichtet  war  oder  nicht.  Hatte  der  Committent  ein 
Recht  darauf,  in  den  Besitz  des  Gutes  ohne  Befriedigung 
jener  Ansprüche  zu  gelangen ,  so  kann  durch  diese  Be- 
friedigung eine  nützliche  Verwendung  nicht  bewirkt  sein ; 
denn  im  Wesen  des  Speditionsauftrags  liegt  es  an  und  für 
sich  nicht,  dass  die  Güterversendung  unter  allen  Umständen 
und  mittelst  jedes  Opfers  erfolge,  sondern  nur,  dass  sie  er- 
folge, soferne  i-bre  Ausführung  ohne  andere  Aufwendungen 
als  die  üblichen,  durch  Mass  und  Werth  der  Transport- 
handlungen bedingten  möglich  ist.  *) 

Der  Spediteur  kann,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Art. 
383,  384,  keine  höhere  als  die  mit  dem  Frachtführer  oder 
Schiffer  bedungene  Fracht  berechnen  (Art.  3*31  Abs.  2,  cf.  Art. 
372),  mag  diese  auch  geringer  sein  als  das  vom  Committenten 


massige  Provision  bei  Widerruf  oder  Modification  des  Auftrages ;  vgl.  W  e  n  g  1  e  r 
S.  113,  Köchin  BnscVs  Arch.  II.  S.464,  Wolff  1.  c.  S.  194  Note  86,  Gareis 
S.  277.  üeber  die  Höhe  der  Provision  B  tisch  I.  3.  Cap.  3.  §.  5  (Vs  % 
von  dem  Werthe  der  beförderten  Güter)  S.  233»  Ptittmann  I.e.  Gnenther 
§.  18;    über  das  ;,Schneiden'*  der  Spediteare  B tisch  §.6  S.  234. 

*)  So  R.  0.  H.  G.  Bd.  XX.  N.  56  S.  187.  Der  blo8:»e  Umstand,  dass  der 
Committent  die  von  solchen  Ansprtichen  befreite  Waare  empfangen  hat,  genügt 
znr  Annahme  der  nfitzlichen  Verwendung  nicht,  da  nicht  abzusehen  ist,  ob 
er  bei  Kenntuiss  einer  hieraus  erwachsenden  Verbindlichkeit  es  nicht  in 
seinem  Interesse  erachtet  hätte,  den  Empfang  der  Waaren  abzulehnen. 
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gesetzte  Limito.  Hat  sich  der  Spediteur  mit  dem  Committenten 
über  bestimmte  Sätze  der  Transportkosten  (prix  ä  forfait)  — 
es  sei  durch  Feststellung  eines  Pauschalbetrages  für  den 
zur  Besorgung  übernommenen  Transport  oder  eines  Kosten- 
betrages für  Gewichts-,  Raum-  oder  Masseinheiten  —  ge- 
einigt, so  ist  anzunehmen,  dass  in  den  bewilligten  Transport- 
kosten'^ätzen  schon  die  Provision  enthalten  ist,  daher  daneben 
ein  Recht  auf  Provision  nur  dann  begründet  erscheint,  wenn 
es  ausdrücklich  oder  stillschweigend  vereinbart  ist  (Art.  384 
Hgb.,  ebenso  §.  387  Abs.  3  ungar.  Hgb.).  ^)  Es  findet  also 
die  Regel  des  Art.  381,  dass  der  Spediteur  auch  ohne  vorher- 
gegangene Vereinbarung  Provision  verlangen  kann,  keine  An- 
wendung; die  zu  Gunsten  des  Spediteurs  verbleibende  Differenz 
zwischen  dem  Betrage  der  Transportkostensätze,  dem  Aver- 
sional-üebernahmspreise,  und  dem  Betrage  der  wirklich  auf- 
gewendeten Kosten  und  Auslagen   stellt  vielmehr   in   diesem 


')  Der  Referent  schlug  (Prot.  1224)  folgende  Fassnng  des  Satzes  2  Art.  329 
Entw.  I.  Les.  (s.  unten  S.  572)  vor :  „er  ist  zur  Provision  berechtigt,  sofern  nicht 
vereinbart  ist,  dass  dieselbe  in  den  Sätzen  der  Transportkosten  enthalten  sei*^ ; 
denn  wenn  man  den  Spediteur  als  solchen  anerkenne,  so  könne  ihm  aach  das 
Recht  anf  eine  Provision  zaerkannt  werden;  für  and  wider  diesen  Antrag  des 
Beferenten  ergaben  sich  gleich  viel  Stimmen;  er  wnrde  durch  das  Votum 
des  Präsidenten  angenommen  und  erscheint  in  Art.  361  Satz  2  Entw.  II.  Les. 
Für  das  Recht  des  Spediteurs,  abgesehen  von  besonderen  Verabredungen  ausser 
dem  vereinbarten  Frachtsatze  eine  Provision  su  berechnen,  spreche  der  Um- 
stand, dass  der  Spediteur  immer  noch  die  Eigenschaft  eines  solchen  behalte, 
ferner  liege  schon  dem  Wortlaute  nach  in  dem  Frachtsatze  keine  VergtHung 
für  Bemühungen  des  Spediteurs,  keine  Provision ;  diese  Bestimmung  stehe  auch 
im  Einklänge  mit  Art.  325  (unten  S.  566  Note  2)  in  welchem  die  Berechnung  der 
Provision  gestattet  sei,  obschon  sich  der  Spediteur  seines  eigenen  Transport- 
mittels bediene.  Endlich  sei  es  billig,  dem  Spediteur  einen  grösseren  Vortheil 
einzuräumen,  da  ihm  eine  grössere  Haftung  auferlegt  werde.  Durch  Monitum 
^.  421  wurde  (von  Hamburg)  anstatt  des  2.  Satzes  Art.  361  folgender  Satz  be- 
antragt:  „er  ist  in  diesem  Falle  nur  dann  zur  Provision  berechtigt,  wenn  eine 
solche  neben  dem  bestimmten  Satz  der  Transportkosten  ausdrücklich  verein- 
bart ist" ;  denn  der  Spediteur  erscheine  durch  die  Haftung  für  die  Zwischen- 
Spediteure  und  Frachtführer  als  wirklicher  Uebernehmer  des  Transportes 
und  nicht  als  Garant  nur  für  die  Höhe  der  Transportansätze;  wenn  aber  ein 
Transport  aversionaliter  übernommen  sei ,  so  sei  es  nicht  begründet ,  dem 
uebernehmer  ohne  specielle  Verabredung  ausser  der  Stipulationssumme  noch 
eine  Provision  zuzusprechen.  Dieser  Antrag  wurde ,  als  der  Auffassung  des 
Handelsstandes  weit  mehr  als  der  Eotwurf  entsprechend  ,  mit  II  gegen  3 
Stimmen  angenommen. 


>r  srr  ".'•  •'        I 


«  4 


» 


—    553    — 

Falle  die  Provision  des  Spediteurs  dar*),  unterliegt  daher 
rücksiehtlich  des  Zeitpunktes  des  Erwerbes  den  Grundsätzen 
des  Art.  371  (s.  oben  S.  264  fg.). 

Was  das  gesetzliehe  Pfandrecht  des  Spediteurs  5) 
betrifft,  so  kommen  hier  die  oben  (§.  33  S.  280  fg.)  auseinander- 
gesetzten Rechtssätze  zur  Anwendung,  sowohl  was  das  Object 
des  Pfandrechtes,  die  Detention  ^)  des  Pfandobjectes,  den  Schutz 
gegen  dingliche  Rechte  dritter  Personen ') ,  als  auch ,  was  die 
Geltendmachung*')  des  Pfandrechtes  betrifft;  es  besteht  für 
die  Forderungen  des  Spediteurs  „wegen  der  Fracht,  der 
Provision,  der  Auslagen,  Kosten  und  Verwendungen  und 
wegen  der  dem  Versender  auf  das  Gut  geleisteten 
Vorschüsse"  (Art.  382),  soweit  er  dabei  als  sorgfältiger 
Kaufmann   vorgegangen  ist. ») 


*)  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVI.  N.  9*  S.  377  (oben  Note  1). 

«)  Vgl.  oben  in  der  Einleitung  §.  1  S.  21  fg.  Frank  f.  W.  0.  v.  1739, 
Leipz,  W.  0.  V.  1682,  Banz.  W.  0.  v.  1701,  Hamb.  W.  0.  v.  1711.  Brem. 
W.  0.  V.  1712,  Bresl.  W.  0.  v.  1716,  schles.  W.  0.  ▼.  1838,  österr.  W.  0. 
V.  1717  n.  1763,  Braunschweig  W.  0.  v.  1715,  Nürnb.  W.  0.  v.  1722, 
churpfälz.  W.  0.  v.  1726,  El  bin  g.  W.  0.  v.  1758,  Bresl.  Hess-  u.  W.  0, 
V.  1742,  Augsb.  W.O.  v.  1778,  Corp.  Jur.  Fnderic.  (oben  S.  26);  Hamb. 
neue  Fallitenordn.  v.  1753  Art.  34,  (bei  Franck  1.  c.  [oben  S.  33]  XIII.  S.  235; 
ebd.  S.  237  für  LQbeck),  bad.  Hgb.  Art.  93;  preuss.  Conc.  Ord.  y.  1855 
•§.  33  P.  8;  Poehls  I.  282  anerkennt  das  Retentionsrecht  für  verlegte  Fracht, 
Unkosten,  Proviiiion;  ebenso  Gnenther  §.  17,  Heise  S.  40  N.  6,  Franck 
1.  c,  Wengler  S.  126  fg.;  Züricher  Gb.  §.  1649,  span.  Hgb.  Art.  228, 
229.  232  (ähnlich  den  Art.  409,  410  Abs.  2  und  412  deutsch.  Hgb),  Hgb.  v. 
Guatemala  Art.  166,  167,  170,  portug.  Hgb.  198,  199,  (de  Sampaio  I. 
S.  90),  wärttemb.  Entw.  Art.  123,    124,  125,  R.  H.  G.  E.  Tit.T.  Art.  31. 

^)  Gemäss  Art.  382  Abs.  3  a.  Art.  410  Abs.  3  und  4  H<b.  dauert  das 
Pfandrecht  des  Spediteurs  so  lange ,  als  das  des  Zwischenspuditeurs  oder 
Frachtführers  (Art.  409  Hgb.),  dem  der  Spediteur  das  Gut  übergeben  hat. 

^)  Der  Spediteur  ist  in  bona  fide^  wenn  er  „keine  Umstände  kannte 
•oder  hätte  kennen  müssen  ,  aus  denen  sich  die  Nifehtberechtigung  des  Ver- 
senders zur  Ertheilung  des  Speditionsanftrages  und  der  Entnahme  von  Vor- 
schössen u.  s.  w.  ergab.  Hielt  er  den  Versender  für  befugt,  den  Speditious- 
vertrag  mit  ihm  so,  wie  geschehen,  abzuschliessen  und  hat  er  auf  Grund 
dieses  Vertrages  das  Speditionsgut  in  Gewahrsam  bekommen,  so  hat  er  das 
gefietzlich  mit  der  Ueberoahme  der  Spedition  verbundene  Pfandrecht  redlich 
erworben."  Laban d  IX.  S.  465 

^)  Gad  193  hält  irrthümlich  in  diesem  Punkte  die  Landesgesetze  für 
massgebend;  dagegen  Lab  and  IX.  S.  464. 

«)  Mit  Art.  382  Hgb.  stimmt  Art.  391e  des  Schweiz.  Entw.  (v.  1876) 
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Bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  der  Spediteur  das  Gut 
mit  Vorschüssen ,  welche  er  dem  Versender  leistet ,  ob  ferner 
der  in   eine   Transportausfiihrung   als  Nachmann     eintretende 


und  §.  388  ungar.  Hgb.  überein,  doch  fehlt  in  dem  letzteren  die  Beschränkang 
auf  die  dem  Versender  geleisteten  Vorschüsse;  das  Pfandrecht  besteht 
überhaupt :  az  arükra  adott  elölegezesek  erejüg.  Zur  Entstehangsgeschichtt»  des 
Art.  382  vgl.  Art.  502  preuss.  Entw.:  „(Der  Spediteur)  hat  wegen  der  ver- 
legten Fracht,  der  Provision,  der  verwendeten  Kosten  und  gegebenen  Vor- 
schüsse oder  Barlehen,  ingleichen  wegen  aller  Forderungen  ans  laufender 
Rechnung  im  Speditlon^eschäfte  ein  Pfandrecht  an  dem  Gute  n.  s.  w.**  Bei  der 
BerathuDg  iu  erster  Les.  (Prot.  768)  ergab  sich  eine  Meinangsverschiedenheit 
darüber,  ob  nicht  auch  die  Worte:  „und  gegebenen  Vorschüsse"  gestrichen 
werden  sollten ;  der  Antrag  auf  Streichung  wurde  mit  9  gegen  8  Stimmen 
abgelehnt.  Hervorgehoben  wurde,  dass  das  Wort  „Vorschüsse"  sich  keines- 
wegs blos  auf  die  mit  der  Versendung  im  inneren  Zusammenhange  stehenden 
Kosten  u.  s.  w.  beziehe,  sondern  auch  auf  Vorschüsse  anderer  Art,  z.  B. 
Vorschüsse  auf  den  Kaufpreis  der  versendeten  Waaren ;  für  solche  Vorschüsse 
das  Pfandrecht  beizubehalten,  sei  allerdings  geboten ;  bei  Waarensendungen 
von  geringerem  Werthe  ,  bei  denen  es  zu  umständlich  sei ,  den  Kaufpreis  ge- 
sondert zu  remittiren ,  komme  es  sehr  oft  vor ,  dass  der  Spediteur  dem 
Versender  den  Kaufpreis  der  Waaren  vorschiesse  und  sodann  nebst  Fracht, 
Provision  und  Kosten  vom  Empfänger  wieder  einziehe ;  dasselbe  geschehe  unter 
Anderem  dann,  wenn  der  Versender  dem  Empfänger  kein  volles  Vertraaen 
schenke  und  ihm  die  Waaren  ohne  sofortige  Bezahlung  des  Kaufpreises  nicht 
gern  überlasse.  Ein  solches  Verfahren  komme  ferner  sehr  häufig  derart  vor, 
dass  Kaufleute  aus  der  Provinz,  wenn  sie  auf  einer  Messe  Einkäufe  gemacht 
hätten,  die  eingekauften  Waaren  dem  Spediteur  übergeben  und'  auf  die- 
selben Darlehen  entnehmen,  welche  bei  der  Ankunft  der  Waaren  an  ihrem 
Bestimmungsort  vergütet  und  einstweilen  vom  Kaufmann  za  weiteren  Ein- 
käufen am  Messplatze  verwendet  würden.  Solche  Darlehen  werden  hie  und 
da  auf  dem  Frachtbriefe  vorgemerkt,  oft  werde  dies  auch  unterlassen,  ja 
oft  werde  nicht  einmal  ausgemacht,  dass  das  Darlehen  als  auf  die  Waard 
gegeben  angesehen  werden  solle;  es  werde  vielmehr  einfach  Credit  gegeben» 
weil  sich  der  Spediteur  durch  die  ihm  anvertraute  Waare  für  gesichert 
halte.  Wenn  man  gegen  dieses  Verfahren  mehrfach  eingewendet  habe ,  dass 
ein  solches  Pfandrecht  sehr  missbraucht  werden  könnte,  indem  es  gan« 
unberechtigten  Personen  dadurch  möglich  gemacht  werde,  unbefugter  Weise 
fremde  Waare  zu  verpfänden,  z.  B.  dem,  der  die  Waare  blos  deshalb 
erhalten  hat,  um  sie  dem  Spediteur  zu  übergeben,  einem  Fahrmann,  der  sie 
abzuliefern  habe  u.  s.  w.,  so  lässt  sich  dagegen  einwenden,  dass  die  Frage, 
wer  znr  Erhebung  von  Vorschüssen  berechtigt  sei,  hier  offenbar  nicht  ent- 
schieden werden  solle,  übrigens  aber  solche  Fälle  gewiss  zu  den  seltensten 
gehören.  Von  anderen  Abgeordneten  wurde  beantragt,  statt  „Vorschüsse'' 
„Nachnahme''  zu  setzen  (Prot.  770);  allein  es  ergab  sich  eine  verschiedene 
Auffassung  dieses  Ausdruckes;    zuletzt    wurde  allgemein  anerkannt,    dass 
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Zwischenspediteur  oder  Frachtführer  das  Gut  wirksam  mit 
einer  Nachnahme,  wegen  deren  er  den  Vormann  befriedigt  hat, 
belasten    kann,    ist    das  Hgb.  von   dem   Gresichtspunkte   aus- 

der  Ausdruck  „Nachnahme'^  dasselbe  sage,  wie  der  Aasdrnck  „Vorschüsse'^ ; 
es  wurde  einstimmig  beschlossen  (Prot.  771),  neben  :  „Vorschüsse"  in  Parenthese 
„Nachnahmen'*  einzuschalten.  Art.  326  Entw.  I.  Les.  lautete  demgemäss:  „Der 
Spediteur  hat  wegen  der  Fracht,  der  Provision,  der  verwendeten  Rosten, 
gegebenen  Vorschüsse  (Nachnahmen)  und  Zinsen  ein  Pfandrecht  an  dem  Gute, 
sofern  n.  s.  w."  (wie  Art.  382  Abs.  1).  Der  Ausdruck:  gegebenen  Vorschüssen 
(Nachnahmen)'^. wurde  in  zweiter  Lesung  beanständet  (Prot.  1226);  es  entspann 
sich  eine  neue  Debatte  darüber,  ob  das  Pfandrecht  auch  für  Vorschüsse  auf 
die  Waaren  eingeräumt  werden  könne.  Bei  der  Mehrzahl  machte  sich  mit 
besonderem  Gewichte  die  Rücksicht  geltend,  dass  blos  wegen  eines  möglichen 
Hissbrauched  mit  solchen  Vorschüssen  auf  spedirte  Waare  das  Zweckmässige 
derselben  und  namentlich  der  Gebrauch  nicht  unterdrückt  werden  könne,  dass 
der  Verkäufer  einer  kleineren  Quantität  von  Waaren  den  ganzen  Kaufpreis 
der  Vereinfachung  der  Sache  wegen  nachnehme;  auch  entspreche  es  zu  sehr 
den  Bedürfnissen  des  Handelsstandes,  dass  derjenige,  .der  im  Besitze  einer 
Waare  sei.  Dritten  gegenüber  zu  aller  Verfugung  über  dieselbe  als  berechtigt 
gelten  müsse,  als  dass  mau  hier  davon  absehen  könnte;  jedenfalls  könne  der 
zweite  Spediteur  gar  nicht  unterscheiden,  ob  in  der  von  ihm  zu  zah- 
lenden Nachnahme  nicht  ein  Vorschuss  auf  den  Werth  der 
Waaren  enthalten  sei  und  dürfe  deshalb  auch  nicht  unter  einer  Be- 
stimmung leiden,  wonach  sein  Pfandrecht  auf  Darlehen  n-  s.  w.  sich  nicht 
erstrecken  würde.  Der  Antrag  eines  Abgeordneten:  „der  Spediteur  hat 
wegen  aller  seiner  durch  Ausftthrung  des  Auftrages  begründeten  Forde- 
rungen" n.  8.  w.  wurde  mit  8  gegen  6  Stimmen  angenommen.  In  dem 
Auftrage  die  Waaren  zu  spediren ,  liege  auch  der  Auftrag,  alle  darauf 
haftenden ,  gleichviel  ob  durch  Darlehen  oder  durch  Spedition  entstandenen 
Vorschüsse  zu  bezahlen ,  weil  ohne  diese  Zahlung  die  Waare  nicht  aus- 
geliefert werden  und  der  Auftrag  nicht  ausführbar  sein  würde.  Der 
zweite  Spediteur  dürfe  die  Nachnahme  des  Vormannes  bezahlen  und  habe 
für  solche  Zahlungen  ein  Pfandrecht,  auch  wenn  Vorschüsse  auf  die 
Waaren  darunter  begriffen  sein  sollten.  Von  anderer  Seite  wurde  bemerkt, 
die  Frage,  wer  solche  Vorschüsse  zu  entnehnien  und  die  Waaren  damit 
zu  belasten  berechtigt  sei,  werde  dadurch  weder  ein  für  allemal  bejaht  noch 
verneint,  sondern  sei  als  quaestio  facti  zu  entscheiden.  Die  beschlossene 
Fassung  sei  zu  nnbestimmt,  man  könne  nicht  mit  Sicherheit  erwarten,  dass 
allenthalben,  namentlich  von  allen  Gerichten,  in  dem  Auftrage,  eine  Waare 
zn  spediren,  auch  der  Auftrag  gefunden  werde,  die  darauf  haftenden  Vor- 
schüNse,  welcher  Ait  sie  auch  sein  mögen,  zu  bezahlen.  Da  es  aber  sehr 
viele  Fälle  gebe,  in  denen  es  Bedfirfniss  sei  zu  gestatten,  dass  der  Absender 
Vorschüsse  auf  die  zu  spedirende  Waare  entnehme,  und  da  der  Spediteur 
nicht  untersuchen  könne,  ob  in  einem  concreten  Falle  dem  Absender  eine 
Berechtigung,  Vorschüsse  auf  den  Werth  der  Waare  zu  entnehmen,  zustehe, 
ob  in    einer  Nachnahme    des    Vormannes    auch   solche    Vorschüise    enthilten 
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gegangen  (s.  Note  9),  dass  diese  Personen  sich  über  die  Recht- 
mässigkeit der  der  Vorschussforderung,  resp.  der  Nachnahme 
zu  Grunde  liegenden  Ansprüche  nicht  immer  ausreichend  in- 
formiren  können;  soll  nun  diesen  Personen  durch  das  Gesetz 
ein  wirksames  Pfandrecht  am  Gute  eingeräumt  worden  sein, 
so  muss  anerkannt  werden,  dass  z.  B.  der  Nachmann,  der 
eine  Nachnahme  bezahlt  hat,  ohne  die  Sorgfalt  eines  ordent- 


seien  oder  nicht,  so  erscbeine  eine  nnzweideatige  Fassang  unentbehrlich; 
daher  warde  die  Bückkehr  zum  Red actionscnt würfe  empfohlen.  In  der  Debatte 
wnrde  wiedorholt  darauf  hingewiesen,  dass  allerdings  das  Yerfahren,  auf  den 
Wertb  einer  auf  den  Transport  gegebenen  Waare  Vorschüsse  zu  entnehmen, 
nicht  dadurch,  dass  dem  Spediteur  jedes  Pfandrecht  für  dieselben  entzogen 
wörde,  unter  allen  Yerhältnissen  unterdrückt  werden  sollte;  dass  aber  an- 
dererseits auch  dem  Spediteur  und  namentlich  dem  Zwischenspediteur  nicht 
die  Möglichkeit  gelassen  werden  könne,  wegen  jeder  beliebigen  Forderung, 
vielleicht  sogar  wegen  solcher  Forderungen,  die  er  sich,  um  seine  Freunde  zu 
begünstigen,  cediren  Hesse,  die  durch  seine  Hände  gehenden  Waaren  mit 
Yorscbüssen  zu  belasten,  ein  Verfahren,  welches  bei  der  Fassung  des  Redac- 
tionsent Wurfes  wobl  möglich  sei.  Der  Referent  bemerkte,  dass,  wenn  der  nach 
der  Krfahrong  häufig  vorgekommene  Missbrauch  der  Zwischenspediteure,  unbe- 
fugt Nachnahme  auf  die  Waare  zu  legen,  unverkennbar  der  Hauptgrund  sei, 
aus  dem  man  das  Pfandrecht  für  Vorschüsse  des  Spediteurs  beanstände,  man 
über  das  Ziel  hinaus  schreite;  wolle  man  jenem  Missbrauch  steuern,  so  sei 
der  richtige  Weg  dazo,  den  Spediteur,  welchen  der  Versender  sich  auswähle  und 
kenne,  für  die  Zwiscbenspediteure,  deren  jener  sich  bediene,  und  die  ihm  nicht 
vorgeschrieben  tdnd,  verantwortlich  zu  machen.  Gegen  diese  Bestimmung  des 
preuss.  Entw.  Art.  300  (oben  S.  539  Note  16)  habe  sich  die  Versammlung  ent- 
schieden erklärt,  man  müsse  daher  die  Möglichkeit  des  Missbrauches  ertragen,  da 
es  nicht  angehe,  dem  Versender  die  Möglichkeit  abzuschneiden,  sich  von  dem 
Spediteur  Vorschüsse  auf  die  Waaren  geben  zu  lassen,  und  dem  letzten  Spe- 
diteur oder  gar  dem  Fuhrmann  die  unmögliche  Untersuchung  aufzubürden, 
welche  Entstehong  die  Nachnahme  gehabt  hätte.  Von  anderer  Seite  wurde 
hervorgehoben  (Prot.  1227),  e«  handle  sich  hier  gar  nicht  um  die  Frage,  ob 
und  inwieweit  von  dem  Spediteur  ein  Vorschusa  auf  den  Werth  der  Waaren 
mit  Recht  gegehnn  werden  dürfe,  sondern  nur  darum,  zu  bestimmen,  dass 
er  für  einen  mit  Recht  gegebenen  Vorschuss  ein  Pfandrecht  habe.  Die  erste 
Frage  sei  von  dem  Richter  nach  anderen  Grondsätzen  zu  entscheiden,  die 
zweite  aber  unbedingt  zu  bejahen,  daher  die  Fassung  der  Redactions-Commis- 
sion  gerechtfertigt  sei.  Gemäss  dieser  Ansicht  und  bestrebt  dem  Richter  eine 
Anleitung  zu  geben,  in  welcher  Richtung  er  ein  Recht,  die  Waaren  mit  Vor- 
schüssen zu  beschweren,  zu  suchen  habe,  wurde  der  Antrag  des  Referenten, 
statt  „gegebenen  Vorschüsse  (Nachnahmen)^  zu  setzen,  „die  dem  Versender 
gegebenen  Vorschüsse  und  die  den  Vormännern  gezahlten  Nachnahmen**  mit 
10  g^gi'u  3  Stimmen  angenommen. 
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liehen  Kaufmannes,  reap.  Frachtfiihrera  zu  verletzen,  wegen 
dieser  Nachnahme  ein  wirksames  Pfandrecht  hat,  mochte  ea 
auch  der  Vormann,  weil  die  Nachnahme  unbegründet,  resp. 
zu  hoch  gewesen ,  nicht  gehabt  haben. ") 

Das  Pfandrecht  besteht  aber  nicht  für  Forderungen  ans 
laufender  Rechnung  in  Speditionsgeschäften. ") 

Was  die  vom  Spediteur  dem  Versender  auf  das  G-ut 
geleisteten  Vorschüsse  betrifft,  so  kommen  diese  im  Handels- 
verkehr in  der  Eegel  dann  vor,  wenn  der  letzte  Destinatar 
der  Käufer  der  zur  Versendung  Übergebenen  Waaren,  und  der 
Gommittent  des  Spediteurs  deren  Verkäufer  ist,  welcher  im 
Auftrage  des  Kaofers  oder  nach  dem  Gesetze  (Art.  344  Hgb  , 
ebenso  §,  343  ungar.  Hgb.)  die  Versendung  besorgt.  Der  Gom- 
mittent lässt  sich  von  dem  Spediteur  den  Kaufpreis  als  Vorschuss 
geben  und  weist  diesen  nach  allgemeiner  Observanz  ■>)  wegen  de? 

'")  E.  0.  H.  G.  Bd.  XS.  H.  56  S.  190.  Ldband  IX.  S.  402-461,  467, 
Anschütz  Comm.  m.  S.  412,  413. 

")  Anders  Gnenthsr  g.  17,  der  das  Betentionsreclit  das  Spedrtenrd 
aacli  ffir  Prorisioaen  und  AiuUgeii  aas  frfiheren,  mit-  damselbea  Eftafmians 
ab  geschlossen  BD  SpeditionageBchSftaa  Bnerkenat.  Bei  der  Berathong  des 
Art.  302  preoBB.  Entw.  (oben  Kote  9)  in  erster  Leanng  warda  bemerkt  (Prot. 
768j :  Die  hier  in  Frage  kommenden  Terbältnissa  seien  ganz  andere  als  die 
des  Art.  292  (bei  dem  Commiaiionäc)  oder  die  iei  §.  50  das  revid.  Sst. 
Entw.  (der  dem  Art  313  fg.  Hgb.  zn  Grande  liegt).  Bei  den  letzteren 
Pfandrechten  mSge  die  Allgemeinheit,  wonach  sie  sich,  auf  aUa  Fordernagen 
des  Berechtigten  ohne  Eäcksicht  aaf  CoonezitSC  mit  dem  Pf«ade  za  erstrecken 
hätten,  gerechtfertigt  sain,  veil  es  tich  überall  nur  Qm  «in  Pfandrecht  an 
Sachen  bandle,  die  sich  im  Bigentbnme  des  Schaldnera  befinden  ;  bier  aber 
atehe  ein  Pfandrecht  in  Frage  an  Sachen,  velche  mQglicb  er  weise  weder  dem 
EmpfaDger  noch  dem  Versender  eigeathilmlich  lasUlndea;  dasselbe  dttrfe  und 
könne  deshalb  nicht  weiter  als  anf  die  mit  der  Waara  selbst  zusammen- 
häagcnden  Forderangen  aaegedehnt  werden;  wenn  man  dem  Spediteur  das 
Itecbt  einräume,  an  den  ihm  znm  bestimmt  ansgespro ebenen  Zweck  der  Ver- 
sendung anvertraaten  Waaren  fdr  Fdrderangea  aa^  froheren  Speditions- 
geschäften oder  ans  anderen  Titeln  ein  Pfandrecht  aaszadbea,  so  Verstösse 
dies  gegen  Tren  und  Glanben  nad  könne  nnr  dazi  dienen  ,  den  dentacben 
Speditionshandel  in  Yerrnf  za  bringen.  Die  Streichnng  der  Worte:  „oder 
Darlehen,  desgleichen  wegen  aller  Forderangen  ans  laufender  Reühnung  im 
Speditionsgeschäfte'  worde daher  einstimmig  beschlossen.  Vgl.  gegen  diesen 
Bescbloss  Franck  1.  c.  S.  242,  da  man  im  preoss.  Entw.  nur  den  Fall  — 
diesen  aber  mit  Recht  —  im  Aage  hatte,  dass  es  Forderungen  aus  lanfender 
RechuDng  gegen  den  Eigenthumer  das  Sped  it  ionsgntas  wären. 

"j  Heise  S.  47.    S.  oben  Note  1. 
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Ersatzes  des  Vorschusses,  sowie  auch  wegen  der  sonstigen  Aus- 
lagen, Kosten,  Provision  u.  s.  w.  an  den  Destinatar,  den  Käufer; 
denn  alles,  was  der  Spediteur  auf  Grund  des  Speditionsver- 
trages von  dem  Committenten  zu  fordern  hat,  schuldet  dieser 
in  der  Regel  im  Auftrage  oder  doch  für  Rechnung  des  De- 
stinatars, ist  diesem  also  der  Destinatar  zu  ersetzen  ver- 
pflichtet. Der  Spediteur  gilt  als  solcher  durch  den  Speditions- 
vertrag ipso  jure  für  verpflichtet,  für  die  Erflillung  der  For- 
derungen des  Committenten  gegen  den  Destinatar,  bevor  er 
das  Gut  abliefert,  Sorge  za  tragen ,  und  wenn  der  Destinatar 
die  Erfüllung  verweigert,  das  Speditionsgut  zurückzubehalten  ; 
er  macht  sich  seinem  Committenten  gegenüber  verantwortlich 
und  ist  wegen  der  vertragswidrigen  Ausführung  nicht  in  der 
Lage,  die  a^.  mandati  contr.  gegen  den  Committenten  gehörig 
zu  begründen,  wenn  er  bei  der  Ablieferung  nicht  mit  der  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  vorgegangen,  insbesondere 
durch  Auslieferung  des  Gutes  das  ihm  daran  zustehende  gesetz- 
liche Pfandrecht  nicht  gewahrt  hat;  er  verliert  den  Regress 
und  kann  auch  entschädigungspflichtig  werden*^);  es  ist  an- 
zunehmen, dass  er  an  Stelle  des  Committenten  den  Adressaten 
sich  zum  Schuldner  machen  wollte,  welcher  letztere  durch 
die  Annahme  der  Waare  sich  bereit  erklärte,  die  Forderung 
des  Spediteurs  zu  erfüllen ,  so  dass  er  zum  neuen  Schuldner 
mit  Entlassung  des  früheren  Schuldners  geworden  ist.  Der 
Spediteur  kann  aber,  wenn  er  nicht  durch  eigenes  Verschulden 
seinen  Regress  verloren  hat,  sofort  gegen  seineu  Committenten 
mit  der  a®.  mandati  contr.  den  Rückgriff  nehmen  (s.  oben  Note  Ij. 
Der  Spediteur  übergibt  das  Speditionsgut  in  der  Regel  einem 
Frachtführer,  lässt  sich  von  diesem  wegen  seiner  Gesammt- 
forderung  an  den  Destinatar  entweder  durch  Nachnahme  befrie- 
digen oder  nicht,  weist  aber,  wenn  er  nicht  ausnahmsweise  den 
Frachtlohn  sofort  bezahlt  (Francosendung),  in  beiden  Fällen  den 
Frachtführer  wegen  Erfüllung  seiner  Ges&mmtforderung  aus  dem 
Frachtvertrage  an  den  Adressaten,  resp.  Zwischenspediteur,  dem 


*»)  Keyssner  Comm.  ad  Art.  382  N.  10,  Dernburg  1.  c.  §.  188.  Vgl. 
Nürmberger  Sammlung  Komb.  Handelsr.- Gewohnh.  S.  45.  Entsch.  d.  oberst. 
österr.  Gbf.  v.  3.  Mai  1864  in  der  österr.  Gerichtfeieitung  Bd.  XV  N.  85 
(Goldschmidfs  Ztscbr.  Bd.  X  S.  147) ,  H.  A.  G.  Nürnberg  t.  1870  in 
Sammlung  III.  S.  435. 


if 


i 
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jener  mit  der  Rechnung  auf  dem  Frachtbriefe  gegenübertritt, 
ßiicksichtlich  dieser  Forderung  liegt  im  Verhältnisse  zwischen 
dem  Spediteur,  Frachtführer  und  Destinatar,  resp.  Zwischen- 
spediteur eine  Art  Assignation  ")  vor;  der  Spediteur  erscheint 
als  Assignant,  der  Frachtführer,  insofern  er  Gläubiger  aus  dem 
Fracht  vertrage  ist,  als  Assignatar,  der  Destinatar  (Zwischen - 
Spediteur)  als  Assignat.  Der  Assignant  erklärt  durch  die 
tJebergabe  des  Frachtbriefes  an  den  Frachtführer  und  durch 
die  Einschreibung  der  Waaren  für  den  Destinatar ,  der 
Assignatar  durch  die  Ablieferung  der  Waare ,  der  Assignat 
durch  Annahme  des  Frachtbriefes  und  der  Waare  seine 
Einwilligung  in  die  Assignation.  Weigert  sich  der  Destinatar, 
die  Waare  anzunehmen ,  so  kann  der  Frachtführer  die  Er- 
füllung seiner  Forderung  vom  Spediteur  als  dem  Assignanten 
verlangen  und  der  Spediteur  kann  seinerseits  gegen  seinen 
Committenten  Regress  nehmen.  Gegenüber  dem  Spediteur 
oder  Frachtführer  als  Assignatar  fungirt  möglicherweise  ein 
Zwischenspediteur  als  Assignat;  ebenso  kann  wieder  dem 
Zwischenspediteur  als  Assignatar  ein  weiterer  Destinatar 
(vielleicht  wieder  ein  Zwischenspediteur)  als  Assignat  ange- 
wiesen sein,  von  dem  jener  die  Auslägen,  Kosten,  Vorschüsse, 
Provision  u.  s.  w.  ersetzt  verlangen  kann.  Hat  der  erste  Spediteur 
einen  Zwischen  Spediteur  als  Adressaten  im  Frachtvertrage 
dem  Frachtführer  bezeichnet,  so  wird  dieser  in  der  Regel  zur 
Besorgung  des  weiteren  Transportes  einen  Frachtvertrag  mit 
einem  zweiten  Frachtführer  abschliessen ,  damit  das  Fracht- 
gut einem  zweiten  Zwischenspediteur  oder  dem  letzten  eigent- 
lichen Destinatar,  vielleicht  dem  Käufer  der  Waare,  überbracht  • 
werde.  Jeder  Vormann  kann  sich  alles,  was  ihm  mit  Bezug 
auf  die  Spedition  resp.  den  Transport  des  betreffenden  Gutes 
geschuldet  wird,  von  dem  Nachmanne  (dem  Frachtführer 
oder  Zwischenspediteur)  als  Nachnahme  ersetzen  lassen 
oder  nicht. 

Im  ersten  Falle  geht  die  Forderung  und  das  Pfandrecht  des 
Vormannes  kraft  Rechtsnothwendigkeit  auf  den  Nachmann  über 
(Art.  382  Abs.  4,  Art.  410  Abs.  2,  3  Hgb.,  ebenso  §.  388  Abs.  3, 

")  Heise  S.  48;  der  Frachtführer  bringt  nie  Urkunden  bei,  um  seine 
Rechnung  zu  belegen  ,  sondern  blos  die  Summe  der  vergüteten  Auslagen  auf 
dem  Frachtbrief. 


. ..  5. 
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§.412  Abs.  2  Ungar.  Hgb.);  es  ist  ein  Rechtssatz,  nicht  der 
Wille  des  Vormanaes,  darch  welchen  diese  Rechte  übergehen; 
nicht  auf  Grund  einer  Cession  ^^),  sondern  ipso  jure  verliert  sie 
der  Vormann  und  erwirbt  sie  der  Nachmann.  Ist  der  Nach- 
i?;  mann  bei   der  Befriedigung   des  Vormanns   mit   der  Sorgfalt 

^/  eines    ordentlichen   Kaufmannes    resp.    Frachtführers    vorge- 

gangen,   so  hat  er  in  Ansehung  dieses  Rechtserwerbes  keine 
Einwendungen  aus  der  Person  des  Vormanns  za  besorgen.  **) 
f^[.  Der    abliefernde    Nachmann     (Frachtführer    oder    Zwischen- 

Spediteur)  wird  die  Waare  nicht  früher  herausgeben,  als  bis 
ihm  alles  bezahlt  ist;  gibt  er  das  Gut  ohne  Bezahlung  dem 
Destinatar  heraus  und  macht  er,  wenn  er  Frachtführer  ist, 
das  Pfandrecht  nicht  binnen  drei  Tagen  nach  der  Ablieferung 
gerichtlich  geltend,  so  creditirt  er  auf  seine  Gefahr  und 
hat  keinen  Regress  gegen  seine  Vormänner. 

Im  zweiten  Falle  hat  der  Nachmann  die  Rechte,  insbe- 
sondere  auch   das   Pfandrecht*^    der  Vormänner  geltend   zu 

**)  So  Kräwel  Comm.  S.  524.  Koch  in  Busch's  Arch.  IL  S.  473, 
Knhn  eod,  VI.  S.  402;  dagegen  mit  Recht  Laband  IX.  S.  467  ff.,  Gareis 
1.  c.S.  272,  Wolff  J.  c.  S.  199,  v.  Hahn  za  Art.  410  §.  3. 

^^)  Laband  IX.  S.  467,  468  sieht  den  Rächtsgrnnd  ffir  die  Forderung 
des  Nachmanns  und  das  Pfandrecht  in  der  nützlichen  Verwendung  anf  die 
Waare ,  resp.  den  Transport  derselben.  „Die  Forderung  des  Vormann»  ist 
untergegangen  ,  sie  dauert  nicht  als  debitum  cesaum  in  der  Hand  des  Nach- 
manns fort,  sondern  ist  in  dessen  Person  durch  die  von  ihm  geleisteten  Ver- 
vendungen neu  entstanden.^ 

")  fiel  der  Berathung  in  zweiter  Les.  (Prot.  1436)  bemerkte  ein  Ab- 
geordneter zu  Art.  326  (s.  oben  S.  555  Note  9)  und  zu  Art.  345  Qeizt  Art.  410 
Hgb.)  des  Entw.  I.  Les.,  dass  dieselben  widersprechende  Be^ttumuugen  zu  ent- 
halten scheinen  und  zu  Missverständnissen  führen,  denn  1)  Art.  32t5  gebe  dem 
Spediteur  ein  Pfandrecht  wegen  der  an  die  Vormänner  gezahlten  Nachnahmen, 
während  Art.  345  bestimme,  dass  die  Forderung  und  das  Pfandrecht  des  vorher- 
gehenden Spediteurs  auf  den  nachfolgenden  von  Rechtswegen  übertragen  werde; 
man  ersehe  nicht,  wie  das  im  Art.  326  erwähnte  Pfandrecht  wegen  der  Nachnahmen 
und  dessen  Verhältniss  zu  dem  übertragenen  gedacht  sei;  2)  wenn  eine  Waare 
durch  die  Hände  mehrerer  Zwischenspediteure  gehe  ,  so  würden  die  Spesen, 
wie  bekannt,  regelmässig  nachgenommen;  insoweit  der  Nachmann  den  Vor- 
mann gedeckt  habe,  sei  es  ganz  in  der  Ordnung,  dass  von  Rechtswegen  eine 
Cession  und  Pfandrechtsübertragung  eintrete.  Indess  stehe  doch  nicht;i  im 
Wege,  dass  der  Zwiscbenspediteur  die  Spesen  der  Vormänner  nicht  über- 
nehme, sondern  nur  die  Einziehung  besorgen  solle.  In  diesem  Falle  könne 
eine  Forderung  sammt  Pfandrecht  nicht  übergehen,  vielmehr  habe  der  Nach- 
mann als  Mandatar  nur  die  Rechte  und  Interessen  seines  Mandanten  wahrza- 
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machen  (Art.  382  Abs.  3,  Art.  410  Abs.  1 ,  4  Hgb.,  ebenso 
§.  388  Abs.  2,  §.  412  Abs.  l,  3  ungar.  Hgb.),  er  muss  daher 
z.  B.  dafür  sorgen ,  dass  die  Waare  zunächst  bei  einer  zu- 
verlässigen Person  niedergelegt  werde ,  welche  sie  erst  dann 
dem  Destinatar  herauszugeben  hat ,  wenn  dieser  sämmtliche 
Forderungen  der  Vormänner  erfüllt  hat.  Der  Nachmann  hat 
diöse  Verpflichtung   gegenüber  dem    Vormanne   {j>80  jure   auf 


nehmen,  die  Spesen  für  Rechnung  des  Letzteren  einziehen  zn  lassen  und  an 
ihn  abzuliefern ;  dasselbe  gelte  auch  dann ,  wenn  man  in  der  Reihe  der  Vor- 
nnd  Kachmänner  anf  die  Frachtführer  Rücksicht  nehme.  Sei  z.  B.  eine  Waare 
mit  1000  Thaler  Nachnahme  behaftet,  so  könne  der  letzte  Spediteur  den  Em- 
pfänger im  Frachtbriefe  anweisen,  bei  der  Empfangnahme  auch  diese  1000  Thaler 
auszuzahlen;  werde  die  Waare  acceptirt,  so  erhalte  der  abliefernde  Fracht- 
führer ein  Klagerecht  auf  Zahlung  der  1000  Thaler  gegen  den  Empfänger  ; 
habe  er  aber  jene  Spesen  von  seinem  unmittelbaren  Vormanne  nicht  über- 
nommen', so  bleibe  er  bezüglich  dieser  1000  Thaler  immer  Mandatar  und 
werde  keineswegs  Cessionar.  Der  absolute  Satz ,  dass  die  Forderungen  der 
Vormanner  von  Rechtswegen  auf  die  Nachmänner  übertragen  würden,  wider- 
streite daher  der  Natur  der  Verhältnisse;  er  sei  obendrein  sehr  gefährlich, 
indem  z.  B.  der  Spediteur,  wenn  der  Frachtführer  in  Concurs  geriethe,  seine 
Spesen  nur  in  der  Concursmasse  liquidiren  könnte;  3)  es  scheine  die  Be- 
sorgniss  obgewaltet  zu  haben,  dass  ohne  solche  Uebertragung  der  Forderungen 
sich  die  Pfandrechte  der  Tormänner  nicht  aufrecht  erhalten  lassen  wurden, 
doch  sei  diese  Besorgniss  unbegründet;  die  ganze  Reihe  der  Nachmänner 
hänge  unmittelbar  vom  ersten  Spediteur  ab  und  so  bleibe  dessen  Pfandrecht 
bestehen,  bis  der  letzte  Frachtführer  die  Waaren  abliefere.  Man  brauche  des- 
halb die  Ausführang  und  Wahrnehmung  fremder  Rechte  nicht  gleichsam 
zwangsweise  in  üebertragungen  dieser  Rechte  umzuwandeln.  Daher  wurde 
der  Antrag  auf  Streichang  der  Worte:  „wegen  der  an  die  Vormanner  ge- 
zahlten Nachnahmen''  in  Art.  326,  aof  Hinznfügung  eines  besonderen  (den 
Abs.  3  und  4  des  jetzigen  Art.  382  Hgb.  entsprechenden)  Zasatzartikels  und 
aof  eine  dem  heutigen  Art.  410  Hgb.  entsprechende  Fassung  des  Art.  345  ge- 
stellt. Dagegen  wurde  aber  vorgebracht:  Die  Besorgniss  von  Misverständ- 
nissen  der  Art.  326  und  345  und  ihres  Verhältnisses  zu  einander  sei  unbe- 
gründet; denn  unverkennbar  handle  Art.  326  von  den  Fällen,  in  welchen  der 
Nachmann  die  Forderungen  des  Vormannes  bezahlt  habe;  Art.  345  aber  von 
den  Fällen,  in  welchen  dies  nicht  der  Fall  sei,  und  dass  der  Ansdrack :  „das 
Pfandrecht  übertragen^  nicht  von  einer  Abtretung  des  Rechtes  zu  eigenem 
Besitz,  sondern  nur  von  dem  Auftrage,  dasselbe  geltend  zu  machen,  ver- 
standen werden  dürfe ;  nach  dem  Antrage  werde  es  nicht  deutlich  genug,  dass 
der  Nachmann  auch  ohne  Cession  und  Anftrag  berechtigt  sei ,  die  Forderun- 
gen und  das  Pfandrecht  des  Vormannes  geltend  zn  machen.  Die  Anträge  zu 
Art.  326  und  345  wurden  vorbehaltlich  einer  nochmaligen  Prüfung  durch  die 
Redactionscommission  genehmigt. 

Grün  hat,  Recht  des  Commissions-Handels.  36 
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Grund  eines  diese  Verpflichtung  zu  einem  naturalen  Bestand- 
theil  des  Speditions-  resp.  Frachtvertrages  machenden  Rechts- 
Satzes.  ^®)  Die  Forderungen  der  Vormänner  bleiben  rechtlich 
getrennt;  es  können  Einreden  aus  den  Personen  der  Vor- 
männer geltend  gemacht  werden;  die  Geltendmachung  der 
!*■  ,  sämmtlichen  Pfandrechte    erfolgt   in   demselben  Verfahren  ^*), 

also  wenn  der  letzte  Ablieferer  Spediteur  ist,  nach  Art.  310 
Hgb.  (§.  305  Ungar.  Hgb.),  wenn  er  Frachtführer  ist,  nach 
Art.  407  Hgb.  (§.  409  u  n  g  a  r.  Hgb.). 

Der  letzte  Destinatar  (der  Käufer)  übernimmt  entweder 
die  Waare  mit  dem  Frachtbrief  oder  verweigert  die  Annahme. 
Der  abliefernde  Nachmann,  der  ihm  das  Gut  ohne  vorher- 
gegangene Befriedigung  ausgefolgt  hat,  macht  sich  gegenüber 
den  nicht  befriedigten  Vormännern  wegen  Verletzung  der 
gesetzlichen  Pflicht,  deren  Rechte  geltend  zu  machen,  ver- 
antwortlich. Lässt  er  sich  von  Seite  des  Empfängers  Ab- 
züge (in  den  Nachnahmen)  gefallen,  so  thut  er  es  auf  eigene 
Gefahr,  so  dass  er  seinen  Vormännern  nur  dann  nicht  verant- 
wortlich ist,  wenn  die  Abzüge  gerechtfertigt  sind^o),  ihnen 
aber  jedenfalls  die  Klagen  gegen  den  Empfänger  (Art.  406 
Hgb.)  abtreten  muss.  Bei  Verweigerung  der  Abnahme  kann 
der  zur  Ablieferung  bereite  Nachmann  nach  seiner  Wahl  ent- 
weder Befriedigung  aus  dem  Pfandobjecte  zu  erlangen  suchen 
—  und  zwar  der  Frachtführer  gemäss  Art.  407,  409  Hgb., 
der  Spediteur  gemäss  Art.  375,  310  Hgb.  *^)  —  oder  sofort 
gegen  seinen  Vormann  Regress  nehmen. 


'»)  Gareis  I.e.  S.  274;  anderdLaband  IX  S  470,  der  in  dem  Nach- 
manne  einen  Mandatar  des  Vormannes  sieht;  ebenso  v.  Hahn  I.  c.  §.  2  ;  allein 
der  Nachmann  hat,  wenn  nichts  Anderes  vereinbart  ist,  insbesondere  der 
Frachtbrief  nicht  das  Gegentheil  bestimmt,  diese  Yerpflichtang  aach  dann, 
wenn  es  dem  Yormanne  an  dem  Willen  sie  anfznerlegen,  dem  Nacbmanne  an 
dem  Willen  sie  zn  übernehmen  fehlte;  s.  anch  oben  S.  158  ff. 

>»)  Laband  IX.  470,  Anschütz  III.  411.  Gareis  1.  c.  S.  274. 

*'')  Keyssner  in  Bnsch's  Arch.  HI.  S.  246  fg. 

«•)  Anders  Ob.  Trib.  Berlin  (1870)  in  Goldschmidfs  Ztschr.  Bd.  19 
S.  560:  Der  Nachmann  soll  bei  Yerweigernng  der  Abnahme  des  Gates  zuerst 
Befriedigung  ans  dem  Erlös  desselben  snchen;  ebenso  De rn bürg  1.  c.  §.  ISS; 
dagegen  R.  0.  H.  G.  Bd.  XIX.  N.  67  (oben  S.  549  Note  1),  Keyssner  Comm. 
zu  Art.  412  §.  5.  Früher  war  es  streitig,  inwieweit  der  Spediteur,  sofern  der 
Destinatar  die  Waare  nicht  annimmt,  zur  weiteren  Aufbewahrung  verpflichtet, 
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Kommt  es  zu  einer  Realisirung  der  an  einem  und  dem- 
selben Commissions-  resp.  Speditions-  resp.  Frachtgut  be- 
stehenden gesetzlichen  Pfandrechte  von  Seite  des  letzten  Ab- 
lieferers und  reicht  der  Werth  des  Gutes  zur  Tilgung  aller 
Forderungen  nicht  aus,  so  ist,  wenn  die  Vormänner  nicht 
befriedigt  sind,  das  ßangverhältniss  zwischen  den  concur- 
rirenden  Pfandrechten  nach  Art.  411  Hgb.  (ebenso  §.  413 
Ungar.  Hgb.)  zu  ordnen,  ^a)  Das  Pfandrecht  des  Frachtführers 
und  das  des  Spediteurs  (letzteres ,  soweit  es  nicht  blos  für 
Vorschüsse  besteht)  gehen  voraus  dem  Pfandrechte  des  Com- 
missionärs  überhaupt  und  dem  des  Spediteurs  für  Vorschüsse  ) 
unter  jenen  bevorzugten  Pfandrechten  geht  das  jüngere  Pfand- 
recht dem  älteren  vor;  unter  den  letzteren  geht  das  ältere 
dem  jüngeren  vor.  Jeder  Nachmann  kann  von  seinem  Vor- 
mann in  derselben  Ordnung,  in  welcher  sie  mit  der  Versen- 
dung und  dem  Transporte  der  Waaren  zu  thun  hatten,  ßück- 
ersatz  dessen  verlangen,  was  er  ihm  gezahlt  hat,  resp.  Er- 
füllung dessen,  was  ihm  aus  dem  Speditions-  oder  Fracht- 
vertrage von  jenem  geschuldet  wird;  der  letzte  Nachmann 
also  alles,  was  er  vom  Destinatar,  wenn  dieser  die  Waaren 
in  Empfang  genommen  hätte,  fordern  könnte;  sein  Vormann 
kann  den  Ersatz,  resp.  Erfüllung  von  seinem  Vormanne  for- 
dern bis  zum  ersten  Spediteur  hinauf,  welcher  seinen  Com- 
mittenten  in  Anspruch  nehmen  kann;  dieser  hat  möglicher 
Weise  im  Auftrage  des  letzten  Destinatars  gehandelt,  er 
kann  daher  zuletzt  von  diesem  den  Ersatz  verlangen.  Ein 
directes  Klagerecht  {a^.  utilis)  des  Spediteurs  gegen  den 
Destinatar  als  solchen  besteht  nicht,  selbst  dann  nicht,  wenn 
der  Spediteur  beweisen  kann,  dass  der  Destinatar  die  Zu- 
sendung der  Waaren  seinem  Committenten  aufgetragen,  vor- 
ausgesetzt, dass  der  letztere  in  eigenem  Namen  geha'ndelt  hat. 


resp.  zur  Veräusserang  berechtigt  ist.  Vgl.  Wen  gl  er  S.  107  ff.»  gegen  ihn 
Goldschmidt  in  s.  Ztschr.  IV.  S.  483fg. ;  es  kommt  daraaf  an,  ob  der  Com- 
mittent  gegenüber  dem  Spediteur  in  mora  ist  (Art.  375,  366)  ;  der  Letztere  hat 
jedenfalls  die  Pflicht,  wenn  nicht  Gefahr  im  Verzag  ist  (Art  366).  das  Gat 
auch  fernerhin  für  den  Committenten  aufzubewahren  und  dessen  Instractionen 
einzaholen.  Eine  analoge  Anwendung  des  Art.  407  auf  den  Spediteur  ist  un- 
statthaft; anders  Koch  1.  c.  S.  473,  Wolff  1.  c.  S.  191. 

")  Lab  and  IX.  S.  477— 482;    v.  Hahn  zu  Art.  411  §.2-3. 
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denn  in  diesem  Falle  folgte  der  Spediteur  nur  der  fidea  seines 
Committenten ,  des  Mandatars ,  und  nicht  der  des  Mandanten 
desselben;  der  Spediteur  kann  nur  mittelst  cedirter  Klage 
gegen  den  Destinatar  vorgehen.  Hat  er  als  neg.  (fest,  des 
Destinatars  gehandelt,  so  steht  ihm  die  a".  neg.  gest.  cotUr. 
gegen  den  letzteren  zu. 

Wie  dem  Commissionär ,  co  steht  auch  dem  Spediteur 
das  allgemeine  kaufmännische  Betentions  recht  zu  (Art.  318 
bis  31Ö).  Von  jeher  sehr  bestritten  war  die  —  auch  durch 
das  Hgb.  nicht  gelöste  —  Frage,  ob  der  Spediteur  wegen 
Forderungen  gegen  den  Destinatar  bei  Vorhandensein 
der  gesetzlichen  Voraussetzungen  das  Speditionsgut  auch 
dann  retiniren  kann,  wenn  der  Committent  (Versender)  re 
integra  den  Speditionsauftrag  widerruft  und  actione  mandaii 
Herausgabe  des  Uutes  verlangt  ?°')  Die  Frage  ist  zu  bejahen  ; 
das  zu  Gunsten  gefährdeter  (iläubiger  durch  das  Hgb.  ein- 
geführte Retentionsrecht  kann  von  dem  Spediteur  mit  der 
Wirksamkeit  eines  Pfandrechtes**)  dem  mit  der  a",  man- 
dati  geltend  gemachten  schwächeren  Contra etsrecbt  des 
Versenders  entgegengesetzt  werden.  Der  Spediteur  ist  daher 
nicht  verpflichtet,  dem  Committenten  das  Speditionsgnt  früher 
herauszugeben,  als  bis  seine  Forderungen  gegen  den  Destinatar 
befriedigt  sind  ,  ohne  dasa  es  auf  den  Willen  des  letzteren 
in  dieser  Beziehung  ankommt.  Eine  solche  Verpflichtung 
des  Spediteurs  besteht  umsoweniger  dann ,  wenn  der  Spedi- 
teur selbst  etwa  in  Folge  eines  mit  dem  Destinatar  abge- 
schlossenen Kaufes  das  Eigenthum  an  dem  Gute  erworben 
hat*"*)  oder   wenn    der  Destinatar    mit   der  Eigenthumsklage 

")  Vgl.  für  die  VorneiiiQng  Voigt  im  N.  Arch.  UI.  S,  a58ff.  IV. 
S.  390,  Koch  iu  Bnsch'H  Arch.  II.  S.  4t) j  ff.;  fnr  dia  B^ahong  Guenther 
§.   17,     Franck    in   Sieb«nhaBr's  Arch.  XIII.  S.  234  ff..  0  oldschtDid  t 

Hdb.  §.98  S,  1056,  Wolff  I.  c.  S.  20^,  Thöl  ansgew.  Enlsch.  N.  201, 
2Ü2,  Derabnrg  I.  c.  IL  §,  1S8  Nole  19.  Ueber  die  damit  zaBammenhäiig«a<)e 
Frage,  nb  des  Retentionsrecht  des  Speditenrs  wegen  seiner  Fordernngen  gegen 
den  Destinatar  dem  parficnlarrecbtlich  anerkannten  Verfolgnngs rechte 
des  unbezahlten  Absenders  entgegenstehe,  vgl,  bes.  Goldschmidt  S.  t05S, 
1059.  Voigt  I.e.,  Dernbnrg  1.  e, ;  R.  O.  H.  Q.  Bd.  VI.  N.  69  S.  299,  Bd.  XII 
(Sachs.  R.)  N.  112,  113,   Bd.  X.   (prenss.  fraoz.,    rosa.  R.)    N.  13  S.  70, 

'•)  S.  bes.  GoldBohmidt  Hb.  S.  1011,  v.  Hahn  (2.Anfl.)  II.  S.  171. 
R.  0.  H.  G.  Bd.  II.  N,  15  S.  78,  Wolff  iu  Bnsch'a  Arch.  III,  S.  266.  267. 

"I  E.  0.  H.  G,  Bd.  X.  H.  67. 
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intervenirt  oder  wenn  der  Spediteur  von  dem  Destinatar  mit 
der  Vertretung  desselben  bei  dem  Eigenthumserwerbe  beauftragt 
worden  ist. 

§.  48. 

Spielarten  der  Speditionscommission  (Speditions-  und  Transport- 
unternehmung) 0- 

I.  Die  Selbstco  ntrahirung  des  Spediteurs. 
Jeder  Speditionsauftrag  gilt,  wenn  der  Committent  nichts 
Anderes  bestimmt  hat ,  als  facultativ  rücksichtlich  des 
Modus  der  Ausführung,  so  dass  dem  Spediteur  ipso  jure  die 
dreifache  Alternative  eingeräumt  erscheint,  entweder 

a)  für  Rechnung  des  Committenten  einen  Frachtvertrag 
mit  einem  Frachtführer  oder  Schiffer  abzuschliessen,  oder 

h)  wie  der  Commissionär  durch  Lieferung  der  einzu- 
kaufenden Waare  von  seinem  eigenen  Lager,  durch  üeber- 
tragung  eines  für  eigene  Rechnung  mit  einem  Fracht- 
führer oder  Schiffer  abgeschlossenen  Frachtvertrages  die 
Speditionscommission  auszuführen  (Art.  383),  oder 


0  Vgl.  bes.  V.  HahD  za  Art.  383—385,  Endemana  Hdr.  §.  153 
II.  Bd.  2),  T7 elcher  letztere  den  Spediteur  ia  den  Fällen  h)  and  c)  Transport- 
unternehmer nennt;  für  den  Fall  6J  dürfte  sich  der  Ansdrack  Speditions- 
nnternehmer  mehr  empfehlen,  da  der  Spediteur  in  diesem  Falle  lediglich 
die  rechtliche  Stellung  eines  Spediteurs  behält.  Bei  der  Berathung  (Prot.  778) 
wurde  hervorgehoben,  dass  das  reine  Speditionsgeschäft  und  das  reine 
Frachtgeschäft  sich  als  zwei  wesentlich  verschiedene  Geschäfte  einander 
gegenüberstehen,  von  denen  ein  jedes  eine  Summe  unterscheidender  Elemente 
in  sich  trage.  Mit  diesen  beiden  Geschäften  in  ihrer  reinen  Gestaltung  würden 
aber  keineswegs  die  bei  dem  Waarentransporte  vorkommenden  Geschäfte  er- 
schöpft, es  gebe  vielmehr  noch  mancherlei  andere,  bei  denen  einzelne  der  ent- 
scheidenden Momente  des  reinen  Speditions-  oder  Frachtgeschäftes  nicht  zu- 
treffen; bei  diesen  dürfe  nun  keineswegs  so  verfahren  werden,  dass  man  da,  wo 
eines  der  Merkmaie  des  Speditions-  oder  Frachtgeschäftes  abgeändert  sei,  sofort 
den  Gegensatz  von  dem  Geschäfte  annehme,  welchem  der  fragliche  Fall  den 
Hauptgrund  Zügen  nach  angehöre;  solche  Geschäfte  müssten  vielmehr,  da  die 
Aenderung  bald  dieses,  bald  jenes  wesentliche  Moment  des  einen  oder  des 
anderen  Vertrages  betreffe,  als  Varietäten  und  Spielarten  betrachtet  werden, 
welche  sich  zwischen  dem  Speditions-  und  Frachtgeschäfte  bewegten,  bald 
diesem,  bald  jenem  mehr  ähnlich  seien  und  durch  eine  allgemeine  Regel  nicht 
bestimmt  werden  könnten;  je  nachdem  das  eine  oder  das  andere  der  Fall, 
müssten  sie  bald  nach  den  Bestimmungen  über  das  Speditionsgeschäft,  bald 
nach  den  über  das  Frachtgeschäft  beurtheilt  werden. 


vr^WW" 
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c)  selbst  ale  Frachtführer  einzutretea  (Art.  385).') 

Im    zweiten    und    dritten  Falle    wird   das  Interesse  des 

Committenten  dadurch  gewahrt,  dass  der  Spediteur  nie  mehr 

»)  Kit  Art.  385  Hgb.  stimmt  §.  398  nngar.  Hgl).  obere  in  ,  nur  du« 
da«  Wort  „gewehnlicbe"  bei  dem  Worte  „Fracht''  fehlt,  tbs  aber  in  der  Sache 
sitlbBt  keinen  Unterschied  macht ;  dagegen  enthtlt  das  n  □  g  a  r.  Hnb.  heio^D, 
dem  Art.  383  eul sprechenden  Artikel.  Vgl.  Schweiz.  Entw.  (r.  1876) 
Art.  361',  der  den  Art.  383.  385  Hgb.  entspricht,  den  Speditenr  aber  anch 
im  Falle  des  Art.  383  sie  Frachtführer  behandelt.  Der  Speditenr  nach  Art.  385 
«□tspricht  ungefähr  dem  sog.  Verlader  bei  Wengler  S.  29  1%.  (nach  einem 
Rarere  des  Leipziger  HandelsTorstandea  vom  Jahre  1842).  Vgl,  aach  Poehls 
S.  143,  144.  Bei  ■der  Berathnng  dea  Art.  305  prenss.  Entw.  («.  oben  S.  523 
Note  61  wurde  der  —  mit  12  gegen  5  Stimmen  aogenommene  —  Antrag  gestellt 
(Prot.  774)  auf  folgenden  Zusatzartike!  zu  Titel  IV:  „BenStzt  der  Speditenr 
zam  Trausporte  sein  eigenes  Geschirr  oder  Schiff  oder  ein  von  ihm  Tür 
eigene  ßechanng  gemiethetes  ,  so  int  er  za  der  gewChnüchen  Fracht  nnd  za 
der  ortsäblichen  Proviaion  nebst  Anal sgen  nnd  Kosten  berecbtigt."  Als  Grand 
wnrde  vorgebracht,  es  sei  dies  eine  Coneegnenz  der  BestimmnDg  bei  dem 
Commissionttr,  dass  er  seibsC  al^  Känfer  oder  Verkäufer  eintreten  dürfe;  die 
Lage  sei  eine  gleiche:  der  Speditenr,  welcher  voransaehen  kSnne,  dass  ihm 
KU  einer  gewissen  7eit  von  seinen  Gescbfiftsfrennden  viele  Aoftrtge  zukommen 
würden,  ^orge  ebenFiosebr  für  deren  Interesse,  wenn  er  zur  rechten  Zeft  ge- 
eignete Transportgeiegenheiten  durch  Mieths  von  Schiffen  n.  t.  w.  sich  ver- 
sichere, als  der  CommissLocär,  der  in  der  Aussicht  aof  solche  Anftrfige 
Waaren  vorrathig  halte.  (Vgl.  aoch  Prot.  767:  Es  sei  ein  im  Seehaodel  ganz 
gewöhnliches  Geschäft,  daas  Jemand  «in  Schiff  en  bloe  ehirtere  ,  nm  es  anf 
Stückgüter  weiter  zn  verfrachten;  fhr  die  Stückgtttsr  kenne  die  Fracht  nicht 
bloB  pro  rata  nach  der  Fracht  en  itoö  berechnet  werden ;  denn  gerade  darin, 
ilass  für  die  Stückgüter  mehr  berechnet  werde,  als  die  Fracht  en  bloe  ans- 
maclie,  liege  der  Gewinn,  wegen  dessen  das  Gescb&ft  eingegangen  werde).  Dem 
Einwände,  dass  man  hieher  eigentlich  nur  den  Fall  beziehen  könne,  in 
welchem  der  Spediteur  schon  vor  dem  Eintreffen  seiner  Aufträge  das  Schiff  n.s.  w. 
gemiethet  habe,  weil  der  Speditenr,  der  erst  nach  dem  Eintreffen  derAnftrige 
aolcfae  Transport  gel  egenheiten  miethe,  nm  dnrch  die  BenStznng  derselben  bei 
Anafährang  der  Aufträge  Gewinn  za  machen,  keiaeswege  im  Interesse  seiner 
Mandanten  handle,  da  es  alsdann  eigentlich  seine  Verbindlichkeit  sei,  dem 
Mandanten  jeden  erreichbaren  Vortheil  zuzuwenden,  wurde  damit  begegnet, 
daaa  eine  solche  Unterscheidung  nnthonlich  sei,  weil  bei  dem  Spediteur  nicht 
Kelten  Aufträge,  die  vor  dem  Chartern  eines  Schiffes  eingetroffen  seien,  mit 
solchen  znaammentreffen  würden,  welche  nach  diesem  Homente  erat  einlangten, 
und  dass  eine  raisnweise  Ansgleichnng  des  Preises  fSr  das  gante  Schiff 
deshalb  nicht  thnnlich  sei,  weil  für  die  Waare  je  nach  ihrer  Beschaffenheit 
bald  mehr,  bald  weniger  Fracht  bezahlt  werden  mUsste.  Art.  325  Abs.  3 
Entw.  1.  Les.  lautete  demgemiss:  „Bedient  er  sich  zar  AnsfOhrung  der  Ver- 
sendung seiner  eigenen  oder  zn  diesem  Zwecke  Tür  eigene  Rechnung  gemietheten 
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als  die  gewöhnliche  Fracht  berechnen  darf;  im 
zweiten  Falle  ist  er  lediglich  als  Spediteur  zu  behandeln; 
im  dritten  Falle  bat  er  sowohl  die  Rechte  und  Pflichten  eine» 
Spediteurs,  als  anch  die  eines  Frachtführers. ') 

Bei  der  Wahl  zwischen  den  drei  Arten  der  Ausführung 
ist  der  Spediteur  nicht  berechtigt,  nach  "Willkür  vorzugehen  ; 
er  ist  vielmehr  verpflichtet ,  wenn  er  bei  Anwendung  der  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmannea  finden  muas,  daes  bei  der 
ersten  Modalität  das  Interesse  des  Committenten   besser  ge- 

TraoRportmittel .  bo  kann  er  die  gewOhaliche  Fracht  nebst  der  ortaHblichaD 
FrovisioD  berechnen."  Bei  der  Berathong  iu  zweiter  Les.  (Prot.  1S19)  irarde 
derAotrsg  gestellt,  den  8.  Absatz  in  folgen  der  Weise  za  fassen:  „Bedient  «ich 
der  Spediteur  znr  Anttrühraag  der  Versen  dang  aaiaer  eigeaen  Transpnrtmittel, 
KO  hat  er  zugleich  die  Hechte  nnd  Pflichten  dea  Frachtfahrers ^  er  ist  in  diesem 
Falle  berechtigt,  die  gewohnliche  Fracht,  die  PTovision  nebat  den  beim  Spe- 
ditionsgeschäfte regelmässig  vorkommenden  UnkoBten  zu  berechnen  ;  die  gleiche 
Art  der  Berecbnnng  findet  statt,  wenn  er  för  eigene  Rechnong  Tranaportmiltel 
gemiethet  bat,"  Als  Graijd  wurde  vorgebracht:  Abs.  3  habe  zwei  ionerliGh 
verschiedene  Fälle  znm  Gegenstände,  welche  auch  im  Gesetze  von 
einander  gFtrennt  werden  mnssten,  nämlich  den  Fall ,  in  welchem  der  Spedi- 
tenr  seiner  eigenen  Trnnsportmittel  eich  bediene  nnd  den,  in 
welchem  er  von  gemietheten  Tranaportmi  tteln  Gebranch  mache,  die 
er  viellei':ht  gerade  d>ahalb  gemiethet  habe,  nm  iu  Anssicht  stehende 
Speditionsanfträge  ausführen  zu  können.  In  ereterem  Falle 
sei  er  mit  Kecht  als  Frachtführer  in  allen  Beziehungen, 
namentlich  anch  bezöglich  der  Haftnngspflicht  für  seine 
Lente,  des  Beweises  hUherer  Gewalt  n.  s.  w.  zn  behandeln, 
im    zweiten   Falle    nicht,    jedoch    sei    hier    ahne    Zweifel    die- 
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derArt,  wie  es  beim  Comraisiionsgeschftfte  geschehen  sei, 
anch  ihrer  Stellnng  nach  im  Gesetze  von  den  Bestimmangan 
aber  das  reine  Speditionsgeschäft  zu  trennen. 

')  Oegrnütier  4em  Committenten  ist  die  rechtliche  Stellting  des  Spedi- 
tenr-i  als  Frachtführers  verschieden  von  der  des  Einkanfscommissionilrs ;  iu 
dar  Conferenz  wollte  man  diese  angleiche  Behandlung;  die  strengere  Haft- 
pflicht das  Frauhtführer'  machte  ein  Aeqnivalent  nothwandig  nnd  dieses  liegt 
darin,  dass  den  Spsdituar  auch  die  Rechte  des  Frachtführers  gegeadber  dem 
CoDimilteaiea  eingerfiamt  wurden.    S.  oben  S.  484  Note  36. 
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wahrt  erscheine,  diese  zu  wählen  und  sieh  des  Selbsteintritts 
nach  b)  und  c)  zu  enthalten. 

Wählt  der  Spediteur  als  sorgfältiger  Kaufmann  die 
zweite  Alternative,  so  gereicht  der  Unterschied  zwischen 
der  von  ihm  wirklich  gezahlten  und  der  zur  Zeit  und  am 
Orte  der  Versendung  gewöhnlichen  Fracht  entweder  zum 
Vortheil  oder  Nachtheil  des  Spediteurs,  je  nachdem  die  letztere 
höher  oder  niedriger  als  die  erstere  ist. 

Hat  sich  der  Spediteur  mit  seinem  Committenten  über 
bestimmte  Sätze  der  Transportkosten  geeinigt,  so  ist  er  Selbst- 
contrahent  wie  ad  b) ;  denn  er  schliesst  dann  die  Fracht- 
verträge "nicht  nur  in  eigenem  Namen,  sondern  auch  für  eigene 
Rechnung  ajb;  er  ist  Speditionsunternehmer  und  gewinnt  oder 
verliert*)  die  Differenz  zwischen  dem  Pauschquantum  und  dem, 
was  er  gemäss  Art;  381  in  Rechnung  zu  stellen  berechtigt 
wäre  (Art.  384).  ^) 


«)  R.  0.  H.  6.  Bd.  XII.  N.  69  S.  213:  Der  klagende  Inhaber  eines 
Annoncenboreans  hatte  für  den  Beklagten  die  Besorgung  einer  Insertion  gegen 
einen  bestimmten  Tarifsatz  flbernommen,  musste  aber  selbst  bei  dem  betref- 
fenden Blatte  eine  et^^a  siebenfach  höhere  Gebühr  bezahlen ;  er  forderte  Kach- 
Zahlung  der  Differenz,  warde  aber  abgewiesen. 

^)  Froher  war  die  Bedeutung  einer  solchen  Vereinbarang  streitig.  Vgl. 
Wengler  S.  121,  welcher  der  Ansicht  ist,  dass  der  Spediteur  in  diesem 
Falle  den  Gewinn  nicht  behalten,  den  Verlust  aber  tragen  müsse.  Bei  der 
Berathung  des  Art.  302  Abs.  2.  preass.  Eatw. ,  dass  nämlich  der  Spediteur 
nicht  befugt  sei,  eine  höhere  als  die  mit  dem  Frachtführer  bedungene  Fracht 
zu  berechnen,  wurde  hervorgehoben  (Prot.  766),  von  diesem  Verbote  müsse  es 
Ausnahmen  geben ;  oft  vereinbare  ein  Spediteur  mit  dem  Destinatar  im 
voraus  einen  festen  Satz  für  die  demselben  zu  berechnende  Fracht,  namentlich 
sei  dies  bei  den  rheinischen  Spediteuren  häufig  und  werde  insbesondere  von 
den  Kaufleuten  der  Schweiz  gerne  daranf  eingegangen,  damit  sie  bei  ihren 
Calculationen  eine  bestimmte  Grundlage  hätten  und  der  Unbequemlichkeit 
Überhoben  wären ,  für  verschiedene  Strecken  des  Waarentransportes  ver- 
schiedene Frachtansätze  in  Berechnung  ziehen  zu  müssen;  daher  sei  es  bei 
den  Spediteuren  nicht  selten  üblich,  —  (vgl.  auch  Prot.  775 :  Eine  solche  Aus- 
führung des  Speditionsgeschäftes  sei  sehr  häufig,  ja  bei  weitem  der  grösste 
Theil  der  Waaren  werde  jetzt  so  spedirt,  namentlich  in  den  Beziehungen  mit 
England  durch  Spediteure  in  Rotterdam ,  Köln  u.  s.  w.,  mit  Triest  u.  s.  w.) 
—  sofort  bei  ihren  Dienstanerbietungen  die  Tarife  anzugeben,  nach  denen 
sie  für  die  einzelnen  Waaren  die  Fracht  zu  berechnen  pflegten;  der  Spedi- 
teur habe  dann  das  Risico,  bald  werde  er  mehr,  bald  weniger  an  den  Fahr- 
mann   bezahlen    müssen,    und    wenn    er    schliesslich   nach    BerecbnuDg    der 


*, .- 
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IL  DdiS  Belcredere  des  Spediteurs.  Wie  der  Com- 
missionär,  so  kann  auch  der  Spediteur  die  Gefahr  der  Er- 
füllung der  für  Rechnung  des  Committenten  entstandenen 
Verbindlichkeit  des  dritten  Gontrahenten  (des  Frachtführers, 
Schiffers,  Zwischenspediteurs  u.  s.  w.)  dem  Committenten  durch 
besondere  Z>eZcrerferc- Vereinbarung  abnehmen.  Diese  Garantie- 
pflicht des  Spediteurs  besteht  in  Ermanglung  einer  entgegen- 
stehenden Vereinbarung  kraft  Rechtsnothwendigkeit ,  einer- 
seits wenn  dies  am  Orte  seiner  Handelsniederlassung  Handels- 


Frachten  auf  der  ganzen  Strecke  des  Transportes  einen  Gewinn  gemacht  habe, 
so  falle  ihm  dieser  allerdings  za.  Vgl.  R.  0.  H.  G.  Bd.  I.  N.  62  S.  208 :  Der 
Speditionsnnternehmer  (Insertionsspeditenr)  ist  berechtigt,  eine  den 
Betrag  seiner  Auslagen  übersteigende  Yergütung  zu  beanspruchen  (Art.  384). 
B.  0.  H.  G.  Bd.  XII.  N.  69  S.  213  ;  Bd.  IV.  N.  26  S.  135:  Die  Function  des 
sog.  Insertionsspediteurs  sei  ihrem  juristischen  Character  nach  nicht  den 
Vorschriften  der  locatio  conductio  operis^  sondern  des  Mandates,  jedoch  in  der 
Hodiflcation  der  von  der  Gommission,  resp.  Spedition  geltenden  handelsrechtlichen 
Grundsätze  zu  unterstellen  Das  Wesentliche  bei  dem  Verdingnngsvertrage 
sei  in  der  übernommenen  Verpflichtung  zur  Ausführung  eines  Werken  gelegen. 
Der  Unternehmer  eines  Annoncenbureaus  garantire  jedoch  nicht  schlechthin  die 
Insertion  der  Annoncen  in  den  aufgegebenen  Zeitungen,  sondern  promittire  nur 
seine  Dienste  zur  Vermittlung  der  Insertion ;  der  wesentliche  Vertragswille  der 
Betheiligten  sei  auf  die  beabsichtigte  Ausführung  eines  Mandates  zuräckzuffihren. 
Allerdings  handle  es  sich  dabei  um  einen  Auftrag  in  der  Gestaltung,  welche 
er  im  kaufmänni&chen  Verkehrsleben  annehme.  Das  Bechtsgeschäft ,  dem  der 
Inhaber  eines  Annoncenbnreaus  sich  unterziehe,  nehme  dessen  Thätigkeit  nach 
dem  im  Handelsverkehr  mit  einem  solchen  Geschäft  verbundenen  Begriffe 
in  verschiedenen  mandatsmässigen  Richtungen  in  Anspruch,  Richtuugen, 
welche  theils  dem  Bereiche  des  Spediteurs,  theils  dem  des  Cooimissionärs  an- 
gehören; denn  er  übernehme  deu  Transport  der  ihm  aufgegebenen  Annonce 
in  die  bestimmte  Zeitungsezpedition;  er  schliesiie  aber  zugleich  mit  dieser 
den  Vertrag  über  die  Druckausführung  zwar  für  Rechnung  des  Committenten, 
jedoch  in  eigenem  Namen;  er  berechne  dem  Committenten  die  regelmääsigen, 
von  den  Zeitungsredactionen  ihren  Kunden  abgeforderten  Insertiooskosten, 
abzüglich  des  durch  besondere  Uebereinkonft  mit  dem  Committenten  fest- 
gesetzten Rabatts.  Was  er  dabei  durch  vortheilhaft^'S  Abkommen  mit  der  Redac- 
tion  verdiene,  sei  sein  Geschäftsgewinn;  gleichgiltig  erscheine  es,  ob  er  selbst 
die  berechneten  Insertionskosten  den  betreffenden  Zeitungen  bezahlt  habe  oder 
ob  er  nur  zu  deren  Zahlung  verbunden  sei.  Nach  dieser  Seite  erscheine  er 
nicht  als  gewöhnlicher  Commissi onär ,  sondern  als  Speditionsunternehmer, 
welcher,  analog  dem  in  Art.  384 anerkannten  Verhältnisse,  einen  bestimmten 
Preis  für  die  übertragene  Besorgung  berechne,  ohne  Räcksicht  auf  den  Betrag 
seiner  wirklichen  Aufwendung. 
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gebrauch  ist  (Art.  387,  370)  ^),  andererseits  dann,  wenn  der  Spe- 
diteur als  Speditionsunternehmer  mit  seinem  Committenten  (sei 
dies  der  Versender  oder  Empfänger)  über  bestimmte  Sätze  der 
Transportkosten  sich  geeinigt  hat  (Art.  384  Satz  1  Hgb.,  ebenso 
§.  38o  Abs.  2  ung  ar.  Hgb.).  Im  letzteren  Falle  ist  ein  Recht  auf 
die  De^credere-Vrovision  nur  dann  begründ^et,  wenn  es  vereinbart 
ist  (Art.  384  Satz  2  Hgb.,  ebenso  §.  387  Abs.  3  un  gar.  Hgb.) : 
in  keinem  Falle  wird  die  rechtliche  Stellung  des  Spediteurs 
gegenüber  dem  Committenten  durch  äsis  Delcredere  veränäert : 
er  ist  insbesondere  nicht  als  Frachtführer  anzusehen');  er 
bleibt  lediglich  Spediteur,  haftet  als  solcher  nach  Art.  380®), 
ist  aber  gleichzeitig  kaufmännischer  Bürge  ^)  und  haftet  inso- 


")  Bei  der  Berathung  des  Art.  300  Abs.  3  preoss.  Entw.  (Prot.  763; 
8.  anten  S.  574)  wurde  bemerkt,  es  lasse  sich  denken,  dass  der  Speditear  statt 
durch  ansdröcklichen  Vertrag  dnrch  Handel^gebraach  za  haften  verpflichtet 
sei,  wie  dies  z.  B.  in  den  Ländern  der  Fall  sein  könne,  wo  jetzt  das  fran- 
zösische System  gelte;  zn  Abs.  3  Art.  357  Entw.  II.  Les.  (nnten  S.  575)  wurde 
das  mit  allen  gegen  eine  Stimme  abgelehnte  Monitum  N.  413  (▼.  Baden)  auf 
folgende  Fassung  eingebracht:  ,.l8t  verabredet  worden  oder  ortsüblich  u.  s.  w.'^; 
denn  (Prot.  4626)  in  manchen  Gegenden  Deutschlands  (so  in  Württemberg  nnd 
Nürnberg;  vgl.  Goldschmidt  Gutachten  S.  107)  öbernehme  der  Spediteur 
regelmässig  auch  ohne  besondere  Verabredung  die  Haftung  für  die  Zwiscben- 
spediteure,  Frachtführer  und  Schiffer,  deren  er  sich  zur  Ausführung  des 
Transportes  bediene;  wenn  es  nun  auch  an  genügenden  Gründen  dafür  gefehlt 
haben  möge,  die  Uebernahme  dieser  Haftung  im  Hgb.  als  ein  Naturale  des 
Speditionsgeschäftes  zu  erklären  nnd  so  zum  gemeinsamen  Rechte  zu  machen, 
so  scheine  es  doch  ungerechtfertigt,  sie  in  denjenigen  Gebieten  abzuschaffen, 
wo  diese  Gewohnheit  bestehe,  wenn  nichts  Besonderes  verabredet  worden. 

')  R.  0.  H.  G.  Bd.  XVI.  N.  94;  V.  Hahn  zu  Art.  384  §.  7—11.  Ander» 
Gad  §.  138  S  285.  Vgl.  über  die  lehrreichen  Verhandinngen  in  der  Nümbg. 
Conf.  die  folgende  Anmerkung  S.  571 — 576.  In  Holland  gilt  der  Spediteur 
im  Falle  einer  dem  Art.  384  Hgb.  entsprechenden  Vereinbarung  als  Frachtführer; 
vgl.  Levy  I.e.  ad  Art.  384;  ebenso,  sofern  nichts  Anderes  verabredet  ist, 
nach  dem  Schweiz.  Entw.  (v.  1876)  Art.  491  h. 

®)  Bei  der  Berathang  des  Art.  300  Abs.  3  (s.  unten  S.  574)  wnrde  vor- 
gebracht (Prot.  7ö2),  mit  dem  Falle  des  Delrredere  für  die  Zwischenspediteure 
und  Frachtführer  hätten  jene  Fälle  keinen  inneren  Zusammenhang,  in  welchen 
der  Spediteur  wegen  einer  Vernachlässigung  der  ihm  obliegenden  Sorgfalt  zu 
haften  habe;  in  solchen  Fällen  hafte  der  Spediteur  nicht  blos  so  weit,  wie  der 
Zwischenspediteur  nnd  Fuhrmann,  sondern  unter  Umständen  noch  weiter  als 
diese,  und  es  sei  kein  Grnnd,  auch  hier  eine  Beschränkung  der  Haftbarkeit 
eintreten  zu  lassen. 

*)  V.  Hahn  I.e.  §.9  fg.  Gar  eis  I.e.  S.  270,  279.  B.O.H.G.  Bd.XIV. 
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weit,    als   die  von   ihm  angenommenen  Zwischenpersonen  ge- 
setzlich oder  vertragsmässig  haften. 

Anmerkung.  In  der  Gonferenz  entspann  sich  eine  Debatte  darüber 
(Prot.  766,  775),  ob  ein  Spediteur  (im  Falle  des  jetzigen  Art.  384  Hgb.)  nicht 
eigentlich  Frachtonternehmer  sei,  oder  ob  in  jedem  einzelnen  Falle  dnrch 
das  Handelsgericht  zu  ermitteln  wäre,  mit  welchem  Geschäfte  die  Thätigkeit 
des  angeblichen  Spediteurs  am  meisV^n  conform  sei.  Von  einer  Seite  wnrde 
angeführt,  in  sehr  vielen  Fällen,  in  welchen  der  Spediteur  im  voraus  über 
einen  bestimmten  Sitz  der  Transportkosten  mit  dem  Absender  oder  Destinatar 
übereingekommen  sei,  denke  Niemand  daran,  dass  der  Spediteur  hindurch 
eiuH  Haftung  für  den  Frachtführer  u.  s.  w.  oder  überhaupt  qIhh  über  die 
Haftang  des  gewöhnlichen  deutschen  Spediteurs  hinaosgehende  flafcbarkeit 
übernehme,  so  dass  der  Vertrag  über  einen  bestimmten  Frachtsatz  eigent- 
lich nar  einem  Nobenvertrage  gleichstehe,  mit  welchem  der  Spediteur  gegen 
ein  A versionalquantnm   zugleich   e:ne    Garantie   dafür    übernehme,    dass     der 


N.  90  S.  277:  Nach  den  Verhandlungen  sei  es  zweifellos,  dass  man  den  Spe- 
diteur, welcher  zu  vereinbarten  Trans portsätzen  die  Kosten  eines  Transportes 
auf  eigene  Rechnung  übernehme ,  für  alle  bei  diesem  Transporte  mitwirken- 
den Zwischenspediteure  und  Frachtführer  haftbar  machen  wollte,  mögen  diese 
mittelbar  oder  unmittelbar  dorch  ihn  bestellt  sein.  Ueberall ,  wo  von  dieser 
Baftnng  die  Rede  sei,  werde  nur  allgemein  von  Zwischenspediteuren  und 
Frachtführern  gesprochen,  und  man  hätte  dabei  hauptsächlich  solche  Fälle 
im  Aa^e  gehabt,  wo  die  Waare  auf  verschiedenen  Transportstrecken  mit  ver- 
schiedenen Frachtsätzen  zu  befördern  sei.  Wenn  bei  der  2.  Les.  (1223,  1224) 
eine  Fassung  beschlossen  worden  sei,  welche  die  Worte:  „von  ihm  erwählten*^ 
enthalte,  so  könnten  diese  Worte  nur  die  Bedeutung  haben,  dass  in  Fällen,  wo 
die  Wahl  des  Zwischenspediteurs  oder  Frachtführers  vom  Absender  oder 
Empfänger  selbst  ausgehe,  die  Haftung  des  Spediteurs  nicht  eintrete. 
Dafür  sprächen  aach  die  Gründe  des  Gesetzes  (s.  oben  Anmerkung).  Man  habe 
erwogen,  dass  in  solchen  Fällen  der  Spediteur  ein  /ebhaftes  Interesse  daran  habe, 
den  Transport  möglichst  wohlfeil  zu  machen  und  die  unzuverlässigsten  Transport- 
mittel zu  wählen,  dass  aber  der  hieraus  für  den  Absender ,  resp.  Empfänger 
sich  ergebenden  Gefahr  nur  dadurch  sicher  begegnet  werden  könnte,  dass  man 
den  Spediteur  für  die  Agenten,  durch  welche  er  den  Transport  bewerkstelligen 
lause,  hbftbar  mache ;  diese  Gründe  träfen  aber  nicht  blos  bei  den  unmittelbar 
und  persönlich  vom  Spediteur  gewählten  Zwischenspeditearen  und  Frachtführern, 
sondern  auch  bei  den  weiteren  Zwischenspeditearen  und  Frachtführern  zu, 
da  es  der  Spediteur  in  der  Gewalt  habe,  anf  deren  Wahl  bestimmend  einzu- 
wirken und  schon  die  allgemeine  Weisung,  welche  er  einem  Zwischeuspediteur 
gebe,  den  Transport  möglichst  wohlfeil  ausführen  zu  lassen,  Anlas.4  sein  könne, 
dass  unzuverlässige  Transportmittel  gewählt  werden;  eben  deshalb  hafte  er 
für  alle  diese  Personen  direct,  nicht  aber  blos  der  Art,  dass  er  nur  in  die 
Yerautwortlichkeit  der  vorausgehenden  Mittelspersonen,  z.  B.  des  selbst  dem 
Art.  384  nicht  unterworfenen,  daher  für  den  Frachtführer  nicht  haftemlen 
Zwischenspediteurs  eintrete.    Ebenso  R.  0.  H.  G.  Bd.  II.  N.  58  S.  347. 
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der  Speditear  die  Haftang  ftir  die  von  ihm  erwählten  Z wisch enspeditenre 
Dud  Frachtführer  übernommen  habe."  —  Für  and  wider  diesen  Antrag  er- 
gaben sich  gleichviel  Stimmen;  der  Antrag  wnrde  in  einer  späteren  (48.)  Sitznng 
(Prot.  1225)  durch  das  entscheidende  Yotam  des  Präsidenten  angenommen. 
Art.  3BI  Entw.  II.  Les.  lautete  demgemäss:  „Wenn  ein  Spediteur  mit  dem 
Absender  oder  EmpfäDger  über  bestimmte  Sätze  der  Transportkosten  sich 
geeinigt  hat,  so  haftet  er  in  Ermangelung  einer  entgegenstehenden  Verein- 
barung ffir  die  von  ihm  angenommene  Zwischenspediteure  und  Frachtführer.*' 
In  dritter  Lesung  wurde  (von  Lübeck)  das  Monitum  N.  420  auf  folgende 
Fassaog  eingebracht:  „Wenn  ein  Spediteur  die  Lieferung  von  Gütern 
nach  einem  bestimmten  Orte  fär  einen  bestimmten  Satz  der  Trans- 
portkosten übernommen  hat,  so  haftet  er  u.  s.  w.**  Denn  nnr  zur  Er- 
leichterung des  Verkehrs  würden  in  neuerer  Zeit  sehr  häutig  die  Kosten 
des  verschiedene  Vermittluneen  erfordernden  Transportes  nach  entlegenen 
Orten  in  einem  bestimmten  Satze  zusammengestellt,  ohne  dass  aber  der 
Spediteur  grössere  Verbindlichkeiten  und  namentlich  die  Haftbarkeit  für  die 
richtige  Ablieferung  hätte  übernehmen  wollen.  Die  Zusammenziehung  der 
Transportkosten  bezwecke  eben  nur,  dem  Dispoaenten  der  Waare  die  Calcu- 
latioii  zu  erleichtere,  ihn  namentlich  zur  Auswahl  des  am  meisten  zusagenden 
Weges  zn  befähigen;  darin  liege  eine  offenbare  Erleichterung  des  Verkehrs 
un<i  dies  solle  man  nicht  erschweren  oder  gar  unmöglich  machen ,  wie  es 
dnrch  die  Auferlegung  einer  solchen  Haftpflicht  geschehen  würde,  welche  der 
Spediteur  selbst  dann  nicht  übernehmen  könne,  wenn  sie  auf  den  Umfang 
beschränkt  würde,  in  dem  die  Transportanstalten  selbst  haften.  Bei  der  Be- 
rathung  darüber  wurde  hervorgehoben  (Prot.  5053),  dass  Art.  361  eine  Incon- 
sequenz  und  ein  unhaltbares  Mischverhältniss  statuire,  indem  er  dem  betref- 
fenden Speditenr  die  Last  aufbürde,  welche  das  Gesetz  dem  Frachtführer 
auferlege,  ohne  jedoch  in  diesem  Punkte  genügend  deutlich  zu  sein  und  dem- 
selben wieder  die  dem  Speditear  zustehenden  Vortheile  einzuräumen;  daher 
werde  die  Aenderung  desselben,  event.  die  Streichung  beantragt.  Dagegen 
wnrde  aber  vorgebracht,  dass  hauptsächlich  im  südwestlichen  Deutschland, 
wahrscheinlich  in  Folge  des  Einflusses  des  französischen  Rechtes,  das  Rechts- 
institut  desjenigen  Spediteurs,  welches  früher  in  Deutschland  allgemeine  Geltung 
gefondcn  habe,  ausser  Gebrauch  gekommen  und  allgemein  hergebracht  sei,  dass 
der  Speditear  dem  Absender  gegenüber  die  Haftung  für  die  den  Transport 
ausführenden  Frachtführer  übernehme  ;  diese  Uebung  werde  der  Handelsstand 
daselbst  auch  für  die  Folge  weder  entbehren  können  noch  wollen  ;  daher  sei 
Art.  361  sehr  werthvoll;  gegen  die  Fassungsänderung  aber  wurde  vorgebracht, 
dass  ein  Speditenr,  welcher  die  Lieferung  der  Güter  nach  einem  bestimmten 
Orte  übernehme,  nur  noch  dem  Namen  nach  Spediteur,  in  Wahrheit  aber  Fracht- 
führer sei.  Es  liege  allerdings  ein  Mischverhältniss  von  Spediteur  und  Fracht- 
führer vor,  aber  nicht  ein  unklares.  Der  Spediteur  im  Sinne  des 
Art.  361  werde  nicht  Frachtführer,  sondern  bleibeSpeditenr, 
nur  dass  er  daa  Delcredere  für  die  Frachtfü hrer  übernehme 
und  dass  es  seine  Sache  sei,  wie  immer,  die  nöthigen  Frachtführer  aufzu- 
treiben. Dies  Verhältniss  werde  mit  Recht  nicht  erst  dann  als  vorhanden  an- 
genommen, wenn  eine  ausdrückliche  Üebereinkunft  der  Partei  vorliege,  sondern 
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schon  dann,  wenn  Spediteur  und  Absender  sich  einigten,  dass  Ersterer  die 
Spedition  des  Gutes  um  diese  oder  jene  festbestimmte  Samme  übernehmen 
solle;  denn  der  Speditear  werde  sonst  zum  Schaden  des  Absenders  sich  der 
wohlfeilsten  und  darum  zugleich  unzuverlässigsten  Frachtführer  bedienen 
können.  Es  sei  selbstverständlich,  dass  der  Art.  keine  Anwendung  finde,  wenn 
eine  solche  Einigung  nicht  vorhanden,  sondern  der  Spediteur  sich  daraof  be- 
schränke, aaf  Verlangen  eine  vorläufige  Rechnung  aufzustellen,  wie  viel  der 
Transport  voraussichtlich  kosten  werde  u.  s.  w.  Der  in  Mon.  N.  420  gestellte 
Antrag  wurde  mit  9  gegen  «5  Stimmen  und  die  Streichung  des  Art.  361  mit 
15  gegen  eine  Stimme  abgelehnt.  Vgl.  auch  die  Berathung  des  Art.  300  Abs.  3 
preuss.  Entw.,  bei  welcher  vom  Referenten  der  —  mit  14  gegen  3  Stimmen  als 
Abs.  3  Art.  324  Entw.  I.  Les.  angenommene —  Antrag  auf  folgende  veränderte  Fas- 
sung gestellt  worden  war:  „IH  verabredet  worden,  dass  der  Spediteur  auch  für 
den  Zwischenspediteur,  Frachtführer  oder  Seeschiffer  haften  solle,  so  beschränkt 
sich  diese  Haftung,  wenn  er  sich  der  Post ,  der  Eisenbahnen  oder  Dampf- 
schiffe zu  bedienen  hat,  auf  den  Umfang,  in  welchem  diese  Transportanstalten 
seihst  nach  ihren  Reglements  haften.''  Bei  der  Berathung  wurde  der  Antrag 
auf  Streichung  gestellt  (Prot.  761),  da  die  Bestimmung  ungerechtfertigt  sei ; 
denn  im  1.  Abs.  des  —  durch  die  Conferenz  veränderten  —  Art.  300  (oben 
S.  539  Note  16)  sei  bestimmt  worden,  dass  der  Spediteur,  abgesehen  von  den  Fällen 
seines  Verschuldens,  für  die  Zwischenspeditenre  und  Frachtfahrleute  gar  nicht 
zu  haften  habe;  wenn  nun  der  Spediteur  eine  Waare  der  Post  oder  Eisen  bahn 
zar  Beförderung  übergebe,  so  werde  gegen  eine  solche  Wahl  der  Mittels- 
personen nur  in  den  seltensten  Fällen  etwas  zu  erinnern  sein  und  also  nicht 
davon  gesprochen  werden  können,  dass  er  sich  eines  Versehens  bei  Ausführung 
seines  Geschäftes  schaldig  gemacht  habe,  daher  der  Fall  kaum  denkbar  sei, 
dass  der  Spediteur  für  die  Post,  Eisenbahn  u.  s.  w.  weisen,  eigenen  Ver- 
schuldens za  haften  hätte;  wenn  aber  der  Spediteur  die  Haftung  für  die 
Mittelspersonen,  obgleich  hiezu  nicht  verbunden,  ausnahmsweise  im  Vertrage 
übernommen  habe,  so  lasse  sich  nicht  absehen,  warum  man  auch  dann  noch 
seine  Haftbarkeit  beschränken  wolle ;  ein  solcher  Vertrag  müs!>e  ja,  wenn  er 
nicht  seine  hauptsächlichste  practische  Bedeutang  verlieren  solle,  gerade  das 
enthalten,  dass  der  Spediteur  sich  dafür  verpflichte,  wofür  die  Mittelspersonen 
an  und  für  sich  nicht  hafteten.  Dagegen  wurde  aber  bemerkt:  Der  hier  be- 
sprochene Satz  habe  nichts  weiter  im  Auge,  als  behufs  Vermeidung 
von  Missdeutungen  den  allgemeinen  Satz  zur  Geltung  zu 
bringen,  dass,  wer  für  einen  Anderen  eine  Bürgschaft  über- 
nehme, nicht  weiter  als  dieser  Andere  hafte.  Der  Spediteur, 
welcher  für  die  bei  der  Waaren  Versendung  betheiligten 
Mittelspersonen  einstehe  —  und  nur  von  diesem  Falle  handle  der  Artikel 
—  solle  nicht  weiter  haften  als  die  Mittelspersonen,  deren  er 
sich  zu  bedienen  habe.  Der  fragliche  Absatz  enthalte  dem- 
nach eigentlich  gar  keine  neuen  Bestimmung  en,  sondern  gebe 
nur  eine  Interpretationsregel  dafür  an  die  Hand,  wie  ein 
Vertrag  zu  verstehen  wäre,  in  welchem  der  Spediteur  für  die 
Post.  Eisenbahn  u.  s.  w.  einstehe.  Die  Aufnahme  dieser  Interpretations- 
regel sei  deshalb  empfehlenswertb,   weil  über  die  Bedeutung  solcher  Verträge 
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öfter  Procease  eDtatandeu  seien.  DaE«geD  bemerkte  Jm  die  Streichang  beantra- 
gende tlitglied,  dass  man  den  fraglichen  AbdalE  kanm  to  verstehen  werde,  duas 
es  sicli  Mei  am  ein«  Art  Z>elcr«<fere-Steheii  handle-,  man  werde  vielmehr  in  dem- 
selben den  Fall  finden,  in  welchem  der  Speditenr  eine  nnbedingts  Haft- 
barkeit bberaehme,  sonach  sich  anch  fär  diejenigen  Kille  verpSichte,  in  denen 
trotz  eines  Verlnstes  oder  einer  Beschäügnng  der  Waare  den  Fahrmana  kein 
VerschnlUen  treffe,  wo  also  der  Speditenr  die  volle  Haftung  dafär  nheraehme, 
dau  das,  vas  der  Versender  aufgetragen,  wirklich  anageführt  verde;  die 
Fassung  des  Entw.  kSnne  dahin  aaegelegt  werden,  daiia  der  Speditenr  im 
Falie  dei  Abs.  ü  dann,  wenn  er  sich  anderer  Verkehremittel  als  der  Foet  n.  ■.  w. 
bedient  habe,  weiter  hafte,  als  diese  anderen  Hittelspetaonen,  also  anch  dann, 
wenn  aich  der  Fracfatführer  wegen  eines  eingetreteuea  Schadens  eiunlpiren 
könnte.  Dagegen  aber  wnrde  von  vielen  Seiten  hervorgehoben,  da-s  ein 
solcher  Scblnaa  keineewege  der  Intention  der  Versammlung 
eutsprecbe  nnd  mit  der  Dnterstellung,  dass  es  sich  hier  um 
ein  ZleJcretfere-Stehen  handle,  gani  unvereinbar  sei.  Zu  Abs.  3 
des  Art.  324  Entw.  erster  Les.  wnrde  der  Antrag  anf  Streichung  gestellt 
(Prot.  1218),  jedoch  mit  9  gegen  6  ätimuen  abgelehnt.  Als  Grund  für  die 
Streichung  wnrde  vorgebracht,  daas  die  angefochtene  Bestimmung  mit  dem 
Principe  des  prense.  Entw.  zusammenhänge,  daes  der  Speditenr  für  die 
Frachtführer  n,  s.  w.  haften  müsse,  während  dieselbe  nehen  dem  Principe 
des  Redactionsentwnrfes  nnd  dann,  wenn  diese  Haftung  freiwillig  über- 
nommen werde,  practisch  nicht  gerechtfertigt  sei.  da  es  in  solchen  Fallen 
meist  gerade  anf  eine  Sichersten ung  des  Versenders  gegen  die  Nachtheile 
•iner  beschränkten  Haftbarkeit  des  Frachtfahrers  abgesehen  sei.  Von  an- 
derer Seite  wurde  fite  die  Streichang  bemerkt,  dass,  da  Abs.  3 
nnr  das  jDeUreiJere-Stehen  des  Spediteurs  mm  Gegenstände 
habe,  derselbe  einerseits  selbstverständlich  sei.  anderer- 
seits durch  ari^um.  ex  confr.  Kn  dem  nur ichtigen  Schlnsse  An- 
läse biete,  als  aolle  der  Speditenr,  welcher  für  andere  Fracht- 
mhtei  delcredere  stehe,  weiter  als  diese,  also  z.  B.  auch  für 
via  major  haften.  Zu  Art.  357  Abs.  3  Entw.  II.  Les.  wnrde  das  —  mit  8 
gegen  5  Stimmen  angenommene  —  Monitum  N.  4I4<(  (von  Württemberg) 
anf  folgende  Fassung  eingebracht  (Prot.  4636):  „Ist  verabredet  worden  o.  s,  w. 
(wie  Art,  324  Entw.  L  l>es.),  so   beschränkt  sich  diese  Haftung,    wenn  sie 

worden  ist,  auf  den  Umfang,  in  welchem  diese  Mittelspersonen  ge- 
eetzlich  od  er  vertragsmässig  selbst  haften,"  Denn  die  jetzige 
FaseDog  gebe  zur  Auslegung  Anlass,  als  müsse  der  Speditenr ,  wenn  er  die 
Haftung  für  die  von  ihm  benutzten  Zwischeuspediteure,  Frachtführer  und 
Schiffer  fibernehme,  weiter  haften  als  diese,  als  übernehme  er  nämlich 
dadurch  zugleich  die  Garantie,  dase  der  Transport  glücklich  werde 
ansgefnhrt  werden ;  diese  Auslegung  sei  nnthwendig ,  weil  ansdrncklich 
angeführt  worden  eei,  der  Spediteur  hafte  bei  gewissen  Tran  Sportanstalten 
nicht  weiter  aln  diese,  lia  es  einer  solchen  Beetimmnag  nicht  bedurfte, 
wenn  dieselbe  bei  allen  anderen  Transportan stalten  gelten  sollte.  Wo  aber 
ein  Spediteur  im  Sinne  dee  1.  nnd  2.  Abs.  (oben  S.  541  Note  16)  vorhanden 
und   von  diesem    eine  Haftung  für  die  Zwischenspeditenre  ,  Frachtführer    und 
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Schiffer  a.  8.  w.  äbemommen   worden  sei,  habe  diese  Vertragsbestimninng.  ab- 
gesehen Yon  dem  Falle,  wenn  der  Zwischenspeditear  von   dem  Hanptspeditenr 
nnr  za  dem  Behnfe  mit  der  Sache  betrant  worden  sei,  am  die   dem  letzteren 
zukommenden  Dienste   zn  leisten,  wo  also  nicht  sowohl  ein  Zwischenspeditear 
als  ein  ünterspeditenr  in  Frage  stehe,   nnr  die  Bedentang    einer  Üeber- 
nahme  des  Deleredere.  Der  Spediteur  verbärge   sich   durch  Ueber- 
nahme  dieser  Haftung  dafür,  dass  der  Zwischenspediteur,   der 
Frachtführer    und  Schiffer   ihren  Obliegenheiten    nachkämen 
und  habe  somit    nicht    weiter    als    diese   zn  haften,    darum  seien 
die  vorgeschlagenen  Fassungsänderungen  gerechtfertigt.  Für  den  Fall  der  An- 
nahme des  Antrages  Mon.  N.  414  a,  worde  beantragt  (Prot.  4627),  wenigstens  die 
Worte :  „oder  vertragsmässig**  zu  streichen,  weil  der  Spediteur  die  Verträge  mit 
den  Zwischenspediteuren,  den  Frachtführern  und  dem  Schiffer  selbst  zu  schliessen 
habe,    und  sich  doch  nicht  dadurch  seine    eigene  Haftung    erleichtern  dürfe, 
dass  er  denselben  einen  Theil  ihrer  gesetzlichen  Haftung  im  Vertrag  erlasse. 
Dagegen  wurde  aber  vorgebracht,  dass  der  Spediteur   unzweifelhaft 
unter  Umständen    Verträge    schliestien    dürfe,    in    denen    dem 
Zwischen  sped  iteur  oder  Frachtführer  ein  Theil   ihrer  gesetz- 
lichen Haftbarkeit  erlassen  werde,  weil  sich  vielleicht  sonst 
Niemand    unter    passenden  Bedingungen   zur  Ausführung    des 
Transportes   herbeilassen    würde,    z.  B.    bei    Transport    einer 
Waare  von  sehr  geringem  Werthe,  für  welche    man    nur  wenig 
Fracht    zahlen    könnte.     Für   solche  Fälle    se  i  die  Verw  eisn  n  g 
auf    die     vertragsnjässige      Haftbarkeit      des    Frachtführers 
n.  8.  w.  vollständig  gerechtfertigt.     Für     andere    Fälle    werde 
aber  ans  dieser  Verweisung   kein   ungerechtfertigter  Schluss 
gezogen  werden  können,  weil  die  Haftbarkeit   des  Spediteurs 
sich     dann    ungeachtet    der   Verweisung   auf    den   Vertrag    im 
Abs.  3    daraus    ergebe,     dass    er    selbst    die    nöthige    Sorgfalt 
nicht  angewendet,    oder    dass  der  Zwischenspediteur    gefehlt 
habe  und    er    für    diesen   Bärge  geworden  sei.     Von  anderer  Seite 
wurde  der  Antrag  auf  Streichung  des   Abs.  3    gestellt  (Prot.  462) ;    denn  der- 
selbe habe  nur  so  lange  Bedeatung  gehabt,    als   in   den  vorausgehenden  Ab- 
>ätzen  die  Bestimmung  enthalten  gewesen  sei,  dass  der  Spediteur  auch  ohne 
besondere  Verabredung  für  die  glückliche   Ausführung  des  Transportes  durch 
den  Frachtführer  haftbar  sei  (Art.   300  preuss.  Entw.,  oben  S.  539  Note  16), 
so    lange  also  die  Haftung  des  Spediteurs  an  sich  grösser  als  die  der  Posten, 
Eisenbahnen  n.  s.  w.  gewesen  sei ;  nur  unter  dieser  Voraossetzung  habe  es  der 
Milderung  des  Abs.  3  bedarft.    Bei  dem  jetzigen  Inhalte  der  ersten  beiden 
Absätze  bedürfe  es  des  Abs.  3  nicht ;  er  wäre  ohne  practische  Bedeutung  und 
nur  misszuverstehen.   Hierauf  wurde  die  Streichung   des  3.  Abs.  mit  8  gegen 
5  Stimmen  beschlossen. 
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des  Commissionärs.     Uebergang  und  Erlöschung  derselben.    387. 

Forderungen  ans  laufender  Rechnung  in  Gommissions-  und  Speditionsgeschäften. 

Pfandrecht  für  dieselben.    288.  557^^ 
Frachtfahrer.     527.  536.  558.  565.  571.  Anm. 
Frachtmäkler.    527*. 
Frachtvertrag.     98*.  527. 

Gefahr  rncksichtlich  des  Commissionsgutes.    497.  499. 
Gegenstand  der  Commission.     124. 

Geld,    Eigenthum  an     dem    von    dem  C!ommittenten  oder    für    denselben    em- 
pfangenen Gelde.     309.  Anm. 
Gelegenheitsgesellschaft.     370. 

Genehmigung  der  auf trags widrigen  Ausführung.     189. 
Genueser  Statut.     19. 
Güterbestätter.    527^ 

Haftung.     Del-cedere-H.     344. 

Hamburger  Staint.     20. 

Handelsgeschäfte  als  Gegenstand  des  Commissionsvertrages.     54. 

Handelsgesellschaft.     74. 

Handelsmäkler  s.  Mäkler. 

Handlungsbevollmächtigte.     64. 

Handlungsfähigkeit.     73. 

Herausgabe.    Pflicht  des  Commissionärs  zur  H.     238. 

Hindemiss  in  der  Ausführung  der  Commission.     380. 

Implicita.     5. 

Tndossirnng  des  Wechsels  durch  den  Commissionär.     519. 

Insertionsspediteur.     568^ 

Institor.    3.  9.  64^  529. 

Instructionen  des  Committenten.     108.  131.  156.  164.  172. 

Irrthum.     207. 

Kosten,  auf  das  Commissions-  und  Speditionsgut  verwendet  vgl.  Aufwand. 

Pfandrecht  für  dieselben.     286.  553. 

Krahnrecht.     17. 

Legitimationspapiere  bei  der  Spedition.     541. 

Limite.     133.  151.  220.  243.  308.  393.  408.  465.  477.  536^^ 

—  Ueberschreitung  des  Limite.     393.  408.  536". 

—  Unbegründete  Ueberschreitung  des  L.    405.  418- 
Literatur  des  Commissions-  und  Speditionsgeschäftes.     30. 
Litzenbrüder.     527*. 

Locatio  conductio  operarum.     48*.  529^*. 

Mäkler.     61.  269 *'^.  527^ 
Magazinage.     249.  549. 
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Mandat.    1.  48.  104.  260".  529. 

handelsrechtliches.    2.  68. 

Mandatum  nngatoriam.     54. 

Maximal-Commission.     132. 

Minderjährigkeit.     73. 

Mittel  zur  Ansfühning  der  Commission  und  Spedition. 


134.  533*.  536^^. 


Nachmänner  beim  Transporte  s.  Vermänner. 
Nachnahme.     524.  559. 

Nachrichten,  erforderliche  an  den  Committenten.     152. 
Negotiornm  gestio.     78.  144.  224.  231. 

des  Commissionärs  insbesondere.     180.  189.  318.  401. 

Nennung  des  dritten  Contrahenten.     500.  502. 
Niederlagsrecht.     15. 

Oekonomische  Vortheile  des  Oommissionsgeschäftes.     35. 
Offerte  des  Committenten.     75.  488. 

des  Commissionärs.    96.  193.  488. 

Ort  der  Ansfahrnng  der  Commission.     144. 

Pacotillevertrag.    47". 

Pauschqnantnm  ffir  Transportkosten.     552.   568. 

Haftang  dabei.    570. 

Perfectionsort  beim  Commissionsvertrage.     97. 
Pfandrecht  des  Commissionärs.     280. 

Spediteurs.     553. 

—    Bangverhältniss  zwischen  den  concarrirenden  Pfandrechten.     563. 
Propregeschäft.    99.  483. 
Provision.    263.  287.  480. 

Delcredere-P.     348.  483. 

Ansliefernngspro  Vision.    425. 

—  —  Recht  des  Spediteurs  auf  die  P.     552. 

Ratihabition  s.  Genehmigung. 

Bechenschaftsablegnng.  Pflicht  des  Commissionärs  zur  B.  233.  341.  472.  477. 

Retentionsrecht.     17  P*. 

des  Commissionärs.     286. 

des  Spediteurs.     564. 

Rücktrittsrecht  des  Committenten.     163.  543. 

Schadensabwendnng  beim  Verkauf  unter  dem  Limite.     400. 
Schadensaufstellung  des  Committenten.    406.  419. 
Schadensersatz.     172.  221.  243. '%49. 

—  —  Recht    des    Commissionärs    auf   Erstattung    des    erlittenen    Schadens. 

245.  259. 

Recht  des  Spediteurs  auf  Erstattung  des  erlittenen  Schadens.     549. 

Schiffsprocureur.     527*. 
Selbstcontrahirung  des  Spediteurs.     565. 
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Selbstcontrahirungsrecht  des  Einkaufs-  und  VerkaufscomaaissiünärB.     452. 

Erlöschung  desselben.    505. 

Separationsrecht  des  Committenten.     337.  342.  362.  539^^ 
Solidarität  mehrerer  Commissionäre.      104. 
Sorgfalt  des  Commissionärs  und  Spediteurs..    89.  209.  533. 
Sorgfalt  eines  ordentlichen   Kaufmannes.    209.  218.  316.  535. 
Spediteur,  Pflichten  des  S.     530. 

Pflicht  zur  Versendung  insbesondere.     535. 

Pflicht  zur  Avisirung.     537*'. 

Pflicht  des  S.  bei  der  Aaswahl  des  Frachtfdhreis  und  Zwischenspediteurs. 

537. 

Pflicht  des  S.  rück  sichtlich  der  Legitimationspapiere  und  Polizei-Vor- 
schriften.    541. 

Pflicht  des  S.  zur  Befolgung  der  Anweisung  des  Destinatars.  543. 

Spedition.  .13.  17.  98*.  176'.  177«.  524.  vgl.  überhaupt  Commission. 

Speditionscommission.     524.  565. 

Speditionauntemehmer.    565  ^  568. 

Speditionsvertrag.    76^  176'.  177«.  524.  530. 

Stadteinlagerrecht.     15. 

Stapelrecht.     14. 

Stare  del  credere  s.  Delcredere. 

Stationsrecht.     14. 

Strassenfahrtrecht.     15. 

Strassenzwang.     15. 

Subsidiäre  Commission.     133. 

Substitution  eine«  andern  Commissionärs.    312.  376- 

Telegraphische  Aufträge.    259".  321*«. 
Tod  des  Committenten.     385. 
—  —  Commissionärs.    387. 
Tradition  des   Commissionsgutes.    434. 
Transportkostensätze  bestimmte  s.  Pauschquantnm. 
Transportunternehmung  s.  Speditionscommission. 

Ueberschreitung  der  Vollmacht  oder  des  Auftrages.  69.  114.  132.  136.  139^ 
155.  160.  166.  181.  409.  422. 

XJmschlagsrecht.     14. 

Unentgeltlichkeit  beim  Commission sgeschäfte.    45. 

Unerlaubtes  Geschäft  als  Gegenstand  der  Commission.    52. 

Unfthigkeit  des  Committenten  oder  CcMnmissionärs  zur  selbstständigen  Ver- 
mögensverwaltung. 389. 

Unmöglichkeit  der  Ausführung   des  aufgetragenen  Geschäftes.     390.  393.  408. 

Verjährung  der  Klagen  und  Einreden  gegen  den  Spediteur.     546. 
Verkauf,  öffentlicher,  des  Commissions-  und  Speditionsgutes.    212.  533. 
Verkaufscommission.     17.  48.  261.  301.  393. 
mit  Preislimito.     224. 
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Yerkanfscommission  Provision  bei  der  Y.     277.  425. 
—  —  Ueberschreitung  dea  Limito  bei  der  V.     393. 

Creditge Währung  bei  der  V.    419. 

Ansliefernngsprovision  bei  der  V.    425. 

Selbstcontrahirun gerecht  des  Verkanfscommissionärs.     452. 

Yerkanfsrecht  als  Realisirang  des  Pfandrechtes.     302.  553  ^ 

Yerlader.     565*. 

Yerlnst  des  Commissions-  und  Speditionsgntes.     216*.  547. 

Yerschweignng  des  Namens  eines  dritten  Contrahenten.     500. 

Yersichernng.    352**. 

Yersicherung  des  Commissions-  nnd  Speditionsgntes.    227.  251. 

Yertragswidrigkeit  bei  Aasfährnng  der  Commission.     160.  181. 

Beweislast  bei  derselben.     172. 

Yerwendnngen  s.  Aufwand. 

Yerzng  des  selbstcontrahirenden  Gommissionilrd.     491. 

Yis  major.     217. 

YoUmacht,  Ueberschfeitnng  d.  Y.     166. 

8.  auch  Excessns  mandati. 
Yormänner  nnd  Nachmänner  beim  Transport.     559. 
Yorschussgewährnng.     143.  251.  253.  261.  287.  383.  420«.  554. 

vgl.  aach  Creditgewährnng. 
Yorsichtsmassregeln  bei  Ablehnung  von  Commissionsofferten.    90. 

Wagenbestätter.     527^ 
Wartezeit  bei  Offerten.    78.  79. 
Wechselgeschäfts-Commission.     511. 
Wechselindossirnng  dnrch  den  Commissionär.    519. 
Widerraf  des  Committeaten.    272.  368.  506.  564. 

Zeit  der  Ausführung  der  Commission.     147. 
Zeitungsdebit.     393. 

Zinsverbindlichkeit  des  Commissionärs.     244. 
Zinsenanspruch  des  Commissionärs.     258. 
Zurückweisung  des  Auftrages.     83.  85. 
Zwischenspediteur.     524.  559. 


Gesetz-Register. 


Die  rechts  stehenden  Grandziffem  bezeichnen  Seiten,  die  Exponenten  Noten. 
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61. 

74. 

65". 

65". 

325. 

2. 

70. 

65. 

65. 

65". 

65. 

131^*». 

245.  370.  380. 

370. 

370. 

245.  370.  380. 

370. 

2. 

2.  43«.  61.  526.  528. 

2.  60.  75.  78.  350. 

60.    . 

53 1^  547. 

105. 

105.  350.  353. 

531«. 

272. 

170". 

44  60.  61.  63*.  76. 206»^ 

258.263.269".  276.550. 

2.  55.  385. 

55.  70.  166".  325. 

298.  376.  398.  424.  428. 

299.  303.  562. 
306.  307**. 
286.  564. 
286.  564. 
286.  564. 

76. 

79.  373". 


Art.  320.   S.    195.  371.  416.  507. 
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97. 

200. 

82".  84.  85.  86.  89.  92. 

93.  94.  253'*. 

98. 

261. 

253.  367*«. 

54. 

193«. 

212  213.221.224  226". 

382.  497. 

545".  557. 

U7*.  497. 

200.  215.  492.  496. 

95.  209^ 

546". 

491.  492.  494. 

405»^. 

41.  49».  56.  68*-».  69.  71. 

327. 

51.82".119".  152. 153*. 
155«.  169.  214".  216*. 
217.  233.  237.  239.  333. 
411.  470.  479.  494.  504. 
539.  573. 

155M61. 162M66.167. 
177».  216*.  471.496. 

136^.  140^  151.  163«. 
177«.  187««  224.32.3.395. 
400.  425. 

136*.  140^  l63^  324. 
399.  408*.  409.  416.  478. 

158.  164^  209.  210.  212. 
213.  214".  382.  390. 
477.  533. 

93.  221.  222.  224.  225. 
477.  535.  562*». 
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Art.  367. 

S.  158.  164^  216.  217.  228. 

Art.  379. 

S.  526. 

477.  535.  539. 

„    380. 

,    177».    315^    533.    539. 

„     368. 

„    239.242.301.334.337^^ 

542»«.  570. 

339.  351.  360.  424.  539. 

:     »    381. 

„    76».  549.  551.  552.  568. 

„     369. 

„    99. 136M42. 143M63«. 

n    382. 

„    553.  559.  561. 

187»°.366.419^421.425. 

„    383. 

„    484".  545«.  551.  565. 

«     370. 

„    98.144.170.170^.344». 

.     «    384. 

„    550».  551.552.  568.570. 

349.  353. 423^  498.  523. 

„    385. 

„    538»*.  545««.  566. 

569. 

n    386. 

„    645".  547. 

r     371. 

„    63*.  76.  247.  264.  268». 

»    387. 

„    177'.  232«.  530. 533. 535. 

269*^271.286.312.322. 

539.  550».  569. 

325.  375.  425.  480.  494. 

.    388. 

„    526.  528. 

549.  550  ^ 

„    389. 

.    528. 

r     372. 

„    206»^  241.  275.  551. 

))         o\f\Jt 

.    527. 

„     373. 

»    515.  518. 

'     n    393. 

»    541. 

r     374. 

„    61.  69.  206»'.  2391  285. 

„    896. 

„    534^ 

297.  299.  302.  305.  325. 

,    405. 

«    544. 

333.  375.  483. 

„    406. 

„    562. 

>.    375. 

„    225.    226".   247*.   262. 

„    407. 

„    90.  90».  210.  213.  562. 

299.  302.  30S.  483.  562. 

,    408. 

„    210.  534\ 

.    376. 

„    154^  243".  37r^  375. 

,    409. 

y,    535'.  553«.  562. 

434.  460.  467.  472.  479. 

,    410. 

„    553«.  559.  561. 

485.  498.  502.  510. 

,    411. 

„    299.  563. 

..    377. 

„   79.  371.  479.  506.  508". 

»    607. 

»    534^ 

510. 

,     „    610. 

,    534^ 

,    378. 

«414.  426. 

1 

1 

TT.  Ungarisclies  Handelsgesetsbuch. 

§.    61. 

S.  74*. 

§.  320. 

S.  84»«.  85»^»«.  90».  96». 

r       62. 

n   246. 

.  327. 

n   261. 

.    72. 

„    131'^ 

n  334. 

«    253.  367*«. 

„  259. 

^    526.  528. 

«  343. 

„   557. 

«260. 

n    78. 

y,  345. 

»    137*. 

.  268. 

„    105^ 

«346. 

»   215.  . 

.  269. 

„    105*. 

n  347. 

;,    212». 

^  270. 

.  l05^ 

;    .  368.») 

„    41-.  68^  71. 

r  284. 

„    76.  258.  263. 

„  369. 

„    152.  161«.  233.  239. 

.  289. 

n    385. 

n370. 

„   224.  395.  400.  409. 

r,  305. 

„    303.  56  a. 

;    »  371. 

„    164».  209.  210.  212.  533. 

„  306. 

„    306. 

»  372. 

„   221.  222.  223»«. 

r  307. 

„    303. 

'    »  373. 

„    164».  216.  228. 

p  309. 

„   286. 

n  374. 

«   301. 

r    310. 

«   286. 

»375 

„    142.  421.  425. 

.  311. 

.   76. 

1    „  376. 

„    144.  349'».  353". 

;,   315. 

«    79. 

«  a77. 

„   76.  247.  2641  351". 

■      -.     ^ 


')  Hier  beKiimcu  die  Artikel  über  das  CommissionBgescliäft. 


..-  :^»^-^- 


— 

586    — 

§.  378.  S.  241. 

§.  391. 

S. 

530.  533. 

„  379.    n   286.  288'».  289»».  299. 

n  392.») 

)» 

528. 

„  380.    „    302. 

1    n  393. 

n 

527. 

„  381.    „   460.  467. 

'    „  396. 

n 

541. 

n  382.    „  79. 

!    „  398. 

n 

565*. 

„  384.«)  „   263.  526. 

„407. 

n 

544. 

„  385.    „   533.  539.  570. 

n  408. 

n 

562. 

„  386.     „    532^ 

'     n  409. 

n 

210.  562. 

„  387.     „   549».  552.  570. 

'    .  410. 

T) 

.210. 

„  388.     „    553^  559.  561. 

„  412. 

n 

559.  561. 

„  389.    „    566^ 

.  413. 

n 

563. 

')  Hier  beginnen  die  Artikel  über  das  Speditionsgeschäft.  Der  in  dt^r  Reihe 
fehlende  §.  383  stimmt  mit  Art.  878  deutsch.  Hgb.  überein. 

*)  Hier  endigen  die  Artikel  über  das  Speditionsgeschäft.  Der  in  der  Reihe 
fehlende  §.  390  stimmt  mit  Art.  386  deutsch.  Hgb.  überein. 


III.  FranzösisGlier  Code  de  commerce. 

Die  mit  einem  Sternchen  bezeichneten  Artikel  beziehen  sich  auf  die  alte  Redaction 

des  Code  de  commerce,   S.  oben  Einleitnng  S.  28. 

Art.  101.    S.  524». 
„    105.     „  210'. 


Art. 

2.    S.   74*. 

» 

91.*  „    41*.  42^ 

n 

92.*  „    41*.  42^ 

n 

93.*  „   40».    282».   287^ 

n 

93.     „  307»^ 

n 

94.    „    74*.  282^  302«». 

n 

95.    „    40».  282^ 

n 

99.     „  539»*. 

n 

100.     n  524». 

IV.  Holländis 

Art. 

76.*)  S.   41*.  42*.  46»«.  55» 

n 

77.     „  325».  326».  327^ 

n 

78.    „  340««. 

n 

79.    n    41*.  42*. 

« 

80.     n     40». 

» 

81.    „  284*.  302*«. 

n 

82.     „  284».  302*^ 

n 

83.     „    40».  284«. 

n 

84.    „    40».  284*. 

n 

85.    „    40».  284*. 

« 

86.*)  „  284*.  524». 

» 

87.    „  538»*. 

y) 

88.     „  538»*. 

» 

89.    „  524».  538»*. 

T» 

90.     „  524». 

n 


108.  „  547**. 

111.  „  512». 

115.  „  512». 

575.  „  337»«.  343**. 


Französisches  Gesetz  v.  23.  Mai 
1863,  S.  40.  282*.  287*.  304". 


Art.   93.    S.  210^ 

n     95.     „  547*». 

n    101.     .  512». 

„    106.     „512». 

„    122.     „  514». 

^     141.     „  512». 

„    143.     „  512». 

„    200.     „  512».  515»^ 

„    240.     „  338»«.  351**. 

361  ••. 

„    241.     „  298*«. 

„    656.     „  317'». 

Holländisches    Gesetz 

V.    4.     jQli 

1874  S.  40».  42^  284*. 

286^  287*. 

288»».  304".  307*«. 

')  Hier  beginnen  die  Artikel  über  das  Commissionsgeschäft. 

2)  Von  hier  bis  Art.  90  gehen  die  Artikel  über  das  Speditionsgeschäft. 
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V.  Spanisches  Handelsgesetzbuch. 


rt. 

4. 

S.    Ji*. 

n 

116.0 

„     41*.  44^  55*. 

n 

117. 

n      76«. 

n 

118. 

„  325^-  326».  327^ 

n 

119. 

„  327».  340'^ 

» 

120. 

»    86'«. 

» 

121. 

„    83'*.  90'.  95». 

» 

122. 

.    90^ 

f) 

123. 

n     77». 

» 

124. 

.  255'«. 

» 

125. 

„  255 ^^  256^^ 

n 

128.»] 

„  116'^  120". 

n 

129. 

„  111".  173». 

p 

130. 

»  345». 

n 

131. 

.  311. 

n 

132. 

»  14P. 

n 

133. 

n    5J2. 

n 

134. 

,  15>».                               ! 

7) 

135. 

„  li!5«.  396^  408'.              1 

» 

136. 

«  312«. 

7) 

137. 

„  270'«.  276»». 

n 

138. 

„  :i48«.  258'».  261«^ 

» 

139. 

„  235'.  244'*. 

» 

140. 

n  237«. 

» 

141. 

„  243'». 

j» 

142. 

y,  311.  523« 

» 

143. 

„  272".  368^  374'». 

» 

144. 

n  387»». 

n 

145. 

n  386» ^ 

» 

146. 

n  216^  311. 

j> 

147. 

„  2W.  311. 

n 

148. 

.  216'. 

Art. 

149. 

S.  211». 

» 

150. 

ff  221«. 

» 

151. 

„  212'«.  222'«.  223 

n 

152. 

„  439'». 

n 

153. 

„  242». 

n 

154. 

„  142'.  424». 

m 

155. 

„  143*.  345». 

n 

156. 

„  SOI»*». 

n 

157. 

ff  421», 

n 

158. 

„    348'».  353»'. 

» 

159. 

ff  244'». 

» 

160. 

„  516'».  521". 

» 

161. 

ff  456». 

"    > 

162. 

ff  456». 

f» 

163. 

„  456».  483»». 

» 

164. 

ff  437'*. 

71 

165. 

ff  437'*. 

n 

166. 

ff  341»'. 

y> 

167. 

ff  341»'. 

» 

168. 

ff  228'. 

» 

169. 

„  283».  287*.  302»^ 

» 

170. 

„  283». 

ff 

171.» 

i 

) ff  283% 

» 

219. 

ff  210'. 

» 

228. 

„  553». 

n 

229. 

„  553*. 

ff 

232. 

„  539'«. 

» 

237. 

ff    76». 

ff 

238. 

ff    76». 

ff 

412. 

„  350»'. 

ff 

432. 

ff  512'. 

ff 

1114. 

„  338'«.  343»*.  »». 

iS 


^)  Von  hier  bis  Art.  171  Kehen  die  Artikel  über  das  CommisBionsgeschäft. 

2;  Die  in  der  Beilie  fehlenden  Art.  136,  187  verpflichten  den  Commissionär  zur 
Ansfähnmg  der  i'ibei'nommenen  Commiflaion  und  zur  Befolgung  der  Instructionen  des 
Committenten.  Ai*t.  126 :  Cuando  »in  causa  legal  dejare  ti  comiaionista  de  cumpHr  uua 
comiaion  aceptada  o  empezada  d  eoacuar ,  »erd  responsable  al  comltente  de  todos  los  danos 
que  por  ello  le  sobrevevgan.  Art.  127 :  El  comisionista  deöe  sujeta  rse  en  el  desempeuo  de 
SU  encargo,  cualqviera  que  sea  la  naturaleza  de  isU,  d  las  instrucciones  que  haya  recibido 
de  SU  cumitente  ;  y  hacUndolo  asi,  queda  escenio  de  toda  responsabtlidad  en  los  accidentes  y 
resultados  de  toda  especie  que  sobrevengan  en  la  operacion.     S.  oben  S.  172,  378. 

3)  Art.  172  erklärt  die  Be»timmuiigen  des  bürgerlichen  Rechtes  über  das  Mandat 
als  suppletorisches  Recht  für  die  Commlssion.   S.  oben  S.  50  Note  l. 

VI.  Portngiesisclies  Handelsgesetzbncli. 


Art.     14.     S.    74*. 


15. 


74*. 


Art.     16.    S.   74». 
ff       17.    „    74*. 


588   - 

- 

rt. 

37.  ^ 

)S.   47^1 

Art. 

81. 

S.  437". 

?5 

38. 

.  325S 

n 

82. 

ff  34P^ 

n 

39. 

„    41*.  42*.  55*. 

n 

83. 

ff  341»^ 

n 

40. 

„    4P.  42«.  57«.  74^ 

n 

84. 

ff  228^ 

n 

41. 

.    76». 

n 

85. 

„  228'.  232^ 

T) 

42. 

.  32 V\ 

n 

86. 

ff    83'«. 

!1 

43. 

„  327^  340". 

» 

152. 

ff      2». 

n 

44. 

n  312». 

n 

162. 

n  312».  318'». 

n 

45. 

«    42». 

n 

167. 

ff  173». 

» 

46. 

„  248«.  258»».  26P«. 

n 

169. 

„  26P«. 

» 

47. 

„  152^  235^  244". 

n 

178. 

ff  173». 

» 

48. 

„  237^». 

» 

179. 

ff  173». 

n 

49. 

n  283».  287». 

» 

180. 

ff  173». 

n 

50. 

„  283».  302»«. 

n 

182. 

ff  173». 

» 

51. 

„  283». 

ff 

183. 

ff  173». 

» 

52. 

„  142  ^  42P-  424«. 

n 

184. 

ff  173». 

;? 

53. 

„  143*.  345». 

ff 

185. 

ff  173». . 

n 

54. 

n    501»^ 

ff 

186. 

ff  173». 

n 

55. 

„  173».  244^». 

ff 

189. 

ff  210^ 

n 

56. 

n      *jv  .   «/v  1 

« 

198. 

„  553'. 

» 

57. 

.    90^ 

ff 

199. 

„  553«. 

» 

58. 

„  255^».  257»^ 

ff 

202. 

„  539'«. 

»7 

59. 

„  243^». 

ff 

294. 

„  243'».  244'*. 

n 

60. 

.  311. 

ff 

308. 

ff  311. 

n 

61. 

„311.  5^3^». 

ff 

322. 

ff  512'. 

» 

62. 

.  14P. 

ff 

334. 

ff    83'^ 

» 

63. 

„  542^^ 

ff 

7B4.» 

)ff    77». 

» 

64. 

»  152^ 

ff 

768. 

ff    42^ 

» 

65. 

r,  125».  396».  408^ 

ff 

769. 

ff    50'. 

M 

66. 

«  312». 

1 

ff 

770. 

„      2«.  45'.  46'«. 

n 

67. 

„  272".  368\  374^». 

ff 

772. 

„      2'.  42^ 

» 

68. 

„  2W.  311. 

ff 

775. 

„  173».  392«. 

» 

69. 

n   216^ 

ff 

781. 

ff  106». 

» 

70. 

«  216^ 

ff 

782. 

„  202»^ 

ff 

71. 

n  211«.  223". 

ff 

783. 

ff  135'. 

» 

72. 

„  212^^  222^^  223". 

ff 

784. 

ff  137». 

n 

73. 

„  439^«. 

ff 

785. 

ff  105». 

» 

74. 

n  242«. 

ff 

786. 

ff  246». 

» 

75. 

„  348^«.  353»'.  359«^ 

ff 

787. 

ff  243'». 

» 

76. 

„  516'».  521". 

ff 

788. 

ff    42«. 

» 

77. 

«  457». 

ff 

789. 

;,    46'«.  270">.  276»». 

» 

78. 

«  457». 

ff 

790. 

ff  2^7'». 

j» 

79. 

„  4o7».  483»«. 

ff 

791. 

ff    76». 

n 

80. 

n  437". 

ff 

792. 

ff  327«. 

>>  Von  hier  bis  Art.  86  gehen  die  Artikel  über  die  CommlBsionäre. 
3)  Von  hier  biM  Art.  839  gehen  die  ans  dem  II.  Buch  des  Hgb.  citirten  Arti  kel 
über  das  Mandat,  die  Commissio  und  die  Consignation. 


—   589  - 

- 

rt. 

793. 

S.    74». 

Art 

.    828. 

S.     6»». 

jt 

794. 

„  261»^ 

n 

831. 

ff      7»». 

» 

795. 

»  100^ 

» 

833. 

ff  114^^ 

n 

796. 

„  100^ 

» 

834. 

n  173«.  392*'. 

» 

799. 

„  106*.  121". 

» 

835. 

ff  375»*. 

n 

800. 

„  106».  121". 

n 

837. 

„  173«.  392*'. 

rt 

801. 

„    81".  147«. 

» 

838. 

f.  437»*. 

» 

804. 

,    83». 

n 

839. 

„      2».  7»».  386»^ 

» 

805. 

„  257''<>. 

n 

851. 

„  354««. 

» 

807. 

„  114*^  117".  119«°.  173». 

i> 

852. 

n  350«». 

» 

808. 

„  399«.  410*. 

fi 

855. 

„  348»».  35P«. 

» 

809. 

,  114»*.  116".  173». 

n 

856. 

„  364*«. 

» 

810. 

„  114«.  116". 

n 

915. 

„  338»«.  361»«. 

» 

811. 

„  116".  137». 

n 

1219. 

„  338»». 

» 

812. 

„  173». 

n 

1344. 

ff  114". 

» 

813. 

«  175*. 

n 

1374. 

n  152». 

» 

815. 

„  322". 

n 

1398. 

n  152». 

» 

816. 

„  116". 

n 

1430. 

„  173«.  392*^ 

» 

818. 

„      2».  368».  389*<^  ". 

» 

1538. 

n   210'. 

» 

819. 

„  368».  375»*. 

n 

1539. 

f,  210'. 

n 

820. 

n  368». 

n 

1540. 

ff  210'. 

» 

821. 

„  368».  370^ 

ff 

1588. 

ff  210'. 

» 

822. 

„  378»^ 

ff 

1769. 

„  228»; 

j) 

823. 

„      2».  386»». 

ff 

1780. 

„  317»». 

n 

824. 

„      2».  386»^  387»*. 

11 

1829. 

„  210'. 

n 

825. 

„  387»*. 

ff 

1858. 

f,  210'. 

n 

827. 

6»» 

VII.  Italienisolies  ] 

Eandelsgesetzbnch. 

rt. 

4. 

S.    74* 

Art. 

78. 

S.   539»«. 

» 

67. 

n      56^ 

» 

84. 

ff    210'. 

r> 

68.») 

„    41*.  46»". 

ff 

88. 

„    547« 

n 

71.«) 

„    42\ 

?f 

90. 

„     246». 

T» 

72. 

„    84»«.  85»».  90». 

ff 

105. 

„    90».  212»^ 

» 

73. 

„    285«.  304»». 

ff 

192. 

„     304»«. 

» 

74 

„    285«.  287«. 

ff 

193. 

„    304»«. 

n 

75. 

„     302««. 

ff 

688. 

n    338•^  343«*' «^ 

» 

76. 

„    285«.  304»«. 

')  Von  hier  bis  Art.  76  gegen  die  Art.  über  das  Commissionsgeschäft. 
0  Die  in  der  Reihe   fehlenden   Art.  69  und  70   stimmen  mit  Art.  77  und  78 
h  o  11  ä  n  d.  Hgb.  überein.  • 

Vni.  Belgisches  Gesetz  vom  5.  Mai  1872. 

Art.    16.   S.  283«. 

ff      17.     „  283«. 
Belgisches  Gesetz  vom  15.  Beehr. 
1872,  S.  74*. 


l-t. 

4.    S.    304»«. 

>f 

12.     „    42*. 

n 

13. .  „    42*. 

n 

14.    r,  283«.  287«. 

ff 

15.     ,  283«.  302««. 

590   — 

IX. 

Oesterreichlsclies  allgemeines  bürgerliclies  Gesetzbuch. 

§.    252. 

s. 

74*. 

§.  1025. 

S.  379»». : 

38Ö»*.  388»».  390*» 

„    378. 

n 

399«. 

n  1026. 

» 

39*.  387»*. 

»    862. 

» 

87«"^. 

„  1035. 

»» 

187*». 

n     888. 

» 

246'. 

„  1036. 

» 

187**. 

188**.  190*- ». 

.    964. 

n 

219^ 

„  1037. 

n 

187*». 

190*-».  192*. 

„  1002. 

« 

49  ^ 

„  1038. 

n 

191». 

;,   1003. 

n 

85^«. 

„  1039. 

n 

189*«' 

*^  205»«.  233^ 

„  1004. 

» 

2*.  50^ 

„  1040. 

V 

188*'\ 

395». 

„  1009. 

n 

166".  233*. 

«  1041. 

n 

184*. 

„  1010. 

>» 

313*.  315» 

318*» 

„  1086. 

n 

50*. 

n    1011. 

» 

105^ 

„  1087. 

n 

50*. 

„  1012. 

» 

233  ^ 

;    „  1088. 

jt 

50*. 

„  1013. 

» 

63^  240*.  381". 

„  1152. 

n 

276»*. 

n  1014. 

» 

249«.  255". 

260». 

„  1155. 

» 

269**^. 

„  1015. 

n 

260". 

1     n   1191. 

» 

131*«. 

r,    1016. 

» 

166*«.  196" 

.  205»«. 

„  1200. 

n 

237*». 

V  1017. 

n 

39*.  166" . 

n   1311. 

» 

187*». 

„  1018. 

n 

73'. 

„  1364. 

» 

258»*. 

364*». 

„  1020. 

fi 

368*. 

„  1365. 

n 

257»«. 

„  1021. 

t> 

378".  379. 

;    »  1371. 

n 

307»^ 

„  1022. 

» 

2*.  386»*.  387". 

n  1415. 

n 

341»*. 

„  1024. 

» 

389*^ 

n    1416. 

1) 

34P*. 

X.  Allgemeines  preussisches  Landrecht. 


I,    5. 

§• 

20. 

S. 

74*. 

I,  11. 

» 

511- 

•526 

1.    S.    50*. 

I,  13. 

» 

5. 

S. 

49*. 

» 

7. 

7» 

76». 

ff 

11. 

7) 

76». 

n 

15. 

n 

85*». 

D 

16. 

V 

85*». 

n 

17. 

n 

85*«. 

r» 

29. 

n 

73». 

» 

30. 

V 

73«. 

r 

31. 

T 

73». 

n 

32. 

V 

73*. 

» 

33. 

Tt 

73». 

n 

34. 

ti 

73». 

9» 

35. 

« 

73». 

» 

36. 

n 

73». 

V 

38. 

n 

315«.  318*». 

TT 

39. 

n 

313*. 

» 

46. 

n 

315«. 

Jl 

47. 

fi 

313*.  315«. 

I,  13.  §. 

62. 

S. 

240*. 

» 

63. 

» 

240». 

r» 

65. 

n 

249«. 

» 

66. 

» 

249«. 

» 

67. 

yi 

249«. 

n 

68. 

n 

249«. 

» 

69. 

n 

249«. 

» 

70. 

» 

255  *^ 

» 

"74. 

1) 

2*  50'. 

» 

75. 

n 

2*.  50*. 

n 

76. 

97 

2*.  50*. 

n 

77. 

» 

2*.  50*. 

» 

78. 

n 

2*.  50*.  276»*. 

n 

79. 

7> 

'Z\  50*.  276»*. 

n 

80. 

n 

26ü»\ 

fi 

81. 

n 

260»». 

» 

öt 

» 

252*'. 

n 

83. 

n 

281». 

» 

142. 

j» 

205»*. 

» 

150. 

» 

166*». 

591    — 


>     „,  '7...  4  v,  <■ 


»( 


I> 

13.  §.  151. 

S. 

166". 

„  159. 

T> 

368^  378". 

,  160. 

n 

378". 

„  163. 

n 

270^^ 

,  171. 

» 

166". 

,  173. 

» 

378". 

.  174. 

j» 

378". 

„  178. 

n 

378".  379". 

»  182. 

n 

377^^ 

„  185. 

V 

37  r. 

,  186. 

n 

2^  387»». 

=,  187. 

» 

387".  388". 

»  188. 

» 

386»^ 

.  191. 

n 

385»«. 

n  196. 

» 

389*^ 

„  197, 

» 

389". 

„  198. 

« 

390". 

»  199. 

n 

389*^ 

,  200. 

» 

387»\ 

„201. 

ff 

105*. 

„202. 

ff 

105». 

„  203. 

ff 

105^ 

.  211. 

ff 

246». 

n    Äi>4. 

ff 

190\  191*. 

„235. 

• 

190^  191». 

,  236. 

ff 

190S 

I,  13.  §. 

237. 

S.  189". 

ff 

238. 

»  190^ 

ff 

239. 

„  190^  205". 

» 

240. 

ff  196". 

ff 

241. 

„  196".  205" 

ff 

247. 

„  205". 

ff 

248. 

„  205". 

ff 

249. 

„  188".  395». 

ff 

250. 

„  188".  395». 

ff 

256. 

„  189". 

ff 

257. 

„  189"'  ". 

I,  14.  „ 

135. 

«  233^ 

1 

136. 

ff  235». 

1              » 

137. 

ff  235^ 

ff 

143. 

ff  233^ 

1 

ff 

144. 

ff  233^ 

1              " 

157. 

ff  237". 

I.  17.  „ 

215. 

ff  131  ^^ 

ff 

219. 

„  232^  237". 

1 

1                            » 

220. 

„  237". 

1 

ff 

221. 

ff  237". 

ff 

222. 

„  237". 

ff 

223. 

n  237". 

1  II,    8.  „ 

477. 

ff    74*. 

;  II,  18. . 

807. 

ff    74\ 

XI.  Sächsisches  Gesetzbuch. 


^.    788. 

S. 

166". 

ff  1017. 

ff 

280»« 

ff  1291. 

ff 

50^ 

ff  1292. 

ff 

50^ 

^  1293. 

ff 

50^ 

ff  1294. 

ff 

50^ 

r,  1295. 

ff 

2*.  49^ 

r  1297. 

ff 

76». 

r  1298. 

ff 

85". 

„  1299. 

ff 

2*.  50^ 

„  1304. 

ff 

lll*\ 

y,    1305. 

n 

415«. 

^  1307. 

ff 

313*.  315». 

„  1308. 

ff 

315».  318". 

r  1309. 

ff 

315». 

^  1310. 

ff 

240^ 

r    1311. 

ff 

243". 

§.  1312. 

S. 

233*'*. 

„  1313. 

n 

105». 

ff  1314. 

ff 

249».  255". 

„  1316. 

ff 

346».  260»». 

ff  1317. 

ff 

39*.  J66*-. 

r,    1319. 

ff 

368  ^ 

„  1320. 

ff 

370».  37r. 

n  1322. 

ff 

378". 

ff  1324. 

ff 

2».  386»^  387»* 

„  1325. 

ff 

387»*.  388»». 

„  1326. 

ff 

39*.  3ö7»*. 

ff  1327. 

ff 

39*.  387  »•. 

„  1340. 

ff 

205»^ 

n  1342. 

r 

184*. 

n  1345. 

n 

191». 

„  1346. 

ff 

189  *^ 

„  1348. 

ff 

189"'". 

592    — 


§.  1355.    S.  188^^ 
1394.    „   233 ^ 


n 


))     lü«7Ö.        jf      idöö   . 


§.  1396.  S.  233^ 
„  1466.  „  364«. 
„  1470.  „  257^^. 


XII.  Fran  zösischer  Code  civil. 


Art.  487. 

S. 

74*. 

Art. 

1995. 

S. 

105^ 

n  1109. 

» 

207". 

» 

1996. 

n 

243*«. 

.  1117. 

» 

207»*. 

» 

1997. 

» 

166**. 

„    1166. 

» 

327*. 

n 

1998. 

» 

166**.  205~- 

„  1202. 

n 

105«. 

n 

1999. 

n 

2*.  50*.  240«. 

„  1251. 

» 

283^ 

n 

2000. 

» 

261*^ 

„  1308. 

» 

74*. 

n 

2002. 

» 

246*. 

„  1372. 

» 

76«.  189'«-  "•  ". 

t) 

2003. 

n 

2*.  368*.  378".  387". 

„  1373. 

» 

189^^ 

389*«^  **. 

n  1374. 

n 

189". 

9 

2004. 

» 

368*. 

„    1596. 

n 

456*. 

n 

2005. 

n 

39*.  368^ 

„  1850. 

n 

13P«. 

» 

2006. 

n 

368*.  370«. 

„  1984. 

n 

49^ 

r) 

2007. 

n 

378*^  381". 

„  1985. 

n 

76». 

n 

2008. 

n 

387". 

„    1986. 

1} 

2*.  50S 

n 

2009. 

n 

39*. 

„  1990. 

n 

73». 

!   rj 

2010. 

n 

387".  388". 

„  1993. 

» 

240\ 

n 

2078. 

n 

307". 

„  1994. 

n 

313*.  316» 

318^». 

1 

1 

?:iii. 

Italienisclier  Oodice  civile. 

Art.  317. 

s. 

74*. 

Art 

1748. 

n 

313*.  318". 

n         318. 

» 

74*. 

» 

1754. 

n 

249«. 

r,    319. 

» 

74*. 

n 

1757. 

» 

2*.  387".  388".  389*^'**. 

«  320. 

» 

74*. 

V 

1759. 

n 

39*. 

„  1234. 

» 

327^ 

^ 

1760. 

n 

370«. 

n  1737. 

» 

42*.  50^ 

n 

1761. 

n 

378*^ 

„  1738. 

n 

^i :  ■'. 

1 

1985. 

n 

285*. 

^  1739. 

n 
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